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lleber die Fulturbiftorifche Bedeutung unferer Städte. 


Vortrag, gehalten zur Feier bes ſiebenhundertjährigen Iubiläums der Stadt Münden *) 
von Frauz Löher. 
En feierlichen Tagen, am welche fich die Weihe und bag Andenken ber Jahr⸗ 
ze nüpft, blickt uns die Geſchichte machtvolfer und tiefer in die Augen. 
ann {ft es nicht bloß Feſtjubel und Lebensfreude was und bewegt, fondern der 
eigentliche Inhalt des Tages tft der Hiftorifche Gedanke. Vor unferm Geiſte 
fteht die lange Neihe- Hochgefinnter Fürften, denen München bis zum heutigen 
Tage fein Beſtes und fein Größtes verdankt, — aus dem Mittelalter winkt uns 
die ganze herrliche Städtegefchichte Deutfchlands herüber, — und die Gegenwart, 
in welcher München unter dem deutſchen Städten empor ragt wie eines der Ge— 
Birgehäupter über die taufend Höhen und Hügel, diefe Gegenwart richtet an den 
Denker ihre — Fragen. Stellen wir uns alſo die großen Kulturgedanken 
Hat, welche die Geſchichte durchziehn wie die Metalladern unſere Berge, und 
exmeſſen wir daran, ob dieſe deutſche Stadt nur den Goldglanz eines reichen 
ze oder wieder einen Weihetag feiert eines frifchen weitaufblühenden 
en, 


Münden beginnt fpät und befcheiben, gleichwie zu gleiäher zwei atıbere 
Stäptefeime, Wien und Berlin. Längft ſchon arbeiteten bie B tgerfchaften in 





*) Die Mittheilung dieſes in der Feſtverſammlung im großen Rathhaus ⸗Saale am 28, 
September v. 3. gehaltenen überaus amiprehenden Bortrags (vergl. Rovemberheft pro 1858 
6. 1029 ff.) verdanken wir ber bejondern Güte des erften Bilrgermeiflers ber Haupt · und 
Reſidenzſtadi Münden, Herrn von Steinsdorf. Wir glauben ben neuen Jahrgang nicht wür- 
biger einleiten zu men, al® indem wir von ber erhaltenen Erlaubuiß Gebranh machen und 
biefen Vortrag unferm geehrten Leferkreife übergeben. Der Herausgeber. 
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pfalzen daran, Chr naturgemäßes ſtädti⸗ 
ſich ft ein deutliches 


2 
ben ee B t 
ſches Weſen sen, aldsa t X a 
Bild zeigt, 1 ER | — — j sen, jener große Welfe, 
deſſen rafche Hand fofort zur That machte, was fein ſtaatskluger Sinn für zeit- 
gemäß bielt. Das Verjchütten der Salsquellen zu Dldesloe, das Niederreißen 
der Föhringer Salzbrüde war zur felben Zeit entjcheidend für die fiädtifche Be— 
deutung von Tübel und Minden. 
— *— Se waren s Wolfe 2 A Ir andern dürften jener Zeit 
o eiftige Städtegrümder? „Weshalb fültten ſich damals uch die. 
Stäbte täglich u rgerm er Sie alle folgten —449 rgeſ⸗ 
fichen Zuge, der das ſtadlebauende Zeitalter hervorrief. Das Feudalprinzip hatte 
feinen Höhepunkt erreicht, e8 hatte Alles entwicelt was an fruchtbaren Bildungs- 
feimen in ihm flag, — jett wo das Lehnsweſen zu erftarren anfing, übernahm 
ein anderes Prinzip die Führung der Zeit, das nenojjenfchaftlihe oder Korpora- 
tionsprinzip, welches fortan zahllofe Verbände jchuf der verjchiedenjten Stände 
und Parteien, am mächtigjten und dauerndften bie Eidgenofjenfchaften der 
Stabdtbürger. 

Schon bald nach den Kreuzzügen begann die Wanderung der Mittel- 
Haffen in die Städte. Sie fahen dort die Freiheit der germanifchen Land— 
gemeinde wieder erjtehen, welche auf dem offenen Yande unterging: das vor allem 
trieb fie in die Städte. Denn ber Lehnsftaat- hatte alle öffentliche Gewalt in 
fih anfgefogen und hatte fie zugleich vertheilt zum Familienerbe unter eine Glie> 
derung von hohen und niederen Herrenz dadurch wurden bie freien Hofbefiger 
nach und nad verwandelt in Schuß» und Gerichtsgehörige eines Erbherrn. Sol- 
hen Looſes erwehrten ſich die Bewohner der Städte, ftark durch Gemeingeift, 
Waffenübung und Reichtum. Staatsfluge Fürften aber fanden in den Bürger- 
ichaften das Gegenwicht wider fejlellofe Grafen und Bannerherren, und die reichen 
Einfünfte aus dem jteigenben Gewerbs- und Handelöverfehr, ſowie die Sicher- 
heit, Bildung und Gefelligfeit in den Städten famen dem Fürften wie dem gan- 
zen Sande zu Gute. So Ph e8, daß zur Zeit der Hobenjtaufen auf allen 
Punkten und mit großer Schnelligkeit fih lange Häuferreihen hinter Mauern 
ae —— erhoben, wo man bisher nur Adelsburgen, Klöſter und hörige 

örfer ſah. 

Daͤmit war zunächſt ein Damm geſetzt der Zerſplitterung des Landes in 
immer mehr unabhängige Herrſchaften, bei welcher das Feudalprinzip enden 
mußte. Jedoch noch vollſtändiger verzehrte ſich die Feudalbildung im Schooße 
der Bürgerſchaften. | | 

Alle Städte ftanden nämlich unter den Grafenrechte eines Herrn, 
und ihre Bewohner zerfielen in berſchiedene Maffen Freier und Höriger, 
von bemen iu ihre eigenen Standesrechte und Nichter Hatte. Nun wurde. die 
Kaffe der ſog. Schöffenbarfreien, welche noch ihre eigene unbelaftete Hufe befaßen 
— jolche waren z. B. in München bie Freimänner Peijfenberger, Pültriche, 
Sendlinfer, Wilprechte u. ſ. w. — dieſe Grundfreien wurden ber Fern, an wel» 
hen fih nach unten hin bie weniger begünftigten Klaſſen anfegten, und ber nach 
oben bin wachjend alles Befchränfende abftieß. Es entjtand in den Städten ein 
unaufhörliches Drängen und Arbeiten von unten nach oben, welches zur Folge 
hatte einerjeits, daß die Staädte fih aus ver Herrichaft ihres oberften Grund 
und Gerichtsheren mehr oder minder Tosjchälten, ambererfeits, daß ihre Be 
— verſchmolzen zu einer einzigen freien und aleichberechtigten ‚Bür: 
gerſcha 





a 73— 





Charakteriftifch trat auch ber damaligen Gefellfchaft der Stadtfrieden 
entgegen. Ruhige feite Infeln auf unfiherm Meere, — fo erfehienen in jenen 
fehdeerfüllten Zeiten die Städte, jede als eine erweiterte zufammenhängende Burg, 
deren zahlreiche Beſatzung fofort ftreitluftig auf Mauern und Zinnen jtand, wenn 
bes Thürmers Horn einen Feind ankündigte, — im Innern aber ber weiten 
Stadtburg herrſchte beftändiger Frieden und ftreng georbdneter Verkehr. Denn 
gleichiwie, wer in ein Burgthor trat, fein Schwert in ber Scheide und das Haus- 
recht im Reſpelt lajfen mußte, oder gleichwie auf einem Mearkte, fo lange des 
Königs Handfhuh, das Symbol feiner bewaffneten Hand, ausgeſteckt war, alle 
Fehde rubte: fo follte auf dem Raume, den die Stabtmauern umfchloffen, ein 
beftändiger Burg» und Marktfrieden herrſchen. 

Das Weichbildrecht, — denn fo hieß das Ganze von alten und neuen Ein- 
richtungen, welche in dem Weichbilde einer Bürgerfchaft, das ift in dem Rund- 
bilde ihrer Stadtflur, beftanden, — Dies eigenthümlich ftäptifche Recht übte einen 
Zauber aus, der zulegt bie mittelalterliche Welt ummandelte. Aeußerlich waren 
auch die Städte nichts anderes, als Heine Gebietsherrſchaften, welche felbftfüchtig 
nah möglichft viel Befig und Vorrechten trachteten, — ihrem ganzen Wejen nach 
waren fie die Träger des neuen politifchen Gedankens, deſſen fchöpferifche Macht 
fi in ben drei Forderungen zufpigte: daß das Land nicht in lauter Baronien 
zerfpfittert werde, daß die Bürger, herrenfrei an Leib und Gut, fich ſelbſt vegie- 
ren follten, und daß ein Landfrieden herrſche ohne Fehden. 

Diefe ftaatbildende Macht der Städte war entjchieven bie hervorra- 
genbfte Seite ihrer Bedeutung. Daneben ftand ihre voltswirthichaftliche und ihre 


ge Bedeutung. 

In volkowirthſchaftlicher Beziehung erhob fih in ben Städten bas 
bürgerliche Gewerbe, und ſchuf einen Befig und Werth, der bloß in Geld und 

enlichem Gute beftand und jegt einen neuen Faktor bildete neben dem bisher 
allein geltenden Grundbefige. Folge davon war umter andern hie Ausbildung 
des Bertragsrechtes und die Annäherung an römische Anſchauungen. 

In geiftiger Beziehung wurden die Städte die Trüger der allgemeinen 
Rulturbewegung. Die Wiſſenſchaften und Künfte, die Poefie und Literatur ver 
ließen ihre umfriebeten Stätten in Klöftern und Hofburgen, ſammelten fi hinter 
den Stadtmauern und nahmen bürgerlichen Charafter an. Der ſtädtiſche Geift 
wirkte weiter in den zahlreichen technifhen Erfindungen, in dem Wiederaufblühen 
der antifen Bildung und der Stiftung ber Univerfitäten, bis tief in die Refor- 


mationgzeit hinein. — 
An all diefen ftäptifchen Aufgaben nahm München lebhaften AntHeil. Sein 
—— ausgebildetes Weichbilprecht theilte es andern bayeriſchen Städten 
mit, und eifrig verkehrte es im italieniſchen und Donauhandel. München hatte 
nach dem Falle feines Gründers das feltene Glück, daß es fortwährend bei einem 
Fürftenhaufe blieb, in welchem es Exbpolitit wurde, bie Städte zu fürbern und 
fich treu zur Seite zu halten. Was andere Bürgerfchaften ſich mit ven Waffen 
erfämpften, erhielt München als freie Gabe leicht von feinen Fürften, und es ift 
nicht wenig merfwürbig, wie frühzeitig, Har und folgerichtig ſich bier Der bama- 
fige Städtegeift ausprägte, z. B. in ven drei Bürgerfolfegien, welche bas jtufen- 
weife Auffteigen ber drei verfchiedenen Klaſſen, der alten Schöffenbarfreien, ver 
neuen Rathsgeſchlechter und ver Zunfthandwerfer, bezeichnen, — in dem echte, 
daß fein Stadtrichter ohne der Bürger Rath und Willen zu beftellen ei, — in 
der umbejchränften Freiheit der Bürgeraufnahme, — in ber Freiheit der Bürger 
gegen alle und jede Pfändung, wodurch fie vor Fehdeangriff gefhügt wurden, — 
1 * 


a 


fermer in: einer ftehenden Baubehörbe, — ſogar in einer algemeinen Einfommen- 
fteuer, von welcher unter allen Bewohnern des Weichbildes nur die Hofbeamten 
frei waren. Bei ſolcher Gunft feiner Fürften ftrebte Münden nicht nach Unab- 
hängigfeit, es beſaß ja das Weſentliche der reichsſtädtiſchen Freiheit. Seine 
Stellung ift darin eine ganz ähnliche, wie bie der meilten Hanfeftäbte. 

Damit ift auch. feine Haltung für den ziweiten Abfchmitt der Städtegefchichte 
bezeichnet, welcher ihre Blüthezeit umfaßt und von der Mitte des breigehnten 
bis zur Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts reicht. Gleich nach Abgaug ber 
—— handeiten die deutſchen Städte im vollen Bewußtſein ihres Prinzips, 

e fuchten ihre Eingenoffenfchaft über die Stadtmauern auszubehnen, indem fie 
auswärts wohnente Grundbefiger in den Vürgerverband aufnahmen, und fie ver- 
bünbeten jüch, um ben Frieden ihres Weichbildes auf das ganze Reich zu über: 
tragen. Ihre vheinifchen, ſchwäbiſchen und Hanſebünde zogen ji burd bie 
weiten dentjchen Lande wie Ketten non mächtigen Bollwerten, um überall den 
Yanbdfrieven und das Kaiſerrecht zu ſtärlen. Die bayerijchen Städte fanden orb- 
nenb und helfend nur zu ihrem eigenen Lande und Herzoge, exit unter Kaiſer 
Lubivig treten fie mitentjcheivend in ber Reichsgeſchichte auf. Das vierzehnte 
Jahrhundert war das goldene Zeitalter unferer Städte, und in dieſer Blürhezeit 
ftanden fie niemals höher an Macht und Glanz, an Fülle von Bürgern und 
Schäsen, als unter Kaifer Ludwig, dem Städtefreunde voll Rechtsſiun und Mile, 

Seine Hauptſtadt München lag ihm bejonders am Herzen. Er erklärte fi 
zum Schirmberrn —7* Bewohner durch das ganze Reich hin, beſtätigte auf das 
ergichigite ihre Freiheiten, forgte, daß Handel und Gewerbe ihnen Geld und 
Wohlleben brachten, erweiterte und befejtigte die Stadt und jchmüdte fie aus, 
damit fie ein würdiger Kaiferfig werde. So freite er auch unfern Marktplag 
und gebet, daß kein Haus ihn fortan einenge, damit, wie der Kaifer ſagte, ber 
Münchner Marktplag „deſt luftjamer und deſt ſchöner und beit gemacdjamer ſei 

en Bürgern, Gäften und allen Leuten“. Das danken wir dem Kaiſer noch 

eute, und das haben ihm all die ſchönen Frauen gedankt, welche jemals zur 
Sonnwenpfeier ihre Tänze auf dem Marktplatz aufführten oder aus deſſen Fen—⸗ 
ftern herabſchauten, wenn Fürſten und Nitter in ihren Helmbüſchen auf dieſen 
fhönften aller Zurnierpläge rüdten und die Lanzenſplitter über den Fiſchbrunnen 


flogen. 

Der Kaifer aber erfuhr auch die unerfchütterlihe Treue und Hülfe ber Städte. 
Seine Kriege waren Prinzipienlämpfe, zwifchen ber feudalen und ber bürgerlichen 
Partei. Landadel und Patrizier ftanden zu ihren ritterlic glänzenden Banner 
führern, den öfterreichifchen Herzogen, die Bürgerfchaften zu ihrem bochherzigen 
Kaifer. Zweimal waren es hauptfächlih die Städte, welde bie öſterreichiſche 
Macht danieder warfen, bei Gammelsdorf und bei Ampfing, und noch im vorir 
gen Jahrhundert ſchauten die Münchner Bäder mit ftillem Stolze auf ben Spruch 
an ihrem Zunfthäuschen im Thal, der aljo Inutete: 

Bei Mühldorf da gefhah die Schlacht, 
Unglüd thät ob dem Kaiſer jchweben, 

Der Feind hätt ihn gar hart umgeben. 

Da ſolches die Bäckerknecht erſahn, 

Thäten fie ſich dem Kaiſer nahn, 

Trieben mit ihrer Gegenwehr 

Zurücke das öſterreichiſch Heer 

Und erretteten ben Kaiſer bald, 

Gewanuen die Schlacht mit großer Gewalt. 
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Dranf der Kaiſer ihnen mit Zier 
Den Adler feet im ihr Pamier. 

Raijer Ludwig’ te harte Zeit begann, als von Avignon aus Bauu ımb 
Interdilt Kaiſer und Reich heimfuchten. Nie hatte an einem päpftlichem Spruche 
das Recht der Kirche weniger, nie größeren Antheil die Politit franzöſiſcher und 
ei iſcher Reichefeinde. Die Augen von ganz Europa richteten fich nach 
Münden, dem Afpl_verfolgter Denker. Was wird der Naifer thun? Muß er 
nicht nachgeben? So fragte mar aller Orten; bemn wildes Parteigewühl um— 
drohte ihn wohin er blickte. Ludwig miberftand: als fo viele Fürften von ihm 
abfielen, hoben die Städte ihre Schilde und Schwerter um fo höher. Für fie 
war bag Ende biefes Kampfes, daß bie Patrizierherrfchaft überall gebrochen 


urde. 

Seit Ludwig dem Bayer fanden die Städte nie wieder einen fräftigen An—⸗ 
halt am Kaiſer und ſeitdem kämpften fie läffiger und in wereinzelten Bünden. 
Auch für München kamen trübe Zeiten, jest erſt tobten bier Zumftlimpfe, afs Die 

je ſich um feinen Beſitz ftritten, und ihnen gegenüber die Stabt fehr ent» 
ſch ihre Rechte behaupteie. Noch ein zweites Jahrhundert aber beftand die 
Stadtemacht blühend und ungebrochen: dann erft begann fie zu ſinken, doch nur 
langſam und allmählig. Denn wie von geſunden Eichen, ließ ſich von dem deut⸗ 
ſchen Städten ſagen: zweihundert Jahre wuchſen fie, zweihundert Jahre ſtanden 
fie, zweihundert Jahre vergingen fie. Der wehevolle dreißigjährige Krieg füllte 
endlich eine * der andern, gleichwie in einem Trauerhauſe ein Licht nach dem 
andern aus 

Dean Hat vielfach in den innern Kriegen und darin, daß bei Entdeckung ber 
neuen Seewege ber Welthandel Deutſchland verließ, die Urſachen des Sinfene 
unferer Städte gefehen. Alfein dehnten fih Holländer und Enplänber nicht 
auf der See aus, bildeten fie ſich nicht eine nationale Hanbelspofitit, während 
in ihrem Sande ſchwere Kriege mwütheten? Was Hinderte denn bie Deutfchen 
ein Gleiches zu thun? Sie und die Italiener Hatten ja noch dem Wortkeil per 
Beften Flotten und Kapitalien. Der Schaben aber faß im Heyzem unjerer Städte 
ſelbſt. Für fie war ihr politisches Lebensprinzip taub geworben, bamit verforem 
fe die elaſtiſche Kraft, fi auszubehnen und Wiverftand zu leiften, fie ftectten 

hre Kapitalien in Grundgüter und ihre Gedanken in Glaubensfragen. Eine nee 
Kulturmiacht umzingelte w auf allen Seiten und untergrub und zerſchnut pie 
Wurzeln, aus denen fie Leben und Gebeihen fogen: der moderne Staat, Unb 
das war nothwendig und heilſam. Denn endlich mußte man doch heraus aus 
der engen Kind Heinlichen Staatsbildungen des Mittelalters, von denen inmter 
eine ih bie andere geſchachtelt und das Ganze überwölbt war von den ftets flüffi« 
ger und unbeftimmten Getvalten der Kaifer und Könige, Nur große einheitliche 

e Staaten, mit gleichem Haren Recht für alle Bewohner, wit alltiw 
—— Ordnung, — nur fie konnten jetzt dem erwellerten gelitigen Horse 

m das aber nicht diefelbe Idee, welche in unſern Stäpten zuerft geteimt 
und fen war? Nur in ganz anbern Dimenfionen verlangte fie jetzt 
ſich zu betätigen, und dem konnten die Städte ebenfo wenig gerecht werben, als 
—— Ritter vom vier ober fünf Dörfern. Kleinſtaaten im Reiche moll- 
ten bie Städte bleiben, und fie blieben nichts als Schattenbilver einer ruhmvollen 
enheit. geiftigen Inhalt Hatten fie ausgegeben, ihr Leib eritarrte, 
und Alies, was guet gepflegt, auch Solbheere und römifch Recht, wandt⸗ 
ſich jetzt gegen ſie. geiſtreiche Weltfahrer Aeneas Sylotus lonnte einft nicht 


ö 


genug rühmen, wie in ben beutfchen Städten alles fo frei und ftol und freudig 
jei, und Frierrich der Große, der Hochmeifter des modernen Staates, ſprach voll 
Verachtung über die Gerichtsfprüche „alberner Schöppen, Meifter, Gerber, Schufter 
und Schneider”. Er hatte Recht, im Staate, wie er fich einmal geftalten mußte, 
war fein Raum mehr für die Städte des Mittelalters. 

Jedoch wohl für die Städte per Neuzeit! Diefe begannen eine völlig 
neue Periode, welche man als die britte im weltgefchichtlichen Stäbteleben bezeich- 
nen muß. In der antifen Welt machte die Stadt den Staat, — im Mittel: 
alter waren die Städte mit Fürften und Herren die Träger des Reiches, — im 
modernen Staate find fie nichts als lebensvollere Glieder deſſelben. 

Wie einft der Lehnsftaat in der römifch-germanifchen Welt, jo Fonzentrirte 
zum zweitenmal ber ınoberne Staat die gefammte öffentliche Gewalt. Jener 
hatte aus den troßigen germanifchen Gemeinden und Stämmen eine Reichseinheit 
zu Schaffen, dieſer eim viel funftvolleres Ganzes aus der unendlich reicheren Dian- 
nigfaltigfeit von Kleinſtaaten, Ständen und Korporationen. Weil num die Herr- 
ſchaft über alle Kräfte des Landes fich nach und nach am Hofe des Fürſten 
fammelte, um von dert aus Ordnung und Macht und erhöhtes Leben gleichmäßig 
über alle Landestheile zu ergießen: fo war die Folge, daß bie Reſidenzſtadt des 
Fürften fich anfüllte mit beveutenden Männern, mit Prachtgebäuden, Kunſtſälen 
und Feftlichfeiten. Geift und Sitte, Politit und Literatur ftrahlten nun won der 
Refidenz über das ganze Land. Selbſt fogenannte Fünftlihe Städte empfingen 
durch dieſe nothwendige Altion des modernen Staates eine natürliche und fichere 
Bedeutung. Man kann daher ben erften Abſchnitt der neuen Stäbteperiobe bie 
Zeit der Reſidenzſtädte nennen, in welcher vom beutfchen Bürgerftande Feine 
polittfche, jedoch eine hohe geiftig fittliche That zu verzeichnen. Er fegt bem ab» 
foluten Staate die Macht ver Philofophie entgegen, er fteigert unfere Literatur 
zu —_ zweiten goldenen Zeitalter, und treu bewahrt er den Hort deutſcher Zucht 
und Sitte, 

Die Herrſchaft der Nefidenzen war indefjen nur Vorläufer einer neuen 
Stäbtezeit. Ihr Anfang füllt noch in dieſes Jahrhundert, als bie. Fortfchritte 
in den Naturwifienfchaften und im Völkerverlehr ihre weltweite Wirkjamteit be— 
gannen. Alsbald begab fich wieder eine allgemeine Wanderung in die Stübte, 
freiwillig und in alle woylgelegenen Erwerbspläge, nicht bloß in bie Nefidenzen. 
Die Zeit der Großftädte that ſich auf, deren riefige Bolfsmafjen noch immer 
im reißend fehnellen Anwachſen begriffen find. Täglich ſchütten die Eifenbahnen 
dort Taufende von Gäften aus, ber Bölferverfehr wirft mit Ideen Menſchen und 
Produften umher, als wären fie Staub im Wirbelwinde, und bie Wunder ber 
Induſtrie mefjen fich bereits wölferweife auf Weltausftellungen. Wenn Reifende 
noch vor Kurzem ſich Glück wünfchten, daß fie am Fuße der Alpen angelangt 
durch ven — ihr Nachtlager in Italien beſtellen konnten, flog jetzt ſchon 
der jprechende Funke durch die Ogeanstiefen zum neuen Welttheile, 

Wohin dieſe fieberhafte Bewegung des Jahrhunderts, welche fpätere Ge- 
jchlechter wielfeicht mit der Völkerwanderung auf eine Linie ftellen werben, - noch 
führen, welche dunkle Gefahren und Kämpfe fie noch heranwälzen wird, das läßt 
ſich noch gar nicht abfehen: die felbft mitten in den braufenden Wellen fahren, 
wijfen am wenigjten, wohin die Strömung geht. Allein Gott weiß feine Wege, 
und Eined können auch wir fehen, wenn wir nur die Augen nicht auf einen 
Punkt allein vichten wollen, — nämlich: verglichen mit ben beiden letzten Jahr⸗ 
hunderten iſt in der großen Maffe des Volkes, wenigiten® in Deutfchland, Wach 
jen und Gebeihen. Glücklich das Land, deſſen Stäbte reicher werden an Doll 
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und Gütern, und deſſen Dörfer nicht ärmer daran: das läßt fich von beutfchen 
nicht von jedem Lande jagen. Eine andere Wahrnehmung ift nicht minder er- 
freulich· Die Städte verlangen keine politifche Hoheit, feine Art van Monopol 
zurück, fie fügen: fich organifch in die Ordnung des Staates, dem fie gerne bie 
Juſtiz und das Recht der Aufficht und Anordnung ihrer Verfaſſung einräumen. 
Daneben aber bricht fich die Erfenntniß Bahn in Wort und That: die Gemeinde 
ſei als Perfönlichfeit zu achten mit ihrem eigenen Haushalt und Anftalten, — 
dann werde ein gefundes Gemeingefühl den Staat in ermiten Gefahren wahrhaft 
kräftigen, umb die Gemeinde löſe ſchon in der Entjtehung jene unbeimlichen 
Schaaren auf, deren wilde Pläne in wüſten Urwäldern zerfchelfen jollten und 
nicht an den Grundfeften einer gefitteten hiſtoriſchen Gefellfchaft. 

Und endlich ein Refultat der legten vier Jahrhunderte? Wenn ein 
Neihsbürger des fechszehnten Jahrhunderts, der einft mit Zorn und Schmerz 
jein ſtolzes Stadtwappen von den fürjtlichen Fahnen verhüllt fah, jet in unfere 
Mitte träte, wirrde er nicht verwundert auscufen: „Was fehe ih? Die ganze 
Welt ift bürgerlich geworben! Der moderne Staat hat die Städteherrfchaft. jer- 
broden und dem Bürgertbum hat er die größte Macht und BVBerbreitung gege- 
ben!“ Im der That, überallhin dringen die Ideen, die Literatur, felbft die ein- 
fache Tracht und Sitte des Bihrgerftandes, und gleichwie in der alten Welt jeder 
freie Mann zulegt römischer Bürger wurde, fo nennt der jeßige Staat alle feine 
Angehörigen feine Bürger. Er hat den Spruch vollzogen: „Bürger und Bauer 
ſcheidet nichts als die Mauer”, allein auch die Mauern werfen bie älteſten 
Städte ab, und das kleinſte Babedorf kann im Umfehen großftädtifche Art an— 


Aus diefer Lage der Dinge folgt aber auch, daß Heutzutage, jo vielfach 
charalteriſtiſch fich der Bürgerftand auch noch unter den andern Ständen barftelit, 
die Städte gleichwohl Feine einzige Idee mehr vertreten, die ihmen allein ariges 
hörte, weder jtaatlih, noch volfswirthichaftlich, noch in irgend einer andern 

riichen Beziehung. Das Uebergewicht der Großſtädte ift lediglich quan- 
titatio, weil fich im ihnen die meiften geiftigen Kräfte, Staatsanftalten und Ka— 
pitafien zuſammendrängen und aller Verkehr dort rafcher pulfirt. Daraus ergiebt 


Im polktifchen Dingen füllt in der Negel in den Großſtädten bie erſte Ent- 
eidung, niemals kann fich das Land diefem Anftope entziehen, — ob es aber 
auf die Länge ihm folgt oder wiberfteht umd die Städte zurüdnöthigt, das iſt 
eine Frage ber Zeit, der Interefjen und des ruhiger prüfenden fchlichten Ver— 


agegen bringt unwiderſtehlich durch taufend Poren in’s Land ein der Ge— 
verkehr der Grofiftabt und nicht minder ihre Literatur, Sitte und Bildung. 
enn es ift zu natürlich, daß, wo hunderttaufend Menſchen auf einem led zu 

jammı „ſchon ihr ewiges Geräufch die Umwohnenden zwingt, nach dorthin 

ihre Augen und ihre Gedanfen zu öffnen. — 

- ı Betrachten wir num zum Schluß unfere Iubiläumsftadt In der Neuzeit. 

ee Betr ein umter ber forgfamen Pflege ihrer Fürften. Nie erlitt 

en 






en dem tiefen Fall fo vieler andern Reiche- und Hanfeftädte, und gleichwie 
ein Name feit der älteſten Zeit unverändert —— jo dauerte auch felne frei- 
tädtifche Derfal ohne Bruch und Wechfel bis in das neunzehnte Jahrhundert 
ein; erft 1792 erhielt München zu feinen Wahl-Beamten einen kurfürſtlichen 
Oberrichter. Dies in feiner Art einzige Beifpiel in der deutſchen Städtegefhichte 
war nur möglich bei ruhig verftändigen‘ Sinn der Bürger und bei Rechtsachtung 





* 







bee Fürften. Die Legtern alte, von mund und Albrecht V. an, metteifer- 
ten, ihre Haupt- und Refidenzftabt mit Palläften, Kirchen und neuen Straßen zu 

en, ihre Benölferung an Zahl und Reichthum zu fteigern und fie zu einem 
Mittelpunkt höherer geiftiger Intereffen zu machen. Keiner aber führte den Ge 
danken des mobernen Staates jo thatlräftig durch, als der tiefblidende tapfere 
Kurfürſt Maximilian J. Unter ihm richteten fih zum zweitenmal die Bfide der 
ganzen Welt nach; München, wo diefer große Fürft als die Säule ftand, welche 
bie Sade der fatholifchen Kirche und des Kaifers und Reiches in Deutfchland 
empor bielt. Seiner Bürforge und Elugen Politik war es zu danken, daß bas 
neubefeftigte Münden von den Berheerungen des Krieges verhäftnigmäßig wenig 
betroffen wurde. Die Zahl der Gewerbtreibenden ſank freilich um ein Drittel, 
nur die Bierbraner nicht, welche damals ihre Hopfenitangen zmwifchen den Häu- 
jern im blühendften Stabttheile, im der Sendlinger Straße, ftehen hatten. Mit 
einer wahren Herzenstreue aber hielten all diefe Zeit hindurch die Münchener zu 
ihren Fürſten, und fie bürfen aus volfer Seele Antheil nehmen an ber Gedenl⸗ 
—— Iren heute unſer Gebirgsvoll begeht auf dem Felde ber Senplinger 

orbichlacht: 

Den Eintritt Münchens in die Reihe ver Grofftädte bezeichnet die Aufhe— 
bung feiner ſtädtiſchen Selbſtſtändigleit, und dieſe Stadt, welche eine wierhundert- 
jährige Verfaffung ihr eigen nannte, mußte bald darauf felbft die nadte franzö— 
ſiſche Munizipalverfaffung verſuchen: man überzeugte ſich jedoch frühzeitig, daß 
eine folche Nichtigkeit der Gemeinde weder ber nationalen Sitte und Rechtsan- 
ſchauung, noch dem wahren Jutereſſe ded Staates entſpreche. Zu gleicher Zeit 
aber begann Münchens glänzende fönigliche Zeit, während ihre Zwillingsjchweiter 
Zübee, einft die Kronenſpenderin an der Oſtſee, noch im Wittwenfchleier trauert 
und ihr fiebenhundertjährige® Yubiläum wicht feiert: Wahrlich, wenige Städte 
ne Welt hatten wie München nach einander drei foldhe Könige und Neus 
grünber. 

Maximilian L, deſſen Standbild noch jet feinen a0 ber friſchen Kränge 
entbebrt, fchafite München phyſiſch und geiftig Licht und Luft und erhob es zu 
einer w Hauptftadt feines Landes, bes sangen Landes, an der alle Stämme 
und alle Konfeffionen gleichmäßig Antheil Haben. Zufällig ift es gewiß nicht, 
daß unter dem fieben Bürgermeiftern feit 1818 nur einer und von fo vielen tau- 
fend Bürgern und Beamten bier nur ein Bruchtheil geborne Münchner find. 
Darum weiß auch jeder Baer, der auf einer Reife hierher fein Herz erfreut an 
ber jungen ſtrahlenden Größe feiner Hauptftabt, daß fie ein Befig fei und ein 
Spiegelbild des ganzen Königreichs. 

König 2 . erhob München zu einer Weltftabt der Kunſt, welche zahl- 
loſe Meifierwerle ſchuf und wedende Strahlen ausfanbte bis ins letzte Städtchen 
an ber Seelüſte. Wenn wis erhobenen Hauptes durch bie weiten lichten Hallen 
ber allgemeinen deutſchen und Hifterifchen KRunftausftellung wandern und mit 
Stolz den Antheil ermefien, ven München an biefer Vollblüthe Hat, ummogen 
uns ba nicht all die machtvollen Ideen, welche vom biefen Kumftwerden aus fich 
wie treibende fruchtbare Keime in's Herz der Nation fenkten? — Und was bürs 
fen wir vom ber nächften Gegenwart fagen, wo zu ber Reihe königlicher Wohl: 
tbaten, welche jedes Haus in München erquict, jetzt eben mit ihren lichtgrünen 
Schlußhöhen die Marimiliansftraße Hinzutritt, der Ausdruck von Adel und An- 
muth! Iſt einer unter uns, vor deſſen Geifte nicht ſchon ber volle Segen 
jtand, der mit jedem Jahre wachjend dem königlichen Thun des en 
entjprießt, zw dem wir alle ehrfurchtsvoll im tiefimmiger Daulbarleit en? 
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In einer Zeit, wo Arbeit und Fleiß micht mehr geringen, ein Volk wit: den Ein⸗ 
zelnen vorwärts zu bringen, wo vielmehr viele Kenntniffe und ſchöpferifch Geſchick 
hinzutreten müfjen, da fehen wir neben dev umfafjendften Sorge für Aderban 
und Gewerbe, für = und Inbduftrie, und nebem jeder edlen Kunft auch ener- 
giſch die Wiffenfchaften gefördert, welche fih durch die Vollsadern ergieken, arm 
regend unb ftärfend wie friiche Bergſtröme. Unſere Gewerbeausftellung zeigte 
fhöne Erfolge der Verbindung von Kenntniffen, Geſchmack und erfinderifche Kraft, 
— und ein Feſtzug wie der geftrige, voll foviel Glanz und Größe, voll foniel 
aächt Hiftorifchen und fünftleriichen Sinnes, voll fo herzlichen Ausdrucks der Liebe 
für das erhabene Königshaus, ein folcher Feitzug war eben nur in München 


Aus jo froher Gegenwart darf München zuverfichtlich in die Zukunft hinein 
en. Seiner, der nur ein paar Großſtädte näher angefehen bat, wird fagen: 
* Stadt hat ſich ſchon ausgewachſen. Vielmehr, wenn wir uns erinnern, 
dag München vor jegt fünfzig Iabren nicht viel über 40,000 Einwohner hatte 
und jest nahe 140,000, und wenn wir ferner das Gedränge der Thatfachen hier 
unb anderswo überfchauen: dann wird wohl die Anficht nicht zu lühn fein, daß, 
Münden an diefer Stätte fein achthundertjähriges Jubiläum feiert, man 
e einzige gi: Stadt überfchauen wird vom Gaftein bis zu den Senblinger 
4 ann werben auch die bürgerlichen Gewerbe ihre rechte freigenofjen- 
ſchaft Form wieder gefunden haben: ſteigt doch in unſerer Zeit aus der alten 
nationalen Staats⸗ und Rechtsanſchauung fo Vieles wieder hervor, was an frü« 
bere Inftitute erinnert, nur geläutert durch rationelle Prinzipien. Auch die alten 
Hanbelsftraßen, welche einft in unfern Städten ihre Reichthümer ablagerten, fans 
gen au, ſich wieder zu beleben. Jetzt, wo im Orient die Völlerzerfegung und bie 
eur — raſch um ſich greifen, und ſelbſt das chineſiſche Reich der 
Starrheit aufgebrochen wird, jetzt, wo die Alpen, über deren lange Kette vor 
— — Jahren erſt die zweite Fahrſtraße eutſtand, ſich an mehreren 
stellen zugleich ven Eiſenbahnen öfinen müſſen, — jetzt winkt auch den ſüddeut⸗ 
fhen Städten wieder eine reihe Zukunft. In diefer Gegend, wo einft Regens— 
burg, Ulm, Augsburg, Nürnberg die Bannerherren des Handels waren, wird 
Feltohne ein großer mächtiger Handels: und Inbuftrie-Sig wieder entjtehen. 
München, bald der Centralpunft ber Eifenbahnen nach allen vier Welt 
gegenden, wird es fich überflügeln laſſen? Müſſen fich nicht in Menge noch hier 
am Großhändler und Inbuftriellen fammeln, welche ſich ebenfo jehr be- 
ben, von ber ſtürmenden Wafjerfraft der Ifar jeden Tropfen in Goldperlen 
audzumänzen, als die fernige Arbeitskraft im Volke taufendfach anzuregen? Ber 
ag bürfen wir darauf vertrauen, daß auch die Großſtadt nen ben 
deut Bürgerſinn, die fchlichte ächte Religiöfität, die heitere Lebensluft und 
bie alte Müncgner Treue für ihre Könige bewahren werde, wodurch — nächſt 
Sottes Hülfe und der Pflege ihrer Fürſten — biefe Stadt ſich im Mittelalter 
eine jo würbige, in ber Gegenwart eine fo glanzvolle zufunftreihe Stellung 
erworben hat. 
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Wie find die Machtbeile je befeitigen, die den Städten aus 

dem Mangel einer ausdrücklichen allgemeinen gefetlichen 

Borfchrift darüber: wie ein Wohnfis uberbaupt erworben 
werde, eutjteben. 

(8. 3. der Städteordnung vom 30. Mat 1853, Tit. 2. Thl. 1. 8.9. ff. ber 
Allg. ©. O., 8. 1 —4. des Geſetzes, betreffend die Aufnahme neu anziehender 
Perſonen vom 31. Dezember 1842). 

Leber die Frage: 

ob felbſtſtändige Arbeiter, die, ohme in einem feften Dienftver- 
bältniffe fih zu befinden umb ohne einen eignen Hausſtand zu 
begründen, nur auf Schlafitelle wohnen, ihren Unterhalt als Tage: 
löhner ſich verfchaffen, verpflichtet find, die Niederlaffungs-Regulirung 
fih gefallen lafjen, und das Einzugsgeld zahlen zu müffen, — 
find von Königlichen Behörden in Speziaffällen einander widerſprechende Ent: 
ſcheidungen ergangen. 

Der Tagearbeiter 3. hatte zu B. zunächſt im einem feiten Dienſtverhältniß 
gelebt. Er gab dieſes Verhältniß auf und übernahm auf dem Güterboden einer 
Eifenbabn als Arbeiter eine Beſchäftigung. Er widerſprach der beantragten 
Niederlaffungs-Regulirung, weil er einen eignen Hausftand nicht begründet habe. 
Dur eine Verfügung der Königlichen Regierung vom 29. April 1856 wurde 
er hierzu fir verpflichtet erachtet, weil er das fefte Dienſtverhältniß auf 
gegeben, eine ſelbſtſtändige Befhäftigung auf dem Güterboden angenommen 
und bierburch die Abficht zu erfennen gegeben habe: 

daß er fich als felbftftändiger Einwohner in der Stabt niederlaffen 
wolle, deshalb zur Entrichtung des Einzugsgeldes verpflichtet jei. 

Auf gleiche Weife verfügte diefelbe Behörde in eimem ganz ähnfichen Falle 
in einer Beſchwerdeſache des Bodenarbeiters F. umterm 28. April 1857. 

In einem britten Falle an demſelben Orte hat die Königliche Polizeibehörbe 
bie beantragte Niederlajjungs - Nepulirung bei einem Tagearbeiter S., der am 
Orte bereits negen 2 Jahre ficb aufgehalten und bei einer Eifenbahn als Arbeiter 
Beſchäftigung hatte, zurückgewieſen, weil verjelbe feinen eignen Hausjtand 
hatte und weil er nur fo lange am Orte zu bleiben erklärte, als er 
Befhäftigung finden würde. Diefe Verfügung wurbe won berjelben König- 
lichen Regierung unterm 22. November 1856 und von dem Königlichen Ober: 
präfibio unterm 31. Januar 1857 beftätigt. Die einander widerfprechenden Ent- 
ſcheidungen faffen mindeſtens varauf ſchließen, daß die Gefetgebung im biefer 
Hinficht, bei gleichem Thatbeftande, eine verfchievenartige Auslegung zufaffe 

5 Beurtheilung der Sache kommen zwei Geſetzperioden in Betracht, 
n - 

I. die Periode vor Erſcheinen der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
und des Ergänzungsgefeges vom 21. Mai 1855 zu dem Armenpflege 
Geſetze vom 31. Dezember 1842; 

Il. die Periode nach Erfcheinen diefer Geſetze. 

Zu I. In der eriteren Periode hatten die Stabtgemeinden fein fo großes 
Intereffe, die Neuanziehenden in dem Maße zu überwachen, wie dies fpäter nöthig 
wurbe, weil die Verpflichtung in gewiſſen Fällen das Bürgerrecht erwerben und 
bie Vürgerrechtsgelder zahlen zu miüllen, gefichert war, weil außerdem nach 
8. 1 — 4. des Geſetzes iiber die Aufnahme neu anziehender Perfonen vom 
31. Dezember 1842 (Gef. - Samml. für 1843 ©. 5.) jedem felbftftändigen 
preußifchen Untertfan an dem Orte, wo er eine eigene Wohnung oder ein 
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Unterlommen fich zu verfchaffen in: Stande iſt und hinreichende Kräfte hierzu 
beſitzt, ver Aufenthalt nicht verweigert oder durch läjtige Bedingungen nicht er— 
ſchwert werben darf, Hiernach ift der Beſitz einer eignen Wohnung nicht die 
ausfchlieflihe Bedingung für das Aufenthaltsrecht. 

An Orten, wo die Polizeiverwaltung in den Händen der Kommunalbehörben 
ſich befand und noch befindet, waren und find dem Xetteren gemügende Mittel 
geboten, ſolche Neuanziehende zu überwachen, welche die Beforgnik rege machen, 
daß fie bald der Ortsarmenpflege zur Laft fallen könnten, um für deren recht- 
zeitige Ausweifung forgen zu können. Wo indeß, wie dieß in großen Städten in 
der Regel ver Fall ift, die Polizei von einer befonderen Königlichen Behörde 
verivaltet wird, waren Nachtheile für die Gemeinde ſchon vor Erjcheinen ber 
Stäbteorbnung vom 30. Mai 1853 nicht zu vermeiden, wenn bie Polizeibehörde 
ihre Befugniß zur Verlängerung der Aufenthaltsfarten mit anderweiten gefetzlichen 
Borfchriften nicht immer in Einklang brachte. Dahin gehören bie Fälle: 

1) im allgemeinen Rechtsſinne kann Iemand die Abſicht einer bleiben- 
den Niederlaflung nicht nur dadurch an den Tag legen, wenn er eine eigne 
Wohnung bezieht und fich altes anfchafft, was feinen Verhältniffen ent» 
fprechend zu einem Haushalte erforderlich ijt; 

fendern auch dann: 
wenn. er feinen bisherigen Aufenthalt und Wohnfig ganz verläßt, feinen 
Aufenthalt anderwärts aufichlägt und ein Amt oder eine andre Bejchäftigung 
übernimmt, die feinen Unterhalt ihm gewähren, jedoch feinen bleibenden 
Aufenthalt am Orte erfordern, 
Durch den zulett bezeichneten Aufenthalt fann ein Fremder, wenn 
er auch eine eigne eingerichtete Wohnung nicht bezieht, ven 
perſönlichen Gerichtöftand, der allemal die Folge der anzunehmenden Abficht 
eines bleibenden Aufenthaltes iſt, demgemäß auch einen Wohnſitz im 
allgemeinen Rechtsſinne erwerben, fo weit der Polizei und Gemeinde 
hiergegen ein geſetzliches Widerſpruchsrecht nicht zur Seite fteht (8. 1—4. 
des Geſetzes über die Aufnahme neu anziehender Perfonen vom 31. De— 
zember 1842, Gef.» Sammf. für 1843 ©. 5, $. 9. fi. $. 16. Tit. 2. 
Thl. 1. der Allg. ©.-D., Erlak des Min. d. Innern vom 10. Öftober 
1855 im Verw⸗Min.Bl. ©. 178.) 
Speziell im Sinne des Gefeged über die Verpflichtung zur Armenpfleg 
vom 31. Dezember 1842 8. 1. No. 3. (Gej-Samml. für 1843 ©. 8.) 
verliert ein jelbftftändiger preußifcher Unterthan das Ortselnwohner⸗ und 
Unterftüsungsrecht für den Fall der Hiülfsbedürftigkeit, wenn er von 
feinem bisherigen Aufenthaltsorte drei Jahre abweſend gewejen ift, in 
fofern die Abwefenheit nicht blos durch vorübergehende Verhältniſſe, wie 
3. B. durch den Betrieb eines nicht ftehenden Gewerbes, durch Erfüllung 
ber allgemeinen Militairpflicht, durch Abbüßung einer zeitweifen Freibeits- 
ftrafe ꝛc. veranlaßt werben ift, — und gehen bieje Rechte und Pflichten 
auf diejenige Gemeinde über, in welcher er fich anderweit drei Jahre auf- 
alten bat, over auf den Landarmenverband der Gemeinde feines legten 
ufenthaltes, wenn er@nirgends drei Jahre hintereinander geblieben, wie 
dieß in der Kegel bei vermögenslojen und arbeitsicheuen Perfonen ver Fall 
ift. Im großen Städten, die einen eignen Landarmen-Verband bilden, 
- fallen dergleichen Leute mithin auch bei kürzerem Aufenthalte denjelben 
am häufigften zur Yaft, weil die Königl. Polizeibehörben es nicht immer 
genau mit der Prüfung der Gründe für die Genehmigung des zu ver- 
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fängernden Aufenthaltes nehmen, in der Regel es ihnen am genügenden 
Arbeitskräften fehlt, um zunächſt im pekuniären Intereffe ver Städte eine 
zuverläffigere Kontrolle über die am Orte fich zeitweife aufhaltenden Per- 
fonen zu führen. 
Ad 1, Seit Erfcheinen der Städteordnung vom 30. Mai 1853 und bes 
Ergämzungsgefeges vom 21. Mai 1855 zum Armenpflege - Gefege vom 31. Des 
zember 1842, ift den Städten, um dem Andrange des Proletariats zu ſteuern 
und ihnen einen Erfat für die Verlufte Hinfichtlich ver Bürgerrechtsgelder zu ge 
währen, die Befugniß eingeräumt: 
die Niederlaffung am Orte von ber Entrichtung eines Ein- 
zug&geldes und die Theilnahme am dem Bürgerrechte bet der Begrün—⸗ 
dung eines eignen Hausftandes von der Zahlung eines Eintritts- oder 
Hausftandegeldes abhängig machen zu fünnen (Art. XV. ver Ausfüh- 
rungs-Inftr. vom 20. Juni 1853 zur Städteordnung ımb $. 3. 5. 52. 
der Stäbteerbnung vom 30. Mai 1853.) 
Es tritt daher die Nothwendigleit der Polizelbehörden um fo mehr hervor, 
ben Aufenthalt derjenigen, die fih nur vorübergehend am Orte aufzuhalten 
vorgeben, einer ftrengeren Kontrolle, wie bisher zu unterwerfen, weil es fich nicht 
nur darum handelt: 
bat Jemand am Orte ein Unterftügungs-Domicil erfchleiche, 
fondern auch darum: 
daß ber frübtifche Gemeindevorftand rechtzeitig darüber Anzeige erhalte, 
wenn eine nur zum zeitweifen Aufenthalte angemeldete Perfon oder Fa- 
mifie Handiungen beginnt, die auf die Abficht eines bleibenden Aufent- 
haltes, mithin auf die Abficht der Erwerbung eines Wohnfiges im all- 
gemeinen oder fpeziellen Rechtsſinne ſchließen laſſen, 
bamit ber Gemeindevorftand in bie Rage komme, die Rechte der Gemeinde auch 
wegen ber ihr zufiehenden Abgaben wahrnehmen zu können. 
Der $. 3. der Stäbteorduung vom 30. Mai 1853 hat durch die Vorfchrift: 
als Einwohner werden Diejenigen betrachtet, welche in dem Stabtbezirte 
nach den Beftimmungen der Gefete ihren Wohnfig haben, — 
bie Zweifel, welche bei dem Mangel einer ausprädlichen allgemeinen ge 
jeglichen Vorſchrift darüber: 

wie ein Wohnfik überhaupt erworben werde, 
fortbeftehen, in feiner Weife befeitigt. 

Die verfchiedenartige Auslegung hat daher zu dem erwähnten Minifterial- 

Erlaffe vom 10. Oftober 1855 geführt. Nach demfelben ift erläuternd ausgeführt: 
Nach Ausweis der Ienislativen Verhandlungen fei nicht die Abficht ge 
wefen, durch das Gefek über die Aufnahme neu anziehender Perfonen 
vom 31. Dezember 1842 Feftfegungen über den Wohnfik im 
Allgemeinen zu treffen, mit —— auf 8. 11. ſei vielmehr zu 
folgern, daß der angeführte 8. 4. fi nur auf einen Wohnfig im Sinne 
bes Geſetzes über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 
1842 ($. 1. No. 2.) beziehe, nicht aber von einem Wohnſitz im Allge- 
meinen handle. Das erwähnte Geſetz über® die Aufnahme neu anziehender 
Perfonen fehreibe nur vor, welche Formen zu beobachten find, wenn 
es ein Wohnfit im Sinne des Armenpflege-Gefeges fein foll. 
Der 8. 52. Abfak 1. der Stäbteorbnung handle nur vom Einzugs- 
gelde, man fei daher nicht berechtigt, demſelben eine darüber hinaus— 
gehende Tragweite zu geben. Wenn es fih um einen Wohnfig im 
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Allgemeinen handle, müffe man bei dem Mangel einer ausprüdlichen 
allgemeinen gefeglichen Vorſchrift darüber: wie ein Wohnfig über» 
haupt erworben werde, — uf die $$. 9. fi. Tit. 2. Thl. 1. ber 
Allg. G.O. zurüdgehen, die ſich zwar zunächſt auf den Gerichtsftand 
beziehen, deren Anwendbarkeit fich indeß hierauf nicht allein bejchränte, 
fie haben vielmehr mit Rüdficht auf $. 23. der Einleitung zum Allgem. 
Landrecht auch eine allgemeine Bedeutung, welche ihnen, foweit es 
fih um ben Begriff und bie Kennzeihen des Wohnfites 
handle, bisher immer beigelegt worden ſei x. 

Demgemäß haben die Stadtgemeinden, welche jich nicht im Befig der 

iverwaltung befinden, ein weſentliches Interefje, von den Königlichen Polizei- 

ehörben zu erfahren, fobald eine am Orte fih nur zeitweije aufhaltenbe 
en ausbrüdlic oder durch Handlungen die Abficht für einen bleibenden 
ufentbalt zu erfennen giebt, da auch bie Begründung eines Wohnfiges im 
Allgemeinen, die Einforberung des Cinzugsgelbes, wo eine ſolche Abgabe mit 
Genehmigung der Regierung eingeführt ift, event. die Fortweiſung zur Folge hat. 

Tas Ergänzungegejeg vom 21. Mai 1855 zum Armenpflege « Gefege vom 
31. December 1842 gewährt zwar den Stadtgemeinden in foferu einen größeren 
N gegen den Andrang des Proletariats, als die Ausweiſung an den früheren 

tbaltsort aub nah erwerbenem gg bie Ausweifung erfolgen fann, 
wenn bie Hülfsbebürftigkeit vor Ablauf eines Yahres feit Erwerbung des 
Wohnſitzes ſich herausgeftellt hat. Die Ausführungs- Inftruftion zu dieſem Ge- 
fee vom 24. April 1856 (B. M. U. für 1856 ©. 123.) hat indeß biefem 
Oele eine Auslegung gegeben, welche bie durch das Geſetz beabfichtigten Vor: 
theile wefentlich zu jchmälern ſchemen. Es dellarirt nämlih dieſe Inftruftion 
den Art. 1. unter Lit. E. dahin: 

Die Frage: mit welhem Termine der Zeitraum bes einjährigen Wohn: 
figes beginne? ift dahin zu beantworten, daß biefer Zeitraum vom 
Tage der Meldung des Wohnfiges, oder wenn dieſe nicht innerhalb 
der unter No, 1. vorgefchriebenen 14tägigen Frift nach dem Anzuge bes 
wirft worden, vom Tage des Ablaufs diefer Frift zu berechnen ift. 

Im einer Abhandlung vom September 1857 (efr. Diele Monatsichrift für 
1857 ©. 908. ff.) ift ausgeführt, daß dieſe Auslegungsweife des Art. 1. des 
Geſetzes vom 21. Mai 1855 gegen deſſen zweifellojen Wortlaut überhaupt ver- 
ftoße,.jebenfalls da nicht anwendbar fei, mo die Kommunalbehörde nicht felbft im 
Befige ber PVolizeiverwaltung fich befindet, weil namentlich von denjenigen Neu- 
anziehenben, welche die Meldung ganz verabfänmen, oder ſich nur für einen vor- 
übergehenden Aufenthalt melden, die Kommunalbehörbe feine Nachricht von deren 
Anweſenheit erhält, mithin jich außer Stande befindet, ſelbſt ihre Rechte wahrzus 
nehmen. Es künme mithin an ſolchen Orten die Friſt für dem einjährigen 
Aufenthalt nit vom Tage der Meldung abzulaufen anfangen, fondern vom 
Tage bes erworbenen Wohnfiges ab, wie dieß Art. 1. des Gef. v. 21. Mai 
1855 ausbrüdlich vorfchreibt und weil an Orten, wo bie Gemeinde fich nicht im 
ber Polizei Verwaltung befindet, der Gemeindevorftand nah $. 10. des 
über die Aufnahme neu anziehender Perfonen vom 31. Dezember 1842 
erſi gehört werben muß, bevor die Polizeibehörbe über den zu genehmigenden 

enthalt zu entfcheiden befugt ilt. 

Es iſt Si ft ausgeführt, daß, wenngleich bie Borfehriften des Ergänzungs- 
Geſetzes nom ah 1855 fih nicht auf die gewöhnlide Fremdenmeldung 
fonbern auf bie ung behufs Erlangung eines bleibenden Wohn- 
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figes im Sinne ber Geſetze über die Armenpflege, ſich beziehen, bie 
Neuanziehenden in der Regel diefen Unterfchieb nicht beachten, bei Jigren polizei- 
fichen Bernehmungen häufig mur einen vorübergehenden Aufenthalt vorgeben, um 
fich der Entrichtung des Einzugegeldes zu entziehen oder diejelbe möglichſt Lange 
binauszufchieben. i 

Ferner ift durch Veifpiele erwiefen, daß aus vorftehenb angeführtem Grunde 
die Polizeibehörden felbjt unter manderlei Ausflüchten darüber getüufcht ‚worben: 
ob Gründe zur Annahme eines bleibenden Aufenthaltes, und zur Mittheilung an 
die Gemeindebehörde behufs Erklärung, vorhanden oder ob dieß nicht der Fall fei, 
und wenn demnächſt, ta die Gemeindevorftände von ben eigentlichen Fremden— 
meldungen feine Nachricht erhalten, dieſelben durch Zufall, oder durch amtliche 
Mittbeilung, von ſolchen Fällen in Kenntnif geſetzt werben, die ſich zum Antrage 
auf Niederlaffunge - Regufivung eignen, häufig die gefetliche Frift verſtrichen ift, 
während welcher die Ausweifung mit Erfolg beantragt werden fan, wenn aus. 
allgemsinen geſetzlichen Gründen widerfprohen werben fann, oder wenn ber Neu» 
anziehente fih außer Stante Befindet, das Cinzugegeld zu berichten, — indem, 
wie oben ausgeführt worden, theils im allgemein geſetzlichen Sinne, theils nach 
Mafgabe der Gefege über die Verpflichtung zur Armenpflege, jedes Domjzilrecht 
an dem früheren Aufenthaltsorte erloſchen, oder wenn dieß auch nicht 
ber Fall ift, nachträglich erlifcht, weil es den Polizeibehörden an zweckmäßigen 
Mitteln gebricht, eine Ausweiſung rechtzeitig mit Erfolg auszuführen. 

Jeder Staatseinwohner muß ein beftimmtes Ortstomizil haben, wo er feine 
jtaatd und ortsbürgerlichen Nechte auszuüben und zu genießen, dagegen auch bie 
Pflichten gegen den Staat und gegen die Ortsgemeinde zu erfüllen im Stande 
fein foll und wenn er nicht will, als Vagabonde augefehen und behandelt zu 
werben. 

Um den Zuftand des Vagabondirens möglichſt zu verhüten, erſcheint auch 
die Vorſchrift der Inftruft. vom 24. April 1856 erklärlich, nach welcher Art. 1. 
des Geſetzes vom 21. Mai 1855 dahin deflarirt worden: 

daß der Zeitraum des einjührigen Wohnfites, nach deſſen Ablauf die 
Unterftütungspfliht auf die Gemeinde des neuen Aufenthaltsorte® über- 
gebt, vom Tage der polizeilichen Meldung ab beginne. 

Es ift diefe Anficht ſelbſt gegen eine Emtjcheidung des Königlichen Ober- 
Tribunals (Entf. Bd. 30. S. 244.) fejtgehalten worden, indem nach einem Er» 
laſſe des Herrn Minifters des Innern vom 28. Juli 1857 (Staatsanz, No, 201. 
©. 1663. für 1857) die Königlichen Regierungen augewieſen worden find: 
auch fernerhin an den in der Injtruftion vom 24. April 1856 vorge 

zeichneten Grumdfage, mit Borbehalt des Rechtsweges feftzubalten: 
daß zur Erwerbung des Wohnſitzes und der daraus berzuleitenden 
Unterftügungspflicht es nur auf die Meldung, nicht aber auf bie 
Beicheinigung der Meldung ankomme. 3 

Diefe Anficht wird im Wefentlihen dadurch motivirt, daß nach $. 8. bes 
Gefetses über die Aufnahme neu anziebender Perfonen vom 31. Dezember 1842 
nur die Meldung bei ver Polizeibehörde als nothwendiges Requifit für bie 
Erwerbung eines Wohnfite® erachtet, die unterlafiene Ertheilung eines Melde 
ſcheines dagegen an feine nadhtfeilige Folgen gefmüpft ſei, ferner weil häufige 
Klagen über verabfäunte Ertheilumg der Melveicheine erhoben find und nament- 
lich auf dem platten Sande die mit Annahme der Meldung bea n Orte 
vorfteher bie ihnen obliegende Ausftellung des Meldefcheines u fien würden, 
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wenn fie durch biefe Unterlaffung die Verpflichtung zur Unterftätung des Ange 
zogenen im VBerarmungsfalle von ihren Gemeinden abwenden könnten. 

Mag diefe Auslegungsweife nach den entwidelten Gründen auch viel für 
fih haben, fo fünnen dem Wortlante nach zweifellofe Geſetze nur auf gejeg- 
lihem Wege abgeändert werben, Jedenfalls paßt diefelbe, wie erwähnt, nicht 
für ‚diejenigen Städte, wo die Polizei von einer beiondern Königlichen Behörde 
verwaltet wird, weil die Vorſchrift des 8. 10, des Geſetzes über die Aufnahme 
neu auziehenber Perjonen vom 31. Dezember 1842 nicht aufgehoben iſt. 

Die im Eingange erwähnten brei Fälle find einander ganz Ähnlich. Daraus, 
baß zwei Arbeiter eine Tagelohn-Beſchäftigung auf einem Güterboden übernom- 
men, folgert die Behörde die Abjicht eines bleibenden Aufenthaltes und erklärt 
iefelben ohmerachtet ihres Widerfpruches zur Niederlaſſungs-Regulirung für ver- 

tet. 


Der Dritte, der, wie jene, feinen eignen Hausftand hat und faſt zwei Jahre 
bei einer Eifenbahn im Tagelohn am Orte bejchäftigt worden, iſt glüdficher mit 
feinem Einwande: daß er nur fo lange bier bleiben wolle, als er Be- 
all ung finde, — indem bie beantragte Niederlafjunge - Negulirung zur 

eit qui ewiefen wurde. 

-. Nah Lit. A, der Ausführungs - Juftruftion vom 24. April 1856 zum Er- 
gänzungsgefege vom 21. Mai 1855 und nah $. 10. des Geſetzes Über die Auf- 
ahme neu anziehender Perfonen vom 31. Dezember 1842 hängt die Entfchei- 
ung über ven zu gejtattenden zeitweifen ober bleibenden Aufenthalt nicht von der 
serflärimg des fich Meldenden, jondern von den betreffenden Behörden ges 
per beſtehenden Geſetze ab. In obigem Falle durfte es wohl kaum als zwei⸗ 
angenonımen werden fönnen, baß der Tagearbeiter S. durch feinen langen 
halt am Orte und durch jeine Beichäftigung im allgemeinen Rechts— 
inne einen perfönlihen Gerichtsſtand, mithin auch einen Wohn- 
; erworben und daß der Gemeindevorſtand aus dem faft zweijährigen Aufent- 
halte und aus der felbftftändigen Erhaltung nach $. 52. der Städteorpnung vom 
30. Mai 1853 ſich fir berechtigt halten konnte, die Nicderlaffungs - Regulirung 
zu verfangen. Die Entſcheidung der Behörden hätte nach obiger Ausführung nur 
einen feten Anhalt gehabt, wenn, was nicht gefchehen, ber ꝛc. S. zum Nach: 
fe aufgefordert worden wäre, daß er anderweit noch ein Domicilrecht 
efite wenn er biefen Beweis wirklich geführt hätte. Auf die Daner 
iner Zagearbeit an einer beftimmten Stelle kann es nicht anfommen, da ein 
agelöhner, wenn er Luft und Sträfte zur Arbeit befitt, immer wieder Beſchäfti— 
na findet. Wird der Heimathenachweis nicht erfordert, fo ift einem folchen 
ter, wie dien auch Häufig nefchieht, Gelegenheit geboten, fich feiner ort&bürs 
gflichten zeitfeben® zu entziehen, da er ficher iſt, für den Fall dev Hülfs— 
bürftigfeit von dem Ortd- oder Yandarmen-Verbande feines lebten Aufenthalte» 

Irted Unterftügung erhalten zu müffen. 
Die Tendenz der Urmenpflege-Sefehgebung, insbeſondre die des Nachtrags- 
Geſebes vom 21. Mai 1855, geht aber nrabe darauf hinaus, die Staate:Ein- 
wohner gegen einen wagabondirenden Zuftand zu fichern und die Ortögemeinden 
nöglichit zu verhindern, durch willtührliche Handlungen ſich ihren Verpflichtungen 
yinfichtlich der Armenpflege folcher — zu entziehen, die möglicher Weife 
ud in einen hülfsbedürftigen Zuftand kommen fünnen. Darumı fpriht aber auch 
Sefets und Billigfeit dafür, daß die großen Städte, welche fich gegen den Andrang 
bes Prolctarints nicht gehörig hüten können, weil fie die Polizet nicht feibit 
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ausüben, im ihren Rechten durch zuverläffigere Geſetze und Polizeiverordnuugen 
gefhügt werben, bie einer ſolchen verjchiebenartigen Auslegung nicht fähig find. 

Zu dieſer verfchiedenartigen Auslegung mag auch die Vorſchrift Anlaß ge 
be, welche in dem vorletten alinea des $. 5. der Städteorbnung vom 30, Mai 
1853 den Begriff der Selbftftändigleit dahin defjnirt: 

als felbftftändig wird nach vollendetem 24. Lebensjahre ein Jeder 
betrachtet, der einen eignen Hausftand hat. 

Diefe Definition erfcheint nah allgemeinen Nechtsbegriffen minbeftens fehr 
unvolfftändig. Diefelbe jteht fogar mit den anderweiten Borjchriften des $.5.Lc, 
im Widerſpruch, da nach denjelben feinesweges zu folgern iſt, daß z. B. Ein- 
wohner mit bebeutendem Vermögen oder Einkommen, tie es vorziehen, eine 
möblirte Wohnung fich zu miethen und im Gaſthofe zu fpeifen, nicht für felbft- 
ftändig und zur Ausübung des Bürgerrechtes nicht berechtigt fein follten, weil 

fie feinen eignen Hausftand haben. 

| Für felbitftändig im allgemeinen Rechtsſinne kann baher Jeder er- 

achtet werben: 
ber weder burch Geſetz, noch durch befondre perſönliche Verhältniſſe 
verhindert ijt, über feine Perfon und über fein Vermögen zu vers 
fügen, ber durch fein Vermögens- oder fonjtiges Einfommen, gleich 
viel, aus welcher Duelle uud welcher Thätigleit e8 herrühre, wenn 
es nicht als Almofen anzufehen ift, ich in ver Lage befindet, feinen Ver⸗ 
hältniffen entſprechend ſich ſelbſt den Unterhalt zu verfchaffen und 
feinen Berpflichtungen gegen den Staat und gegen die Ortsgemeinde 
genügen zu können. 

Noch weniger wünſchenswerth bürfte für bie ftnatds und ortsbürgerlichen 
Verhältniſſe eine Deflarationsweife der Gefege in der Weiſe erfcheinen, wie die— 
jelbe in dem erwähnten Minifterialerlaffe vom 28. Zufi 1857 gegen die Anfichten 
bes oberften Gerihtähofes und mit Vorbehalt des Rechtsweges, angeorbnet wor⸗ 
den. Es ift baber zu wünfchen, daß nach den Vorfchlägen in ber Abhandl 
©. 908, ff. diefer Monatsjchrift für 1857 ein folder zweifelhafter Zuftant im 
geſetzlichen Wege beeitigt werde. 

Wirb ber allgemeine gefegliche Begriff der Selbſtſtändigkeit feftgehalten 
und die Befugniß der Königlichen Polizeibehörden hinfichtlih der Genehmir 
gung und Verlängerung des Fremden-Aufenthaltes den ber Gemeinde 
geſetzlich zuſtehenden Intereſſen, welche die DOrtspolizeibehörde gleichfalls 
nicht außer Acht laſſen darf, entſprechend angepaßt, ſo dürften ohne Zweifel der⸗ 
gleichen einauder widerſprechende Auslegungsweifen nicht vorlommen und ben 
Städten, wo eine abgeſonderte Königliche Polizeiverwaltung beſteht, ein genügender 
Schutz gegen den Andrang des Proletariats und gegen Verkürzung der ihnen 
zuftändigen Einnahmen gewährt werben, wie dieß alles $.52. der Stäbteorbnung 
vom 30. Mai 1853, Art. XV. der Ausführungs » Inftruftion zu berfelben vom 
20. Zuni 1853 und das Ergänzungsgefeg zu dem Armenpflegegefep vo. 21. Mai 
1855 zu gewähren beabfichtigt. 

Um die Zweifel darüber zu befeitigen, wie biefes Ziel am zwedmäßigften zu 
erreichen jei, bürfte von ben Königl. Regierungen eine Polizeiverorbnung zu er⸗ 
lafjen fein, welche die vorhandenen gefeglichen Vorſchriften beftimmten wie bisher 
beflarivt und zur Beachtung publiziet. 

Ohne befjerem Ermeſſen vorgreifen zu wollen, bürften ſich vielleicht bie nach: 
folgenden Borjchläge im Wefentlihen zur etwaigen Beachtung empfehlen: 
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1. Abgefehen von dem Fremdenverkehr im engeren Sinne des Wortes, fann 
eben, Kay —* ie am Orte nicht befonbere gejetliche Gründe forechen, 
N 2 —— die Aufnahme neu anziehender Perſonen vom 

—— * eitweiſer Aufenthalt bis zu 3 Monaten ohne Bedenken 
we nfenthattsfarte polizeilich genehmigt werben. 

2. Iſt nach Verlauf diefer Frift aus den Legitimations- Papieren nicht er- 
fichtlich, daß der Fremde anderweit ein feites —— babe und hält er ſich vor⸗ 
zugsweife des Erwerbes halber ($. 4. Abf. 4. der St.-D. v. 30. Mai 1853) 
am Orte auf, oder Hat derfelbe Handlungen vorgenommen, aus welchen muth- 
maßlich die Abficht eines bleibenden Aufenthaltes gefchloffen werden kann, — fo 
it ber ——— Anzeige von dem I5 zur Erklärung und Wah— 
run etwaigen Intereſſen zu machen ($. 52. 1. c. $. 10. des Geſetzes über 
bie e neu anziehender Perjonen v. 31. De. 1823). 

*8 nur he zeitweifen Aufenthalte polizeilich jenene, ſelbſtſtändig 
iſt, fich bes halber am Orte aufhält und 6 Wochen vor Ablauf 
eines. a2 hät ber polizeilichen Meldung nicht nachzumeifen vermag, daß und 
wie lange fein —— in einer andern Gemeinde fortbeſteht, gegen den ſpricht 
die für die Abſicht, einen bleibenden Aufenthalt nehmen zu wollen, 
ſelbſt wenn er keine sun Wohnung und feinen eignen Hausftand befist. 
Auf bie von ber Rolls Behörde oder anderweit über biefe thatfächlichen Ver: 
hältniſſe erhaltene Nachricht ift die Kommunal Behörde berechtigt, auf Nieder- 

Regulirung, event. auf Ausweifung anzutragen. 

— ng des Ausweiſungsrechtes hat die Polizei-Behörde den erhobe— 
benen X pruch gegen den ferneren Aufenthalt vor Ablauf der Jahresfrift der 
Gemeinbe-Bebörbe des früheren Aufenthaltsortes mitzutheilen. 

4. Iſt die von der Polizei-Behörde —9 gerechtfertigt erachtete Ausweiſung 
durch die gewöhnlichen Maßregeln, als z. B. durch einen Zwangspaß, durch an— 
und einmal vollzogene Arbeitshausſtrafe rechtszeitig nicht zu ermöglichen, 
ſo kann auf Antrag und Koften des Gemeinbe-Vorftandes bie Ausweifung und 

an ben Gemeinde-Vorftand des Angehörigkeitsortes durch Transport 

pe u eine folche Perfon an den ausgewiefenen Ort zurüd, fo 
Koften des von ber mens * nothwendig erachteten 

jen Transportes die Kommune der Angehdrigkeit 5 
itweife fich en oder folche Berfonen, bie in einem unfelbftftän- 
jerhältniffe (S: 2. des Gefepes vom 31. Dezember 1842, betreffend bie 
lichtung zur Armenpfl flege) am Orte fich aufhalten, find verpflichtet, wenngleich 
‚ben zeitweifen Aufenthalt angemeldet waren, ihre nachträgliche Ab- 
Begründung eines bleibenden Aufenthaltes durch — und 
htung eines —— Hausſtandes, durch Beginn eines Gewerbes, Erwerb 

Grundſtuͤcks, Annahme eines Amtes oder einer Beihäftigung, die 
ihre bauernbe Antvefenbeit erforbert, der Polizei-Obrigfeit befonders zu melden, 
‚fie in bie * dieſe Unterlaſſun — verordneten Polizeiſtrafen verfallen. 

| xt Breslau cfr Verordnung vom 24. Juni 1856. 


h eine bergleichen oder im Wefentlichen ähnliche Verordnung laffen 
diejenigen Städte, welche‘ die Polizei⸗Gerichtsbarkeit nicht be— 
aus ber verfchiebenartigen Auslegung und Anwendung ber 
ungs-Gefege, befeitigen. 
De No. 5. gemachte Vorſchlag dürfte zu empfehlen fein, weil 
aus ben Bolyel Berorbunngen; bie Melvungspflicht für die Niederlaffung betreffend, 
2 
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niche zweifellos erſichtlich ift, daß nr Se wen, die fich für einen zeitwei- 
fen Aufentpakt —— nadkr bie we bleibenden Aufenthalte bei 
Verm der angedrohten en be anzeigen müſſen. Es 
ift auch wicht bekannt, daß für ——— ——— ie angedrohten 
eingezogen worden find. Ferner bürfte biefe zwedmäßig fein, 
weil Fer zu. möglichit — Ortseinwohner-Liiten führen und bie Fremden⸗ 
— C. Knoblauch. 





Die Frage der Anſäßigmachung betreffend. 
(Eine Stimme aus Baiern.) 


Unftreitig eine der wichtigften a im Gemeinbeleben ift bie Exneueru 
ber Gemeinbebürger, deren Hauptzweig bie ——— und Vereheli ung M. 
Die ae Grage ne Ak, bieße hg il ade Pad E 
en, glei groß in allen in gro en, in 
ind, und in aller —— ebenden Geſetze 


ihre Vertreter der richtigen biefer Frage zuwenden. Hierzu einen Beitrag 
zu orten, ift bie ah jr ee Sm ber in u mangelhaft ift, als nicht 
*— ſeine * faabe ge auch wird, bie 385 ur En Me: bes 
t bie 

und gefetz —* und — hier wieder nn is 
5* im Auge. Es ſcheint auch Tendenz dieſer Blätter zu fein, * 

ung ber Kundgebungen bes Verwaltungslebens der Gemeinden ein Dil deut⸗ 
en Gemeinde» und borzugsweife Städteweſens zu entfalten, 


Es wird zum Berftändniffe nothwenbig fein, ein wenig weiter Bw, 
umd bie * ee uptfächlichften formalen Beſtimmungen der baherl. 


orbehaltlich 

En Eee Fällen fteht bloß bie 
Fangen « zus aber ben Prov 1-7 leichvlel welcher 
Kategorie die Gemeinde 

Demerft muß weiter werden, daß nach em Rechte die Erwerbung 
des Genie Dünger, mit be bie —* auch paſſiwe Wahlfaͤhig⸗ 
feit zu Gemeinde-Aemtern verbunden iſt, durchaus nicht * iſt wit der An⸗ 
ſaͤßigmachung, man kan in einer Gemeinde wirkliches Gemeindegiled, WR activ 
und paſſiv — zu ben höchften und wichtigſten —— doch 
nicht anſaͤßig, man korın eheufo anſäßig in ber Gemeinde und —— wirkliches 
—— * Dieſe es 8 —* * nicht: weiter nr 
ven und zu beg n, es thatfächliche wie ä 
he Befand, um duß leere gegen yo nereen 


1% 


Die Anſäßigmachung bildet indeſſen Die Megel für die Erlangung des vollen 
Dürgerrechtes, wenn zu ihr noch gewiſſe andere Bedingungen binzutreten, z. 8. 
‚von —5 zen und Boden, Ausübung von Gewerben. Die An- 
ft nach bayerl. Rechte jener geſetzliche Zuſtand, wodurch ein 
Mann en An Mr enchmigenden Befchlujjes der ra Gemeindeorgane als 
jelbitftändiges Glied der Gemeinde erklärt wird. Cine Frau wird mach bayherl. 
Gejege origimär, michtanfärig, fie wird es burch Hetrath; bie Kinder von Anfäßi- 
gen der Gemeinde find nicht ipso jure anfüßig, fie find bloß Heimathherechtigt; 
anfüßig werben fie -erit, fofern fie männlich find, entweder in der Gemeinde ihrer 
Eltern oder in einer andern duch ausprüdlichen Aufnahmebeſchluß ber betreffen: 
ben Gemeindebehörde. 

In den Stäbten ift dieſer Befchluß ein dreifacher. — Die Bitte um Auf- 
nahme als felbftftändiges Mitglied der Gemeinde, d. h. um Anſäßigmachung, wird 
bei dem Stabtmagiftrate geftellt und von dieſem inftruirt, d. h. öffentlich befannt 

und bie erforderlichen Belege, unter welchen das Erfülithaben der Impf-, 

und Mikitäv-Pflicht, dann der Nachweis einer genügenden Subfiftenz bie 

find, gefammelt. Nach Umlanf der gejeglichen Zeit gelangen bie 

Alten an bie Gemeinde-Bevollmächtigten, ein felbitftändiges Kontrol⸗Kollegium und 

nach biefem an ben Armenpflegichaftsrath, ebenfalls ein —— Buͤrgerkolle⸗ 

ar Bes der Armenangelegenheiten. Mit ven Befchlüffen biefer bei- 

a gebt das Geſuch an den Magiſtrat zurüd, welcher endgiltig, 

der Berufung an bie — Beſchluß über Ge— 

— ie ber erbetenen Anfäßigmachung faßt. Wer die An- 

am erlangt hat, der kann heirathen; ohne erhaltene Anſäßigmachung ift 

eine * yängtich unzuläffig, fein Geiftlicher traut ein Paar ohne das Zeugniß 

der Anſaͤßigmachung und daß in ihrer Folge die Berehelichung mit der 

zu bezeichnenden Braut geftattet werde. — Die Anſäßigmachung begrün- 

bet ferner für den Mann, wenn er bexjelben Gemeinde, welche fie bewilfigte, nicht 

— hörte, dann für Frau und Kinder bie Heimath, und die Hei— 
das Precht auf Unterftügung im Falle der Noth und Berarmung. 

ſieht alſo, wie wichtig die Anſäßigmachung im ihren Folgen iſt. Ihre 

ae ober Verweigerung iſt indeſſen nicht in allen Fällen in das Ermefjen 
ber — Rich, ihrer Organe geftelit. Definitiv angeftellte Diener des 

Kirche und dev Gemeinde find mit Erlangung bex definitiven prag- 

Er b. mit Penfionsanfpruch verfehenen ENDE: ipso jure 
® de ihrer Wirkjamkeit anfähig; der Befig von Grund und Boden 
dern, und Neolgewerben Trade wenn er bis zu einer gewifjen Stenergröße 

iſt, ein Recht zur Anſäßigmachung. Die er pexfönlichen 
5 —* elonzeifion involvirt die Anſäßigmachung; ſelbſt der Beſitz verſchuldeter 

* und Annahme eines nicht definitiven Staats-, Gemeinde⸗ und Kirchen: 

—* | t das freie —— der Gewmeinbebehörde aus, und lät 


g das Recht ber Abä 
deu ie Hang dr Si si änderung ihres 


es —* 2. Stande, bei allen jenen, 

(he b ſich verichaffen, Tagelöhner, Fabrilarbeiter, 

Bewer Ber fe, weiche jogeuannte freie Erwerbsarten, d. h. micht 

1 er de e Gewerbe treiben, ja —*8 Advolaten und Aerzte; bei allen —* 
mn machen wollen, was bei allen dieſen natürlich mar 

fe der geſchie —2 die Gemeinde * — Diefes 

ben — evo elegt; 

> fe babon ee machen, hat ber Stadtmagiſtrat bs ge 
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a. und es findet feine Berufung und feine Beſchwerde am eine Höhere 
Stelle Statt. N hr a a. Bakbrengin, 

Wir gehören nicht zu jenen, welche bie Freiheit des Individuums foweit aus⸗ 
dehnen, daß. Jeder nach Belieben und wern er will, eine Familie begründen kann, 
wir fordern vielmehr im Einklang mit unfern bayerfchen Gefegen, daß im ber 
Noth die Gemeinden ſich nur ihrer Angehörigen annehmen, aber eben deßwegen 
bei der Berchelihung ein Recht ver Mitwirkung haben. Deffenungeachtet erfcheint 
uns das Inftitut des bayerl. Vetos bei allen. Anfäßigmachungen im weiten Felde 
bes Lohnerwerbes um fo härter, weil den Gemeinden auch Feine Milderung zu 
geftanden ift, da fie nach dem Gefege Feine andere Wahl haben, als das -geftellte 
Gefuh bedingungslos zu genehmigen oder bedingungslos abzumelfen. 

Nach baherſchem Gelee ift nach unferer Anficht die Mitwirkung der Ge- 
meinde zur Anjäßigmachung eine fehr weiſe und jehr richtig gegliederte. Es ift 
nach unferer Anficht nicht wohlgethan, wenn jeder Bürgersjohn vermöge  biefer 
Eigenfchaft ein Recht hat, fich felbftitändig zu etabliven, und eine Familie zu be— 
gründen; wir meinen, e8 ſei fehr zweckmäßig, wenn auch ein Bürgersfohn erit 
gezeigt habe, er fei des Bertrauens feiner Mitbürger würdig; wenn er in biefer 
Beziehung vor dem Fremden gefetlich feinen Vorzug hat, fondern nur den fakti- 
fchen Gewinn, den ihm feine Bekanntſchaft in der Gemeinde der Einfluß feiner 
Familie giebt. Wir glauben, daß namentlich in größeren Städten die Erneuerung 
der Bitrgerfchaft durch frifche Einwanderung fehr nothivendig und wohlthätig iſt. Es 
dürfte nicht zu bezweifeln fein, daß die Vertheilung dev Beurtheilung eines Ge- 
fuches um Anſäßigmachung an drei felbititändige, zahlreich beſetzte Gemeindeorgane 
die Gewähr giebt, daß bie Verhältnifie der Bittiteller gelannt find; daß dieſe 
nicht den Yaunen einer Koterie Preis gegeben find, und daß fie das Gefammt- 
urtheil als die Stimme der Bürgerfchaft erkennen müſſen. Dieſe Anordnungen 
find gewiß wohlthätig, fie fräftigen den Birgerfinn und legen Zeugniß ab des 
den Gemeinden. durch das Gejets gefchenkten Zutrauens. Aber bei den Anfähig- 
machungen auf Lohnerwerb jcheint das Geſetz dieſem Vertrauen Schranfen gefegt 
zu haben, weil e8 den Gemeinden nur bie Wahl zwifchen Genehmigen ober Ab- 
weijen lief. Und doch ift en bier das Feld ber Erwägung ber Verhältniffe 
außerordentlich weit, der Möglichkeiten giebt es unendliche. So wie ein Bitt- 
ftelfer fein Geſuch einreicht, mag es ber Gemeinde nicht genügende Sicherheit 
bieten, aber ver Mann wäre im Stanbe, eine genügende Sicherheit ver Gemeinde 
zu bieten; die Gemeinde darf aber feine Bedingung fegen, feine annehmen, fie 
weift baher ab. Der Dann ift vielleicht um fein Lebensglüd gebracht. Ein 
Paar Fälle werben dies fehr klar machen. Ein Arbeiter verdient fich in 14 Tagen 
(eine in Fabriken ſehr gewöhnliche Zahlfrift) 20 FL., feine Braut täglich 24 Kr. 
fie find beide im Befige eines Baarvermögens von 700 FI. nebit nöthiger Haus« 
einrichtung. Die Gemeinde fchlägt das Geſuch um Anfäßigmachung ab, weil bie 
Unzuverläffigkeit des Verbienftes wegen möglicher Entlafjung, wegen Arbeitsſtockung 
u. bergl. ihr dies rathſam erfcheinen läßt; der Mann wäre aber gern bereit, ber’ 
Gemeinde fein Baarvermögen zum Unterpfand zu geben, und bie Gemeinde wäre 
dadurch auch volfftändigt befriedigt, weil fie jo die Sicherheit Hätte, daß das 
Baarvermögen nicht Leichtfinnig vergeudet, fondern für Fälle der Noth in ihren’ 
Kafjen aufbewahrt werde. Site darf aber ein folches Unterpfand weber forbern, 
noch das freiwillig — annehmen, fie muß ohne alle Rückſicht hierauf ent⸗ 
ſcheiden. — Ein Anderer könnte unter ähnlichen Berhältniffen einer Lebensver- 
ſicherungs⸗Geſellſchaft beitreten, auch die Bebingung deſſen und der Sicherung der 
Prämienzahlung ift unzuläffig. 


21 





Diefe Rüdfichtslofigfeit des Gefeges erzeugt eine Rückſichtsloſigkeit der Ge— 
meinden und nicht mit Unrecht Hagen Arbeiter in vielen Gemeinden über Beein- 
trächtigung in Ausübung eines heiligen ‚Mechtes, der Vegrünbung eines eigenen 
riet das Geld wird verfchwenvet, in aufßerehelicher Befriedigung des Ge- 
chlechtstriches wird Erfats geſucht, Die Gemeinde verliert wadere Glieder, bie 
Familie Brave Väter, der Staat verläßige Bürger. — Wir können in ber Ge- 
ftattung ber Freiheit der Gemeinden bezüglich entfprechender Bedingungen behufs 
der ten und Verehelihung durchaus nichts Gefährliches oder Nach— 
theiliges finden. re bie Satzung folher Bedingungen geftattet, fo müßte jede 
Gemeinde fie in ein Syſtem bringen, welches, da die Gemeinden in Bahern 
unter Staatsluratel ftehen, die Billigung der Provinzialregierung erlangen müßte, 
ſohin würbe jede Willfür ausgefchloffen fein. Dem Betriebe wäre kein Kapital 
entzogen, weil nur vom Lohnerwerbe die Rede ijt, deren Ausüber fein Betriebe— 
fapital bedürfen; da überall da, wo der Bittfteller ein Gefchäft ausübt, 3. B. 
bei ben erwähnten freien Erwerbsarten, nach andern Garantien umzuſehen wäre, 
wie denn überhaupt bie zufegenden Bedingungen ven Verhältniſſen fich anfchließen 
müßten, wobei wir nur an bie Bedingung von Errichtung von Kranfen- und 
Unterftügungsfaffen erinnern. Den Gemeinden felbft würde eine ſchwebende Schuld 
nicht erwachien, wenn fie Baargeld ald Depot nicht annähmen. 

Wir haben ſchon oben geäußert, daß wir für die Gemeinden ein Einfpruchs- 
recht bei der Anſäßigmachung, und für biefe die Bewilligung der Gemeinde ver- 
langen, da wir bie Pflichten, fo Rechte der Gemeinde vindiziven; darum können 
wir nicht beiftimmen, wenn ben Gemeinden bei Anſäßigmachung auf Lohnerwerb 
das Einfprachsrecht entzogen werben wollte. Gerade dieſe Klaſſe der Bevölferung 
ift bie zablreichite, die für Gemeinden der Negel nach läftigfte, und ein unbeding- 
tes Recht zur Gründung von Familien fcheint nicht nur gegenüber ven Gemein- 
ben, jonbern ganz vorzugsweife gegenüber ber Familie felbjt nicht zu rechtfertigen. 
Aber unferer Anficht nach fell das Einfprachsrecht nicht Selbſtzweck, fondern das 
Mittel fein, die Ehen von Arbeitern zu fördern. Nicht ein ehelofer lasciver 
Stand junger Leute ift Segen für die Gemeinde; ebenfo wenig aber auch ein 
verjtandlofes Zufammenfaufen ohne gegründete Ausficht auf die Möglichkeit, vie 
u erhoffenben Kinder ernähren und erziehen zu können. Fragen, ob die heirathen 
Waller durch ihr feitheriges Betragen Arbeitsluft, Geſchick und Sparfamteit, 
fowie Ehrbarkeit gezeigt haben, das ift ein gutes Mecht der Gemeinde, welche in 
ihrer Gan einem Familienrathe gleichlommt. Wenn nun biefe Gemeinde 
noch weiter die Bebingungen feftjetst, bei deren Erfüllung fie gleichfam ein Recht 
ber Anfäßigmahung in ihrer Mitte zugefteht, fo wird fie dadurch wejentlich zur 

g obiger Tugenden aufmuntern, fie wird fich einen verläßigen, brauchbaren, 
tonferbativen Mrbeiterftand fchaffen, fie wird ihren ganzen Beſtand kräftigen, nicht 
bloß die Verehelichung nicht hindern, fonbern fehr weientlich fördern und bie 

anbildung einer fräftigen brauchbaren Generation gewährleiften. Dies iſt 
der Segen des Kautions⸗Syſtems, wenn baffelbe mit vernünftiger Selbſt⸗ 
ftimmung der Gemeinden gepaart und durch die Staatsregierung ſowohl von 
nbpunfte der Staatsfuratel als der Politit wohlwollend gefeitet wird, es ift 
der rhafen, ber in einer Gemeinde angelegt werben kann, weil er be— 
gründet wird Tugenden des Geiftes und auf wirkliche reelle Bafis. 
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II. 
Statiftik 


Statiſtik der deutſchen Gnd:Anftalten, *) 
Bon Wilhelm Dedelhäufer, General-Direltor der beutjchen Kontinental⸗-Gas⸗Geſellſchaft. 


Ber fi in Deutſchland mit Statiftil, insbeſondere auf induſtriellem Gebiete, beſchäftigt 
bat, wirb bie Schwierigkeiten kennen gelernt haben, bie fi der Erlangung zuverläßiger und 
gleichartiger Mitteilungen entgegenftellen. Indolenz und noch mehr eine gewifje Aenghlichleit 
wegen möglichen Nachteil, der aus offenen und richtigen Angaben erwachſen möchte, tragen 
bie Schuld hieran; ber Vorteil, weldher ans einer richtigen Benutzung ſtatiſtiſchen Diaterials 
jebem Einzelnen. wieder zufließt, wird dagegen faft nie in Anfchlag gebracht. — Unter dieſen Ber- 
bältniffen kann nachſtehende Monographie eines täglich an Wichtigkeit zunehmenden beutſchen 
Induſtriezweiges auf erſchöpfeude Behandlung ihres Gegenftandes allerbings noch keinen Ans 
ſpruch machen, dennoch wirb das Material, welches fie Tiefert, für Beurtheilung mancher Fragen 
ſchon foweit genügenbe Anbaltpunkte bieten, um eine VBeröffentlihung wilnfhenswerth erſcheinen 
zu lafſen. 

Um bie nachfolgenden Daten zu erlangen, warb bereits im Auguft 1857 ein Eircufar 
att bie Magiftrate aller mit Gas beleuchteten oder im der Anlage von Gasanftalten begriffenen 
Städte, fo wie an einzelne Befiger vom Anftalten gefanbt, welchem ein Fragebogen beigelegt 
war. Bon vielen Stäbten erfolgte prompte Rüdantwort, von anderen allerdings erft nad 
wieberhofter Bitte und mach längerer Friſt; noch andere berwiefen auf bie Eigenthümer ver 
refp. Anftalten, bie dann meiftens jebe Auskunft verweigerten. Ginzelne Städte antworteten 
ganz ungenügend, noch andere gar nicht. Immerhin ift aber das gewonnene Refultat umfaffend 
genug, um eine längere Hinaueſchiebung der Veröffentlichung unräthlich erſcheinen zu laſſen, 
namentlich da bie Schrift durch Vervollſtändigung des noch Fehlenden weniger gewinnen, als 
durch Beraltung ber ftatiftiichen Zahlen an Intereffe und Nützlichkeit einbilßeh wlitve. Es 
mag fonach feit jener Zeit noch in ber einen ober anderen Stabt eine Gaßanftalt in Angriff 
genommen oder eröffnet worden, auch kann feitbern in ben Gaspreiſen oder fonfligen Berhält- 
nifjen bier oder dort eine Heine Wenberung eingetreten fein, immerhin wirb aber bie nachfol- 
gende Darftelluug eine genügende Einfiht im bie gegenwärtige Lage ber beutfchen Gab⸗Induſtrie 
gewähren. 

*) Wir verweifen auf folgende über benfelben Gegenftand in ben früheren Jahrgängen 
biefer Monatsfchrift bereits erfchienenen Artilel: Gas + Belmhtimg. Bon Onbereyl, Heft IV. 
1855. — Ueber Gas Beleuchtung. Bon W. Sprengel. Heft V. 55. — Die Gasanftalt zu 
Bohum in Weſtphalen. Bon Greve, Bürgermeifter. Heft I. 56, — Die Gas-Beleuchtung zu 
Eöln. Heft XIL 56. — Die Ausführungen der ſtädtiſchen Gasanftalts - Anlagen in Halle. 
Heft II. 57. — Ueber bie Frage, ob und unter welchen VBorausfegungen Gasbeleuchtungs- 
Anftalten in MHeineren Städten noch ventabel find. Bom Ingenieur F. Menzel in Berlin. 
Heft VI. 57. — Gefchäfte- und Betriebs⸗Reſultate der deutſchen Continental » Gas + Geſellſchaft 
zu Deffan. Heft VIL 57. — Bericht über die Steaßenerleuchtung in Danzig pro 1865, 
Heft XI. 57. — Bericht über bie Straßenbeleuchtung und bie Verwaltung ber Gasanftalt in 
Görlitz für das Jahr 1856. Heft VL. 58, — Summariſche Ueberficht aus ber Rechnung ber 
Straßenbeleudhtungs : Anftalt der K. Reichs» Haupt- und Reſidenzſtadt München für das Red. 
nungejahr 1856 / 57. Heft VIIL 58. 


Die Darfielliing giebt im Weſentlichen nur bie Zuſammenſtellung ber von beit Stäbten 
eingelaufenen Beantwortung ber geſtellten Fragen; bie Daten find ſomit als offizielle zu ber 
trachten. Wo jedoch ſeitbem fonftige gamz zuverläſſige Nachtichten fiber die eine ober bie 
andere Gasanftalt erlangt wurben, find biefelben gleichfalls nachgetragen worden. 

Es lag in ber Abficht, die Zufammenftellung namentlich noch auf zwei wichtige Puntte, 
Be Leuchtkraft bes Gafes und Die Rentabilität ber Anlagen auszubehnen. Leider mußte 
iervon Abftand genommen werben. Bei ver Leuchtkraft waren einmal die Beſſimmungen über 
ver photometriſchen Meſſung zu Grunde gelegten Einheiten oft zu ungenau, dann aber zeigt 
8 auch vielfach bald nach oben bald mach unten ein bedeutender Unterſchied der Lontraftfich 
ufietet und ber wirllich vorhandenen Leuchtkraft, fo daß eine bloße Angabe ber Soll-Figt- 
Mörke, ohne Segeirfberftellung ber IR-Ficptflärke, nur zu ſalſchen Schlüffen gefiihrt haben würde. 
Die Rentabilität anfangend, fo war ebenſowenig zu gfeichartigen Refultaten zu gelangen, theils 
wegen unbeftimmter Angaben über bie Höhe der Kapitalien, theils wegen Verſchiedenheit ber 
Grundfäge in Berechnung ber Zinfen und Divibenden, danu auch wegen vlelfacher Weigerung 
über dieſen Punkt überhaupt Aufſchlußg zu geben. 

Da «8 uun fir die Statiftil jedenfalls vorthellhafter ift; Lücken zu faffen, als dieſelben 
mit foljen oder ungleichartigen Zapfen ausznfühen, fo muß bie nachfolgende Darftellung af 
ein Eingehen im dieſe und manche andere Spezialien, die file Technik und Adminiſtration gleich- 
falls von großem Intereffe fein würden, Verzicht leiſten. 

Den Schluß der Darftellung bildet eine tabellarifche Meberficht ver Normalpreiie des 
Privatgafes, Wo fpeziele Angaben über das Maaß fehlten, iſt ſtets bas Innbesübliche Maaß 
ber Berechnung zu Grunde gelegt worden. Es wirb übrigens ber Bemerlung nicht bebikefen, 
wie dieſe Zahlen für fi allein noch feinen Maahſtab für die Beurtheilung gewähren, ob eine 
Stadt günftig oder umginflig koutrahirt habe; ob eine Auftalt gröfere oder geringere Rente 
abwerfen müfe. Denm abgefehen von dem Umfang und den Anlageloften eimer Anſtalt, und 
bon bem Preis der Rohmaterialien und ber Nebenprodulte, Kommen hierbei fpegiell bie ſonſti⸗ 
gen Beftimmungen ber fläbtifhen Kontrakte in Betracht, mämtentfich, zu weichem Preis bie 
Straßenbeleuchtung kontrahirt iſt (häufig unter den Selbſtloſten), daun ob eine Anftalt Eigen- 
thum bes Erbauers bleibt oder fpäter unentgeltlich au bie betreffende Stadtgemeinde übergeht, 
in wel" letzterem alle alfo ein Theil des Gaspreiſes als Upfchlagggahfıug für Erwerbung der 
Gasanfalt durch die Stadt anzufehen ift. 

Geftalten ſich fpäter die Verhältniſſe den ſtatiſtiſchen Forſchungen günfliger unb erlaubt 
es bie Zeit bes Verſaſſers, jo joll der Gegeuftand dieſer Darſtellung im weit eingehenberer Weife 
lt, auch eine Bergleihung zwiſchen ber deutſchen und auslänbiihen Gas - Juduſtrie 

werben. Deſſau, deu 30. November 1858, 





Altenburg. Die Anftalt gehört der Gadbeleuchtungs⸗Altien⸗Geſellſchaft zu Mtenburg. 
Die Stadt hat nach 25 Jahren, vom 1866 ab gerechnet, das Recht, bie Auſſalt tünflih 
zu übernehmen. 

Das Gas wird aus Steinlohlen (Zwidaner) bargeftelft. u 

Die Üffentfichen Flatimen von 5 Kubitfußz Nicht. Toften 3 Bf. Yo Flamme und Stunde. 

VJir Priviat wat ber Norinal ⸗ Preis 2 Thle. 20 Sgr. pro 1000 Kubitf. ſachſ.; gegen- 
mwärtig iſt derſelbe anf 2 Thlt. 16 Sgr. herabgefetzt. Der miedrigfte Preis file Bffentfidhe Ge⸗ 
bäube und größere Konfumenten if 2 Thlr. 

Bas Rapitet (Anlage und Betrieb) beträgt ca. 67,000 Thlt. wobon 45,000 Thit. durch 
weiten, 20 000 Thlr. burch Datlehne beſchafft find. 

Die Prodautſiidn berrug vom 1: Full 1855 bis 80. guni 1856 5,149;600 Kubiff. jächl. 
Die Zahl der dffenilichen Flaumen beirug am Schluffe des Rechnmungsjahres 158, ber Privat- 
flammen 1502, Summa 1666. 
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Am Schluſſe des Rechnungsjahres 1857/68: find 170 Bffentliche und 1919 Privatflammen 
(bei 180 Komfumenten) vorhanden gewejen, und betrug bie Geſammtausgabe in biefem Jahre 
5,963,350 Kubilf. ſächſ., wovon auf bie äffentliche Straßenbeleuchtung 1,793,402 Kubilf. 
ſächſiſch kamen. 


Alchaffenburg. Die Auftalt wird auf fäbtifche Koften erbant (1857 und 58) unb 
demnach auf 50 Jahre verpachtet werben. 

Das Gas fol aus Steinkohlen dargeftellt werden; Pächter ift jedoch hieran micht feft 
gebunben, 

1000 Kubiff. engl. toften für die öffentliche Straßenbeleuchtung 3 FL, für Private, im 
ben erften 10 Pachtjahren 5 FI. 48 Kr., im ben zweiten 10 Pachtjahren 5 Fl. 24 Pr. und in 
ben letzten 10 Pachtjahren 5 Fl. wobei für die Beleuchtung von Wohlthätigleits-Anfalten ',, 
Rabatt gegeben werben ſoll. 

Das Bankapital foll ca. 90,000 FI. betragen. 


Altona. Der Bau und Betrieb ber Gasanftalt ift in Gemeinfchaft mit dem Bau und 
Betriebe einer Wafjerleitung von Privat-Berjonen übernommen worden, melde eine Altien⸗ 
Geſellſchaft gebilbet Haben. Die Gasanftalt war 18657 vollendet, die Wafferleitung warb bage- 
gen erſt fpäter im Angriff genommen. Der Stabt fleht das Recht zu, die Auftalt im Jahre 
1894 anzufaufen. 

Das Gas wirb aus Steinfohlen fabrizirt, 

Ein Theil der öffentlichen Straßenflammen konfumirt pro Stunde 5 Kubiff,, der andere 
Theil 2% Kubilfuß hamburgiſch. 

1000 Kubilf. hamburgiſch koſten für bie öffentliche Straßenbeleuchtung 1 Thlr. preuß. 
ober 1 Thlr. 32 Schl. R.-M., für Private 2 Thlr. preuß. oder 2 Thlr. 64 Schl. R.M. 

Die Beftimmung über eine Rabattbewilligung an größere Konfumenten ober öffentliche 
Gebäude ift ben Unternehmern überlaffen. 

Das Bau- und Betriebölapital beträgt 1,270,000 The, RM. oder 952,500 Thlr. 
prenß., jedoch einfchließlich der Wafferleitung. 

Die Zahl der öffentlichen Straßenflammen war im September 1857 860, und der Pri- 
vatflammen ca. 7000, in Summa 7860. 


Annaberg. Die Anftalt warb von einer Privatperfon unter Betheiligung anberer 
Privatperſonen erbant. 

Die Stabt hat nad 30 Jahren feit Ertheilung ber Konzeffion das Recht, bie Anſtalt 
entweder anzufaufen, ober das ausſchließliche Privilegium aufzuheben; das Antaufsrecht fteht 
ihr auch bei dem Tode bes Konzeffionars zu. 

Das Gas wirb aus Holz bereitet, 

Die Öffentlichen Straßenflammen konfumiren in ber Stunde 4',, Kubikf. 

Der Preis für das Privatgas iſt pro’ 1000 Kubilf, 8%, Thlr. und ber niebrigfte Preis 
beffelben file öffentliche Gebäude 2 Thlr. 


Anclam. Die Anflalt gehört dem Kreis-Yuftizeath a. D. Wallroth. 

Die Stadt hat bei einem Verlaufe ber Anſtalt das Vorlaufsrecht und kann bie öffentliche 
Flammen nach 20 Jahren kündigen. 

Das Gas wirb aus Steinfohlen bargeftellt. 

1000 Brennflunben ber Öffentlichen Straßenflammen werben mit 11 Thlr. 20 Sgr. be- 
zahlt; für Private if der Preis von 1000 Kubilf. preuf. 3 Thlr. 10 Pf.; das Gas, welches 
zur inneren Beleuchtung fläbtifcher Gebäude verbraucht wird, Toftet pro 1000 Kbf. engl. 2 Thlr. 

Das Anlagelapital beträgt einſchließlich der Kaufgelver für eine Meine Aderwirthſchaft 
60,000 Thlr. 
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Die Probultion betrug vom 9, November 1856 bis dahin 1857 2,000 
bie Flammenzahl am Schluſſe des Betriebsjahres 700. ‚00,000 Zubitf. und 
Aachen. Die Stabt vermag bie Fragen wegen obſchwebender Verhandl ' 
Erfterer und der Gasbeleutungs-Gefellihaft beziglich der Uebernahme nen ep 


Kommune noch nicht zu beantworten. 
Befigerin der Anftalt if die Imperial-Kontinental-Gas-Affoziation in London. Der 


Privatgaspreis ift 2 Thlr. 15 Sgr. 
Der Bertrag joll auf 20 Jahre geſchloſſen worben fein und am 28, Dezemb 
gonnen haben; nad feinem Ablauf foll bie Anflalt zum Xarwertb in ben erg 
übergehen, ober wenn Letztere von biefem Rechte feinen Gebrauch macht, fo kann fie verlangen, 
baß Unternehmerin das Gas zur Öffentlichen Beleuchtung von da ab billiger ale bisher Tiefert ; 
ber bann geliende Preis foll durch ein Schiedegericht feflgefet werden. Uebernimmt fle bage- 
gen nad) Ablauf des Kontralts weder bie Anftalt, moch bezieht fie ferner das Gas zur öffent- 
lichen Beleuchtung aus berjelben, jo foll es ber Geſellſchaft geftattet fein, die Röhren zur 
Gasabgabe an Privatlonſumenten noch auf fernere 20 Jahre zu behalten, wogegen fie der Stadt 
fe die Benutung des Terrains einen Pachtzins zu zahlen hat. Will Die Unternehmerin nad) 
Ablauf des Kontrafts das Gasbeleuchtungs -Geſchäft nicht fortjegen, was fie 1% Jahr zuvor zu 
erflären hat, jo kann die Stadt die Anftalt ganz ober theilweife erwerben oder verlangen, daß 
Letztere ganz ober theilweife an einen neuen Unternehmer zum Tarwerthe überlaffen werde, oder 
endlich, daß ſowohl Gebäube als Röhren von ver Gejellihaft fortgefchafft werben. 
Das Gas wird aus Steinlohlen bargeftellt. 
Augsburg. Auffig in Böhmen. Beide Städte haben bie an fie gerichteten 
Fragen nicht beantwortet. 
Bochum. Die Anfalt if unter ber Firma: „Stadt Bochumer Gasanflalt” theils aus 
ſtãdtiſchen, theil® aus ben Mitteln fliller Geſellſchafter erbaut worben, 
Das Gas wird aus Steinkohlen bereitet. 
Die öffentlichen Straßenflammen konfumiren in der Stunde 5 Kubilfuß. 
Für 1100 bis 1200 Brennftunden ber öffentlichen Klammen werben 12 Thlr. 15 Sgr. 
berechnet ; der Preis für Privatgas ift pro 1000 Kubiff. preuß. 2 Thlr. 20 Ser. 
Das Anlageläpital ift vorbehaltlich näherer Feſtſtellung auf 38,000 Thlr. angegeben worben. 
Die Produltion betrug vom 28. Januar 1856 bis 30, Juni 1857 2,867,267 Kubilfuß 
unb bie Flammenzahl am letztgenaunten Tage 
a) Öffentlihe 54, 
b) private 1042, 
Summa 10%. 


Bonu. Die Anftalt gehört Herm Alexander Ofter. 
Nah 25 Jahren ift die Stadt berechtigt, biefelbe käuflich zu Übernehmen. 
Die Gasbereitung geſchieht aus Steintohlen. 
— öffentlichen Straßenflammen von 5—6 Kubikfuß koſten pro Stunde und Flamme 
34, Pl. 
Für Private ift der Normalpreis von 1000 Kubilf. preuß. 3 Thlr., file größere Konſu⸗ 
menten ermäßigt fi berfelbe nad) Maßgabe ihres jährlichen Verbrauchs folgendermaßen: 
bei 500,000 Kubilf. Konſumtion auf 2 Thlr. 25 Ser. 
* 1,000,000 " " " 2 " 20 “ 
” 1,500,000 " [77 [7] 2 " 15 " 
” 2,000,000 " " „2 " 10 " 
Die Stabt erhält für die Beleuchtung ber Kommunalgebäube 15 pEt. Rabatt. 
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Barmen. Die Anftalt A Eigenthum ber „Barmer Gaderleuchtungd · Geſellſchafi.“ Die 
Stadt iſt mit einem gewiſſen Kapitale betheiligt, und * nach — 
Eigenthümerin ber Anftalt. f 

Das Gab Wird ans: Steinlöhlen bereitet Io‘ 

Für 900 Brennftiunden (& 6 Kubilfuß) ber öffenttihen Gtroßenflanmen — iuti. 
Anzinden 10 Thlr. dezahlt. 

Der Normalpreis für Private pro 1000 Kubiff. iR 8 Thit. d Spk. Bei eher Mofa 
tlon bis zu 30,000 Habitf, 2 Che, 27 Sgr. 6 Pf. für bie wetteren 40,000 Kubilf., 2 Thtr. 
17 Sr. ” — — — — "für aue⸗ was mehr 
tonfuniet witb, 


Det Aispeapal ag am Stufe N Beieehke 18080 105000 Zi. 
Die Produfticn war im dem gedachten Betriebejahr 18,600,000 Kubilf. uud die Zah 
Se Mentictn onen a itife Win an. ragen han 
Breblan. Die gehdtt der Gadbeleuchtunge · Geſellfchaft in 
Die Stadt hat bas A A ge 
ftet, duflich zu Übernehmen; geſchieht bie nicht md finder auch Mine Verlängerung 
tie fat, fo Hrt hab uubfäfefihe Reh der Möhrnlegumg Für ie een ai. 
TE ER E halben 
Für 2000 Brennſtunden ber Straßenflammen & 5 Mailf. preuß. werden 
jährlich 14 Thlr. 1 Ser. 6 Pf. und bei Ertrabeleuchtung pro Stunde und Flainme 23/, Pi. 


File Private ift ber Normalpreis pro 1000 Kubilf. engl. 87 Deffentfiche 
Gebäube erhalten 16°/, pCt. und —* Privatkonſumenten, welche 9* 2500 und 
mehr Thit. Gas gebrauchen, 80 pCt. Rabatt, 

DIR u 1856 Kia Daß Rap fr de fe tet Mn 1278 

— 19 Sk. 10 Wi. 
eh Age green pol u auge aufn 8, 
in Suma ı . PRBSVerS EREEARLEL GB. CP 

Die Brovuiktish Gettig A’ Bahte 1808 58,087,460'Rabiff 

Die Zahl ver Bfjentlihen Strakenflammen 1001, und ver vrlveiſlammen 11,894, in 
——— ng Tran ea ee —— — 
vorhanden, darunter 1030 öffentliche. scher 

Brieg. Die Anfalt ift Eigenthum det Stab: 

Das Gas wird aus Steintoplen Wberſchleſtfchen) gewonnen. 

Für die Bffentlihen Straßenflammen MEIN ann — und Flamme 
3 Pf. berechnet. i a 

Für Private if ber Mormalpreiß bei einer k jägefigen Ronfiuntion _ ge 

don 10,000 Kubilf. 23% Tür, ep nähen. 4. 


0 fh m ig ae a 
„ 50000 a — 
“ a nn —— zahlen. als niedrigſten Preis —* 
8 Anlagelapital t ca. 
Die Probuttich in bein Seifseum vom En ein 1857 betrug 
ca. 3,000,000 Kubitfuß. OR 
An Flammen waren ult. Auguſt 1857 m 


— —— 
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Bielefeld. Die Anſtalt gehört der Stabt. 

Dad Gas wird ans Steinkohlen bereitet. 

Die öffentlichen Straßenflammen verzehren pro Stunde 5 Kubiffuß md werben Bafli 
jägrlich im Ganzen 400 Thlr. vergütet, — ber Preis der frliheren Oelbeleuchtung. Der Bri- 
vatgaspreis ift pro 1000 Kubiff. preuß. 3 Thlr. 10 Ggr.; eime Spinnerei zahlt pro 1000 Kbf. 
preuf. 2 Thir. 10 Ser. 

Das Bau- und Betriebskapital beträgt 66,000 Thlr. 

Die Brobuftion betrug vom Nogember 1856, wo bie Anſtalt eröffnet wurde, bis Sept. 
1857 ca. 3,000,000 Kubilf. engl. 

Die Flammenzapl war im September 1857 im Ganzen 1000— 1200. 


Baden. Die Anftalt gehört Herrn Joh. Bapt. Pollailon aus Lyon. 

Die Stabt hat das Recht, bie Anftalt am 23. Mai 1870 entweber käuflich zu fbernep. 
men ober bie Abtretung an einen Dritten zu verlangen, 

Das Gas wird aus Steinfohlen bereitet. 

Die öffentlichen Straßenflammen konſumiren pro Flamme und Stunde 425 Kubiffuß 
babifch oder 126 Littres framgöfiich. 

File 652 Stunden derjenigen dffentlihen Flammen, welde nur im Sommer brennen, 
werben 15 Fl. im 24 Fl. Fuß und für 1589 Stunden ber Flammen, bie ba® game Jahr 
hindurch brennen, 30 Fl. im 24 Fl. Fuß begahlt. Der Privatgaspreis barf jemen ber öffent- 
Ken Flammen wicht um mehr als 50 pCt. überfteigen. 

Am Schluſſe 1856 waren 102 öffentliche und ca, 1000 Privatflammen vorhanden, 


Bremen. Befigerin der Anfalt iR bie Stabt. 

Das Gas wird ans Steinkohlen, Harz und Gastheer bereitet. 

Die Öffentlichen Straßenflammen tonfumiren pro Flamme und Stunde 4 Kubitf. eng. 

Für jede öffentliche Flamme werden bei 2000-2500 Bremuftunden jährlih 20 Thir. 
Gold bezahlt. Der Preis filr Private it 4 Thle. Golb pre 1000 Kubilf. engl. 

Das Unlagelapital betrug am 30. Jumi 1867 410,000 Thlr. Gold. 

In dem Rechnumgsjahe vom 1. Juli 1856 bis dahin 1867 beirug bie Probuftion 
33,742,000 Kubilf. engl. 

Die Zahl der Öffentlichen Flamınen betrug am Schluſſe des Redmungsjahree 1523, ber 
Privatflanmen 13,892, zufammen 15,415. 

Bingen, Die im März 1857 im Betrieb geſetzte Anfalt gehört bem Heren H. 4. 
Klein, Kaufmann in Bingen. 

Die Stabt Hat das Recht, bie Auftalt nad 30 Jahren, vom Auguft 1855 ab gerechnet, 
entweber läuflich zu erwerben, ober mit dem Beſitzer ein neues Kontraftsverhältniß einzugehen. 

Das Gas wird aus Steinloplen dargeftellt. 

Die öffentlichen Flammen verzehren pro Stunde unb Flamme 4Y, Kubitf. engl. und 
werben 1200 Breunſtunden berjelben mit 20 Fl. bezahlt. le Private ift der Preiß pro 1000 
Kubitf. engl. 7 Fl. ; das Hofpital erhält das Gas für 5 Fi. 

Das Anlagelapital beträgt 50,000 Fl. 

An Flammen waren im Berbfle 1857 vorhanden 115 öffentliche, 1030 Privatflammen, 
zuſammen 1145. 

Bayrenth. Die Analt if Eigentum einer Mtiet-Befelicaft, Sie hat dieſelbe auf 
bie Diner von 99 Iaren gegrinder. Der Stadt fieht kein befonberes Recht ber Uebernahme 
zu, es fei denn durch Uebereinlommen. 

Die Bexreitung des Gaſes geſchieht aus Hol. 


Die öffentlichen Straßenflammen von 5',, Kubilf. bayr. koften pro Flamme und Stunde 
Yo Kr. Der Normalpreis für Private iſt pro 1000 Kubilj. bayriih 6 Fl., große Fabriken 
zahlen 4 Fl. 30 Kr. 

Das Gejellihaftslapital beträgt 100,000 5. 

Die Flammenzahl war am Schluſſe 1856 im Ganzen 1600, 


Biebrich. Die Anftalt gehört dem Herrn Damian Schmibt und firmirt: „Chemifche 
Fabrik von D. Schmidt.“ 

Dem Unternehmer ift eine Konzeffion auf 30 Jahre, vom 10. Dftober 1856 ab gerechnet, 
ertheilt worben; bie Stabt hat nicht das Recht, die Anftalt zu übernehmen. 

Das Gas wird aus Steinkohlen gewonnen. 

Für 1300 Brennftunden ber mit einer Konf. von 4", Rubilf. engl. in ber Stunbe 
brennenden Öffentlihen Flammen werben 17 Fl. bezahlt. 1000 Kbf. engl. Loften für Private 5 Fl. 


Braunfchweig. Eigenthüämerin ber Anftalt ift die „Braunſchweigiſche Gas ⸗Beleuch⸗ 
tungs⸗Geſellſchaft.“ 

Die Stadt hat das Recht, die Anftalt nah 25 Jahren, vom Oltober 1862 ab gerechnet, 
entweber auf Grund einer Tare käuflich zu Übernehmen ober ben Vertrag auf weitere 15 Jahre 
zit verlängern. 

Das Gas wird aus Steinkohlen, Harz unb Del (Patentgas) bereitet. 

Die öffentlihen Straßenflammen verbrennen ſtündlich 4 Kbf. 

Für die ganze öffentliche Beleuchtung wird pro Jahr die Moerftonalfumme won 9000 
Thlr. bezahlt. Der Preis für Private iſt pro 1000 Kbf. engl. 5 Thlr. 


Berlin. Es beftehen daſelbſt 3 Gasanftalten. Zwei davon find Eigenthum ber Stadt, 

bie andere ältere gehört der Imperial-Rontinental-Gas-Affociation in London an, 

Das Gas wird auf allen Anftalten aus Steinkohlen dargeſtellt. 

Die erfieren Beiden bienen fowohl zur Beleuchtung der Straßen, als auch zur Abgabe 

an Private, wogegen bie Letztere ihr Gas ausſchließlich an Private abgiebt. 

a) Die öffentlichen Straflenflammen der ſtädtiſchen Gasanfalten konfumiren pro Stunde 
und Flanıme 6 Kbf. umb werben 1000 Kbf. mit 1 Thle, 20 Sgr. berechnet. 

Für die Privatabnehmer diefer Auftalten gilt der Preis von 2 Thlr. 10 Sgr. 
bis 1 Thlr. 20 Ser. pro 1000 Kbf. engl. herunter, je nah ber Dauer bes Kon- 
traftes mit dem einzelnen Konfumenten. Im ben meiften Fällen kommt letzterer Preis 
zur Berechnung. 

Das Änlagelapital beträgt nach Abzug ber bisherigen Abſchreibungen noch ca. 
2 Mill. Thlr. 

Die Gefammtgasprobuftion betrug in ber Zeit vom 1, Juli 1856 bis 30. Juni 
1857 326,112,110 Kbf. engl., wovon auf bie Öffentl. Beleuchtung 64,729,626 Kbf. 
fommen. 

Die Flammenzahl war am Schluffe des Betriebsjahres 63,312 und zwar 3779 
öffentliche und 59,533 Privatflammen, erfl. minbeftens 2000 Theaterflammen. 

b) Der Preis des Gaſes, welches von ber, ber Imperial-Rontinental-Gas-Afjoziation 
gehörigen Anftalt an Private abgegeben wird, ift pro 1000 Kbf. engl 1 Thlr. 17 
Sgr. 6 Bf. 

Die Probultion pro 1856 betrug, bem Bernehmen nad, ca, 200 Mill, Khf. 
und bie Flammenzahl am Schluffe des Jahres 30 40,000. 

Der Gefammtgasverbraud; Berlins beträgt aljo gegenwartig über 500 Mill. Khf. 


Bamberg. Die Stadt verweift wegen Beantwortung ber Kragen an ben Verwaltungs⸗ 
rath ber dortigen Gasfabrit, von dem indeß leine Mittheiluugen zu erlangen geweſen find, 
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Burzlan. Die Anftalt wirb von der Schleſiſchen Gas-Gefellihaft erbaut. 


Brünn. Die Auſtalt gehört einer Privat- Geſellſchaft; dieſelbe lehnt bie Beantwortung 
ber Fragen ab. 


Bruchfal. Die an bie Stadt ſowohl als an die Badiſche Gas - Geſellſchaft, weiche 
Letztere die Anftalt erbaut hat, gerichteten Fragen find unbeantwortet geblieben, 


Grefeld. Die Auftalt gehört ven Herren Gebrüdern Puricelli im Rheinböllerhütte. 

Die Stadt hat das Recht, die Anftalt nad 25 rejp. 30 Jahren, vom September 1854 
ab gerechnet, Länflih zu übernehmen und nad dem letztgenannten Zeitpunkte bag Privilegium 
für erloſchen zu erklären. 

Das Gas wird aus Steinlohlen bargeftellt. / 

Die Flamme von 5 Kbf. rheinl, loflet pro Stunde 2, Pf. Für Private ift der Nor- 
malpreis pro 1000 Kbf. preuß. in ben erfien 10 Jahren 3 Thlr., in ber folgenden Zeit 2%, 
Thlr. Deffentliche Gebäude zahlen nur 2 Thlr. und größere Konfumenten, welche iiber 300,000 
Kubiffuß verbrauchen, erhalten ca, 5 pCt. Rabatt. 72 

Das Aulagelapital beträgt über 200,000 Thlr. 

Die Probuftion im Jahre 1856 war 16 Mil. Kbf. und bie Flammenzahl am Schluffe 
des Jahres im Ganzen ca. 5400. 


Grimmitfchan. Die Anſtalt ift Eigenthum bes „Altien-Bereius für Gasbeleuchtung 
in ber Stadt Crimmitſchau.“ 

Die Stadt hat das Recht, bie Anftalt nach 40 Jahren anzufaufen. 

Das Gas wird and Steintohlen bereitet. 

Für die Flamme zur Öffentlichen Straßenbeleudhtung von 6 Kbf. Konf. in ber Stunde 
werben. pro Jahr 8 Thlr. gezahlt, Der Preis für Private if pro 1000 Kbf. engl. 2 Thlr. 20 Ser. 

Das Aulagelapital betrug am 30, April 1857 40,000 Tplr., wovon 38,000 Thlr. auf 
den Bau unb ca. 2000 Thlr. auf den Betrieb fommen, 

Die Probultion betrug in der Zeit vom 15. Dez. 1856 (bem Gröffnungstage ber, An- 
flalt) bis 30. April 1857 (Schluß des Rehnungsjahres) 1,128,500 Kbf. 

Die Flammenzahl war am letgenannten Tage 800 (im Herbfie 1857 1200). 


Göln. Die Anflalt gehört ber Imperial-Kontinental-Gas-Afjoziation iır London. Die 
Stadt hat umter gewiſſen Umflänben das Recht, die Auftalt zum Tarwerthe auzukaufen; mit 
bem 1, Auguft 1865 erlifcht das Privilegium ber Gefellichaft. 
Das Gas wirb aus Steinkohlen dargeftellt. j 
Futr alle öffentlichen Strafienflammen bis zur Zahl von 800 während ber erſten 1500 
Brennftunden werben pro Flamme und Stunde 4%, Pf., für die über 800 hinaus verwandten 
60 Stüd Laternen in den erſten 1500 Brennftunden pro Flamme und Stunde 3%, Pi. umb 
für alle weiteren Laternen, ſowie für alle Ueberfiunden ſämmtlicher Laternen 2'/. Pf. pro Blamme 
und Stunde bezahlt. Private zahlen pro 1000 Kbf. preuß. 2 Thlr- 27 Sgr, 6 Pf., Öflentli 
Gebäude 2 Thlr. 22 Ser. 6 Pi. 2 
An Üfentlihen Steaßenflammen waren am Schluffe . des Jahres 1866 777 vorhanden. 
Die Zahl der Privatflanımen fol gegen 17,000 betragen. In ben 
Garlörnhe. Eigenthümerin ber Anftalt iſt bie „Badiſche Gasbeleuchtungs · Geſellſchaft.- 
(Gerant Richard Ward in London.) | 
Die Stadt hat daB Recht, bie Anftalt nach 25 Jahren, vom-25. Nov. 1845 ab gereh- 
set, eatweder Käuflich zu ‘erhverben ober anberweite Konkurrenz zuzulaffen oder endlich den Ber- 
trag auf weitere 15 Jahre fortbeftehen zu Taffen. 
Das Gas wirb aus Steinlohlen gewonnen. 


Die dffentlichen Strahenflanumen verzehren im ber Stunde, 424 Kbf. engl. Flur jede 
biefer Flammen wirb bei 1200 Stunden jährlicher Brennzeit eine Summe von 20 Fl. gezahlt ; 
dieſelbe vermindert fih mm Yı fl, Sobald der Privatgasverbraud 2 Mil. Kbſ. pro Yahr 
erreicht hat, und wirb um je */, Fl. niebriger, wenn ber letztere um weitere 2 Mill. ſteigt. — 
Diefe Berminberung des Gaspreijes für die öffentliche Straßenbeleußtung findet jedoch nur bei 
Berechnung der erften 500 öffentlichen Flammen Anwendung; für jede öffentliche Laterne, welche 
über die Zahl von 500 hinaus eingerichtet wirb, find jährlich mur 16 51. zu zahlen. Der Preis 
für Private ift pro 1000 Kbf. engl. 5 Fl. 36 Ar. 

Gelle. Die Anftalt warb 1857 von den Herren Had und Bruns in Celle erbaut. 

Die Stadt hat das Recht, die Anftalt nach 30 Jahren nach dem Kontraktichluffe käuflich 
zu übernehmen. 

Das Gas wird aus Steinkohlen (Newcafller) bargeftellt. 

Die öffentlichen Straßenflammen verbrennen in ber Stunde 5 hannöb. Kbf. 1000 haundv. 
Kbf. für die Straßenbeleuchtung kofen 1’. Thlr, Für Private ift der höchſte Preis pro 1000 
bannöv, Kbf. 2'/, Thlr.; ſtädtiſche Gebäude zahlen 1Y, Thlr., das Königl. Zuchthaus 1%, Thlr., 
größere Konfumenten bei einem Jahresverbrauh von 500,000 Kbf. bis auf 2 Thlr. herunter. 

Das Bau lapital follte fih nach früheren Anfhlägen auf 70,000 Thlr. belaufen. 


Goblenz. Die Anfalt gehört einer Altien⸗Geſellſchaft in Lyon. 
Die Stobt hat das Recht, bie Auſtalt nach 25 Jahren (vom Jahre 1847 ab gerechnet) 
fäuflih zu Übernehmen, 
Das Gas wird aus Gaarlohlen und Kohlenharz bereitet. 
Die öffentlichen Straßenflammen von 5',—5%, Kbf. Gasverbrauch foflen pro Flamme 
uud Stunde 3%, Pi, Der Preis für Private ift pro 1000 hf, 3 Thlr. 20 Sgr. 


Chemnig. Die Gasanfalt zu Chemnitz ift Eigenthum ber Herren Eonftantin Pfaff 
und Robert Höiel. 

Der Stabt fieht das Recht zu, bie Anftalt im Jahre 1885 Minflich zu erwerben und das 
den Unternehmern verlichene Privilegium für erfofchen zu erklären. 

Das Gas wird aus Steinkohlen dargeftellt. 

Die Öffentlichen Steahenflammen follen in ber Stunde 5—6 Rbf. ſächſ. lonſumiren. 
Bezahlt werben nur 4%, Kbf. und zwar 1000 Hbf, mit 1 Thle. 22 Sgr. 7 Pf. Fir Private 
if der Normalpreis pro 1000 Ki. 3 Thlr. Deffewtlihe Gebäude und größere Konfumenten 
erhalten 5%, unb 11”, pEt. Rabatt, 


Gannftadt. Die Anfalt gehört dem Herrn Karl Keit. 

Die Stadt hat das Recht, die Anflaft vom 28. Juni 1877 ab gegen Taratiow durch ein 
Schiedsgericht Länffich zu übernehmen und das bem Unternehmer ertheilte Privilegium für er- 
loſchen zu erffären. 

Das Gas wird aus Steintohlen bereitet. 

Die Öffentlichen Straßenflammen verbrennen pro Flamme und Stunde 4%, Ref. 1000 
Kbf. zur Öffentlichen Beleuchtung ſollen kontraltlich 4 FI. koften; mach fpäter eingetretenen Ber- 
gänfiigung werben 4 Fl. 30 Kr. bezahlt. Der Normalpreis für Private if pro 1000 Kubikf. 
engl. 5 Fl.; vergünftigungsweife wurde der Preis fpäter anf 6 Fl. und neuerdings auf 7 Fl. 
erhöht, Defientlihe Gebäude follen kontraftlich 4 Fl. pro 1000 Kbf, zahlen; gegenwärtig wer« 
ben 4 Fl. 30 Kr. berechnet. Für größere Konfumenten ift ber fontvoktlich niebrigfie Preis 5 FL, 
gegenwärtig zahlen fie 6 Fl. 

Die urfprünglic 1852 erfolgte Anlage der Gasanftalt jeitens bes erſten Unteruehmers 
toftete einige Fünfzig Tauſend Gulden, Im Spätfommer 1854 wurbe dieſelbe am den jetzigen 
Befiger für 27,000 Fl. verkauft, 


se 
Bis Sutil nis: DR: ae I 
1,425,376 86f. engt. 
Yen Sqluſſe befielben waren Floumen vashanben: 78 öffentliche, 1100 Privatflammen, 
Gyınıma 1173. 


Galbe a. S. Die Anftalt it vom ber Allgemeinen Gatzaktien⸗Geſellſchaft in Magbe- 
burg erbaut. Die Stadt fehnt die Beantwortung ber ragen ab. 


Deffan. Die im Sommer 1856 erbaute wa am 1. Dit. deſſ. I. eröffnete Gasanftalt 
gehört der „Deutſchen Kontinenal ·Gad · Geſellſchaft in Deſſau.“ 

Die Stadt hat das Recht, die Anfalt ua 25 Jahren, vom 1. Dit. JBHG ab gerechuet, 
enimeber Länflich ay übernehmen, oder deu Vertrag auf weitere 15 Jahre forihefiehen zu laſſen 
und nad; Ablauf beziehen is den umentgeltlichen Beſitz ber Aufſalt zu tuekam. Mit dieler Zeit 
V an dog, der Gelelchoft ertheilte Privilegium auf. 

Das Gas wird aus Steinlohlen bereitet. 

Die öffentligen Stroßenflammen verbrennen pro Stunde und Flamme 5 Kbf. engl. (ein 
Theil 4 Kbf. engl.) 

1000 Kbf. engl. koften für bie Öffentliche Beleuchtung 2 Zhlr. 10 Sgr., außerdem wer- 
ben für Ba und Reparatur der Strafeulaternen pro Laterne jährlih 1 Thlx. 12 Ser. 
& BE bezah 

* u ift ber Normalpreis pro 1000 Ebf. engl. 3 Ihr. ; Affentl, Gebäude erhalten 1624 
p&t Rabatt unb größere Konſumenten zahlen als niedrigen Preig 2 Thlr. 20 

Dos bis Ende 1857 guf die Anftalt verwendete Pay und Betriehslapital betrug 87,810. 
Ehlr. 9 Sr. 1 Pf. 

In dem Zeitraum om 1. Oft, 1856 bis. zum Schluſſe des Jahres wurden 1,555,320 
Kbf. engl. probuziet; au Flammen waren Ende 1856 199 öffentliche und 1701 private, zuſam⸗ 
men 1900 Flammen vorhanden. Im Betriebs jahre 1857 mar die Probuftion 4,640,970 Kbf. 
und bie Flammenzabl am Schluffe 2368, worunter 205 öffentliche Straßenflammen. Die Zahl 
der Privatlonjumenten war 176, 


Düffeldorf. Die Anftalt ‚gehört der Firma Sinzig und Comp. 

Die Stadt hat mach Ablauf des Routralts, im Jahre 1867, das Recht, bie Anſtalt käuf- 
lich zu übernehmen. 

Das Gas wirk aus. Steinlohlen und Harz (Patentgas) dargeſtellt. 

Die Strafenflammen konſumiren pro Flamme und Stunbe 4. Kbf 

Für 1500 Bxeufinsiben derſelhen werben 12 Thlr. bezahlt. Die Privaten zahlen pro 
preuß. Kubitf. 21. Pf. = 6 Thlr. 28 Sgr. 4 Pf. pro 1000.80f. preuß, umb erhalten bei einen 
Abnahme von 30 bis 1200 Thl. jährlich & bie 80 pCt. Rabatt. 

Das Anlagelapital beträgt nach ungefährer Schägung 150 —200,000 ea Die Zahl 
der Bffentlichen Straßenflammen am Schhuffe 1856 war 490. 


Düren, Zur Exichtung der Goganftalt daſelbſt Hat fih bie „Diener Altien-Bejell- 
ſchaft für —Eæ gebildet; bie Anfalt warb 1857 erbaut, Nähere Augaben fehlen. 


Darinftabt. Cigenthiknerin der Anſtalt ift bie „Darmpäbter: Atieu-Gelellichaft für 
Gasbeleuchtung.“ 


Der Stabt Beht Das Recht zu, bie. Auſtalt im Jahre 1880 durch Kauf an ſich zus bringen. 

Das Gas wird ans Kiefernholz dargeſtellt. 

Im Jahre 1856 find pro Stunde und Flamme von 34 Kubilfuß fir bie öffentliche 
Strafenbeleudhtung O,, Kr. verglitgt worben. Der Privatgospreik war im Yahre 1856 7 SI. 
pro 1000 Kbf. engl. Diefer Preig ermäßigt ih vertxagsmäßig om Berhältnig des Dividenben- 
Beangh der Mitinmäge und wurhe für das Zah 1857 wegen her im Sabre 1866 erziehen 
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Dividende von 7 pCt. um Yo ermläßigt.- Jedes weitere Proyent Dieibende hat einen Preisabſchlag 
von Ya. zur Folge; umgelehrt erhöht ſich der Preis wieder bei Verminderung ber Dibiberibe 
bis auf dem Mormalpreis von 7 Fl. Die fiskiliihen Gebäude erhalten 25. pEt. Rabatt; bie 
Stabt zahlte im Jahre 1856 für ihre Anftalten ven Marimalpreis von 4 Fl. 36 Kr. und hat 
auf bemfelben, ſowie auf ben Preis ber Straßenbeleuhtung bie vorerwähnten SR 
gleihfalls zu beanſpruchen. Den Privaten werben bei einer jährlichen Konſumtion 

von 50,000 Kubiffuß 10 pCt. 

76,000 I 5 

„ 100,00 „20 „ Rabatt gewährt. 

Die Anftalt hat im runder Summe 230,000 FI. einſchließlich eines von ber Stabt ge 
feifteten umverzinsfichen Borfchuffes von ca. 8000 FI. gefoftet. Das Altienlapital beträgt 
150,000 Fl.; / das Fehlende ift durch ein bprozentiges Aulehen gebedt worben. 

Die Produktion betrug im Jahre 1856 8 Mill. Kbf. Am Schluſſe deſſelben waren 5000 
Flammen vorhauben. 


Danzig. Die Anftalt gehört der Stabt. 

Das Gas wird aus engl. Steintohlen bereitet. 

Eine öffentliche Straßenflamme fonfumirt pro Stunde 6 Kbf. preuß. Kür bie ganze 
öffentlihe Straßenbeleuchtung wirb ein Paufhquantum von 8000 Thlr. vergütet, was pro 1856 
auf 1000 preuß. Kbf. 1 Thlr. 10 Sgr. 11%, Pf. machte. Der Normalpreis für Private if 
pro 1000 Kbf. preuß. 2 Thlr. 15 Sgr.; bie erften Kontrahenten zahlten bis ult. 1856 1 Thlr. 
25 Sgr.; im Durchſchnitt war der Privatgaspreis 1856 2 Thlr. 10 Ger. 6 Pf. pro 1000 
Kubilf. preuß. 

Der Bau hat 227,682 Thlr. 14 Sgr. 1 Pf. geloftet; zum Betriebslapital find außer⸗ 
dem 28,000 Thlr. bergegeben worben, 

Die Probuftion betrug im Jahre 1856 26,462,000 Kbf. preuß. Am Schlufje deſſelben 
‚ waren an Flammen vorhanden: 757 öffentlihe Straßenlaternen, 67 Flammen auf ver Anftalt 
und 5036 Privatflammen, Summa 5860, 


. - Döbeln. Die Anflalt ward im Jahre 1857 errichtet; fie gehört dein Civil⸗Jugenieur 
Wild. Smyers Wiliguet in Reubnit bei Leipzig. 
Die Stadt hat nach 30 Jahren das Recht ber käuflichen Uebernahme ber. Anftalt. 
Das Gas ſoll aus Steinkohlen gewonnen werben, 
Die öffentliche Straßenflamme.von 42, Kbf. in der Stunde koftet jährlich 8: Dhle. Der 
Preis fie Private if pro 1000 abf. 2 Ihr. 20 Sr. 
Das Anlagelapital der Anſtalt fol ca. 33,000 Thlr. betragen. 


Dresden. Eigenthümerin der Auſtalt ift die Stabtgemeinbe, 

Das Gas wird aus (ſächſiſchen) Steinkohlen dargefleflt. 

Die öffentlihen Straßenflammen fonfumiren pro Stunde 6 R6f. ſächſtſch. Fiir 1000 
ſächſ. Kbf. zur Straßenbeleuchtung wird ber jährlich auszuwerfende Selbftloftenpreis vergütet. 
Der Norntalpreis für 1000 Kbf. ſächſ. für Private iR 2 Thlr. 15 Sgr. Den größeren Konfu- 
menten werben Rabatte in folgenben Abftufungen gewährt: 

+ 1 pEt, bei 100,000 Rubilfuß. und. mehr jähel, Konfumtion, 


2 ” ” 200,000 ” ” ” ” ” 
3 ” * 300,000 n ” ” " ” 
4 ” "» 400,000 ” ” ” ” * 
5 „  „ 500,000 » 


Dem Hoftheater und 2 Bahnhoſen wirb.ber: Preis von 2 Thfes- pro 1000: Mfı für. berechuet. 
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Duisburg. Die Auftalt gehört einer Geſellſchaft von Kaufleuten zu Duisburg. 

Der Kontrakt ift auf 25 Jahre abgefchloffen, und Läuft, wenn er nicht getiindigt wird 
danu dont 10 zu 10 Jahreu fort. : 

Das Gas wird aus Steinlohlen bereitet. 

1100 Bremnftunden ber öffentlichen Straßenflammen koſten 12/, Thlr. Bei Berm 
ber Laternen tritt eine Preisermäßigung ein. Priväte zahlen pro 1000 Rbf. preuf. 2 Ehre. 
15 Sgr.; Öffentliche Gebäube 1 Thlr. 27 Ser. 


Deutz. Die Anftalt ift Eigentum bes Herrn Chriſtian Schaurte. 

Die Stadt hat das Recht, nach 45 Jahreu das Pridilegium für erlofchen zu erklären und 
auberweite Konkurrenz zuzulaffen. 

Die Bereitung des Gaſes geichieht aus Gteinlohlen. 

Die Öfjentlihe Straßenflamme von 5 - 6 Kbf. koflet 6 Pf. pro Stunde. Private zahlen 
pro 1000 Kbf. preuß. 3 Thlr. 15 Ser. 


Dortmund, Die Anftalt gehört einer Aktien ⸗Geſellſchaft; Letztere lehnt die Beantwor- 
tung ber ragen ab. 


Erfurt. Die Anfalt warb (1857) von der „Deutſchen Kontinental-Gas-Gejellicaft in 
Deſſau“ erbant. — | 
Die Stadt Hat das Hecht, bie Anflalt nach 45 Jahren (vom 31. Mai 1858 ab gerechnet) 
unentgeltlich zw übernehmen, 
Die Darftellung des Gafes geſchieht aus Steinlohlen. 
Die VFfentlichen Straßenflammen follen 5, 4 und 3’ Rbf. engl. in ber Stunde ver- 
brauchen aud werben in den erſten 10 Jahre 
zu 5 Rbf. ſtündl. Konſumt. pro Stunde und Flamme mit 3%, Pf., 
” „ „ „ " » " rn 2%, " 
” hm ” " " " " * [4 2/, " 
von ba ab pro Flamme und Stunde je um Pf. niebriger bezahlt. Der Normalpreis für 
Private ift 3 The. pro 1000 Kbf. engk; Öffentliche Gebänbe erhalten 1634 pEt. Mabatl. Die 
Thüringifce Eifenbaftmgejelifchaft zahlt fiir Beleuchtung: des Bahnhofes 2; Thlt. pro 1000 
Kubikfuß engliſch. | er | 
Die Anflalt warb am 21. Öftober 1857 eröffnet ; ihr Kapital ult. Dezember 1857 hatte 
bie Höhe von 161,776 Chir. 28 Sgr. 6 Pf, " 
Die Produktion vom Eröffnungstage bis 31. Dezember 1857 betrug 2,206,460 Kubiff. 
engl. und war die Flammenzahl am festgenannten Tage 3006, worunter 406 öffentl. Flammen. 


Eupen. Die Anftalt it Eigenthum des Herrn Jof, Franz Richter. 

Die Stabt hat nach 20, 25, 30, 85 u. |. w. Jahren, von 1853 ab gerechnet, das Recht 
der Kuflichen Uebernahme der Anftalt gegen Zahlung des augenblicklichen Werthes derſelben. 

Das Gas wird aus Steinlohlen gewonnen, 

Die öffentfichen: Straßenflammen von wenigſtens 4 ſebf. koſten pro Stunde und Flamme 
3 Pf. Private zahlen pro 1000 Kbf. engl. 8 Thlr. und 2. Thlr. und als niedrigſten Preis 
2, 

Das Anlagelapital beläuft ſich auf 60,000 Thlt. 


Eſſen. Eigenthümeriu ver Auſtalt iſt die „Offener Gas⸗Aktien ⸗Geſellſchaft. 

Die Stabt hat das Recht, die Anſtalt entweder nad) 80 Jahren, von 1866 ab gerechnet, 
tauflich zu übermehtneht, oder: ben Berttag anf weitere DO Jahre ſortbeſtehen zu laſſen unb nach 
Wolamf derſelben umentgeltlich in ben Beſitz der Anflaft zu trete. 

Dis: Gas wird 646: Gteinkohten datgeflelli. a 


EL... SE 
Die öffentlihe Strafenflamme von 6 Kbf. koftet pro Stunde 3 Pf. Der. Normalpreis 
für Private iſt pro 1010 Kbf. preuß. 2, Thlr. Deffentliche Gebäude zahlen 2 Thlr. und 
größeren Konfumenten wird nah Maafigabe ihrer jährl. Konfumtion folgender Rabatt gewährt 
und zwar bei einem Berbrand für 100 Thlr. 1, pCt. 


200 . 2/4 n 
400 „ 3 " . 
60 u 4 m 
800 " 6 " 
100 „ 8 „u 
100 „ 2 „ 


Das Kapital beträgt ca. 56,000 Thlr. 


Elberfeld. Die Anftalt gehört der Hanbelögefellihaft vom der Heybt ımb Comp. 

Die Stadt hat das Hecht, nad Ablauf des für die Zeit vom 1. Sept. 1851 bis dahin 
1859 beftehenden Bertrags bie Brenner und Röhren mit Ausnahme bes Mittelrohrs gegen eine 
alsdann aufzunehmende Tare Fäuflich zu erwerben. 

Das Gas wird aus Steinlohlen bereitet. 

Die dffentlihen Flammen von wenigftens 5 Kbf. rheinl. ſtündl. Konf. foften pro Flamme 
und Stunde 3 Pf. Für Private ift der Preis pro 1000 Kbf. 2 Thlr. 18 Ser. 

An öffentlichen Flammen waren Enbe 1856 349 vorhanden. 


Elmshorn. Die Anftalt gehört der „Elmshorn’er Gas⸗Aktien⸗Geſellſchaſt.“ 

Das Gas wird aus (engl.) Steintohlen bargeftellt. 

Die öffentlichen Straßenflammen verzehren pro Stunde und Flamme 4 Kbf. 1000 Kbf. 
für die Öffentliche Beleuchtung koften gegenwärtig 1%, Thlt. RM. Der Preis geht aber mit 
wachſendem Privatlonfumen bis auf 1 Thlr. R.M. herunter. Private zahlen pro 1000 Kbf. 
holſteiniſch 3 Thlr. R-M. ober 2'/, Thlr. preuß. 

Das Bau- und Betriebs⸗Kapital betrug Ende 1856 34,000 Thlx. R.M. over 25,500 
Thaler preuß. 

Die Probultion im Jahre 1856 war 1Y, Mil. Kbf. holſt. Ende 1856 waren 50 öffent 
tihe und ca. 1000 Privatflammen, zuſammen ca. 1050 Flammen vorhanden. 


Eflingen. Die Anftalt, von einer Altien-Gefellichaft unter Betheiligung der Stabt- 
Kommune erbaut, iſt nur zur Beleuchtung größerer Fabriken, ber Eifenbahn und beren Wert» 
flätten ac. hergerichtet worben. Die Stabt ſtand zur Zeit ber Mittheilung gegenwärtiger No- 
tigen — tm Dezember 1857 — wegen Beleudhtung ber Straßen noch mit ber Geſellſchaft in 
Unterhandlung. 

Das Gas wird aus Steinlohlen bereitet. 


Elbing. Der Bau follte im Frühjahre 1858 auf Rechnung der Stabt in Angriff ge⸗ 
nommen werben. 


Grlangen. Die Stabt hat bie an fie gerichteten Fragen unbeantwortet gelaffen. 


Frankfurt a. ©. Die Anftalt gehört der „Deutſchen Kontinental-Gas-Gefelljhaft in 
Doſſau.“ Die Stadt hat das Recht, bie Anftalt entweber nah 25 Jahren, vom 4, Februar 
1856 ab, käuflich zu übernehmen ober ben Kontralt auf weitere 15 Jahre fortbeftehen zu laſſen 
und nach Ablauf derſelben unentgeltlich in den Beſitz ber Auſtalt zu treten.’ 

Das Gas wird aus Steintohlen bereitet. 

File 2000 Breunſtunden der 5 Kubilf. engl. ſtündlich verzehrenden öffentlichen Straßen ⸗ 
Flammen werben 20 Thlr. und pro Flamme und Stunde 3%: Pf. bezahlt, Der Normalpreis 
für Private war pro 1000 Kubiff. engl. auf 8 Thlr. feſtgeſetzt, bie Geſellſchaft bringt jedoch 
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ben Konfumenten biefen Preis nur file preußiſches Maß in Anrechnung. Deffentliche Gebäude 
erhalten 16%, pEt. Rabatt. 

Ende 1857 war bie Anftalt für Bau und Betrieb mit 204,560 Thlr. 26 Sgr. 1 Pi. 
belaftet. ‚Sie warb am 20. Dezember 1855 eröffnet. - Ihre Gefammtprobuftion im Jahre 1856 
betrug inkl. ber wenigen Tage bed Dezember 1855 10,028,400 Kubilf. engl. Die Flammen⸗ 
zahl war am 31. Dezember 1856 3872, 

Im Jahre 1857 betrug bie Probultion 12,463,809 Kubiff. und bie Flammenzahl am 
Schluſſe des Jahres 4702, worunter 407 Straßenflammen. 


Fürftenwalde. Die Anftalt warb (1857) aus fäbtif—hen Mitteln erbaut, 
Das Gas wird aus Kiefernholz dargeſtellt. 
Der Preis für das Privatgas ift 2% Thlr. pro 1000 Kubilf. preuß. 

Die Bautoflen waren auf 28,000 Thir. veranſchlagt. 


—— in Sachſen. Die Anftalt iſt Eigenthum bes „Gasbelendhtungs - Alktien⸗ 
Bereins in Freiberg“. 

Die Stadt hat das Hecht, die Anftalt nach 30 Jahren (1877) käuflich zu übernehmen. 

Das Gas wirb aus Steintohlen (Burgler) bargeftellt. 

Die dffentlihen Straßenflammen von 5,, Kubilf. koflen pro Flamme und Stunbe 
6,36 Pi. und pro 1000 Kubiff. engl. 3 Thle. 20 Nor. Derjelbe Preis gilt auch für Private. 

Das Anloge-Rapital betrug Ende 1856 25,000 Thlr. 

Die Produktion war im Jahre 1856 1,758,623 Kubilf. engl. Ende 1856 waren 
940 Flammen vorhanden. 


Freiburg in Baben. Die Anftalt if Eigentum ber Stadt. Sie hat biefelbe, vom 
1. Jannar 1852 ab gerechnet, auf 40 Jahre an bie Herren Spreng und Sonntag gegen einen 
anfänglichen Pachtzins von 2800 Fl. pro Jahr, welcher jährlih um 75 Fl. fleigt, verpachtet, 
fi) dabei jedoch das Hecht worbehalten, die Anftalt ſchon nad 34 Jahren wieber an fich zu ziehen. 

Zur Bereitung bes Gajes werben Steinlohlen verwenbet. 

Die öffentlichen Strafenfiammen konfumiren 4, Kubilf. pro Stunde und werben für 
1200 Brennflunden berjelben 18 FI. 31 Kr. bezahlt, 

Der Normalpreis für das Pribatgas ift 6 FL. pro 1000 Kubilf. engl. Oeffentliche 
Gebäude zahlen 5 Fl. 30 Kr. Einige größere Konfumenten erhalten e8 zu 5 FI. 

Das Bau» Kapital beträgt 72,000 FI. 

Die Anftalt ift für eine Probuktionsfähigfeit von 5 Mill. Kubif. eingerichtet ; 1854 wurbe 
fo viel probuzirt; feitbem ift bie Konfumtion aber gefliegen unb wirb daher wegen Erweiterung 
des Werks unterhanbelt. 

An Flammen follen Ende 1856 3—4000 vorhanden gewefen fein. 


Fürth. Die Anftalt fol im Jahre 1858 von einer Aktien-Gefellihaft erbaut werben, 
die vorläufig durch die Stabtlommune und Herrn 2. U, Riedinger in Augsburg repräfentirt 
wird und in Bertragsverhältniffen mit Letzterem fteht. 

Die Stadt hat das Recht, die Anftalt zu jeber Zeit gegen Ablöfung bes Unternehmers 
ober der zu bildenden Aftien-Gejellfchaft zu übernehmen, fowie das Privilegium nah Ablauf 
von 33 Jahren für erlofchen zu erflären, 

Das Gas foll aus Steinkohlen dargeftellt werben, vorbehaltlich jedoch ber Anmwenbung 
eines fi herausſtellenden befferen und wohlfeileren Beleuchtungsftoffes. 

Jede Öffentliche Straßenflamme wird pro Brennſtunde mit 1 Kr. bezahlt. 

Das Bau- umb Betriebs - Kapital ift anf 180,000 Fl. veranfhlagt. Im Oltober 1858 
follte ber Betrieb erbfiwet-werben. .. ae 
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Franffurta, M. Daſelbſt heſtehen zwei Gatanſtalten. Die eine gehört her „Super 
Sontinent, + Gas -Affociat. in London“, während bie anbere Anftalt Eigenthum der, Franlfurter 
Onsbeleuhtungs- Geirlicheft“ iſt. 

I. Die Stadt hat das Recht, die Kandelaber und Laternen ber erfigenennten Außalt 


nad) 40 Jahren (don 1844 ab gerechnet) anzulanfen, alodaun auch das Privilegium für ex» 
loſchen zu erklären. 

Das. Gas wird auf dieſer Auftalt aus Steinloblen bereitet, 

Die Stadt zahlt an die Imper-Gontinent.-Gas-Mffociat,, welhe die öffentlichen Straßen 
erleuchtet, bei 1710 Brennftunden pro Stunde und Flamme von 3Y,— 4 Kubilf. 1%, Kr, und 
für jebe weitere Stunde pro Flamme Kr. 

1000 Kubiff. engl. von biefer Anftalt koſten für Private 7 Fl. 30 Kr. 

II. Die zweite, der Frankfurter Gasbereitungs-Gefellichaft gehörige Anftaft Fiefert dagegen 
nur Gas an Private. Sie produzirt baffelbe ans Del und Harz umb giebt bie 1000 Kubilf. 
zu 11 und reip. 10 Fl. ab. 

Das Geſellſchaftslapital ber Leteren beträgt 750,000 FL. 

An Flammen bejaf fie ayı Sqchluſſe 1856 etwa 23,000. 

Flensburg. Die an bie Gtabt gerichteten Fragen find unbeantwortet geblieben. 

M. Gladbach: Nheydt. Die zur Beleuchtung beider Orte in M. Gladbach errichtete 
Gasanfakt ift Eigenthum ber „Deutfchen Kontinental» Gas » Geſellſchaft in Deſſau.“ 

Die Stadt hat das Recht, die Anftaft entweder nach 30 Jahren (vom 18, Oltober 1856 
ab gerechnet) Länflich zu übernehmen ober ben Kontraft auf weitere 20 Jahre fortbeftehen zu 
laſſen und alsdann umentgeltlih in ben Beſitz ber Anflalt zu treten, auch das der Geſellſchaft 
ertheilte Privilegium für erloſchen zu erllären. 

Das Gas wird aus Steinkohlen (weſtphäliſchen) bereitet. 

Sir jede Öffentliche Straßenflamme von 7 Kubilf. preuß. werben pro Stunde 31, Bf. 
bezahlt. Der Normalpreis für Private it 2 Thlt. 15 Sgr. pro 1000 Rubiff. preuß. 

Nach Maßgabe des jährlichen Gasverbrauchs ber einzelnen Konfumenten erhalten biefelben 
folgenden Rabatt; 
11, p&t. wer über 100— 200 Thlr. verbraucht, 
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Das anf die Anſtalt verwendete Baus und, Betriebs- Kapital hatte Ende. 1857 eine 
Höhe von 105,162 Thlr. 2 Sgr. 2 Pi. 

Die Anftalt warb am 18, Oftober 1856 eröffnet; fie. probuzirte im ben ca, 2/5, Monaten, 
big 31, Dezember 1856 1,292,350 Kubiff. engl, und betung ihre Tlammenzabl am; lehtge- 
nannten Tage 1309, wozunter 94 üfjentlihe Straßenflammen, 

Im Jahre 1857 war bie Produktion 6,942,732 Kubilf, engl., und bie. Slapımenzahl am 
Schluffe des Jahres 3074 mit 111, Straßenflammen, 

Die Stabt Rheybt wird van ber Gasauſtalt zu Gladbach aus unten benjelben Ber 
dingungen mitbelenchtet, wele, für letztgenannten Ort gelten. 

Giefjen. Die feit Enbe 1866 beflehenbe Auſtalt gehört bem Herten Auguft Miebinger 
in Augsburg, Gebrübern Bradifer in Pforzheim und Joh. Tebey in Gießtu. 
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Die Stabt hat das Recht, bie Auftalt nach 86 Jahren (Hom 1857 ab gerechnet) anf 
Otaud einer Tate kauflich zur Übernehmen und daB ben Unternehmern ertheilte Privilegium für 


aiefgen zu erffären. 
Das Gab wird aus Kiefernholz prodizirt. 
Fur eine öffentliche Straßenflamme von 6 Normaflerzen werden O,., Kr. pro Stände 
" " " “on " 
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bezahlt. Der Privatgaspreis ift pre 1000 Kubi, engl. 6 Fl. 
Das Bau» und Betriebolapital beträgt bein Vernehmen nach 125—130,000 Fl. 


Glogau. Beſiher der Anftaft iM Herr Hermann Germershauſen, welcher biefelbe am 
1. September 1856 von bem Herrn Moore angelanft hat. 

Die Stabt hat das Recht, nach Ablauf von 30 Jahren entweder die Prolongation bes 
Bertrages zu verlangen, ober die Anftalt für denjenigen Werth, welchen fie alsdann haben wird, 
lãuflich zu bernehmen. 

Das Gas wird aus Steinlohlen (Waldenburger) dargeſtellt. 

Die öffentfichen Straßenflammen follen ſtündlich 5 Kubilf. konſumiren; es werben dafür 
pro Stunde und Flamme 4 Pf, bezahlt. 

Der frühere Preis für Private von 3°, Thlr. pro 1000 Kubikf. preuß. iſt von dem 
neuen Beſitzer auf 3 Thlr. herabgeſetzt worden. 

Ebenſo fol der Preis für die fiskaliſchen Gebäude auf 2%, The. pro 1000 Kubitf. preuß. 

t Werten \ 

8 Bau⸗ und Betriehskapital beträgt ca, 100,000 Thlr. 

Im Jahre 1856 war ver Betrieb baulicher Veränderungen Halter 3 Motate fiflirt und 
erft am 1. Di witber eröffttet worben. Die Probuftion vom 1. Jauuar Big 1. September 
1856 betrug 3,607,897 Kubi. Die Flammenzahl war Anfangs 1856 710, am 1. Sepember 
1152 und 1857 ca. 1650, 


4 Sroßenhayn. Die am 15, Januar 1857 in Betrieb geſetzte Auſtalt gehört einer 
Aftien » Geſeliſchaſt, bei welcher die Stabt mit des 35,000 Thlr. betragenden Gefellſchafts- 
Beil bet ft; bie anderen %, find durch Altien à 50 Thlr. gebedt worben. _ 
tabt finb gegen biefe Betheiligung am Anlage - Kapital Ertheilung ausſchließlicher 
| und einer Entnahme von wenigftens 548,000 Kubitf. Gas jährlich für bie Öffentliche 
—— verſchiebene Rechte in Bezug auf die Organiſation der Geſellſchaft eingeräumt 
Das Gas wird aus Steinlohlen probizirt. 
Die Öffentlichen Straßenflammen konfumiren pro Stunde und Flamme 4), Kubilf. — 
Der Preis für bie Öffentliche Beleuchtung iſt einfchliehlih ber Bedienungsloſten der Laternen 
pro 1000 Kubilf. 2 Thlr. 5 Sgr. Private zahlen pro 1000 Kubiff. Dresdener Maaß ben 
Normalpreis von 2 Thlr. 20 Sar., erhalten aber bei einem Jahrestonſumen von 25,000 Khtf. 
10 pCt. und von miehr als 50,000 Kubitf. 15 pCt, Rabatt. | 
Außer dem Gefellihafts-Kapital von 35,000 Thfen. ift zur Herftellung der Anlage noch 
eine Anleihe vom 5000 Tylen. nöthig gewefen. 
Glauchan,. Die 1858 zu eröffnende Anftalt if‘ Eigenthum der „Olatdhaner Gas: 
Beleuhtungs - Altien » Geſellſchaft.“ 
DIE Siabt hat das Mecht, nach 30 Jahren, vom 1; Jannar 1859 ab gerechnet, das ber 
Geſellſchaft ertheilte Privilegium für erlofchen zu erklären umd bie Auſtalt ſelbſt nach 35 Jahren 
länflic zu übernehmen. 
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Das Gas ſoll ans Steinkohlen dargeſtellt werden. 

Die öffentlichen Straßenflammen ſollen pro Flamme und Stunde 4, Kubilf. engl. 
lonſumiren. 

1280 jährliche Breunſtunden derſelben werben einſchließlich der Unterhaltungsloſten, ſowie 
ber Zünberlöhne mit 10 Thlr. pro Flamme bezahlt. 

Der Privatgaspreis iſt noch nicht beſtimmt; derſelbe wird wahrſcheinlich 2 Thlr. 25 Sgr. 
pro 1000 Kubiff. engl. betragen. 

Das Gefellihafts - Kapital ift 60,000 Thlr. 

Guben, Die im Jahre 1857 auf ſtädtiſche Koflen erbaute Gasanftalt follte im Herbfte 
befielben Jahres in Betrieb geſetzt werben. 

Güftrow. Die Anftalt gehört dem Herrn DO. Fehlandt in Hamburg. Der Kontralt ift 
vom 10, November 1854 ab gerechnet auf 20 Jahre geſchloſſen worben; mach Ablauf deſſelben 
hat bie Stadt das Recht, das dem Unternehmer ertheilte Privilegium fir erlojchen zu erllären 
und anberweite Konkurrenz zugulafjen. 

Die Produktion des Gafes gejhieht aus Steinlohlen. 

Es joll eine Leuchtkraft von 12 Wachslerzen (6 Stüd auf 1 Hamburger Pfund bei 13 « 
Länge) pro 5 Kubilf. hamb. ſtündlich Konfumtion haben. 

Die öffentlichen Straßenflammen verzehren pro Stunde und Flamme 5 Kubilf. 

1000 Kubilf. often file die öffentlihe Beleuchtung ungefähr 1 Thlr. 12 Sgr. 

Der Preis für das Privat-Gas wird alljährlih nad den Kohlenpreiſen, jowie nach ber 
Gefammt »Konfumtion der Privatflammen in folgender Weile regulirt: 

„Wenn bie Kohlen in England mit Einfluß der Seefracht nah einem Mecklenburgiſchen 
Hafen 12 Scillinge Sterling pro Ton koften, fo werben die 1000 Kubiff. Gas mit 2 Thlr. 
40 Schl. bezahlt, für jede 6 Pens höheren Preis erhält die Gasanftalt pro 1000 Kubilf, einen 
Schilling Kourant mehr. Wenn der Preis der Kohlen niebriger wird, fo fällt der Preis des 
Gaſes in eben dem Berhältniffe. Wenn der Konſum ber Privatflammen auf 3,500,000 Kubilf. 
fleigt, jo fällt der Preis pro 1000 Kubilf. um 4 Schillinge und wenn ber Konfum auf 
4,000,000 Kubilf. fteigt, jo fällt ver Preis um 8 Schillinge, jedoch aus biefem Grunde nicht 
unter 2 Thlr. 32 Schl.“ 

Bei den Kobhlenpreifen im Jahre 1857 Tefteten 1000 Kubilf. hamb. 3 Thlr. preuß. Krt. 

Das Ban» Kapital fol ungefähr 50,000 Thlr. preuß. Kourant betragen. 

Ende 1856 waren an Flammen vorhanden: 131 öffentliche und 979 Privatflammen, 
zufammen 1110, 

Görlig. Die am 6. November 1854 im Betrieb gefegte und auf eine Probuftions- 
fähigkeit von 20 Mill. Kubikf. jährlich eingerichtete Anftalt ift Eigentum ber Stabtlommune, 

Das Gas wird aus Steinkohlen (Miederjchlefiichen) bereitet. 

Die öffentlichen Straßenlaternen von 5 Kubilf. koſten pro Stunde und Flamme 3, Pf. 

1000 Kubilf. werben für bie Öffentliche Beleuchtung mit 2 Thlr. berechnet. 

Die Privaten zahlen bei einem jährlichen Verbrauch 

bis 10,000 Rubiff. 2 Thlr. 20 Sgr. pro 1000 Kubilf. 

50, " 2 " 15 " 2} [1 " 
100,000 „ 2 
über 100,000 „, 2 

An Kapital ift erforberlich geweſen: 

120,000 Zhlr, für ben Bau, 

4,000 ,, fir ben Betrieb, 

5,000 „ Vorſchuß zum Ankauf der zur Miethe aufgeftellten Gasmeſſer, und 
8,000 ,„ Borihuß-für Privatleitungen. 
Summa 137,000 Thlr. 
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Die Probuftion beteng im Jahre 1856 9%, Mill. Mubilf. Ende 1856 waren 3767 
Flammen, darunter 422 öffentliche Strafenflammen vorhanden. 

Grat. Beſiherin der Anftalt ift die „Germanifche Gasbeleuchtungs-Altien-Geſellſchaft“ 
unter ber Firma: Ebd. Lequerney u. Co. 

Die Stadt hat das Recht, die Anftalt am 1. November 1896 umentgeitfich zu Übernehmen 
und das ben Unternehmern ertheilte Privilegium als erloſchen zu betrachten. 

Das Gas wirb aus Steinfohlen gewonnen, 

Die öffentlichen Strafenflammen verbranden pro Flamme und Stunde 5 Kubilf. 

Für die gefammte öffentliche Del- und Gasbeleuchtung werben jährfih 10,000 Fl. C. M. 
bezahlt. Private bezahlen pro Kubikmeter 10—14 Fr. C. M. 

Das Anlage-Rapital wird auf etwa 200,000 FI. angefchlagen. 

Ende 1856 waren ca. 2800 Flammen vorhanden. 

Gera. Die Auftalt gehört der Gasbeleitchtungs » Aktien» Gefellichaft im Gera. Lebtere 
bat bie Beleuchtung ber Stabt auf 25 Jahre, vom 1. Februar 1853 ab geredimet, übernommen. 
Das Privilegium ift ihr Seitens der Regierung ohne zeitliche Beſchränkung ertheilt worben. 
Im Falle einer Veräußerung der Anftalt fleht der Stadt das Vorlaufsrecht zu. 

Das Gas wird aus Steinfohlen produzirt. 

Die öffentlichen Straßenlaternen konſumiren pro Flamme und Stunde 5 Kubiff. 

1000 Kubiff, für die Bffentlihe Beleuchtung Toften 1 Thlr. 10 Ser. 

Private zahlen pro 1000 Kubitf. jähf. 3 Thlr. 

 Gefelljhafts » Kapital beträgt 50,000 Thlr. 

1856 wurden 4,500,000 Kubilf. probuzirt. 

Am Schluſſe des gebachten Jahres waren 1450 Flammen vorhanden. 

Gotha. Die Auftalt gehört der „Gothaer Altien -Geſellſchaft fiir Gasbeleuchtung“. Der 

mit ber Herzogl. Staatsregierung, als Vertreterin ber Stadt ift auf 40 Jahre, vom 
29! 1854 ab gerechnet, gefchloffen worden; nach Ablauf deſſelben fteht der Regierung das 
Recht zu, die Anſtalt läuflich zu übernehmen ober den Vertrag unter gleichen Bebingungen von 
2 zu 2 Jahren fortbefteben zu laſſen. 

Die Erzeugung des Gaſes geſchah bis Anfang 1858 aus Holz. 

bi. 1100 Brennflunden der öffentlichen Straßenflammen werden jährlich 8 Thlr. bezahlt. 
— Der Normalpreis für Private ift pro 1000 Kubilf. fühl. 2 Thlr. 15 Sgr., fie erhalten aber 
bei größeren Abnahmen Rabatte, welche bei einem jährlichen Verbrauche von 125 Tpir. 1 pCt., 
bei 250 Thlr. 2 pEt., bei 375 Thle. 31, pEt., bei 500 Thlr. und mehr 5 pCt. betragen. 
Ebenfo tritt nach Maßgabe ber Privatgastonfumtion in der Weife eine Ermäßigung bes Preiſes 
ein, baß berfelbe auf 2 The. 14 Sgr. herabfintt, fobald der Jahresverbrauh des Privaten 
5 Mill. Kubilf, überfeigt, bei jeder ferneren Million Mehrlonfumtion fällt der Preis um 1 Sgr. 
pro 1000 . bis anf das Minimum von 2 Thlr. herab. 

Das Sefelhafts- Kapital beträgt 120,000 Thlr. 

Bom 1. Juli 1858 ab hat die Deutſche Contin.-Gas-Gefellihaft bie Anftalt auf 15 Jahre 
gepachtet; indem fie im Weſentlichen in die Rechte und Verpflichtungen der Gothaer Geſellſchaft 
eingetreten if. Sie hat die Anftalt von ber früheren Holzgasfabrifation auf Steinfohlengas- 
‚umgeänbert. 

Gleiwig. Die Anftalt wird von der Schleſiſchen Gas⸗Geſellſchaft erbaut. 

Glückftadbt. Die Anftalt if im Beſitze von weiland 3. H. Trebe Erben. 

Das Gas wirb aus Steinlohlen erzeugt. 

100 Flammen: zur öffentlichen Straßenbeleuhtung von 3, Kubilf. werben bei acht⸗ 
monatlicher vormittermächtlicher Brennzeit mit 800 Thlr. pr. Ket. bezahlt. Privaten zahlen pro 
1000 Kubilf. 2%, Thlr. preuß. Kourant, 
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Dos Bau + und Betriebe Kapital, beträgt 27,000. Thlr. preufß. Kouxant. 

Hagen. Die im Jahre 1856 erbaute und im Dezember deſſelben Jahres in Betrieb 
geſetzte Auſtalt if im Befige ber „Deutichen SKontinental «Gas » Gefelliaft in Deffau“. 

Die Stadt hat das Recht, die Anftalt nach 30 Jahren, vom 15. Dezember 1856 ab 
gerechnet, läuflich zu übernehmen ober dem Kontzaft auf weitere 20 Jahre fortbefiehen zu laſſen 
und nach Ablauf berfelben unentgeltlich in den Befig ber Aufalt zu treten. 

Das Gas wird aus Steinkohlen dargeftellt. 

Die Öffentfihe Straßenflamme von 6 Kubilf. preuß. koſſet pro Stunde 3% Pf. — Der 
Normalpreis für Private if 3 Thlr. pro 1000 Kubilf. preuf,, bei größeren Abnahmen wird 
barauf folgender Rabatt gewährt: 

3 p&t. bei einem jährlichen Verbrauche von über 400— 600 Thlr. 
4 
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Das anf die Anftalt verwendete Bau- und Betriebs - Kapital hatte ult. Dezember 1857 
eine Höhe von 85,151 Thle. 10 Sar. 11 Pf. 

Im Jahre 1857 wurbe die Nöhrenfeitung auf die angrenzenden Dorfgemeinden Wehring · 
haufen und Haspe + Küdelyaufen ausgedehnt. Die Gelammtprobuftion betrug 1857, einfhlieh- 
lich der wenigen Tage aus dem Jahre 1856, 4,854,750 Kubilf. engl. und bie Slammenzahl 
am Jahresihluß 1827, worunter 86 öffentliche Strafenflammen. 


Halle a. S. Die im Jahre 1856 iv Betrieh geſetzte Anftalt gehört der Stadt. 

Das Gas wird aus Steintohlen bereitet. 

Es ſoll die Leuchtksaft von 13 Spermacetilichter pro 5 Kubitf. ſtündliche Konſumtion 
haben. Die öffentlichen Steaßenflammen brennen zum Theil à 5 Mubilf., zum ambern Theil 
& 3 Kubiff. pro Stunde. 

1000 Kubitf. für die Öffentliche Beleuchtung Soßen 142 The. Wringtg zahlen pro 
1000 Kubitf. preuß. 2 Thlr. 20: Sgr. und ift größenen Ronfumenten ein Rabatt von 15 pEt. 
in Ansficht geſtellt 

Das Baulapital beträgt 220,000 Thle. 

Im erfien Semeſter 1857 murben 5,424,000 Kubitf. preuß. prodnzirt. Ultimo Juli 
1857 waren 492 öffentliche unb 2379. Privatflammen, zufammen 2871 Flammen, vorhauden. 


Hanau, Befiger ber Anftalt it Here H. 5. Ziegler. 

Die Stadt hat das Recht, das bem Unternehmer ertheilte Privilegium am 29. März 
1871 fitr erloſchen zu erklären und anberweite Konkurrenz zuzulaſſen. 

Das Gas wirb big 1, Dftoher 1858 aus Steintohlen, Harz und Del, von ba ab aber 
uur aus Steinfohlen bereitet. 

Die öffentlichen Straßenflammen verzehren bis 1. Oftober 1858 pro Klamme und Stunde 
3 Rubiff., von da ab 4Y, Kubikf. 

800 Brennftunden einer Bffentlichen Laterne often inkl. aller Unkoſten 14 Fl. Der 
Normalpreis fir Private war früher 9 Fl. 80 Kr. pro 1000 Kubilf. engl.; gegenwärtig ift er 
7 5. 30 Kr. und vom 1. Ditober 1858 ab ermäßigt: er ſich auf 5 Fl. Deffeutliche Gebäube 
zahlen gegenwärtig 5 Fl. 50 Kr. pro 1000 Kubilf, engl., vom: 1. Dätober. 1868 ab nur 4 Fl. 

Das Bau - und Betriebs + Kapital ſoll fi) auf 90,000: FL. belaufen; 

Die Produktion im Jahre 1856. betrug 3”/, Mill. Kubiff. 

Ende 1856 waren ca. 3000 Flammen vorhanden, 


a 


Hamburg. Die Anftalt gehört der „Gnslompagnie in Hamburg.” 

Sie geht nad 30 Jahren vom Tage des Kontraftsfchtufies ben 28. März 1844 abge- 
rechnet, — alfo 1874 — umentgeltlich in den Beſitz der Stadt IT: 

Das Gas wird aus Steinktohlen gewonnen. 

Die Öffentlihen Strafenflammen brennen vor Mitternacht 5 Kubilf, hamb. unb nad 
Mitternacht 2; Kubilf. hamb. pro Stunde. 

Für 3977%, Brennfiunden einer Üffentlihen Flamme, welde eine Konfumtion von 
12,968%, Kubilf. hamb. repräfentiven, werben A 1000 Kubiff. hamb. 3 Mt, Ert., 38 ME, 
14 Schl. bezahlt. 

Der Marimalpreis filr Private it 6 M. pro 1000 Kubiff. hamb.; gegenwärtig zahlen 
biefelben 5M. 7 Schl, Deffentliche Gebäude zahlen ala höchſten Preis 5 M. pro 1000 Kubilf. 
hamb., gegenwärtig 4 M. 7 Schl. 

Das Anlagelapital Betrug Ende März 1867 2,847,2% Blo. M. 2 Sit. 

In dem (13ten) Rechnungsjahre von ult. März 1856 bis dahin 1857 find 242 Mil. 
247,949, Aubitf. Herlanft worden, An Öffentlihen Flammen waren am Schluffe des Rech⸗ 
nungsjahres 4468 vorhanden. 

Harburg. Die Anftalt gehört den Herren Noblee und Co., fie iſt mit einer Hydro⸗ 
carbürfabrit verbunden. 

Der Vertrag iſt anf 25 Jahre, vom 1. September 1858 ab gerechnet, geichloffen und 
bauert aledann noch 5 Jahre fort, wenn nicht 3 Jahre vor Ablauf deffelben gekündigt wird, 
Beim Aufbören des KRontratts fällt die Nöhrenleitung nebft Laternen u. f. w. unentgeltlich an 
bie Stabt, 

Das Gas wird aus Boghead : Steinkohlen bargeftellt. 

Für 1000 Kubikf. zur Öffentlichen Beleuchtung werben 1 Thlr. 16 Sgr. bezahft. Die 
Privaten zahlen 2 Thlr. pro 1000 Kubilf. 

Deffentfiche Flammen follten etwa 200 eingerichtet werben. 


Heilbronn. Beſitzer ber Auftalt find bie Herren Scheuffeler und Sohn. 

Die Stadt hat das Recht, die Anftalt entweber am 1. November 1872 käuflich zu über- 
nehmen, ober ben Vertrag auf weitere 10 Jahre auszudehnen und nah Ablauf berjelben das 
Pıvilegium für erloſchen zu erflären unb anderweitige Konkurrenz zuzulaffen, 

Die Produktion des Gaſes erfolgt ans Steinkohlen. 

Für 1400 Brennftunben, bie durchſchnittliche Breunzeit ber Öffentlichen Laternen pro Jahr, 
werben pro Flamme von 4%, Kubilf. engl. 14 Fl. vergätet. Der Normalpreis für Private ift 
7 FL pro 1000 Kubitf. engl.; einige größere Konfumenten zahlen 6 FI. 

Das Anlagekapital fol ca, 150,000 Fl. betragen. 

1856 wurden 6%, Mill, Kubilf. engl. produzirt. Ende 1856 waren 164 öffentliche 
und ca. 2500 Privatflammen, zufammen 2664 Flammen vorhanden. 


Heidelberg. Die Anftalt it Eigenthum der „Rheimifhen Gas » Gejellihaft in 
Mannheim”, 

Die Stadt if verpflichtet, die Anftalt mach 25 Yahren, vom 1. Ditober 1852 ab ge- 
rechnet, zum Zarwerthe zu übernehmen, wenn mit 1 Jahr vor Ablauf biefer Friſt ein neuer 
Vertrag mit. ber genannten Gefellfchaft zu Stande kommt. Mit bem Aufhören des lontraltlichen 
Berhältnifies erlifcht das der Gejellfchaft ertpeilte Privilegium. 

1000 Luhitf, engl: für bie Affentliche Straßenbeleudtung, deren Berbrauch durch Gas⸗ 
meſſer feflgeftellt wird, often 4 Fl. Für Private gilt ber Preis von 4 Fl. 80 Kr. pro 
1000 ubilf. engl. 

Somburg vor ber Höhe. Die Anflalt gehört. ber. auonymen Geſellſchaft ber 
vereinigten Pachtungen des Kurhaufes und ber Mineralquellen daſelbſt. 





42 
Das Gas wird aut Del bargeflellt, 
Die Öffentlihe Flamme konfumirt pro Stunde 1Y, Kubilj. 
1000 Kubiff. toten 13 Fl. 30 Kr. 
Die tägliche Abgabe beträgt 1800 Kubilf, und die Flammenzahl 300, 


Hof. Eigenthimerin der Auſtalt ift die „Basbeleuhtungs » Aktien » Gefellfhaft in Hoi“, 
bei welder die Stabt mit ber Hälfte des Aftien- Kapitals betheiligt if. Letztere hat im falle 
einer Veräußerung der Anftalt das Vorkaufsrecht. 

Die Herftellung des Cafes erfolgt aus Steinkohlen. 

Die öffentlihen Straßenflammen verzehren in der Stunde 5 Kubilf. 

Für 1000 Kubilf. zur Öffentlichen Beleuchtung werben inll. Bedienung und Unterhaltung 
ber Laternen 2 Thlr. 27 Sgr. oder 3 Fl. 39 Kr. bezahlt. Für Privat-Konfumenten befieht ber 
Normalpreis von 5 FL. 15 Kr. oder 3 Thlr. pro 1000 Kubitf. Größere Konjumenten erhalten 
5 bis 25 pGt. Rabatt. 

Das Gefellicafts Kapital betrug urſprünglich 75,000 Fl., iſt aber auf 96,000 Fl. 
erhöht worben. 

Im Jahre 1856 wurden 3,700,000 Kubiffuß produzirt. Die Flammenzahl betrug 
Ende 1856 1100, 


Hamm, Nähere Angaben fehlen; bie Eröffnung ber Anftalt erfolgte im laufenden 
Jahre. Das Anlagelapital war auf ca. 50,000 Thlr. veranfchlagt. 


Hirſchberg. Die Anftalt wird von der Schlefiihen Gas⸗-Geſellſchaft erbaut. 


Hannover. Die Anftalt gehört ber „Imperial » Kontinental » Gas - Affogiation in 
London’; fie ift die erfle Gas -Anftalt in Deutfchland. 

Der neu abgefchloffene Vertrag begiunt mit dem 1. Juli 1851 und läuft bis dahin 1871, 
wird er 1 Jahr vor feinem Ablaufe nicht gekündigt, fo beſteht er auf fernere 20 Jahre unter 
benfelben Bedingungen fort, 

Das Gas wird aus Steinkohlen gewonnen. 

Für 434 öffentliche Straßenflammen von je 8 Stunden Brennzeit täglich werben Ton» 
traktlih 3719 Thlr. pro Jahr bezahlt; jede Flamme barüber loſtet jährlih 8%. Thlr. Die 
Flamme verzehrt pro Stunde durchſchnittlich 5 Kubilf. engl. 

Der Normalpreis für Private ift pro 1000 Kubiff. engl. 1 Thlr. 16 gr. ; bei jährlicher 
Abnahme file mehr als 100 Tplr. werben 5 pCt. und filr mehr als 200 Thlr. 10 pCt. Rabatt 
gewährt. (1 Thlr. 14 gGr. und refp. 1 Thlr. 12 gGr. pro 1000 Kubiff. engl.) 

Im Jahre 1856 betrug die Produltion ca. 49 Mil. Kubikf. engl. und bie Flammenzahl 
am Schluffe etwa 8000. 


Itzehoe. Die Anftalt iſt im Befige der „Itzehoe'r Gas -Geſellſchaft“. Sie iſt 1857 
erbaut und im Herbfte deſſelben Jahres eröffnet worben. 

Die Stabt hat das Recht, bie Anftalt nah 30 Jahren für Din Toric zu: übernehmen. 

Das Gas wird aus Steinkohlen bargefiellt. 

Die öffentlichen Flammen brennen zum Theil & 5 Kubiffuß, zum Zei a 2% Kubilfuß 
pro Stunde. 

Für den Berbrauch derſelben wird bie Hälfte betjenigen Preiſes bezahlt, ber für bie 
Privaten gilt. 

Der Normalpreis für bie leteren ift 3 Thlr. R. M. ober 21, — preuß. Kour. pro 
1000 Kubilf. Sobald die Dividende jedoch 5 pEt. beträgt, werben denjenigen Konſumenten, 
welche jährlich fir 


— 2 
50— 100 Thlr. R.M. Gas verbrauchen m 


101— 200 ” " " " 
201 — 300 " ” ” f " 
401 — 600 " ” ” 5 r 
601 — 800 " 2 " 6 " 
801 — 1000 7) " 7) 7 " 
1001 — 1200 " ” ” 8 ” 
1201 — 1400 Pr Pr .  . 
1401 — 1600 Fr In " » „ 
1601 — 1800 ö * 4 11: „ 
1801 — 2000 " " " 12 " 


Rabatt gewährt. 
Die Gefellihaft hat vor der Hand 200 Stüd Altien & 250 Thlr. R. M. ausgegeben; 
das Kapital beträgt alſo 50,000 Thlr. R. M. — Daffelbe kaun übrigens erhöht werben. Ä 
Der Gefammtbebarf ift inkl. der Straßenflammen auf 2500 Fl. berechnet. 


Iſerlohn. : Die Fragen an den Magiſtrat find unbeantwortet gebfieben. 

Kempten. Die Anftalt gehört dem Herrn U. Riedinger in Augsburg. 

Die Stadt hat das Recht, bie Anftalt nach 40 Jahren für ben Löfachen Betrag ber 
Netto» Jahresrente ber letzten 10 Jahre anzukaufen. Macht fie von biefem Abldfungsrechte 
feinen Gebrauch, jo ift das Privifegium erlofchen und tritt anderweite Konkurrenz ein. 

Zur Bereitufig des Cafes wirb Holz verwenbet. 

Die öffentlihen Straßenflammen koften pro Flamme und Stunde 1 Kr. 

Der Preis des Gaſes für Private ift nad folgender Scala beffimmt, Ein Gaslicht 
foftet für die Brennſtunde bei einer Leuchtkraft von 

1 Stearinterze (6 Stück auf 1 Zoll-Pfunb) 0, Ar. 


2 " ” „ s 
5 " 2 " 1 0 
7 " " ” la " 
10 ” " " 1, " 
14 „ " " ' l,; „ 
18 ” " ” 2,0 " 


25 " ” " 2,5 ” 
Wenn bie Zahl der eingerichteten Privatflammen 1500 überfeigt, fo ermäßigt ſich ber 
obige Preis um 10 pCct. ca. 


Kettwig. Die Stadt hat einen Bertrag mit dem Fabrilbeſitzer Herrn Julius Scheibt 
abgefchloffen, wornach derſelbe von ber für feine Etabliſſements errichteten Gasanftalt and Gas 
für die Straßenbeleugtung und für Privaten liefert. 


Königsberg i. Pr Befigerin der Anftalt ift die Stabt, 

Das Gas wird ans Steinkoplen bargeftellt. 

Die Öffentlichen Straßenflammen verbrauchen pro Flamme und Stunde 7 — 8 Kubiffuß. 

1856 haben 1000 Kubiff. für ‚die öffentliche Beleuchtung 29 Sgr. 6 Pf. gefoftet. 

Private zahlen bei einem Konfum bis zu 10,000 Kbf. jährlih 2 Thlr. 5 Ser. 6 Pf. 
nn „‚ von 10,000— 100,000 „, ” 2 nn — 

" »r „„ 100,000 u. darüber „ " 1 4 u 6, 

Das Bau» ur "Betriebs - Kapital betrug Ende 1856 ca. 330,000 Thlr. 

Die Produktion war 1866 ca. 38,876,440 Kubilf. engl. 

Am Schkuffe 1856 betrug bie Flammenzahl 9067. 
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Kiel. Die Anſtalt iſt Eigenthum der Stadt. Sie wurde am 12. November 1856 
eröffnet, 

Das Gas wird aus Steinkohlen bereitet. 

Die Öffentlichen Flammen, deren jährliche Gefammtbrennzeit auf 606,158 Stumben be- 
rechnet ift, verzehren pro Flamme nnd. Stunde durchſchnittlich 5’, Kubikf. 

Für die öffentfihe Beleuchtung wird inkl. aller Unkoſten ein Pauſchquantum von 
4000 Thlr. R.M. — 3000 Thlr. preuß. Krt. pro Jahr bezahlt. Der Preis für Private ift 
2 Thlr. 64 Schl. — 2 Thlr. preuß. Krt. 1000 Kubiff. hamb. 

Das Bau-Rapital beträgt 156,000 Thlr. R. M., das Betriebs-Kapital 30,000 Thlr. R.M. 

Bom Tage der Eröffnung ber Anftalt, den 12. November 1856 bie zum 1. September 
1857, wurben 8,389,250 Kaubikf. probuzirt. Am letgenannten Tage waren 319 öffentliche 
und 2340 Privatflammen, in Summa 2659 Flammen vorhanden. 

In der Zeit vom 1. Juli 1857 bis 31. März 1858 (alfo in 3, Jahren) murben 
9,728,7%0 Kubilf. produziert und Betrug bie Flammenzahl am letzten Termine 3266 inff, 321 
Öffentliher Straßenflammen, 


Kaſſel. Die Anflalt gehört einer Aktiengefellichaft, welche firmirt: „Gasbereitungs⸗ 
Anftalt zu Kaſſel“. 

Der Bertrag ift auf 10 Jahre geſchloſſen. Findet keine Ernenerung befielben flatt, jo 
muß bie Gejellichaft der Stadt das Gas fo lange fortliefern, bis letztere für anderweite Ber 
leuchtung Sorge getragen hat, was indeß in längftens 3 Jahren nad Ablauf des Kontralts zu 
geſchehen hat. 

Das Gas wird aus Steinlohlen bereitet. 

. Die öffentlihen Straßenflammen verzehren pro Flamme und Stunde 5 Kubilfuß. 

1000 Kubilf. zur öffentlihen Beleuchtung werben mit 1'/, Thlr, bezahlt, wenn ben 
Gasverbrauch 2,400,000.Rbf. beträgt, und mit 1 Thlr. 12%, Sgr., fobalb pro Jahr 3,200,000 Kbf. 
tonfumirt werben. Private zahlen pro 1000 Kubiff. vermalen 4", Thlr. Diefer Preis ermäßigt 
fih auf 4 Thlr., ſobald die Öffentlichen Straßenflammen vie Zahl von 400 erreicht haben 
(440 finb projektirt). 


Luckenwalde. Die Anftalt gehört der, Deutſchen Kontinental » Gas » Gefellihaft“. 
Sie wurbe im Jahre 1856 erbaut und-am 13, Dftober befjelben: Jahres in Betrieb gefekt. 

Die Stadt hat das Recht, bie Anftalt entweder nach 30 Jahren, vom 13. Oftober 1856 
ab gerechnet, käuflich zu Übernehmem ober den Vertrag auf weitere 20- Jahre fortbefiehen zu 
lafſen und nad Ablauf derſelben unentgeltlich in ven Beſitz ber Anſtalt zu tretem, 

Das Gas wird ans engliſchen Steinlohlen bereitet. 


Die öffentliche. Strafienflamme von 6 Kubilf. foflet pro Stunbe 3% Pf. Derfelbe Preis 
gilt auch für die Beleuchtung, der öffentlichen Gebäude, Privste zahlen pro 1000 Kubilf, preuß 
ben Normalpreis von 3 Thlr. Größere Konfumenten erhalten jedoch folgenden Rabatt, umb zwar: 

1'/, pEt. wer jährlich für fiber 100— 200 Thlr. Gas verbrandt, 
2", " " " " " 200 — 400 " „ m 
3 ” " [2 " " 400 — 600 " " [2 
4 " " 7} "nn" 600 — 800 " [2 " 
6 " " " nn 800 — 1000 " " " 


8 " „ " nn» 1000 — 1600 " * 
12: m " m m " 1500 — 2000: 1 " " 
16: 7 7) " nn 2000 — 2500: " * 


20 [1 2 " "on 2500 " " " 
Das Bau» und Betriebs » lbetrug ult. Dezember 1857 105,481 While: 27 Sr. 
1 Pf. — Im der Zeit vom 18, Oftober‘ bid Ende 1866: wurden 1/508;679 Abt! engl. Probugirt. 
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Am: 31. Dezember befl. Jahres wareı 1559 Flammen ink. 53 Bffentliche Straßenflammen vor- 
handen. Im Betriebsjahre 1857 betrug bie Produltion 4,858,822 Kubilf. engl. umb bie 
Flammenzahl am Schluffe deſſelben 1767, worumter 54 öffentlihe Straßenflammen. 

Liegnit: Die Anftalt, im Jahre 1857 erbaut, if im Befige ber Stadt, 

Das Gas wird ans Steinkohlen bargeftellt. 

Private zahlen pro 1000 Kubitf. preuß. in maximo 3 Thfe. und in minimo bei Abnahme 
größerer Duantitäten 2%, Thlr. 

Das Anlage» Kapital war auf 80,000 Thlr. veranfchlagt. 

@üdenfcheid. Die Anflalt warb 1857 von dem Herrn Wilh. Ritter in Jſerlohn 
erbaut. — Die Stadt Hat das Recht, die Auſtalt entweder nad 80 Jahren Täuflih zu über- 
nehmen ober nach 50 Jahren unentgeltlich im dem Beſitz derſelben zu treten. 

Das Gab wird aus Steinlohlen gewonnen. 

Für 1 Strafenflamme & 900 Brennfiunden werben 9%, Thlr. jährlich bezahlt, Der 
Marimalpreis für Private it 3%, Thlr. pro 1000 Kubilfuß. 

Linz. Die Anftalt warb im Jahre 1857 von ber „Allgemeinen öſterreichiſchen Gas- 
Geſellſchaft“ errichtet. — Die Stadt hat das Recht, die Anftalt nah 30 Jahren käuflich zu 
übernehmen, ober das der Geſellſchaft ertheilte Privilegium für erlofhen zu erffären und anber- 
weite Konkurrenz zuzulaſſen. 

Die Herftellung des Gaſes geſchieht aus Holz. 

Weber der Preis des Gafes für die öffentliche noch für bie Privat » Beleuchtung ift kon» 
traltlich feftgeftellt worden. 

Leipzig. Die Auſtalt gehört der Stadt. 

Das Gas wird ans Steinkohlen (Zwidaner) dargeflellt, 

— jede dffentliche Straßenflamme, die 8%, Kubitf. ſächſ. pro Stunde konſumiren fol, 

werben jährlich 24 The, berechnet. Die Brenmgeit iſt vom Diumfelwerden bis Tagesbruch, 
wirfficher Mondſchein ausgenommen. fir Private ift der Normalpreis 3 Thlr. pro 1000 Kbf. ſächſ. 

Auf einen jährlichen Verbrauch fiir 100— 199 Thlr. werden 3 pet. 

" 200 — 399 " " 3: ” 
[12 400 — 599 " ” 4 " 
" 600— 799 " " 5 
7} 300 — 999 " „ 6 " 
„ 1000 — 1499 Fe: - 
„» 1500 Thlx. u. mehr „10 „ 
Rabatt gewährt. 

Das Ban- und Belriebs- Kapital betrug: Ende 1856 349,283 Th. 5 Gar. 6 Pf. 

Im Jahre 1856 wurden 43,416,092 Kubilf. fühl. probuzirt. Am Schluffe deſſelben 
waren-ea. 11000 Flianımen varhauden. 

Lennep. Die. Anfakt it im Befike ber. „ Onsbeleudhtungs» Gefellichöft in Lennep“. 
Sie tan nur durch Kauf in audere Hänbe gelangen. 

Das Gas wird aus Steintohlen bexeitet. 

Eine ffentlihe Straßenflamme.lonfumirt im der Stunde 7 Kubilf. 

Sämmtlihe Private zahlen pro 1000 Kubilf. 2 Thlr. 20 Ser. 

Das Baur und Betriebs- Kapital war urfprünglih 32,000 Thlr. Am Schluffe des 
Jahres 1856 betrug es nad) lattgefunbener Amortifation noch 19,000 Thir. 

1856 mwurben 2,348,800 Kubilf. probuzirt. 

Die Flammenzahl betrug Ende des Jahres etwa 1000. 


Lübeck. Tie Aunfalt gehört der Stabt. 
Das Gas wird aus Steinlohlen (mit Zufag von TpEt, befter Eannel-Rople) bargeftellt, . 
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Die Öffentlihen Straßenflanmen, welche jährlich 10 Mil. Kubilf. konfumivem, verzehren 
pro. Flamme und Stunde 6—7 Kubilf. lübed. Für die ganze öffentliche Beleuchtung werben 
jährlich 10,000 ZThle, und pro 1000 Kubilf. 1 Thlr. preuß. Kour. vergütet. 

Private zahlen pro 1000 Kubilf. ald Normalpreis 2 Thlr., bie Eifenbahn zur Beleud- 
tung des Babnhofes 1'/, Thlr. 

Das Bau- und Betriebs - Kapital beträgt 180,000 Thlr., welche durch eine Anleihe der 
Gemeinde a 4 pEt. aufgebracht find. Die ganze Anleihe beläuft fi) auf 200,000 Epir. umb 
dienen bie Übrig gebliebenen 20,000 Thlr. als Reſerve. 

In dem Betriebsjahre vom 1. Juli 1856 bis dahin 1857 wurden 24,964,508 Kubilfuß 
konfumirt. Am Schluffe deſſelben waren 722 öffentliche und 3931 Privatflammen, zuſammen 
4653 Flammen vorhanden, 

Löbau. Die Anftalt ift Eigenthum der Stabt. Sie warb 1857 erbaut. 

Das Gas wir aus fchlefiihen Steinlohlen bereitet, 

Private follen pro 1000 Kubikf. ſächſ. als Normalpreis 3 Thlr. zahlen, größere Konſu⸗ 
menten 2 Thlr. 20 Sgr. uud Öffentlihe Gebäude 2 Thlr. 10 Ser. 

Das Bau» und Betriebs Kapital warb auf 35—40,000 Thlr. geſchätzt. 

Ludwigsburg. Die Stadt lieh die Anftalt auf ihre Rechnung von bem Civil. 
Ingenieur H. P. Stephanfon aus London erbauen und verpachtete fie demfelben nachher auf 
25 Yahre. 

Das Gas wird aus Steinfohlen gewonnen, 

Eine öffentlihe Straßenflamme lonfumitt pro Stunde 4, Kubilf. engl. Für 137 
Straßenflammen & 1000 jährlihe Breunſtunden zahlt bie Stabt 1600 Fl. 

So lange die gefammte Privatgas-Ronfumtion nicht mehr als 2,400,000 Kubilf. beträgt, 
gilt für die Privat» Konfumenten der Preis von 7 Fl. pro 1000 Kubilf, engl., von ba ab und 
bis zu einer Gefammtlonfumtion von 4,000,000 Kubi. 6 FI. 30 Kr. und tritt dann bei je 
200,000 Kubilf, weiterer Konfumtion eine Preisverminderung von 6 Kr. bis aufs Minimum 
von 5 FI. pro 1000 Kubikf. ein. — Deffentliche Gebäude zahlen dem vierten Theil weniger 
als Private. 

Das Bau -Rapital war auf 74,000 Fl. verauſchlagt. 

Lanenburg. Die Anftalt ift im Befige des Kaufmannes Herrn Haad in Lauenburg. 

Das Gas wird aus englifhen Steinlohlen bereitet. 

Für ca. 150 Abende Bremnzeit einer Öffentlichen Straßenflanme von 5 Kubiff. werben 
5 Thlr. 16 g@r. bezahlt. Der Preis für Private ift pro 1000 Kubiff. 2 Thlr. 8 g®r. 

Der jetzige Befiger hat bie Anftalt für 12,000 Thlr. gekauft. 

Im Yahre 1856 wurben 974,500 Kubilf. produzirt. Um Schluſſe vefjelben waren ca. 
1000 Flammen vorhanden. 

Lüneburg. Die an den Magiftrat gerichteten Fragen find unbeantwortet geblieben. 

Leer. Gin im Jahre 1856 wegen Errichtung einer Gasanflalt daſelbſt bereits. gethä- 
tigter Vertrag hat fpäter wieber aufgehoben und ber Bau fiflirt werben müſſen, weil bie Unter- 
nehmer ihren Berpflihtumgen nicht nadhgelommen waren, 

Landsberg a. W. Die Anflalt gehört ber Allgemeinen Gasbeleuchtungs - Altien- 
Geſellſchaft in Magdeburg. 

Landshut in Bayern. Die Unterhandlungen wegen Uebernahme der Beleuchtung 
bafelbft waren 1857 no in ber Schwebe. Das Anlage- Kapital wird auf 88,000 Fl. bei 
3000 Flammen veranfälagt. 

Das Gas fol aus Holz dargeftellt werben. 

Mühlheim a. d. Nuhr. Die Anftalt gehört der „Deutſchen Kontinental-Bas-Gefell- 
ſchaft in Deſſau“. 


AT. 


Die Stabt hat. das Recht, bie Anſtalt entweber nach. 30 Jahren, vom 21. Sanuar 1856 
ab gerechnet, Läuflich zu übernehmen oder den Vertrag auf weitere 20 Jahre fortbeflehen zu 
laſſen und nad Ablauf berjelben umentgeltlih in den Befig der Anflalt zu treten, 

Das Gas wirb aus Steinlohlen bargeftellt. 

Für die öffentlichen Straßenflammen von 6 Kubilf. preuß. werben pro Stunde nur 
3 Pf. bezahlt. Für Private iſt der Normalpreis 2 Thlr. 15 Sgr. pro 1000 Kubitfuß preuf. 
Deffentliche Gebäube zahlen 2 Tplr. und größeren Konfumenten. wird folgender Rabatt gewährt: 

1', p&t. wer jährlich für über 100— 200 Thlr. Gas verbrandt, 
244 " " " AN 200 — 400 " ” * 
2} ” [7 " " 400 — 600 " [7 [7 


4 " 7] [Z "oe" 600 — 800 " 7} 7) 
6 " „ r "nn 800 — 1000 ”„ [7 " 
8 " " 7 "nn 1000 — 1500 n 7) 7 


12 ” " " " Er 1500 — 2000 " " " 
16 " ” " (7 2000 — 2500 „ r⸗ 
20 " „ " " " 2500 „ ” "„ 
Die Anftalt war Ende 1857 für Bau- und Betriebs - Kapital mit 99,946 Thlr. 16 Sgr. 
5 Pf. belaftet. Sie warb am 21. Januar 1856 in Betrieb gefeht und probiyirte in biefem 
Jahre 7,028,550 Kubilf. engl. Am Jahresfchluffe waren 2642 Flammen einſchließlich 82 öffent- 
liche Straßenflammen vorhanden. Im Jahre 1857 betrug bie Probuftion 8,869,150 Kubikfuß 
engl. und bie Flammenzahl am 31. Dezember 3330, worunter 82 Öffentliche Straßenflammen, 


Müblhein a. Rhein. Die Anftalt gehört der „Altien-Gefellichaft für Gasbeleuchtung 
in Müpfgeim a. Rhein‘, bei welcher vie Stabt mit 10,000 Zhlr. (200 Aktien à 50. Thlr.) be» 
tpeifigt if. Letztere hat das Recht, die Anftalt nad 15 Jahren käuflich zu Übernehmen. 

Das Gas wird aus Steinlohlen dargeftellt. 

Die öffentlichen Steaßenflammen von 6 Kubilf. koften pro Flamme und Stunde 4 Pf. 
Für Private iR der Rormalpreis pro 1000 Rubilf. preuf. 3 Thlr. 5 Sgr.; der Preis ermäßigt 


fih auf 
3 Thle. — Sgr. bei einer Konſumtion von 500,000 Kubilfuß, r 
2 ” 25 " [2 ” " * 1,000,000 [13 
2 ” 20 " ” " ". " 1,500,000 1 
2 ” 15 " " " " " ‚000,000 r⸗ 


Das Bau- und Betriebs-Kapital beträgt 32,000 Thlr., wovon 20,000 Thlr. durch 
400 Stüd Altien à 50 Thlr. und der Reſt durch eine Anleihe aufgebracht worben if. - 

Die Probultion im Jahre 1856 war etwas über 3 Mil, Kubilf. Die Zahl der Flammen 
betrug Ende 1856 800 und einige. 


Minden. Die Anfalt ift im Beſitze einer Privat:-Gas-Kompagnie, beftehenb aus ben 
Herren Wolfers, Selberg und Homann. 

Die Stabt hat das Recht, die Anftalt nah 25 Jahren, von 1853 ab gerechuet, käuflich 
zu übernehmen und anbermweite Konkurrenz jederzeit zuzulaſſen. 

Das Gas wird aus Steinkohlen bereitet. 

Die öffentlichen Strafenflammen von 3 Kubilf. oflen pro Flamme und Stunbe 6 BP. 
Private zahlen pro 1000 Kubilf. preuß. 4 Thlr, 24 Sr. 

Das Ban- und Betriebs - Kapital wird auf 40 — 45,000 Thlr. angeſchlagen. 


Mannheim. Die Stadt Hat bie Unfalt aus ihren Mitteln durch die Herren Spreng, 
Sonntag und Engelpomn, Firma: „Babiihe Gas + Gefelfaft" erbauen laffen und bie Anftalt 
den Unternehmern alsdaun in 3Ojährige Pacht (vom 1. Dezember 1851 ab) gegeben. 
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Das Gas wird aus Steinkohlen aus dem Saargebiete dargeſtellt. Die üffentlichen 
Straßenflammen verzehren zum Theil 6 Kubikf. engl., zum größeren Theil 4%, Kubiff. engl. 
pr. Stunde und Flamme. 

1000 Kubi. engl, koften für bie Öffentfiche Beleuchtung 1 Fl. 32 Me, Ptivate zahlen 
pro 1000 Kubilf. 5 Fl., einige Öfientfihe Gebäude 4", und vefp. 4 Fl. Das Bau- md Be- 
trieb®-Rapital beträgt 200,000 Fi. 

Defientlihe Stuaßenflanmen waren Enbe 1856 ca. 670 und Privatflanmien ea. 6000 
vorhanden. 

Main. Die Anftalt if Eigenthum ber Stadt. Letztere hat diefelbe am die Erbauer, 
bie Herren Spreng und Somttag, auf 30 Jahre verpachtet. Dis Gas wird aus Steinlohlen 
bereitet. — 

Eine öffentlihe Straßenflaunme verbraudt pro Stunde 49, Kubitf. engl. — 1000 Kubiff, 
engl. koften für bie Öffentliche Beleuchtung etwas über 1 fl. 30 Kr. Private zahlen pro 1000 
Kubitf. engl. 5 Fl., ſtädtiſche und herrſchaftliche Anfaften 41; Fl., milde Stiftungen 4 Fl., das 
Koch und Heizgas foftet 2, Fl. 

Das Bau. umb Betriebs - Kapital beträgt 300,000 Fl. Im Fahre 1856 wurden 
25,635,660 Kubilf. produgirt. An öffentlichen Flammen find ca. 800 vorhanden. Die Pächter 
zahfen jährlich 19,500 Fl. Pacht. 

Münfter. Eigentplimerin ber Anftaft iſt die Stadt. Der Betrieb iſt vom 1. Januar 
1854 ab auf 25 Jahre verpadtet. Das Gas wird aus Steinlohlen gewonnen. 

Die öffentlichen Straßenflammen von 5%, Kubilf. koften pro Flamme und Stunde 
314 Pf. Der Marimalpreis für Private war 3%, Tple, pro 1000 Kubilfs; gegemvärtig if er 
auf 3 Thlr. ermäßigt. Das Anlagelapital beträgt 90,000 Thlr. 

Magdeburg. Die Anftalt gehört der „Magdeburger Gas · Geſellſchaft.“ Dieſelbe beſitzt 
außer der Hauptanftalt in der Stabt noch eine Filialanſtalt in der Vorſtadt Sudenburg. Die 
Stadt hat ber Gefellihaft ein Privilegium auf 25 Jahre ertheilt. Nach Ablauf biefer Zeit ſteht 
Erflerer das Recht zu, bie Anfaft für den Rominalbetrag ber Aktien zu übernehmen oder ander 
weite Konkurrenz zuzulaſſen. 

Das Gas wird aus Steinlohlen dargeſtellt. Die dffentlichen Strafenflantmen konfumiren 
pro Flamme und Stunde 5 und refp: 4 Kubilf. engl, 

1000 Kubilf. engl. zur Öffentlichen Beleuchtung werden mit 2 The, 3%, Sgr. bezahlt. 
Für Private if} der Preis pro 1000 Kubilf. engl. 2 Thle. 15 Spr. 

Wenn bie Dividende über 8 pCt, beträgt, fo wird ber Ueberfchuß Über 8 pEt. zwiſchen 
den Altiomären und Konfumenten zu gleichen Theilen getheift. 

Das Aftientapital beträgt 400,000 Thfr., das Banfapital Enbe 1856 388,183 Thlr. 
26 Sgr., bie übrig bleibenden 11,866 Thlr. 4 Sgr. bilden mit dem Refervefonbs von 10,586 
Thlr. 28 Sgr. 6 Pf. das Betriebslapital. 

Die Gasproduftion der Hauptanftalt betrug 1856 32,558,500 Kubilj., bie ber Filial- 
Anftalt in 6 Wochen 1,100,000 Kubiff. 

Die Zahl der Flammen war Ende 1856 11,378 und zwar 746 öffentliche und 10,632 
Privatflammen, ” 

Im Jahre 1857 betrug die Gefammt » Konfumtion 38,408,470 Kubitf. (die Hauptanflalt 
gab davon 34,232,144 Kubiff. und bie Subenburger Anftalt 4,176,326 Kubiff. ab) und bie 
Flammenzahl am 31. Dezember 12,208 mit 764 Bffentl. Flammen. 

München. Die Anftalt ift Eigentpum der „Münchener Gasbelenuchtungs » Geſellſchaft“. 
Die Stabt hat das Recht, die Auſtalt entweder nad; 15 Jahren, vom Tage des Kontraltſchluſſes, 
ben 81. Oltober 1848 ab, gerechnet, läuflich zu übernehmen. ober mad 25 Jahren bas 
Privilegium für erloſchen zu erllären und anderweite Konkurrenz zuzulaſſen. Das Gas wird- 
aus Steinlohlen probuzirt. 


49 


Fir 1400 Brennftunden ver Öffentlichen Straßenflammen von 4'/, Kubikfuß engl. werben 
22 GI. jahrlich bezahlt. 

Private zahlen pro 1000 Kubilf. engl. 6 Fl. Mäbtifche Gebäude 5 Fl. Das Geſellſchafts⸗ 
Kapital beträgt 1,150,000 Fl. 

Im Betriebsjahre 1856,57 betrug die Probultion 84,390,200 engl. Kubilf. und bie 
Slammenzahl am Schluſſe befielben 12,236 und zwar 1244 öffentliche und 10,992 Privatflammen. 

Meißen. Die Anftalt warb 1857 erbaut und gehört bem „‚Altienverein für Gas- 
beleuchtung in Meißen”. 

Die Stadt hat nah 25 Jahren das Recht der käuflihen Uebernahme der Anflalt. Das 
Gas wird aus Steinkohlen gewonnen. 

Die Bffentlihen Straßenflammen follen pro Flamme und Stunde 5 Kubikf. ſächſ. kon⸗ 
jumiren. 1000 Kubilf. fächl. zur öffentlichen Beleuchtung koften 2 Thlr. Der Preis des Privat- 
Gaſes ift noch nicht beftimmt. 

Die Anftalt jollte nach den Anſchlägen 35,000 Thlr. Loften. 

Memel, Die Stabt hat die an fe gerichteten Fragen unbeantwortet gelaffen. 

Nordhanfen. Die Anftalt warb von der „Deutihen Kontinental » Gasgejellicpaft in 
Deſſau“ erbaut und am 19. Mai 1858 eröffnet. 

Die Stadt hat das Recht, die Auflalt entweder nah 30 Jahren, vom 1. Oftober 1858 
ab gerechnet, Fäuflich zu übernehmen, oder ben Bertrag auf weitere 15 Jahre fortbeftehen zu 
lafjen und nach Ablauf derſelben unentgelvlih in den Befig ber Anftalt zu treten. Das Gas 
wirb aus Steinfohlen bargeftellt. 

Die Öffentlichen Straßenflammen jollen zum Theil 5, zum Theil 4 und zum Theil 3'% 
Kubilf. pro Fl. u. St. verzehren und foftet die Breunſtunde 3%, reip. 2%, und 24, Pf. Fir 
Private ift der Normalpreis auf 3 Thlr. pro 1000 Kubilf. engl. feſtgeſetzt. Deffentlihe Ge⸗ 
bäube erhalten 16°, pCt. Rabatt und größeren Konfumenten wirb folgender Rabatt gewährt, 


und zwar: 
2Y, pCt, wer jührlih für mehr als 200 Thle, Gas verbraudt, 


5 pet, „ " n 0" „ 960 Thlr. „ „ 
74 pCct. „ n ” " " 920 Thlr. " = 
10 pCct. rn ” " 7) " 1280 Thlr. ff " 
12Y, pCct. " 2 " " 1640 Thlr. „ Pr 
15 pet. " „ 2 2000 Thlr. " 


Uftimo Mai 1858 war fie für Bau- und Betriebslapital mit 90,849 Thlr. 1 Ser. 
11 Bf. belaſtet. 

Neufß. Die Anftalt warb (1857) von den Herren Gebrüdern Peter und Ludwig Fels 
dafelbft erbaut. 

Der Stabt flieht das Recht zu, die Auftalt nach 25 ober 30 Jahren (Ablauf ver Kontrafts- 
zeit) käuflich zu übernehmen. 

Das den Unternehmern ertheilte Privilegium erliicht nah 30 Jahren. Das Gas wird 
aus Steinkohlen probujirt. 

Die öffentlihen Straßenflammen von 5 Kubikf. rhein. Loflen pro Flamme und Stunde 
3%, Bf. Der Marimalpreis für Private beträgt pro 1000 Kubiff. 3 Thlr., öffentliche Gebäude 
haben 2, Thlr. zu zahlen, 

Naumburg a. S. Die Anflalt wird (1858) von vier Privatperfonen in Naumburg 
errichtet. Die Stadt wirb fi mit einem Viertel des Anlagelapital® an dem Unternehmen 
betheifigen. Sie joll das Recht haben, nah Ablauf von 30 Jahren die Anftalt käuflich zu 
übernehmen. Geſchieht die® wicht, fo wirb ber Vertrag auf weitere 15 Jahre prolongirt. Das 
Gas ſoll aus Steinlohlen probuzirt werben. 
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Die Öffentlichen Straßenlaternen ſollen mit 4). Kubilf, pro Stunde und Flamme brennen. 
Für 1000 Kubilf. engl. zur Öffentl. Beleuchtung follen 2 Thlr. 28 Sgr. bezahlt werben. Für 
jedes Prozent, welches bie Anftalt ben Unternehmern über 10 pCt. Dividende gewährt, erhält 
bie Stadt auf vorſtehenden Preis 10 pCt. Rabatt. 

Private follen pro 1000 Kubitf. engl. 3 The. zahlen. Das Anlagelapital ſoll 40,000 
Thlr. betragen. 

Nürnberg. Die Anftalt iſt im Beſitze der Herren Spreng, Sountag und Maier, Die 
Stadt hat das Recht, die Anftalt nach 25 Jahren käuflich zu Übernehmen oder bas Privilegium 
für erloſchen zu erklären und amberweite Konkurrenz zuzulafien. 

Das Gas wird aus Steinfohfen bereitet. Private zahlen pro 1000 Kubilf. engl. 5 Fl. 
30 Kr., ſfiädtiſche Gebäude 3 Fl. 24 Kr. 

Nenftrelit. Die Auftalt warb (1857) von dem Herm Saeflow aus Anllam errichtet, 
Dem Unternehmer ift das Privilegium auf 20 Jahre erteilt worden. Findet nad Ablauf, ber- 
felben nicht eine weitere Einigung ftatt, jo bat ber Magiftrat das Recht, bie Anftalt für den 
Tarwerth anzulaufen. 

Das Gas wird aus Steinkohlen dargeſtellt. Für 1000 Brennftunden einer Öffentlichen 
Straßenflamme von 5 Kubi. werden 7 Thlr. 15 Sgr. bezahlt. 

Der Preis für Private ift pro 1000 Kubilf,. engl. 1000 Silberpfennige ober 2 Thlr. 
23 Sgr. 4 Pi. 

Das Anlagelapital warb auf 60,000 Thlr. geſchätzt. 

Offenbach. Die Anftalt gehört der „Offenbacher Gas-Geſellſchaft.“ Die Dauer des 
Bertrages ift 25 Jahre — vom 1. Juli 1855 bie 30. Juni 1880. Nach Ablauf defjelben hat 
die Stadt das Recht, gegen Zahlung des wirklichen Werthes die ganze Anftalt oder bie Laternen 
zur Öffentlichen Straßenbeleuhtung mit Zubehör anzufaufen oder ben Vertrag unter den bis⸗ 
herigen Bedingungen von 2 zu 2 Jahren fortbefleben zu laffen. 

Das Gas wird aus Steinkoplen erzeugt, Fiir eine Flamme zur Straßenbeleuchtung von 
4, Kubilf. ſtündl. Konfumtion werben bei 850 Stunden Breunzeit jährlih 12 Fl. und für 
eine Flamme von 3 Kubilf. 8 Fl. jährlich bezahlt. 

Der Preis ermäßigt fih um 5 pEt., fobald die Zahl der auf den Straßen und in ben 
fäbtifchen Gebäuben brennenden Flammen 225 überjchreite. Die gleiche Ermäßigung von 
5 pCt. tritt ein, wenn ber foco-Kafjenpreis bei offener Schifffahrt 10 pCt, unter 35 Kr. pr. Kilo 
fällt; erhöhen fi dagegen bie Kohlenpreife um 10 pEt., fo darf auch ber Preis für das öffent. 
lihe Gas um 5 pCt. erhöht werben. 

Deffentlihe Gebäude zahlen pro 1000 Kubilf. engl. 3 Fl. 15 Kr., Private 6 Fl. 3ORr. 
Diefer Preis finkt jedoch bis auf 5 Fl. 30 Kr., jobald der Privat » Gasverbraud 4 Millionen 
Kubiffuß Überfteigt. Ebenfo tritt eine Ermäßigung ober Erhöhung von 5 pCt. unter bem bei 
ber öffentlichen Beleuchtung oben angeführten Umſtänden ein. 

Am Schluffe des Betriebsiahres 1855/56 (Ende Juni 1856) waren 2214 Flammen vor- 
banden; bie Gejammtprobuftion in biefem Jahre betrug 4,012,613 Kubilf. 

Ssnabrüc. Die Anftalt warb (1857) aus ben Mitteln der Stabt erbaut. Das Gas 
wird aus Steinlohlen probuzirt. 

Die Öffentlihen Strafenflanmen follen pro Flammen und Stunde 3 bie 4 Kubilfuß 
lonſumiren. 

1000 Kubilfuß für die öffentliche Beleuchtung werden mit 2 Thlr. 15 Sgr. berechnet. 
Fiir Private gilt derfelbe Preis pro 1000 Kubitf. engl. Das Bau- und Betriebslapital ſollte 
82,000 Thlr. betragen. 

Oldenburg. Die an ven Magiftrat gerichteten Fragen find unbeantwortet geblieben. 

Potsdam. Die Anftalt gehört der „Deutfhen Kontinental-Gasgejellihaft zu Defjan“. 
Sie warb im Jahre 1856 erbaut unb am 1, Oktober vefjelben Jahres in Betrieb geſetzt. — 
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Die Stadt hat das Recht, die Anſtalt (vom 1. Oktober 1856 ab gerechnet) nach 25 Jahren 
käuflich zu übernehmen. 

Das Gas wird aus Steinkohfen bereitet. Die öffentlichen Straßenflammen bon 5 Kof. 
preuß. boſten pro Flamme und Stunde 4 Pf. 

Der kontraltliche Marimalpreis für Private war 4 Thlr. pro 1000 Kubitfuß preuf., fo 
lange die Zahl der Privatflammen nicht 1500 erreicht, 8 Thlr. 15 Sgr., wenn fi die Zahl 
zwiſchen 1500 und 2000 bewegt, 3 Thlr., wenn 2000 bis 2500 Privatflammen vorhanden find 
umd 2 Thlr. 20 Sgr., fobald die Flammenzahl 3000 überfteigt. 

Bon der Eröffnung der Anflalt ab wurden auf kurze Zeit 3 Thlr. pro 1000 Kubikfuf 
bezahlt, gegenwärtig gilt der miebrigfe Preis von 2 Thlr. 20 Sr. Deffentliche Gebäude zahlen 
fets 15 Sgr. pro 1000 Kubilf. preuß. weniger als Private. 

Das auf bie Anflalt verwendete Bau- und Betriebsfapital betrug ult. Degember 1857 
206,769 Zhlr. 25 Sgr. 2 Pf. Sie probuzirte im dem drei Monaten bis Ende 1856 3,560,587 
Kubiff. engl, und hatte am Jahresſchluſſe 2985 Flammen, einſchließlich 476 öffentliche. 

Im Jahre 1857 probuzirte die Anſtalt 14,282,200 Kubiff. engl. und ihre Flammenzahl 
am 31. Dezember betrug 4823, worunter 613 Straßenflammen. 

Plauen. Die Anftalt wurde im Iahre 1856 anf Koften der Kommune erbaut und ift 
Eude Dltober deſſelben Jahres eröffnet worden. 

Das Gas wird aus Steinfohlen bereitet. Die öffentlichen Straßenflammen konfumiren 
pro Flamme und Stunde 5 Kubilf. 

Der Preis einer Flamme ift 14 Thlr. pro Jahr, Private zahlen pro 1000 Kubiff. ſächſ. 
als Normalpreis 3 Thlr. und erhalten bei einer Konſumtion von 

100,000 Kubiffuß 4 pCt., 
200,000 " 8 " 
300,000 „ 12 „ u. ſ. w. Rabatt. 

In der Zeit vom 26. Dftober bis 31. Dezember 1856 wurden 300,000 Kbf. probuzirt. 
Am Schluffe des Jahres waren 850 Flammen vorhanden, 

Dofen. Die Anftalt gehört der Stabt. Sie ift feit dem 14. November 1856 in Be- 
trieb. — Das Gas wird aus Steinkohlen bargeftellt. 

Die öffentlichen Straßenflammen tonfumiren pro Flamme und Stunde 5 Kubilf. Für 
jebe Öffentliche Flamme wird pro Jahr 12 Thlr. berechnet. Private zahlen pro 1000 Kubiff. 
preuß. 3 Thlr. 5 Sgr. 

Das Ban- und Betriebslapital beträgt ca. 200,000 Thlr, 

9. Die Anftalt ift im Befige der Herren Carl Steffel und Ferd. Friedland. Die 
Stadt hat das Recht, die Auſtalt nah 10 Jahren für den Schägungsbetrag anzufaufen, Das 
Gas wird aus Steinkohlen bargeftellt. 

Die Öffentlichen Strafenflammen von 5 Kubilf. Loften pr. Flamme und Stunde Kr. 
ormalpreiß für Private ift 5 Fl. 30 Kr. Couv.M. pro 1000 Kubitf. Größere Konju- 
jablen zu dem niebrigften Preife von 3 Fl. 30 Kr. und öffentliche Gebäude 5 Fl, — 
a mb fapital foll 893,780 Fl. Eonv.-M. betragen. — Im Jahre 1856 wurden 
30,000,000 Kubiff, probuzirt. 

Am Schluſſe des Jahres waren 1000 öffentliche und 7200 Privatflammen, zuf. 8200 
forzheim. Die Anftat gehört dem Herrn ng. Benkifer. — Die Stadt hat bas 

Recht, die Anftalt am 1. Januar 1858 käuflich zu übernehmen. 
Das Gas wurde bis zum September 1857 aus Holz, von da ab aus Steinfohlen be- 
zeitet. — 1200 Brenuſtunden ber öffentlichen Klammen von 4’, Kubilf. koften 18 Fl. 30 Mr. 
Private zahlen pro 1000 Kubikf. engl. 6 Fl. 30 Kr., ſtädtiſche Gebäude 5 Fl. 30 fr. — Das 
Bau» und Betriebslapital beträgt 70—75,000 Fl. 
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Die Probuftion-im Jahre 1856 hat 10 Mil. Kubilf; überſtiegen. — Deffentlihe Flam- 
men find 142 vorhanden. 

Paderborn. Die Anftalt gehört einer Gejellichaft, die zum Zwede ver Errichtung ber 
Anftalt zufanmengetreten if. 

Die Stabt hat der Geſellſchaft die Konceffion ohne Zeitbeſchränkung (1854) ertheilt. — 
Das Gas wird aus Steintohlen dargeftellt. 

Die öffentliche Beleuchtung geidieht auf Grund eines 2jährigen Kontralts mittelft 86 
Laternen. Für jede Strafienflamme werben bei etwa 800 jährlihen Breunftunden 10 Thlr. 
bezahlt. — Für Private war der Preis pro 1000 Kubilf. anfänglihd 5 Thlr., fpäter iſt er auf 
4%, unb 4%, Thlr. herabgeſetzt worben. 

Natibor. Die Anftalt ward (1857) von ber „Magdeburger Allgemeinen Gas. Altien- 
Geſellſchaft“ erbaut. 

Die Stabt hat das Recht, die Anftalt nad 25 Jahren, vom 28. März 1857 ab gerechnet, 
Länflich zu Übernehmen und das Privilegium fir erloſchen zu erflären, foferm nicht eine Pro- 
longation des Kontralts eintritt, die der Stabt freifteht. 

Das Gas wird aus Steintohlen bereitet. — Für die öffentlichen Straßenflammen von 
5 Kubilf. preuß. werben pro Flamme und Stunde 3 Pf. bezahlt. 

Private zahlen als Normalpreis 3 Thlr. pro 1000 Kubif, preuß. und genießen deufelben 
Rabatt, wie ihn die Breslauer Gas-Altien-Gejellichaft gewährt. — Deffentfiche Gebäube erhalten 
die 1000 Kubilf. preuß. für 27, Thlr. — Die Zahl der öffentlichen Strafenflammen follte ca. 
160 betragen. 

Negensburg. Die Anftalt warb (1857) von 2. U. Rübinger in Augsburg erbaut. 
Es flieht demfelben bie Begründung einer Aktien-Gefelihaft frei. — Die Stabt hat das Recht, 
die Auſtalt nah Ablauf von 30 Jahren zum Schägungswerthe zu übernehmen. 

Das Gas wird aus Holz dargeftellt. — Für die öffentlichen Klammen werben pro Stunde 
1 1. 30 Kr. bezchlt. Private zahlen für eine Flamme: 

von : Stearinkerze Lichtflärke O,, Kr. pr. Stunde, 


[7 " " 0, Kr. 1 
" r " " lo Kr. 7} 
" 7 2 " 1,15 Kr. " 
r 10 [1 " Loss Kr. 2 2 
" 14 " " 1; Kr. " 
" 18 2; " 2,0 Kr. ” 


25 2, 5 Kr. 
Wenn che als 1500 Privatflammen era find, ſoll fi ber Preis um 10 pCt. 
ermäßigen. 


Noebel. Befiger der Anftalt ift der Zimmermeifter Efberling in Mölln. Der Bertrag 
ift auf 10 Jahre geihloffen und Läuft bis Michaelis 1867. Während ber Kontraftsbauer hat 
bie Stabt im Falle einer Veräußerung der Anftalt das Vorlaufsrecht. Nah Ablauf ber zehn 
Jahre find beide Theile nicht weiter gebunden. 

Das Gas wird aus Steinkohlen bereitet. Die öffentlihen Straßenflammen werben pro 
Blamme und Stunde mit 5 Pf. Schilling — is, Thlr. preuf. Cour. bezahlt. 

Der Privatpreis darf 2 Thlr. 32 Schl. oder 2%, Thlr. preuß. Cour. pro 1000 Kubiff. 
preuß. nicht überfchreiten. 

Das Bau: und Betriebsfapital beträgt 14,327 Thlr. preuß. Cour. 

Noftoch, Die Anftalt gehört ber Stadt. Das Gas wird aus englifhen Steinkohlen 
bereitet, — Die öffentlihen Straßenflammen verzehren bei voller Beleuchtung 6 Kubilf. Be 
und Flamme, bei Mondſchein und nah 11 Uhr Abends 3—4 Kubilf. 





Für jede öffentliche Strafenflamme mit ber Vrennzeit vom Dumlelmerben bis Mitter- 
naht werben 10 Thlr. und von da ab bis zum Morgen 6 Thlr. pr. anno berechnet. Private 
zahlen pro 1000 Kubikf. hamb. 2 Thfr. preufi. Cour. 

Bei Eröffnung der Anftalt betrug das Anlage- und Betriebslapital 202,524 Thlr. 36 Schl. 
2 Pf., mit ben für ben weiteren Betrieb bis zum Schluſſe des erſten Betriebsjahres erforber- 
fihen Borräthen 283,966 Thlr. 37 Sci. 11 Pf. 

In dem Betriebsjahre vom 15. November 1856 bis dahin 1857 wurben 16,320,400 Kubiff 
probizirt. — Am Schluffe deffelben waren 576 öffentliche, 4202 Privatflammen und ca. 1000 
Gartenflammen, zufammen alfo ca, 5778 Flammen vorhanden. 

Nheydt. Die Stabt wird von der Gasanflalt zu M.⸗Gladbach mit beleuchtet (fiche 
M.⸗Gladbach.) 

Stettin. Die Auſtalt iſt Eigenthum der Stadt. Das Gas wird aus Steinlohlen 
engliſchen) fabrizirt, 

‚Für 1800 Brennftunden einer Bffentlihen Straßenflamme von ca. 5 Kubilf. werben 
pr. anno 12 Thlr. berechnet. 

Private zahlen pro 1000 Kubilf. preuß. 2 Thlr. 22 Sgr. Das Anlagelapital Hat ca. 
270,000 Thlx. betragen. 

Im Jahre 1856 wurben 26,224,470 Kubilf. probuzirt. Davon kamen auf bie öffentl. 
Straßenbeleuchtung 6,805,865 Kubitf. und auf Privatbeleuchtung 19,418,605. Am Schluffe des 
Jahres 1856 waren 671 öffentliche und 7500 Privatflammen, zufammen 8171 Flammen 
vorhanden. 

Sondershanfen. Die Anftalt ward (1857) aus ſtädtiſchen Mitteln erbaut. Das Gas 
wirb aus Holz bereitet, 

Die Öffentlichen Straßenflammen lonfumiren pro Flamme und Stunde 5 Kubilf. und 
werben pro 1000 Kubilf. mit 3 Thlr. berechnet. 

Der Normalpreis für Private ift vorläufig auf 4 Thlr. pro 1000 Kubikf. feſtgeſetzt. — 
Deffentliche Gebäude und größere Privatlonfumenten zahlen als niebrigften Preis 3 Thlr. pro 
1000 Kubilf. 

Das Anlagelapital follte ca. 30,000 Thlt. betragen. 

Stargard. Die Anftalt gehört der „Gasbeleuhtungs-Aktiengefellihaft‘ daſelbſt. Sie 
it am 27. November 1856 eröffnet worden. 

Die Stadt hat das Recht, bie Anftalt entweder nach 25 Jahren Läuflich zu übernehmen 
ober nad 50 Zahren das Privilegium für erloſchen zu erklären unb anberweite Konkurrenz 
zuzulafſen. 

es Gas wirb aus Steinkohlen bereitet. Fir 1500 Brennftunden pr Öffentlichen 
Straßenflammen von 5 Kubiff. preuß. werben 12 Thlr. bezahlt. 

Der Normalpreis für Private ift pro 1000 Kubilf. preuß. 3 Thlr. Die — zahlt 
ra Thlr. Das Kapital beträgt 75,000 Thlr. 

Bon Eröffnung der Anftalt bis Ende 1858 murben 366,443 Kubilf. produzirt. Zur 
legtgenannten Zeit waren 170 öffentliche und 295 Privatflammen, zuſammen 465 Flammen 


Saarbrüden n. St. Johann. Die Anflalt warb (1857) von dem Fabrilanten 
Hern Heine. Raupp erbaut. Die Städte haben das Mecht, die Anftalt mach Ablauf von 30 
Jahren zum Tarwerthe zu übernehmen event. anberweite Konkurrenz zugulaffen. 
Das Gas wird aus Steintohlen bereitet. Pro 1000 Kubiff. zur Öffentlichen Belenchtung 
1 Zhlr. 20 Sgr. bezahlt. 

Für Private if der Marimalpreis pro 1000 Kubilf. engl. 3 Thlr. Derfelbe ermäßigt 
ſich um 10 Sgr. bei einer Gefammtlonfumtion von mehr ale 3 Mill, Kubilf. Die Anlage 
toften waren auf 60,000 Thlr. veranſchlagt. 
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Straliund. Die Anftalt gehört der Stadt. Sie warb 1857 in Betrieb geſetzt. Das 
Gas wird aus Steinkohlen bereitet. 
Die Öffentlichen Straßenflammen follen pro Flamme und Stunde 5 Kubilf, konſumiren. 
Der Preistarif für Privatlonfumenten wird für jebe® Kalenderjahr feſtgeſetzt. Nach dem Tarife 
pro 1857 haben fie zu zahlen: ’ 
bei einer Konfumtion vom 1000— 2000 Kubiff. 3 The. 20 Sgr. pro 1000 Kubilf., 


2000— 4009 " 3 u 10 " " 
4000— 10000 " 3 Br " 7} [77 
1000030000 " 2 ” 25 ” " 


über 30000 " 2 [2 22 " " 

Das Baukapital follte ppr. 105,000 Thlr. betragen. Oeffentliche Straßenflammen follten 
320 eingerichtet werden. Bis September 1857 waren 1471 Privatflammen vorhanden. 

Schwerin. Die Anftalt gehört dem Fabrilanten Herrn Lindeman daſelbſt. — Midaelis 
1889 erliſcht das Privilegium und kann anderweite Konkurrenz zugelaffen werden, Das Gas 
wird aus Steinkohlen dargeftellt. 

Für die Brennftunde einer Öffentlichen Straßenflamme von 5 Kbf. werben vor Mitter- 
naht 4 Pf. und nach Mitternacht 5 Pf. (Meklenb.) bezahlt. 

Private zahlen pro 1000 Kubilf. 2 Thlr. 16 Sch. Melienb. oder 2 Thlr. 10 Sgr. 
preuß. Cour., öffentliche Gebäude 2 Thlr. pr. Eour. 

Sommerfeld. Die Anftalt ward (1857) auf Koften der Stadt erbaut. Das Gas wirb 
aus Steinkohlen probuzirt. 

Die öffentlihen Straßenflammen kouſumiren pro Stunde und Flamme 5 Kubilf. Pro 
1000 Kubiff. für bie Öffentliche Beleuchtung ift der Preis auf 3 Thlr. feſtgeſetzt; derſelbe ſoll 
fi jedoch durch dem den größeren Konfumenten bewilligten Rabatt auf 2 Thlr. 25 Sgr., 2 Thlr. 
20 Sgr., 2 Thlr. 15 Sgr. und 2 Thlr. 10 Sgr. ermäßigen. Gang berfelbe Preis gilt auch 
für die Privat-Konfumenten. 

Das Bau und Betriebs-Kapital war auf 55,000 Thlr. veranfhlagt. — Bis September 
1857 waren gegen 1200 Privatflammen gezeichnet. | 

Stuttgart. Die Anftalt gehört der „Stuttgarter Gasbeleuchtungs + Gefellichaft“. Die 
Stadt hat das Recht, bie Auſtalt im Jahre 1870 käuflich zu übernehmen, event. nach weiteren 
15 Jahren (1885) das Privilegium für erloſchen zu erklären und anberweite Konkurrenz zuzu- 
laſſen. Das Gas wirb aus Steinkohlen gewonnen, 

1625 Breunftunden einer öffentlichen Straßenflamme von 4 Kubilf. engl. werben mit 
5. 23%, bezahlt. 1000 Kbf. engl. mit 3 Fl. 12 Ar. 

Private zahlen pro 1000 Khf; engl. Fl. 6., Öffentliche Gebäude Fl. 8. 12 Mr. Deffentliche 
Straßenlaternem waren Ende 1856 554 vorhanden. 

Schleswig — Schwerin, Die Fragen find unbeantwortet geblieben. 

Schmichow (bei Prag). Die Anftalt ward (1857) von der Allgemeinen Oeflerr. 
Gas ⸗Geſellſchaft erbaut, 

Schweinfurt. Die Stadt lehnt die Beantwortung der Fragen ab. 

Zilfit. Die Anſtalt ward (1857) aus ſtädtiſchen Mitteln erbaut. Das Gas wird aus 
(engl.) Steinkohlen bargeftellt. 

Private zahlen bei einem Verbrauche von 1000—10,000 Kubiff. preuß. 2 Thlr. 5 Sgr. 
6 Pf., von 10,000 — 100,000 Kubitf. 2 Thlr. und von mehr als 100,000 Kubitf. 1 Thlr. 
24 Sgr. 6 Pf. pro 1000 Kubilf. 

Das Anlagelapital follte fi auf 80,000 Thlr. belaufen. 

Trier, Die Anfalt ift im BVefige ber Herren Wagner und Schömann. Die Stadt hat 
das Recht, die Anftalt nah 25 Jahren vom Beginne bed Koutralts ab gerechnet zum Ab- 
ſchãtzungewerthe zu übernehmen. 


Das Gas wird ans Steinkohlen (Saarbrüder) gewonnen. Für 411,450 Brennflunden 
ber ffentlihen Straßenflammen von 5, Kubilf. preuß. werden 1700 Thlr. pro Jahr bezahlt, 
pro Flamme und Stunde alfo 17% Pf. 

Private zahlen pro 1000 Kubilf. den Normalpreis von 3'/, Thlr. Deffentliche Gebäube 
erhalten bei einem Verbrauche fir über 800 Thlr. 5 pEt. Rabatt. — Die Produktion betrug 
1856 4%, Mill. Kubilf. 

Ende 1856 waren 166 öffentliche Straßenflammen vorhanden. 


Nelzen. Die Anſtalt gehört den Herren Gehrts, Schlüter und Siburg. Die Stadt 
bat das Hecht, die Anftalt nach 20 Jahren (1876) käuflich zu übernehmen. — Das Gas wirb 
ans Steinkohlen dargeſtellt. 

Fir 1000 Kbf. zur öffentlichen Straßenbelendhtung werben 2 Thlr. 4 Ggr. bezahlt. Der 
Normalpreis für Private ift 2 Thlr. 8 Gyr. pro 1000 Kubilf. engl. Die Eifenbahn zahlt 
1 Thlr. 18 Ggr. 

Das Bau- und Betriebs-Rapital beträgt 20,000 Thlr. Die Jahres » Probultion ift auf 
2,200,000 Kbf. für bie erfien Jahre veranſchlagt. 

Bom 1. Dezember bis Ende 1856 betrug die Probultion 80,000 Kbf., wovon auf bie 
Straßenflammen 30,000 Kbf. kommen. 

Die Anftalt wurbe zwar am 1. Dezember 1856 für bie öffentliche Beleuchtung und einige 
Privateinrichtungen eröffnet, fie ift aber erft gegen Ende 1857 ganz vollendet worben. 


Ulm. Die au den Magiftrat gerichteten Fragen find unbeantwortet geblieben. 

Weſel. Die Anftait gebört den Erben Morig Goddam. — Das Privilegium ift im 
November 1844 auf 10 Jahre eriheilt und demnächſt ſtillſchweigend fortgefett, jeboh nur auf 
Röpreniegung zu Kommunalzweden befchräntt. 

Das Gas wird aus Thrau und Harz dargeftellt. Für vie Bffentlichen Straßenflammen 
von 1 Rbf. werben pro Flamme und Stunde 5 Pi. bezahlt. Der Preis für Private iſt pro 
1000 Kbf. 13 Thlr. 26 Sgr. 8 Pf. 

Weimar. Die Anftalt ift Eigenthum ber im Jahre 1854 gegründeten „Gasbereitunge- 
Geſellſchaft zu Weimar‘, 

Nach Amortiſation des ganzen Altienkapitals und Auflöſung der Geſellſchaft geht bie 
Anſtalt unentgeldlich au die Stadt über. 

Anderweite Konkurrenz kann jederzeit zugelaſſen werden Das Gas wird aus Stein- 
tohlen (jächf. und weſtphäl.) bereitet. 

Die Öfientlihen Straßenflammen verzehren zum Theil 6 Kbf. fächl., zum Theil 4 Kbf. 
ſächſ. pro Flamme und Stunde, 

Der Normalpreis fiir Private ift 3 Thlr. pro 1000 Kbf. fühl. Bei einer Minimal- 
Konjumtion von 500,000 Kbf. ſächſ. pr. anno ermäßigt fih berfelbe um den achten Theil auf 
2 Thlr. 18 Sr. 9 Pf. 

Das Bau- und Betriebsfapital beträgt 100,000 Thlr. (Mftienkapital 80,000 Thlr. und 
20,000 Thlr. Darlehn.) 

Im Jahre 1856 wurden 3,094,954 Kbf. fühl. produzirt. Am Schluffe deſſelben waren 
1300 Flammen vorhanden. 

Werdan. Die Anftalt warb von einer Altiengejellichaft (1857) erbant. Die Stabt 
Hat das Recht, die Unftalt in 50 Jahren Mäuflich zu Übernehmen. Das Gas wird ans Stein» 
lohlen probiyirt. 

Eine öffentliche Strafenflamme Loftet jährlich 8 The. Der Privatgaspreis iſt auf 2 Thlr. 
16 Spt. pro 1000 Kbf. fefgefegt. Diejenigen Konfumenten, welche über 100,000 Kubilf. ver- 
bramchen, zahlen als niebrigften Sa 2 Thlr. 8 Ser. 

Das Anlagelapital war auf 50,000 Thlr. veranfchlagt. 


56 


Wiesbaden. Die Auftalt gehört ber „Gasbeleuchtungs ⸗Geſellſchaft zu Wiesbaden.“ — 
Das Gas wird aus Steinkohlen dargeftellt. 

Fir 1300 Brennftunden ber öffentlihen Straßenflammen von 5 Kbf. werben bei 280— 
800 Laternen Fl. 22, bei 300 — 325 Laternen FI. 19. 48 Ker. und bei 325 — 350 Laternen 
SL 17. 49 Kr. bezahlt. 


Der Normalpreis für Private ift pro 1000 Kbf. engl. 5 Fl. 54 Mr. Städtiſche Gebäube 
zahlen 3 FL. 30 Kr. und einige größere Konfumenten 5 Fl. 42 Kr. 

Das Bau- und Betriebsfapital betrug bis Ende 1857 ca. 188,000 Fl. Im Yahre 1856 
wurden 8,800,000 Kbf. probugirt. 

Am Schluffe deffelben waren im Ganzen ca. 4500 Flammen vorhaniben. 


Witten. Die Anflalt warb (1857) von der „Wittener Gas-⸗Aktien⸗Geſellſchaft““ erbant. 
Die Stadt ift mit einem Fünftel — 8000 Thlr. an dem Unternehmen betheiligt. — Die Stadt 
bat das Recht, die Anflalt nah 10 Jahren ihres Beſtehens durch Anlauf der Aftien zum 
Nominalwertbe am ſich zu bringen. 

Das Gas wirb aus Steinfohlen bargeftellt. Für 900 Brennftunden einer öffentlichen 
Strafenflamme von 6 Kbf. werben 10 Thlr. bezahlt. 

Der Privatpreis ift pro 1000 Kbf. preuß. 3 Thlr., größere Konſumenten erhalten bei 
einem Jahresverbrauche für über 1000 Thlr. 10 pEt. Rabatt. — Das Altienfapital beträgt 
40,000 Thlr. 


Wismar. Die Anftalt warb (1857) von bem Herrn Herm. Weißflog in Hamburg 
erbaut. Die Stadt hat bas Recht, bie Anftalt nad 30 Jahren, von Michaelis 1856 ab ge- 
rechnet, gegen ben Taxwerth zu übernehmen, event, wirb ber Ertrag bei Ermäßigung der Gab- 
preife auf 10 Jahre prolongirt. 


Das Gas wird aus Steinkohlen gewonnen. Für die öffentlichen Straßenflammen, 
welche vor Mitternacht brennen, werben pro Flamme von 5 Kbf. und 12 Wachsterzen Leucht- 
traft pro Stunde 4 Pf. Meklenb. und für diejenigen, welche nach Mitternacht mit 5 Wade. 
ferzen Leuchtkraft brennen, 2%, Pf. pro Stunde bezahlt. 

Der Normalpreis für Private ift 2 Thle. 28 Sch. Melt. B. pro 1000 Kbf. engl. — 
Deffentlihe Gebäude zahlen 19. Thlr. 

Das Anlagelapital follte ungefähr 55,000 Thlr. Mellenb. B. betragen, 


Wien. a. Die Gasanftalt zur Beleuchtung der Stabt Wien innerhalb ber Linie ge- 
hört ber Imperial-Kontinental-Gas-Affoziation in London. 

Die Öffentliche Beleuchtung daſelbſt ift der Gefellichaft auf bie Dauer von 25%, Jahren 
(vom 1, Februar 1852 bis 1. November 1877) verpadhtet worden. Erfolgt brei Jahre vor 
Ablauf diefes Pahtverhäftniffes keine Kündigung, fo iſt der Kontraft auf 5 Jahre prolongirt 
anzufehen. — Zur Erzeugung des Cafes werben Steintohlen verwendet. 

Für eine ganznächtige öffentliche Straßenflamme von 5 Kbf., welche jährlih 37821/, Stv. 
zu brennen bat, wirb ber Pauſchalbetrag von 63 Fl. pro Jahr und für eine halbnächtige 
Flamme von 2040 jäprlihen Brennflunden 34 FI. pro Jahr — für 1000 Kbf. FI. 3. 20 fr, 
C. M. — bezahlt. 


Denn fi ber Preis der Steinkohlen pr. Wiener Centuer auf 30 Kr. ermäßigt, fo 
werben bei Berechnung für bie öffentl, Beleuchtung 10 pCt. nachgelaffen. 

Der Normalpreis für Private iſt pro 1000 Kbf. Oeſterr. 5 FL. €. M. Größere Konſu⸗ 
menten erhalten 5, 7'/, und 10 pCt. Rabatt, 

Die Zahl der Öffentlichen Flammen betrug Ende 1856 5640 und am Schluffe des Ber- 
waltungsjahres 1857 5982, 
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b. Außer eben erwähnter Gasanftalt befindet ſich mod eine foldhe in ber Vorſtadt 
Gaudenzborf. Diefelbe gehört der Öfterreihiichen Gas-Beleuhtungs-Altiengefellfchaft (feit 1856 
mit der deutſchen Kontinental » Gasgejellihaft affoeiirt) und bient vorläufig zur Beleuchtung 
einiger äußeren Borftäbte; bie Geſellſchaft ſteht jedoch wegen Erweiterung des Rohrſyſtems nach 
der Stabt ſelbſt, in Unterhandlung. 

Der Geſellſchaft ift das ausſchließliche Privilegium der Nöhrenlegung in dem Pfarrbe- 
zirfe Reindorf feitens des K. 8. Minifteriums auf die Daner von 12 Jahren, vom 23. Febr. 
1854 ab gerechnet, ertheilt worben. 

Das Gas wird aus Steinlohlen gewonnen. 

Die öffentlihe Straßenbeleuchtung gefhieht auf Grund eines mit filnf, zu obigem Pfarr- 
bezirke gebörigen BVBorftabtsgemeinben auf bie Zeit von 25 Jahren abgefhloffenen Pachtvertrages; 
nad Ablauf beffelben kann eine Prolongation von 5 zu 5 Jahren eintreten, erfolgt biefe aber 
nicht, fo find die Gemeinden verbunden, bie zur öffentlihen Beleuchtung dienenden Laternen, 
Kandelaber, Zweigröhre u. f. w. zum Schäyungsmwertbe zu übernehmen. 

Für eine halbnächtige Gasflamme von 5 Kbf. ſtündl. Konfumtion mit einer jährlichen 
Brennzeit von 2039%, Stunden werben 25 Fl. C. M. und für die ganznädtige Flamme mit 
3782Y. Stunde jährl. Brennzeit 50 Fl. C. M. bezahlt. 

Diefer Preis ermäßigt ih um 5 pCt. und 10 pCt. fofern der Preis für einen Gentner 
wiener Kohlen lo⸗o Wien auf 36 und refp. 30 Kr. B. 8. herabfinft. — Private zahlen pro 
1000 Kbf. engl. 4 Fl. 20 Kr. €, M. 

Im Yabre 1857 betrug die Probuftion 13,677,700 Kbf. und bie Flammenzahl am 
Jahresſchluſſe 2418. 


Würzburg. Die Anftalt it Eigenthum der Stabt. Das Gas wirb aus Kiefernholz 
bereitet. — 1000 Kbf. für bie öffentliche Beleuchtung koſten 4 FI. 

- Der Normalpreis für Private it 6 Fl. pro 1000 Kbf. bair. — Das Baulapital betrug 
Ende 1856 284,000 Fl. das Betriebslapital 30,000 5. — Im Jahre 1856 wurden 10 Mill. 
Kubilfuß probucirt. 

Am Schluffe deffelden waren 4208 Privatflammen und 489 öffentl., zufammen 4697 
Flammen vorhanden. 

Sittan. Die Anflalt warb (1857) aus fläbtifchen Mitteln erbaut. Das Gas wirb aus 
Steinlohlen bereitet. 

Private zahlen pro 1000 Kubifuh fühl. 2 Thlr. 20 Sgr., 2 Thlr. 10 Sgr. und ale 
niebrigfien Preis 2 Thlr.; der letstere Preis gilt auch für bie Öffentl. Gebäude, — Das Anlage 
Kapital follte nach den Anſchlägen 80,000 Thlr. betragen. 

Zwickau. Die Anftalt gehört dem „Gasbeleuchtungs-Berein filr die Stadt Zwidan.‘ 
Das Gas wird aus Steinlohlen erzeugt. 

Die öffentlihen Straßenflammen konfumiren pro Flamme und Stunde 49. Kubi. engl. 
1000 Kbf. engl. zur öffentlichen Beleuchtung koſten 22, Thlr. 

Private zahlen pro 1000 Kbf. engi. als Normalpreis 3 Thlr. und erhalten bei einer 
Konfjumtion von 350,000 Kbf. 10 pCt. Rabatt. - 

Das Kapital beträgt 50,000 The. — Im Jahre 1856 wurden 3 Millionen Kubitfuß 
engl. probigirt. 
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Zabellarifche Meberficht der Normalpreife des Privatgafes. 
1000 Kbf. engliſch 915,. Kbf. preußiſch, 

1246, Sof. fächftich, 

EI, Kbf. öſterreichiſch, 
1138,,, Kbf. bairiſch, 
1136,,, Kbf. hannöveriſch, 
1048,. Kbf. badiſch, 
1190,., Kbf. meklenburgiſch, 
1203, Kbf. holſteiniſch, 
11%, Kbf. fonderspäufifch, 
1189,06 Kbf. kurheſſiſch, 
1228,1 Kbf. heſſenhomburg., 
" " „ = 1203,,; Kbf. hamburgiſch, 
1109,0 Kbf. lübiſch, 

28,33 Kubilmeter franzöftich. 
Anmerkung. Die Namen der Städte, deren Anftalten nah Ablauf ber Kontraktzeit un— 
entgeltlih am bie betreffende Stabtgemeinbe übergehen, find mit gefperrter 
Schrift gebrudt. 


Te a a 


- 
- 
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- 
- 








Preis bes Privatgajes. 
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Material, 

| aus welchem das 
Nah dem kontraktlichen Maaß und der fund preus. Batutal Gas gewonnen 
wird, 












” * vf. 
Altenbur 1000 Kbf. ſächſ. 2 Thlr. 16 Sgr. 3 | 4 | 9 | Steinkohlen, 
Aſchaffenburg „ engl. 5 Fl. 48 Kr. 3 9| 5 do. 
Altona a bambtrg. 2 Thlr. 64 Sci. 2 | 12| 2 bo. 
Annaberg „ fühl. 3 Thlr. 10 Sur. 4 4| 8] Holy. 
Anclam breuß. 3 Thir. 10 Pi. 2/23 | 2] Steinkopien. 
Anden „engl ir, 15 Sar. 21151 — bo. 
Bodum » preuf. 2 Thlr. 20 Sr. 2/13| 3 bo. 
Bonn * „ 8 Xble, 2125 bo. 
Barmen * 2Thlrx. 9 Sgr. 3i—|8 bo. 
Bresian engl. 3 Thle. 5 Ser. 3| 5/—| m. 
Brieg „ preanß. 2 Thlr. 25 Sgr. 2 17! bo. 
Bielefeld “ „ 3 Thir. 10 Sgr. 3.11 7 bo. 
Baben „boadiſch 6 Fl. 27 Mr. in maximo| 3 1 | _ ,» 
Bremen „engl. 4 Thir. Gold 4 12 — | Eteintohlen, Harz 
| und Gastheer. 
Bingen 5 BR $ 4 — — | Steinlohlen, 
Bayreuth „boairiſch 6 Fl. 83|127| 2 0 
Bi „ engl. > 2135| 9 ni 
Braunſchweig A „ 5 The. 5 — — Ps * Harz 
un " 

Berlin 1. — „ 1 Thle. 20 Egr. 1/20 — | Steintohlen, 

U. PR „1 Thle. 17%, Sgr. 1117i 6 bo. 

55 preuß. 3 Thir, 212215 bo. 

Crimmitſchau „ engl. 2 Thlr. 20 Ser. 2 20 — bo. 
Ein ” preuß. 2 Thlr. 27 Sgr. 2119| 8 do. 
Earlerube „ engl. 5 Fl. 36 Kr. 31.6 — bo. 
Celle n bannöverih 2 Thlr. 10 Egr. 2/19 6 do, 
Eoblenz »" preuß. 3 Thlr. 20 Ser. 3.10: 9) Steintohlen unb 


Koblenharz. 






Breis des Beivatgale:; Material, 


aus welchem das 
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uf 1000 Kbf.engl 











Anfalt. 
r Nach dem kontraltlichen Maaf umd der fm preus Batctafl Gas gewonnen 
lanbesüblihen Währung. rebugirt. wird. 
Thir. fg. pi. 
1000 Rbf. ſachſ. 3 Thlr. 3,22 | 3] Steintohfen. 
77 engl. 2 — J— — bo. 
* * T. Ver Yen bo. 
„ preuß. 6 Thir. 28 Sr. 4 pi] 6 | 10/10] Steintoplen und 
engl. 7 Fl 4 ö 57 
if) . . Br I Di}. 
6. 2 Thlt. 15 Ser 2 8,8 Stelttohfen. 
" ſächſ. 2 Thlr. 20 Sur. 3 9 9 bo. 
. 2 Thlr. 15 Ser. 3| 3| 8 bo, 
„ preufl. 2 Thlr. 15 Egr. 2| 8| 8 bo. 
" „3 Thlr. 15 Ser. 3 |6| 2 bo, 
„engl. 3 Thlr. 3 Ih do, 
r " 3 Thlr. Abe bo. 
„ uf. 2 a 15 Sr. 28/8 do. 
fü „ 2 Thlr. 18 Ser. 2; 11) 4 bo. 
u boiflein. 3 Thlr. R. M. 2 213 do, 
r preuß. 3 Thlr. 2 | 22 5 do. 
I „ 2 Thlr. 15 Ser. 2| 8) 8| Hof. 
„engl. 3 Thir. 20 Ser. s 2 | = Steinkohlen. 
" " . bo. 
" " 7 IH 30 Kr. 4 8 7 bo. 
5 „118. 6 8) 7] Del und Hay. 
preuß. 2 Thlr. 15 Ser. 2| 8) 8] Steintohlen. 
„engl. 6 Fl. 3/12 1 bo. 
Slogan „  preufl. 3 Tl. 2|22 7 
Gro » Jjädf. 2 Ihlr. 20 Sgr. 8 91.9 bo. 
Glauchau „engl. 2 Thir. 25 Spr. 2|%[| 5 do. 
Güftrow „ bamb, 3 Thlr. 3,18) 3 F 
Göriig „.  preuß. 2 Thle. 20 Ger. 2133 do. 
u K000i Hüti. 3 ct 25 > 
1 ſächſ. — do. 
Gotha © „ 2 Thlr. 15 Ser. 8| 3| 8 be 
Glüdftabt „ bolftein. 2 The. 7 Sg. 6 Pi] 2121| 3 de. 
kt preuß. 3 Thlr. 2235 do. 
a. d. € — 2Tblr. 20 Ser 2,133 do. 
„engl. 7 BL. 30 Mr. % B| 7 do. 
amburg „ bamb. 5 M. 7 Schl. Eonrant | 220 10 bo. 
» banndv, 2 Thlr. 2|8 2 bo. 
Deilbrom: „gl. TH. 4 — — bo. 
Deidelberg — „ 4 51. 30 ar 2117, 3 F 
domburgm.d.Göhe| „, ehſenheme 13 Fl. 30 Kr 9,14, 3] Der. 
De u r. 5 Fl. 30 Kr. 3 17 5| Steinfohlen. 
dannove Bu 2 Sue. 20 Be 1120| — bo. 
» bolftein. 3 Thlr. R. M. 221 3 do. 
berg i. Pl ,„  preuß, 2 Thle. 5 Sg. 6 Bi. | 21 — | — bo, 
Kiel a hamb. ee h [RM 5| n | ri do. 
Kaſſel r turbef r. r. | bo. 
Ludenwalbe 2 ei Thlr. °s 92| 5 do. 
Liegnit „ " 3 Thlr. 2| 22 | 5 bo. 
Lüdenfheid “ „ 8 Thle. 5 ESgr. 2137| 1 bo. 
Leipzig „fühl. 3 Thir. 3122| 3 bo. 
Lennep bpreuß. 2 Thir. 20 Ser. 2118! 8 bo. 
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Ludwigsburg 
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db. Ru 
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Mäplpeim a, Rhein 
Minden 
Mannheim 
Mainz 
Münfter 
Magdeburg 
Münden 
Norbhbanfen 
Neuß 


Biochem 
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Roftod 
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Sonbershaufen 
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Wiesbaden 
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Wismar 
Wien J. 
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Wilrzburg 
ittau 
wiclau 


Beeisı bes van. Br 





Nach dem kontraftlihen Maaf und ber 


lanbesüblihen Währumg. 


1000 Kbf. lubiſch 2 Thlr. preuf. 
ſächſ. 3 Thlr. 


Hoffen — 10 
olftein. 
preuß. 2 Thlx. 15 


„ 3 Thlr. 5 Ser. 
„ 4 Thlr, 24 Sgr. 
engl. 5 81. 


preufi. a 
engl. e Thlr. 15 Sgr. 


a 2 Sitberpf. 
6 Fl. 30 fr. 

2 Thlr. 15 Sr. 
preuß. 2 Thle. 20 Sgr. 
ſächſ. 3 Thlr. 
preuß. 3 Thlr. 5 Sgr. 
wiener 5 Fl. 30 Kr. €. M. 
engl. 6 #1. 
preuß. 3 Thlr. 

„ 2 Zhlr. 15 


preuß. 2 Thir. 22 
fonbershauf. 4 Thlr. 
preuß. 3 Thlr. 

engl. 3 Thlr. 

preuß. 3 hir. 20 Ser. 
engl. 6 Fl. 


— 2 Thlr. 16 Gr. mellb. 


preuß. 8 Thlr, 
„» 2 The. 5 Sur. 6 Bf. 
m: og 10 Sgr. 


ſachſ. 3 Thir 











uf 1000 Kbf.engi 
und preuß Balı 
redugiri. 
Tbir, of, 
2 61% 
8 2%2| 3 
4 — — 
2 24|3 
21818 
2/71 
41111 
2 25|9 
2123519 
2215 
2115| — 
3 12/10 
u 1, 
2125 
a — | 
8314| 8 
2123| 4 
83/215 
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Bericht über die Berwaltung und den Stand ber Gemeindeiingelegenbeiten in der 
Stadt Stettin pro 1857. 
Sr Schluß.) 

V. Beuerverfigerungs-Berwaltung und bie Siherheits-Deputatiom. 

Nach dem beflehenben Reglement iſt die Stabt im ſich gegem Feuerſchaden verſichert, und 
müflen die innerhalb ber Stadt belegenen Häufer zwaugsweiſe der ſtädtiſchen Feuer-Sozietät 
beitreten. An Beiträgen find im dieſem Jahre 2 Gyr. pro Jahr und 100 Thlr. bes Berſiche⸗ 
rungswerthes ausgeſchrieben worben ;, die Einnahme daraus hat 8588 Thlr. 4 Ser. 9 Bf. 
gewährt. 


Die Bergütigung für bie ſtatigehabten 10 Feuerſchäden, ſowie an Feuerlöſchloſten, zu 
welchen letzteren nach der befiehenden Löſchordnung die Kämmerei bie Hälfte beiträgt, bat bie 
Summe von 6985 Thlr. 3 Sgr. 3 Pf. erfordert. An Prämien, Verwaltungs. und Reben- 
foflen find 808 Tple. 20 Sgr. 4 Pf. zu entrichten gewejen. Die Geſammtſumme ber Berfiche- 
rung iſt am Schluffe des Jahres 1857 von 12,631,000 Thlr. auf 13,190,673 Thlr. geftiegen. 
Der Refervefonds betrug am Schluffe des Jahres 1857 10,000 Thlr. Auf Beranlaffung ber 
Königl: Poligei-Direltion Hat am 30. September 1857 eine Revifion ber hiefigen Feuerlöſch- 
geräthe durch ben aus Berlin hierher eingeladenen Branddirektor Scabell fattgefunden. Das 
Refultat der Befihtigungen und Proben fiel in jeder Beziehung befriebigenb aus, und warb 
bie Anerfennung beffen von Herrn Scabell ſowohl in Bezug auf die Zahl, als auch auf Die 
Beſchaffenheit der Löihutenfilien unbedingt ausgeſprochen. Inzwiſchen ift mit ber Entwerfung 
ber Iuftenktionen für den Feuerdienſt ber Einwohner beim großen Feuerlärm auf Grund bes 
betreffenden Statuts vorgegangen. 

VI. Berwaltung des Servis- und Eimguartierungs-Wefens, 

Im Jahre 1857 find die ausgeſchriebenen Ausıniethungskoftenbeträge mit 23,277 Thlr. 
11 Sr. gezahlt. Die monatlichen Beiträge mit 6 Pf. von 100 Thlr. bes Zarwertbes haben 
fi im Laufe des Jahres 1857 durch neue Bauanlagen um 70 Thlr. 25 Sr. 6 Pf. erhöht 
umb betritgen 2008 Thlr. 26 Sgr. 6 Pf. An Militaire, welche einſchließlich ber Feldwebel 
und von dieſen abwärts gegen einen beſtimmten Zuſchuß ſelbſt für ihre Quartiere geſorgt haben, 
find 5581 Thlt. 7 Pf. gezahlt worden. Selbſtmiether waren 100 Feldwebel, Fühnriche und 
Schreiber, 269 Unteroffiziere, 19 Hantboiften, 6 Bombardiere, 6 Gemeine. An Selbfimiethen 
und Ausmiethungstoften inf. 385 Thlr. 18 Sgr. für Stallungen und an Koflen der Berwal- 
tung find überhaupt 39,182 Thlr. 7 Sgr. 9 Pf. gezahlt worden, b. i. 1083 Thlr. 10 Ser. 
5 Pf. weniger, als im Jahre 1856. — Zur Dedung ber für- bie Unterbringung bes Militaire 
effektiv aufgewenbeten 89,513 Thlr. 16 Sgr. 5 Pf. find 12,574 Thlr. 28 Sr. 1 Pf. bonifi- 
zirt worden und mußten daher 26,988 Thlr. 23 Sgr. 4 Pf. von den Hausbefigern zugefchoffen 
werben ; burch die 12 monatlichen einfachen Beträge find 23,277 Thlr. 11 Sgr. aufgelommen 
und mußten deshalb von bem bie Summe von 7751 Thlr. 10 Sgr. betragenden Beſtande 
3661 Thlr. 12 Sgr. 4 Pf. entnommen werben. 

VD. Die Delonomie-Deputation. 
1, Forfvermwaltung. 

Das Areal ber Forft beträgt 8264 Morgen 119 Q.⸗NR. Die Einmahmen bei der Forſt⸗ 

kaſſe betrugen 4273 Thle. 13 Sgr. 10 Pf., die Ausgaben dagegen 4280 Thlr. 18 Sgr. 7 Pf., 


es blieb jomit ein baarer Ueberfhuß von - . . 2 2 2 0. 292 „ 8 „ du 
hierzu tritt: 
a) ba nach dem Rathsholzhof verichaffte und im Walde 
abgegebene Öl > 2 en HN. Um dm 
b) das unberechnete Deputatholz des Forſtperſonals mit . 201 „ * J J— 


©) bie Forſtnebennutzungee. 7167 „ 
&s ergieht fi mithin eine Beutto-Einnahme von 19,658 Ehe, 25 Sgr. 8 W- 
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aus ben orten, von welcher abgehen: — 
a) die Gehälter der Beamten . 2065 Thlr. 11 Spr. 4 Bf. 
b) Fuhrlöhne für Reiien. . . Biy— — 
o) Feuerverſicherung ». 0. WM. 3— 





2,104 Thlr. 14 Sgr. 4 Pi. 

Es bleibt mithin ein Netto-Ertrag von . . . 0. + 11,554 Ele. 11 Sı.4PM 
für 8264%, Morgen, macht pro Morgen : Thlr. 11 Sgr. 11 Pf. 
während im Jahre 1856 nr. . . » . 64 
Ertrag geweſen find; das Mehr von .. — 2 5 „ 
pro Morgen hat in dem günftigen Holgverkänfelt feinen Sram. 

2. Die Torfſtich Verwaltung. 

Im Jahre 1857 fand folgender Betrieb ftatt: 

a) Einnahme für verkaufte 525,300 Mille Torf pro 1856 885 Thlr. 26 Sgr. 3 Pf. 

b) — a. ER „u ar rn, a. 9. 

c) Nebeneinnahme für Miethe und Landpaht . . . . » %6 „19. — u 

in Summa Ir, gt. . 

wogegen bad Stehen, Umfegen, Trodnen, Planiren der Untergrünbe 
und die Anfuhren bis zu dem Ablagen ac. ıc. kofteten. . . ». . 902 „ 5 „ 8 ,„ 
ber Torfftich lieferte daher baar ab 1831 Thlr. — Sgr. 10 Bf. 
hierzu tritt der Werth des jelbftbezogenen Torfes und an Deputat mit 1726 „ — „6 „ 
macht Brutto-Gewinn 3557 Thlr. 1 Sgr. 4 Pf. 

Hiervon gehen ab, an Zinfen des Anlagelapitals, für Feuer- 
verfiherumgen und an Gehälter . «2. 2 2 000... 662 „ 1, 

uud bleibt jomit ein Heinertrag — Ele Bar TH 
3, Die Wieſennutzungen. 

Die Grunbfläde ber re. beträgt 6506 M. 136%, D,-R., welde einen. Badıt- 
ertrag dp . . » Eee ae a  n + 33,96 Thlr. 17 Sgr. 7 Bf. 
brachten. Davon schen ab: 

a) für Bermeffungen . . . 312 Thle. 8 Sgr. 10 Pf. 

b) Reifen und Ausrufergebühreen 26 „ 12 „ — u 

e) Entihädigung für abgetre- 

tene WlÄHER > =: ai. 0 26, 8 

d) für Meliorationen .. . . 2062 „ 17 „u 3 „ 

2,450 „ 4 %. 
blieben . . Ir. 7 
und lieferte der Morgen fomit einen Netto-Ertrag von 3 Thlr. 9', Sat, 


4. Die Robrnugungen braten 1171 Thlr. 15 Sgr. ein. 
5. Die Korbweidennußung. 


Für 106 M. 113 Q.R. famen . . . 15602 Thle. — Ser. — Pi. 
Weidenpächte ein. Die Ausgaben int, ver Binfen des Anlage-Ra- 
pitald beugen 200. „39 


es bleibt * ein — von 18 — m * 
oder pro Morgen 4 Thlr. 18 Sgr. 9 Pf. 
6. Die Holzhofs-Berwaltung bradte . . » 


wogegen bie Ausgaben betrugen . . ».. . — v Ba 
"mitgin —— 


Bei 15%, Morgen Geſammtfläche des Hofes, bringt der Morgen 176 Thlr. 25 Sgr. 
10 Pf. Ertrag. 


— 


7. Berſchiedene Berwaltungenoſtizen. 


— 
* 


1. für Pflaſterungen wurden überhaut ... 11,325 Thlr. 12 Sgr. I Pf. 
verausgabt, hierzu treten bie Koften ber Reparaturen mit. . 1,052 „ 21 „ 4, 
2. für Gebäube-Reparaturen find verwendet . - 2 2 2.» 800 „ 1. —„ 
3. bie Brüden- Reparaturen Er er .. 291.80. 6 " 
U EEE une ee el re nr" Wen} re 
A 628. en an ehe 137 „4 „ 6, 
6 bie Mangebuben - 2 2 22 22 —— 6 
T, die Ladepontons ee —— 386 u Bi 
8 Die Bagpenengen — re een ar BE — 
9. die Imflandpaltung der Fußwege, Wege und Allen. . . . 15090 „8 „ 9 * 
10. die Kanäle und Rinnſteinbrücken. 2 20. IE „ Bu, 
I. ie ai ee iR u Bi. 3 


12. für die Befeitigung von Borbauten find gezahlt. - - » -» 99 „ 
VOL Die Berwaltung der Sparlaffe. 
1. Das Guthaben ber Sparkaffen-Intereffenten beträgt ult. 1857 808,777 Thlr. — Sgr. 1 Pf. 


2 
- 

- 

- 


se A Aa ai a ar 783,715 „ © “ 
bat alfo einen Zufchuß erhalten von 75,061 Thlr. 35 Sar. 8Pf. 
Es find nämlich: 

* 332,555 Thlr. 4Sgr. 8Pf. 
an nicht abgehobenen den — ti zu⸗ 
—— 

349,040 Thlr. S TH 
Dagegen find im Ganzen zurüdgegahlt . » » ». » ME „9. 3, 


fo daß bleiben 75,061 Zhlr. 25 Sgr. 8 Pr. 


2. Das Guthaben ber Iutereffenten vertheilt fich auf 15,124 Konti unb zwar wie folgt: 
3780 Sparkaffenbücher bis int. 20 Thlr. 


3775 . „nn  21-— 50 Chir. 

4483 A „nn DBI-10 „ 

3036 ” [7 " 101—200 ‚r 
50 „ von mehr ale 200 Thfr. 


3, Am Schluſſe des Jahres 1856 hat ber Reſervefond betragen 71,543 Thlr. 8 Sgr. 2 Pf. 
Derjelbe beträgt uit. 1857 78,892 The. 19 Sgr. 9 Pf. und berechnet ſich wie folgt: 
an Zinfen find eingelommen - » » 2 2 2 200. 38,117 The. 4 Sr. em 
babon geben ab von gezahlten und reſp. zugefchriebenen Zinfen 27,048 „ 22 „ 
fo daß blieben als Ueberſchuß 11 ‚068 Thlr. 11 Sgr. — 
Davon gehen ab: 


a, bie Berwaltungsloften mit. . . . 2319 Thlr. 3 Pf. 
b. als ser zu den Koften bes Baues 
des Waiſenhauſes gezahlt. . . . 1000 „, 
e. desgl. an bie Kaffe * — ä 
d. desgl Er, Kaffe bes % »(8 Mir 
an e W 4 
vr ie Ra ve ber gi b Se 
e. an bie e nber-Be- 


f. desgl. an * "Blinden-Infiitat . 





4,219 Thlr. — Sgr. 3 Pf. 


fo daß blieben * er * 3 4 n hie 


BERRE 3000». > ee 
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4. Die Altiva der Sparkaffe betragen alt. 1867 887,516 Thlr. 20 Sgr. Dieſe beſtehen: 

1) in Sopothelen:Kapitalien 723,426 Thlr. 20 Sgr., 2) im fpezielles Unterpfand ausgelie · 
ben 134,800 Thir., 3) in Stabtobligationen 28,600 Thlr., 4) bei ber ritterjchaftlichen Baul 500 
Thlr., 5) an Borſchüſſen 190 Thlr. 

IX. Die Berwaltung ber ſtädt. Gasbereitungs- Anftalt. 

Die Gaskouſumtion if im Jahre 1857. auf den Gejammtbetrag von 28,956,470 Kubf,, 
alfo gegen das Jahr 1856 um 2,731,000. Kbf. geftiegen, wovon 382,000. Kbf. auf bie ver⸗ 
mebrte Straßenbeleuchtung fallen. An Koals find 1600 Laſt, an Theer 1100 Tonnen verlauft 
worben. ‚Die Zahl der öffentlichen Straßenlaternen betrug 572, die Zahl der Privat-Straßen- 
faternen 117, und der anderweiten Brivatflammen 8770 Stüd. Der Reingewinn beteng nad 


11 Sgr. 2 Pf. — 
X. Das ſtädtiſche Leihamt. 

Der Geſammtbetrag des ausgeliehenen Pfand-Kapitals iſt im Jahre 1857 gegen das 
Jahr 1856 von 109,984 Thlr. auf 107,683 Thlr. 5 Sgr. gefallen. Am Schluſſe des Jahres 
1856 betrug das ausftehende Reſt ⸗Pfand ⸗Kapital 53,568 Thlr. 5 Sgr., ult. 1857 dagegen be» 
läuft es ſich auf 56,982 Thlr. 10 Sgr., alfo mehr 3414 Thlr. 5 Ser. 

An Zinfen waren 1856 eingelommen 8061 Thlr. 11 Sgr. 1 Pf., dagegen 1857 7628 
Thlr. 9 Sur. 2 Pf. alſo weniger 433 Thlr. 1 Sgr. 11 Pf. Das Jahr 1856 wies einen 
Gewinn nah don 623 Thlr. 11 Sgr. 7 Pf. das Jahr 1857 ergiebt einen Gewinn von 706 
Thlr. 3 Sgr. 5 Pf., alfo mehr 82 Thlt. 21 Sgr. 10 Pf. Die Berwaltungstoften betrugen 
1856 5036 Thlr. 1 Sgr. 11 Pf., dagegen 1857 5104 Thle. 26 Sgr., aljo mehr 68 Thlr. 
24 Sur. 1 Pf. 





III. 
Monats- Chronik. 





Königreich Preußen. 
a. Of- und Weflpreußen. 


Königsberg im Dezember. An die Stabtverorbneten hatte im ihrer Sitzung bom 
30, v. M. ber Polizeipräfident Maurach ein Schreiben gerichtet, durch welches er die Mitglieder 
berfelben einladet, Kenntniß zu nehmen von ber in unferer Stabt gegemwärtig bereits einge- 
führten electromagnetifhen Telegraphenverbindbung, zu deren Einrichtung die Stabt nichts 
berzugeben braudt, ba es dem WPolizeipräfidenten gelungen ift, die Koften anderweitig zu 
beftreiten, während ber Stabt der Nuten geſchafft wird, daß durch fie eine Vergrößerung ber 
Feuerwehr umgangen worben ifl. — Auf bie Beichwerbe der bei der Sadheimer Elementarſchule 
angeftellten Lehrer Schaninsland und Thier, daß ihmen noch nicht das geſetzmäßige Gehalt 
gezahlt werde, wurde wohl dem Antrage Folge gegeben, doch weigerte fi der Magiftrat, bie 
erforberlichen Zufchüffe auch noch für bie vergangene Zeit zablen zu laffen. Während der des⸗ 
halb objhwebenden Berhandlungen ging die 2, Klaſſe bei biefer Schule wegen des geringen 
Beſuchs ein und damit wurbe Hr. Thier auch an eine andere Schule verſetzt. Nunmehr hat 
aber das lün. Minifterinm endgültig entjchieven, baf ben Hrn. Schauinsland und Thier auch 
für die frühere Zeit, wo fie ſich noch nicht im Genufje des vollen Gehaltes befanden, die feh— 
(enden Beträge nachgezahlt werben follen, und zwar für bie Zeit vom 1. Olt. 1856 bie nit. 
1857. Danach trifft auf Schauinsland ein Betrag von 110 Thlr. 28 Sgr. 4 Pf. und auf 
Thier 115 Thlr. 26 Sgr. 8 Pf. Der Magiſtrat beantragt bei ber Verjammlung die Summe 
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von zuſammen 226 Thlr. 25 Gr. zur Auszahlung zu genehmigen, welche unter den obwal⸗ 
tenden Umſtänden bem Antrage Folge geben muß, — Bei bem zur Mitvollziehung vorgelegten 
Etats pro 1859 bis 1861 erfahren wir unter Anderm: daß ber Etat beim Arbeitshansfond mit 
eines Einnahme von 818 Thlr. und einer Ausgabe von 6037 Thlr. abjchlieft, Der Etat für 
ben Fond der Brtlichen Polizei-Berwaltung weiſet für die Feuerwehr eine Ausgabe von jährlich 
16500 Thle. nah, mit dem Bemerlen, dah bie Ansgabe aber auch 2000 Thlr. jährlich mehr 
amuſchlagen fei, weil bie Koften der file bie Feuerwehr augeſchafften 8 Pferde mit 2 Bebie 
nungemannihaften auf den Etat für Straßenreinigung nachgewiefen werben. Bei der Reviſion 
ven Stadt + Hauptlaffe auı 16. November wurbe ein Beftand von 63,175 Thlr. 19 Sgr. 6 Pf, 

vorgefunben, bei ber des Leihamtes betrug folder 927 Thlr, 9 Sgr. 3 Pf. Es ftanden auf 

Pländer aus: 58,575 Thies, im vorigen Monat 58,562 Thlr., alfo jet mur 13 Thlr. mehr, 

Bei der Sparlaſſe ermittelte fih’s, daß im Laufe bes Monats am neuen Einlagen 6400 Thlr, 

29 Sgr. gemacht worben waren, dagegen wurben nur ausgezahlt 3678 Thlr. 28 Ser, 5 Pf, 


Tanzig, 1. Dezbr. Im der geftrigen Situng der Stabtverorbneten gab Oberbitrgermeifter 
Groddeck eine Berihterflattung ber ftäbtifhen Verwaltung, melde fowohl für 1857 ein fehr 
günftiges Reſultat Tieferte, wie auch file 1858 einen nicht umbebentenden Kafjenbeftand in Aus- 
fit ſtellte und eine Ueberficht des Etats pro 1859. — Auf die Interpellation des Stabtver- 
orbneten Jebens: welches die Motive wären, baf bie Abfchrift der Mevifionsbelrete bes fläbti- 
ſchen Lazareihs nah einem Berlauf von 7 Wochen noch immer nicht der Berfammfung zu 
Geſicht gekommen, theilte Oberbürgermeifter Grobbed den Beſchluß bes Collegit mit: "bie 
Deksete erfi den Vorflehern der Anſtalt zur Prüfung zu übergeben; doch wäre bie Antwort 
berfelben bereits eingetroffen, umb es werde der Berfammlung wahrſcheinlich ſchon in nächſter 
Sitzung eine Abſchrift vorgelegt werden. — Im der Tagesorduung flellte bei Gelegenheit ber 
Mittyeilungen über die letzten Stabtverorbnieten - Wahlen Stabtverorbneter Jebens an ben 
Magiftrats - Commiffarius die Imterpellation: ob der nengewählte Stabtverorbuete Oberlehrer 
Tröger al® Lehrer, der aus ber Kämmereikaſſe fein Gehalt bezöge, Überhaupt in ihrer Mitte 
figen dürfe, da dieſes doch Herru Direktor Löſchin vor mehreren Jahren verweigert wäre. 
Oberblirgermeifter Grobbed gab an Stelle des Interpellirten eime Erklärung dahin ab: daß 
feüher die Gemeindeorbnung von 1850 maßgebend geweſen wäre; biefe habe inzwiſchen ihre 
Kraft verloren, und die neue Stäbteorbnung, welche am ihre Stelle getreten, ſchließe nur Ma» 
giftratsbeamte, Geiſtliche, Kirchenbiener und Elementarlehrer von der Wahl zu Stabtverorbneten, 

a Lehrer am Höheren Anftalten nur von der Wahl zu Magiftcats + Mitgliedern aus. — 

Er des Penfions-Gefucdhes eines Kottmeifters ftellte Stabtverorbneter Jebens ben 

x Magiftrat wolle fih ausſprechen, welche Beamte eigentlich penfionsberedhtigt wären, 

demfelben Grunde, wie biefer Rottmeifter, mit einem monatlichen Gehalte von circa 
— jeder Nachtwächter ꝛc. mit einem ſolchen Geſuche kommen könnte. — Die vom 

Re Bervilligung von 2000 Thler. zur Neorganifation umferer Feuerwehr wurde 
von En — Mit dieſem Betrage ſollen zunächft 2 Oberfenermänner und 
er deren Tüchtigleit Branbinfpeltor Müller erfannt hat, unter ben 
——— wie dort eugagirt, ein Ererzierplag anf dem Stabtgofe zum ſofortigen 












* hergeſtellt und mit dem Ausbau des Thurmes auf dem Stadthoſe zur Feuerwache 


© rn 2 


werben, 

— Euing im Dezember. Die Stadtverordneten ⸗ Verſammlung erklärte ſich in ihrer Sitzung 
am 3, b. M., worin 48 Mitglieder zugegen waren, dem Autrage des Curatoriums der Gasanſtalt gemäß 
mit der projektirten Bauauoführung einverſtanden und ſteilt dem Curatorium ben verauſchlagten 
oftenbetrag vom 87,660 This, zur Dispoſition. Bon dem Bau-Etat pro 1859, ver auf Höhe 
von 16,194 Thlr. 4 Sgr. 9 Pf. beantragt if, ſetzte bie Verſammlung zufammen 1934 Zilk, 
8 Sgr ab, Gleichzeitig beihloß die Verfammlung, daß die Spaxlafie, — 
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viele Kräfte der fläbtifchen Beamten beanſpruche, vom 1. Januar 1869 ab jährlich 1200 Tor. 
ftatt der bisherigen 800 Thlr. zur Kämmereilaſſe zuſchießen foll. 

Aus Ereupburg im Anfang Dezember wird der Königsberger Zeitung gemeldet: Der 
am 5. Auguft gewählte Bürgermeifter ift von ber Töniglihen Regierung nicht beftätigt worden, 
weil er vor der Wahl eine notarielle Erklärung abgegeben batte, daß er ſich mit einem’ gerin⸗ 
geren als bem von ber hohen Auffichtsbehörbe feſigeſetzten Einfommen begnügen wolle. Dieſe 
Berfagung hatte die Stabtverorbneten gegen den Magiftrat um fo mehr eingenommen, als auch 
die von jenen gegen biefen erhobene Beſchwerden über nach ihrer Anficht unbefugte 
Ausführungen abgewiefen waren umb ein im Departement als vereinzelt baftehender Fall war 
die Folge dabon. Am 7. Oftober fand nämlich eine gewöhnliche Stadtverordneten. Sitzung ftatt, 
aus welcher ber vom Magiſtrat deputirte Kommiffarius, ein geachteter Kaufmann, als er ſich 
flükend anf das Geſetz ber Aufforberumg des Vorſtehers, die beginnende Geheimfigung zu ver» 
laſſen nicht fügte, ausgechloffen wurde. Im Folge einer Seitens des Magiſtrats darauf 
erhobenen Beſchwerde fandte die königliche Regierung einen Kommiſſarius zur Feſtſtellung des 
Thatbeſtandes her und werben wir vom Ausgang biefer noch ſchwebeuden Sache fpäter Mit- 
theilung machen. Das Berhältniß ber beiden Stadtbehörben zu einander iſt durch irrige Inter- 
pretation des Geſetzes im eime falſche Lage gelommen, der von der fgl. Regierung hergeſchidie 
interimiſſiſche Bürgermeiſter verſuchte im Wege der Güte die Stadt-Maſchine in ben richtigen 
Gang zu bringen, aber vergebens, Alles, was er im Einverſtändniß mit ben Magiftrats- Mit 
gliebern unternahm, fand au der Oppofition der Gegner Widerfland und aud bie Bemühungen 
der Erſteren, denjelben ber Stadt zu erhalten, waren ohne Erfolg. 

— n. — Zilfit, im Dezember, Nachdem die Eiſenbahn von Königsberg nach Eyb- 
tuhnen fi der Vollendung nähert, hat bie Gumbinner Regierung den Erbau einer Zweigbahn 
von Imfterburg nah Tilfit mit vielem Sutereffe in die Hand genommen und bie Magiflräte 
und kaufmännifhen Corporationen zu Tilfit und Memel aufgefordert, geeignete Schritte deshalb 
zu thun. Soweit wir hören, wird feine dieſer Corporationen und Gemeinden verfehlen, die 
Sache nad Kräften zu unterftügen, und alle zu Gebote ftchenden Opfer deshalb zu bringen, 
Diefe Frage und die fo dringend gewünſchte Vertiefung ber Memel und deren Arme, Ruß nnd 
Gilge, beihäftigen lebhaft unfere Stadtverorbneten» Berjammlung. Dabei hat bie Gemohnpeit 
berfelben, dergleichen wichtige ober dringende Gegenflände vor der Tagesorbnung zu behandeln, 
ber Königlichen Regierung zu einer Rige Veranlaffung gegeben, indem nad Anficht ber Legtern 
die Gegenftände, welche in ben Stabtverorbneten » Sigungen zur Verhandlung kommen, gemäß 
$. 40, der Stäbteorbnung flets vorher veröffentlicht werben jollen. Der gewählte und beflätigte 
Landrath bes hiefigen Kreifes, Schlenther, wurbe vor Kurzem in Gegenwart mehrerer Verwal. 
tungsbeamten und Magiſtratsmitglieder in fein Amt feierlihft eingeführt. Auf Beſchluß ber 
Communalbehörden ift jetzt auch bie Mage gegen Fiekus wegen Uebernahme ber Gehälter 
ber Polizeibeamten mit jährlih 2300 Thir., der Koften bes Bilrenus bes Polizei- 
anwalts und Erftattung bes für biefe Gegenflände bisher von der Commune Gezahlten mit 
circa 15000 Thalern eingeleitet, da es zu lange ſchien, erſt den definitiven Ausgang des jet 
vor dem Gerichtshof für Kompetenz Konflikte ſchwebenden gleihartigen und in erfter Inflan; 
gewonnenen Prozeſſes ber Stadt Halle abzuwarten. Mit Tiſſit if noch Halberftabt im gleicher 
Lage, welche Stabt, wie wir hören, demnächſt au ben Rechtoweg befcpreiten wird. Anfangs 
beabſichtigten bie Vertreter ber hiefigen Commune, auch die Uebernahme ber Gehälter ber Nacht- 
wädter und euerwehrmänner vom Fiskus zu verlangen, ließen dieſen Punkt aber fallen, 
nachdem der Magiftrat zu Berlin mitgetheilt, daß bort eine deshalb angeftellte Sage in ange- 
brachter Art in dritter Inflanz abgewiefen if. Ferner haben die biefigen Communalbehörben 
jetst definitiv 7500 Thlr. zum Durchbruch einer neuen und zur Verbreiterung einer beſtehenden 
Straße auf der Vorſtadt Freiheit an ber Stelle, am der im Auguft d. I. der große Brand 
ſtattfand, bewilligt; eine Ausgabe, die, wenn and für unfern Ort, beſonders unter ven jeigen, 
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durch ‚Danbelsftille und Konlurſe bezeichneten Zeitverhältniffen, ſchwer, doch gemacht werben 
muß, mn nicht durch Verſäumung bes burd den Braud gefchafienen günſtigen Zeitpunkts den 
Borwurf der, Nachwelt auf die jetzigen Vertreter der Commune zu laden. Nachdem die Kom- 
mune namhafte Ausgaben für das Feuerlöſchweſen durch Erridtung eines flependen Feuerlöſch- 
Corps mit Wache und 4 Pierden, Anſchaffung von 3 neuen großen Schlauchſpritzen u. f. w. 
getrieben; war im Berfolg vorbergegangener Gorresponbenz bie hier ſehr betbeiligte Nachen- 
Münchener Feuer · Berfiherungs-Gefelihaft aufgefordert, dazu einen Beitrag zu leiften. Diefelbe 
hat einen ſolchen aber ganz und gar abgelehnt. Da vielfach ber Mangel eines Diäten- und 
Reiſeloſten⸗ Regulativs für Communal- Dienftreifen empfunden wird, fo beſchloſſen bie biefigen 
Stabtverorbneten, bei allen Dienftzeifen außer den baar ausgelegten Fuhrkoſten 3 Thlr. tägliche 
Diäten ben betreffenden Perjönlicpleiten zu zahlen. Einen Antrag des Magiftrats auf Ablöfung 
mehrerer. der Commune zuftehenden Renten haben bie Stabtverorbueten abgelehnt. Da das 
Schulgeld in der biefigen höheren Bürgerſchule nicht mehr ansreichend erichien, fo wurbe 
beſchloſſen, daſſelbe zu erhöhen. Doch hat dieſer Beſchluß, foweit er aud bie ohnehin fehr 
ſparlich bejuchten oberen Klaſſen betrifft, lebhaft Oppofition hervorgerufen. Die Ablöſung des 
Herumtragens, des. Klingfädels in der hiefigen lutheriſchen Kirche und die Verpflichtung. fünmmt- 
licher Bürger der. Stadt dazu, wogegen fi die Königliche Regierung erllärt hat, wirb von ben 
biefigen Stabtverorbneten noch immer lebhaft betrieben. 


ce. Pommern. 


Stralfund, 1. Dezbr. Die Mitteilung ber „Pr. Correfp.” bemerkt, die in Stettin er- 
ſcheiuende „Nordd. Ztg.“, daß der Kamerarius Hagemeifter zum erflen Bürgermeifter der Stabt 
Stealfund ernannt fei, ift nicht lorrelt. Unſere ſtädtiſche Berfaffung kennt weder die Bezeich- 
mung eines erflen ober zweiten Bürgermeifters, noch das darin ausgefprochene Subordinations- 
verhäftmiß, fonbern beide Bürgermeifter fliehen in vollſter Parität neben einander und die ihnen 
zuflebenbe Geihäftsleitung im Rathe (das Wort) wechielt monatlich zwiſchen beiden. Nicht 
einmal das höhere Amtsalter giebt dem einen Bürgermeifter verfafjungsmäßig ein Uebergewicht 
über den anderen, und bem einzigften Unterſchied, welcher jenes begründet, if, daß mit ber 
Würbe des älteften Bürgermeifters gewiffe Ehrenämter, 3. ®. das des Protoſcholarchen bes 

ſiums verbunden find. Aelteſter Bürgermeifter unferer Stabt if aber gegenwärtig Dr. 

1820 zu Rath gewählt und 1841 in den Bürgermeifterftuhl getommen. 
0... Dee oben genannte Vürgermeifter Hagemeifter gehört einem der älteften Sunbifchen 
jter au, welches ſeit vollen 300 Jahren aus feiner Mitte nicht weniger als 17 Fami- 
Vienglieber hat in ben Kath Lommen- jehen, von denen mit Einſchluß des jegigen Bilrgermei- 
un ‚fieben mit der Bürgermeiflerwürde geihmüdt worben find. Der erfle Vürgermeifter 
efc 8. war es, welcher im Jahre 1616 den Vürgervertrag, das in ihren Grundzü- 
gen noch jest für unfere Stabt gültige Berfaffungsdolument unterzeichnete. 
0. Rügenwalde, 20. Dezbr. Es wurde früher mitgetheilt, daß der ehemalige VBürger- 
meiſter und, Synbilus Schille von hier zum Bürgermeiſter der Stabt Brieg erwählt fei. Es 
— bie Nachricht eingetroffen, daß Se. Koͤnigl. Hoheit, der Prinz⸗dtegent geruht habe, 
Baht wicht zu beftimmen. Weber die Wahl verlautet noch Nichts, 
* b. Poſen. 
a „ Bromberg, 18, Dezbr. Ju ber vorgefirigen Stabtverorbneten- Berfammlung wurbe 
Nat Sum Mean beige Reglement filr die Öffentlichen Packträger einftimmig genehmigt. 
‚Iuftitut. fol mit dem 1, Januar ins Leben treten. — Für das Reinigen der Schornfteine 
in ben Räl Anfalten wurden pro 1859 60 Thlr. bewilligt. Man fand jedoch dieſen 


Betrag, [0 wie, daß egegeld iu unferer Stabt überhaupt fehr hoch und erflärte bie Nieberlaf 
kn, bier (gegenwärtig haben wir beren zwei) um ber ri willen 
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file wlnſchenswerth. — Bisher wurden bie im hieſigen Stadtlazareth verſtorbenen Armen in 
einem fogenannten Naſenquetſcher““ auf einem offenen einſpännigen Fuhrwerle zum Kirchhofe 
gefahren. Seitens des evang. Oberlirchenrathes wurde an ben Konſ.-Rath Romberg das Er, 
ſuchen gerichtet, auf eine wilrbigere Beerbigungsweife hinzuwirlen. Der Magiftrat, bie Armen« 
direltion und aud die Finanzlommiffion fanden es gerechtfertigt und befürtworteten das Geſuch 
Die Berſammlung bewilligte bie Koften für einen Leihenwagen mit ſchwarzem Kaften, im 
welchen der Sarg hineingefchoben wird, eben jo für die Beſchaffung von ſchwarzen Möden 
file die Leichendiener und für eine Dede. Man wiluſcht indeß dieſen Leichenwagen ıc. auch für 
anbere Arme, bie nicht im Stabtlagareth verſtorben, nameutlich auch filr arme Handwerker, zu 
verwenden, und dem Magiſtrat fol es im ſolchen Fällen überlaſſen fein, eine Heine Eutſchädi⸗ 
gung dafür einzuziehen. — Das Theaterbüffet wurde pro 1859 mit 7 Sgr. 6 Pf. pro Spiel- 
abend verpachtet, ber befle Beweis, daß e8 jetzt wenig einbringt. früher, wie aus ben Alten 
erfichtfich, wurden für das Büffet 2 Thfr. 10 Sgr. pro Spielabend gezahlt. — Den Schluß 
der Sitzung bildete bie Regufizung ber Theatermiethsſrage. Die Stadt hatte, wie früher ger 
melbet, gegen Direktor Keller einen Prozeß wegen Nachzahlung von 150 Thlru. rüdfländiger 
Theatermiethe aus dem vorige Jahre, angefirengt, indem er micht wie fonft 5, fondern 10 Thlr. 
Miethe pro Spielabendb zahlen follte. Es Hat fich indeß Direltor K. mittlerweile durch gute 
Leiftungen feiner Geſellſchaft, jo wie durch feinem Wohlthätigleits ſinn die Gunſt des Publilums 
in dem Grabe erworben, daß die Verſammlung nit nur von dem ſeit einem Jahre ſchweben⸗ 
den Prozefje Abftand zu nehmen beſchloß, fondern auch die Iheatermiethe von 10 Thlr., wie 
früher wieber auf 5 Thfr. pro Spielabend herabſetzte, jedoch die Bedingung flellte, daß Herr 
K. bie Koflen bes Progefjes trägt und bie vom Direltor Gehrmann erhaltene Summe an bie 
näbtifche Kaffe zahlt. Außerdem behielt fich die Verſammlung vor, die künftige Theatermiethe 
wieber zu erhöhen, wenn Herr 8, die Konzeifion fir andere Gefellichaften nicht beſchafft ober 
ſich don denjelben Entfhäbigungen zahlen läßt. 

Im der Pofenfhen Stadt Tirſchtiegel fand am 15. Dezbr. die Bihrgermeifterwahl ftatt, 
bei welcher der Stadtſektetair Fitzner aus Pinne mit 10 gegen 2 Stimmen gewählt es 
Funfzehn Kandidaten hatten ſich um dieſe Stelle beworben. 

Frauſtadt, 12. Dezbr. Dem veröffentlichten Bericht über bie Verwaltung und —* 
Stand ber Gemeindeangelegenheiten pro 1858 entnehmen wir zwei Puulte und zwar im Betreff 
der regelmäßigen Erſatzwahl der Stabtverorbneten, und der Repartition der Schulbeiträge und 
Einkommenfteuer. Es wird in Betreff des erften Punktes hervorgehoben, daß bie Theilnahme 
ſehr gering geweſen, deun von 329 Wahlberechtigten der dritten Abthellung waren nur 34, 
von 253 der 2. Abtheilung mur 58, und von 76 der 1. Abtheilung nur 10, in Summa 102 
Wähler erihienen. Aus dieſer geringen Betheiligung ırnte man wohl anf große Gteihgüftig- 
feit der Birgerichaft fir die Nähtifche Verwaltung ſchließen; dies ſcheint jedoch nur inſoweit 
der Fall, als eine Mitwirkung oder eine Thaͤtigkeit gefordert wird, wogegen doch bie ausblei⸗ 
bende Majorität nothwendige Maaßregelu der Verwaltung ſtets einer ſtarken Kritik unterwirft 
und alſo doch Jutereſſe bei Kommunglangelegenheiten an den Tag legt. Wollen aber Städte 
das Recht der Selbftverwaltung üben und wahren, fo ift vor allen Dingen auch nothwendig, 
daß bie Vorbebingungen und die gefetsfichen Pflichten von ber Blitgerſchaft erfüllt werben. — 
Die Repartition der Abgaben erfolgt alle 3 Jahre, Die letzte von 1868 bis 1860 hat bei 
einem Theile der biefigen Bewohner Mißftimmung baburd hervorgerufen, daß man fi nicht 
erflären Tonnte, wie ein höherer Schulbeitrag erhoben werben könne, nachdem bie Re- 
venuen ber Kämmerei durch ben Güterverfauf geftiegen feienz bei einem amberm Theile, daß 
bei dem erhöhten Kämmerei-Einfommen überhaupt noch birete Abgaben erhoben würden. — 
Die Einfommenfteuer wird nach ein und demſelben Tarif von fämmtlichen Einwohnern gleich 
mäßig erhoben und lediglich zu ſiüdtiſchen Zwecken verwendet. Der Schufbeitrag dagegen wirb 
als Sozietãtsabgabe nur don Mitgliedern ver Schulgemeinde erhoben, auch nur zu dem Zwecleu 
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beufelben verwendet, deshalb hat much jebe Koufeſſion ihre feparate Schullaſſe. Gegenwärtig 
find zu Kämmereigweden Höhere Abgaben micht nöthig gewejen, dagegen erforberte Die in Iehter 
Zeit anertannt notfwenbige Erhöhung ber Sehrergehalte auch eine verhältnißzmäßzige Erhöhung 
ber & Wenn aber eine Erhöhung der Einlommenfiener vermiebem werben tonnte, 
fo muß dies als ein günftige® Refultat ber fiäptijchen Finanzen anerlannt werben, nachdem 
von der Stabt micht unerhebliche Gelbopfer gebracht worden find. Zu dem Bau der Frau- 
ſtadt / Wollſteiner Chauſſee hatte die Stabtlommune einen freiwiligen Beitrag von 3000 Thlr. 
bewilligt, dann einen Kreistommumalbeittag pro 1857 und 58 zufammen von 8740 Thle. zu 
zahlen, und enblic war bie Stabt genöthigt, die Erhebung bes fläbtiichen Pflaſterzolles aufzu- 
geben, welcher, auf ein Minimum von 500 Thlr. Reinertrag berechnet, ein Kapital vou 

10,000 Thlr. repräfentirt ; aljo zufammen ein Kapital von 16,740 Zpir. zu vertreten, ohne daß 

bie Mittel dazu vorhanden waren. Nur bie Zinfen von dem Güterverfauf jetten die Kämmerei 

in ben Stand, deu Bedarf im Wege des Darlehns zu beſchaffen, ven Ansfall an den Pflafler- 

zoll zu beden und die Darlehne nah und nad (hofiemtlich bis zum Jahre 1862) zu tilgen, 

wenn wicht unvorhergeſehene Bedürfniſſe eintreten. Hieraus ergiebt fih, daß von Ermäßigung 

der bireften Abgaben wicht die Rebe fein kann, daß dagegen alles Mögliche geichehem ift, wenn 

dieſe Abgaben nicht erhöht werben dürften. Schließlih wird durch den Bericht noch zum Be 

ſuch der Sitzungen ber Stadtverordneten aufgefordert, welder auf biefelben nicht nur einen 

vortbeilhaften Einfluß ansüben, ſondern aud eine richtigere Beurtbeilung ber Beſchlüſſe und 

Maafregeln der Kommmnalverwaltung herbeiführen würde. 

Wollttein, im Dezbr, Der Etat der biefigen Stabt pro 1859 fließt im Einnahme 
und Ausgabe mit 2929 Thlr, 19 Sgr. (246 Thlr. 20 Sgr. 7 Bf. weniger ald 1858). Zu 
ben Kreis-Ehaufjeebanten hat bie Stadt im nächſten Jahre 466 Thlr. (45 Thle. 18 Sgr. 
mebr ala 1858) zu zahlen. Fir Armenpflege find 4000 Thlr. (150 Thlr. weniger als 1858) 
ausgefegt. ) 


d, Shlefien 

—0-— Breslau.  linter ven mancherlei Mafregelu und ſtädtiſchen Borgängen, welche 
im letzter Zeit in ber Stabtverorpueten-Berjammlung zur Verhandlung gelommen, find nament- 
lich die folgenden hervorzuheben. 

Zur Einführung und Handhabung einer genügenden Kontrole des Räbtiihen Ere- 
tntionswejens, fowie der die Steuereinziehung bewirlenden Kommunalſteuer ⸗Billetiers hatte 
Magiftrat, außer anderweit getroffenen Siherungs-Berfügungen, ein Regulativ für deu gedach- 
tem Zweig ber Geſchäftothätigleit entworfen und ber Berjommlungı zur Erklärung worgelegt, 
Entwurfe exjolgt die allgemeine Leitung bes Exekutionsweſens durch Die Koummunal- 
inebeſoudere durch deren Renbanten; bie jpezielle Aufficht und Komtrofe ber 
Grelutoren übt ein befonderer Revifor, dem bie Ausgabe der zu volifitedenden, die Zurüd- 
nahme ber vollftiredten Mandate, die Prüfung ber geſchehenen Ausführung, ber fruchtlos exfolg- 
ten Bollfiredungen unb bie Führung eines den geſammten (Epelutionsvertehr umfafienben 
Haupt» Jouruals obliegt. In befonders jchwierigen Fällen feitet er die Exelution perfinhh. 
Exr lontrolirt außer den Erekutoren auch die Kommumnalftener-Billetiexs, indem ex je ein Dans in 
jebern Bezirk monatlich der Unterſuchung unterwirft, ob alle ftenerpflichtigen Bewohner deſſelben 
auch wirklich befleuert find, indem er ferner jeben Billetier vüdfichtlich feiner Gelverhebung 
wenigflens einmal im Jahre unangefagt revidirt. Die Gefchäftsthätigkeit des Reviſors und der 
? nal-Steuerlaffe findet ihre Kontrole in periodifhen Renifiomen, welche durch eim 

itglied des Magifirats ausgeführt und darauf gerichtet werben follen, ob das Ere- 
futionswefen überhaupt und ob bie Kontrole deſſelben nad; den Beflimmungen des Regulativs 
bt werben. — Die Verſammlung erachtete dieſe Beftimmmngen für zwedmäßig und 


erllärte ih mit Einführung des Regulativs einderflanden. 
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Bezüglich der Wahlen und auf Anlaß bei letzter Kammerwahl gemachter Erfahrung, 
hat die Stabtverorbneten +» Berfammlung auf Anregung aus ihrer Mitte an Magiftrat den An- 
trag geftellt, inskünftige bei Wahlen die Wahltermine und Wahllokalien veditzeitig, d. b. früher 
als diesmal, bekannt zu machen; ferner: bei Stabtverorbneten » Wahlen die Einladung an bie 
Wähler außer duch die Zeitungen und bie Anſchläge an ben Eden, auch durch Ueberſendung 
von Einlabungszetteln zu vollziehen, ba viele Wähler, außer Stande die im vathhäuslichen Lolale 
angelegten Liften einzufehen, in Unfenntniß blieben, ob nnd in welchen Bezirken fie wahlbe · 
rechtigt ſeien ꝛec. — 

Für das Verfahren bei Ausgaben, welche über den Etat gemacht werben 
follen, ift gleichfalls vom Magiftrate ein Regulat iv entworfen und den Stabtverorbneten 
vorgelegt. Deffen hauptfächlihfte Beſtimmungen find: daß fiber bie Feſtſetzungen des Etats 
hinaus feine Kaſſe oder Büreau eine Zahlung machen ober anweiſen darf; es gehört hierzu 
nnerläßlich ein Beſchluß des Viagiftrats, und biefer darf eine den Etat überſteigende Ausgabe 
auch nur dann beſchließen und veranlaffen, wenn entweder die brängendfte Nothwendigleit vor- 
kiegt, oder bie ben Etat überfleigende Summe geringfügig (bis 25 Thaler) if. Natürlich wird 
vorausgeſetzt, daß die Stabtverorbueten » Berfammlung fobald als möglich Kunde hiervon zur 
Nachbewilligung erhält zc. ꝛc. — 

Für die Mitglieder der Stabt-Baubeputation ift eine Inftruftion entworfen, wo» 
nach u. A die Baupläne und Entwürfe ſtels 8 Tage fang vor deren Berathuug in ber 
Stabtverorbneten-Gigung zur Einficht auszuliegen haben. — 

In die Forterhebung des 25 pEt. » Zufchlages zur Mahl⸗, Schlaht- und 
Braumalzfteuer hat die Königl. Regierung gewilliget, unter der erwähnten Gegenbebingung, 
baß die Berfonal-Einlommenftener auf ihre friiheren Tarifjäge zurüdgefliget werde, und 
it, da bie Stabtverorbneten bereits früher dieſe Mafiregel gutgeheißen, der betreffende, bomt 
1. Januar am gültige Tarif bereits veröffentlicht worden. Wir kommen gelegentlich auf biefen 
Gegenftand zurüd. — 

Bezüglich des Verhältniſſes unſerer Stabt zum Provinzial-Land-Armen-Ber- 
band, für welden foeben dem ſchleſiſchen Provinzial-Randtage das Regulatid zur Berathung 
vorliegt, haben Magiftrat und Stadtverordnete bem Provinzial - Lanbtage durch den biesfeitigen 
Abgeorbneten eine Dentihrift und das Gefuch überreicht, daß, im Falle das qu. Regulatid An» 
nahme finde, doch bie Stadt Breslau von bem fchlefiihen Armenverbande au sgefchloffen 
und als Landarmenverband für fich beftehen bleibe, Das im Rede fichenbe Regulativ 
bezwedt bie Bildung eines Proinzial » Landarmenverbandes zur Unterftügung unvermögender Ge- 
meinden nad 8. 14. bes Armengeſetzes vom 31. Dez. 1842, wogegen im Uebrigen rüdfichtlich 
der Lanbarmenpflege die zufolge bes Regulativs vom 27, Januar 1844 getroffene Einrichtungen 
beſtehen bleiben follen, nach welchen jeder landräthliche Kreis innerhalb der Provinz Schlefien 
und die Stadt Breslau für fih einen befonbern Landarmenverband bildet. Zur Beftreitung 
ber Koften dieſes Landarmenverbandes foll ein Landarmenfonds gebildet, die Beiträge zu 
biefem Fonds von bei Kreifen nach Verhältniß der direlten Staatöflenern, ber Grund», Ge- 
werbe-, Einfommen + und Klaſſenſteuer aufgebradgt werden. In ben Städten foll noch ber 
Servis mit berechnet werben und in dem mabl- und fohlachtfteuerpflichtigen der Betrag ber 
Mahl» und Schlachtftener an Stelle der Maffenflewer treten. Die Entfheibung, ob und in 
welcher Höhe der Provinmzial-Lanbarmenverband Beihilfe zu gewähren hat, foll derjenigen 
Regierung zuftehen, in beren Bezirk die betreffende Gemeinde refp. der Kreis belegen ifl, Den 
Provinzial» Armenfonds verwaltet eine ſtändiſche Deputation nnter dem Vorſitze eines Königl. 
Kommiffarius, welcher nach außen hin den Provinziaf-Armenverband vertritt und bie laufenden 
Geſchäfte erledigt. — Die Denkſchrift führt aus, daß gegen das Regufativ von zwei Stanb- 
punkten aus bie erufteften Bedenken zu erheben fein: von dem allgemeinen Stanbpimfte ber 
Armenpflege Überhaupt, dann vom Standpunkte der Stäbte und insbeſoudere der größeren 
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Stadie. Nach den gemachten Erfahrungen in ber Armenpflege laſſe fih aus ver beabfichtigtem, 
die Anerkennung eines Unvermögens auf Seiten ber zunächſt verpflichteten Gemeinde erleich- 
ternden Einrichtung mit Grund eine ungemöhnlihe Steigerung ber Koften ber Armenpflege 
im der) Provinz Schleſien bejorgen, für tie größeren Städte umb mamentlich für Breslau fei das 
Projekt aber befonbers brüdend und entſpreche nicht ben Anforbernngen ber biftributiven Ge- 
rechtigleit. Die Stadt Breslau bilde jetst ſchon in gewiffer Beziehung faltiſch einen- Landarmen- 
verband für bie ganze Provinz; ſollte fie noch zu ben Koften eines Provinzial-Armenverbandes 
herauge zogen werben, dann würde fie einen überwiegend großen Theil der.Koften des Provinzial- 

Armenverbandes tragen müſſen, obme im ihrer jegigen großen Laſt al® Land +» Armenverbanb 

irgend wie ermäßigt zu werben. Eine Wohlthat von dem nen zu bildenden Propinzial-Berbande 

könne ſelbſtredend ihr niemals zu Gute fommen; Unter ſolchen Umſtänden rerhtfertige ſich der 

Autrag: die Stadt Breslau in allen Beziehungen als Land-Armenverband für ſich beſtehen zu 

laſſen und fie zu einem etwä zu bildenden Propinzial-Armenverbande nicht heranzuziehen. 

Zr Bezug auf die Uebernahme der hiefigen katboliihen Pfarrfhulen in 
ben ſtädtiſchen Schulenperband lagen der Stadtverordneten-Verſammlung bie über ben 
Gegenftanb gepflogenen prototollariihen Verhandlungen und bie Verfügung der Kgl. Regierung 
als Beſcheid amf jene Verhandlungen nebſt der Erklärung des Magiftrats zur Befindung vor. 
Die magiftratualifhe Erklärung lautete dahin, daß, da nach Inhalt des Reſkripts der Königlichen 
Regierung, die Königl-Minifterien des Kultus und der Finanzen die flipulirten Bau-Abfinbungs- 
Quanta zu body befunden und darum ihre Gewährung abgelehnt hätten, von weiteren Ber- 
bandfumgem über diefe Angelegenheit abguftehen und feitens ber Kommune ſelbſtſtändige 
Schritte zu thuu feien, um bem Schulbedürfniſſe der latholiſchen Einwohner, fo weit es durch 
die Erhaltung der beſtehenden Pfartſchulen nicht befriedigt werbe, zur genügen. Die ſtädtiſche 
Schulen · Deputation fei mit ihrem Gutachten hierüber gehört worden unb habe vorgejchlagen, 
zunächft zwei ſtädtiſche katholiſche Schulen zu errichten. Die fpeziellen Anträge zur Ausführung 
dieſes Vorſchlages würden alsbald vorgelegt werden. Nach einer eingehenden Erörterung des 
Srgenftandes, wobei aus ben prototollariihen Verhandlungen bie Weberzeugung gewonnen 
wurde, daß man bei den Konzeſſionen am den Königl. Fiskus bis an die Äußerfte Grenze ge- 
gangen fei, beſchloß die Verſammlung, der Exflärumg bes Magiſtrats in allen Punkten beizu- 
treten. Die feit langen Jahren ſchwebeuden Verhandlungen feheiterten fhfießlih au der Unmög.- 
lichkeit, mit der Königl. Regierung einen Ausgleihungspuntt: in Bezug auf die Entihäbigung 
zu finden, welche der Fiskus für die enormen Yankoften der Stadt zu leiſten habe, welche, dieſe 
bei Uebernahme der Pfarrſchulen würde aufiwenden müfjen. Man einigte fich endlich in Betrefi 
einer Entfhädigung von ca. 16,000 Thlru. feitens des Königl. Fiskus, während. bie Stabt bei 
banficher und anderer Einrichtung ber Pfarrſchulen wohl eine Summe von vieleicht 60,000 Thlr. 
hätte aufweuben mäffen. Gin Regierungsreitipt benachrichtigte dagegen im biefem Jahre bie 
Mädtifchen Behörden, daß tem betreffenden Minifterien and dieſe Entſchädigungsſumme noch 
viel zu hoch gegriffen erfcheine, da ber Fiskus bei Säkulariſation der Kloſtergüter ıc. nur die 
Berpflihtung habe, die vom ihnen bependitenden Auflalten ac. in stars quo zu 
erhalten. Dagegen flehe ber fläbtifc—hen Verwaltung zu, fr das Unterrichts -Bedürfniß aller 
Einwohner ohne Unterfchieb Sorge zu tragen. } 

Reiben if im Sachen eines vielbeſprochenen und erwünſchten Planes eine Bant wiederum 
auf bie andere gerathen: vie projektirte ſtädtiſche HHpothekenbank nämlich auf eine neue 
Sandbant. Der zwilgen Magifirat und Stabtverorbneten vereinbarte Entwurf if geideitert, 
ohne bie landetherrliche Genchmigung erhaften zu haben. Und zwar dies, laut Exflärung ber 
Königl. Regiernng nicht allein wegen fpezieller Bedenken und Mängel im Einzelnen, fonbert 

— weil daß Bedürfniß zur Errichtung einer ſolchen Anftalt nicht anertannt 
werbemkönste. Das iſt nun freilich überrafhene. Ein nad Anhörung der ſtädtiſchen Finauz⸗ 
Deputatio geinachter neuer Antrag hat keinen befferen Erfolg gehabt. Bei erneuter Berhanblung 
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vor ben Stadtverordneten warb bie Meinimg leitend, daß fir jet ‚eine Ausficht auf ben 
erwünſchten Erfolg allerdings nicht vorhanden fei, daß e® fich aber wohl empfehlen bürfte, bie 
Beweismittel für das vorhandene Bepärnifi — fteigenbe Anzahl der Zinfen- uud 
Kapitalllagen, der Gegueftrationen, Subhaftationen, der Fälle vorgelommenen Kapital» unb 
Zinſenwuchers bei Hypothelen»Darleipen umb ber zur Umgehung ber Wuchergeſetze ſimulirten 
Darlehrisgefchäfte, bei denen erft nach der Ceſſion des Kapital® eine Baluta gezahlt wirb — zu 
ſammeln, um fhäter die jetzt zutückgewieſenen Anträge zu erneuern. Die Beranfaffung zu 
folder Ermeiterung werde am paffenbfien gegeben fein, wenn diejenigen Geſetzesvorſchläge zur 
Errichtung von Hypothelenbanken oder Krebitinftituten, welche während ber vorigen Legielaturs 
Periode des Landtages von verſchiedenen Mitgfiebern ber beiden Hänfer eingebracht worden 
feien, aber ihre fachliche Erledigung noch nicht gefunden haben, im der nächſten Legielaturperiode, 
wie mit großer Wahrſcheinlichteit voranszufehen, wieder erneuert werben. Zufolge beffen erjuchte 
bie Berfammlung ben Magifrat, die Sammlung ber Beweisftüde für das vorhandene Bebürfmiß 
fortzuſetzen, im Bezug Hierauf mit dem Königl. Stadtgericht in Kommunikation zu treten, um 
das erforderliche ftatiftifhe Material im geeigneter Weife, möthigenfalls gegen Offerirung einer 
Nemmmeration für dem mit Zuſammenſtellung deſſelben zu betrauenden Gerichtd. Beamteten zu 
erfangen, und bei ſich darbietender äußerer Beranlaffung die jet zurlidgewiejenen Anträge — 
nad Yorangängiger Kommunilation mit der Berfammlung — wieder aufzumehmen. Cine 
vorangätigige Kommtnnilation erſcheine jowohl im Hinblid auf die wünſchenswerthe Ueberein⸗ 
ſtimmung des Statuts mit den dom bem Lanbtage zu aboptirenben Grundſätzen, als auch mit 
Nücficht anf die Wichtigkeit des Gegenftandes zweckmäßig. 

Einen Theil der Geſchichte umferer Stadt bildet — die Geſchichte des Ohlanlanale, 
weshalb es fich rechtfertiget, wenn wir fo oft ihrer neuen Stabien — die nur leiber im einem 
Kreife herum und nicht in einer fortſchteitenden geraden Linie zu liegen ſcheint — Erwähnung thun. 
Die Ohlau Regulirung iſt wie die Hypothekenbank eine „ſtehende Frage“ geworden, und eine 
ſtocdende, die für gewöhnlich gerade wie die Ohlau ſelber ins Stehen lommt — des Sonmters 
— und ſtets von neuem im Fluß geräth. Diesmal jedoch ifts anders, mud gerabe ber Froft 
hat fie wieder auf Tagesorbnung geſetzt. Da vom allen Vorſchlägen: völlige: Bewäfferung, 
Ueberwölßung, NKamalifirumg sc. bisher nichts übrig geblieben, als das übelriecheude Caput 
mortaum im Ohlbette und bie lagen darüber, jo ſuchte das Polizeipräſidium von anderer 
Seite abzuhelfen und erlieh im Einvernehmen mit dem Magiftrate die Vorſchrift, die au ben 
Ufern Tängspin Gelegenen Grunbftüde ſollten ihre Abtritteinmündungen unb Ansgüfje kaſſtren 
und flatt deren Sentgruben und dergl. anlegen, auch die Ausmündungen ber ſtädtiſchen Kanäle 
und Winnfteine mit Schlammfänger berieben. Diefe Mafregel, welche wenigfiens neuen 
Untath von beim Ohlbette fern haften follte, ſtieß aber auf den eutſchiedenſten und, wie man erfennen 
muß, wohlbegrinideten Widerſtand ber betreffenden Grunbbefiger (8 bis 400 an Zahl), deren 
Hänfer zu großem Theile feinen Hof» ober fonfligen Raum zur ben geforderten Aulagen 
haben; ja es berrfcht im eimigen Straßen das Privileg für die vom ber Ufer ab liegende 
Häuferzeile, wicht nur die Ansgüffe, Flöße ıc., ſondern jogar die Appartements ber gegenüber, 
d. i. an ber Ohlau belegenen Grundftüde zu benugett — ein Verhältniß, das mehr jonberbar 
als bequem und nur aus der früheren feftungbeengten Zufammenbrängung ber Bauanlagen zu 
erklären it. Die xc. Grumbbefiger haben fid zur Wahrung ihrer „verbrieften, hypothelariſchen 
und vielverjährten Rechte" und auf Grund des Saßes in den Bürgerbriefen: „Magiſtrat wolle 
jeden Bileger bei feinen wohferworbenen Rechten ſchützen“, an bie Näbtifchen Behörden gewendet. 
Insbefondere aber hat der Winterfroft ben etwa verfuchten Bauten im Richtuug der polizeilichen 
Vorſchrift eine Grenze gefet. Die Eingabe der Grundbeſitzer ift von ben Stabtverorbneten an 
dem Magiftrat zu weiterer Erörterung und Darlegung abgegeben. Man darf ſicher fein, daß 
der Gegenftand fo lange fortſchleichen und fortduften wirb, bis man ſich zu einem Radilalſchritte 
entfchließtz aber "die Theme ſcheint eher im Kriſtallwaſſer verwandelt werben zu lönnen, als 
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unſer Styrl Das nächſtliegende und einfachfte Mittel if Herſtelluug bes ‚altem Wafler- 
fromed. Das Belt if zu großem Theile gepflaflert, aber mit vider Lage Schmutz, Schlamm 
und Unrath gefüllt; man räume dieſen fort, mit Sträflingsarbeit, ober durd Vergebung an 
eine Düngerfabrit. Jedenfalls an ſich ſchon ein profitables Gejhäft! Dann regulire man den 
Zufluß Dom der oberm Over her und befeitige das jet gang unnütze, wielmehr nur als Schmut- 
fang dienende Wehr, welches von Mühlen herftammt, die feit mindeftens 50 Jahren nicht mehr 
beflehen; jo wird ber Ohllanal wieder ſchiff- und bienfibar werben für mannigfache Kahn- 
yaluhe, für maucherlei gewerbliche Berrichtungen und als natürlicher Abführungsgraben für 
Motiſche Unreinigkeiten, wie ehebein, flatt daß ex jegt nnr eine Sammelgrube dafür if. Die 
sn von Senfgruben in ven Häufern aber wäre eine neue Gefumbheitsgefährbung umferer 


Nachſt dem Gerührten Gegenftande giebt eim anderer von Zeit zu Zeit Anla zur Be 
hung: Die „Buden“. Dergleichen hölzerne, nad) eimer Seite zu dffnende Barraden finben 
‚in bielen leſiſchen Städten, fo aud in Breslan anf dem Ringe und einigen angrenzenden 
Straßen en und dem Neumarkte, und feinen ebenfo polmiicher Abkunft, wie eine folge ber 
nen zwiſchen Feſtungsmauern, melde für Bertaufsftätten außer den Häufern, bie 
| Bohnen bedurfte und micht wie jet bis zum 2, Geſchoß mit Laden und Comtoire 
‚ fonnte, zu forgen gebot. Wunderſam aber ifts, daß man bei heutigem Spefulatione» 
keine große Berfaufspalle an Stelle der alten räucherigen Nefter gebracht hat! Die 
theils „Bunftbuden”, d. h. folhe, die einem „Mittel“ (einer Zunft) gehören und 
in der Kegel an bie älteſten Innungsgenoffen vergeben werben; theile „Orundhuben“, 
ange anderer Grunbftüde ftehen, ihre Hypotheken tragen ꝛc. Konfervatismus und 
reffe find der Eifig, welcher das Holz biejer immobilen Möbeln vor Verweſung 
bes Haupt ift unter einem „glücklichen Griff‘ ſchon gefallen; aber das Gros ber 
e wehrt ſich hartnäcig feines Lebens, fühllos baflir, daß e8 weder für ven Verkehr 
noch eine Blume für den Schönheitefinn iſt und außer dem Binfen num Gicht 
1 für die Feilhabenden einträgt. — 
haben die Stabtverorbueten beſchloſſen, die Gefammtjumme ber auf bafige 
dtiſche landliche Grundftüde pupillariſch ſicher auszuleihenden Kapitalien anf je 
Thix. alſo den vierten Theil ber geſammten ſtädtiſchen Altiva jo lange zu firiren, bis 
veränderte Finanz- ober jonflige Berhältniffe und Umſtände eine Aenderung herbeiführen. — 
— C.— Gros · Glogau, im Dezember. Aus dem don dem Magiftrate hierjelbft am 
5. Nodbr. erflatteten Berichte über bie Verwaltung und ben Stand ber Gemeinde - Angelegen- 
jeiten hieſiger Stadt für das Jahr 1857/58 entnehmen wir folgende Notizen: Die Bevöllerung 
h ber legten im Dezbr. 1855 ftattgefundenen Zählung 16,621 Einwohner, barımter 
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irperfonen mit beren Angehörigen. Das Refultat ber in d. M. flattgefundemen 
Zeit noch nicht bekannt. Die feſtgeſtellten Wählerliſten ergeben 918 mahlfähige 
x Finanzzuſtand pro 1857 ift ein gänftiger. Die erfte Buchhalterei Hatte folgenden 
Einnabine 107,151 Thlt. 21 Sgr.10 Bf. Rate ⸗Vorſchüfſe 1176 Thlr. 24 Spr. 1Pf. 
u‘ 98,409 „ 2, 4, Mate-Borfhlfe 14 „ 11, 10, 


ER 
Bleibt ut. 1857 Beftand: 
Pr 8,655 Thir. 19 Spr. 6 Pf. 1162 Thfe. 12 Sgr. 3Pf. 
mb zwar: 1) im baaren Beftande 8319 The. 6 Sgr. 7 Pf.; 2) in Borſchüſſen 336 Tplr. 
Sr. 11 Pf. Die Umlaufs-FKapitalien, welche ult, 1856 3425 Thlr. 7 Sgr. 6 Bf. bettu⸗ 
a, warer ‚ 1857 auf 9818 Thlr. 1 Sgr. 9 Pf. augewachſen, mithin mehr 6392 Thlr. 24 Sgr. 
‚BDf., dagegen verminderten ſich die jaufenftehenden Kapitalien um 3350 Ihr, nämlid von 
223,565 Xhle. 16 Sgr. 1 Pf. auf 220,215 Thfe. 16 Sgr. 1 Pf. Bei den Paffivis ſtelit ſich 
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gleichfalls eine Verminderung von 2000 Thlr. age 8 — lt. 1856 89,800 Thle; 
ut. 1857 dagegen nur 37,300 Thlr. u er - Dame 
Bei der zweiten Buchhalterei: betrugen bie —2* 97,483 Thir. J Sgr. 3 Bf, die 
Ausgaben 36,523 Thir 23 Sge. 10 Pf., der Baarbeſtand mithin 960 Thlt. 4 Sgr. 5:PR > 
Dieſe glufiigen: Refultate find jedoch nur dadurch erreicht, daß mehrere im Etat pro 
1857 nicht vorgefehene ertraordinaire Ausgaben zum Betrage von 9680 Thlt. 25 Sge. 4 Pi 
aus dem eiſeruen oder Effeltenfond vorſchußweiſe beſtritten morben find, Die zu tilgenden 
Schulden der Stadt befiehen daher, außer den 31,900 Thlr. Stadtobligationen, zu deren Amor« 
tiſationen jährlich 2000 Thlr. verwendet werben, noch in 32,982 Thlr. 10 Sgr. 7: Pf.welche 
fucceffive zur Tilgung von Schulden zu Oderdamm⸗Bauten zc. aus dem eifernen Fond vorge 
ſchoſſen worden ſind. Hierzu traten im Laufe d. I. die Koſten ber en der Gasber 





Summe für ertraosbinaire Ausgaben ſchon jetzt mit Ernſi 


—⏑ Klage gehn, an "Vermehrung und — * Er 
Erhöhung. der, Rommunalfieuer ‚ober durch angemefiene Berfl — je — 


Tilgungs-Betrages, Der erftere Weg würde, —— 

Fang Bebrüdung ber Befteuerten. nad) ſich ziehen, und darum in 
dauernden Theuerung aller Lebensbebürfniffe nicht rathjam und zwedmäßig. — 

B. die außerordentlichen Ausgaben des Jahres 1858 durch die Komurunalfteuer 

deu follen, jo müßte die letztere um zwei Drittel erhöht werben; während EM alfo * ne 

J Bevdllerung 27 Spr. 6 Bf. gegenwärtig beträgt, wilrde fie fottariauf ch" 1°E$er 16 
—— Es wird daher ber oben angedeutete zweite Meg als bet beſſere u 

Pre eınpfohfen und ſoll die Schuldentifgungsfumme auf 5220 Thlr. jahrlich erhöht 

wozu bie Mittel aus ben ſtatigefundenen weläfungen von ee 

ben ſollen. 

Die Zahres-Wbichläffe ber. beiden Buchheltereen weilen, enhebtice, —— 

gegen ben Etat nad), ebeuſo find aber auch Etatsüberjchreitungen unvermeidlich 

überjcpreitungen find micht zw umgehen, wie fie denm auch bei — 

hiſchen Staatsverwaltung fortwährend und alljährlich wieberfehren; der, Unterſchie 

letzteren und der Kommunal-Berwaltung einer Stadt beſteht aber abgeſehen von grö 

men und Zahlen zum Nachtheil der verwaltenden Kommunal Beamten hauptſächlich 

dieſe Staats ⸗Haushalis · Etats· Ueberſchreitungen, jo wohl in Einmahme als Ausgabe, der Landes» 

vertretung erft nach dem Schluſſe bes betrefienden Verwaltungsjahres vereint vorgelegt ‘werben, 

während bie Stabtverorbneten im Laufe ded-gangen Jahres jede einzelne- Ausgabe-Etat-Ueber- 

ſchreitung bewilligen müffen, von den Einnahme » Erhöhungen oder Ausgabe + Erfparniffen aber 

im der Regel gar feine ober erſt am Schluffe des Jahres bei ber Rechnungblegung eine hoͤchſt 

nothbürftige ind flüchtige Kenutniß erlangen. Daher entfpringen auch bie oft mit 

ten Beforgniffen verbundenen wiederholten Klagen “über fortwährende Gtatsülberfefreituingen. 

Nach den angeftellten Fraktions ⸗Berechnungen und im Hinblick anf die Erfahrungen des 

ben Jahres, läßt fich Hoffen, daß der vorzulegende Etat pro 1859 ‚eine ee: he 

nalftener nicht erheiſchen wird. 


* 
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In den Ausgaben werben erhebliche Abänderiingen beim Etat pro 1859 micht vorlom⸗ 
men und haben verſchiedene wichtige Gründe ben Magiſtrat veranlaft, anf Erhöhung ber 
Gehälter zunaͤchſt ber niebern Subaltern-Beamten hinzuwirlen. Die Gehälter vieler biefer Be⸗ 
amten find nämlich Toor längeren Jahren zu einer Zeit normitt, wo alle Lebensverhäftniffe 
biefen Beamten günftiger, Wohnungen, Holz, Kleidung, Brot, Fleiſch u. ſ. w. ungleich wohffeifer 
waren. Ihre den gefteigerten Ausgaben nicht mehr entſprechenden Beſoldungen bewogen fie 
zw wiebergolt ernenerten Gefuchen um Unterſtützungen und Gratififationen, über welche bie 
Stabtverorbneten-Berfammfung in unerquidlichen Maahen während der letzten Jahre zu bes 
ſchliehen Hatte. Diefes fortdauerude Suppfteiren erfcheint jedoch für den Dienſt, noch für bie 
Disziplin, nod für das Amt erfprieffih; ber Beamte muf-in feinen Einnahmen nad) Berhält- 
niß feiner Stellung fo gefichert fein, daß er mit Nahrungsforgen nicht zu Limpfen, feine Pflich- 
ten mit Siebe, Unpartheifigfeit und ohne Eigenuntz verrichtet. Es kommt nun hinzu,‘ daß ber 
Staat im der Verbefferumg der Gehälter ber niederen Subalternen in d. I. bekanntlich mit 
ähnlichen Beiſpiele vorangegangen if, und darnach der niedrigſte Gehalt eines definitiv ange- 
ſtellten Subaltern-Beamten 200 Thir. beträgt und bis zn 250 Thlr. fleigt. Die Folge hiervon 
if, daß bie Kommune biefem Beiſpiele, abgefehen von jedem moraliſchen oder Billigkeitsgrunde 
in ihrem eigenen Intereſſe, mamentfich im Antereffe des Dienftes, folgen muß, wibrigenfalls 
alle beſſern und zuverläffigen Beamten ſich dem höher beſoldeten Staatsdienſte zuwenden, ber 
Kommune aber nur bie dort nicht anfteflitgsfähigen, alfo nicht empfehlenswerthen Perſonen 
berbfei en, Aus diefen Rüdfihten find bie Gehäfter aller wirklichen mit Cibilverſorgungsſchein 
angeſtellten Subalternen erhöht md beträgt bie desfallſige Summe ca. 250 Thlr. 

is ‚Der vorher erwähnte fogenaunte eiferne Fond bildet das Aequivalent filr aufgehobene 
ober abgelöfte Spann» und Handdienfte, Natnraffieferungen, für rehuirte Zinſen, Renten und 
jominial- Abgaben filr die auf den Staat übergegangene Safzichent : Gerechtigkeit, für die im 
Faufe Jahre verkauften verfchiebenen Kädtifchen Grundſtüde und Ländereien ꝛc. — Die 
fen dieſes eifernen Fonds follen der dauernde Erfah für die fortgefallenen Reveniten fein 
L jalb durſen auch nur biefe zu den kurreuten Ausgaben verwendet werben, während bie 
apitalie des Fonds ſelbſt unantaſtbar zu konſerviren find, inſofern damit nicht ein auderes 
Aquivalent geſchaffen wird. Der Fond hat gegenwärtig einen Veftanb don 220,215 Thlr. 
6 Sur » Das gefammte Aftiovermögen aller ſtädtiſchen Kaffen und Juſtitute beträgt 
gegenwärtig 438,334 Thlr. 6 Sar. 1 Pf., wovon ber Kümmerei 220,215 Thfr. 16 Sur. 1Pf. 
Hofpitaltaffe 52,433 Thlr. 20 Sgr., der Kinder-Imflituts-Kaffe 13,810 Thlt., der Arbeits 
e 7,925 Thfr., der Armentaffe 20,475 Thlr., dem Bürger-Unterfiigungefonds 4,750 Thir. 
r Sparkaffe 138,725 Thlr. gehören. — Davon find zimsbar eingelegt: im fäbtifchen 
tgefen 118,217 Thit. 28 Spr. 9 Pi, in länbficen Gppotgefen 41,440 Thir. 7 Ser. 
n Pfanbbriefen 33,970 Thlr., in Rentenbriefen 151,195 Thlr., in Stadtobfigationen 
fr., in Staatsſchuldſcheinen 57,750 Thlr., in Staatsanleipen 8,310 Thlr., in Bot- 

Peihamte 461 Thlr., in Niederſchl. Märtiſchen Eifenbahn-Atien 14,500 Thlt., 
igationen und Aftien 10,500 Thir. 
wird zugleich erſichtlich, daß ca. nur ber dritte Theil der obigen Aktiva im fünf 
m, 4851 Thit. in Borfehilffen, 196,605 Thir. in 4 pCt. Effekten, 91,720 Tüte. 
Effekten und 10,500 Thlr im fonft nicht rentirenden Obfigationen und Aktien unter- 

1 gefichte biefer :Zufammenftellung brängt ſich bie Frage in ben Vorbergrumd, 

Bermehrung der fihern Hypotheken - Darfehne hinzuwirten fein dilrfte, um 
bie Einnahmen ber Kämmerei zu fleigern. Bereits im Iahre 1851 und wiederholt im 
3 hat die Sta tverorbueten-Berfammfung im Uebereinſtimmung mit dem Magiftrate 
Beſchlu gefaſt Summe ber ſtädtiſchen Hypotheken ⸗Darlehne auf überhaupt 100,000 Thlt. 

hränter. Diefer Beſchiuß hatte im jener Zeit, wo bie gefanmnten Ativen der Kommmue 
220,909 Tpfr. erreichten, feine innere begründete Berechtignug, feit jener Beit aber 
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haben fich die Aktiva mehr als verboppelt und es entſpricht daher gegenwärtig fowohl bem 
Autereffe der Kaffe als des Sicherheit, diefe auf Hypotheten zu elovirende Eumme minbeflens 
auf 280,000 Thlr. zu erhöhen, wobei 115,000 Thlr. ven ſiädtiſchen und 15,000 Thlr. ben 
känbfichen Hypothefen zuzuwenden wären. Zu bemerken ift hierbei, ba andere Stabt-Rommunen 
im ber Ausleipung ihrer Gelder auf Hypothelen minder vorſichtig zu fein fcheinen; bie Gtabte 
kommune Stettin 3. B., welche am Schiuffe des Jahres 1857 einen Sparlaffenfonbe® von 
808,777 Thlr. bejaß, bat Davon 688,426 Thlr. 20 Gr. auf Räbtijche und Wlx. 
auf ländliche Grundſtücke zinsbar ausgeliehen. 
(Schluß im nächſten Hefte.) 


e. Brandenburg. 


Berlin. In der Situng der Stabtverorbneten-Berfammlung am 21. dv. Mts, wurbe 
berfelben ein dem Magiftrat zugegangenes Schreiben des Boligei-Präftbium® mitgetheilt, in wel⸗ 
Gem biejes darauf aufmerlſam macht, daß jetzt befonbers viele Gefuche um Konzeffionen zum 
Gewerbetetrieb als Kommijfionäre zum Theil von Perfonen eingingen, welde ſchon Banlerutt 
gemacht haben, und daß eine Vermehrung dieſer Geſchäfte nicht im Intereſſe des Publikums 
liegen Lönne, weshalb bie ſtädtiſchen Behörden erſucht werben, bei ber Verleihung von Kongejfio- 
men möglichſt ftreng zu fein. Der Magiftrat hat fi hiermit einverflanden erklärt, was auch 
die Berſammlung thut. — Der Stabt-Hauptlaffenetat wirb für das nächte Jahr in Einnahme 
und Ausgabe auf 2 Mill. 383,530 Thlr. feſtgeſtellt. — Bei der diesjährigen Erſatzaushebung 
find 746 Mann zum Militärdienft ausgehoben worden und feine weiteren Mannſchaften zur 
Dispofition geblieben. — Nah dem Berwaltungsbericht der Armenbireltion für das Jahr 1857 
hat die Gefammtausgabe 570,938 Thlr., 6720 Thlr. weniger als im Borjahre, betragen. 

Der zur Öffentlihen Einficht ausgelegte Entwurf des Etats der Berliner Stabthauptlaffe 
für 1859 fchließt die Gefammt-Ausgabe mit ber Einnahme balancirend auf Höhe von 2,446,460 
Ehe. ab und ergiebt in jeinen Hauptpofitionen Folgendes: 

Erfter Titel: Känmereiverwaltung. A. Bon ländlichen Grumbbefig: Ausgabe 25,007 
The; Einnahme 52,797 The. B. Bom Grundbefig in der Stabt: Ausgabe 11,755 Thlr., 
Einnahme 48,693 Thlr.; Summa: Ausgabe 36,762 Tpfr., Einnahme 101,490 Thlr. Zweiter 
Titel: Steuerverwaltung: 1) Haus- und Miethöftener: Ausgabe 2240 Thlr., Einnahme: 946,270 
The.‘ 2) a. Rommumalanıpeil an der Mahl-, Schlacht und Braumalzfteuer: Ausgabe 8720 
Thlr., Einnahme 369,636 Thlr. b. Antheil zu Einbrittel vom Rohertrage der Staatsmahlfleuer: 
Ausgabe Nichts, Einnahme 136,400 Thlr. c. Borfpann-Epemtionsfiener: Ausgabe 680 Thlr., 
Einnahme 1870 Thlr. 3) Hunbeftener: Ansgabe 1326 Thlr., Einnahme 21,426 The, Summa: 
Ausgabe 49,728 Thlr., Einnahme 1,576,592 Tplr. Dritter Titel: Verwaltung ber Obligations- 
ſchulden: Ausgabe 268,326 Thlr., Einnahme 20,413 Thlr. Bierter Titel: Servis- und Mi- 
fitärBerwaltung : Ausgabe 150,003 Thlr., Einnahme Nichts. Fünfter Titel: Poligei- und 
Gerichts-Berwaltung: Ausgabe 491,723 Thlr., Einnahme 51,124 Thlr. Sechſter Titel: Fir 
firhliche Zwede: Ausgabe 1039 Thlr., Einnahme Nichte. Siebenter Titel: Schul- und Armen- 
ſchul Berwaltung: 1) bie ftäbtifhen Gymnafien, die Gewerbejhule und das Friedrichs Gymna⸗ 
fium nebſt Realſchule: 1. Berliniſches Gymnaſium: Ausgabe 16,150 Thle, Einnahme 13,180 
Thlr. 2. Werderfches Gymmafium: Ausgabe 16,183 Thlr., Einnahme 12,473 Thlr, 3. Köl- 
nifches Gymmafium: Ausgabe 15,427 Thlr., Einnahme 9603 Thlr. 4. Gewerbejhule: Ausgabe 
16,871 Thlr., Einnahme 6979 Thlr. 5. Friedrichs - Gyımuafium nebſt Realfhule: Ausgabe 
22,802 Thlr., Einnahıne 20,095 Thlr.; 2) die fünf Stabtfchulen und zwar 1. Königsftädtiiche 
Realſchule: Ausgabe 14,259 Thlr., Einnahme 16,611 Thlr. 2, Dorotheenſtädtiſche Realſchule: 
Ansgabe 12,243 Thlr., Einnahme 12,445 Thfr., 3. Louiſenftädtiſche Realſchule: Ausgabe 12,290 
Thlr., Einnahıne 13,270 Thlr., 4. Stralauer Stattihule: Ansgabe 6457 Thlr., Einnahme 
4092 Thlr, 5. Städtifche höhere Töchterihule: Ausgabe 8840 Thlr., Einnahme 10,344 Thlr. 
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3) Die Kommunal-ArmenfQulen: Ausgabe 160,565 Thit, Einnahme 25,558 Ip, 4) Fur die 
drei Fortbildungs-Anftalten, Zurn-Unterrigt, Schulweſen im Allgemeinen, Schulpausbauten 
und zu Stipendien: Ausgaben 10,841 Thlr., Einnahmen 4209 Thlr. Summe: Ausgabe 
312428 Tyft,, Einnahme‘ 148,804 Thir. After Titel: Armen-Bermaltung: 1) Die Hamm, 
Annenkaffe : Ausgabe 393,435 Thlr., Einnahme 90,100 Thlr. 2) Das grofie Friedrichs. Mai. 
ſenhaus: Ausgabe 82,068 Thlr., Einnahme 29,080 Thlr. 3) Das Arbeitshaus: Einnahme 
10,585 Thle, 4) Das Friedrih-Wilpelms-Hofpital: Ausgabe 55,538 Thlr., Einnahme 6000 
Thlr. 5) Unterftügungskafje invalider Freiwilliger und Landwehrmänner: Ausgabe 4672 Thlr. 
Einnahme 976 Thlr. Summa: Ausgabe 569,063 Thlr., Einnahme 136,691 Thir. Neunter 
Titel. Berwaltungstoften und Beiträge zu benfelben: 1) Berfonelle Koſten der Kommunal. 
derwaltung: a) für nicht zum NMormalbefoldungsetat gehörige Stellen: Ausgabe 31,468 pr, 
Einnahme Nichts; b) für zum Normal- Befoldungs-Etat übernommene Stellen: Ausgabe 138,392 
Thlr., Einnahme 13,250 Thlr., mit Ausſchluß jedoch der Lehrergehälter, welche bei ben reſp. 
Unfaften angerechnet find. 2) Fir Geichäftsbebürfniffe: Ausgabe 14,407 Tplr., Ginnahıne 
40 Ehlr, Summe: Ausgaben 184,275 Thlr., Einnahmen 14,190 Thir. Zehnter Titel, Für 
dad Baumejen: 1) Koften für größere Reparaturen und Neubauten von Gebäuden, für Straßen: 
pflafterung ꝛc.: Ausgabe 15,134 Thlr., Einnahme Nichte. 2) Hülfsgelder für angelegte Gras 
nitbahnen ans dem Ertrage dev Hundeſteuer: Ausgabe 6050 Thlr., Einnahme Richie, Summa 
der Ausgaben 21,184 Thle., Einnahme Nichte. Eifter Titel. Verſchiedene bauernde Ausgaben 
und Einnahmen: 1) auf Ueberſchuß liefernde Konten: Ausgaben 11,010 Thir., Einnahmen 
211,815 Thlt. 2) Auf Zuſchuß erfordernde Konten: Ausgaben 23,798 Thlr., Einnahme 6808 
Sl Summa: Ausgaben 34,808 Thlr., Einnahmen 218,624 Thle. Sumna der gewöhnlich 
wieberlehrenden Ausgaben 2,082,560 Thlr., Summa ber gewöhnlich wieberlehrenden Einnahmen 
2,866,488 Thlr. Dazu treten no: Zwölfter Titel. Ertraorbinäre Ausgaben und Einnahmen. 
Ausgaben⸗ (mit Einfluß eines Dispofitionsquantums des Magiſtrats zur Beftreitung unvor⸗ 
hergeſehenier Ausgaben, auf Höhe von 339,021 Thlr.): 368,899 Thlr. 23 Sgr. 1 Pf. — Eim 
nahmen (mit Einfluß des muthmaßlichen Mehrertrages ber Hunde- und Miethäfleuer, ber 
Maäpl-, Schlacht · und Brammalzfteuer und bes Ueberſchuſſes der ſtädtiſchen Gas-Anftakt) 279,971 
Thlr. 13 Sgr. 6 Pf. — Bei der Gefammtjumme der Einnahmen und Ausgaben ift das im 
zwölften Titel erwähnte Dispofitionsquantum von ca. 340,000 Thlr. für unvorhergefehene Fälle 
—— und bildet den geringſten etatsmäßigen Ueberſchuß der Einnahmen über die 
aben. 

Potsdam, 10. Dezember. Im ber heutigen Sitzung der Stadtverordneten kam bie Frage 
Über die Ertpeilung von Bürgerbriefen in einem interefjanten Bortrage zur Erörterung. Bei 
einem- Bürgerjubiläum hatten die Stabtverorbneten ben Wagiftrat erfucht, für den Jubilar einen 
Eprenbürgerbrief auszufertigen und die Ertbeilung von Bürgerbriefen, die in ber 
Gemeinde-Orbnung vom 30. Mai 1853 wicht vorgeſchrieben if und daher hier gegenwärtig 
uicht Nattfindet, zur Hebung des Vilrgerfinnes allgemein wieder einzuführen. Bom Magiſtrat 
abgelehnt/ war ber Antrag einer befonderen Kommiſſion zugegangen, bie benfelben hauptſächlich 
damit umterftügte, daß in Magdeburg und Brandenburg bie Ausfertigung von Bürger 
briefen wiederum flattfänbe und zur Berückſichtigung geeignet fand. Er war baher nochmals 
am den Magiſtrat gegangen. Im der heute vorgetzagenen Antwort erllärte biejer, wach einer 
uochmaligen forgfältigen Prüfung darauf nicht eingehen zu können, weil nach der Stäbte-Orb- 
mung vom Jahre 1808 ver Bürgerbrief bie Urkunde über bie Verleihung bes Bürgerrechte ge- 
weſen, gegenwärtig aber bie Thatfache des Bürgerwerbens durch eime Urkunde wicht weiter 
Wachzumeifert feiz weil ferner das Bürgerrecht gegenwärtig an beftimmte Thatſachen und Ber 
halmiſſe/ au gewifle Einnahmen gebunden wäre, ber Berfuft eines der Erfordernifje den Berluß 
jenes Rechts mach ſich ziehe und deshalb ein Bfterer Wechſel bei den Bürgern eintzete, während 
feüer das Bürgerrecht felten und niemals durch eine Beränderung. in den äußern Berpältwifien 
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verloren worben; endlich weil eim Zwang zur Aunahme der Bürgerbriefe und Zahlung ber 
Koften für die geſetzlich dazu zu werwendenden Stempel nicht beſtehe. Der Magiftrat ſchlug 
vor, ben Gegenftand beruhen zu laſſen, zumal eine abändernde Gejeggebung in 
den Lommunal»Angelegenbeiten nabe in Ausficht ehe, andernfalls aber buch 
eine gemiſchte Kommiffion die weitere Berathung herbeizuführen Dieſer Anfiht wollte die 
Berfammlung afıfangs nicht beitreten, es folgte eine längere Debatte, im ber ber Magifirats 
Kommifjarius, Ober-Bürgermeifter Beyer, fi dahin ausſprach, daß die Ertheilung der Bürr 
gerbriefe bei dem Beſtehen der alten Stäbte-Orbnung zwar von größerer Bedeutung geweſen, 
weil alle dem Bürger übertragenen Rechte und Pflichten darin mit aufgenommen waren, jene 
materielle Rechte gewähre die jegige Gemeinde⸗Orduung dem Bürger wicht, ber Blrgerbrief 
würde daher gegemmwärtig mehr eine Form fein. Durch eine Form aber werde ber eigentliche 
Zwed des Antrags, bie Hebung des Bürgerthums, nicht erreicht, mr wenn ihm die materiellen 
Rechte zurücgegeben, werbe ber Bürgerftand den frühern Standpunkt einnehmen. Zu erwarten 
jei, daß die Legislatur ben Beftimmungen ber alten Stäbte-Orbnung wieberum ſich mäbern 
werde, dann würde bie Ertheilung der Bürgerbriefe von ſelbſt folgen und deshalb ericheine au⸗ 
mefjen, der Angelegenheit Anftand zu geben.  Demgemäß befhloß die Berſammlung, deu Aus 
trag nöthigenfalls nach Jahresfrift wieder aufzunehmen. 

Frankfurt a. d. D. im Dezbr. Aus dem über den Stand und bie Verwaltung der 
Gemeinde-Angelegenheiten biefiger Stadt für das Jahr 1858 erflatteten Bericht entnehmen wir, 
daß die Zahl der Bevöllerung, ausſchließlich der aktiven Militairperjonen bei ber in bem erflen 
Tagen d. M. flattgefundenen Zählung anf 31,942 ermittelt worden, d. i. 1004 mehr als bei 
der Vollszählung im Dezbr. 1855 oder 3,14 pCt. Die hauptſächliche Urſache des Steigens 
der Bevölferung in den legten drei Jahren ift in dem Buzuge einer ‚beträchtlichen. Anzahl Ber 
amter umd Arbeiter, welchen der Bau der Krenz-Cüftrin-Frankfurter Eijenbahn uud die Exrich⸗ 
tung ber Gentral-Eijenbapr-Majhinen-Bauanftalt herbeigeführt hat, zu ſuchen. In diefem Jahre 
haben 140 felbfiftändige Perfonen das Einzugsgeld und 127 das Hausſtaudsgeld zu entrichten 
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Der gefammte Feuerverfiherumgswerth der Häuſer nebft Zubehör beträgt 7,002,750 Thlr, 
b. i. 62,800 Thies mehr al 1857. Davon find bei ver Städte-Fener-Sozietät, 756,725 Thlr. 
und bei Privat-Berfiherungs-Gejelfchaften 6,246,025 Thlr. afjelurirt. Der Werth ber am 
verficherten Gebäude ift auf 388,100 Thlr. anzunehmen. — Nach der Gewerbeftenerrolle find 
sub A. Kaufleute 218, B. Händler 490, C. Gaſt⸗- und Schankwirtbe 196, D. Bäder 41, 
Es Bleifher 24, F. Brauer 9, H. Handwerker 301, I. Müller 13, K. Schaffner 39, 
Lohnfuhrlente 36 und L, Haufirer 28, zujammen 1395 fleuerpflichtige Gewerbtveibende (71 
mehr als 1855) mit einer Jahresfteuer von 12,280 Thlr. 20. Sr. (883 Tple. 10 ou. * 
als 1855) und 1048 ſteuerfreie Handwerker (81 mehr als 1855) vorhanden. 

Bon der Vetriebjamleit und dem Bildungsftande unſerer Gewerbtreibenben giebt, bie 
durch die Bemühungen bes Gewerbevereins jetzt veranftaltete Austellung gewerblicher Erzengniffe 
einen rühmlichen Beweis. Der Bejuh der Provinzial-Gewerbefchule ift im fortwährenben 
Wachſen. Beim Beginn des Kurjus zu, Michaelis d. 3. waren 59 Schüler vorhanden und 
die mit der genannten Schule in Berbindung fteheube Ganbenesber Gestein neh rue —* 
zu derſelben Zeit 59 Schüler. 

Der Rezeß Über die Ablöſung der Kriminallaſten iſt unter einigen Seitens-ber Gtaht 
gemachten nicht erheblichen Vorbehalten, welche die Erftattung ber im 16ten Jahrhundert für 
die Verleihung der Jurisdiltion gezahlten Summe und bie Berzinfung ber über bie Rente 
hinaus von der Stabt geleifteten Borfhußzahlungen betreffen, vor Kurzem vollzogen worden 
und liegt den höhern Behörden zur Veftätigung vor, die daugch von ber. Kämmerei alljäprtich 
an den Staat zu emtrichtende, Reute beträgt 1835 Thlr. 29 Sgr. Yu Bf, Der Zuflanb ber 
mäbtifchen Forften im Jahre 1858 kaun bis auf den im Schwebtiger Reviere am 10. Juui 
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ſtattgefundeuen Brand, der ca. 120 Morgen beſchädigte, ein viel günftigerer als der bes Vorjahres 
bezeichnet werben. Ein ſehr erfreuliches Refultat haben bie viesjährigen Eichenfaaten, nament- 
lich in den Revieren Booßen und Schwebtig geliefert, was weientlih ber Sorgfalt der betref- 
fenden Forſtſchutzbeamten zu danken ifl. Der diesjährige reihe Eichelgewinn vom einigen 30 
Bispeln giebt der Verwaltung Gelegenheit, fülls die Stabtverorbneten-Berjammlung bie erfor- 
berten Kulturkoſten nad den Anträgen der Forſtdeputation bewilligt, ausgebehntere Kulturen 
als fie im Kulturplaue pro 1859 aufgenommen worben find, namentlich in den Oder- Niederungs- 
Forften auszuführen, 

Bon den pro 1858 genehmigten 896 The. 1 Sgr. 6 Pi. Kulturloften find nur 625 
Thlr. 7 Sgr. 3 Bf. verwendet, mitbin noch 270 Thlr. 24 Sgr. 3 Pf. disponibel. 

Die Abnuyung an Derbholz im Wirthſchaftsjahre 1858 iſt gegen dem Etat um 10,865 
Kubitfuh, d. i. um 9 pCt. zurüdgebfieben. Dagegen erlangte der Einfchlag von Reifig und 
Fafdinen fin Folge der Durchforſtungen, des Abtriebs der Braudfläche und ver theilweiſen 
Abholzung einer Abfindungeflähe und der Nuyung der Eichenfchäl- und Nieverwalbungen eine 
beträchtliche Höhe, welche den geregeften Abnuy an Derbholz weit überftiegen bat. Die Forft- 
kaſſe nahm eim: 1) für verfauftes Holz 11,950 Thlr. 19 Sgr. 4 Pf.; 2) für Nebennutzungen 
3,878 Zhle. 16 Sur. 5 Pf., zuf. 15,829 Thlr. 5 Sgr. 9 Pi. Das Etatsſoll if: 1) für Holz 
11,946 Thlr. 1 Sgr. 8 Pf; 2) Nebenmigungen 2962 Thlr. 23 Sgr. 6 Bf., zufanmen 
14,908 Thlr. 25 Sgr. 2 Pf. Mithin find mehr aufgelommen RO Thlr. 10 Sgr. 7 Bf. 
Hierzu treten noch: der Werth der mmderfauft gebliebenen Hölzer mit 820 Thlr., und‘ bie zum 
Bebarf für das Rathhaus reſervirten 187 Klaftern tiefen Stodholz mit 311 Thlr. 20 Sgr., 
in Summe 2052 Thlr. 7 Pf. Der Ertrag der Eichen + Spiegelrinde if in d. um Thlr. 
20 Sgr. 3 Pf. pro Morgen geringer wie im vorigen Jahre geweſen. Es wurde in d. J. ver 
17 Jahr alte Eichen Stodausſchlag in der Schwebtiger Höheforft von 15 Morgen 177 QM. 
Fläche abgetrieben. Hierauf wurden gewonnen 420 Ctr. 27°; Pfb. Rinde zum Geldwerthe 
von 238 Thlr. 4 Sgr. 3 Pf., am Plettholz und eichen Reiſig für 266 Thlr. 20 Sgr., an ver 
ſchiedenen anderen Hölzern auf der Abtriebeflähe 48Thlr. 20 Spr., zum Gelbbetrage vom zufam- 
men 538 Thlr. 14 Sgr. 3 Pf., aljo durchſchuittlich pro Morgen jährlich 1 Thlr. 29 Sgr. 9 Pf. 
Im Jahre 1857 felite fich der Ertrag pro Morgen aus der Schwebtiger Blöße in der Ober 
Niederung durchſchninlich auf 3 Thlr. 20 Sgr. jährlid, woraus, wenn fie Erträge beiber 
Jahre verglichen werden, gefolgert werden muß, daß die Eichenſchälwaldungen in dem Ober 
Niederungen fi) am höchfen verwerthen nud daß fie dort mit ficherem Erfolge anzulegen find, 
als auf den Feldern der Höhe. | 273 

Im Torfftich find in d. 3. uͤberhaupt 259 Klaftern Torf geflohen, davon erhalten bie 
Deputanten 153 Mlaftern u. 106 Klaftern find zum Verlauf geftelt. Die Werbungs- und Ber 
waltungstoften betragen 128 Thlr. 21 Sr. 3 Pf. Der Preis pro Klafter Torf in auf 1 Tplr. 
15 Sr. firiet; es ergiebt fi mithin ein reiner Gelvüberihuß von 30 Thlr. 8 Sgr. 9 Pi. 
Die Berpachtung der zn Michaelis pachtlos gewordenen Adergrundftüce Hat ein jo gülnfliges Res 
ſultat geliefert, daß ber jährliche Pachtzins in der nächften Periode 989 Thlt. 2 Sgr. 4 Pf. 
mehr beträgt, als in der abgelaufenen Pachtzeit. Auch die Verpachtung der Wiefen, jedoch mit 
Ansfhluß der im Kornbuſch ift im d. I. beffer ausgefallen und find die Wiefen im Numers- 
dorfer, Kuniker und Trettiner Bruce, zufammen um 2732 Tyler. 22 Sgr. 5 Pi. höher ver- 
pachtet als im Yahre 1857. Dagegen liefern die Wiefen im Kornbufch einen geringern Ertrag 
don 733 Thlr. 20 Sgr. 1 Pf. — Zur Amortifation der Stadtſchulden und insbefondere der 
Stabtobligationen find in dieſem Jahre 4025 Thlr. (150 Thlr. mehr als 1857) verwendet; 
Die Kommunal-Abgaben ergeben ein Einnahmeſoll von 30,830 Thlr. (421 Thlr. 21 Sgr. mehr 
als 1857) Im Iahre 1857 betrug die Einnahme ans der Mahl- und Schlachtflener 

Thle. 24 Sgr. 9 Pf. (inkl. 1095 Thlr. 16 Sgr. 1 Pf. Berwaltungstoften). Die Eim- 
nahııe biß int, II. Onartal d. I. beträgt 23,989 Thlr. 10 Sgr, 10 Pf. und wird mithin 
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gegen ben Schluß bes Jahres die Höhe des v. I. erreichen. Un Ufergelbabgaben find bis zum 
1. Desbr 1669 Thlr. 6 Sgr. 2 Bi. zur Kaffe abgeführt. Der Etat der Armeunlaſſe jet 
14,826 Thlr. 24 Sgre (inll. eines Zuſchuſſes von 11,394 Thlr. 13 Sr. 2 Pf.) aus und es 
find davon bis zum Schluſſe des dritten Quartals 9,228 Th. 8 Ser. 5 Pf. verausgabt 
worben. Die Zahl der Almofenempfänger bat fi) von 495 auf 501 vermehrt und bie Zahl 
ber Pilegelinder von 107 auf 106 vermindert. Jeder Almofenempfänger erhielt durchſchnittlich 
27 Sgr. 11 Pf. Der monatliche Pflegegelberjat hielt fich zwiichen 1 Thlr. 4 Sgr. und2 The, 
Leider find bie Koften für arme Irre auch in d. 9. wieder geftiegen, ba in ber Irrenheilanſtalt 
zu Sorau gegenwärtig 19 @eiflestranfe anf Koflen der Stadt unterhalten werben, Jemehr 
die Berathungen ber Stände des Marfgraftbums Nieberlaufig wegen Erbauung einer neuen 
Seilanftalt fortfchreiten, deſto deinglicher wirb für bie Stadtgemeinde die Pflicht, zu ent 
ſcheiden, ob mit den Ständen ferner ein vertragsmäßiges Ablommen fortgeſetzt ober unter Er⸗ 
richtung eines menen Kraulenhauſes für jenen Zweig der Armen-SKranlenpflege bejonbere Flir⸗ 
forge getroffen werde, Das jehige Krantenhaus ift jelbft zur vorübergehenden Aufnahme bon 
Geiftestcanten kaum geeignet. Wegen Verlegung ber Nlimentationspflicht find 14 Berurtheis 
ungen und 6 Einfperrungen vorgelommen, In 6 Fällen ift durch volle Zahlung Exlebigung 
herbeigefihrt worden, 6 Fälle find durch Abſchlagszahlungen geregelt und in 5 Fällen ift der 
Erfolg mod zweifelhaft. 

Der Etat des Arbeitshaufes und der Siehenanfalt jet (inf. eines Zuſchuſſes von 
5,957 Thle. 26 Sgr. 9 Pf.) 10,042 Thlr. aus, Davon find bis zum Schluffe des dritten 
Duartals ca. 4,782 Thlr. 15 Sgr. 9 Pf. verausgabt worden, Im Arbeitshaufe find im ber Zeit 
vom 1. Januar bis ult. Septbr, 1858 an Gorrigenden 7,549, an Pileglinge 10,771 gleich 
18,320 Berpflegungstage verabreicht worden; es kommen aljo auf dem Tag durchſchnittlich 60 
Köpfe, — Im der Waifen-Anfalt find während deſſelben Zeitraums 13,104 Perjonen, d. i. täge 
lich AB Perſonen verpflegt worden, von bemem nicht weniger ald 20 ihre Koft aus dem Kram 
lenhauſe erhalten, wofür ber Krantenbauslaffe die Durhichnittsfäge bezahlt werben müffen. 

Der Gasverbrauch im der Anftalt betrug in der Zeit vom 1. Januar bis ult. November 
53,700 Kubilfuß. Der Etat des Kranlenhauſes fett inkl, eines Zufcuffes von 2237 Thlr. 
5 Sgr. — 7555 Ehlr, 20 Sgr. aus. Davon find bis zum Schluffe bes dritten Quartals 
4725 Thlr. 9 Sr. 8 Pf. verausgabt worben, Die Zahl der Kurtage betrug im der angege- 
benen Zeit 23,777, d. i. 87 Köpfe (im Jahre 1867 93 Köpfe) pro Tag. Im Podentranten- 
banfe wurben 19 Podenkraufe, von denen einer verftorben if, mit 392 Kurtagen verpflegt, — 
Der Etat pro 1859 erfordert nur einen Zufhuß von 823 Thlr., und es wird beshalb auf Ge⸗ 
winnung eines ben Anfprlichen der Zeit an bie Kranfenanftalt einer größeren Stadt genügen- 
den neuen Kranlenhauſe Bedacht zu nehmen jein. — Das Etat des lutheriſchen Waiſenhauſes 
ſetzt ink. eines Zuſchuſſes von 567 The, — 2957 The. 3 Sgr. 3 Pf. aus, davon find bie 
zum Schluffe des britten Quartals 1904 Thlt. 29 Sgr. 3 Pf. verausgabt worden, Im ber 
Anftait befinden fih 23 Anaben und 15 Mädchen. Der Gefunbheitszuftand ber Kinder war 
ein ſehr befriebigender, da mur 4 Knaben durchſchnittlich 21 Tage und 2 Mädchen durchſchnitt⸗ 
lich 120 Tage kranul waren und die Kranlenftube nur zehn Tage während bes ganzen Jahres 
benußt wurde. — Der Etat des Gurſchſchen Geftifts jet 5267 Thlr. 11 Sgr. 6 Bi. (imki. eines 
Zuſchuſſes von 4529 Thlr, 11 Sgr. 7 Pf.) aus und es find davon im ben brei erflen Omar 


taleu 2619 Thlr. 22 Sgr. 10 Bf. verausgabt worben. Die durchſchnittliche Zahl der Zöglinge 


betrug 9% (3 weniger als 1857.) Die Bevöllerung ber drei Hospitäler betrug am 5. Dezbr. 
im Hospitale St.-Spiritus: 18 Hospitafiten und. 90 Freimohner, zu St.-Georg 10 Hospitaliten 
und 46 Freiwohner, zu St. Jalob 13 Hofpitaliten und 18 Freimohner, — Die mit bem Star 
tut der Sparlafje vorgenommenen Aendberungen haben ſich and im verfloffenen Jahre bewährt 
und ift der Verlehr bei ver Kaffe zufrievenftellend bezeichnet. Während im Jahre 1857 über⸗ 
haupt 27,214 Thlr. 10 Sgr. 4 Pf. nem eingelegt wurben, betragen bie Einlagen in ben brei 
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bis au 
od grd 


Bei 


© 





u 





EHE | 
EEE 
— ——— 


* ment 


Hlige 
HE 


Thlr. 


ein 





” 
” 


ver Rechnung pre 1857 31,859 Thlt. 1 Ggr. 11 Pf., hier 
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gemacht und im dieſe Schule diejenigen Schiller gewiefen werben, welche weber bie dolle Schnul · 
zeit regelmäßig benugen, noch durch die auffleigenden Stufen-Kaffen gehend, das Schulziel der 
genannten Schule erreichen können. Die Schuldeputation hat ſich hiermit einverflanden erklärt, 
und foll, fobalb ein geeignetes Lolal und ein qualifizirtee Lehrer gefunden if, mit Einrichtung 
diefer Schule vorgegangen werben. — Die fämmtlichen ſtädtiſchen Schulen, das Königl. Gym⸗ 
iaflın, die Tatholifche, bie iſraelitiſche und die Privatſchulen wurden im Sommerfemefler 1858 
von 5139 Kindern befuht. Das Winterfemefter begann mit 4996 Schülern, reſp. Schülerin 
nen, darunter befinden fi 1238 Freiſchüuler. — Im Jahre 1858 find mehrere Lehrergehäfte 
überhaupt um 750 Thlr. jährlich dauernd verbeffert worden. — Wegen ber Re ] 
des hieſigen Friebris-Oymmafii umd der gemeinfhaftlichen Uebernahme bes Kompatronat® 
Seitens der Stabt und bes Staats find die Verhandlungen noch nicht zum Abichluffe gelangt. 
Die Zahl der einquartierungspflichtigen Häufer war in dieſem Jahre 1480 (3 mehr ale 
1857) mit 5315 Klaſſen von 1 bis 43 auffleigend, und biefe wurden mit 4490 Offigieren, 
168,645 Unteroffizieren unb Gemeinen und mit 25,889 Pferven (auf einen Tag geredet) 
bequartiert. Der den Ouartierträgern gezahlte Servis beträgt 3681 The. 15 Sgr. 8 Pi. — 
Die vorhandenen 355 Borfpanngeber mit 800 vorſpaunpflichtigen Pferden haben 156 en 
mit 310 Pferden, 6 Borleg- und 10 Reitpferde geftellt und dafür eine Vergitigung von 1 
Thlr. 3 Sgr. 6 Pf. erhalten. — Bon den 1441 Mifitairpflichtigen famen 1195 zur Rebifiom, 
322 zur Superrebifion und, wie im vergangenen Jahre, 54 zur Einftellung. — 
Der Etat der Polijeiverwaltung der Siadt fein (inkl. eines Kämmereizuſchuſſes von 
4029 Thlr.) ſchließt 8999 Thlr. aus und es find davon bis zum Schluffe des II, Quartals 
6358 Thfr. 2 Sgr. 5 Pf. verausgabt worben. Die Gefhäfte des Büreaus für bie Berwal- 
tung ber Polizei und des Kirchen. und Schulpatronats in den 8 Kämmereibörfern haben: 
gegen das vorige Jahr weber weſentlich vermehrt nod vermindert. Die Zahl ver Jo 
Nummern beteng bis zum 1. Dezbr. 3190 und die flattgehabte Volkszäplung ergab fir alle 
8 Dörfer eine Seelenzahl von 6296. — Bon ben im fchten Jahre vorgenommenen Bauten 
an ben geiſtlichen und Schulgebäuben in den Kämmereidörfern ift zu erwähnen: bie —9— R 
der Pfarrfchenne in Reipzig und der Neubau einer Scheune für den Schullehrer in Km ‚zu 
denen don der Kümmerei das Bauholz geliefert werden mufte. Flir das mächfle Jahr flehen 
der Neubau des Schul⸗ und Küfterhaufes in Reipzig und die Vergrößerung bes Schuf- und 
Küferhaufes in Tgieheigfehnorn, welche ſhon im verfloffenen Jahre ansgeführt werben follten und 
der Bau eines neuen Schulhaufes in Booßen, der durch die Ueberfüllung der vorha 
beiden Schultlaſſen nothwenbig geworben if, bevor. Bei allen diefen Banten ift die S 
weſentlich intereffirt, da von ihr als Patron und refp. als Gutsherrfäaft bie Lieferung der 
Baumaterialien verlangt wird, — Der Umfang biefer auf dem Beſitz ber größtentheifs vererb⸗ 
pachteten Rittergüter ruhenben Verpflichtungen uud eime in einem ähnlichen Falle a 
ergangene Entſcheidung des Obertribunal® veramfaßte die Stadt im v. 9., bie frage einer 
näheren Prüfung zu unterwerfen, ob fie, ungeadjtet des Ueberganges des Eigenthums am ben 
vererbp achteten Gütern auf bie Erbpächter die Patronatslaften mod fermer zu tragen umb ) 
die Polizei.zu verwalten brauche, ober ob dies wicht gleichzeitig mit dem Eigentum an ben 
Erbpagtspächtern auf die jetzigen Beſitzer ber letztern übergehen milſſe, und führte fie zum 
zu dem Entſchluſſe, mit den Beſitzern ber Erbpachtegliter Booßen, Klieſtow, Tzſchehſchn 
Trettin und Kunersdorf wegen Uebernahme ber Pofizeiverwaltung und bes Patronats in Un- 
terhanblung zu treten. Die Sache hat meuerbings noch dadurch an Wichtigleit gewonnen, daß 
kürzlich die Schuljen von drei Dörfern Anfpruch auf Remuneration für bie — m 
Sculzenamtes erhoben haben und daß in früheren ähnlichen Fällen bie Gemeinben und bie 
Gutsherrfgaften zur gemeinſchaftlichen Aufbringung folcher Remunerationen von den Verwal» 
tung®-Behörben angehalten worben find. Es ift zwar bie Verpflichtung Hierzu beizutragen bes 
firitten und ausgeführt worden, daß jebenfalls in Stelle der Stadt die Beflger ver Erbpadhte- 
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Uferreg 
zum | 3. 9867 Zhlr. 10 Pf. 
6000 Thlx. bergegeben, 3,269 Thlr. 20 Sgr. 3 Pf. find aus 
vom S. bis 1. Dezbr. d. 3. erhobenen Ufergelve gebedt und nur 597 The. 
10 Sr. 7 Pf. hat die Stadtgemeinde aus eigenen Mitteln zuzuzahlen gehabt. — Bon ven 
ten 5000 Thlr. find 6i6 zum Schluſſe bes 
beittem Quartals 1299 Tpir. 12 Sr. 5 Pi. — 
em Chauſſeeſtrele verwendet worden. — Für das feuer-Polizei- und Loͤſchweſen ſetzt 
1282 Chir. aus, davon find bis zum Schluffe des dritten Quartals 594 Thlt. 1Sgr. 
10.-Pf. verwendet worden. Die feuer-Löfchgeräthe haben ſich bei den vorgeſchriebenen Revi- 
————— — Die Straßenbeleuchtung erfolgt jetzt durch 408 Gas. 
Die Zahl der Privat-Gasflammen wirb auf — angegeben. für bie 
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der Stadtgemeinde obliegt, auch im biefem Jahre unter fpezieller Leitung 
, Direltoriums beforg dem Schluſſe der Rechnung pro 1857 
ſich — — ————— und die Paſſiva 
2475 hie, vermindert; der Bermögensfanb der Kümmerei hat ſich daher im Jahre 1857 
Lund m 11086 Zu 5 eg 2 Pf. verbeflert. 
. £ Saqh ſen. 
9, im Dezember. Der Stadtverordneten -Verſammlung lag in ihrer Sitzung 
-Reviflonsbericht der Armenlafjen-Rehnung pro 1857 vor. Es ergab 
j daß die Armenkaffe eine Einnahme von 73,638 Thlrn. und eine Ausgabe 
| 70 Zplım, Yabe und ſich vanadı ein Veſtand von 8368 Tplen. heransfeile, über weis 
jem ichteren indeſſen ſchon auberweitig, als zu Bauten ıc,, disponitt if, fo baß eigentlich nur 
m Ba arf onb von 764 Thlru. bleibt. — Die Kämmereizuſchüfſe zur Armentaffe betragen 61,800 
-bir., do —— 2000 a. faltiſch nicht verbraudt find. Die Laften des Armenweſens ver: 
fü möfichtlich, was außer Anderm durch das Dafein bes Mofters Augufini, als 
ie DrenÄige Berolung Dr Banane nach der Anficht des Referenten zu 


schreiben vom 4. v. M. fett ber Magiftrat die Berfammlung davon in Kennt 
; nad h uno Henke Grkaen mb 
nern da 8 Rädtifche Pulvermagazin nach bem Vorſchlage der Kommandantur mit einem 
Frbwallı — werben ſoll, deſſen Koſten ſich mit Einſchluß bes dazu noch zu erwer- 
ge ‚auf 10,000 Thlr. belaufen würden. Das Pulvermagazin hat bisher ſchon nicht 

b wlrbe n ‚ viel weniger rentiren, wenn erft noch eine fo bebeutenbe Summe darauf 
— abgeſehen davon, daß vielleicht noch neue Anforberungen an daſſelbe 

Bee deshalb ver, ſich damit einverftanden zu erklären, daß 

rnagazin mit Ablauf dieſes Jahres eingehe nnd demmächſt abgetragen werde. 
Wache en, dab Im gehen Balnamaguine zu Beiun 400 600, ja fogar 
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zii geit ruſſtſchen Kieged in ber Reini, wo ber Pulverhaudel in Magdeburg bluhend — 
fei, 2000 Ct. Ppulber gelegen Hätten. = Die Verſammiang beſchlotßz, den werlangten Erdwall 
Fe zu bewilligen, mit dent Eingehen des Pulvermagazins fih einverflanden zu er⸗ 
och beit des fetsfere noch einſtwellen audzuſetzen. 

ber darduf votgelegten Leihamisrechnung pro Jahr 1855 hat das Leihamt ein 

u von Mi ten: unb 73,879 Thfe. Schulden, wonach ein Ueberſchuß von 1940 

Toten. Werteibt, — Billiger Wohnungen file Arme beſtimmt if. — Schlieh- 

did; machte Reftreht Haß Die deihamtbrechnung pro 1852 auf eine befinitive 
Dechatge reg Ki kin ertheilte letztete 

In einent Stpreiben Hort 27. Mob; trirg ber Magiſttat darauf am, für bie Aufnahme 

—9* —— Ötareri doft Wſtädtiſchen Gebäuden und Gebäube-Rompferen den Mit« 

— nEnGigR eh eine Vergütung von 100 Thlen, zu bewilligen. — Die 
Erna tam biefemm Anträge bed Magiſtrats nach. 

eine Schteiben vom 27. ©. M. benachrichtigte der Magiſttat die Verſammlung, daß 

in — bir frügeren Blſchlüſſe dom 1. Yan. # 9. ab bie zweite Serie ber Magdeburger 

Staptobfigatiönen tim Beträge von 200,000 Thirn. mit Zinbkoupons à 474 PEL angegeben 

werden wilrbe. De Magifträt hal Nic) init den Hiefigen Bankhäuſern wegen Uebernahme ver 

voh J eg Tteit. zu begebeibeit 180,000 Ehlen. in Verbindung gefeßt; dieſelben haben 

es eitreit Geffinniiten Koͤurs für die Obligationen zu bieten, find indeſſen bereit, 

fer Ha im te Pröbificht beim Publils eitjufllgten und deren Unterbringung nach 

doch muſſe bet Magiſtrat ſich des Verkaufes von foldhen Obligationen am 

Brida ee vos nchſten Jahres euthalten. Der Magiſtrat ſchlgt rm 

* we Stabtoßtigaftönei zum Varitourſe am Banquiers eine Weise is 





Pre Geittigt fh, — krumm nern fotseit die Zahlung der+ 
felben jetzt ſchon verlangt werben kann. Schließlich ſindet ſich ber Magiſtrat veraulaßt, einige 
Angaben und Behauptungen zu berichtigen, welche neuerlich in öffentlichen Blättern und Ber- 
fammlungen über die Koften bes Baries ber neuen Daffertunft gemacht worben find. In ben 

igen du —— — allerdings die Koſten der neuen 
——— ebenfb wären aber in den Erläuterungen von bieſer 
a ————— berwendbaren alten Möhren und 80,000 Thfr: Kaufgeld 
ſut bie üfte Woſſeriunft abgegogen, ud daher ausbruanich nur bie Summe won 360,000 Thteu. 
als diejenige berechnet, welche us den neueu Stadtobligetionen zu eutnehmen fein toilrbe. 


u g. Üheinland and weſtphalen. 
eib, 14. ee In der auf Heften Nachmitta auberaumten Sudtoerordueten · 
Sitzung wurde ber Cr fr 1899 auf 170849 Sk 18 Egr. 10.3. — . 
Barmen, 14. Dezbr. Unſer Oberbürgermeifter Bredt hat neuerdings wieder, glei 
wie dor gel gahten, eine it ber ——— in richtigem Berpäftmiß ſtebende 
— ber Gehälter feier Beamten bem Gemeinderath vorgeſchlagen. Dieſer 
feiner Sigung wein 7. biefer Pröpoftfön berenistfigft bei und if fb den Beamten 
eine * unbedeutende Gehaftsznfage zu geworben. 
—— an der Mühe, im — der Sihung HR rkbiberoktireten am 14. 


» beftägt das * | nee file Stadt mb Land, für die Stadt 165 Thlr. 
—9 — — —— 
it ber Foribilduugeſchute 186 Thlr. 20 Sgr.; endlich bad Deftgit des Generul- 
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Aachen, im Deybr. gi biefige Gemeinderath beichäftigte ſich in feiner Sitzung am 
16. v. Mis wiederum mit der Provinzial ⸗Gewerbeſchule in Vetreff deren ber Stabiwersrbnete 
Hütter ben Antrag ſtellie 


der Gemeinderath am er en — veſchuuſen vom 18. Jutz und 5. Oftober 
2 g, len beſchließt derſelbe, Bei be taateminiftertim eitte neite Borſtelung zu 
1 ‚babe bet der Hieflgeit Bere 











‚Hi mit Ditte, ausuah \ 
Mi eföute Biß zum Serbne 1867 omspfan beibehaten " imb. 


beſuch nach ben für bie höhere Bit — efte den Wnorbitumge en wieder * 

Bu on ara Dt 3a Se An en ne 

‚Qu ber Sitzung bes Gemeinberatbs vom ‚Ran mu m Bit hu 
Armenvermaltzung pro. 1859 vorgelegt ,, erläntert sınd, jegeftellt, 

—— — — if für das Jahr 1859 auf bie 
Summe von 105867. Thit. 7 Sgr.,8 Pf. iveranichlagt, während dieſelbe im ablaufenben Jahre 
die Summe von 108,061 Thlr. 19 Sgr. 10 Pf. betrug, bemmad; wirb ſich die Ausgabe pro 
1859 um 2194 Thlr. 12 Sur. 2 Pf. geringer flellen al® im Sabre 1868.. Die Höhe des 
Budgeis von 105,867 Thir. wird Niemand. befremben, wenn er,.bebenft, daß alle Wohlthätigleite. 
und Armenanfalten einer Fabriffabt non mehr als 4,000 Einwohnern ıbaran participiren umb 
einzelne davon ſehr bedeutende Summen’ in Anfpeud nehmen, fo koſtet das ‚Armen- umb 
Waifenhius 22,552 Thle:, das Elifabeth- und: Maria Hülf» Spital M,185 Tptr., die Haus 
Armen im Allgemeinen 16,429 Thlr. u. |. w. Die Gefammteinnahme bes allgerneisien Aenen- 
Etats: und ‚der Neben «Etats. beläuft ſich pro 1869; im runder Summe auf. 65,985 Zhle.; es 
bleiben’ alſo zur Dedung ver Ausgabe von 105,867: Thlr. aus ſtäbtiſchen Mitteln noch zuzu- 
———— wãhrend ber eo ar im vorigen Jahre noch 44,480 Thlr. betrug. 


A Be wurde ber Ober⸗ 
— * — ben 








demſelben ift, befor 
fige if. re al 
H — ae mußten 
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gran am 
bie bon = Berfammlung Bone 20 n zur fung — und hierauf das 
yro 1869 aufgubringeude Defizit feſtzeſedt und beſchloffen. 


Kaiſerthum Defterreich. 

Wien, im Dezember. Im ber (190ften) Gemeinberaths -Sigung wurde nachflehenber 
Bericht erftattet: Der Ausſchuß für die Gewerbeſchulen und bie Hanbelstammer im Erzherzog: 
thum Defterreih umter der Euns haben bei dem Gemeinberathe das Anfuchen geftellt, ihnen in 
der Gumpenborfer Realſchule eim Lokal zur Aufftellung von Webeftüblen einzuräumen, am 
weldhen ven Schülern ber Gewerbeſchule ſowohl die Konftruftion des Stubles, als auch deſſen 
Benugung für verſchiedene technijche Zwecle anichaulich gemadht werben könnte. Da bie Bor- 
theile eines ſolchen Unterrichtes micht zu verfennen find, fo wird befclofien, ber Gewerbeſchule 
zu dem angegebenen Zwede in bem Realihulgebäude noch ein Lokal unter der Bedingung ein- 
zuräumen, daß biefe Bewilligung wiberruflich ſei und bie Auslagen fir Adaptirung, Einrichtung 
und Reabaptirung von ber Gewerbeſchule jelbft beftritten werben. 

Nah der Rechnung über bie laut Gemeinberathebeichluffes vom 1. Mai I. I. mit 
14,114 $1. 15 Sr. bewilligte Pflafterung ber oberen Donauſtraße in der Feopolbftabt von bem 
Haufe No. 136— 147. ergiebt fi bei diefem DObjelte eine Weberjchreitung von 693 FI. 35 Kr. 
EM. Diefelbe ift gerechtfertigt und wirb auf Rechnung des Berwaltungsjahres 1858 gench- 
migt. — Die Neu- unb Umpflafterung in ber großen Stiftgaffe im Gemeindebezirle Neubau 
wurbe mit 9441 Fl. 56 Sr, genehmigt und erforbert nad} der vorliegenden Rechnung 9867 FL. 
49 8r., folglich um 425 Fl. 58 fr. C.⸗M. mehr als hiefür bewilligt wurbe, Auch dieſe Ueber- 
ſchreitung wird al® gerechtfertigt erfannt und auf Rechnung des Präliminares bes Jahres 1868 

k— 

Gratz, im Dezbr. Eine ber wichtigften Angelegenheiten des Öffentlichen Lebens unferer 
Hanptftabt ift durch die Anfangs laufenden Monats genehmigten neuen Statuten bes foge- 
namnten Haupt« Armenvereins georbnet. Das frlhere Syflem ber Betheilung mit Geld» 
Portionen erſcheint zwar beibehalten und infofern bietet bie neue Organijation leinen Borzug 
vor der älteren; allein Mı Fortfepritt liegt darin, daf man wenigfiens eine firenge Scheidung 
ber noch Arbeitsfähigen und ber dazu Unfähigen ala Prinzip aufgeftellt Hat. Auch geht aus 
den Statuten hervor, daß bie Errichtung einer freiwilligen Arbeitsanfalt feft beſchloſſen fcheint, 
ba ſich bie Vorſorge für bie arbeitsfähigen Armen auf bie Zumweifung am eine ſolche Anflalt, 
bie folglich noch nicht befteht, bafirt; bis dahin ſoll durch Verſchaffung von Arbeit abgeholfen 
werben. Ein wejentliher Moment ber inneren Organifation des Bereines liegt aud darin, daß 
bie Pfarrgeiftlichleit nicht allein in bem leitenden Ausſchuſſe mitwirkt, ſondern auch berechtigt ift, 
bei den Sitzungen ber bie laufenden Gefhäfte beſorgenden Hauptdireltion zu erfcheinen und 
mitzuftinmmen, fowie bie eigentliche Unterfuhung und Aufficht der Hüffsbebürftigen und bie 
Bertheilung der Unterftügungen felbft unter ihrer Mitwirkung und Kontrole vor fi geht. Cs 
beruht dies auf ber Boransfegung, daß der Lolal-Seeljorger die Verhältniſſe feiner Pfarrkinder 
am leichteſten und grilmblichften fennen zu lernen in der Lage if. Etwas hart erfcheint bie 
Beflimmung, daß bei ber Unterftügung der Hilfsbebürftigen die Zuweiſung einer firen Bethei: 
fung fo lange wie möglih hinauszufchieben fei; doch Tann diefe Beflimmung wohl nur ben 
Sinn haben, daf die dauernde Armenbetheilung erft daun einzutreten habe, wenn fich bie zeit- 
weiligen Aushilfen als unzureichenb erweifen. Die Zuflüffe des Vereines beftehen außer ben 
Stiftungsbeträgen und dem Gemeindezuſchuſſe aus freiwilligen Gaben. Zu biefem Ende hat 
ber Bereiu Subfkriptionsliften zu entwerfen, auf welche er bie Namen aller Perfonen fett, die 
durch ihre Stellung oder Wohlhabenheit in ber Lage fcheimen, jährlich Beiträge zu feiften. Die 
Liften werben nach geſchehener Subftription ben Pfarrern zum weiteren Einlegung, Zufanmen- 
ſtellung u. |. w. zugeftellt; außerdem werben noch Gaben mittelft der Sammelbüchſen einge- 


fammelt. 
Königreih Baiern. | 
Nürnberg, Dezember. Unterm 3, Movember hat ber hiefige Magifirat eine Bekannt. 
machung, bie Regulirung ber Pflichtbeiträge zur Armenlafje betreffend, erlaſſen. Nachdem in 
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Folge der neuen Stemerverhältniffe bie bei ber Erhebung biefer Beiträge bisher angewenbete 
Slala nicht fortheſtehen konnte, wurbe ein anf ſämmtliche birefte Steuern bafirter progreffiver 
Erpebungsmaßftab mit Zuftimmung des Gemeindelollegtums und, ber Konigl. Regierung von 
Mittelfranten folgenber Urt feſtgeſetzt. 

Bon 15 Kr. bis 1 Fl. 59 Kr. Staatsftener find wöchentlich 2 Kreuzer Armenfteuer zu 
entrichten; Bon 2 Fl. bie 2 Flasd Mr. desgl. 8 Rr.; von 3 Fl. bis 4 FL 59 Mr. dest. 
4 Ker.; von 5 Fl. bis 6 Fl. 59 Kr. desgl. 5 Mr. m ſ. w. Eine Staatsftener von 100 FL. 
bie 109.51. 59 Kr. bebingt eine Armenftenuer von 27 Kr.; von 110 Fl. bis 119 Fl. 59 Mr. 
J— 3 Ar.; von 150 FI. bis 164 Fl. 59 Kr. desgl. 45 Kr.; von 200 #1. bis 219 Ft. 

59-Rr deegl. 1-5. 3-Ru;- von 300 Fl. bis 349 Fl. 59 Mr. desgl. 1 FL. 45 Ar; von 
er 8 599 Fl. 59 Rr. desgt. 2 Fi. 80 Kt.; dom 1000 fl. bis 1199 FL. 59 Mr. deegl. 
3 51. 30 Kr.; von 2000 Fl. bis 3000 FI. desgl. 7 FI. 18 Mr. 

Alle nicht beftewerten Beitragspflichtigen haben das Minimum von wöchentlich 2 Kr. zu 
zahlen. Hierbei wird bemerft, daß zur Zahlung ber Beiträge ben bierliber beftehenben geſetz- 
fichen Beftimmungen gemäß alle Einwohner ohne Befreiung irgend eines Standes (ausgenom- 
men bie firenggebröbeten Dienftboten, das find ſolche, welche bei ihren Meiftern oder Dienft- 
herren Koft und Wohnung erhalten) alſo andy erwachſene, bei ihren Eltern wohnende, ein eigenes 
Einkommen befigenbe, wenn auch micht Nemerpflichtige Söhne und Töchter verbunden find. 

Zu diefer Berorbnung bemerkt ein ſachlundiger Korreſpondent der Augsb. allgem. Ztg. 
Mo. 313,) Folgendes: Nürnberg hat bei einer Einwohnerzahl von 56,000 Seelen etwa 1400 
durohſchnittlich Unterfiilgungsbebürftige, welche jährlich für Medikamente, Aerztebefoldung, Klei- 
dung / vorübergehende und flänbige Geldreichniſſe, Irrenanftalten u. f. w. 90 —100,000 Fl. in 
Anfpruch nehmen. Bisher hatte man, um dieſe aufzubringen, eine Armenftener von den Ein- 
wohnern mach vier Stufen: Gewerb+, Familien, Beſoldungs und Faſſionsſteuer erhoben. 
Diefe Einrichtung Hat ſich in Folge, der menen Stenerverhäftniffe als nicht mehr anwendbar 
erwieſen und ift (wie oben näher angegeben: if) ein auf. ſämmtliche direlte Steuern bafirter 
anffleigender Maßſtab feftgefeit worden. Die Höchfte Staatsfteuer, die ein hiefiges Etabliſſement 
‚mir 3000 Fl. entrichtet, bebingt ſo wöchentlich 7.51. 18 Kr. Armenbeitrag. Diefe Regulirung 
bringt für den Mittelftand eine erhebliche Erleichterung und gleicht mande Mißverhältniſſe ber 
alten Exhebung aus; jo konnte bei ber Anlage für bie Gewerbſteuer auch bei dem ſchwunghafteſt 
betriebenen Geſchãft nicht mehr wie 1 Fl. als höchſte Taxe wöchentlich angefeigt werben, während 
jetzt bei 200 Fl. bie 219 Fl. 59 Kr. Staatäftener jhon 1 Fl. 3 Kr. Armenftener wöchentlich 
geforbert wird. Boransfichtlih werben andere Städte biefem Beifpiel folgen, zumal ba bie 
Hanptkramkgeit umjerer Zeit, der Bauperimus unb die Mittel gegen bemjelben ven gemeinblichen 
Finanzen mehr und mehr Berlegenheit bereiten. 
vo Me die Bornahme der Wahl zum Landtage if: a) für bie Urwahlen (Wahl der Wahl- 
männer) Montag ber 6,, b) für bie Abgeorbneten Dienftag ber 14. Dezember beftimmt worden. 
Eine Weberficht der Bezirke für die Landtagswahlen Mittelfrantens ergiebt ale Wahlort Nürn- 
vor für die Beflandtheile: Stadt Nürnberg (56,898 E.), Landgericht Nürnberg (17,320 E.), 

t Heilsbronn (17,397 €), eg Eabolzburg (14,083 E.), alfo im Ganzen 
105,198 @., die genau B)9W4yyn06, annähernd 3 Abgeordnete zu wählen haben. Die oppo- 
fitiomelle Partei ift hier ſehr rührig. 
J— ag — Kafſarechnung für das Ber- 





Unter den Ausgaben: 


BEN; Wei setz mung in Me ige 2; 65,612 Hl. 22 Mr. 2 Bl. 
auf ausgelichene Mktiölapktatien - . > 2 . 83000 ⸗ 
auf — Be EN... 60000 „ — u y 
f. w. 

Sumna der Atisgaben 159,068 II. 28 fr. 1 Pf. 

Abſchluß: 

a ia >. 40 za 146,169 51. 29 9r. 3 P. 
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Keſſabeſtand zum Uebertrag auf 1 ji. 12 
Das Frauen» Komits des Kreuzervereins zur Unterftägung verſchämter dausarmen jeder 
Ronfeiflon, welcher gegeuwärtig 1031 Mitglieder zuhlt, hat für die Jahre 1856/57 umb 
1857,58 Rechnung abgelegt, 
Die Einnahmen betrugen . . . 1079 $1. 21. Kr. 


Die Auegaben.. ea 1082 1.27 
Bleibt Rafjabeftand 26 Sl. 54. 

te Tetste Zeit it ſur das germmanifche Muſenm vlelſach erfreufich geweſen. Eublidh ſind 
duch die letzten Raume ber Karthauſe, "ie ſeilher noch dad K. Militär inne hatte, am 28. Oft. 
wollſtandig geräumt und bergeben worden, ſo datz nun das germänifche Mufeum ſin gampes 
auegedehntes Eigenthum gie freien Verfligung hat. Die zutebt übergebeuen Gebäude beſtehen 
aus ber großen, 148 Schuh langen Kitche im edlen deutſchen Stile des 14. Jahrhunderts, mit 
einer Dopbellapelle und "einem Beranfloßenden zweiftddigen Nebengebäude, alles im Aeußern 
wohl erhalten, ans Sandſteinquadern erbant; "dazu noch ein im Hofe ſtehendes Gebäude, bie 
berige Mititärfägmiebe. Bereits if zur nofhwendigen Reftäuration' des Innern (ber Fenſter 
Bände und des Fußbodensy'geföhritten, deren Koflen von 3000: Sl. xh. ober 1714: Chir, duch 
Notionafbeiträge gebect werben follen. Pietz in ein befonderer Aufruf erlaſſen, den wir im 
Solgenden — ihm dem beten Erfolg wünſchend — mittheilen. „Die ntchmehr dem (german. 
Mufenm als Eigenthum übergebene Kirche der Ratthüufe ſoll im Innern jur Mufnafıme guöfiener 
Kunft- und Alterthumegegenſtãnde Hergefellt merben, tozt nad genauer Bevechuung die 
Summe von 3000 Fl. th. ober 1714 Thlm. erforberlich if. Wenn auch im Berhältniß nur 
Sache ſolchet Betrag nicht ſehr hoch erſcheint, ſo wilrde doch bieſe Befchbiere Ausgabe Hohn jühe- 
figen Etat des Mufeums nicht ohne weſentliche Störung der 'Fortentivicehnig ber 'ganzen-Mnn- 
ſtalt Heftritten werben Können, Andererſeits Aber würde ein längerer Aufſchub der Herſtellung 
eines eben fo ſchönen als bringenb nöthigen Lokals für Has Muſeum von’ unberechenbarem 
Nechtheil fein umd von jedem wahren Freunde unſeres valet lãndiſchen Unternehmens gewiß 
bellagt werben müffen. Kühn gemacht durch die flete wachſende Theilnahme an denifelben, durch 
weiche allein bie bißperigen ſchonen Etfolge ine möglich waren, Hat’€8 ber umterjeichuiete Bots 
fand übernommen, fogleih nad Uebernahme ber Kirche Hand an deren Neftantation legen 
au Taffen, die im gefchloffenen Raume auch während des Winters fortgefegt werden Tamm, um 
bis zum nächflen Sommer vollendet zu fein. Er wendet fih nun vertraue ne voll anıbas 
deutſche Voll mit der Bitte, ihm beizuftchen mit größeren ober kleineren Gaben, fir deren Ein⸗ 
ſammlung ſich gewiß auch ainfer "den ordentlichen bevollmãchtigten Agenten des germaniſchen 
Muſeums noch Männer finden werben, "bie ein Herz Fihe' unſere gute Sache haben, damit alo⸗ 
bald ein ſichtbarer Tempel deutſcher Epre und geiſtiget Einheit ‚der ein wahres Gefammt- 
Eigenthum der ganzen Nation if, 
auch, jeden allenfallſigen Ueberſchuß der Gaben nur zu deſſen BVerherrlichung zu 
— mie fi verfieht — Üffentfühe Rechenſchaft abzulegen. Die Namen ber Wohlthäter 
ſollen im ber Kirche durch eine Gedenktafel der Nachwelt satıfbefakten bleiben. -Wöchten bezen 
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recht Wiele feim, die erfenmen, dafs es füch hier mm etwas Höhered handie, als um ein blotzes 
Gebäude aus Stein ımıb Holz.“ Unterzeichnet iſt Dr. Freiherr v. Aufſej und Dr. Beeg. 

Als erfreuliches Zeichen fortgehender Auerlenuuug und Theilnahme wird gemeldet, daß 
bie beiden ſtädtiſchen Kollegien zu Nürnberg, Magiſtrat uud Gemeindebevollmächtigte, ein 
ſſimmig den Beſchluß geſaßt haben, dem Muſenm einen jährlichen Beitrag von 200 Fl. am 
gewähren. Wh hat die Stadt Zittam einen Beitrag von 10 Thle,, bie Stadt Cannfiabt 
einen von 5 Fl. jährlich zugefichert. Bon Privaten gingen gleichfalls reiche Geſchenle, ſowehl 
an Geld wie an Sammiungsgegenfländen, barınter eine anſehnliche Münzſammlung ein. 

Fürth, Im werfläfjenen Jahre 1857/68 wurden im biefigen chriſtlichen Hofpitale im 
Ganzen 1194 Kranke ärztlich behandelt; 642 männlihe und 5562 weiblühe, worunter 251 von 

ürth fich befanden. Imnere Krante waren es 705, chirurgiſche 264, ſyphilitiſche 34, chronifche 
autaubſchlãge 135. 

Anbbach. Am 5. Dezember wurde hier, eime neue Zierbe für die Stadt, das Platen⸗ 
Deulmal enthilllt. Modell und Ouß wurden in München ausgeführt. 

Aus Bamberg, 21. Nov., berichtet die N. Minh, Ztg. folgende, feit Wochen die erſte, 

Über Kommunalverhältniſſe einer baietiſchen Stadt: Im heutiger Sigung bes Grentitume 
he meinbebevolmädhtigten wurbe ımter Leitung des Königl. Regierumgs- Affeffors Blumröber, 
als Reglerungs - Rommiiffär, bie Wahl eines ſſädtiſchen Baurathes vorgmmonmmen; dieſelbe fiel 
unter ſechs Bewerbern auf den geprüften Baupraftitenten Georg Lang von Münden, z. 3. in 
Zwieſel. — Durh die Gnade des Konigs wurde die Berfegung bes militäriſchen Pulver» 
tagazins, weiches in der Nähe der belebteften Spaziergänge am Tpereftenhaim Tiegt, auf eimen 
entfernten Hügel, wo ſich bereits das fanfmännifce Pulvermagazin befindet, bemilligt, wodurch 
die Hiefige Einwohnerſchaft einer großen Beſorgniß Uberhoben iſt. 

Bayreuth, 4. Dez. Bom Jahre 1858 bie jegt iſt vierzig hier heimathebererhtigten 
Berfonen die nethgeſuchte Auswanderung don ben ſikduſchen Behörden mit einer Unterſtützung 
von 4821 Fl., wozu 1308 Fl. von Hiefigen Eimoohnern freiwillig beigetragen md 3513 Fl. 
don der läbtifchen Armenpflege zugegeben wurden, ermöglicht worden. Obngeachtet in hiefiger 
Gemeinde im dem Testen ſechs Jahren gegen 40,000 Fi. für den Bau und bie zwechmäßige 
Einrichtung einer Armenbefhäftigungs-Anftalt ausgegeben worben find und in’ biejer 
Anſtalt tägti 60 bis 100, Im Durchſchnitt 55 Perfonen Befriedigung ihres refigiöfen Bebrf- 
viren, Wohnung, Koſt und Arbeit, lehtere in und außer dem Hauſe bei mehr ober weniger 

Freiheit, erhalten, ohngeachtet für die Verwendung eutlaſſener Sträflinge und 
WRorteffionäre je nach deren Peiftungen geforgt wird, fo giebt es doch hier, wie wohl überall, 
Indivbiduen, Bei welchen alle Würforge, dieſelben zu nügfichen und würdigen Gliedern bes 
Staates u bilden, ſcheitern. Solche Perforlen, melde, bei noch rüfigen Jahren und guter 
Geſundheit, der Fautheit, dem Trunke, dem Bagieren mit all dem daraus entftehenben Laſtern 
‘ergeben Bleiben, erfheinen doch getviß dem Staate entbehrlih, weil betem ganzes Leben in ein 
Be einer Straf» ober Korreftionsanfldlt im bie andere befteht und ein boſes Beiſpiel 

N € giebt. Solche Perfonen find es num, benen dom hier aus das dom ihnen 
gewlluſchte Auewendern erleichtert wird. Bon biefen vierzig Ansroanberern kam Bis jegt eim 


* Sachſen und ſachſiſche Herzogthümer. 

— jr. In der am 24. v. Mis. ſattgehabten Siyung unferer Stadtoer- 
dr de ein Kommunitat de Stadtraths wor, worin berfelbe feinen Be- 
vuch vie — einige Jahre Bun aefebeben iR, —— and 
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erfreuliherweife wiederum mit einem Ueberſchuſſe abgeſchloſſeu, intem bie Gefammteinnahme auf 
304,260 Thlr, 17 Nor. umd die Gefammtausgabe auf 802,755 - 19: Ngr. ver» 
anſchlagen gewefen ift, fo daß fi eim Plus von 1504 Thlr. 27 Ngr. 6 Pf. ergiebt. Im 
Boranfchlage für das Jahr 1858 wurden die Ginnahmen zu 284,567. Thlr. 20 Ngr. 2 Pf. 
die Ausgaben zu 281,273 Tple. 16R gr. 4 Pf. feſtgeſtellt. Die hiernach eintretenbe beträcht 
liche Exhöyung in Einnahme wie in Ausgabe findet ipre Erllärung in der fortbanernd zunehr 
menden Ausdehnung ber Stadt, der Vermehrung der Bevöllerung und der Vergrößerung bes 
Verkehrs, woraus für die meiften Zweige ber ſtädtiſchen Verwaltung eine entipredhende Aus- 
dehnung bes Gejchäftstreifes und bei gleichzeitigem Zunehmen der Einnahmequellen eine Ber- 
mehrung ber Bedürfniſſe erwächſt. Hyd Jasıa BIT u 


Hierauf erflattete Stabtverorbmeter Dr. Hefje im Wuftrage der Finanz + Deputation 
Bericht Über ein von der Schuld» Deputation beanfpructes Dispofitionsquantum, von 200 
Thlr. zur Gewährung von Gratifitationen. an Lehrer von. zwei Bezirksjhulen, „welche über- 
fühte Klaſſen zu unterrichten haben unb ‚beren Kräfte demmach flärker in, Anſpruch genommen 
werben. Da bie. Deputation wegen dadurch entfiehenber Ungleichheit in ben verſchiedenen 
Säulen und deren Lehrern einerſeits wie wegen dadurch berporgernfenem Schwanten in den 
Statverhältniffen der Lehrer gegen die Bewilligung ſich ausſprach, entfland eine längere Debatte, 
in welder Stabtv. Adermann ben Antrag flellte, am ben Stabtrath bie Anfrage zu richten, ob 
er, mit. biefer, Summe für alle Schulen bis Oftern 1859, auszufommen gebenfe, ober welche 
Summe er brauchen würde, um jämmtlichen Lehrern, die Klaſſen mit über 70 Kinbern längere 
Zeit hindurch zu unterrichten haben, eine Heine Gratifitation zu gewähren; Stabtverorbnieter 
Anger aber beantragte: bie dom bem Stadtrathe verlangte Summe mit ber Mobifilation zu 
bewilligen, daß auch bie Lehrer anderer Schulen, welche überfüllte Klaſſen zu unterrichten haben, 
dabei berüdfichtigt würden. "Der Adermann’ihe Antrag wurde mit, großer Majorität umb ber 
Vorſchlag der, Deputation gegeu vier Stimmen abgelehnt, der Beſchluh des Stabtratpes hingegen 
einftimmig und der Angerſche Antrag gegen fieben Stimmen angenommen, Füt die vereinigte 
Berfafjungs - und Finanz. Teputation berichtete ‚Stabtv. Adermann über die Rehtsverbält- 
niffe,der. alten Eibbrüde,., Zu verſchiedenen Malen it, die, Brüde bei Eitfahrten be, , 
ſchädigt worben, zulegt 1845, und es tauchte bei, ben Stabtverorbmeten die Frage auf, ob 
Seiten, des Staates ein Beitrag zu Wiederherſtellung der Brüce zu, beanfpruchen und im ege 
be hies zu verlangen fei. Herr, Bürgermeifter Neubert übernahm, es daher, das Rechts · 
verhältniß zu erforſchen und in einer Schrift aufzuſtellen. Auf Grund biefer dom Herrn Dür- 
germeifter Neubert gelieferten Arbeit trug ber Neferent zumäch, in, Kürze bie Geſchichte ber 


rüprung, fand. „ Mangel an, Raum verbietet weiter auf dieſen interefanten Vortrag einzugeben, 
welcher die faft ,jechehunertjährige Geſchichte einer Brüde umfaßte — benn die Äftefte Urlunde 
über das. Borhandenjein einer „feinernen‘“ Brilde batirt vom „1287 — es ſiellte ſich ‚aber aus 
diefer Gefichte,fttlam Heraus, ‚daß bie, Brüde urfpränglich eine. femme Stiftung, ‚nie ‚im 
einem Redptsverpältniß ſand, welches einen Anfpruh am ben Staatsfielus, sehtfertigen koͤnnte. 
Das Kollegium trat demnach einftimmig dem Befchluffe des Stabtrathes auf Anzathen ka 
einigten Deputationen bei, jeden Regre ch an dem Staatsfiokus aufzugeben, und * 
dem Stabtrathe für be Diiakung den Danf as —— auczuſprechen. Auf 
Antrag des Proſeſſore Dr. Hevde gab bie Verſammlung eiuſtimmig dem Blrgermeifter, Renbert 
für bie, umfängtiche und gründliche Arbeit buch Erheben, von ben Plägen, ben Dan zu ertennen. 
Leipzig. Im der Situng vom 15. Dezember 1858 nahm die Verſaumlung der Stabt- 
verordueten den Bericht des Finanzausichuffes über die Zuſchrift des Stadttaths über die bean- 
tragte Aufhebung der beftehenden Berzehrungsftemern, ſowie die künftige Auf- 
bringung der direkten Gemeinde ſte nern eutgegen. N 


* 
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Folgende indirefte Abgaben ber Stabt Leipzig kommen haupt 
gewährten nad ber Rechnung der Stabthanptlaffe pro 1856 — — unb 
1) Damm. und Brüdengelb „0000 Lo. 
2) Marktrechtgeld von Getreide, Heu, Stroh, Holz, Kohlen, (18,388 Thix.) 
Biltuafien, Schlachtvieh, ſowie von Brobbädern u. Lan rn 
3) Mefftand- mb Konzeffionkgelbp . .„ ,. — ef — 

Dagegen wurden an direkten Abgaben, Kommunalgefäll —— 
(75,852 Thlr.) : gefaͤllen und Bürgerihoß erhoben 

Zur Dedung der Kriegsſchulden wurde eim fläbtifcher MWechfelftempel ei 
umgeadhtet der eingetretenen Tilgung nach einer Belanntmadhung des — 
auch während ber Jahre 1859 und 1860 nach den zeitherigen Sägen forterhoben wird. — ” 
— Mans Zuſchriſt des Stadtraths, melde ber Berathung ber Stabtverorbieten sum Grunbe 
f tet; 

„Ihre geehrte Mittgeifung vom 30. v. M., bie Forterhebung eimes Theils der bisher 
zur Tilgung der Kriegeihuld erhobenen Abgaben betreffend, berührt im Eingange bie Frage 
über bie vom uns im biefer Angelegenheit gewählte Gefchäftsbehandlung. Bei beren Beurthei- 
lung if die Anficht zum Grunde gelegt worben, als ob wir durch bie mit ber Könizl. Staat 
Regierung dor der Bernehmung mit ben Herren Gtabtverorbneten über biefen Gegenflanb ge- 
pflogenen Berhanblungen bie Rechte der Gemeindevertretung beeinträchtigt hätten. Wenn jedoch 
bei jenen Verhandlungen Ihre Zuftimmung ausodrücklich vorbehalten worden if, fo konnten Ihre 
Rechte dadurch um fo weniger verletzt werben, al® es ſich babei nur darum hanbelte, vorläufig 
bie Uuficht ber Königlichen Staatsregierung über biefe frage und mamentli über bie, gang 
bejonderer Beurtheilung unterliegende, forterhebung des Wechſelſtempels tennen zu lernen. 
Wurde nun hierbei auch ber Ausbrud vorläufiger Geneigtheit erlangt, jo konnte biefe doch nur 
mit Bezug auf bie im Frage kommenden, das allgemeine Staatswohl betrefienden, Rüdfichten zu 
erlennen gegeben, jomit aber ber enblichen Entſcheidung feinesweg® vorgegrifien werben, ba biefe 
ausichließlich unter Beachtung ver befonderen Juterefien unſerer Stadt ertheilt werben burfte, 
und daß bei Abwägung biefer bie abzugebenbe Erllärung ber Gemeindevertretung ſchwer in bie 
Wagſchale zu fallen haben müſſe, darüber konnte weber ber Königlichen Staatsregierung noch 
uns andy nur der mindefte Zweifel beitommen. Sonach konnte aber das von uns einzuſchla⸗ 
gende Berfahren nur nach Gründen der Zweckmäßigleit beſtimmt werben, unb mit Rüdficht 
hierauf müffen wir noch heute die Meinung aufrecht erhalten, daß der von und gewählte Weg 
ber richtige geweſen. Denn hätten wir zu erfahren gehabt, daß die Königliche Staatsregierung 
ſchon aus Gründen ber allgemeinen Staatswohlfahrt Bedenken tragen müſſe, überhaupt auf 
unfere Intentionen einzugehen, fo wärben bamit alle weiteren Schritte als vergebliche abge- 
ſchnitten und namentlich die vorausſichtlich ſehr umfafienden Berhandlungen mit den Heriem 
Stabtverorbneten gänzlich erfpart worden fein. Wenn jebod über dieſe Zmedmäßigteitschäfät 
eine verſchiedene Auffaflung als möglich zugegeben werben muß, fo kann es ſich ee 
m nodh darnım handeln, ben Herren Ötabtverorbneten bie Uebergeugung zu gewähren, daß = 
nicht emtfernt im uuferer Mbficht gelegen hat, Ihre Rechte zu beeinträchtigen. Daß wir aber = 
biefer Hinficht im beflen Glauben gehandelt haben, geht barans hervor, daß wir Ihnen ber J 
unterm 21. November v. J. im unſerem Kommunikate zum biesjährigen Hauspaliplane 
Abfiht, mit der Königlichen Gtanteregierung über biefe Angelegenheit worbehähtich Ihrer Zur 
fimmung zu verhandeln, mitgetheilt haben, und ba Gie biefe Mittheilung völlig mit Otil- 
jchweigen übergingen, mußten wir Ihr Einverflänbniß annehmen, jo daß alſo dadurch fon 
jeber Grund zur Mage befeitigt worden fein büfte. Jedenfalls aber wirb es gemügen, um 
dieſe Formfrage völlig zu erledigen, wenn wir hiermit bie Berfiherung abgeben, daß wir bie 
Abſicht einer Beeintrãchtigung Ihrer Rechte nicht im mindeſten gehegt haben. 


92 

‚Gehen wie num zur — der einjlagenben — ro “e —* 
wir im Allgemeinen Folgendes voraus gr: 
„5 Die zafche Vergrößerung unferer Stadt, eben fp,wie.bie. vollig Bechnberie Beer 
haben die Bedürfniffe-mnferes Haushaltes in rapiber Progreſſion gefleigert, und wenn bieje 
unvermeibliche Wahrnehmung ‚der Verwaltung bie ernfiefte Verpflichtung auferlegt, bie ſich neben 
bem zu erhebenden Steuern darbietenden Einnahmequellen, mit aller Sorgjamteit zu eröffnen 
rn zu vermehren, jo laun und baxf man, fi doch anbrer Seite bie Augen 


nicht davor ließen, daß, ungeachtet der bei vielen Konten umferer fläbtifchen. 

erlangten günftigen Rejultate, doch biefe erhöhten Erträgniffe zur Dedung ber — Be⸗ 
dürfniſſe nicht. ausreichen Können, vielmehr bie direfte Steu aft der Gemeinbemitgl 

Märker Herangezogen werben muß. Dies wilrbe aber in erhöhtem Mate dann Sem Ir Nr en 


wenn bisherige indirelte Cinnahmequellen aufgegeben werben follten. 

Dieſe ganze Frage findet daher ihren Schwerpuntt lediglich darin, daß’ forgfam — 
wird, auf welche Weiſe das vorhandene Bedürfniß unſeres Haushaltes am zweckmäßigſten und 
mit möglichſter Vermeidung "einer größeren als ber durchaus nothwenbigen Belaftung der Ge: 
meindemitglieder aufzubringen jei? Mierbei über das vorhandene mothwenbigfte  VBebürfuiß 
hinausgehen zu wollen, twürbe eben jo nngerechtfertigt als geradezu unzuläffig fein. Iſt aber 
diefer Grundſatz von uns fo gut wie von den Herren Stabtverorbneten jederzeit als ber allein 
richtige auerlanut worden, — und wir haben dies mit wahrhafter Freude amd Genugthuung 
wieberholt durch Erlaffe an den ausgeſchriebeuen direlten Steuern, jo oft es thuulich geweſen, 
— danu tann in ben Kreis ber bei der Beſteuerungöftage anzuflellenden Betrachtungen 


il 


verorbneten micht ohne ——— ſein, ſo glauben wir berfelben rn sag ai 
durch dem einfachen Hinweis auf die unangetafteten Rechte der Gemeindever- 
durd bie ihr zuftändige Verabſchiedung des Hauspaltplans und bie Zuftimmung 
zu den Ausgaben der Verwaltung die untrüglichſten Dittel gegeben find, bie Bedürfniſſe ber 
Stadtgemeinde anf das Maß des Nothwendigen zurädzuführen, und ‚wir. meinen, daß jebes 
von der Befürchtung einer nicht haushälteriſchen Bewirthſchaftung unſerer Finanzen hergeleitete 
Bedenken als ein, wern auch völlig ungerehtfertigter, jo doch vorhandener. Zweifel ander ent 
a ee Rn ler er a a Sergei 
gewiefen werben müßte. 
Handelt eo ſig ‚aber ſonach nur darum 
swechnäßigften zu befriedigen ſei, oder wie mit anderen Worten das ſich ‚bei Aufftellung des 
Haußhaltpfanes ergebende Defizit im ben Dedungsmitteln ausgeglichen werben folle? jo kaun 
barüßer · freilich vielfach geſtritien werben, ‚denn bie Frage ber Befleuerung war zu ·allen Zeiten 


wiffe in Rechnung gebracht und danach ſchließlich das Ergebniß gezogen ‚werben miülfen. Hier- 
nach wird daher niemals behauptet werben wollen, daß die ober jene Beſteuerungsmodalität für 
alle Fälle die richtige oder richtige ſei, und bie Fragen, ob: Einkommenftener;ober nicht ‚ob 
Direkte ober indirekte Veftenerumg die vorzuziehende jei? ‚werden niemals ‚ohne unbefangene und 
forgfäftige Beachtung der vorhandenen befonderen Berhältniffe zur rechten Cutſcheidung gebracht 
werben Möunen, ba- filr’diefelben bis jetzt weder bie Theorie noch die Pragis eine abjolnte Rorm 


aufzuftellet vermocht hat, welche für alle Verhältniſſe gleich richtig umb anwendbar wäre, Dazu 
kommt; daf jede Beſteueruugsweiſe, wie und mo fie aud immer zur Anwendung gebracht wer- 
ben mag, Unvolllommenheiten an ſich trägt, und auch wir werben baher barauf verzichten müj- 
fen; etwas wöllig Tadelloſes für nnfre Stadt anfzufinben, vielmehr ums mit dem relativ Beften 
zu begntigen haben. Wie dies aber zu finden fei, das ift der Gegenfland ber zwiſchen Ihnen 
und ums beſtehenden Differenz: Hoffen wir, daß auf dem Wege gegenfeitiger Berfländigung, 
gegenfeitigen Nachgebens im den bisher gefaßten Anfichten zu einer dem Wohle unſrer Gtabt 
ſorderlichen Bereinigung noch zu gelangen jei. Wir unfrer Geits werben gern bazu bie Hand 
bieten. 


| Die zur Eutſcheidung vorliegende Streitfrage zerfällt in zwei Hauptpunfte, nämlich bie, 
ob es rathſam fei, in unſerer Stabt 
1) inbirefte Abgaben von Konfumtibilien und Handelsgegeuſtäuden noch ferner zu 
erheben ? 


2) für die birefte Beſteuerung einen zweifahen Steuerfuß anzulegen ? 

Beide (ragen habem bie Herten Gtabtverorbneten verneint, und obſchon bie Eutjchieben- 
beit biefer Berneinung neben ſich eine andere Anficht kaum ned als möglich oder zuläffig 
exachten zu wollen fcheint,»jo möge es uns doch geflattet fein, dieſelbe in Folgendem einer 
näheren eng zu unterſtellen: 


EU EEE Zu L, 

Auvörberft löunen wir nicht zugeben, daß bie Wiſſenſchaſt jo ſchlechthin den Grundſatz 
amertenne, daft indirefte Steuern und insbefondere Konfumtions- und Handelsabgaben verwerf- 
liche feien. Die Nationalötonomie fennt überhaupt in ber Steuerftage nur wenig feftfichenbe 
allgemeine Prinzipien, fie z. B. daß bie Steuern das Kapital nicht angreifen umd daß fie nicht 
gemeinfchäplich fein dürfen. Vielmehr hat fie immer ven konkreten Fall, bie befonderen ein- 
ſchlagenden Berhättniffe ins Ange zu faſſen. Eine abſoluie Norm wilrde nur dann miöglich fein, 
wenn überhaupt nur normale Menjhen und normale Zuflände vorhanden wären. Dies wirb 
auch durch die ollgemeinfte Erfahrung beftätigt, denn wo wir binbliden, im Staaten wie in 
Gemeinden ift die Steueraufbringung nach den verſchiedenen Verhältnifjen eine verſchiedene, jo 
bafß, wenn bei ganz normalen, oder beſſer, idealen Zufänben ber völlig flewerfreie Verlehr mit 
Hanbelsartilein, und unter biefen ganz befonbers mit den nothwenbigften Lebensbebürfnifien 
— ſein würde, doch die gegebenen Zuſtände die Beſteuerung auch dieſer 

nicht nur als zuläffig, ſondern ſogar als eine nothwendige Finanzmaßregel recht⸗ 

fertigen lonnen. Und Hier hat die Vollswirthſchaftopolitil nur darüber zu wachen, daß dieſe 
Seſſeuerung in unſchädlichen Grengen gehalten werde. Unter dieſer Vorausſetzung wird aber 
vie Suläffigkeit und Rethlichteit der indirelten Beſteuerung dieſet Gegenflände um fo weniger 
bezweifelt, als bie direlten Steuern in — änferen Auftreten immer bie drückendſten find 
und bleiben. 

= senden wir nun das forben Gefagte auf unferen Fall an, fo erwähnen wir zuvörderſt, 
daf bie Herten Stadtverorbrietem nicht mur dem von uns gefaßten Befchluffe: 

0 Mbtheilung TIL. des Leihlaflentarifs fortzuerheben und zur beftehenden Marktrechte- 
0 Abgabe Himgugufählagen, 
Ihre Zuſtimmung verfagt, ſondern daneben andy noch beantragt haben: 

die Marftrechtsabgabe ſelbſt aufzuheben. 

eaſſen wir zunachſt dieſen Antrag ins Auge, jo müffen wir vor Allem bie Tarijfätze ber 
Märktrectsabgäbe, in welchen fie ala Handelsabgabe auftritt, von denen mnterjheiden, welche 
auſchliehlich als Konfumtions » oder Verzehrungsſteuer fih keunzeichnen. Und wenn im Bezug 
auf erſtere wohl noch niemals ‚über die Höhe der am ſich fehr geringen Abgabenfäge geflagt 
worden if; fo nehmen wirt boch feinen Anftand, wegen diefer uns mit Ihnen dahin einverftanben 
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— And. Zwar i-e6, wie wir wieberpofen, nicht fowoßf bie Raum 


Stadilaſſe geflofjenen Einnahmen von den nachverzeichneten koutofähigen, marktrechtpflichtigen 
Handelsartilein ergeben, und diefer Betrag lann nicht als erheblich genug angejehen werben, um 
diefe Abgabe den dem Handel daraus entfichenden Er ſchwerungen gegenüber mod feruer aufrecht 
zu erhalten. Und wenn wir biejer frage bereits jeit längerer Zeit unjere Aufmerkjamkeit zuge 
wendet hatten, fo ließen wir jest Ihren —* —* uns el⸗ willlommene Beranlaflung u 
dem Beſchluſſe dienen 

—X don Besen de nen Yen on dp Tateht vn fcdn, dem Hanbel 


Fenchel, Hanfr die Kleefaamen, fowie auberen Gämereiei:fie Ganpeneuib Drogneike: 

Händler, von Kräutern und Schmelzbutter, —— — a ar 

Regierung dazu vorbehalten, aufzuheben. i 
— Zußinummng bienzu dürfen wir in — — Antrage- auf —— hen 


Getreidegebühren zeither verein« 
sehe arte on Be an Wagen —— 


Ä — ST übrigen marttzeihteplihtigen GegenPänben, Sei 
weien’diefe Abgabe im der Hanptfache mr a1® Ronjumtionefeser pur: Erhebung Tommt. Hier 
pe er a in u mean. eg — 

von Vergehrungoſteuern zuläffig oder überhaupt rathſam fei? as * 


—— 
Hierbei müſſen wir jedoch dor Allem hervorheben, daß dieſe unſece abweichende Anſicht nicht 
ſowohl von der Einführung einer neuen, als vielmehr nur von der Forterpebung einer bereit® 
BVerzehrungsfteuer gilt, denm handelte es fi) um erflere, dann würbem wir und mit: 
Ihnen in vollem Einflange befinden, da es eim zweifellofer Erfahrungsfa if, baß eine nene 
derartige Abgabe den Konfumenten direkt belaftet, weil der Verkäufer fie, und zwar zumeiſt in 
a a re een 
während die Aufhebung einer beftehenden Komfumtionsabgabe, namentlich wenn fie, wie unfer 
Marltrecht, fo miebrig ift, baß fie bei ber Bertheilung auf Meine Ouamtitäten fleiterpflichtiger 
Gegenftände kaum zur Ziffer gebracht werben kan, — 
— ſondern nur dem Berläufer zu Statten kemmt 
Hiermit begegnen wir dem erflen, und dem Anfeine mad) wißtigen Beben, dur 


GAR Wei Den Sana Aite: duräh die Kufpebung bes Darttreihte 


von dem eigentlichen Marktartilein bie Tegteren einen Bortheil durch Erlangung  niebriger 
Preife nicht Haben, wohl aber erſtere, die Stabtlaffe, einen Ausfall zu Gunflen der Verkäufer 
erleiden würbe, 

‚Für die Bewahrheitung dieſer Behauptung haben wir aus der neueren und neueften Zeit 
ſchlagende Beifpiele. Die Aufhebung bes fogenannten Schlägelſchatzes und Spuntgeldes von 
fremben Bieren hat der Stadtlaffe einen Berkuft vom ungefähr 17,000 Thlr. jährlich zugefügt, 
während bas konfumirende Publilum bavon nicht den mindeften Vortheil gezogen hat, denn das 
von Außen eingeführte Bier ift in Folge diefer Maßregel weder billiger noch beſſer geworben. 

Ferner it der Steuerfag von zur Bank geſchlachteten Schweinen von 1 Thlr, 10 Nor. 
auf 15 Nr. durch das Gefeh vom 23. März d. I. herabgeſetzt worden. Die Staatslaffe hat 
dadurch einen ſehr namhaften Berluft erlitten, das Pubtikum aber darum keinen Vortheil ge- 
wonnen, denn dad Schweinefleiſch ift ungeachtet diefer Stewerermäßigung, die fi auf das Pfund 
um mehr als einem Pfennig repartiren ließ, micht billiger geworden. Und wollte man hiergegen 
einhalten, daß ber Preis des Fleiſches wegen höherer Viehpreiſe nicht habe herabgefet werben 
Können, jo ift dies unrichtig, denn letztere hätten nur das Wiederhinaufgehen der Fleiſchpreiſe 
veranlaffen, nicht aber unmittelbar nach dem Eintritte der Steuerermäßigung bie Beibehaltung 
der bis dahin inneftependen Fleiſchyreiſe rechtfertigen Lönnen. Ohnedies müßte ein fonderbarer 

Zufall obgewaltet haben, wenn die Steigung des Viehpreiſes und die Ermäßigung bes Steuer- 
ſatzes anf ein und denfelben Moment zufammengefallen wären. 

MWürbe nun aber ben Konfumenten ein direlter Vortheil durch ein Herabgehen ver 
Preife um den Betrag biefer Steuer aus der Aufhebung ber Konfumtionsabgaben nicht erwach⸗ 
fen, — und felbft bie Herren GStabtverorbneten wollen den Eintritt dieſes Vortheils mit der 
Ausführung Ihres Antrags nicht behaupten — fo fragt es fi dann weiter, ob durch eine 
ſolche Maßregel unferer Stabt der Nuten größerer Zufuhr an Marktartilein und bamit größere 
Konfirrrenz, in deren Folge aber niebrigere Preife der Lebensmittel herbeigeführt werden würden ? 
Die Herren Stabtverorbneten nehmen dies als zweifellos an, und deſſenungeechtet müſſen 
die Nichtigkeit diefer Annahıne im Abrede ftellen, denn obſchon bei der Unterfuhung ae * 
nicht außer Acht zu laſſen if, daß mit dem völlig veränderten Zeitverhältniſſen die Zufuhr an 
Marktgegenftläden in der Hauptfache nicht mehr von ben Produzenten felbft, fonbern vielmehr 
von Zwifchenhänbfern beforgt wirb, dieſe, bie Zwiſchenhändler, aber bei dem Bertriebe ihrer 
Waaren firenger kalkuliren, als die Produzenten, und bemzufolge zu entrichtende Steuern: 
größere Transportipefen jorgfältig mit im Rechnung zu bringen pflegen, fo ift es doch 
erwiefene Thatfache, daß biefer Zwiſchenhandel feinen Abſatz da fucht, wo er bie meifle Nach» 

frage findet, unbeirrt vom weiteren Transporte und von dem auf feinen Waaren am Orte des 
PA rer aeg erh e Werthe derjelben 
Neben, was bon unferen Marktrechtsfägen gewiß nicht mit Grund behamptet werben will und 
kann, Denn die angeflellte Kallulation ergiebt jelbft unter biejen erjhwerenden Umftänden im 
Betracht der größeren Nachfrage noch immer einen höheren Gewinn für den Abfa der begehr- 
ten Waaren von den Orten, welche dieje vermehrte Nachfrage micht gewäprleiften. Im dieſer 
Hinfigt bieten mum aber die größeren und veicheren Stäbte vor den Heineren und ärmeren ben 
entf&iebenften Vortheil dar, und wenn daher unfere Stabt irgend eine Beeinträchtigung in ber 
Zufuhr ihrer Marktbebürfniffe und im den Preisverhäftnifien zu erfahren hat, fo it der Grund 
dafiir entſchieden nicht in ber geringen Berzehrumgsftener, fonbern lediglich in ber Konkurrenz 
noch vollreicherer und mwohlhabenberer Stäbte und berem flärlerer Nachfrage nad den Marft- 
artileln zu juchen, welcher die Spitze um fo weniger geboten werben kaun, als dieſe itärlere 
Nachfrage felbft weit größere Erſchwerungen mit Leichtigkeit zu überwinden vermag. So ift es 
beifpielöweife bewiefene Thatfache, daß Berlin mit feiner halben Million Einwohner einen ent- 
ſcheideuden Einfluß auf die Zufuhr und den Preis ber Marktartitel ausübt, jo daß mithin auch 
der Wegfall unſeres Marltrechts bie grohe Anziehungstraft, welde bie vollreihen Gtäbte 
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yermiöge ber bortigen vermehrten Nachfrage, trot ber meiteren Eutſernung und ber auch dort 
beſtehenden Berzehrungsfteuten, für die Zufuhr der Lebensbedürfniſſe umleugber haben, zu 
Gunften Leipzigs im keinem Falle zu ſchwächen im Stande fein würde. Leipzig fleht aber auch 
im Julaude mit feinem Marktrechte leineswegs vereinzelt da, wohl aber fällt der Vergleich mit 
der Höhe viefer Abgabe im anderen Städten mur zu feinen Gunften aus. Uns liegt 3. B. bie 
Hanspaltsüberficht der Reſidenzſtadt Dresden für 1857 vor, und biefe weift am Einnahmen aus 
den Konfumtionsfleuern keine geringere Ziffer ala 101,754 Zhlr. 26 Ngr. — unb unter biefer 
Summe allein von Mehl und VBadwerk den Betrag von 40,961 Thlr. 2 Ngr. 7 Pf. nad, und 
deſſenungeachtet erinnern wir und nicht, daß bis jeßt aus Furcht vor Mangel an Zufuhr auch 
sine eine Stimme bort laut geworben wäre, welche die Aufhebnug biefer indirelten Abgaben ge- 
forbert hätte, um fie durch direkte Kommumanlagen zu erſetzen. Hat aber ſonach unjere Stabt 
die Konkurrenz anderer Städte nicht ſowohl wegen ber hiefigen Marktfteuer, als vielmehr nur 
wegen ber in letzteren vorhandenen flärkeren Nachfrage zu befürchten, fo hat fie anbererfeits 
wieber vor anderen minder vollreichen und minder. wohlhabenden Orten ben gleichen Bortheil 
voraus, denn 08 ift notoriſch, daß Leipzig von den Martthänblern des In und benachbarten 
Auslandes vor anderen Städten vorgezogen wirb, und eben fo, baß, wenn bier, wie z. B. in 
den Meffen, die Nachfrage fich ſteigert, Nachbarſtädte wie ſelbſt Halle und Merfeburg nicht nur 
einen Preisauffchlag ihrer Diorktartitel, ſondern fogar aud) eine Verminderung in deren Zufuhr 
erleiden müffen, und will man mod näher fiegenbe Beifpiele dafür herbeiziehen, melden ent- 
ſcheidenden Einfluß die größere Machfrage ausübt, fo kann es Jedermann auf bem nächſten 
Dörfern erfahren, wie ſchwer bie Verläuſer zu beflimmen find, dort unmittelbar von ben für 
dert Leipziger Abſatz beſtinimten Marktwaaren etwas abzulaffen. jo daß z. ®. bie dortigen 
Sommerbewohner ihre gewöhnlichften Bebürfniffe an Ort und Stelle nicht befriedigen Fönnen, 
ſolche vielmehr aus Leipzig zurlickbeziehen müfjen. 

Glauben wir num durch Borftcheubes bargethan zu haben, daß mit der völligen Aufpebung 
des Marktrechts unfere Einwohnerſchaft weder einen Vortheil an den Preifen noch in ber Zur 
fuhr der Marktartilel erlangen wird, fo wenden wir uns nunmehr zu bem weiter gegen deſſen 
Foriethebung geltend gemachten Einmwande, daß nämlich der Regieaufwanb mit dem Gxtrage bes 
Marlktrechtes nicht im Verhältniſſe Mehe und ſchon deshalb letzteres anfgegeben werben müſſe. 

Hierbei ſchiden wir voraus, daß umfere Thorregie, and wenn das Marltrecht aufgehoben 
werden wilrbe, nicht emtbehrt werben Tann, deun biefelbe hat außer biejer Abgabe noch das 
Damms+ und Brüdengeld zu vereinnahmen und demnächſt macht bie polizeiliche Ueberwachung 
der Stadt diefe Stationen ober, wenn fie befeitigt würden, anbere am berem Stelle, wie nament- 
fig eine größere Anzahl von Bezirköpoligeitvachen, durchaus nothwendig. Es läßt ſich daher 
nur ſchwer auseinamderhalten, welcher Theil ber gefammten Thorregieloften auf das Marktredht 
zit werfen jei? Wir wollen jedoch, und zwar micht etwa zu Guuſten biefer Abgabe, bie Aufs 
ſtellung einer Rechnung verſuchen und annehmen, an 
unferen fehs Thoren noch fermer je ein Thorſchreiber und je eim A —* — was bei bem 
nicht zu vermeidenden Tag + uud Nachtbienfte kanm als ausreichend wirb erachtet werben Können 
— wirben beibehakten werben müfjen. Diefe Beamten erhalten mach jetzigem Etat: 

3738 Thlr. Beſoldung nud bazu noch 
462 „ ſouſtigen Bedilrfniſſen 
4200 Thle, in Summa. 

Sonach würden alfo dem Marltrehte noch 5 ififtenten, tie übrigen Aufpafler in den 
Thoren und den Bahnhöfen und die Pfortemwärter zur Laft zu bringen fein nach dem Ergebnifle 
von 1857 mit: 

4691 Thit. 12 Ngr. 1 Pf. am Befolbungen, 

175 „ 4 „ 7 „ am Dantikmen unb 

100 ee Asche. ca: filr f , Bedürfniffe 
6527 Zhlr. 6 Mgr. 8 Pf, in Summa. 


bgez 
1199 Thir. 27 Ngr. 7 Pf. Reftitutionen am Kontoinhaber, 
158 „ 21 „ 5 Beitag ber kunſtig wegſatlenden Ab⸗ 
gaben von Hanbelsattifeln, 


798 Ehfe. 19 Nor. 2 Pf m Summe: Beet Ge — 
— * gi ober nad) Abzug obiger Regieloſten an 
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bie, ohne irgend einen Bortheil mit biefem Ausfall zu erzielen, durch divelte Kommunanlagen 
erſetzt werben müßte. Denn wie günfig auch immer unſere Finenzzuflände beurtpeilt werben 
mögen, fo finb fie boch feinesfalls von ber Art, daß birelte Steuern überhanpt entbehrt werben 
Könnten, und dieſe müßten um jo flärter herbeigegogen werben, je mehr andere Einnahmequellen 
verfiegen würben. Im lonkreten Falle wäre nun mindeſtens ein halbes Simplum unferer bis 
berigen Kommunaniage erforderlich, um den durch Aufgeben bes Darltrechte eintretenden Aus- 
fol in der Einnahme zu deden. Daß aber mit dieſer Net der Ansgleihung bem Steuerpflid- 
tigen wenig gebient fein möchte, dürfen wir al® umnbezweifelt annehmen, 

Denn nun aber das Recht zur Erhebung. biefer inbireften Abgabe anf onerojem Erwerbe 
und landesherrlicher Beleihmg beruht, weun fermer baffelbe als ein Theil unfere® Stauun- 


dieſer Intrade noch die durch $$,-28. 32, und 187. der allgemeinen Städteorduung ber Gegen⸗ 
wart auferlegte Pflicht ber Crhaltung dieſes Rechtes Hinzu. Dieſe Verpflidtung: füllt aber um 
fo ſchwerer ins Gewicht, als der Staat nach 9. 31. ver Berfafiungs- Urlunde befagtes Recht 
en en eb und nur im falle: dringender Rothwendigfeit ber 

entziehen barj, was andy bezüglich des Ratltrechts nech beſonders von ber 
ichen Kreisbixeltion wom 27. Februar 
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—* ber vertheilten Druchſchreift die wenigen’ Worte „für die Zukunft“ nicht 
ſondern ihnen vielmehr die nolhwendige Beachtuug bei Aufllhrung dieſer 
ohne Zweifel zu einer auderen Folgerung, als der aufgeſtellten, 
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dar die Herren Stabtvrtordneten, daß bie bloße Nichtübung eines Rechts 
Vorige Aufgeben deſſelben in ſich Tchfteße, ſolches vielmehr durch ausdrüchiche 
7 


98 


Wahrung geſichert und bei eintretender Nothwendigleit wieder ausgellbt werben tönne; allein 
fo richtig auch dieſe Anficht in der Theorie ſcheinen mag, obſchon auch hier micht verlannt wer- 
den darf, baf ber Anfprud auf Eutihäbigung ans ber Staatslaffe bei der zwangaweifen Auf- 
hebung eines nicht gelbten Rechtes. ſehr illuſoriſch werben möchte, fo muß doch gegen biefe 
Meinung entjehieben eingehalten werben, baß im ber Praris die Wiedereinführung einer ſelbſt 
nur zeitweilig aufgehobenen indireften Steuer anf faft unllberwindliche Schwierigleiten ſtohen 
wirbe, und daß, felbft wenn biefe überwunden werben fönnten, dann doch biefe Wiedereinfüh · 
rung von allen den Nachtheilen für die Konſumenten begleitet fein würde, welche, wie. oben 
bargethan worben ift, bie Einfügrung einer neuen Konfumtionsabgabe im Gefolge hat. - 

Endlich haben die Herren Stabtverorbneten bie Zuläffigkeit des fortzuerpebenden Marlt- 
rechts mit 8. 19. des Zollgefeges dom 3. April 1838 zu befämpfen und bamit dieſe Abgabe 
für eine gefetwibrige zu erklären verſucht. Diefe Auſchauung beruht aber lediglich auf dem 
Ueberfehen der im 88. 18. und 20, beffelben Geſetzes, ſowie in Art, 3. des ermenerten Boll» 
vereindvertrags vom 8. Mai 1841 (Gef. + u. Verorbn.- Bf. von 1841 ©. 133.) enthaltenen 
Borfepriften. Namentlich find im letzterwähnter Gefetftelle neben ber allgemeinen Beftimmung 
unter II. 2. (S. 183.), daß es jedem Vereinsftaate freigeftellt bfeibt, bie auf dem Verbrauche 
von Ergengniffen ruhenden inneren Steuern beizubehalten, alle vie Gegenflände fpeziell aufge 
führt, für welche fogar nene Steuern biefer Art eingeflihrt werben bürfen. 

Und in ber That, es wäre auch kaum zu verfiehen, wie es möglich fein lönnte, daß im 
ganzen Zollvereime gegen eine jo beflimmte Vorſchrift, mie fie bie Herren Stabtverorbneten für 
ihren Zwed freilich ohne Beachtung der daneben beftehenden mobifizivenden Beftimmungen, 
allein geltend machen, gehandelt werden bürfte, ohne daß ein Einfpruch der einheimiſchen Staate- 
Regierung ober ber eines zollverbüindeten Staates dagegen erhoben werben follte. Auf Sadjen 
haben wir in diefer Beziehung bereits hingewiefen und es wird hier kaum mod ber Bemerkung 
bedürfen, baf die Stäbte Preufiens neben den Zufchlägen zur Mahl - und Schlachtſtener ebenfo 
wie wir. ihre Konfumtionsabgaben erheben. Ja es macht ſich gerade im biefem Staate bie auf- 
fällige, in ihren Gründen hier micht zu unterfuchende Wahrnehmung bemerkbar, daß die meiften 
größeren Städte, obſchon ihnen die Wahl freigeſtellt if, ihre Staatsabgaben durch direkte Klaſſen- 
feuern ober durch inbirefte Abgaben, die Mahl» und Schlachtſteuer, aufzubringen, doch den 
fetsteren ben Borzug geben, ungeachtet e8 fi in vielen Fällen vehnungsmäßig nachweiſen läßt, 
daß fie auf dieſe Weife mehr bezapfen als mit Annahme der Klaſſenſteuer, und zwar lediglich 
um beswillen, weil fie biefe indirelte Beſteuerung ihren Verhäftniffen für eutſprechender und 
fomit für richtiger erfennen, als bie birefte, 

‚ Ferner erwähnen wir, daß im Baiern das bort umentbehrlichſte Lebensbedürfnitz, das 
Bier, von den Stadtgemeinden fo hoch befteuert wird, daß von biefer Einnahme ein großer, ja 
häufig der größte Theil der Gemeinbebebürfniffe gededt wirb und baf man enblich gerade im 
legtgenannten Staate damit umgeht, unter allmäliger Aufhebung aller direkten: Gemeindeſteuern 
bie ſtädtiſchen Haushalte lediglich mit indireften Abgaben zu beftreiten. Im Augsburg z. B. ift 
man nad ber uns beshalb gegebenen Auskunft, unb zwar zur te AZufriebenheit —— 
meindemitglieder, bereits zu dieſem Ziele gelaugt. 

Was nun ſchließlich die allgemeineren Bedeulen gegen das Moerltrecht anfangt, wie 
namentlich die vom Standpunkte. der Handelsfreipeit und von ben Magen bes Publikums und 
ber Beamten über die bei ber Erhebung. flattfindenden Pladereien und — — berge» 
nommenen, fo geflatten wir ums darauf zu bemerlen, 

baß uns Klagen der Beamten über zu große Schwierigleiten bei ber Grpebung en 
fo wenig wie bes Publilums über Pladereien belannt worben ſind. ) 

Die Rezepturmanipulationen find, namentlih fobald unferem Beſchluſſe zufolge biesauf 
obengebachten Haudelsartileln ruhenden Steuern in Wegfall kommen, bie einfachften;. bie es 
giebt, und wenn beffenungeachtet Klagen im Publitum laut werben, fo theilt dieſe Stemer das 
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2008 ;jeber anderen Abgabe, ba es jebenfalls bequemer und angenehmer ift, überhaupt nichts 
zum Öffentlichen Haushalte entrichten zu müffen, und wir irren uns gewiß nicht, wenn wir bie 
Bemerkung gemacht haben, daß über bie birelten Kommunanlagen, namentlih wenn fie in 
höheren Anfägen zur Erhebung fommen müſſen, mehr und fauter gelfagt wirb, als über das 
Marltrecht. Jeder Marktrechtpflichtige hat es aber jelbft in ber Hand, fih vor „Pladereien“ zu 
fhügen, er braucht nur loyal genug zu fein und ftets richtig feine Marktimporte zu beflariren, 
bann wirb er, zumal bei der Weifung ber Beamten, das Publikum möglichſt rüdfihtsvoll zu 
behandeln, dergleichen Klagen nicht mehr zu fürchten haben, 

Mit dem Prinzip der Hanbelsfreibeit fteht aber ferner, wenn man barumter nicht etwa 
eine freilich unmögliche abſolnte Verlehrsfreiheit verftehen will, die Erhebung von Konfumtions- 
Abgaben keineswegs im Widerſpruch; denn ber Meine Marktverlehr hat nichts gemein mit der 
Hanbelsfreiheit, welche für das Emporblühen und nachhaltige Gebeihen von Hanbelsplägen bie 
erfte Bebingung ifl. Den fchlagenbften Beweis dafür dürfte Hamburg abgeben, das in voller 
Freiheit feines großen Verkehrs das Emporium eines Welthandels geworben ift, und unbejchabet 
beffen doch feine fehr hohen inneren Berzehrungsfteuern hat und forterhebt. 

Zu allen dieſen forgfam erwogenen Gründen kommt aber mod bie erwiefene Thatfache, 
baß zu allen Zeiten bei den Völlern, die ſich durch vorzugsweiſe entwidelte Handelsverhältniſſe 
ebenfo wie durch ihre Freiheitsliebe amsgezeichnet haben und noch auszeichnen, dem inbireften 
Steuern dor dem direkten der Vorzug gegeben worben ift und noch gegeben wird. Die italieni- 
(hen Republiten eben fo wie Holland kannten zur Zeit der höchften Blüthe ihres Handels und 
ihrer Freiheit ſehr Überwiegend inbirefte Steuern, und baffelbe ift in größerem ober geringerem 
Maßſtabe noch Heute in den nordamerikaniſchen Freiftaaten, in England und in Norwegen be» 
züglich der Staats. und Unionsabgaben der Fall, während Stalien und Holland mit dem Ber 
falle des Handels umb ber Freiheit das bis dahin geltende imbirelte Steuerfyftem mit bem 
direften vertauſchten. Diefe Wahrnehmung ift um fo erklärlicher, als der Kaufmann oder ber 
Gewerbtreibende eben fo wenig als der nach möglichft ſelbſtſiändiger und freier Bewegung trad- 
tenbe Privatmann feine Gefhäfts- ober Haushaltungsgeheimmiffe gern dem Cinbfide Dritter 
preisgiebt. Ein folches oft mit bem ſchreiendſten Unzuträglichkeiten verfnüpftes Einbrängen in 
biefe Geheimniſſe Täft fi aber am wenigften bei fonfequenter Durchführung eines birelten 
Einkommenftenerfyftems, ganz abgefehen von beffen fonftigen Webelfländen, vermeiden. 

Dies Alles reiflihf erwogen, haben wir es nicht vermocht, dem Antrage ber Herren 

Stabtverorbneten auf Wegfall des Marktrechts uns weiter anzufchließen, als dies bereits durch 
unferen Beihluß, bie bisher davon betroffenen Handelsartilel von dieſer Abgabe zu befreien, 
erfolgt if, und wenn wir biefen Beſchluß auf Holz und Kohlen nicht ansgebehnt haben, jo 
findet dies feine Rechtfertigung barin, daß bei biefen Artikeln ber Beweis ber Ausfuhr Behufs 
der Abſchreibung vom Konto niemals auf Schwierigkeiten geftoßen ift, weil berfelbe mit nur 
fehr vereingelten Ausnahmen in Wagenladungen an ben Hebeftellen ein- und auspaifirt, während 
die fonfigen oben nampaft gemachten Hanbelsartitel in der Regel in größeren Duantitäten 
eingehen und dagegen im Heinen Mengen, zum Theil als Beipadungen, wieder ausgeführt wer- 
den, woburd bie Beſcheinigung der Wiederausfuhr alerbings zur Unbequemlichteit wird und 
häufig gar nicht möglich if. Somit fällt aber bei Holy, Holzwaaren und Kohlen ber Grund, 
welcher allein bie Auſhebung der baranf gelegten Darkiftener rechtfertigen könnte, nämlich die 
Erſchwerung bes größeren Haudelsverlehrs, völlig weg. 
Wenn wir aber nunmehr hoffen bilrfen, wegen ber Forterhebung bes Marftrechts in dem 
begangenen beſchränkten Maße mit ven Herren Stabtverordneten uns wiederum in erwünſchtes 
Einverflänbniß geſetzt zu haben, fo glauben wir un® auch Ihrer hiermit erbetenen Zuſtimmung 
noch zu einer zwiefachen fpeziellen Aeuderung bes Diarktrechtstarifs verfichert halten zu Fönnen. 
Bir haben nämlich beſchloſſen: x 


1) im Betracht, daß die Braunkohle als das billigſte Brenumaterial hauptſächlich von 
der minder bemittelten Bevölkerung in Gebrauch genommen wirb, im ihrem Werthe 
aber den Steinlohlen, Koals und anderem Kohlen nicht gleichzuftellen iR, dem Hebeſatz 
davon unter I. a. des Tariſs von 3 Ngr. 8 Pf. für das Fuder — eine ambere Ein⸗ 
fuhr al® in Fudern findet fo gut wie gar nicht flatt — anf 4 Ngr. 3 Pf, herabzu- 
jegen, und 

2) dem Tariffage nnter ITE. 2. a. „von Land-Brobbädern* die Worte beizufügen „vom 
Stande“, da biefe Abgabe nicht fowohl eine Vergehrungsftener vom Brode als viel⸗ 
mehr ein Staudgeld für die Erlaubuiß, auf unſerem Darkte feil zu halten, iſt. 

Ganz: dieſelben Grumbfäge, welche für uns wegen ber Forterhebung des Marltrechte 
maßgebend fein mußten, leiden aber auch ihre volle Anwendung auf den Leihlafjentarif, und 
vechtjertigem ſomit unſeren Beil : 

unter Aufpebung der Abtheilung I. umb IL. dieſes Tarifs bie unser Abteilung III, 
deſſelben gehörigen Gegeuftänbe auch ferner mit, dem daſelbſt ausgemorjenen; Hebejähen 
zu befteuern, und biefe mit den Sägen des Marltrechts für dieſelben Artikel zujamı« 
men zu ſchlagen. 

Diele Maßregel, wenn fie jonft durch bie ebem bargelegten Grunbläge im Allgemeinen 
gerechtfertigt wird, empfiehlt fih noch im Beſonderen dadurch, daß es fid bei ihr um bie 
Foxterhebung einer zeither ohne Beſchwerde im Uebung gemeienen Abgabe lediglich vom ſoge ⸗ 
taunten Suzusgegenfänden handelt, bemu „allerhanb zahmes Federvieh, Vögel und Feberwilbpret, 
Wilppret in ganzen Stüden, einzelne Wildpretſtücle und feineres Fiihwert“ gehören recht 
eigentlich, under, bie, Gattung non Berzehrungsgegenflänben, beren höhere Befleuerung bißher nad, 
ollgemein, ala gererhtiertigt erfannt und empfohlen wird, unb die darauf durch bie Leihlaſſe 
jeither, gelegte Steuer. hat gewiß niemals die. Konſumtion derjelben erſchwert, und bereu Beibe- 
haltuug wird, biefe auch Hinftig ſicher nicht erichweren, 

IM, daher dieſe Abgabe am, fich wicht dem mindeflen Bedenlen unterworfen, fo tritt bei 
ihr, der ſehr gewichtige Bortheil im, ben Borbergrund, daß berem Forterhebung, weil fie. mit dem 
Marftrechte zugleich zu, entrichten. if, Leine Vermehrung der, Regiekoſten verurſacht, und berem 
Grirag, deu wir mindeſtens mit 8000 Thlr, jährlich veranfchlagen dürfen, wird. baher ala reine 
Netto⸗Einuahme zu, dem obigen, Netto⸗Ergebniſſe des Marktrechts hinzutreten, wodurch 
bie gefammten Rezepturloften in ein günftigeres Prozentverhäftniß zur Brutto » Einnahme 
tretem. Und eben jo wenig ift hierbei zu überjehen, daf ver auf dieſe Weiſe erhöhte Ertrag bes 
Marltrechts nahezu ein volles Simplum unferer zeitherigen Kommunanlage repräfenticen wird. 

Dürften ſich aber damit Ihre Bedenken gegen biefe Abgabe völlig eriebigen, fo wieder⸗ 
holen wir, unter Feſthaltung unſeres darauf bezüglichen Beſchluſſes, mit ver zuverfichtlichen Hoff- 
nung, auf beiberfeitiges Cinverflänbniß unſere Bitte um Ihre Zuſtimmung zu deinfelben. 


Zu 2, 

Die Herren Stabtverorbneten bezeichnen bie Beibehaltung der direlten Steuer vom fo 
genannten grünen Buche als ımnöthig und als unzweckmäßig, und zwar als unndthig, weit 
kin Grund vorhanden fer, file das durch birefte Steuern zu bedienbe nothwendige Haushalts⸗ 
bebürfniß einen zwiefahen Stenerfuß anzulegen, und demzufolge den Bisher für die birelten 
Gemeinbeabgaben in Anwendung gefommenen, an das als vorziiglict anerlaunte Staatöfleuerfüftern 
ſich eng anfgliefenden Steuerfuß zum Theil wenigſtens zu berfaffen, als ungwedmäßig aber 
um beswillen, weil van biefer. Abgabe bie tie Meſſen beinchenben frember: Berlänfer mit - 
betroffen würben, und fobaun weiß: biefelbe nicht gleichmäßig; vertheift: werben: könne. 

Diefe Bedenken kongentricem ſich nun aben, im fo. meit fie nicht vom der beſondern Rüch 
fihtmahne. gegen. bie fremden Verläufer hergeleitet find, in ber: Beantwortung der jühon; oben 
unter 2, aufgeworfenen Frage: 
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ob bei Erhebung von ditekten Sieurrn Uberhaupt bie Unlegung eines zwiefalhen 
Steuerfußes anzurathen fei? 

Dir nehmen feinen Auſtand auch dieſe Frage mit Rückſicht auf unfere beſonberen Ver⸗ 
haltniſſe im Gegenfage zu ber Aunſicht ber Herren Stadlverordneten zu bejahen, und werden 
verſuchen dieſe Meinung in Folgendem zu begrüuden 

An die Spitze ber uns hierbei leitenden Motive flelien wir folgeuden praltiſchen 
Grand: 

Sion twieberhoft finb wit bei der Mörtiglichen Staatsregierung, wenn wir Diefelbe im 
Genehmigung des Zufchlage unfrer Kommungnlage zur Stahtsftener erſuchten, auf Schwierig⸗ 
feiten gefloßen, indem man bort don bet Anflcht ausgeht, daß bei dieſer Mobalität ver Er» 
hebung ber direften Gemeinbeabgaben bie Staatöftener das ganze Odium ber letzteren mitzu⸗ 
fragen babe, und es find uns daher von biefer Seite die befiinmiteften Audentungen gemacht 
worben, daß die Genehmigung zu diefer Beſteuerungsweiſe namentlih bamı werde berfagt wer⸗ 
dert müffen, wein der Zufchlag in Yöperem Maße als bisher beantragt werben follte, Einer 
ſolchen Ebentualitat darf fi aber bie Gemeindeberwaltung nicht ausſetzen, denn träte einmal 
die Nothwendigleit der Aufſuchung eines neuen anberweiten Gteuerfußes im Folge folder ab» 
lehueuden Entſchliehung der Königlichen Staatsregierung plötzlich ein, hann wärben, weil ein 
ſolcher fofort nicht Leicht aufzufinden, noch ſchwieriger aber mit ber Gemeindevertreinug zu 
vereiubaren fein wird, nad) den verjäjiebenften Seiten hit bie unbequemften Berlegenbeiten fich 
fuhlbar machen. 

Einer ſolchen Möglichkeit muß daher in Zeiten, ſobald ſich nur bie Füglichleit dazu 
derbietet, im Jutereſſe bes Gemeindeweſens vorgebeugt werben, und dieſe Füglichleit erblicken 
wie in der weſentlichen Beibehaltung des ſogenannten grümen Buches, nachdem deſſen bisheriger 
Zweck die Kriegoſchuldenilgung, erfüllt if, zut Dedung bet Gemeindebedürfnifſe neben dem 
zeither üblich geweſenen Zufchlage zur Staateflener. 

Abgejehen jedoch von dieſem gewiß nicht zu unterſchätzeuden rein praktischen Grunde 
glauben wir and; nadhweilen zu Tönmen, daß bie Abgabe vom grünen Bude, und namentlid 
der als Miethäftener zur Erhebung kommende Theil derielbert, ganz; befönder® dazu geeignet If, 
fo mande Härten, welche das Staateſteuerſyſſtem bei aller Borzüglichkeit befjelben, bie am 
wenigflen wir verfennen wollen, doch mit fich führt, zwedkitiäßig audzugleichen, ſo daß Beide 
Spfteme ſich ergänzen, und dadurch unſere Beſteuerung ber Son ben Herren Stabtverorbneten 
vorzugeweiſe empfohlenen Idee der ummittelbaven Beſteuerung des Vermögens und Einklommens 
nabe gebracht wird, fo weit dies überhaupt möglich ift und fo weit biefer Idee überhaupt eine 
reelle Bafls zugeftanben werden kaun und von der Wiſſenſchaft zugeftanben wird. Dabei wöllen 
wir feineswegs in Abrebe flellen, daß nicht auch dann noch mannigfache Mängel ſich bemerkbar 
machen werben, aber bieje Mängel werben daun wenigſtens verminderte fein. Denn auch hier 
bat bie Wiffenfhaft ſowohl als die Praris ihr entſcheidendes Urtheil dahin abgegeben, daß eine 
Mehrheit der Steuern einer einzigen Steuer bei weiten Worzupiehen iſt, weil jeve Steuer, wie 
sotzikglich fle auch immier genauut werben ıttag, doch, wie jebe menſchliche Einrichtung, ühee 
yabfreichen Umvollommenheiten nd Mängel hat, biefe aber nur durch gleichjeitige Anwendung 
verihiebener Beftenerungsmodalitäten ausgeglichen werden Lönnien. Und gerabe beöivegen 
empflehft ſich auch eine zweclmäßige Miſchug mehrerer Steuern, und muiter biefen natentlich 
ber bireltem mit indirekten, am meiften Die neuere Nationdlökonomie ertenmt dies ausdrücktich 
an and iſt darliber nicht in Zweifel, daß bie Bevorzugung einer Gtewergattung ober die Ans 
wähme überhaupt nut einer ausſchließlichen Steuer aus falſch verſtandenem Beſtreben nad 
mðglichſter Einfachheit einer veralteten Theotie augchort. 

ME den Fühlbarflen Uebelſtaud anferes jetzigen Stenerſyſtems bezeichnen win aber den, 
daß, während bie große Zahl derer, welche auf ein fees Einkommen angemwiefen find, mithin 
alle Beamte, Üffeiitliche: wie yriwate‘,; vieles Einkommen bis auf bem leiter Heller verſteuetn 
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müßten, bie Maffe aller Gejhäftslente, mögen fie dem Gewerbe im engeren Sinne oder bem 
Handelsftande angehören, nur ammäherungsweife abgefhägt unb deshalb won ber Steuerpflicht 
weit weniger betroffen werben als jene, Denn wer wollte wohl leugnen, daß ber farg befolbete 
Lehrer verhältnigmäßig weit höhere Steuern zu tragen hat, als ber mit reichem Gewinne ge- 
fegnete Kaufmann, ober ber glücdlich emporfizebenbe Inbuftrielle, ober ber vielgefuchte Arzt 
oder Sachmwalter? Gewiß Niemand! Dam vergleiche nur bie Steuerfäge, bie jene, unb welche 
diefe zu entrichten haben, und bie Wahrheit dieſes Mangels wirb fi ſchlagend beflätigen. Wir 
find hier weit bavon entfernt, dies Ändern zu wollen, wir freuen und vielmehr, wenn bem 
Handel und ‚Gewerbe fein Betrieb durch minbere Steuerlaſt erleihtert wirb, benu feine Proßpe- 
rität ift die Lebensadet fr das Gedeihen des Staates und der Gemeinde. Aber beffenungeachtet 
darf eine billige Ausgleihung biejes Mißverhältnifies angefirebt werben, unb bie in ber bis⸗ 
berigen Miethfteuer unleugbar liegende Ausgleigung hat gewiß noch Niemand als eine unbillige 
bezeichnet. Wir geben zu, baß hiermit noch lange nit alle Mifflände bejeitigt werben, denn 
das ift am fich unmöglich, aber gewiß iſt das unſerer Miethftener vom den Herren Stabtverorb- 
netem entgegengehaltene Beiipiel vom reihen Maune, ber im Dachſtübchen zur Aftermiethe 
wohnt, nur eine vereinzelte Ausnahme, während bie obenerwähnte Ungleichheit, welde unfer 
Staatöftenerfpftem mit ſich unvermeidbar im Gefolge hat, für bie gedachten Klaffen der Steuer- 
pflichtigen die Regel bildet. | 

ferner heben wir hervor, baß bei unferer jetzt Üblihen Kommunanlage auch ba® geringfte 
Einlommen — wir erwähnen beifpielsweife bie gebrüdte Klaffe der Nätherinnen — zur Steuer 
herangezogen wird, während von unferer bermaligen Miethfteuer, ganz abgefehen von unferem 
diesfalls noch weitergehenden Vorſchlage, der minder Bemittelte gar nicht, oder doch nur ſehr 
gering getroffen wird.) Zahlen beweiſen auch hier am beſten und deshalb führen wir, zum Be⸗ 
lege des Gejagten, die gewiß auch Ihmen nicht unbelannten Progentfäge am, nach welchen fich 
die jetige Miethftener unter bie einzelnen Kontribuenten vertheilt. 

Nach den damaligen und künftig feinenfalls zu erhöhenden Steuerfägen find bie unter 
40 Thaler Miethzins zahlenden ca. 4000 Miethbewohner ganz flenerfrei, und entrichten 
4591 von 40 bis zu 99 Thlr. Miethzins zahlenden Einwohner 4,8 pCt. ber ganzen Steuer. 
fumme mit 1380 Thlr., 
1783 „ 100 „ „150 „ Miethzins zahlenden Einwohuer 7,5 pCt. ber ganzen Steuer- 
fumme mit 2140 Thlr., 
1679 „ 21 „ „800 „ Miethzins zahlenden Einwohner 24,6 pCt. ber ganzen Steuer. 

fumme mit 7000 Thlr., 
1107 „ 301 Thlr. und darüber Miethzins zahlenden Einwohner 63,1 pEt. ber ganzen Stener- 
fumme mit 18000 Zhlr., ; 

ohne daß ſelbſt die höher Beſteuerten im Allgemeinen fi über die Laft biefer Steuer mit Grund 
zu beffagen gehabt haben, 

Bas num aber die gegen bie Fremden gehegte Rüdfichtnahme anlangt, fo find wir mit, 
Ionen der Anſicht, daß im Betracht der Stellung Leipzigs als Handelsplatz gegen biejelben bie 
größte Billigfeit obwalten muß, aber gewiß wird dieſe Billigkeit nicht verlegt, wenn ben rein 
ben nicht mehr angeſonnen wird, al® das, was ber Einheimifche zu tragen hat. Und wenn 
unfere Gemeindemitglieber von dem Betrage ihres Miethzinfes eine Abgabe zu entrichten haben, 
fo wird auch der nnbefangen urtheilende rembe, ber hier wegen feines Geſchäftobetriebes ein- 
zumiethen hat, es nur in ber Orbmung. finden, wenn er von biefer Abgabe nicht befreit bleibt. 
Uebrigens aber find wir ber Ueberzeugung, daß feiner derſelben fih um biefer am ſich geringen 
Steuer willen von dem Beſuche unferer Mefjen abhalten laſſen wird. Wer feinen Bortheil 
überhaupt bier findet, ber kommt trotz derſelben zur Leipziger Mefie, und wer bajelbft nichts zu 
erwerben vermag, ber bleibt auch nach Beſeitigung biefer Abgabe fern von und. Im biefer 
befonderen Hinficht birfen wir aber wiederum anf unſere Reſidenz Dresden Bezug nehmen, im 
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welcher bie bireften Abgaben überhaupt in ber Form der Miethſteuer und zwar von einheimiſchen 
wie fremden Abmiethern erhoben werben, obſchon Dresben ganz befondere Rüdfihtnahme ben 
dort’ ſich aufhaltenden, nur vwerjehrenden , nicht erwerbenben fremden zu gewähren hat. 

Deflenungeachtet verfennen wir nicht, daß bie Abgabe vom grünen Buche, wenn fie 
künftig zur "Stabtlaffe forterhoben werben ſoll, bei allen ihr zuzugeſtehenden Borzilgen, doch 
einer Mevifion in allen ihren Theilen zu umterftellen fein wird, und namentlich erllären wir 
und bezüglich des auf dem Grumnbeigenthume faftenden Theiles derſelben germ bereit, bie bie®- 
falfigen Stenerfäge mit Ihnen gemeinſam in der Richtung zu revibiren, daß am bie Stelle ber 
als Stenerfuß dienenden jetzigen Abſchätzung der Grumbftlide ber Steuereinheitenfuß geſetzt 
werde. ine folche allgemeine wie befondere Revifion bebarf aber fo langwieriger Borerörte- 
rungen nnd Berathungen, daß damit’ bis zum Ende biefes Jahres nicht, felbft nicht beim 
eifrigſſen Zuſammenwirlen, zum Abſchluß gelangt werben kanu. Died macht es aber dringend 
rathſam, immittelft eine Suspendirung biefer Abgabe nicht eintreten zıt faffen, und beshalb 
haben wir befchloffen: 

die Abgabe zum gränen Buche in bieherigem unveränderten Mahe zur Stabtlaffe noch 
für das Jahr 1859 fortzuerheben, den dadurch zu erwartenden Ertrag bei ber Feſt⸗ 
ſetzung des Kommmnzufhlags zur Staatefteuer im gehörige Rechnung zu bringen, 
innerhalb dieſer Zeit aber erſtgedachte Steuer mit Ihnen einer grünbfichen Revifion 
zu unterwerfen, um auf biefem Wege endlich zu einer befinitiven Verabſchiedung 
biefer Frage zu gelangen, 

Indem wir die Herren Stadtverorbneten um Ihre gefällige Zuftimmung zu dieſem Be- 
ſchluſſe ergebenft erfuchen, bemerken wir fehließfich noch, daß wir, wenn es gelingen follte zu 
einer entiprehenden Vereinbarung hierin mit Ihnen zum gelangen, jebenfalld ben gemwichtigen 
Bortheil erreichen werben, das durch direfte Steuern aufzubringende Gemeinbebebilrfniß gleich“ 
mäßiger als zeither unter bie Steuerpflihtigen, und zwar nicht nur anf zwei, ſondern auf vier 
Termine zu vertheifen, wodurch die Stenerzahlung zweifelsohne weſentlich erleichtert wird. 

Zur gelammten in biefer Mitteilung behandelten Steuerfrage aber dürſen wir das noch 
hinzufügen, daß, fo fehr auch Hierin bie Anfichten auseinandergehen mögen, barliber doch Wiffen- 
ſchaft und Praris ein übereinftimmenbes embgiiftiges Urtheil gefällt haben, daß es nimmermehr 
rathſam if, beſteheude Abgaben aufzuheben, um ſie durch ſtärleres Heranziehen ber Stenerfraft 
als bisher bei ſchon vorhandenen Steuern ober durch Einführung ganz neuer Stemern zu erfeen. 
Jeder Wechfel einer durch Tangjährige Uebung eingebifrgerten Beftenerungsweife muß als eine 
öffentliche Kalamität bezeichnet werben, denn wie wohl erwogen auch inimer das am bie Stelle 
bes Bisherigen tretenbe Neue fein mag, und beftänbe die® aud nur darin, daß man eine ge- 
wohnte Steuer aufheben und deren Ergebniß anf eine ambere ebenfalls ſchon in Uebung geweſene 

abe übertragen wollte, jo gehört doch wiederum eine Tangjäßrige Gewohnpeit dazu, um einen 
folgen Wechſel fir die Stemerpflichtigen erträgfich zu madhen. 

Indem wir den Herren Stabtverorbneten das Vorftehende zur gefälligen Eriägung mit- 
theilen, glauben wir Ihnen bamit zugleich den Beweis zu Tiefer, "dafs wir biefer Frage ben 
vollen Ernſt gewidmet haben, weldhen deren hohe Wichtigleit erfordert.” 

So weit bie Rathezuſchrift "Der Finemaueſchutze hette ſich dahin geeinigt, daß gegeit- 
märtig wegen Kürze ber Zeit eine deſtuitive Erlebigung ber Sache unthunlich, alſo ein Probi- 
foriimm möthig erſcheine, namentlich ba in nächſter Zutunſt die Stadiverordnetenverſammlung 
eine ganz anbere fein werbe. Demgemäß fchlug der Aueſchuß einſtimmig wor: 

unter Offenhaltung aller noch ſchwebenden Fragen und Differenz Punkte bie provi⸗ 

ſoriſche Forterhebung ber nachſtehenden Steuern, und zwar längſtens bie zum 

30. Juni 1859, mit dem Vorbehalte zu genehmigen, baß über die Berwenbung ber 

dırcd) diefe Steuern eingehehben Gefber Befonpere Befchtnffaffung zu erfolgen habe, 
und zwar unter, biefen Mobifilationen 
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e) die Forterhebuug des Morltrechts, Markiſſand - aber Stättegefd-Eaxifs mit Aus- 
nahme ber pom Siadiraih in deſſen Zufcheift angeführten, dem Handel angehöri⸗ 
gen Artifeh, ala eigen and Berfiengrieh, Graupen, Gräupiken 
Erbſen u, f. w, zu genehmigen; 

b) umter Aufhebung bon Abtheilung L. und IL des Leiplafien - Tarif$ bie unter Ab⸗ 
tpeilung TIL. beffelben gehörigen @egenflände mit 
Hebefägen zu befleuerm und diefe mit bem Süßen bes Marttredhtg für biefelben 
Artitel zuſammen zu ſchlagen, forwie den in ber Mathezufchrift im Worfchlag ge- 
brachten Mobiflfationen und Abänderungen bezüglich ber Braunkohlen unb ber 
Sanb-Brobbäder beizuftimmen; 

c) bie Abgabe zum grünen Buche in bisherigem unveränderten Maße zur Stadtlafſe 
noch bis zur oben angegebenen Zeit fort zu erheben, innerhalb dieſer Zeit aber 
diefe Steuer mit ben Stabtverorbneten einer gründlichen Reyifion zu unterwerfen, 

Die Berfammlung nahm bie Vorſchläge des Ausſchuſſes unter a. und db, einftimmig und 
ſtatt bes Vorſchlags uuter c, den Antrag des Kramermeiftere Poppe 

ben Rath zu erfuchen, fih mit den Stadtyerordueten über die fernere Erhebung ober 

die Aufpebung ber fogenannten Steuer bes grünen Buchs alsbaldigſt und dergeſtalt 

in Bernehmen zu jegen, daß biefe Frage fpäteRens vor Ende April 1859 erfebigt 


werbe 
unter Ausſchlagertheilung des Vorſtehers bei gleicher Stimmenzapl für und wieder au. — 

— R.— Ghemnig, im Dezbr. Unſere Öffentlichen ſtädtiſchen Auſialten —— 
ſortwaͤhrenden Veränderungen un Umgefaftungen, weil fie foR alle vom vornherein für bas 
raſche Wachſen der Stabt zu Hein angelegt wurden. Diefe ewigen Umänderungen, namentlich 
auch in bes Berwaltung biefer Auflalten vermehren micht nur bie Kofen, fonbern bringen 
auch öfters unangenehme Reibungen zwiſchen bem Gtabtrathe und ben Rommunertretern hervor, 
So hat ſich in meuerer Zeit auch eine Reorganifation bes gefammten Schulweſens erforderlich 
gemacht, bie indeſſen noch lange nicht beenbigt if, weil der Stabtrath, amflatt das Mothwen- 
digſte. 2 Schulgebäube für bie allgemeine Burgerſchule zu bauen, erſt das Mindernothmwenbige, 
eine Realſchule ausführte. Daburd mußte nothwendig bie allgemeine Reorganifation unferer 
Schulanfalten in Stoden gerathen und an beren Stelle ein ſehr unerquidliches und nachthei· 
liges einſtweiliges Auspelfen treten. Die Urſache liegt darin, daf unfer Siadirath, ſo rährig 
derſelbe ſonſt iſt, ſich ſelten zu einem höhern, bie Veblrfniffe vollſtändig erfaſſenden Stand ⸗ 
punkte zu erheben vermag. — Unter ben Umgeſtaltungen neuerer Zeit nimmt and ba® fläbe 
tiüche ‚Bauamt eine hervorragende Stelle ein, Zeither ſtand und fleht mod dem Baufache ein 
befolbeter Baubigeltor mit einem Jahresgehalt von 700 Thlt. vor, bem eime Baubeputation 
ans Mitgliebern bes, Siadtrathes und ber Gtabtverarbueten ur Geite fleht, ober befler geſagt, 
faltiſch vorgeſetzt iſt. Aber auch die Rathomitglieder find mi ber. befonbern fpezieflen Yusfüh, 
22 beaufttagt. Auf den erfien Blid muß man erlennen, baf eine ſolche 
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fügzenden Kathemitglieder, wovan einer berf —— Banbeputation, führt, der- 
Reben in der Megel vom Ba wenig. ober — — a SE Zee: 
bünten ohne Uebereinftimumpng mit. feinen —— ohne allgemeinen Plan, tommt 


noch, daß bie ausfühzenben Stabträthe des —R häufig wechſeln, mit jedem aber 
andere, Ynfiten geltend, werben. Der Baubisektor if} hierbei fonief wie eine Null und tan 
beim befien Bien Men und aller feiner Thätigfeit nicht, helfen. Die Sache liegt fo im rgen, baß 


inierefjanten —X teuerreform Eu Göunkung ihnen. bie fernexe — dieſer 
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menerkih ber Gtabtrath doch mit einem Reorgamifationsplan hervortrat, nach weichen 2 Bau- 
direltoren, cĩner mit 900 Thle. und der andere mit 700 Thlr. Gehalt angefiellt werben jollen, 
welden Plane inbefien bie Stabtverorbneten ihre Zuflimmung verfagten, weil fie mit Bert 
befürshteten, daß zwei einander gleichberechtigte Direltoren der Fortdauer biefer Verwirrung nur 

würden und ſchlugen vor: nur eimen, aber hinreichend befähigten Banbivelter mit 
1000 Zhie. Gehalt und ausreichende Selbſtſtündigleit anzuflellen, womit inbeffen der Gtabtrath 
dem Bernehmen nad nicht einverflauden if. — Eime ambere wicht minder verunglüdte Sache 
unfere Gasbeleuchtung, hat im jüngfer Zeit bie ganze Stadt im eine gewiſſe Aufregung gebracht. 


überlaffen, in den Hierliber mit letzteren abgefchloffenen Kontrakt die Imtereffen der Konſumen⸗ 
biefe fa gang in bie Hände ber Unternehmer gegeben ſind. 
&o famı c6, bafı biefelben: bei jever mit. eimein BaSubiiehmer vorgefommenen, wenn aud uube- 
bentender Differenz fogleih mit fiebenswürbiger Brutalität das Gas abjperrten und die Ab⸗ 
nehmer zwangen, ben willtührlichfgn Anferderuugen ſich zu fügen. Ju neueſter Zeit nun fing 
umferg pprtrefflihe Gasanftalt nach zwei Seiten hin am fih neue Bortheile anf Koſten ‚ber Ab- 
mehmer zu derſchaffen, indem fie jo ſchlechtes Gas lieferte, daßz man bei voller Beleuchtung bucr 
—* im Schatten, wenn nicht gar im Dunleln ſich befand, nehenbei aber auch ohne Rückſicht 

— Keen therigen Gasmeſſer der Privaten, deren Eigentum fie waren, herausnehmen und ueue, 
für ihren vortheil ſchnellet zählende Gasmeſſer eiuſetzen ließ. Zu aller dieſer Ungehörigkeit 
ſchwieg ber Stadtrath und mußte ſchweigen, weil im Kontralte in ber Sache nichts —* 
worden Wat. Gegemwärtig iſt num ber Siadtrath mit den Cigenthümern ber Gasanflalt weg 
Ankaufs derſelben für bie Kommune in Unterhanblung getreten, he Beh 0 al Ya 
Opfern bon Seiten ber letztern denn doch beſſer wird. 


Bwidau, 15. Dezbr. Heute Vormittag 11 Uhr hat der hieſige Stadtrath und eine 
Deputation des Stabtverorbneten.Kollegiums dem Staatsminifier a. D. Kreiedireltor Freiherrn v. 
Friefen in Anerkennung feines fegensreihen Wirlend als Borftand der Knigl. Rreispireftion 


ã 


sr T. *8 Der hieſige Gemeindevorſtand hat eine Ueberſiche der bei der Se⸗ 
ber hieſigen Stadt im Jahre 1857 geführten Rechnungen veröffentlicht. 
Man erfieht F daß im der Kämmerei- (Haupt) Rehmung die Einnahme 68, Thlt., 


| Pafftv 
zurücgegoßften und 6535 Thlr. am ausgefiehenen Kapitalien betragen hat. Im der Einnahme 
befinden ſich 10,271 Thlr. am ſtädtiſchen Berbrauchdabgaben und 18,899 Thlr. Beiträge nach 
dem Steuerfuß 4Yı Pf. vom Zhaler-Einkomnmen, inte. ber Armenfener, in ber Ausgabe 


Gotha, 21. Dezbr. Der Hiefige Stabtlaffenetat pro 1859 iſt von dem Stabtverorbneten« 
Kollegium genehmigt worden. In Einnahme und Ausgabe ift derſelbe auf 40,583 Thlr. 5 Sr. 
geftellt und es if erftere durch 27,137 Thlr. an direlten und indireften Abgaben, 10,862 Thlr. 
Abwurf vom ſtädtiſchen Bermögen (Aktivlapital gleich 73,254 Thlr.) und von Gerechtigleiten, 
fowie durch 2583 Thlr. an Zuſchüſſen ans anderen Kaflen nub don Privaten erfüllt, Bei 
Gelegenheit der Durchgehung der Ausgabepoſitionen wurde bemerkt, daß bie Stadt für vers 
mögenslofe Irre aus hiefiger Stadt über 600 Thlr. jährlich am die Irrenhaustaffe zu zahlen 
habe. Aus dem bebeutenden Betrage dieſer Pofition geht hervor, daß im neuerer Beit bie 
Geiſteslrankheiten im einer mit ber Vermehrung der Bevölkerung in einem richtigen Verhältniſſe 
nicht ſtehenden Weife hier zugenommen haben. Ebenſo wenig befriebigenb war im dem Etat 
bes ſtädtiſchen Arbeitshauſes die Weglafjung des ſonſt flets eingefegten Betrages für Fleiß⸗ 
Prämien, jowie vie Motivirung dieſer Weglaffung, welche dahin lautete, daß man im neueſter 
Zeit leider er zur Auszahlung —— * — ee N 
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Großherzogtbum Medlemburg. 

Schwerin im Dezember. Ju der Sitzung des Bürgerausſchuſſes dom 1..De 
yember wurde eine Erwiderung des Magiftrate, betr. bie vom Bürgerausſchuſſe beantragte In⸗ 
Auktion de hieſigen Landſtaudes wegen Steuerreform verlefen. Aus ber Erwideruug wollen 
wir nur Folgendes hervorheben: Der Magiftrats-Deputirte für ben Landtag babe feiner fpeciellen 
Imfiruttion in der feagfichen Beziehung beburft, weil der Magiftrat Grund gehabt habe anzu- 
achmen, dab bie Eiienbahnfrage bie gleichzeitige Regufirung mehrerer wirthſchaftlichen Punkte, 
namentlich des Steuer- und Zollmeiens in fich fließen werbe. Ueber bie Steuer- und Zoll« 
reform feien bereits Verhandlungen zwoifchen dem Minifterio einer- und den Ständen anbererjeits 
abfchwebend und hätten bie Stände fih an das Minifterium mit ber Bitte um Fortgang diejer 
Verhandlungen gewandt. Ein Antrag auf Berbefferung unierer Heimathageletge ſei freilich 
wünſchenswerth, ſetze jedoch vielfach Erwägungen wegen ber beſondern Privilegien der Städte, 
namentfich wegen bes Art. 14. des Ranbesvergleich® voraus. “Der Burgerausſchuß beſchließt: 
den Magiſtrat zu erſuchen, daß er — erforderlichen Falls unter Zuziehung einer bitrgerjchaft- 
fihen Deputation — das Nöthige vorbereite, damit der Antrag auf Berbefferung unſerer Hei- 
mathsgeſetze dem nächften Landtage unterbreitet werde. — Außerdem lommt zur Berlefung die 
Mittheilung des Magiftrats, daß der Ratheprototollift Winckler, nachdem er das Bürgerredht er- 
haften habe, zum Stabtlafflerer erwählt worden fei und ſich ſonſtige Bewerber um die Stelle 
wicht gemeldet hätten. Zugleich giebt der Magiftrats-Deputirte aetenmäßigen Bericht über eine 
Berbandiungen mit bem hoben Minifterio fiir den Zwed ber Dispenfation vom $. 136. ber 
Siadtverfaſſung. Der Bürgerausihuß beſchließt: 1) durch bie Wahl des Windler zum Stabtlaffier 
föffte dem $. 186.; wonach der Stadttaſſter aus beim Bürgerflande zu wählen if, in feiner 
Weile derogirt fein, 2) dem Magiftrat fei der Wunſch auszufprechen, daß bei MWicberbefegung 
der Stellen eines Stadtlaſſiers und Stabtiecretärg der Wahl ein öffentliches Ausihreiben vor» 
aufgehe. — . 

In der am 10. d. Mis. flattgehabten Sitzung bed Bürgerausihufles fanb ber 
Zagesorbnung gemäß bie Berathung bes Stadtlaffenetats-für 1869 fatt. Nah dem 
Entwurf beläuft ſich die Gefammteinnahme auf 67,180 Thfe. 31 Schl. 11 Pf., ober nah Ab⸗ 
zug der außerorbentlichen Einnahmen auf 62,305 Thlr. 31 Schl. 11 Bi.; dagegen if bie Ge⸗ 
ſammtausgabe verauſchlagt zu 63,499 Thlx. 39 Schl. 3 Bf., oder nach Abzug ber außerorbent- 
fifen Ausgaben auf 59,251 Thlr. 23 Schl. 3 Pi. Demzufolge ſteht ein muthmaßficher Ueber⸗ 
ſchuß von 3054 Thfr. 8:Shl. 8 Pf. in Ausfiht. Das Ampentar der Stabt hat im Taufenden 
Jahre einen Zuwachs von 7': Morgen Ader durch Kauf erhalten. Hinfichtlid ber Einnahmen: 
ift zu bemerlen, daß bie Berpadhtung ber Mäbtifen Aeder umb Gärten aud in biefem Jahre 
wieberitm gänftige Ergebniffe geliefert bat, ferner daß ber Bürgerausfchluß beichloffen bat, bie 
ganzen Erhebungsgebühren von ber außerorbentlichen Kontribution für. bie Stabtlafle zu be⸗ 
rechnen (ba ber bisherige Herr Geldernpfänger aus feinem Wirkungstreis ale Magiſtratsgerichts· 
Atiur auszuſcheiden beabſichtigt). Große Freude wird hervorgerufen durch die Anzeige, daß aus 
der Tanbichaftfichen Steuer-Erhöhungstaffe eine Summe don 4000 Thlr. der hieflgen Stabt zum 
Abtrag von Schulden zuflichen werde. Die Ausgabe - Kapitel bieten Nichts von ſonderlichem 
Intereſſe dar, nur daß ber Bürgerausihuß beſchließzt, ben Magiftrat zu erjuchen, daß er auf: 
chunlichſte Ausdehnung der Gosrögrenfeitung Bedacht nehme. Enblih wurde dem Magiftrat bie 
Erwägung anheim gegeben, ob nicht der Kaſſenvorrath dadurch am beften zu verwerthen fei, daß 
er der biefigen Bank hingegeben und mit ihr ein Eontocnrrent-Geichäft abgefchloffen werde. 

Moftod, 1. Dezember. Aus der Sitzung bes 1. Ouartierd entnehmen wir bet „R. Btg.“ 
Folgendes: Der Theater Direltor Behr hat die Ausihmüdung des Innern Theatergebäubes, 
ſowie bie Veränderung einzelner Aufauerpfäge für 1400 Thlr. übernommen, iſt aber dabei, 
wie er durch bie betrefienden Rechnungen nachweiſt, um 539 Thlr. zu turz gelommen und 
bittet, ihm dieſe zu erflatten. Das Duartier bensilfigt: ihm nad) dem Borſchlage E. &, Rathe 
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jedoch nur 300 Thlr. — Ueber bie Erhöhung ber behrergehalte ift wiederholt in einer Kommitte 
verhandelt. Die in berfelben gefaßten Beichlüffe, welche nur wenig von den bereits früher über 
biefen Gegenftand gemachten Mittheilungen abweichen, werben genehmigt, babei wird aber bie 
Bedingung feſtgehalten, daß die Lehrer an Schüler der hiefigen Stadtſchule feine 
Arbeits: und Nachhülfeſtunden ertheilen bürften. 

Möbel im Dezember. Im der am 4. d. Mis. ftattgehabten Rathe- und Bürgerausichuß- 
Sitzung if der Kämmereilaſſenetat fiir das Jahr 1859 berathen und feflgefiellt worben. Nach 
beinfelben wird die Geſammteinnahme 12,002 Thlr. 17 Sch. 3 Pf. betragen, bie Gefammte 
ausgabe, unter welcher 3000 Thie. für Shuldenabtrag, if amf 11,775 hir. 40 Sit. 
angenommen. Die ordentliche Einnahme beträgt 10,716 Thir. 34 Schl. 8 Pf., bie orbentliche 
Ausgabe 8202 Thir. 40 Schl. jo daß der Ueberſchuß ber erfieren 2513 Thir. 42 Schl. 3 Pf. 
geoß fein wird, Wenn alfo in dem nächſten Jahren nicht bedeutende auferorbentläche Musgaben, 
bie zur Zeit auch wicht wahrſcheinlich find, ſich vernothwenbigen, jo wirb der jährliche Schulden⸗ 
Abtrag für die Folgezeit regelmäßig etwa 2500 Thfr. ausmachen. Die geſammten Kännmerei- 
ſchulden zum Ende dieſes Jahtes betragen 62,161 Thlr. 44 Schl. 1 Pi. 


Freie Städte, 

Frankfurt a. M., Mitte Dezbr. Der hiefige „Milg. Brauenverein zur Bohithätige 
feit“*) hat jochen mit dem Imtelligenzblatt feinen 4. in der Jahresverfammlung am 20. Aug. 
d. 3, erftattetem Bericht über feine Wirlſamleit, ben Zeitraum vom 4. Auguſt 1857 bis dahin 
1858 umfafiend, veröffentlicht, Es wurden in dem abgelaufenen Jahre 118 Kranke und Arme 
don dem Bereine theil® mit Lebensmitteln und Kleidungefiäden, theils mir baarem Gelbe 
unterflägt. Gleichwie in dem vorhergegaugenen Jahren wurbe aud in dem Jahre 1857 eine 
Chriſtbeſcheerung für Kinder umbemittelter Eltern veranftaltet, bei welcher 110 Kinder (8 mehr, 
als im Jahre vorher) Geſchenle erhielten. Zur Dedung der Koften ber Beiceerung wurden 
von ben Mitgliedern bes Vereius umd deſſen Gbnuern 137 Fl. 37 Kr. geipendet. Im Laufe 
bes vorigen Jahres find 19 Mitglieder ausgetreten, während 38 neue Mitglieber beigetreten 
find, Die Zahl der Wohltpäter des Vereins belief ſich am 1. Auguft 1858 auf 366. Das 
Bermögen befand am 1, Auguß 1858 in 754 Fl. IKe; die Einnahmen an Beiträgen, Zinſen 
und Geſcheulen betrugen vom 1. Auguſt 1857 bie 1. Auguf 1858. 877 Fl. 10.8, die Aus⸗ 
gaben 523 Fl. 1 fr. 

Die Taubſtummenanſtalt (vergl. Jahrg. 1857 ©. 692.) bat vom ld, November 
1867 bis dahin 1858, ohne bie Naturaliengeſcheule, die erlajjenen Zahlungen und ‚eine ber 
Aufalt geſchenlte Aktie von 600 Fl. zur vechnen, am Geſchenlen und Legaten den Geldwerth now 
1052 Fl. 31 Mr. erhalten; vie gezeichneten jährlichen Beiträge belaufen ſich außerbem auf 
323 Fl. 48 fr. 

In Hinficht der Sondershanjen’fhen Stiftung (vergl. S. 690,) iſt infoferm eine 
Beräuberung vorgegangen, als das Vermögen, welches bei dem Tode der Stifterin 1796 etwa 
56,000 Fl. baar außer dem bebeutenben Grumbeigenthum betrug, insbefondere durch ben ge⸗ 
fiegemen Ertrag der liter rajcher gewachſen ift, als im dem 1774 entworfenen. Teflament 
verausgefehen war, Außer dem Güterertrag ift das Kapital auf 160,000 Fl. angewachſen mm 
da ſonach die Zinfen weiter bie Bebürfniffe zweier Konventualen überſteigt, mach ‘den ansdrüch⸗ 
lichen Beftimmungen des Teflamentes aber nur alle 40 Jahre eine neue Stelle geſchaffen werbem 
fol, fo hat man den Ausweg getrofien, welcher bie Senatsgenehmigung erhalten hat, ſechs 
„Wlpiramtinnen“ wit geringeren Beträgen und ohne Wohnung im Stiftungshaus in den Geuuß 
ber Ueberſchüſſe eintreten zu lafjen. 


— — — — — 


Beogl ©: 899. des Jahrgaugs 1857. 
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In dem dritten Quartal dieſes Jahres find bem Irrenhans (vergl. S. 494 
Jahrg. 1857) am Geſchenlen und Legaten für die Anflalt 337 Fl. 24 Kr., für den Baufonbs 
489 FL. 15 Kr. zugegangen. 

Die Augenheilanftalt (vergl. S. 496. Jahrg. 1857) hat vom 1, Oltober 1857 bie 
80, September: 1858 in. dem Hofpital der Anftalt 97, ambulatorifch 768 Augenfcanfe behanbelt. 
Die Einnahmen betrugen 917 Fl. 25 Kr., nämlih 119 Fl. 46 Kr. Kaſſenbeſtand, 467 Fl. 9 Kr. 
Beiträge, 194 Fl. Gefchente, dad Uebrige Zinfen. Die Ausgaben betrugen 929 Fl. 21 Ar. 

Ueber das Geſchäftejahr des Beftalozzivereins vom 1. Oltober 1857 bis 30. Sep- 
tember 1858 haben wir ſchon im Novemberheft 1858, S. 1039. Bericht erftattet. Der jetzt 
erſchienene Bericht theilt die Vorſchläge mit; weiche über bie Ausführung des Schuboth'ſchen 
Teflamentes und über Errichtung eines Rettungshanfes gemacht worben find. 

Da dieſe Betrachtungen wohl aud bei andern größeren Städten Anwendung finden 
mögen, fo theilen wir hier bie Anfichten mit, welche ein auswärtiger erfahrener Vorſteher einer 
folhen Unftalt über die Erribtung eines Rettungshaufes bei Frankfurt geäußert hat und fügen 
hinzu, daß bie dafiir verfügbaren Mittel nad Eingang aller Ausſtäude etwas über 37,000 FI. 
betragen werben: „Sie habem gegenwärtig: über 70 Rinder in Pflege, ſowohl Knaben als 
Mävchen. Wollten Sie nun auf Frankfurter Gebiet eine Auſtalt für eine fo große Anzahl 
Kinder errichten, fo wärbe — meil bie Grundſtücke in ber Mähe vom Frankfurt ſehr theuer find, 
des Banen loſtbat if, auch in der Nähe ber großen Stabt ſowohl für ben Bau als für bie 
ng, fih eine gewiſſe Eleganz nicht vermeiden laſſen, bie verfügbare 
Bau und die inmere Einrichtung ber Anftalt, welche durch bie nothwendige 
Geſchlechter noch, nothwendig vertheuert wird, laum binreichen, vielmehr 
wahrſcheinlich noch. eine bedeutende Schulbenlaf zu deden übrig bfeiben. 
bie Kinder in diefe neue Anftalt verfegt, würde bie Ernährung berfelben und 
bie Fortführung ber ganzen Auftalt wieder viel mehr koſten, als bie gegenwärtigen 
u. Wir in F. drangen — nachdem wir Haus und Grunbftüde erworben 
wir Kartoffeln. und Gemüfe. jeloft hapch, doch 100 FI. für jedes Kind; ich 
inen geringen Anſchlag zu machen, wenn ich anmehme, daß fie bei einer Zahl von 70 
70 mal.150 Fl. zur Erhaltung ber Auſtalt drauchen würden, ihre jährlichen Bebürf- 
alſo nah Berwenbung von. 37000 FI. nicht geringer, fonbern größer werben.“ 
weit fe finanzielle Betrachtung. Weiterhin hebt, ber Borftanb des biefigen Vereins fol- 
N hervor: „Mir haben: in kein auswärtiges Nettungshaus mabe und fern, 
bei Düffelborf, Kinder gefanbt, ohne daß Eitern zu wieberholten Malen dahin 
wären, um ihee Kinder. zu beſuchen, d. h. mm ihnen Naſchereien zuzuſtelen, mit 
die Auſtrengung bei. ber: ſchweren Feldarbeit zu wehllagen, und ben Samen ber Uns 
kit iu ihnen anszubreiten, ja. um: fie zu entführen — und das Alles biejelben Eitern, 
bie Kinder in ihrem Haufe waren, ſich faum um fie kümmerten unb faft alle 
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Ach für. unfähig eklärten, aud nur ben geringfien Beitrag zur Erziehung ihres Kindes zu leiften. 
Uhse iR: «8 .bemmmadh; gebieterifche Pflicht, die Auſtalt fo weit als möglich von ber Stabt 
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Den Beſchluß haben. wir fen im Novemberheft augegeben. — Ein Schiller 
’ Befoloyj’s und -Borfand des. Peſtalozzivereins, ber Rentier Reinhard von ber Velden, 
(#10. ‚Novbr. 1858). hat; 30,000 FI. für,bie Errichtung eines Rettungshaufes vermacht und eine 
— — Stiftung angeorbnet, 

Das; Frankfurter Woſchbataillon beſteht aus 18 gang und ‚hat eine Gelammtflärte 
von 1699 Mann. * —— “ auf bie Kompagnien wie 


Rompagnie - 8: 4: Bin — ER 

Dann, — — 1 8 AB 3 % RB 
Compagnie 10: 11: 12 13 4: 1: 16 17: 18 
Mann: 0-2 2 EB KU. 7 8 


110 


Stab 9 Mann. Diefe haben im ihrem Dienfte 15 große Stebtfpriken, 2 Reſerveſpritzen, zwei 
Saugfprigen, zwei Regnifitenwagen mit allen zum Feuerlöſchdieuſt nöthigen Utenſilien. Dazu 
iſt weiter zu rechnen: die Militärfprige, die Saugfprige des 12. Quartiers mit ber freiwilligen 
Mannſchaft, 2 Landfprigen, 1 Referveiprige im Römer und Bütteniprigen am ben Gtabtthoren 
und Öffentlichen Gebänden 17; überbem hat bie hiefige femerverfiherungsgefellichaft „Prodt- 
deittia“ ihre kräftige Saug-Drudiprige fir alle Brände zur Verfügung geftellt. 

Berihtigung. "Im Novemberheft, S. 1042, 3. 10 v. o. fleht viermal nad Feld⸗ 
webel, Sergeant, Eorporal und Gefreiter Gulden ftatt Kreuzer!!! 
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IV. 
Literatur. 


— — — 


Bayetiſches Gemeindebuch. Sammlung ber Geſetze und Berorbnungen über Verfaſſung 
und Verwaltung der Orts- und Diſtriktogemeinden im bieffeltigen Bayern u. ſ. w. 
Nörblingen. Bech'ſche Buchhandlung. 12 Bogen in 8. 

Sammlungen von jenen Geſetzen und Verordnungen, melde über einen beſtimmten Ber 
waltungszweig noch in Gültigkeit ſſehen, find immer willlommene Hilfemittel für die Praris. 
Dabei wird aber vorausgefett, daß folde Sammlungen auch korrekt, vollſtändig umb nad einem 
gewiffen Syftem georbnet find. im neues Geſetz enthält öfters Leine beflimmte Erklärung 
darüber, welche einzelne Paragraphe und Beflimmungen früherer Geſetze aufgehoben ober ab⸗ 
geändert find — im ſolchen Fällen bleibt es lediglich der Doltrin überlaffen, hierüber zu ent- 
ſcheiden. Schon hieraus erficht man, daß bie Anfertigung einer georbneten Zuſammenſtellung 
Bon Erlaffen beftimmter Kategorien gerade nicht zu dem einfachften Arbeiten gehört, und daß 
— bei dem Borhandenfein vom einem häuftg gerade mehr als erfrenlichen Materialvorrathe — 
immer mit großer Vorſicht und —— dabei verfahren werben muß. Das im Ber⸗ 
lage der Bed’ichen Buchhandlung zu Nördlingen nun jüngft erſchienene „Bayrifhe Gemeinde» 
buch“ Hat ſich die Aufgabe gemacht, alle jene Gefete und Berorbnungen zufammenzuftellen, welche 
auf die Gemeinbeorbnung im rechtsrheiniſchen Bayern Bezug haben. Es enthält alſo J. B. 
das revidirte Gemeinbeebift mit Anführung einfchlägiger Beſtimmungen aus anbern Geſetzen 
8. f. w., 3. B. ans dem Geſetze über bie Zahl ber Magiftratsräthe in Städten I. Klaſſe, darm 
das Gemeindeumlagengeſetz, die Geſetze über bie Diftriftsräthe, Über Einguartierungs- u. |. w. 
Laften, Über Anfähigmahung, Heimath, Unterftügung hülfebebüirftiger Perfonen, über Erſatz 
des bei Aufläufen entftandenen Schabens, außerdem Verordnungen, Inftruftionen u. |. w., al® 
. B. über die Deffentlichleit der Gemeindeberatfungen, Gejäftsführumg bei den Magifträten 
umb Landgemeindeverwaltungen n. |. w. Schließlich iſt and eine Weihe von einzelnen, das 
Gemeindewefen berligrenden Beſtimmungen aus andern Gefeen und Berorbnumgen aufgenom⸗ 
men. Nachdem einmal das Geſetz Über die Diftriftsräthe, alfo auch bie maßgebenbe Beftimmung 
Über die Diftriftsgemeinbeorbnung, aufgenommen wurde, däucht ums, hätte auch das bie Kreis. 
Gemeindeorbnung angehende Geſetz, nämlich wenigſtens das die Landräthe betveffenbe vom Jahre 
1852, Aufnahme finden bürfen, fo daß alfo dann ein Ueberbfid der gejammten Gemeirtber, 
Difrifts- und Kreisgemeindeorbmung gegeben worden wäre. Außer einem ausführlichen alpha- 
betifchen Sachregifter enthält bie genannte Sammlung and eine ſchätzbare Zufammenftellung von 
Berweifungen auf Abhandlungen, Eutſcheidungen, Refteipten u. dergl.,, welche in ben Blättern 
für Rechtsanwendung ober für abminiftrative Praris, in Dr. Dollmann's Gefehgebung des Kö⸗ 
nigreichs Bayern, in ber Braterſchen Sammlung von prinzipiellen Erlaffen und im verſchiedenen 
anberen Werken vorkommen und auf bie in ber Sammlung abgebrudten Geſetze, Beränberungen 
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n. f. w. Bezug haben. Die Aufnahme ber z. B. in Obllinger's Berorbnungefammlungen, im 
ber Hanbbibliothel des bayerijhen Staatsblirgers enthaltenen hierher bezüglichen Erläuterungss 
Reſtripte a. bergl. lag zwar nicht im Plane des Handbuchs; eine einfache kurze Berweifung auf 
dergl. ergangene noch maßgebende Minifterialreflripte u. ſ. mw. bei ben einzelnen Artileln ber 
abgebrudten Geſetze mit der Angabe, wo das Reſkript zu finden, bürfte aber, ben Werth ber 
Nörblinger Sammlung, deren Brauchbarleit wir burdaus micht verlennen und bie wir baber 
den Königlihen wie Gemeindebeamten zu empfehlen keinen Anſtand nehmen, fidher nicht ge 
mindert haben. — g. 
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Heft II. Jahrgang V. Februar 1859. 
Ueber die Organijation der Armen:Berwaltung in der 
Rheinprovinz. 

Bom Appellations-Gerichts-Ratd Bachem in Köln, 

I 


Einleitung. 


Die Gemeinde» wie die Städte - Ordnung für bie ae Er bom 
23. Juli 1845 im $. 119. welche durch die Novelle vom 15. Mat 1856 keine 
Aenderung erfahren hat, dieſe vom 15. Mai 1856 im $. A.) beftimmen, baß 
die beftehende Organifation der Armen» Verwaltungen durch dieſe Gefege nicht 
aufgehoben feien. 

Es wird daher von Nugen fein, die noch geltenden geſetzlichen Beftimmun- 
gen für dieſe Organifation zufammenzuftellen, um fie mit einem Blick überfehen 
zu fönnen, ftatt fe in verfchiebenen Sammlungen auffuchen zu müffen. 

Es ſoll dies in dem nachfolgenden Aufjage gefchehen und zwar ſowohl für 
eg Landestheile der Provinz, welche unter ber Fremdherrſchaft ſtanden 

in welde daher die franzöfifchen Gefege eingeführt wurben, als für biejeni- 
—— ren Rheinufers, auf welchem die beutfchen Geſetze beitehen geblie- 


Der Aufjag wird daher in drei Theile zerfallen und für die Organifation 
ber Armenverwaltung die gefeglichen Beltimmungen auffuchen. 
I. Auf dem linken Rheinufer. 
I. Auf dem rechten Rheinufer, fo weit ed zum Großherzogthum 
Berg gehörte. 
II. Auf dem rechten Rheinufer, welches unter beutfcher Herrfchaft 
geblieben ift. 
8 


— 


Eine allge ve * Er ickt Be 
Die Arme ud * 


ber Civilgemeinde. — — 
Stiftungen frommer se nn he Ange die Mittel * ee u nal 
zu unterftügen, und umeigennütige Entfagung und Opfertwilligteit der Einzelnen 
unter ihrem Schute —— bildete, deren Mitglieder für den in ber 
Ewigfeit erwarteten Lohn ihre Kräfte aufopferten. 

Damals reichte diefe Welfe der Fürforge leichter aus, weil bei einer bünneren 


Bevöllerung bie rg weniger ma live A Bi und weil bei wer 


eit ber no digſten Lebensbed ge 35 
— fönfeffionell weniger gemiſchten —— die * — orte 
Anftalten alle Einwohner einer Civilgemeinde umfaßten. Aber auch in Gemeinden, 


in welchen die Verſchiedenheit der Konfefjionen ftärfer ee bielt man viel» 
fach den Grundfaß bei, daß jede Konfeffion für ihre Armen forgen müſſe. Zur 
Beichaffung der Unterftügungsmittel waren Kollelten angeorbnet, welche * 
während des Gottesdienſtes ala in den Privathäuſern abgehalten, deren 
in eine gemeinfame Kaffe geworfen und nah Bedürfniß —*8 wurden. Bu 
nächſt forgten bie einzelnen Gemeinden für fich; es war aber vorgefehen, baß die 
wohlhabenden Gemeinden Die benachbarten ärmeren Gemeinden unterftügen follten, 
Solche faft übereinftimmende Anordnungen finden fih in der Yülich und Bergi- 
fen, in ber Naſſau⸗ und Katzenelleub en Bolizei- Ordnung, in ben Kur⸗Trier⸗ 
ſchen Verordnungen vom Zuli 1533, 18. Oltober 1736 und 7. April 1768, fo 
wie in den Kur— en Verordnungen vom 9. Juli 1715, 22. Oktober 1732, 
20. März 1748; ferner in der Solms-Braunfels’fchen Verordnung vom 11.6ep- 
tember 1732 und der Sayn » Hachenburg’fchen tom 18. Mai 1740. Es wirb 
ſich weiter unten, bei Beurtheilung ber Armenverwaltungs-Drganijation auf dem 
rechten Rheinufer, Gelegenheit — auf dieſe Anordnungen ausführlicher zurüd- 
zulommen. 
In den katholifchen Landestheilen gab es überdies viele Klöfter, welche — * 
mit Lebensmitteln unterſtützten. Auf dieſe Weiſe war überhaupt die Fürſo 
die Armen insbeſondere in den Städten weniger umfaſſend, Leicht erh 
und für bie Gemeindeverwaltung weniger Foftip 2 * Ganbesgefee fprachen 
ar ben Grunbfag aus, daß bie einzelne Gem ür ihre Armen zu forgen 
ba be; allein biefe Sorge trat an fie als folche — heran, weil die 
und die in der Kirchengemeinde * Wohlthätigleit im Stande war, dem 
dürfniß unter gewöhnlichen Umftänden zu entſprechen. Die Civilgemeinde hatte 
daher keln Bedürfniß, wie es in den letzten Jahrzehnten immer mehr hervo 
treten iſt, zu einer Beſteuerung der a Be um bie di ann 
gende Not ber in Maffe erſcheinenden Armen abzuwe 
tung bildet ſeitdem einen weit wichtigeren Abfchnitt der —— me 
ed iſt laum anzunehmen, daß fie je wieder in das frühere Pe 
ten werde. Hterzu ft eines Theils die Bevdllerung namentlich im den Stäbten 
— ſehr herangewachſen; anderer Seits hat ſich = ga —— andere Anſchauung bei 
pe zum — — von ke mer — nicht 
mehr Gaben ber Fre t, ſondern der ofhwen werben 
nicht mehr angenommen mit den Gefühlen des Dankes, jondern mit bem Be 
ber Berechtigung. SDiefes ift fo allgemein, "Da der Urme auf bie 
Pflicht der Gemeinden pocht, ihn zu unterftügen, umb fich auf pas Gefet beruft, 
welches diefe Verpflichtung ausſpricht. Es ift gan gleiche, daß man _ 
von dem Grundfage ausgegangen ift, der Arme habe Hein Recht auf eine 
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——8 Das Geſetz hat bies nicht einmal mit Bars Morten ausgejprochen, 
ha tung ‚ber ‚Gemeinde. Letztere merkt ſich ber Arme und fie 
ann, leiten; ‚denn er a, es aus der nalen 

ng, baß cht aner Rechtes die Gemeinden von Ober⸗ 
Tea an an werden, ihn angemefjen zu * gen, und ihm iſt es 


bi. au hieß, en Fast — ein bs —A En 


atur ber ihm zu Theil werbeuben Würjerne verfehrt worben, und 
es muß ba getrachtet werden, ihm den richtigen Begriff wieder Kae zu 
* Dies wird geſchehen, wenn bie ee Örde, nachdem fi 
——— —— der Armenpflege überhaupt verjichert und 
— Anordnu getroffen hat, den Gemeinden die Fürſorge im Ein- 
jen — Fr A s- ai die Bejchwerden einzelner Unzufriedener einzu- 
ch zumeift in ben Stäbten und fie benugen bie Nähe ber 
— | iefe anzugeben. Je größer die Gemeinde, je aus Free bie Armen⸗ 
ment il, um — größer iſt in der ran die Zahl igen, bie fi um 
Almmern, und wine wird es borfommen, r ie nicht das Rich⸗ 
eziellen Halle Noth thut, ji, Deshalb muß bie Oberauf- 
"I bie — —— bierüber ſich fern halten und von bem pralliſchen 
A a — a anntiwird, 
Shen Gemeindeorbnungen bie —— Or eu 
der verwaltung — lafſen, gehen von dem allgemeinen Grundf 
3 daß den —5 geſetzlich die Fürſorge für ihre Armen obliege, 
eſetz über die Verp ung zur Armenpflege vom 31. De» 
— * Geſe in von 182 ) rejp. vom 21. Mai 1855 
..Bll) für die ganze Monarchie ausgeſprochen Hat. Dieſes 
— von ben Grundſaͤtzen bes emeinen Landrechts 
voun — — geh cin en nur Be — 
runbjägen bie Verpflichtung 3 orge beurthe 
—— fol: ige ftimmt ven Berpflichteten; es beftimmt nicht bie Art und Weife, 
ie * —5 werden ſoll. — giebt es keine allgemeinen 
einen Landrechts giebt hierüber keine 
dan. & fann es in Frage fonumen, ob und wann eirte 
nanftalt errichten unb welche innere — fie ihr 





Vorkehrungen Beſeitigung der Noth de der einzeln 
im und 2 del Di Scmenterenung 2 Ve * anf 

gieb tjcheibung in ſoichen Fällen den Regierungen, 
ee nur —— ke Be über Ye * 


die € —* nanftalten anord db buxchzuführen. 
‚braucht fein —— Vorſchrift zu Ana 1 denkbar Ei daß 
nerfaı — t bie richtige 
en, und ba bie erwähnten Vor- 
— * * eine unbegrünbete Weigerung ber Ger 
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Bor ber fpeziellen Erörterung der Organifation der Armen-VBerwaltung war 
es zweckmäßig, an bie beiden Grundfäge zu erinnern, auf welche fie fich ftüst, 
nämlih an die Verpflichtung der Gemeinden zur Fürforge für ihre Armen und 
an bas ihren vorgefegten Behörden ‚ge Recht der Oberaufficht. 


Organifation ber Armenverwaltung auf dem linken Rheinufer, 
1. Wiederherftellung der Armenanftalten. 

Als fich die franzöfifche Herrfchaft auf dem linken Rheinufer feftfegte, waren 
die Grundſätze über die Organifation der Armenpflege in Frankreich felbft ins 
Schwanfen gerathen. Die Revolution wollte mit der Kirche, mit allen firdh- 
lichen Inftitutionen, felbft mit den Grunpfägen bes Chriftenthums gebrochen 
haben; die Fürforge für die Armen wurbe als eime Pflicht der Nation erflärt 
und, indem man von allgemeinen Humanttätsrädfichten träumte, welche den Ars 
men Schuk und Hülfe bringen follten, zerftörte man mit einem Federſtriche, was 
die hriftlihe Barmherzigkeit ausgefäet und die thatenreiche Liebe frommer Vor⸗ 
fahren gegründet Hatte. Das Gefet vom 23. messidor II. (11. Juli 1794) 
ſchloß fich den in den Defreten vom 19—24. März und 28. Mai 1793 proffas 
mirten Grunbfägen an; burch den Art. 1. übernahm die Nation alle Schulden 
und Verpflichtungen der Hofpitäler, Armen» und Wohlthätigfeits-Auftalten; aber 
durch ben folgenden Art. 2. entfchädigte fie fich für ihre Großmuth, indem fie ſich 
alles und jedes Vermögen biefer Anftalten zuſprach. Es folfte wie alles andere 
Nationalgut verwaltet oder verkauft werden. Mean bebachte aber ſchnell bie 
Folgen diefer Maßregeln und fah bald ein, daß man fich bie Mittel zerjtörte, 
mit welchen vie übernommene Nationalfchuld getilgt werden fonnte. Deshalb 
ftelite man alsbald den Verkauf jener Güter ein und verordnete durch das Gefek 
vom 2. brumaire 93. IV. (24. Oftbr. 1795) und 28. germinal IV. (17. April 
1796), daß vorläufig jede einzelne Verwaltung einer Wohlthätigfeitsanftalt bie 
Einkünfte ihres Vermögens wie früher einziehen ſolle. Endlich ſchützte das Ge— 
fe vom 16. vendemiaire 9. V. (7. Oltbr. 1796) die Bürger-Hofpttäler in dem 
Genuß ihrer Güter, Renten und Einkünfte, mochten fie ihnen von Privaten ober 
von dem Fiskus gefchuldet werben, hob das Gefek vom 23. messidor 3. D. in 
Detreff diefer Anftalten auf und ficherte ihnen Erſatz zu für alfe bereits 
verfauften Güter. Nachdem burch das Gefek vom 7. frimaire V. (27. Novbr. 
1796) Armenverwaltungen fir Hausarme gebildet worden, verorbnete das m 
vom 20. ventose V. (10. März 1797), baf dieſe Armenverwaltungen bief 
Bortheile genießen follten, welche das oben erwähnte Gefek vom 16. vendemiaire 
3. V. den Hofpitälern und Wohlthätigkeitsanftalten zugefichert hatte. 

Die eben erwähnten Geſetze erfchienen in Frankreich in demjenigen Zeitraume, 
während welchen bie Eroberung bes linfen Rheinufers vor fich ging und vollen- 
det wurde. Denn am 15. Oftober 1794 wurde Bonn von den Franzoſen befeßt 
und am 19. Dft. erfchten bie erfte Proffamation des Volts-Repräfentanten Gillet; 
am 4. pluviose 93. VI. (23. Januar 1798) erfolgte die Proflamation des Kom⸗ 
miſſars Rudler zu Mainz, wodurch bie eroberten Ränder in vier Departements 
und biefe in Kantone eingetheilt wurden. Rudler und feine Nachfolger verfün- 
bigten in biefen Departementen bie feither erlaffenen franzöſiſchen Geſetze aus- 
zugsweife, und fo find auch bie bereits angeführten Verordnungen über bie Armen- 
Derwaltung für das linfe Rheinufer Gefeg geworden. Auocfen ift zu bemerken, 
daß, wie andere Geſetze, fo auch das Gefek vom messidor II. nicht volfftänbig 
verfünbigt worben ift, mithin auch nicht feinem ganzen Umfang nach Gejetestraft 
erhalten Hat. Namentlich gilt dies im Betreff‘ der Beſtimmungen über bie 
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Eivil-Hofpitäler, welchen gemäß deren Güter ald National» Eigenthum erflärt 
worben waren. 
ergiebt fich ein wefentliches Moment zur Beurtheilung des Rechts- 
es ber Armenanftalten —— denn wie bereits angeführt, ſind dieſe 
durch das Geſetz vom 20. ventose J. V. gleichgeſtellt worden. 

Deren Güter find niemals Eigenthum der Nation geworden, fie blieben als 
Eigenthum der Anftalt, bie bisher daſſelbe beſeſſen hatte. Im biefem Nechtöver- 
gälnig traf fie das Gefeg vom 16. vend&miaire 3. V. und vom 20. ventose 9. V. 
an. Der Staat hat fie daher niemals ald Eigenthum beſeſſen und konnte des» 
Ze Niemandem überlaffen, und eben fo wenig haben die Gemeinden das 

genthum am dem Vermögen biefer Anftalten erhalten. Sie blieben, was fie 
waren, nachdem fie einmal vom Staate als folche anerkannt worden, nämlich für 
ſich beftehende juriftifche Perfonen, mit vem Rechte, Eigentum zu erwerben, zu 
und zu verwalten, aljo bes Vermögens fähige Subjelte, die ihre Ver— 

freter Haben, durch dieſe ihre Nechte geltend machen und ihre Berpflichtungen 
erfüllen, fo baf deren Hanblumgen als ihre eigenen Handlungen gelten. Die 
neueren Gefete Anberten das Rechtoſubjelt an fich nicht; fie beftimmten num näher, 
wie und unter welchen Mobifitationen e8 fortan beftehen folle. Hierbei fchlofien 
fie fi zunächft an den allgemeinen, bereits im Römiſchen Rechte anerkannten und 
in alfe fargefetsgebungen übergegangenen Grundfat am, daß folche Anftalten 
mit Korporationsrechten der Aufficht des Staats unterworfen feien, und hiervon 
d feßten fie genauer feft, wie dieſe Aufficht befchaffen und wie fie aus⸗ 
werben ſolle. Es geht dies deutlich aus dem Art. 5. bes Geſetzes vom 

6. vend. 3. V. hervor, welcher beftimmt: „Die Bürger-Hofpitäler bleiben im 
ihrer Güter, ihrer Renten und Einkünfte, mögen fie gefehuldet werden 

vom Staate (le tresor public) oder von Privatperfonen” und aus dem Art. 1.: 
„Die —— ſollen die unmittelbare Aufſicht über die in ihrem 
Bereiche errichteten Hoſpitaͤler haben. Sie ſollen eine aus fünf Bürgern zufam- 
en Verwaltung ernennen, welche in ihrem Kanton ihren Sig hat: aus 
Kr | ooße folfen fie einen Vorfitzenden wählen und einen Sefretair ausfin- 


Hiermit war die Oberaufficht des Staates von felbft beibehalten ; denn durch 
sie Konftitution vom 5. fructidor J. II. (22. Auguft 1795) und durch bas 
defekt vom 21. fructidor $.III. (7. September 1795) war die Unterorbnung ber 
Runizipal-Berwaltung unter bie Eentral-Berwaltung ber Departements bereits 
angeorpnet. Ausbrüclich wurbe dies jeboch noch durch ein arröte vom 24. bru- 
maire V. (14. November 1796) beftimmt, welches bie Hofpitäler in Gemeinden 
mit mehreren Munizipal - Verwaltungen (nah Tit. der Ronftitution vom 
 fruct. III. Art. 183.) unter die unmittelbare Aufficht der Central-Berwaltun 
felfte, wie dann auch das Gefek vom 11. brumaire VII. (1. Dezember 1798) 
rt. 10. norfchrieb, daß die Munizipal- und Gentral-Verwaltung das Bedürfniß 
de‘ Hofpitäler und Wohlthätigkeits:Anftalten jährlich feftftellen und dafür forgen 
'olfe, daß deren Betrag auf das Ausgabe-Budget gebracht werbe. 

Durch das fpätere Gefeg vom 28. pluviose VIII. (17. Februar 1800), 
welches die Departemental-Berfafjung mit Präfelten, Unterpräfelten und Maires 
te, wurde am ber beſtehenden Oberaufficht nichts geändert, indem auf biefe 
Beamten die Funktionen der frühern Behörden übertragen wurden, fo baßdvon 
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Inftrultion des Minifteriums des Immern über die Ausführung dieſes Dekreté 
noch befonders ausgefprochen wurbe. | 

Die Be grie ber früheren Auffihtebehörben find durch Die Berorbnung vom 
30. April 1815 (Geſ⸗S. ©. 85.) und durch die Inftruftion —* Geſchã 
rung der Regierungen vom 23. Oltober 1817 (Geſ⸗S ©. 248) & 2. N 2, 
refp. 31. Dezember 1825 (Gef.S. für 1826 ©, 5), durch das — —— 
des Stants-Miniftertums vom 20. Juli 1818 (Lottners ana: Bo. 1. No, 
298; ©. 504) und durch eine Kabinets-Drbre vom 17, Februar 1820 (Rottner 
DB. 2. No, 380. ©. 55.), auf die Königl. Regierungen übergegangen, deren Or- 
gane die Landräthe find. In ber höheren Inſtanz hat nach dem Publilandum 
vom 16. Dezember 1808 (Gef.-Summl. &. 361) No. 2. das Minifterium des 
Innern die Entſcheidung über — der Armenverwaltung. c. V. vom 
27. Oftober 1810 (Geſ⸗S. ©, 10.) 

2: Berhältniß der Armenanftalten zum Staate. 

Mit Rücficht auf die bisher erwähnten Geſetze lann das Verhältnig ber 
Armenanftalten zum Staat und zu ben Gemeinden faum mehr zweifelhaft erjchei- 
nen. Gie find, wie fie auch durch den Art. 910, des. bürgerlichen Geſetzbuchs 
anerfannt worben, bes eigenen Vermögens fühige Rechtsfubjekte, jedoch ohne voll- 
fommene Selbftftändigfeit, vielmehr mit ähnlichen Bejhräntungen, wie fie, bei 
andern Subjeften, namentlich bei Minderjährigen und Interdicirten vorkommen. 
Wie diefe zwar volftommen befähigt find, Nechte zu erwerben, zu bejiken, aus⸗ 
zuüben, jo können es auch die Armenanftalten; wie biefe in ber Selbjtverwaltung 

ihrer Angelegenheiten befehräntt find, fo find es auch die Armenanftalten. 
Dennoch find diefe Säge oder ijt doch deren Tragweite nicht unbeſtritten, 
* —* deshalb von großem Interefſe, die hiervon abweichenden Anſichten näher 
zu beleuchten. 

Zunächſt foll das Verhältnig des Staats, dann das der Gemeinden zu den 
Armenanftalten beurtheilt werben, 

Indem das Geſetz dem Staat die Oberaufficht durch das Organ feiner Res 
gierung vorbehaften hat, giebt es ihm über das Eigentum der Auſtalten kein 
Derfügungsrecht. Allerdings liegt in dem von jeher dem Staate zugejtundenen 
Recht, einer Anftalt Korporationsrechte zu gewähren, auch — iß, fie wieder 
aufzuheben, wen bie Auſtalt ihren Zweck aufgiebt oder geimeinſchädliche Zwecke 
—5* Mürde indeſfen dergleichen bei einer Wo — ſich ereignen, 
o hat bie Regierung einzufchreiten, bie utſprünglichen Zwecke der Anftalt, bie 

ver Natur nach ewig und deren Verfolgung unerläßlich jinb, wieder herzuftellen 
und die Verivendung des Eigenthums ber Anftalt zu ihrem Zweck anzuordnen. 
Alein der Staat darf diefes nicht einziehen, nicht veräußern oder zu fremden 
Zweden verwenden. Thut er e8 dennoch, fo verübt er eine Gewaltthat, welche 
je nach ber Verfaffung des Staats oft keinen Nichter findet, ſich aber jelbft dem 
Richterſtuhle der öffentlichen Moral denuncirt. Unrichtig ift daher, was Merlin 
in feinem repertoire universel sub verbo hospital $. V. (to er das Recht des 
Hofpitals, als Kläger oder Verflagter aufzutreten, unterfucht und anerkennt) faßt: 
„les biens des hospices sont sans dönte nationaux en ce sens, que la 
nation peut se les Approprier et en disposer, comme elle Ta fait 
(pour un tems, qui n’a pas &te de longue durée) par l’organe de la oom- 
vention nationale.“ Der größe Juriſt hat für die Gewalt der Thntfachen, die 
er erlebt hatte, einen Nechtöboden finden wollen, ah, aber Hierdurch für pie 
Anftalten felbft verloren; er hat die Nation als Nachfolgerin des Könige, der 
fügte: Tötat e’ebt moi, ſich gedacht, Indem er an einer anbern Stelle fagt: „dans 
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tous. les tems les hospices ont été considerds dans l’etat comme des vor- 
porations, qui tenaient à la verit6 leur existence de la volonté du 
souverain.“ Aber er hat nicht bebacht, daß der Sonverain zwar das Mechte- 
Subjekt ſchafft, jeboch es wicht vernichten fan, um deſſen Eigenthum an fich 
zu ziehen oder fremden Zweden hinzugeben. 

Ja Preußen find diefe hier ausgefprochenen Grundfäge längſt als bie rich 
tigen angefehen worben; der $. 32, Fit. 19. Thl. II. des Allgem. L⸗R. ftellt 
Armenanftalten unter den befonderen Schuß des Staats, und der $. 41. ebenbaf. 
fügt: Wird wegen veränderter Umftände die in der Stiftungsurkunde porgefchrie- 
bene Verwendung unmöglich ober gar fchäpfih, fo muß ber Staat die Güter 
amd Einfimfte einer ſolchen Anftalt zu einem andern, der wahrfcheinlichen Abſicht 
des Stifters fo viel als möglich gemäßen Gebrauch widmen, h 

Es wird alſo anerkannt, daß der Staat ſich das Vermögen der Anftalt nie> 
mols aneignen dürfe. Indem überdies der Art. 31. der Verfafjungsurfunde wom 
31. Jam 1850 Korporationen, Die nach den — des Geſetzes errichtet 
* — giebt er ihnen auch den Schutz des Artikels 9.: das Eigenthum 

t unver e 

Hieraus folgt, daß bei uns eine Mafregel, wie jie der Minifter Espinafje 
in Frankreich durch die Bererdmung vom 22. Mai v. 3., welche ben Verkauf 
ber Hoſpitiengüter und die Anlegung des Erlöfes in Stantörenten durchführen 
follte, nicht Er ift. Auch nach der Öefetg ung Frankreichs iſt diefe Maß- 
vegel umgei ; denn auch fie erkennt die Umverleglichleit des Cigenthums an 
amd fie giebt dem Staat nur das Dberauffichtsrecht über Armenanjtalten; in 
biefem aber mit Merlin das Recht milkkürlicher Einziehung, aus welcher das 
mindere Recht der Verwandlung des Inmobiliar-Eigenthums in Mobiliar Leicht 
hergeleitet werden fann, zu finden, widerfpricht ben Grunbfägen des Rechts und 
ſchleudert dieſes von der Höhe feiner Unantaftbarkeit jchimpflih herab. Aber, 
fragt es —— die Armenanſtalten einen Schutz gegen ſolche Angriffe? können 
ihn die ordentlithen Gerichte gewähren? Letzteres muß man verneinen, weil eine 
ſolche Maßregel durch einen Alt der Verwaltungsbehörde fanktionirt wird und 
ben Gerichten durch den Art. 13. des Dekrets vom 46. Auguſt 1790 und bas 
* vom 16. fructidor IH, (2. September 1795) es unterſagt iſt, dieſen vor 
ER orum zu Be. Auferdem würde die Berwaltungs-Kommiffion einer fol- 

Anftalt nie Ermächtigung zu einer Klage, welche, wie unten wirb aus- 
geführt werden, zum Auftreten vor Gericht erforderlich ift, vorlegen lönnen, ba 
bie vorgefegte Behörde, von der die Mafregel angeordnet worben, eine folche 
Ermächtigung nicht geben würde. Man bat nun wohl die Anficht aufgeftellt, 
wenig 3 für nftalten, deren Vermögen tatholifch-ficchlichen RR 
ift, daß deren Mecht, wenn daſſelbe durch Eingriffe irgend einer Art beeintr 
tigt wird, durch ben Diözefanbifchof, als Repräfentanten der allgemeinen Kirche, 
Magend geltend gemacht werben Tinte. 

Man Hat diefe Anficht in einem gegebenen Falfe*) verfochten, in welchem 
in faktifcher Hinficht als feftftehend angenommen wurde, daß ein beftehenbes nr 
pital nad) ber urſprünglichen Stiftung und Veftätigungsurtunde eine Firchliche 


u) Es Bietet: biefer Kal, der noch nicht erichtficden Entſcheidung gebracht worben 
in mannigfadhes Em verbient. Ich verbanke 
Röglicht u ber he 0 hr di aber te Gern Juſtizraths Adams zu 






| bernach zur Seite fand. 
> 1569 Bürger Erneſtus nud deſſen 
ee nie 


120 


Stiftung oder Wohlthätigfeitsanftalt fer; daß die fpäteren demſelben ansfchließ- 
lich von KRatholifen zugewendeten Schenkungen und Legate, abgefehen davon, daß fie, 
weil fie den Hofpital gemacht, auch deſſen Vermögen inforporirt wurden, denſel⸗ 
ben Charakter Hätten; daß durch feinen Artikel der Gefetgebung bie Anftalt auf- 
gehoben oder fäfularifirt worden; daß es ſich daher nicht bezweifeln le daf 
zur Zeit der Berfinbigung der Berfaffungsurkunde vom 31. Januar 1 bie 
fatholifche Kirche fich im Bejite und Genuffe des Hofpitals als 


Konrad zu Köfn betätigt. Beide Urkunden finden fih in Günthers Codex diplomaticas B. II. 
&. 237 No. 134. und 135., ſowie dafelbft S. 238 die im Jahre 1252 gegebene i 
Erzbifhofs Arnold von Trier zur Erbauung einer Kapelle und Anlegung eines Kirchhofẽe zur 
Srabftätte der Armen. Im der Folge warb ber Foundé des Hofpital® durch mehrere nambafte 
Stiftungen, alle jedoch von Katholiken herrührend und für Katholiken beftimmt, da in Andernach 
feine Alatholilen wohnten, die Juden fogar feit Jahrhunderten dort nicht wohnen durften, ver- 
mebhrt. Das im Pfarr-Arhive befindliche Regiſter dieſer Stiftungen vom 12. September 1761 
enthält nähere Beftimmungen über das, was die Armen zu thun haben, um au den Almofen 
Tpeil zu nehmen, und zwar find dies religiöfe Uebungen und Gebete im Sinne der latholiſchen 
Kirche. Aehnliche find vorgefehen in einer Zuwendung neuerer Zeit durch Teftament des , 
tath8 Mering vom 15. Dezember 1823 und deſſen Nachtrag vom 10. Januar 824, 

Diefem Hojpital ftand eine bejondere Verwaltung von Katholiken vor. Sie wurbe liberal 
als Hofpital-Berwaltung bezeichnet, namentlih im bem Erlaſſen ver Königl, R 
zu Koblenz, 3. B. in der Ermächtigung vom 12, Oftober 1827 aut Aunahme bes oben gebadhten 
von ee ar Vermächtniſſes (cf. Rheinifhes Arhiv XII. B. 1. S. 75); in einem Defret 
vom 2. Juli 1835, burch welches die Hofpital- Verwaltung zum Abſchluß eines Tauſchvertrags 
mit ber Civilgemeinde Andernach ermächtigt wurde. Diefer legtern waren nämlich durch laiſer⸗ 
liches Delret vom 16. Thermidor XII die Gebäube bes AnunciatensKlofters gegen einen Zins 
don 600, fpäterhin 400 Fr. überlaſſen, um in demſelben bie Selundärſchule, das nad 
Progymnafium, unterzubringen. Durch den erwähnten Taufh wurde nun das Hofpitalgebäube 
an die Stabt, das Klofter an das Hofpital abgetreten und demnächſt die Lei bes 
barmberzigen Schweftern vom Orden bes hl. Karl Boromäns übertragen. (Bergl. Rhein. Anti 
FETT die Hofpitt 

n au ungen berfe g gierung wurde immer die Ho 
—— —— BE : B. Amtsblatt bon 1829 ©. 37, von 1852 ©. 268, 
don e \ 

Inzwifhen warb in ber allerjüngften Zeit in Anbernadh ein evangelifches Pfarrfyftiem 
gegründet, unb bemnächft ernannte bie Ki 5 ierung zu Koblenz, fi ftüßend anf ben &. 36, 
ber Bürgermeifterei-Inftrnftion vom 19. Mai 1817, den dortigen arg va * zum 
Mitglied der Armen-Kommilfion und verfügte am 5. September 1 beffen 
Diefer $. 36. beftimmt nämlih: „Für die Armen-Anftalten jeder Blirgermeifterei befteht 
eine befondere Kommiffion, bie aus 5 Mitglievern zufammengefegt if, von ar jebes 
Eines ausſcheidet. Der Bürgermeifter fleht der Kommiſſion vor. Der frievensrichter, wenn 
a — ber Bürgermeiſterei wohnt, und ber Pfarrer des Hauptortes find don Amtewegen Mit⸗ 
8 * 

Jene Verfügung der Königl. —— zu Koblenz vom 5. September 1854 bat nun 
zu einem Konflitt geführt. Die fetperigen itglieber der Hofpital-Kommiffion mit —— 
bed Bürgermeifters proteſtirten gegen die Einführung des evangeliſchen Pfarrers, infofern 
dadurch auch die Eigenſchaft als itglieh ber Hofpitals-Kommiffion beigelegt fei und er berech⸗ 
tigt fein folle, fih an ber Berwaltung des Vermögens bes Hofpitals, einer rein kath 
Anfalt, zu betbeiligen, und verweigerten bie Theilnahme an allen, dieſes letztere —— 
Berhaudlungen, zu deuen derſelbe mitwirlen würde. Die Königl, Regierung wies 
gung vom 18. November 1854 den Proteſt zurüd, indem fie ausführt: nach $. 36. der Juſtt. 
vom 19. Mat 1817 folle für die Armenanftalten jeder Blirgermeifterei eine befondere Ko 
beſtehen. Diefe Kommiſſion beftebe in Andernach, und ihrer Verwaltung wären und feien alle 
Armen-Angelegenheiten ver Bürgermeiflerei und demnach gefetslich und ihatſächlich aud bie bes 
Hoſpitals untergeorbnet. Die Änſicht der Mitglieder der Armen-Berwaltung 8 
Iheinfih darauf, daß nach der frangöfifchen Gejegebung für die Verwaltung ber Hofpit . 
fondere, von ben übrigen Armenverwaltungen (buresux de bienfaisance) getrennte So 1 
befländen,. Die franzöfiiche Gefeßgebung fei aber im biefer Beziehung durch ben $. ber 
Bürgermeifterei- ion mobifizirt. Beftänbe übrigens bie frauzöſiſche Geſetzgebu I 
würde dies die Regierung nicht hindern, den evangeliſchen Pfarrer zum Mitglieb ber 80 18- 


m 


einer für ihre Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anftalt ober Stif— 
tung befunden habe; daß fie daher bei diefem Befig und Genuß erhalten 
werben müſſe und berechtigt jei, die Angelegenheit tiefer ihrer Wohlthätigfeits- 
anftalt jelbftjtändig zu orbnen und zu verwalten. Diefe Anficht foll durch bie 
Beftimmungen ver Rheinifchen Städteordnung vom 15, Mai 1856 $$. 4. 45. 
53. No. 3. vollſtändig beftätigt werben. 


Kommiffton zu ernennen, indem biefelbe vorfchreibe, daß die Hofpital-Berwaltungs-Kommiffion 
außer dem Bürgermeifter als Borfigendem aus vier in bem Bezirk wohnbaften, durch den Prä- 
felten zu ernennenden Mitgliedern beftehen folle. Zugleih war ber Bilrgermeifter angewieſen, 
bei fernerem Nichterfcheinen der Mitglieder nach $. 39. der Gemeinde-Orbnung vom 11. März 
1850 zu verfahren und bei bringenden Fällen nad $. 36 ibidem von dem Zwiſchenraum ber 
zwei Tage abzufehen. 

Am 1. Dezember 1854 mwieberholten die Mitglieder ihren Proteſt, und die Verwaltung 
bes Hoſpitalvermögens geſchah feitbem Tebiglich durch den Bürgermeiſter und evangel, Pfarrer, 
umb al® auch dieſer Proteft durch Berf. vom 2. März 1855 jurückgewieſen worden, erllärten 
biefelben proteflirenden Mitgliever am 14. Aprif 1855: „daß fie der bisherigen Vorgänge un. 

ſich in der Eigenihaft ala Mitglieder der Hofpital-Verwaltung als fortbeftehend und 

eglich für berechtigt erachteten, Über die Angelegenheiten biefer Verwaltung allein und aus. 
Hließfich zu berathen und Beſchlüſſe zu faffen, weshalb fie auch wieberhoft gegen jede Hemmun- 
gen und — proteſtiren, welche im jeder Beziehung etwa anderweit vorgenommen 
werden möchten,” Zugleich ergriffen bie gedachten ——— der Hofpital-Berwaltung in einer 
Borftellumg vom 26, April 1855 ven Rekurs an das Könige, Minifterinm des Innern, wurben 
aber darauf durch den König. Ober Bräfidenten der Rheinprovinz am 13. März 1856 abſchlägig 
hei» boy In diefem Beſcheide war im weſentlichen ausgeführt: „bie in der Vorflellung ge- 
i ‚Borausfegung, als habe bis zum Oktober 1853 eine befondere Hofpital-Berwaltungs- 
Kommiffion zu Andernach beftanden, die erft ſeitdem als Armen-Kommiffton der Bitrgermeifterei 
behandelt worben jei, fei mach dem angeftellten Unterfuchungen unbegründet. Im den 

durch das Amtsblatt veröffentlichten Bekanntmachungen der Königl. egierung fei zwar im fril- 
berer Zeit Öfters der Name „Hofpital-Berwaltungs-Kommiffion" Ratt bes richtigen 
„Armen-Kommisjion‘ gebraucht, aber eine meueOrganifation der dafigen Verwaltung des Hofpie 
tale und Armenweſens durch den Gebrauch des legten Ausdruckes weder beabfichtigt noch her⸗ 
I mworben. Bielmehr feien die nah Maßgabe der franzöfifchen Gefebgebung zu Anber- 
ch eingerichteten geſonderten Kommiifionen für bie Hoſpitals- und für die Armen- 
Berwaltung jhon im Jahre 1851 nah Erlaf der Bitrgermeifterei-Inftruftion zu einer Armen. 
Gen die Bürgermeifterei vereinigt worben uud befiehe letstere bis auf den heutigen 
ag im ber, berjelben nad Maßgabe des $. 36. der Bilrgermeifterei-Inftruttion — 
ation, wie denn dieſe Kommiſſion ſchon feit langen Jahren nicht allein das Vermögen 
des Bafigen Hofpitals, ſoudern namentlich auch den Armenfonds in ben zur Bürgermeiſterei An- 
dernach gehörigen Oriſchaften Kruft, Saffig und Plaidt verwaltet habe. Wit gi ht hierauf 
und ba ber angeblich konfeifionelle Charakter des dafigen Hofpitals zur Zeit noch 
night nabgemwiefen fei, and nad der franzöſtſchen Geſetzgebung die Emenmung ber Mit- 
ieder ber Gefpitais- Verwaltung zulegt ber Berwaltungsbehörde zuftche, könne er (ber Dber- 
aus der von ber Regierung verfügten Ernennung des dafigen evangeliichen Pfarrers 


Mitglied der dafigen Armen-Kommifftion den Grund zu befonderen Anordnungen fiber bie 
Semettng bes bortigen Hofpital-Vermögens, wie folhe in der BVorftellung beantragt feien, 
men, ' 


_ Ein weiterer Rekurs ift nicht ergriffen worben. Die Königl. Regierung erließ inbeflen 
am 16. Suli 1857 eine Verfügung, wodurd fie die Berwaltung bes Sofbitale ber Armen-Ber- 
ing überwies. Am 14. Auguft faßten hierauf die Mitglieder der Hofpitals -Kommilfton 
em | Inf, woburd fie gegen die erwähnte Verfügung proteftirten umb —— daß 
2 [ Andernadp auf Grund ver 88. 42. 45. der Stäbteorbnung als eine felbfiflänbige 
Sing anerkannt und beffen Bermögen und Verwaltung von ber Armen-Rommilfion getrennt 
und 8 ſtiftungsmäßig verwaltet werde; 2) ſubſidiariſch, daß die Königl. Regierung ber 
9— auf keinerlei Art aufgehobenen Hoſpitals⸗Kommiſſion die Ermächtigung 
zur einer Klage anf Anerlennung des Hofpital® als eines ausschließlich —** n 
und Ändigen Imftituts ertbeilen wolle. Dur Beſcheid vom 4. März 1858 wies bie 
Königl. Regierung diefen Antrag in feinen beiden Theilen ab. 
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Nehme man ein ſolches Verhaͤltniß einmal als feftftehenden und pruͤfe mm, 
“ im einem folchem Falle der Bifchof Namens der Anftalt Hagenb auftweten 
nme. 


Man Teitet ein folches Recht zunächft aus ben Beftimmungen bes lanoniſchen 
Rechts her, welches (mie Walter, Lehrbuch des Kirchenrechts, 12te Ausgabe, 
$. 329. fagt): „den Biſchöfen die Aufficht über bie getrene Verwaltung ber 


So liegt noch die Angelegenheit. Es iR mın bie Anficht sul, werben, eine Big 
ai 
* 


o 
einer ausſchließlich latholiſchen Stiftung zuſtehe, 2) daß das Bermögen bes Hoſpitals von 
ber Armen-Berwaltung der Bürgermeifterei Andernach getrennt werde, baß ber Armen-Bermal- 
tungs-Kommilfion das Recht auf Verwaltung des Hofpitals und feines Bermögens nicht zuflche 
unb biefelbe verurtheilt werde, dieſes Vermögen reſp. die von ihr befefjenen oder verwalteten 
Theile veffelben an den Magenden Theil abzutreten. 
Als Berllagte follen hierbei zu betrachten feien: a) das Presbiterium ber evangeliſchen 
— Audernach als Vertreterin der Rechte dieſer letztern; b) bie Armen« 
ommiffion der Bilrgermeifterei Andernach, repräfentirt durch ihre Vorſihenden ben Bürge: 
bon Aundernach. Als Kläger follen auftreten: a) der Diözefan-Biichof al® Repräfentant ber all- 
meinen Kirche fir feine Diözefe, weil biefer das Eigenthum bes Hoſpitals zufteht und m” 
jedenfalls bie Pflicht für die Erhaltung des Kirhenguts und die Obhut und die Kontrolle 
Berwaltung befielben obliegt; b) ber Rendant ber katholiſchen Kirchen-Fabrit Aubernah als 
eſetzlicher Vertreter berfelben, und biefe letztere ald Nepräfentantin ber katholiichen Kirchen» reſp. 
Orfarr- Gemeinde Andernach, indem biefe weientfih dabei intereffirt ſei, daß bem Hoſpilal 
Charakter als katholiich-Firhliches Juſtitut bewahrt und erhalten bleibe. 
Eine ſolche Klage dürfte vor Gericht keinen Erfolg haben; denn es fehlt am richtigen 
Kläger und am richtigen Verklagten. 
Der Biſchof kann nicht Hagen, weil er nad dem pofitiven Geſetz Armen-Auflalten wicht 
zu vertreten bat und weil bie Kirche ala ſolche kein Eigenthumsrecht auf bas a 
eltend machen kann, ebenfomenig die kath. Kirchen-Kabrit, und zwar aus elben Grunde um 
Bi ein für fih ſtehendes Hechtsfubjelt, zu bem Hojpital, wiederum einem befonderen Rechts 
fubjelt, in gar keinem rechtlichen Zufammenhang fteht und ihr Interefje feinen anderen Grund 
bat, ald das eines jeden katholifhen Bürgers von Andernach. 
Gegen das Presbpterium ber evangelifchen Kirche und die Armen Berwaltungs-Komm 
u Tann der Antrag ber Klage nicht begründet werben, weil biefe feine Anſprüche anf 
ofpital-Bermögen gemacht Sch und für fie die Einſchiebung des ebangelif ers 
bie Hofpital- oder Armen-Berwaltung eine fremde Thatfache ift, fie geh auch zu ] 
geihah, damit ber arme evangeliiche Einwohner von Aubernah in ber | den 
en Brtpreier finde bei Anforderungen an bie Givilgemeinbe wegen einer 
H tung, beide Berllagte es auch nicht zu verantworten haben, baf bie — Argierung Armen 
und Hoipital-Kommiffion nicht trennt, wie es das Geſetz borfchreibt. 
So lange nicht artifulirt werben fann, baß das Bermögen bes gr ober 
Reveniien zu andern als fliftungsmäßigen Zweden verwendet worden, ift fein Klagerecht 
das Hoſpital vorhanden, und wenn dies follte behauptet werben Können, jo fehlt wieder 
her tigung zur Anftellung dieſer lage für bie protefticenden Mitglieder der Hofpital-Ber, 


maltun 
ie Angelegenheit kann daher zunächft nur auf dem Berwaltungswege in 
Seleife zurüdgeführt werden, was unbebenklidy gelingen wird. An fi ıft bie Sahe Höhn ein. 
AR en ift daran zu erinnern, baf die auf bem linlen Mheinufer geltenden Geſetze bie 


tung ber Hofpitäler und Hofpitien genau trennen von ber Verwaltung ber 
Fürſorge nicht lranle Arme (eommission des hospitaux et des hospices im 


hunz denn anf dem Lande und in Heinen Städten find felten Hofpitäler, und de orduete 
man zunachſt nur Armen · Verwaltungen tm Allgemeinen an, ohue an Orten, bie eim 
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aͤler und das BViſitationsrecht, die Mitwirkung bei ver Nechmitigslage 
Kr Sail im — *2* die 2 auch zu einem andern, ihrer Be⸗ 
am nachſten liegenden Zweck zu verwenden, übertrug. „Allein ſchon 
(fährt Walter a; a. D, fort) ‚‚feit vem fechsgehnten Jahrhundert in 
Ländern, namentlich in Deutfhland, der Niederlanden und Frankreich die Ber 
mögens-Berwaltung altınählig der Aufjicht ver —* ganz entzogen und unter 
die weltlichen Behörden gejtellt worden. Auch werben jetzt die Vorſteher und 
Gehülfen gewöhnlich aus den Lalen genommen.“ 


Kinten-Berwalttung "War beſtaud aber auch eine Verwaltung für — Denn, * oben 
erwähnt, wurde fie fo von ber Königl. Re —— ſelbſt bezeichnet, mar daher zu thun, 
als das —2 Een bort orden und der Pfarrer Mitglied —8 —* 
Berwaltung igte? Man mußte dieſe beſonders einrichten, nicht den Pfarrer im die 
— — und fie nur als Armen-Berwaltung bei en. Ober wenn 
an troß der bieher gebrauchten Be —* —— — —*— nur als Armen- 
Berkaltun — ten laſſen — Ai ine man zur Bilbnng einer hc Hofpital-Berwat- 
—* Kor Allerdings wa I. Regierung befugt, auch Kir diefe den evangeliſchen 
als Mitglied zu kan: —* fie braucht die ihr vorgeichlagenen lieder wicht zu 
—* und fan an deren Stelle andere Perjonen ernennen (Geſetz vom 16, Meſſidor V 
u uli 1799), welche —5 nah Art, 23, zur Entſcheidung bed Miniſters des geh 
gebracht werben fan, Die Beanflantung der Mitglieder der Hofpital-Berwaltung, ba 
evangelifche Pfarrer in dieſe er war nicht begründet. Denn das Geſetz erlennt das di 
v als eim lirchliches oder zu blos katholischen Zweden dienendes Infitut an, ſondern als 
Anſtalt mit eigemer, jedoch beichräntter ae ange zum Nugen ber Civilgemeinde, und 
bt — das aut Irinen Unlerſchied der Konfeffion ber den Mitgliedern der Bermaltung 


ig Ursprung ber Güter, ob fie von Katholiken ober Evangeliſchen her- 
— —2 Aber in der Praxis hat man es * en vorge» 
= or Beratung ku mung ‚daß fie blos aus Männern ber Konfeifion, von 
e Königl. Regierung zu Ben bat nie einen 


ber erben, Stu Di des Br en el tald ernannt; obgfeid dies 
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t he daß an ögen des H ai faft * von K 

Einrichtung ein — iſches 

(de Grumdfats im Fahre 1808 bei van en 

! un —— — * ein a wuterblieben, ber bie ee 
füllt, man wolle bie Ültigfeit gegen den von ihren 

\ a Charakter unter 







4 nehmen. Die oben an 
en bom 13. März 1856 fagt zwar: ver angebl n⸗ 
BER jet —* nicht nachgewieſen. een davon, daß bie 
iftn * wonach das Vermögen nur von Katholilen herrührt, wonad 
jeligic 3 katholischen ins S den Sollen, bat, s Hofpital eine kenn: 
dere Kabel nen —— —xã Geiſtlichen, und zur Pflege der Kranken ſind mit 
enehmigu —* don Jahre 1836 barmherz 
— —— zit Koblenz, = gaben im Sabre 1 
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Man beruft fich ferner auf die Anficht, daß das Vermögen: ber milden 
Stiftungen unter den allgemeinen Begriff des Kirchenguts falle, und baß ber 
Bischof als deffen Hüter und Vertheidiger anzufehen fei. Wenn aber auch dieſe 
Anficht durch das kanonifche Necht, welches auf den Urfprung biefer Güter und 
deren frühere Verhältniſſe Rücficht nimmt, eine mannigjache Bejtätigung findet, 
fo wird hiermit für die in Rede ftehende Frage Nichts gewonnen. Denn aud 
nach römifchem und kanonifchem Recht ift die einzelne beftimmte Stiftung eine für 
fich beftehende juriftifche Perſon, die ihre befondere Vertretung hat, ohne daß 
biefe je im Allgemeinen ver Kirche übertragen worben wäre. Aus dem allgemei- 
nen Schuß ber Kirche oder des Staats, oder aus dem Umftande, daß jene oder 
diefer ſolche Stiftungen ins Leben zu treten geftattet, folgt auch nicht, daß bie 
eine ober der andere Rechte auf deren Vermögen erhalten haben und daß bie in 
ihnen liegende Einheit alles und jedes Vermögen ber einzelnen Stiftungen in ſich 
aufgenommen bat. Wenn aber der Kirche im Allgemeinen folches Recht nicht 
zufteht, fo kann auch deren Repräfentant, der Bifchof, ein ſolches nicht geltend 
machen. Vergl. von Savigny, Syſtem des Römiſchen Rechts. 2. Bd. 8. 88. 

Wenn daher die franzöfifche Geſetzgebung die Hofpitäler und Armenanftalten 
in ihrem Beftande und in ihren Sinenchume Werbä tniffen belaffen bat, jo ſteht 
bierburch dem Bifchof in Bezug auf die einzelnen Anftalten keine Befugniß irgend 
einer Art zu. Man muf dies Angefichts der pofitiven Gefege um fo bejtimmter 
behaupten. Denn diefe erfennen ein Oberauffichtsrecht der Biſchöfe in feiner 
Weiſe an, fondern nur für ven Staat. Aber fie gehen noch weiter: fie erfennen 
feine kirchliche Natur ver Woͤhlthätigkeitsanſtalten überhaupt an; fie fragen gar 
nicht nach dem Urfprung ihres Vermögens, fondern nehmen blos ben faktif 
Beitand vefjelben an, belaffen diefen der einzelnen Stiftung und erfennen biefe 
als für fich beſlehendes Rechtsſubjelt an, mit der Mafgabe, daß dieſes der Ober- 
vormunbfchaft des Staatd unterworfen fei. Ein Staatsrathägutachten vom 
10. Mär; 1807 drücdt fich in dieſer Beglehung wörtlich dahin aus: les hospices 
n’ont jamais &t& elass6s parmi les &tablissements ecclesiastiques ni trai- 
tes comme tels. Es ergiebt fich dies ferner aus dem arrät vom 27. prai- 
rial IX. (16. Juni 1801), welches die Güter, die zur Unterhaltung von Hoſpi⸗ 
taliterinnen beftimmt und welche früher Eigenthum irgend einer geiftlichen, ber 
Pflege der Armen gewidmeten Korporation waren, mit ausbrüdlicher Bezugnahme 
auf bie Gefese vom 16. vend. und 20. ventose I. V. ven beſtehenden Hofpitals 
und Armen-Vermwaltungen überwies. Das Gefeß ließ hierdurch den C 
ber urfprünglichen a und ben kirchlichen Urfprung ihrer Güter unberüd- 
fichtigt, läßt fie aufgehen in das Vermögen bes Hofpital® ober einer fonftigen 
Armenanftalt und unterwirft fie hierdurch den für dieſe gegebenen Gefeken. Das 
Gegentheil folgt nicht aus den Defreten vom 19. Juni und 31. Juli 1806. 
Denn fie beftimmen weiter nichts, als daß die Hofpital- und Armenverwaltungen 
fortfahren follen, diejenigen Leiftungen für religiöfe Zwede zu entrichten, mit 
welchen die ihnen überwiefenen Güter belaftet waren, und daß bie Funbatoren 
von Stiftungen ober deren Erben berechtigt fein follen, das im Gtiftungsbriefe 
vorbehaltene Recht der Mitwirkung bei der Verwaltung ber gejchenften Güter 
nach gewiſſen Negeln auszuüben. 

Wenn man ſich auf den Art. 15. ver Verfaffungsurtunde vom 31. Januar 
1850, welcher der Kirche ven Befig und Genuß der für ihre MWohlthätigfeits- 
zwede beftimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds zufichert, beruft, fo “ 
biefer nur bei foldhen Fonds anmwenbbar, bie einer Kirche oder einem kirchlichen 
Inftitut als folcher angehören, nicht auf Armenanftalten, die für fich bejtehen, 
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wenn ſchon aus den Stiftungsurfunden hervorgeht, daß durch die Zuwendung 
beftimmte Konfeffionsvertwandte bedacht werden follten und von dieſen beftimmte 
refigiöfe Uebungen bedingt wurden. Hiermit ift jede Einmifchung ber Kirche und 
ihrer Bertreter gradezu ausgejchloffen. 
Allerdings kann man fich der aus der entwicelten Anficht fließenden Konfe- 
quenz nicht entziehen, daß Verhältniffe eintreten fünnen, wie fie in Frankreich 
treten find, in welchen den Armenanftalten der zureichende Schu fehlt und 
in welchen Unrecht durch die Gewalt ver Umſtände formelles Recht werben kann. Dies 
würde z. B. auch dann der Fall fein, wenn man etwa ben faktijch beſtehenden 
lonfeſſionellen Charakter einer Anftalt, deren Vermögen von Angehörigen einer 
ober der anberen Konfeffion herrührt, dazu benugen wollte, um eine Theilung 
des Vermögens zu veranlaffen, damit num jede Konfeffion ihren Antheil an vem- 
felben befige und für ihre Angehörigen forge. So lange die Gefetgebung eine 
ge Armenpflege nicht einführt, ift eine folche Theilung rechtlich nicht 
möglih. Würde fie eingeführt und würden dann die einzelnen Konfeffionsgemein- 
beit bie Thellung provoziren wollen, dann würde die Art und Weife, fie auszu- 
—— ‚bei dem Mangel einer Einigung der Eutſcheidung der Gerichte anheim- 
en. 
Für das Mechtsverhältnig ziwifchen dem Staat und ben Armenanftalten er- 
hält man nad dem Bisherigen das Ergebnif, daß nach dem beftehenden Recht 
‚vermögendfähige Nechtsfubjelte unter der Obervormundfchaft des Staats 
d, daß fie ihr Vermögen, wie jede andere Perſon, mit vollem Eigenthumsrecht 
en und daß ber Staat dieſes Eigenthum weder an fich ziehen, noch befchrän- 
fen, noch zu Gunften Anderer darüber verfügen kann; daß zwar bei einem falti- 
ſchen Eingriff in dieſer Beziehung die Armenanftalt fein Klagerecht vor ben 
orbentlichen ten, jedoch gegen biefen Eingriff den Schuk der Verfaſſungs— 
Urkunde des Preußifchen Staats hat. 
3. Berbältniß der Armenanftalten zu den Eivilgemeinden. 
Es ift bereit ausgeführt worden, daß die Armenanftalten ein Eigenthum ber 
Gemeinden geworben find; aber eben hierdurch ift die Frage über deren beider- 
tig. Berbftnit zu einander entjtanden, namentlich darüber, ob die Armenan- 
* | — — unabhängig von der Gemeindeverwaltung und derſelben 
untergeben en. 
Diiieſe beantwortet ſich leicht, wenn man ſich erinnert, daß das Geſetz 
die Armenänftalten ald vermögensfähige Rechtsſubjekte anfieht; dieſe bleiben fo 
ange umb infoweit felbftftändia und unabhängig, als das Gefe fie nicht be- 
wänft. Nun bat aber das Gefek vom 16. vendemiaire des Jahres V. refp. 
20. ventose V. den Armenanftalten das Dafein zwar zurücgegeben, aber gleich- 
eitig fie unter bie ummittelbare Aufficht der Municipalverwaltung geftellt umb 
eftimmt, daß biefe zu deren Berwaltung eine Kommiſſion von fünf innerhalb 
Bezirls wohnenden Bürgern ernennen foll; dieſe follen unter ben 
Aretair und VBorfigenden wählen. Nm in größeren Gemeinden mit m 
Munizipalverwaltungen follte die Departementalverwaltung bie Verwaltungstom- 
miſion ernennen. Diefe aber erhält nur das Recht, einen‘ Empfänger, jeboch 
mit aus ihrem Schooße, zu ernennen, der ihr Rechnung zu legen bat. Dieſe 
muß fie aber ber zipalverwaltung einreichen, welche fie, mit ihrem Gut- 
achten verfehen, ver Gentralverwaltung bed Departements zur Feftftellung über- 


Das erſte Geſetz alfo, welches bie Hofpitäler und Armenanftalten wieder 
berfiellte und deren Verwaltung vegelte, bejchränfte ihre Selbftftändigfeit nicht 
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owohl —* die Gemeinde, als durch deren vorgeſetzte Behörde,‘ und d 
ln wurde —* in dem Geſetze 7— 16. messi Mor A Se 
179), ar dem Zuſatz ſogar im Art 16 daß jeder — et 
Kommiffion innerhalb 10 Tage an bie —— in — 

gung eingeſandt werben ſolle. Es ſoll blos Sache ber ſion ſein 
Fr 6.: Die Verwaltung dev Güter, ‚die innere Hausorduung, d Bene 





Anweifung berjenigen, die Unterjtügung nachjuchen, zuüberuchmen. Die Art und 

der Verwaltung der Güter, im welcher fie nach ben Worten diejes Gejeßes freie Hand 
zu erhalten Nahen, wurde aber durch bejonbere fpäter zu erwähnende Geſetze 
wieder beſchräult, z. B. bei ber —— * Güter, bei Ausſchreibhung von 
Lieferungen, bei — von Prozeſſen u- ſ. 

So viel iſt alſo klar, daß an eine Seisfttändigteit der Verwaltungs · Kom 
miffionen wicht 2 wurde. Gbenfowenig wurden jie aber Untergebene ber 
Gemeinde - Verwaltun 

Dies —V — dem Artilel 9. des Geſetzes vom 28. pluviose 
J VIII. (17, Februar de ), wo es heißt: Der Unter» Präfelt erhalte die Be- 
fugniß der bisherigen M Beripaltungen, mit Ausnahme derjenigen, welche 
ber emeinbeverwaltung überwiejen jein. 

Da alfe in den oben erwähnten Gefegen bie Munizipal-Berwaltung als bie 
unmittelbare Auffichts- Behörde der Armenanftalten eg 1 fo —* —* 
Aufficht auf die Unter-Präfekten über. Allerdings wurd Bi 1. fg 
Gemeinden — Denn vor dieſenn Geſetz vom 28. — J. VID, bi 

jebe Gem mit einer Bevöllerung von 5000 bis 100,000 Seelen für 
dan Munizipal-Apminiftration, hatte aljo hierdurch die unmittelbare Auffioht 
pie im ihrem Bezirk befindlichen Armenanftalten. Wie aber * N “ 
Auffichtsrecht der Munizipal-Adminiſtration durch die Eentral-Admini — 
Departements mannigfach beſchränlt war: fo trat mm eine noch g 
fhränfung der Gemeinden in ber — ihrer ene F und 
namentlich wies ihnen weder das Geſetz vom 28. pluv. noch fpätere Ge⸗ 
ſetze ein Oberauffichtsrecht über die Armenanftalten zu. Bon nun an Sn 
fie zwar in mannigfacher Beziehung bei der Verwaltung ber Güter der 
Anftalten, indem der Maire (Bürgermeifter, die Spige der Gemeinbeveriva 
Organ des Unter» Präfekten wurde und in einzelnen Fällen bas act 
Gemeinberaths über — — der ———— belz ie 
nach dem arrötö vom 7. germinal IX. (28. März 1801) * die 3 “ 
feit einer Verpachtun beugt von Gütern über 9 Jahre hinaus, und * 
vom 10. hrum. XIV. (I. November 1805) über bie — von —— 
Mi den Gemeinden ift fein eigentliches Recht b 


ur tönnen. Spätere Geſetze haben an biefem gegenfeitigen ee, eo 
nichts geändert. Belanntlich behielten bie — — Verfaſſung * 
Einfäßeung ber Gemeindeordnung vom 23. * * welche im 8. 








aufgehoben fein fol. Aber auch die G —5 ya 11. März A 

gleich fie eine ſolche Beſtimmung * erin —5 geandert. 
eine nen —— hier fehlte, je find entjtanben, ob 
nad) den au, nen Prinzipien des Geme es Dom nn 4850 bei b 
— verfahren Ben müffe. 


— — Bo) Beni des Hauſes der Abgeordneten bom 
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Der 8. 56. enthält die Beftimmung, daß zur dauernden Berwaltung eins 
zelner Gefchäftszweige und zum Erledigung einzelner beftimmter Ungelegenheiten 
auf Beſchluß des Gemeinderaths befondere Deputationen aus Mitgliedern des 
Vorftandes, Gemeinbeverorbneten und Gemeinbewählern gebildet werben können. 
Dies ann daher auch in Bezug auf Armenangelegenheiten gejchehen, bie eine 
Gemeindeangelegenheit find, fo weit fie die Mittel für deren Zwed jchaffen muß. 
Allein Hierdurch wurde die Stellung vorhandener Armenanjtalten nicht berührt; 
denn biefe find feine Gemeindennftalten, bie in die Gemeinden aufgehen, fonbern 
vom Geſetz anerfannte Rechts - Subjekte mit befchränfter Selbjtitänbigfeit. Sie 
gehören zu den Anftalten, für welche befondere Verwaltungen eingefegt find und, 
bie der Gemeindevorftand nah $. 52. No. 3. zu beauffichtigen hat. Die Ge- 
meindeorbnung vom Jahre 1850, für bie das Armenwejen feinen Gegenſtaud 
bifdet, hebt dieſe befondern Verwaltungen nicht auf und eben fo wenig bie für fie 
beftebenden befondern Gefege, eben fo wenig alfo bie durch dieſelben lonſtituirten 
befonderen BerwaltungsKommifjionen. 

Wo alfo ein befonderes —— ein beſonderer Armenfonds mit eignem 
Vermögen beſteht, da ſtand dieſer auch nach ber Gemeindeordnung von 1850 
wicht unter ber Gemeinde, fondern hatte feine beſchränkte Selbſtſtändigleit. Wenn 
aber die Gemeinde aus ihren Mitteln oder mit den burch bie Komumunalbefteuerung 
befchafften Mitteln ein Hofpital errichtete oder den Armenfonds zur zeitigen Unter⸗ 
ſtutzung der Armen bildete, ba konnte Die Gemeinde nach $. 56. verfahren, in» 
—— konnte fie bei der Feſtſtellung der Bedürfniſſe einer vorhandenen Armen- 

nftalt mitwirken, werm fie diefer Zufchüffe gab, und infoweit fie diefe gab, 

Die eigentlihe Verwaltung bes Vermögens blieb aber Sache ber Armen- 
oder Hefpital-Rommiffionen; bie Gemeinbevertretung hatte bei bem einzelnen 
Acten elben, wie An= und Berfäufen oder Verpachtungen und dergl., keine 
Mitwirkung, feine Aufficht; fie unterlagen nicht ihrer Genehmigung, fondern 
blos der der König. Regierung. Nirgends hatte die Gemeindeorbnung von 1850 
eine Andeutung gegeben, daß die Armenanftalten in eine andere Stellung, als fte 
das beftehende Gefet anerkannte, zu ber Gemeinde treten ſollen, und daß fie an 
dieſem Gefete eine Aenderumg —— * Dieſe wurde auch nicht durch den 
Umſtand begründet, wenn bie Civilgemeinde Zuſchüſſe gab. Dieſe konnte fie in 
Folge der ihr obliegenden Fürforge für die Armen nicht verweigern, fobald ihr 
d ein gehörig aufgeftelftes Budget die Unzulänglichleit der Revenllen bes 
Armenvermögens nachgewiefen wurrben. Uber bei der Gewinnung und Erzielung 
biefer Reveniten aus bem befonderen Armenvermögen ftand der Gemeindevertretung 
keine Mitwirkung zu. 


Nach $. 4. der neuen Stäbteorbuung, welche bie feitherige Armen-Organi- 
fation beibehält, hat es gar fein Bedenken, daß die Armenanftalten ihre e 
Stellung und ihr ſeitheriges Verhältniß zur Gemeindeverwaltung behalten haben. 

Immerhin ſtehen fie aber mit der Gemeinde nicht außer allem Zuſammen⸗ 
hang; denn wenn Die Stiftungsurkunden feine Ausnahme machen, fo ift anzunehmen, 

ihre Stiftung zum Beiten der Einwohner berjenigen Gemeinde, in ber fie 

gemacht äft. Diefe liegt in ber Bezeichnung des Ortes, für melche bie 
g iſt, und das Geſetz hat deshalb auch der Gemeinbenerwaltung, 
fowohl bem eifter ald Gemeinderath, eine gewifle Mitwirkung bei ber 
Berwaltung gegeben, insbefondere ben Erfteren als Vorſitzenden der V . 
Kotumiſſion bezeichnet. Was alfo immer 4. B. dem Armenhaus oder dem 
Hofpital ber Stabt &. vermacht wird, das muß als vermacht gelten zu 
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pas hie mu Zweden für die Armen biefer Stabt &., nicht für Arme auch 
fremder Gemeinden oder für Landarme chne Heimath. 


4. Grundfüge bei der Berwaltung des Bermögens ber Armen- 
Anftalten. 


1. Bildung ber Berwaltungs-Rommiffion. 

Das beitehende — * unterſcheidet hier zwiſchen Hoſpitälern (Hoſpitien) 
und Armen-Kommiffionen (bureaux de bienfaisance). 

Für die erftern beftimmt das Gejeg vom 16. messidor VII. (4. Juli 
4799), daß die Munizipal» Apminiftration, an deren Stelle nad) dem Gefeg vom 
28. pluviose VIII. (17. Februar 1800) die Unter-Präfekten getreten: find, fünf 
Mitglieder der Verwaltungs + Kommifjion ernennen joll. Died gejchieht gegen- 
wärtig durch die Königl. Regierungen. Vorfigender biefer Kommiffion iſt der 
Bürgermeiiter am Site des Hofpitals (Artikel 2. der Inftruftion des Meinifters 
des Innern zum Dekret vom 7. floreal XIII.). Jährlich fcheidet ein Mitglied, 
welches durch das Roos hierzu beitimmt wird, aus; das ausjcheidende kann indeſſen 
wieber gewählt werben. 

Diefe Kommiffton führt die Verwaltung bes Vermögens und ben Haushalt 
in den Hofpitien; in der Praxis ift e8 gebräuchlich, daß ein befonders geeignetes 
Mitglied das Einzelne des legtern, was täglich zu beforgen ift, anorbne, natürlich 
ftetS unter Aufficht und Verantwortlichleit feiner übrigen Kollegen, denen es über 
Alles Mittheilung zu machen hat. 

Die Armenverwaltungs + Kommiffionen wurden buch das Gefeg vom 7. 
frimaire V, eingeführt, mit dem Zwede, Unterftügungen an Dürftige, die in ben 

ofpitien nicht aufgenommen find, zu geben. Sie jollen aus fünf Mitgliedern 

tehen, bie fich lediglich mit der Vertheilung der Unterftügungen und mit ber 
Leitung der biefen Dürftigen aufgetragenen Arbeiten, niemals aber mit bem 
Empfang der Gelver befafjen follen; dieſer muß vielmehr durch einen befonberen, 
von der Kommiffion zu ernennenden Empfänger beforgt werben. 

Die Ernennung der Mitglieder der Kommiffion erfolgt durch den Unter 
Präfelten, jegt durch die Regierung. Lebtere kanıı vermöge ihres Auffichtsrechts 
eine Inftruftion für die Gefhäftsführung ber Armen - Kommiffionen geben. Die 
Ergänzung berfelben durch das Ausjcheiden ihrer Mitglieder erfolgt wie bei den 
golrlir ommiffionen, wie dies durch das (im Gefegbülfetin jedoch nicht publizixte) 

efret vom 7. germinal J. XIII. ausgefprochen iſt. 

Nirgends hat das Geſetz es geftattet, daß die Hoſpital und Armenverwal- 
tung durch eine und biefelbe Kommiffion geführt werde; wo alfo ein ofpital ift 
oder entfteht, muß deſſen Verwaltung befonders beibehalten oder eingeführt werden, 
wenngleich nichts hindert, daß diefefben Berfonen die eine wie die andere Kom⸗ 
miffion bilben können. 

Schließlich iſt mur noch zu erwähnen, daß nach dem Dekret vom 31. Juli 
1806 den Fundatoren von Wohlthätigkeits-Anftalten oder deren Erben das Recht 
gegeben ift, bei deren Leitung oder bei der Prüfung und Feſtſtellung der Rech— 
nungen mit berathender Stimme mitzuwirken, wenn foldes in ben Stiftungs- 
briefen vorbehalten worden iſt. Diefes Recht dürfen fie jedoch nur nach den von 
der Oberauffichtsbehörbe zu extheilenden Beſtimmungen ausüben. Eben fo foll für 
die Stifter von Betten in Hofpitälern nad dem arröt6 vom 28. fruct. X. 
(15. September 1802) Art. 3. nach Verhältniß der jetigen Koften für die Pflege 
des. Armen gegen bie früheren bejtimmt werben, in wie weit fie bei beven Ver⸗ 
leihung mitzuw haben. ef. arr. v. 16. fruet. XL (8. Sept. 1803). 


nö 2:nDberanffiht über Die Armeunanftalten. 

In dem Vorhergehenden ift bereit erwähnt, durch welche Gefege und in 
welcher Weife dieſe früher den Präfekten und Unter-Präfelten die Aufficht über 
die Armenanftälten übertragen‘ haben: und daß dieſelbe gegenwärtig auf die Königl. 
Regierungen übergegangen ift. Deren, Befugniffe find. jegt fogar von größerem 
Umfange, als es die der erfteren waren, indem legtere über manche Maßregeln bie 
Eniſcheidung des Minifters und felbft des Kaifers einholen mußten, während diefe 

wärtig auf Grund der Inftruftien für die Königl. Regierungen, vom Jayre 
1817 und 1825, fowie des Neffort-Neglements diefen zufteht. 

Wie fih diefe Oberaufficht im Einzelnen äußert, wird ſich gleich bei Erwäh— 
nung einzelner Gegenftände, der Verwaltung zeigen. Im Allgemeinen bedarf e$ 
bier nur ber Erinnerung, daß nach dem bejtehenben Gejete die Armen» und 

ofpital-Verwaltungen faft gar keine Selbftftändigteit ‚Haben und faft alle ihre 
Jefchlüffe der Höheren Genehmigung unterliegen. Zweifelhaft kann hierbei nur 
fein, wie es zu halten fei, wenn die Rommiffionen keine Befchlüffe faſſen, ſei es, 
Don fe, vom Borfigenden gehört — nicht erſcheinen oder daß bie er- 
fhienenen Mitglieder einen Beſchluß Über irgend einen Genenftand nicht faffen 
wollen.‘ Im Gemeinde⸗ Angelegenheiten befteht die Vorſchrift, daß im ähitlichen 
Fällen eine wiederholte Berufung des Gemeinderats ftattfinde und daß dann von 
den Erfchienenen ein Befchluß gefaßt werben könne, vefp. wo die Gemeinde- 
—9 von 1845 gift, von ber Königl. Regierung ergänzt werden müſſe 
ft dieſe Vorſchrift bei dem oben erwähnten ſpeziellen Fall auch bei Befchlüf- 
jen einer Hofpital- Verwaltung analogiſch angewendet werden. ine Analogie 
findet bier an und für fich nicht Statt, weil die Verwaltung der Armenanftalten 
beſondere Gefeße geregelt ift, welche durch die Gefege über die Gemeinde- 
heiten Teine Mobifikation erlitten haben. Die Regierungen find daher in 
a folchen Falle befugt, fofort zu entfcheiden, als ob ein Gutachten ber Kom— 
n vorläge. Aber eben weil fie dieſe umfaffendere Befugniß haben, können 
fie von diefer einen minderen Gebrauch machen und die wiederholte Berufung und 
Beratbichlagung der Kommiſſion anordnen. | | 

Die Oberauffiht der Regierungen erſtreckt fich namentlih noch auf die Zu- 
fafjung von Ordensſchweſtern in Armenanſtalten oder Hofpitälern zur Pflege der 
Armen und Kranken, fowie zur Führung der Haushaltung, indem ber Artikel 5. 
bes Delrets vom: 18. Februar 1809 ausdrücklich die höhere Genehmigung für bie 
Einführung folcher Krantenfchweftern vorbehielt. Sie hat in der Rheinprovinz, 

: in ben andern Provinzen des Preußiſchen Staates faft allgemein stattgefunden, 
yeil fie fowohl in ölonomiſcher Rüdficht,‘ als im Intevefje der Pflege und des 
moralifchen Einfluſſes auf die aufgenommenen Perſonen ſich empfiehlt: Wird 

ih eine Armenanftalt einer weltlichen Leitung anvertraut, fo müffen bie 
igeftellten Beamten zu ihrer eigenen, fowie zur Subfiftenz ihrer Familien gehörig 
folbet werben, und. die hierfür aufgehenden  Koften erfordern namhafte Summen, 
äbrend die Angehörigen religiöfer Orden außer ber freien Belöftigung nur eine 

e mäßige Vergütung zur Beſchaffung ihrer Ordenskleivung (30 bis 40 Thlr.) 
wich erhalten. Ihre Dienftleiftungen verrichten fie um Gotteslohn. Gemöhnt 

xengen Gehorfam, vorbereitet auf die Unannehmlichkeiten und Schwierigkeiten 
ehanblung von Kranken aller Art, freudig in ihrem Berufe, uneigennützig 
nüchtern, abgefchlojfen von ber äußeren Welt, in ihrem Innern gehoben durch 
lebendiges B ein ihrer Pflicht, vermögen fie am Sranfenbette wie bei 
wi verfommener Gemüther das Gefühl für innere et durch 


der Bebant | 
ihre forgfame gleit zu werten, zu beleben und zu ftärfen, und fie, 
9 


















auch ohne Worte zu machen, dem Geelforger in ber ihm allein gebührenben 
Spendung ber Bohlthaten ber Religion. 


8 Grmädhtigung zur Bührung eines Rechtaſtreites. 


Das arrötd vom 9. ventose I. X, (28, Februar 1802) beſtimmt, daß bie 
Verwaltung des Hofpital-Vermögens Statt haben ſoll nach gleichen en Orunbfägen, 
wie die des Kommumnal-Vermögens; ir wie alle Befchlüffe im Betreff des Tetstern 
der höheren Genehmigung Bebürfen, biefe auch für bie Sefsituf, - Verwaltung noth- 
wendig fei, und daß zur inleltung eines Prozeſſes eben daſſelbe a ie 
nothwendig werde, 5* bei — en — Staat void chrieben fei. 

Dekret vom 29. vend&miaire (20. Oft 1796) Art. 3. ſchreibt % 
—— aber eb d * der pas —— 
ae auf einen Prozeß vor, und bas arrdt€ vom 18. 

(9. Oktober 1801 wo biefe fogar den at 3a Re Pflicht, die eime 
Mage gegen bie © emelnbe anftelfen wollen. Der Artikel 15. bes Titels IV. bes 
Dekrets vom nn 1790 erforderte bei allen, alfo auch bei Immobiliar- 


egen ben Staat, daß vor deren Anftellung eine Denkfchrift über den An 
Kr: und daß erft einen Monat fpäter, wenn fie ohne Erfolg bliebe, 
icli: Entfcheivung veranlaßt werben künne. Died füllt aber nach bem 
atha Gutachten vom 3, Juli 1808 bei Immobiliar Magender 

—J ai der Armenanftalten weg. Das Reflort-Reglement vom 20. Juli 1818 
Sammlung Bd. 1. No. 298. ©. 504.) Hält dieſe Beftimmungen un 

* ns und giebt den Negierungen das Mecht, bie Bar 
T Klage oder zur Einlaffung auf biefelbe zu ertheilen- er baher 
nad) 1092. der bürgerlichen Prozeß⸗Ordnung ftets vorber — Nur 
wenn es fig von der Eintreibung laufender Gefälle und Zinfen u. dergl. handelt, 
wu nach der A. K.O. vom 10. Januar 1830 (Rottuers Sammlung B. 3, 
) teiner befoudern —— der Regierung, ſo lange der Urſprung 

der Schuld nicht beſtritten wird 





4. Abſchluß von Vergleichen. 

Der Art. 2045. des bürgerlichen Geſetzbuches ver Gültigkeit eines 
Vergleiche, ben ein öffentliched Inſtitut —* Feen en 
Prozeß abſchließen foll, die ausdrüdliche Ermächtigung des Kaiſers, welche jetzt 
nad $. 5. des erwähnten Refiort-Peglementsd von ben —— e⸗ 
—— wird. Die frauzöſiſchen vom 21. frimaire 93. 18 Darnder 

vom 7. messidor 3. IX. Art. 15. (26. Juni 1800) 
tor Biete bes —— die * des Gutachtens breier bewährter 
Rechtögelehrten. 


De na, 1 nie Me Sea 
d ) aus bie ättgung ber ben 
üb ‚ ohne fie an die Bed Am ng eines nun 


e das Urtheil bes 
Rhein. App. » « Hofes vom 30. März 1853 (cf. — "bio Br. 49, 1. 
©. — In Frankreich hielt man das Gutachten nicht blos zu leichen, 
ſondern ſelbſt vor der Ertheilung der Erlaubniß zur Betreibung —* eſſes 


Kr ker f. Simon, mannel des conseils de prefesture t. 1. * 180.) 





134 
b. Eigentlihe Bermögen 8 -Bermaltung. 
a. Anlauf und Beräußerung von Immobilien. 
Indem ber Art. 6. des Gefege® vom 16. messidor VII, (4. Juli 1799) 
bie Hofpital- Verwaltungen ausfchließlich mit der Verwaltung der Güter betraut, 
ebt er gleichzeitig die Befchränfung für Verfügungen über bie Subftanz bes 
mögens, und ber Art. 10. defielben Geſetzes erforbert überdies die Einholung 
der Genehmigung zu Befchlüffen jeder Art. —— dieſer allgemeinen Vor⸗ 
rift, als aus dem arröte vom 7. germinal I. IX. (28. März 1801) folgt die 
hwendigleit ber höheren Ermächtigung zu jeder Veräußerung, die nicht blos bei 
dem eigentlichen Verkauf, ſondern auch bei Konftitwirung von Servituten, Tauſch⸗ 
Berträgen u. f. w. eintritt. Jenes arräte fchreibt aber noch insbefondere für 
langjährige (d. h. über 9 Jahre dauernde) ——n— vor, daß deren Geneh- 
migung erſt dann ertheilt werben ſoll, wenn über deren Nützlichkeit oder Noth— 
wendigleit nicht blos die Verwaltungs⸗-Kommiſſion, Nm auch der Gemeinde⸗ 
Rath derjenigen Gemeinde, in welcher die Armenanftalt liegt, gutachtlich gehört 
unb eine fog. informatio de commodo et incommodo aufgenommen Werbe; 
fegtere fett eine öffentliche Belanntmachımg der beabfichtigten —— Ver⸗ 
pachtung voraus, damit Jeder etwaige Gegengruͤnde vortragen könne. Recht 
wird dieſelbe Vorſchrift, die nur für langſährige Verpachtungen von Grundſtücken 
| Den jeber eigentlichen Veräußerung, als dem noch umfafjenderen Hechts- 
tet. 


Ein Dekret vom 16. Juli 1810 Art. 4. erfordert noch ausdrücklich die 
höhere Genehmigung für jeden Ankauf von Grumbftüden. 
b. Verpachtung von Grunbfäden, 


Seit dem Dekret vom 12. Auguft 1807 gilt die beftimmte Vorſchrift, > 
tungen ſtets öffentlich vor einem won ber Regierung (früher ven Präfekten 

zu Notar nach den von ber Berwaltungs-Kommijfion vorzufchlagenben 
unb von ber vorgefegten Behörde zu gemehmigenden Bedingungen vorgenommen 
werben follen. Berpadhtung muß eine üffentliche Bekanntmachung voraus. 
geben, in Betreff deren jenes Dekret auf bie bejtehenden Gefepe verweiſt. Diefe 

find das Dekret vom 5yi1. Februar 1791 und vom Zen 1790, welches im 

rt. 13. des Tit. 2. eine Bekanntmachung von 1 Monat vor dem Berpachtungs- 

Ferimin, und zwar an ben in demfelben fallenden Sonntagen, ſowie eine g 

om 14 zu 14 Tagen an den gebräuchlichen Stellen erforbert. Ein Mitglieb ber 
erwaltung foll ver öffentlichen Verpachtung beimohnen, die demnächſt von ber 

rgejegten Behö— an — — 
Sn Betreff der Verpachtungen von längerer Dauer als von neun en if 
8 oben erwähnt worben, baf fie der Deräufernng von Grunbftüden ride 
jefest find, und welche Formalitäten ihnen vorausgehen müſſen. 

Eben diefelben werben durch das arr&te vom 14. ventose 9. XI. (5. Men 
03) für den Fall vorgefchrieben, wenn nach der Anficht der Verwaltung ei 
Berftag aufgelft ober wenn eine Ermäßtgung bes durch denſelben beftinpmten 

Jachtpreijes eintreten fol. 

u. c. Neubauten und Herftellung von Gebäuben. 

DSDeſe dürfen nach dem Dekret vom 10. brumaire 3, XIV. (1. November 

305) nur mit höherer Genehmigung ausgeführt werben; biefe war fogar, wenn 

ie Koften über 10,000 Franken betrugen, vom Kaifer einzuholen. Gegenwärtig 
> fie aber von der König. Regierung ertheilt, Um fie zu erhalten, muß bie 
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Verwaltung die Nothwendigkeit und Nützlichkelt der vorzufchlagenden Bauten 
auseinanderfegen, den Koſtenanſchlag beifügen und über die Mittel der Ausfüh- 
rung ihre Vorſchläge machen. Ein, Gutachten des Gemeinderaths foll beigefügt 
werben, wenn es ſich von Gebäuden handelt, die nicht im Beringe bes 

der Präfektur (dev Königl. Regierung) liegen. Die Arbeiten ſollen öffentlih an 
den Wenigftfordernden, nachdem zwei öffentliche Bekanntmachungen vorausgegangen 
find, verbingt werben, wobei jedoch nur ſolche Unternehmer den Zufchlag erhalten 
follen, die für eine gute Ausführung eine hinreichende Bürgfchaft gewähren. Auch 
der Zufchlag bedarf der höheren Genehmigung. Nur wenn der Koftenanfchlag für 
Herftellung von Gebäuden 1000 Franken (266 Thlr. 20 Spr.) nicht überjteigt, ift 
die öffentliche Verpachtung nicht nothwendig. 


d. Anfhaffungen für den Haushalt. 


Auch diefe follen nicht ohne öffentliche Konkurrenz gemacht, vielmehr nad 
Art. 8. des Gefetes vom 16, thermidor VII. (4. Juli 1794) von ber Berwal- 
tung an ben Wenigftnehmenden nach Einen Monat vorbergefchehener Belannt- 
machung vergeben und für den Zufchlag foll höhere Genehmigung eingeholt 
werden, 

r e. Annahme von Schenlungen und Vermächtniſſen. 

Der Urt. 937, des bürgerlichen Geſetzbuches nüpft bie Gültigkeit jeder durch 
die Derwaltung zu erfolgenden Annahmen an bie Bedingung, daß fie die höhe 
Genehmigung einhole, wie dies auch durch das arrete vom 15. brumaire J. ALU. 
(7. November 1803) erfordert wird. Früher lonnte die Verwaltung nad dem 
arröt€ vom 4. pluviose 3. XI. (25. Januar 1804) alle Schenkungen und Ber- 
mächtniffe von Geld oder Möben im Kapitalwerthe von 300 Franken ober 
darunter annehmen, während fie bei Schenkungen von einem höheren Werth und 
aller Immobiliar⸗Objelte vorerft die höhere Genehmigung einholen mußte. Durch 
das Gefek vom 13. Mai 1833 (Gef.-S. ©. 49.) wird vorgefchrieben, daß bon 
allen Schenkungen und lettwilligen Zuwendungen der vorgefegten Behörde Anzeige 
gemacht werben müſſe, und daß bie lanbesherrliche Genehmigung zur Gültigkeit 
ber über Eintaufend Thaler betragenden erforberlich ſei. Diefe Beſtimmung iſt 
durch die V. v. 21. Juli 1843 (G.-S. ©. 322.) dahin ergänzt worden, daß 
eine Zuwendung von I000 Thlr. ‚over weniger, deren Vertheilung an Einzelne ber 
Geber weder ausdrücklich beſtimmt, noch — hat, die jedoch nach dem 
Bl der Anftalt gefchehen joll, feiner Anzeige an bie vorgejegte Behörde 
ebürfe. Es, 
Nah 8. 5. des erften Geſetzes ift die landesherrliche Genehmigung ohne 
Unterſchied des Betrages erforberlih, wenn durch die Zuwendung eine neue 
öffentliche Anftalt geftiftet oder einer vorhandenen Anftalt etwas zu ——— 
als dem bereits genehmigten Zweck gewidmet werben ſoll. Daſſelbe gilt na 
$. 11. bei allen Zuwendungen an ausländifche öffentliche Anftalten und Kor» 
porationen, 

Die Artifel 12. und 13. des Dekrets vom 18. Februar 1802 in 
der Armenanftalten mit Orbensfchweftern geftattet die Annahme ber an 
erfolgenden Zuwendungen durch die Oberin des Haufes oder die General-Oberin 
des Ordens, je nachdem bie Zuwendung jenem fpeziell oder dieſem tm Allgemeinen 
beftimmt iſt, mit der Maßgabe jedoch; daß die Ermächtigung zur Annahme vom 
Biſchofe eingeholt werde, welcher wiederum die Genehmigung des Cultusminiftere 
nachzufuchen hat. Diefe Beitimmung hat durch das erwähnte neuere Geſetz bie 
Modifikation erhalten, daß der Biſchof bei Zuwendungen bis zu 1000 Thlr. bie 
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vorgefchriebene Anzeige zu machen, bei Zuwendungen eines höheren Betrages oder 
an ausländifche Anftalten die Iandesherrliche Genehmigung einzuholen hat. Es 
jet die Anwendung dieſer letteren —— Betreff deren als einer lex 
specialis durch die Verfaſſungsurkunde von 1 feine Aenderung eingetreten ift, 
aber voraus, daß die Anftalt, für welche die Zuwendung beftimmt ift, eine Anftalt 
bes Ordens fei; ift alfo nicht anwendbar bei folchen Anftalten, | in welchen die 
Ordensſchweſtern nur zur Pflege der Kranken eingeführt find, deren Vermögen 
aber aus eigenen oder aus Fonds der Civilgemeinde befteht. 


f. Anlage von Rapitalien. 


Das Dekret vom 16. Jult 1810 ließ je nach der Größe der Kapitalien, von 
500 Franken oder weniger, von 2000 Franken oder weniger, ober von noch grö— 
Beren Summen bie Genehmigung zur Anlage, ſei es in Staatörenten ober bei 
Privaten, vom Präfelten oder vom Minifter des Junern oder vom Kaiſer erthet- 
len. Gegenwärtig wird fie immer ven ber vorgeſetzten Königl. Negierung nach: 
gefucht und gegeben. Durch die Habinetsorbre vom 3. Mat 1821 (Geſ.Samml. 
©. 46.) iſt allgemein beftimmt, daß zinsbar unterzubringende Kapitalien der milden 
Stiftungen u. f. w. zum Ankauf von Staatsichuldfcheinen verwendet werben 
können; dies ift durch eine Reihe fpäterer Geſetze auf andere Staatspapiere und 
Eifenbahn-Aftien, für welche der Staat eine Garantie übernommen hat, ausge⸗ 
behnt worben, (cf. 3. B. | 
K.O. vom 16. September 1842 ©. 249., 
22, Dezember 1843 S. 45. von 1844., 
23. September 1850 ©. 412, 
14. Juni 1848 ©. 156, 
29. Dezember 1851 ©. 34. von 1852.) 
Außerdem Hat nach der Bankordnung vom 3. Oktober 1846 8. 25. die Bant 
bie Verpflichtung, Gelder von milden Stiftungen im Betrage von minbeftens 
50 Thlr. anzunehmen und mit 2°, pCt. zu verzinfen. (Gef.S. v. 1846 ©. 441.) 


g. Zufiherung vom Leibrenten. 

Das Dekret vom 23. Juni 1806 geftattet im Allgemeinen, —— Per⸗ 
ſonen eine Rente zuzuſichern, welche ein Kapital der Armenanſtalt zum Eigenthum 
übergeben und ſich eine Leibrente vorbehalten; nur ſoll dieſe mie mehr als 10 pCt. 
pn Wenngleih das Gefeß nur von Hingabe von Kapitälien rebet, fo 
jchließt dies doch nicht aus, daß auch Grundftüde und: andere Gegenftände als 
Eigenthum übertragen werben, beren durch Abſchätzung feitzuftellender Kapitalwerth 
alsdann für die Höhe der Leibrente maßgebend iſt. Ein folches Gefchäft kann 
ebenfalls nur mit Genehmigung der Königl. Regierung abgefchlofien werben, welche 
bie Anlage des übernommenen Kapitals zu überwachen hat. 


h. Rechnungsweſen. 


Für alle Einnahmen und Ausgaben der Armenanftalten, für die Beitreibung 
der laufenden Revenüen, ſowie — ——— Zuwendungen hat ſtets ein be⸗ 
fonderer Rechner oder Empfänger zu forgen; Namens ver Verwaltung Hat er alle 
ungen an bie Schuldner bewirken zu lajfen, Einfchreibungen in bie Hypo— 

zur Erhaltung von Hhpothelen, Rechten und Privilegien gu nehmen; 

, damit bie rechtzeitige Erneuerung erfolge, Regifter zu führen, und über- 

t für die Erhaltung des Vermögens, fowie gegen das Erlöſchen von Rechten, 
nöbefondere burch Berjährung, Borforge zu treffen. Zu dieſem Zwede erhält er 
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— 52 — eben ee — ** > 
n ne rung und bit l ber Soll⸗ gegen 
——— Diefe Vorſ —— das * * 19, —— 3. XU 


* wird für die Gefchäftsführung des Empfängers noch beſonders vorgeſehen, 
daß er bie Aufhebung von Arreften, fowie die Löͤſchung oder Beſchränkung won 


erzu auf ben Antrag ber Verwaltung die Ermächtigung der — Behörbe 
e Beſtimmung 


Zur Ausführung ber in den erwähnten Gefeen gegebenen Vorſchriften 
— beſondere Inftruftionen erlaſſen, bie ſich das Mi bes I 
Häftsganges beziehen. 

Zur Sicherheit der Anftalt verweift ver Urt. 5; bes erfigenachten Dekrets 
auf bie gefegfichen Vorſchriften, unter welchen rechnungspflichtige Perſonen öffent⸗ 
ficher Anftalten ftehen, alfo auf ben Artitel 2124. des bürgerlichen Gefegbuches, 
welchen gemäß eine geſetzliche Hypothek auf den dem Empfänger zugehörigen 
Immobilien wegen aller Anfprüce aus feinem Amte laſtet. 

Außerdem Hat ber Empfünge * bein arreté vom 16, germinal XII. 
(16. April 1804) eine beſondere Ku on zu beitellen, bie ein Zwölftel feiner 
ganzen Einnahme nicht überfteigen und night unter 5O Franken betragen foll. 
Die m. —2* et ie Be ber ea M —8* —— Falle 

uſtellen. Na m franzöſiſchen Geſetze mußten dieſe baar in eine 8- 
Ki eingezahlt werben; nach ber U RS. vom 3. Mai 1821 Tg 
erbein fie gegenwärtig im der Regel in Staatsſchuldſcheinen geftellt. 


Die näheren BVorfchriften über die ben —— über ſeine ee 
Einnahme und Ausgabe obliegende Rechnungeſtellung giebt ein Dekret vom 7. floreal 
XI. (27. April 1805). Sie foll innerhalb bes erſten Trimeſters jeden Jahres 

Die von der Berwaktungs-Kötnmiffion geprüfte Rechnung wird von den 
Regierungen refp. Landräthen feftgeftellt. Früher ging diefer ſchließlich vom MR: 
nifter gu bewirkenden Feſtſtellung das Gutachten einer Kommiffion von drei Mit⸗ 
—— vorher, welche ver Praͤfekt aus dem Gemeinderath, dem Artondifjementds 

Departements-Rath ernannte; imit diefen Inſtituten iſt auch die Kommiſſion 
weggefallen. 

In Betreff bes formellen Thells ber Rechnung iſt noch zu bemerlen, daß 
berfelben der Etat ober das Budget ber Anftalt beigefügt fein muß. Ueber beffen 
Aufftellung als Voranfchlag für das folgende Jahr, die ein georbneter Haushalt 
felbftrebend erforbert, ieht das Gefet feine fpezielle Vorſchrift, erflärt fie aber 
burch bie eben gedachte Anorbiung für erg Eben jo muß jebe Rechnung 
fich genau an bie de vorhergehenden Jahres anjchliegen, durch Anführung bes 
Bor- ober Ueberfhuffes, fowie ber Einnahme und Refte früherer Jahre. 

Den Vervaltungd-Kommiffioiten Liegt es nach bemfelben Geſetz ob, einen 
Bericht Über ven Gang ber Verwaltung, über deren Ergebnifje und ölonomiſchen 
Berhäftniffe und bei Krankenanftalten über die Erfolge der Pflege, Aber die Sterb- 
lichleit, ſowie Über bie Zahl und die Koften der DVerpflegangstape zu eritatten. 
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6. Beſoendere Rehte ber Armenanfalten. 
a. Anf Nachlaß - Gegenſtände verſtorbener Berfonen. 
Um ben Hofpitäfern, welche Kranle unentgeltlich pfl einige Entfäyäbt 
zu gewähren, geftattet ihnen das her ri gi 3. Rov 1b 
bie liar „et verftorbener Kranken, bie diefe in das Haus mitgebra 
baben, zu behalten, fo daß weder bie geſetzlichen Erben des Berft 
in deren Ermangelung ber Staat fie beanfpruchen folfen; letzterer ſoll b 
valanten Nachlaffenfchaften felbft dann Leinen Anſpruch machen, weun fin bie 
e des Berftorbenen eine Vergütung geleiftet worben ift, während in dieſem 
e beren Erben ımb Regatarien ihre Rechte unv bleiben follen. A 
Weiter geht das ben Hoſpitälern durch das * vom 15. pluviose 
3. XII. (4. Februar 1805) gegebene Recht auf ben Nachlaß der in einem 
Kennt untergebrachten Kinder. Sterben fie nämlich in elben vor ihrer 
| er ober Großjährigkeit, ohne daß ſich ihre Erben en, jo erhäft 
das Hofpital das ——— an deren Vermögen; melden fich Erben, fo KBnnen 
e beffen Früchte erft vom Tage der Klage beanfpruchen, müſſen aber die Anftalt 
alle für ihre gehabten Auslagen entſchüdigen, wobei jevod die von ihr be- 
zogenen Früchte in — lommen. Wenn die angefüͤhrten Sache bie 
angegebenen Rechte nur ven hospices gewähren, fo find mit denſelben alle An- 
ftalten ‚gemeint, welche, ohne gevabe Kraulenanſtalten zu fein, für bie Pflege armer 
Berfonen*forgen. Der Ausbruck hospiee hat eine allgemeinere Bedeutung als 
hospital, durch welches Wort Anftalten zur Aufnahme und Pflege armer Er- 
franfter bezeichnet werben. Die Anslibinmg der durch jene e gewährten 
te ſetzt aber voraus, baf bie Anftalt ben Unterhalt und bie Pflege ber ver⸗ 
ebenen Perſonen aus ihren eigenen Mitten beftritten Hat. n tr aber 
von einer britten Perfon, 3 3. einer Gemeinde, eine Berglitung pemührt 
pirb, fo kann diefe am den Nachlaß der Verftorbenen fih halten, um ans dem⸗ 


den Betrag ihrer Retftungen u verlangen. Dieſer Fall kommt 
is dann ri wenn eine nenne Batfen ober verlaffene Kinder 


tige Bee cn entiveber durch eine Erbſchaft von 






e ein ögen erwerben. In einem folchen falle ift die Chil⸗ 
ide, die nur fo lange, als ver Verpflegte ohne affe eignen et iſt, eine 
prlichtung der Fuͤrſorge mit Gemeindemitteln hat, berechtigt, den Erſatz flir 
) jerigen Auslagen aus bein, dem Verftorbenen überfommenen Berindgen zu 
jeamfpruhen, eben fo wie fie berechtigt Aft, wenn die untergebrachte Perfon am 
ben bleibt, von diefer jelbft den Erſatz zu verlangen. 


b. Auf Abgaben vom Ertrag Öffentlicher Luflbarkeiten. 

Das Geſetz vom 7. frimaire 9. V. (27. November 1796), welches bie 
Armenverwaltimgen für nicht Tremte Hätfebevürftige einfälhrte, aberwies denſelben 
zur Unterftügung von Hausarmen (m ‚ trai ne sont pas dans les hospices) 
einen B von den Eintrittsbilleten u jeder öffentlichen Luftbarkeit, beſtehend 
- zehnten TI ae a diefe Ab * deren — fi A: 

r eine beftimmte Zeit ttet wurde, wird t a 
508 Rönigficen Staaten Er 
6. Band S. 714.) auf Grund des Dekrets vom er 
erhoben; dieſes, ſowie die vorher n vom 8, thermidor V. (26. Juli 1797) 
au jour complementair 3. VII. (22. September 1799) überwies bie Abgabe 
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nicht mehr allein für Hausarme, fonbern mich für bie Hofpicien, zwifchen welchen 
fie nah einem billigen Verhältniß »vertheilt werben follen. . Die Erhebung ber 
Abgabe fest eine Kontrolle über die Einnahme. bei öffentlichen, Luftbarkeiten 
voraus, und beren Schwierigkeiten haben den Gebrauch herbeigeführt, ein für alfe 
Mal Säge zu, beftimmen, welche die Unternehmer won hauftellungen, Theatern, 
Konzerten, Tanzbeluftigungen zahlen; bisweilen hat man fich auch, namentlich mit 
Theater - und. Unternehmern ähnlicher Darftellungen dahin verftanden, daß fie eine 
ober mehrere Borftellungen blos für bie Armen geben, fo daß bie Abgabe von ben 
einzelnen Vorſtellungen wegfällt. Der Gebrauch rechtfertigt fich durch den Art. 3. 
bes Defrets vom 9. Dezember 1809, der zunächſt für Paris ihn geftattete. 


c. Auf eine Steuer für das Halten von Hunden, 


Nah einer Kabinetsorbre vom 29. Aprit 1829 (vie ſich in der Geſetz 
Sammlung nicht findet, cf, jeboch Koblenzer Amtsblatt von 1829 ©. 235.) ift e8 
ben Stabtgemeinden geftattet, zum Beſten ihrer Armen von Jedem, ber einen 
— hält, ohne ihn in feinem Gefchäft zu brauchen (z. B. Metzger, Nagel⸗ 
chmiede), eine Steuer zu erheben, welche für jeden Hund, brei Thaler nicht über- 
fteigen darf. Der dreifache Betrag ber Steuer ift als Strafe für nicht ange 
meldete Hunde an bie Armenkaffe zu zahlen. 


d. Auf Strafgefber der durch bie Polizei» und Yuchtpofizei - Gerichte ausgefprodhenen 
Geld - Strafen. 


Der Artikel, 466. des früher in ber NHeinprovinz geltenden Strafgefeßbuches 
(wie bereits früher in ähnlicher Weife der Art. 70. des Dekret vom. 19 
Zuli 1791 und Art. 9. des Defrets vom 11. frim. VIL (1, Dezember 1798) 
beitimmte, daß bie von den Polizeigerichten ausgeſprochenen Gelpftrafen zum 
Beſten der Gemeinden, in denen die Sontravention begangen worden, berwenbet 
werben folfen. Die — Beſtimmung war —— und blieb es 
durch die A. Kabinets-Ordre vom 27, Dezbr. 1822 (fie findet ſich in v. Kampk 
Annalen Bd. 6. ©. 956.). Dagegen genehmigt diefelbe die —— welche das 
Cirkular -Refkript des Diinifteriums des Iunern vom 31. Dezbr. 1822 (a. a. OD, 
©. 954.) enthält, Demgemäß werben fünmmtliche, in einem Reg.» Bezirke auf 
fommenben Bolizei- und — zu einem beſondern Fonds ge— 
ſammelt, der die Hauptbeſtimmung hat, die Koſten für die Verpflegung und & 
ziehung verlaffener Kinder zu beftreiten. Jedoch wurbe geftattet, denjenigen größeren 
Gemeinden, welche die zur Unterbringung verlafener Kinber erforberli An- 
ftalten befigen und unterhalten, auf ihr Verlangen fämmtliche von ihren “rien 
zu erlegenden Polizei» und Zuchtpolizei- Strafgelber zu übereignen, wogegen ſolche 
— auf den gemeinſamen Fonds des Departements keinen Anſpruch haben 
ollen. 

Wenn hiermit auch blos den Gemeinden, nicht direlt den Armenanſtalten ein 
Einkommen zugeſichert iſt, ſo hängt die Beftimmung doch mit dem Armenweſen 
fo eng zuſammen, daß fie nicht unerwähnt bleiben durfte. 


e. Auf die Abgaben von öffentlichen Wäge - Anftalten. 
Ein arröte vom 27. brumaire VII. (17. November 1798) geftattet in Ge— 
meinben bon mehr als 5000 Seelen die Einrichtung befonderer öffentlicher 


Anftalten, für deren Gebrauch die vorgefette Behörde einen Tarif feſtſetzen foll. 
Em folder Anftalten foll zum Beften ber ‚Armenanftalten verwendet 
er 
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f. Auf Zuſchüſſe ans Gemeinbemitteln. 


Wenn: eine Armenanftalt irgend einer Art felbitftändig für fich befteht und 
nicht Eigenthum einer Eivilgemeinde ift, diefe aber deunoch die ihr für die Armen- 
reſp. Krankenpflege ebliegenden Pflichten von ihr erfüllen läßt, jo verfteht es fich 
von jelbft, daß fie, jo weit ihre eigenen Mittel hierzu nicht ausreichen, von ber 
Eivilgemeinbe entfchädigt werben muß. Diefer geftatteten frühere Gefege für 
folde Zwede die Beiteuerung verfcbiedener Konfumtibilien, wie das Geſetz vom 
5. ventose VIII. (24. Februar 1800) und 11. frimaire VIL (1. Dezember 
1798), fowie das Delret vom 17. Mai 1809, deren Beſtimmungen jedoch durch 
bie neuern Gefege, namentlich über das Abgabenweſen vom 30. Mai 1818 aufs 
gehoben wurden. Die U. K.O. vom 4. Dezember 1826 (Gej.-S. für 1827 
©. 6.) ermächtigt die Minifterien, außer Zufchlägen zur Schlacht-, Mahl- und 
Klaſſenſteuer direfte oder indirekte Kommumnalfteitern zu genehmigen. Die Städte 
DOrbnung vom 15. Mai 1853 hat hierüber nähere Vorſchriften gegeben. Alle 
biefe Geſetze lauten zu Gunften der Gemeinden; bie Armenanftalten müſſen fich 
alfo an dieſe halten, wenn fie zu ihren Zweden Zuſchüſſe bedürfen. Es muß 
ihnen aber eben fo ſehr freiftehen, auf: diefe zu verzichten und fich in der Für— 
forge für Arme oder Kranke fo weit zu bejchränfen, daß fie mit ihren eigenen 

ttelm ausreichen, der Eivilgemeinde aber zu überlaffen, für fonftige Anftalten zu 

| 1, durch welche fie ihrer, Verpflichtung gegen ihre Armen nachzulommen im 
abe find. Ob bie Anftalt das eine oder das andere wählen foll, wird von ben 
beſonderen Berhältnifjen im jeder einzelnen Gemeinde abhängen. Hier fommt es 
— an, hervorzuheben, wie weit das Recht der Civilgemeinde gegen die 
we Fonds ausgeftattete Armenanftalt reihe. Im Allgemeinen möchte fich 
en empfehlen, daß lettere ihre Wirkfamfeit und Thätiglei innerhalb der 
Schranken ihrer eigenen Mittel halte, fchon beshalb, weil bei außerorbentlichen 
a D. bei dem Eintreten, epidemiſcher Krankheiten, eine, allgemein über: 
e Verpflichtung auc gegen Erfag ber Koften für bie Unterbringung ber 

Armen zu forgen, zu Berlegenheiten führen kann. Auch verdient hierbei ber 
Charakter der Anftalt, ven ihr die vorhandenen Stiftungen geben, in Betracht ge 

n zu werben. Sind fie firchlichen Urfprungs oder ftehen mit ihnen religiöſe 
Üchmpe in Verbindung, ſo wird e8 fir die Anftalt vortheilhafter fein, dieſen 

after fich zu erhalten, weil fie eher Wohlthäter findet, wenn man weiß, da 
fie blos Zwecke der hriftlichen Charitas im Auge Hält, nicht blos Dienerin für 
Zmede ber Civilgemeinde ift und deren Verpflichtungen erfüllt. 


— 1. Befondere Berpflihtungen gegen aufgenommene Rinder. 


Deas Geſetz vom 15. pluviose 3. XIU. (4. Februar 1805) überträgt den 
Armenanftalten, im welche Kinder aus irgend einem Grunde aufgenommen find, 
bdie-Bormundfchaft über dieſelben bis zur erreichten Grofjährigkeit oder bis zur 
erfolgten Emanzipation; werben biefelben früher als Lehrlinge oder Dienftboten in 
einem anbern Orte, wo fich ebenfalls eine folche Anstalt befindet, untergebracht, 
ag dieſer mit höherer Genehmigung die Vormundfchaft übertragen werden. 
Mitglied der Verwaltung übernimmt die Gefchäfte, die einem Vormund ob- 
egen, und biefe felbft tritt an die Stelle des Familienraths; erfteres haftet jedoch 
‚mit feinem Immobiliarvermögen, ſondern biefes bleibt von der gefetlichen 
pothel Dagegen ſoll der Rechner oder Empfänger für das etwaige 
emögen folcher Kinder in derſelben Weife, wie für das Vermögen ber Anftalt 
en und bie von ihm geitellte Kaution zur Sicherheit dieſes Vermögens dienen. 
Deſſen Einkünfte werden für das Hofpital eingezogen als Entſchädigung für bie 
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Koften ber Pflege und ber Erzlehung. Ein arretd vom 30. ventose V. (20. März 
1797) und ein Dekret von 19. Januar 1811 legt den Hofpitälern und Armen: 
Anftalten dieſelben Verpflichtungen in Betreff ber Mu der verlaffenen und 
der Waifen-Finder auf, wenn fie venfelben übergeben werben. Dieſe follen zur 
Aufnahme ſolcher Kinder verpflichtet fein; jedoch übernimmt ver Staat einen 
Theil der entftehenden Koften. Diefe Beftimmungen find indeſſen durch Bas 
Gefets über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezember 1842 (GS. 
1843 ©. 8.) mobifizirt werben, indem ber $. 24. die Fürforge fir Findellinder 
dem Land-Armen-Berband, der $. 20. und 21, die Fürforge für fonftige verarmte 
Kinder dem Armenverband auferlegt, welcher fir die Eltern, vefp. bei unehefichen 
für bie Mütter zu forgen hat. 


8. Einrichtung von Haus-Rapellen und Bet⸗Sälen. 


Der Art. 2. des Dehrets vom 22. Dezember 1812 geftattet mit Bezugnahme 
auf den Art. 44. der organifchen Artikel vom 26. messidor IX, die Herftellung 
von befonderen Kapellen und Betſälen in den Artenanftalten, wozu jedoch Die 
Biſchöfe Die befondere Einwilligung des Kaifers nachſuchen mußten. Diefe Be- 
ftimmung bat inbeffen nach Art. 12. und 15. der Verfaffung für ven Preußif 
Staat vom 31. Januar 1850 feine Geltung mehr; vielmehr wird es der g 
fichen vorgefegten Behörde freiftehen, die für die Hausandacht erforderlichen 
Maßregeln ind Leben zu rufen, wofür fie fich mit der Verwaltungs Kommiffien 
und beren vorgeſetzten Behörde ind Einvernehmen zu feten hat. Werden befonbere 
Geiftlihe in der Anftalt angeftellt, fo maß beren Beſoldung, fowie der Aufwand 
für den Cultus nach dem arrötE vom 11. fructidor XI. (29. Auguft 1803) von 
der vorgefeßten Behörde feftgeftellt werben. 

nl 


Drganifation der Armenverwaltung auf dem rechten Rheinufer, ſoweit 
es früher zum Großherzogthum Berg gehörte. 


Die Herzogthümer Eleve und Berg ftanden bis zum 30. März 1806 unter 
ber Herrf ihrer deutſchen Landesherren, dem Könige von Preußen und bem 
Könige (früher Kurfürften) von Baiern. Damals wurde aus diefen Lombestheilen 
auf dem rechten Rheinufer ein einziges Herzogtum Cleve und Berg gebildet and 
dem Schwager des Kaiſers Napoleon, dem Prinzen Joachim, bie Würbe bed 
Herzogs übertragen. Durch die Nheinbundakte zum Grofiberzog erhoben, trat er 
fein Großherzogthum bereit im Jahre 1808 an Napoleon wieder ab, welcher es 
durch Dekret vom 3. März 1809 an ben älteften Sohn des damaligen Könige 
von Holland, den Prinzen Napoleon Ludwig, Tibergab, ſich felbit während befien 
Minderjährigkeit die Negierung vorbehaltend. Diefe beftand bis zur Vertreibung 
ber Fremdherrſchaft im Jahre 1813, und ging nach einer Inzen 
durch ein General- Gouvernement im Jahre 1815 definitiv auf den Rönig von 
Preußen über. 

Dis zum Eintritt der Fremdherrſchaft beftand weber in Cleve, noch in 
eine allgemeine Organifation des Armenwefens. Einzelne Stiftungen wurden na 
ihren Stiftungebriefen verwaltet; die Fürforge für die Armen war faft allgemein 
Sache der kirchlichen Gemeinde; dieſe forgte durch Kolleften für den Fonbe, mit 
welchem fie ihre Bebürfniffe beftritt, und wenn auch im Allgemeinen ver Grund⸗ 
ſatz galt, daß jede Eivilgemeinde für ihre Armen forgen müſſe, fo Kım 8 doch 
—— an daß fie hierfür aus eigentlichen Kommunakmittein einen Auftwand 
machen mu 
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Es find jedoch einige Verorbnungen zu erwähnen, welche bie Fürſorge ber 
Regierungen für das Armenwefen befunden. Sie finden ſich in ber befannten 
Sammlung der Provinzialrechte von Scotti. 

1) in Bezug auf Berg: 

Der Kurfürft Karl Theovor erlieh unter. dem 19. Januar 1753 eine VBer- 
waltungs · Ordnung für die fatholifchen Kirchen- und Armenmittel, Diefer gemäß 
ſoll alle Jahre oder längſtens nach zwei Jahren einige Wochen vor Martini 
von bem Paſtor eine Seitens der Meiftbeerbten vorzunehmende Wahl eines Ar- 

ors, der guten Leumunds und in ımbeweglichen Gütern angefeffen fein 

ſoll, aber nicht Geiftlicher fein darf, veranlaft werden. Diefer Arntenprovifor 
bat Die Mevenüen des Fonds einzuziehen und an bie Hausarmen, berem burch 
den Paſtor und die Meiftbeerbten aufzuftellendes Verzeichniß ihm mitgetheilt 
wird, zu vertbeilen, jährlich nach Martini Rechnung zu ftellen, welche ver Re- 
gierung zur Feſtſtellung einzureichen ift, nachdem fie von ben Ortsbeamten un- 
eldlich revidirt worden, wie bie durch bie Berorbn. v. 6. Dftober 1714 und 

2. Iatuar 1761 vorgefchrieben if. Eine fpätere Verorbnung vom 19. Januar 
1773 beftimmt ven Abfchluß der Rechnungen und deren Einfendung vor Ende 

i jebes Jahres, und eine fernere vom 27. September 1774 fchärft die voll» 

bigere Aufftellung der Rechnung dahin ein, daß ber ganze Belrag der Ein- 

auf Grund beglaubigter Hebebücher, nicht blos ber wirflide Empfang 
in hme geftelit werden müfje. Die pünktliche Rechnungsftellung und die Au⸗ 
— Rechner wurde durch Verordnung vom 22. Zanuar 1806 ein- 


2) in Bezug auf Eleve: 

Die Regierungd-Berordnung vom 7. September 1799 fchreibt vor, baß bei 
alten Armenanftalten gehörige Etats und Nechnungen aufgeftellt, und daß leßtere 
zur Revifion eingefendet werden müfjen, wovon die Anftalten unter ablidem ober 
re über welche der Batron die Aufficht führt, ausgenommen fein ſollen. 

höhere Genehmigung wurde vorbehalten zum Verkauf von Grumdftüden, zu 
henen Gewinnungen, zu Erbverpachtungen und zu Zeitverpachtungen über 6 Jahre 
ber bei einem Pachtbetrage über 50 Thle,, für Bauten und Reparaturen über 
30 Zhlr., für Aufnahme von Rapitalien und Rechnungsvorſchüſſen. 

e von Verordnungen vom 6. Februar 1716, 10. Oftober 1726, 
25. Auguſt 1755, 29. Januar 1782 und 19. Mat 1786 fichert den pia corpora, 
in beren Arme Aufnahme gefunden, ein Necht an beren Nachlaß dahin 
daß fie ihn mit Descendenten theilen, daß aber Collaterate Nichtd von dem⸗ 
en erhalten foliten, es fei denn, daß fie den Berftorbenen in die Anftalt ein- 
auft Haben. Eine Verordnung des General-Gouverneurs vom 10. März 1812 
11) A bie Provinz zwiſchen Wefer und Rhein den $. 50. Fit. 19. Th. 1. 
Des Lanbr. ein, wonach eine öffentliche Anftalt, die Iemand zur unentgeld- 
lichen Berpflegung aufgenommen hat, ein Erbrecht an dem freien Nachlaß folcher 
rfonen Haben fol. Die Abgaben von öffentlichen Beluftigungen waren zu 
ten der Armenanftalten durch Verordnungen vom 28, April 1807 und 17. 
eptemmber 1810 näher beftimmt, und deren fernere Erhebung if durch Ver— 
ordnung nom 16. Mai 1815 gefichert worben. 
Bm bie vorgefundene Organifation ded Armenmwefens, bie ſich mehr auf bie 
iche Wo jleit ftüste und bie vorhandenen Armenanftalten unter einer 
u Dberaufficht des Staats walten ließ, griff die franzöfifche Geſetzgebung 
tief ein, indem fie ihren Grundjag der Gentralifation, und zu biefem Zwecke bie 
Einrichtungen einführte, welche in Frankreich nnd auf dem dazu gehörigen linlen 
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Rheinufer maßgebend geworben waren. Es geichah dies in vollem Umfange 
durch die Defrete vom 3. November 1809 und 17. Dezember 1811, beren Ins 
halt faft wörtlich diejenigen Beftimmungen in fi aufnahm, welche oben in Be- 
zug auf das linke Nheinufer einzeln erwähnt worben find. Diefe Gefege unter 
ſchleden vor Allem Wohlthätigkeitsanftalten für Hausarme und Hofpitien jeder 
Art und richteten für Beide beſondere Verwaltungs-Kommiſſionen ein. Der erfteren 
folfte ein Gentralbüreaug für jeden Canton mit Hülfebitreaur in jeder Bürger- 
meifterei beftehen; Hojpitien blieben in den Gemeinden, wo fie waren, mit befon- 
beren Verwaltungs-Rommiffionen und mit dem ihnen eigenthümlichen Vermögen, 
während jene Gentralbüreaur alle® andere Vermögen, welches zur Spenbung von 
Unterftügungen beftimmt war, zur Verwaltung und Verwendung erhielten, legtere 
nah Borjchlägen ver Hülfsbüreaux. Hierdurch mußten einzelne Fonds in ben 
Specialgemeinden leicht ihrem Zweck entfrembet werben ober konnten doch folchen 
zu Nutzen fommen, in deren Intereſſe fie nicht geftiftet waren. In größeren 
Gemeinden trat biefer Uebelftand weniger hervor, wenn fie für ſich einen Canton 
oder mehrere bilveten, indem fie dann auch nur Ein Eentral » Urmenbüreaur 
-batten. 

Es wird nicht nothwendig fein, die durch jene beiden Delete gegebenen 
Borfchriften für die Verwaltung des Vermögens bier einzeln hervorzuheben, weil 
fie in der Hauptfache diefelben Beftimmungen enthalten, welche die franzöfifchen 
Gefege für das Tinfe Rheinufer gegeben haben und welche bereits oben angeführt 
find. Es ift died um fo weniger nothwendig, ald jene beiden Dekrete im Groß- 
berzogthum Berg nicht veollftändig und in allen Gemeinden zur Ausführung ge- 
fommen find und bereit8 durch eine Verorbnung bes Königl. Preußiſchen Civil- 
Gouverneurs zwifchen Wefer und Nhein vom 15. Februar 1815 außer Wirt. 
famfeit gefettt, daher die Gentrol- und Hülfsbiireaur aufgelöft unb bie zu ben 
firhlihen Gemeinden auf dem Lande zurückehrenden Armenmittel einem unter 
Leitung ber Pfarrer ftehenden Armenvorjtande zur Verwaltung übergeben, dagegen 
in den Städten nicht den einzelnen kirchlichen Gemeinden die Armenverforgung 
überlaffen, vielmehr gemeinfame Mafregeln mit Bereinigung aller Armenmittel 
zur planmäßigen Verwendung unter einer allgemeinen Verwaltung angeorbnet 
wurben. 

Unter Preußifcher Herrfchaft erging eine Alferh. Kabinetsordre vom 21. Mai 
1823 zunächſt für den Düffeldorfer Regierungsbezirk, welche burch die Kabinets⸗ 
ordre vom 10, September 1824 auf ſämmtliche zum ehemaligen Großherzogthum 
Berg gehörigen Landestheile ausgedehnt wurde. 

(Vergleiche von Kampt Annalen der inneren Verwaltung 7. Band Seite 
378., 8. Band ©. 1055. und Amtsblatt für den Negierungsbezirt 
Düffeldorf für 1825 ©. 633., für 1829 ©. 9.) 

Nah diefen Gefegen follte die Ausführung bed Bergiſchen Defrets vom 
3. November 1809 überall unterbleiben, wo folche nicht bereit8 wirklich eingetre- 
ten war, umb allen milden Stiftungen, von welcher Art fie auch fein mögen, 
teren Vermögen noch nicht wirklich zu den Gentral-Armenanftalten eingezogen war, 
wurbe ihre ftiftungsmäßige Verwaltung und Verwendung gefichert. Gleichzeitig 
wurde beftimmt, daß bie politifchen Gemeinden zur Berforgung ber Armen ohne 
Unterfchied der Konfeffion verpflichtet bleiben. Da ſich diefe Verpflichtung jedoch 
nur auf bas dringendfte Bedürfniß erftreden lann und diejenigen, welche aus 
andern Fonds bereits die erforderliche Unterftügung erhalten, ald Arme nicht 
mebr betrachtet werden fünnen, folglich auch zu einem Anfpruch auf Unterftügung 
aus den Gemeinde-Armenfonds nicht berechtigt find, fo follen bie Verwalter ber 
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Stiftungen verpflichtet fein, den Vorfteheru der Gemeinde - Armenanftalten Ber- 
zeichniffe der von ihnen unterftügten Armen mit Angabe des Betragd der Unter- 
ftügung mitzutheilen, damit den bereitd hinlänglich Unterftügten weitere Beihülfe 
veriveigert, den Andern aber Dasjenige, was fie aus Stiftungsfonds erhalten, 
bei den aus Gemeinbemitteln ihnen zu gewährenden Almofen mit in Anrech- 
nung gebracht werde. Die Regierung foll darauf halten, daß die Verwaltungen 
der Stiftungen dem Zwede derſelben entiprechen. 

Borftehende ihrem Inhalte nach wörtlich angeführte Aller. Kabinetsorbre 
erläutert eine Verfügung der Königlichen Regierung zu Düffelvorf vom 31. Dt- 
tober 1825 (Amtsblatt S. 634.) dahin, daß ihre Grundfäge auch in denjenigen 
Gemeinden, wo das Dekret von 1809 nicht publizirt worden*), anzuwenden und 
daß daher hier ſolche Stiftungen, deren Vermögen noch nicht zu ben Gentral« 
Armenanftalten eingezogen fei, bei ihrer Verwaltung zu belafjen feien. Wegen 
ber den Gemeinden auferlegten Pflicht der Fürforge für ihre Armen wurde ihren 
Borftänden aufgegeben, die ihnen zu Gebote ftehenden Armenmittel, wie z. B. 
Abgaben für öffentliche Schauftellungen, am Jahresfchluffe erjt dann unter bie 
firchlihen Armenanftalten nah Maßgabe ded Bedürfniſſes zu vertheilen, wenn 
feine der Givilgemeinde obliegenden Verpflichtungen daraus zu beftreiten feien. 
Zur Vermeidung von Collifionen zwiſchen politifhen und Civilgemeinden wurde 
empfohlen, Vereinbarungen über etwaige Zufchüffe Seitens der Civilgemeinde zu 
treffen. Endlich wurde auf Grund des durch die NRegierungs-Inftruftion verliehe: 
nen Auffichtsrechts beftimmt, daß bei den größeren Stiftungsverwaltungen Lager- 
bücher, Etat8 und Jahresrechnungen angefertigt und von der Regierung revibirt 
und feitgeftellt werben follen. Dieſe Befugniß wurbe bei den kleineren Stiftungs- 
Verwaltungen, deren Revenüen jährlid 300 Thlr. nicht überfteigen, den Land— 
räthen übertragen, welche alfe unnützen Weitläufigkeiten und Förmlichkeiten zu ver— 
meiden fuchen jollen. In den Fällen, wo freiwillige Beiträge nicht zureichen, 
auch die Mittel zur Beftreitung ver dringendſten Armenbebürfnifje in ver Ge- 
meinbefafje nicht vorhanden find, foll nad Art. 4. des Dekrets von 1809 und 
$. 2. der Kabinetdorbre vom 21. Mai 1823 zu Zwangsumlagen im Wege ver 
Kommunalfteuern gefchritten werben. 

Eine fpätere Verordnung derſelben Königl. Regierung vom 24. Februar 1829 
(Amtsblatt S. 95.) beftimmt, daß in allen Bürgermetjtereien, wo bisher noch 
feine eigenen bürgerlichen Armenverwaltungen bejtanden haben, auf Grund bes 
$. 2. der Kabinetsorbre vom 21. Mai 1823 eigene Armen » Kommifjionen unter 
dem Vorſitze des Bürgermeifters zu beftellen und von den Landräthen zu beſtäti— 
gen feien. Denfelben wird die Verwaltung und Verwendung aller Armenfonds 
in ber Bürgermeifterei, welche die Stiftungen nicht als Stiftungsfonds der Kir: 
chenverwaltungen ober befonderer Korporationen oder Individuen bezeichnen, über: 
tragen. Streitigkeiten über die Natur eines Fonds jollen eventuell im Nechts- 
wege entjchieven werden. Dieje Kommiffionen follen alle Zuſchüſſe der bürger« 
lichen Gemeinden für wohlthätige Zwede verwalten und verwenden, auch darüber 
wachen, daß folche nur denen zu Theil werden, welche nicht bereits aus Stiftungs- 
fonds hinreichend unterftüßt find, und daß bie Unterftügungsfäge in ber ganzen 
Bürgermeifterei billig ausgeglichen werben. Alle Armenfolleften, mögen fie in 
ben Kirchen oder in den Häufern gehalten werden, follen in bie Kaſſe ber 


len fer, wo jenes Delret publizirt war, weil es zu Fraulreich gehörte. Hier mußten 


— nö wohl blos auf Gemeinden des Regierungsbezirk Diffeldorf auf dem lin, 
aljo bie hen Gejege maßgebend b 
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lichen Kommiffion fließen, infofern folche nicht als eine kirchliche Stiftung 
nachgewiefen werben können. In Betreff der Zufammenfegung der Armenlom⸗ 
miffionen bezeichnet dieſelbe Verorbnung die Pfarrgeiftlichen als deren beftändige 
Ehrenmitglieder, ven Bürgermeifter als ben beftändigen VBorfigenben; ber Rendant 
bleibt nach ben mit ihm feitgeftellten beſonderen — — die anderen 
Mitglieder (deren Zahl nicht beſtimmt iſt) ſollen alle zwei Jahre zur Hälfte erneuert 
werben 


Diefe Verordnung erlitt einige Mobifilationen durch ein Minifteriaf-Refkript 
vom 24. Februar 1831, indem dieſes beftimmt, daß feine Kirchengemeinde ge 
nöthigt werben könne, ihre Armenfonds ohne Unterfchied fammt den bahin flie- 
henden Einnahmen durch freiwillige Beiträge und dergl. ihrer Mitglieder an bie 
Armenverwaltung ber bürgerlichen Gemeinde abzugeben; daß fie invefjen bieje 
Fonds freiwillig abtreten und bie befondere Armenpflege aufgeben könne; daß 
übrigens Mitglieder der Kirchengemeinde, die Beiträge zur befonberen Armentajfe 
ihrer Gemeinde leiften, hierdurch nicht von ben Kommunalbeiträgen frei feien, die 
von der Kommune zur Bejtreitung ber Armenbebürfniffe gehoben werben. 

Eine ausführlicdere Inftruktion in Betreff der Wirkfamfeit ver allgemeinen 
bürgerlichen Wohlthätigkeitsanftalten enthält die Berorbnung ber Königl. Regierung 
zu Düffelvorf vom 29. Mai 1829 (Amtsblatt No. 34. ©. 265.). Sie fchlieft 
fih den früher ausgefprochenen Grundfägen an, giebt Unterricht über die Art ber 
Thätiglelt der Kommiffion und der einzelnen Armenpfleger oder Hülfsvorſteher, 
über das Einvernehmen mit dem kirchlichen Armenverwaltungen und bezeichnet als 
befondere Einnahmequellen der bürgerlichen Armenfonds folgende: 

1) Abgaben von öffentlichen Beluftigungen und Tanzmuſilen nad den frü- 

— * franzöſiſchen Geſetzen und dem Bergiſchen Dekret vom 17. Dezember 


’ 

2) Bolizeis und Zuchtpolizei » Strafgelber für die Verpflegung und Erziehun 

verlafjener Kinter nach der Allerh. Kabinetsorbre vom 27. Dezbr. 182 

be oben 11. b. d.); 
3) Geſchenle und Vermächtniffe ; 
4) Abgaben zum Vortheil der Armen, wie Hunbefteuer ꝛc.; 
R m. aus öffentlichen Fonds für erkrankte fremde Dürftige; 
olfetten. 

Die Organifation ber Armenverwaltung im früheren Großherzogthum Berg, 
wie fie fi) nach den angeführten gefeglichen Beftimmungen ausgebildet bat, ver⸗ 
bient gewiß allen Beifall. Sie achtet auf ber einen Seite den firchlichen Urfprung 
der Armenfonds, fie hemmt nicht bie Thätigfeit der chriftlichen Armenpflege; fie 
beftimmt auf der andern Seite genau bie Rechte und Pflichten der bürgerlichen 
Gemeinde und geftattet auf dieſe Weiſe eine gebeihliche Wirkfamkeit ſowohl ber 
lirchlichen, als der bürgerlichen Behörde, deren Aufgabe es ift, durch gemeinfame, 
freundſchaftliche unb verträgliche Thätigfeit das traurige Loos ber Armen zu 
lindern. Diefe gemeinfame Thätigkeit kann dazu dienen, bie wohlhabenden Spen- 
ber vom Unterftügungen vor der Frivolität und dem Mißbrauch mancher Ber 
bürftigen zu fchügen, die an Orten, wo Brivatwohlthätigfeitövereine (3. B. Frauen, 
vereine) für fich allein wirfen, ohne mit der bürgerlichen Armenverwaltung fi 
in Einvernehmen zu fegen, boppelte unb breifache Unterftügung fich geben lafjen, 
indem fie die an einer anderen Duelle erhaltene Gabe verheimlichen. 

Auch das Nechtsnerhältnig zwifchen dem Staat und ben Gemeinden und ben 
Urmenanftalten wirb durch biefe Organifation innerhalb richtiger Grenzen 
ten. Es find dies diefelben Grenzen, welche im erſten Theile dieſes Aufſatzes 


143 


über die Organifation ber Armenverwaltung auf dem linken Rheinufer als rechts⸗ 
gültig bezeichnet worben find. 

Schon die Bergiſche Gefegebung hat weder dem Staat, noch ben einzelnen 
Gemeinden das Eigenthum der vorhandenen Armenanftalten zugefprochen. Sie 
ließ diefelben da, wo fie als Korporationen beftanden, als Rechtöfubject für fich 
beftehen; fie griff mur in deren Verwaltungen ein unb wollte eine Gentrali- 
fation berfelben., Indem die Kabinetsordre vom 21. Mai 1823 lettere befchränfte, 
erfannte fie gleichzeitig den Fortbeftand der vorhandenen Armenanftalten an. Diefe 
find daher auch hier als befondere des Vermögens fähige Rechtsfubjelte mit bes 
ſchränlter Selbftftändigkeit anzufehen, die unter der Aufficht des Staats ſtehen; 

e find nicht Eigenthum der Eivilgemeinben gewerben, ſondern haben ihre eigene 
erwaltung, bie fie innerhalb der vom Geſetz gezogenen Schranken zum Beſten 
der Einwohner ber Eivilgemeinbe, fir welche fie gegründet find, ausüben müſſen. 

In nenerer Zeit fcheint man fich dieſes Nechtsverhältnig nicht überall Far 
gemacht zu haben. Es find mamentlih in den größeren Städten mannigfadhe 
Streitigkeiten zwifchen den Verwaltungen ber Armenanftalten einer unb anderer 
Seitd der Verwaltung der Givilgemeinden über die Selbftftändigfeit der erjtern 
entftanden umb letztere gingen nter fo weit, fich als die vorgeſetzte oder fon- 
teollivende Behörde anzufehen. Die Veranlafjung Hierzu lag in tem Umftande, 
baf bie Armenverwaltung mit ihren gewöhnlichen Mitteln für die Hülfe ber 
Nothleivenden nicht mehr ausreichte und deshalb immer höhere Zufchüfle von den 
Civilgemeinden verlangte, deren Vertreter ihrerfeits nicht nachgeben wollten, 
daß ohne ihre Mitwirkung die Größe der Unterftügungsmittel beftimmt würden 
und daß fie fi nur begnügen müßten, gleichfam der NRequifition der Armenvers 
waltungen zu entfprechen. Um dies abzuwenden, haben die Vertreter ber Stäbte, 
in welchen die Gemeindeordnung vom 11. März 1850 eingeführt worden, beren 
Beitimmungen, namentlich bie des $. 56. benutt, um bie Leitung bed ganzen 
Armenwejens in bie — zu nehmen, insbeſondere auch der beſonderen Anftal- 
ten, bie von alter Zeit her für fich zu befonderen Zweden beftanden. 

Bei dieſem Konflikt, ver in Gemeinden auf beiden NRheinufern entftand, hat 
man auf ber einen und ber andern Seite bie Grenzen überfchritten, welche man 
nicht verfennen fann, wenn man fich fireng an das Geſetz Hält. 

Denn nämlich eine Armenanftalt, fei es ein Hofpital für Kranke, ein 
an für Urbeitdunfähige, ein Waifenhaus, oder ein Wohlthätigleitsfond für 

e, eigenes hinreichenbes Vermögen hat, jo kann fie über deſſen Revenüen 
jelbftftänbig verfügen; fie hat über deren Verwendung ber Givilgemeinde nicht 
Rebe zu ftehen; fie Hat ihre Etats und Rechnungen von biefer nicht feftftellen zu 
(offen, fondern fie ift Hierin nur der ihr vorgefetten Behörde, alfo der Königl. 
Regierung, Rechenfchaft und den Nachweis fchuldig, daß fie in ihrer Verwaltung 
ben ge Vorſchriften und den von ihr felbit kraft ihres Oberauffichtsrechts 
—— nordnungen nachgekommen iſt. Sobald aber nach ber Anſicht der 

verwaltung die Revenüen ber ihrer Verwaltung anvertrauten Fonds nicht 
mehr zur Beitreitung aller Bebürfnifje musreichen, und wenn fie deshalb Zus 

der Civifgemeinde beanfprucht, jo muß fie diefe nicht blos fordern, fondern 
das rfniß nachiveifen, und dann tritt erft für die Vertretung ber Civilgemeinde 
ber Fall ein, ſich die Ueberzeugung von der Nothwenbigfeit des Bedarfs zu ver- 
ſchaffen, was wiederum das Recht giebt, die Art und Weife dev Verwendung im 
Allgemeinen wie im Einzelnen einer Kritik zu unterziehen. Diefes Recht geht 
aber nicht weiter, namentlich nicht fo weit, ba es die Verwaltung ber Armen- 
fonds auf die Gemeindeverwaltung devolvirt und baß letztere als einen 
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intregirenden Theil in ſich aufnimmt oder eine Kontrolle über die Berwaltung, wie 
über Verpachtungen u. f. w. beanfpruchen fann. Sete man ben Fall, daß in 
einer Gemeinde eine Gentral= Armenverwaltung beftehe, welche ein Hofpital mit 
eigenen Fonds und einen Armenfonds für Hausarme verwaltet und daß num letzterer 
feine hinreichenden Revenüen befite, jo kann die Civilgemeinde, wenn fie Zuſchüſſe 
geben ſoll, nur bei deren Feftftellung zu fonlurriren verlangen. Unbedenklich kann 
aber die Verwaltung des Armenfonds der Civilgemeinde es überlajjen ober letztere 
fann es für fich verlangen, daß fie felbjtitändig bie. Fürforge mit den von ihr 
berbeizufchaffenden Mitteln übernehme, und dann wird es nur Suche ber vorge 
fetten Regierung fein, Fürforge zu treffen, daß bie bürgerliche Armenverwaltung 
Kenntnig von den Spenden des befonderen Armenfonds erhalte und umgelehrt. 
Es wird nicht zu empfehlen fein, daß die Verwaltungen dieſe an und für fich 
gejeliche Stellung gegen einander einnehmen, und fie werben fie zu vermeiden 
wiſſen, wenn beide des gemeinſamen Zwedes eingebenf bleiben. Gerade um dieſes 
willen ift ber Vorſtand der Gemeinde überall Borjisender ber Verwaltung aller 
Armenanftalten. 

An diefem bdargeftellten Rechtsberhältniß ift auch durch bie Gemeindeorbnung 
vom 11. März 1850 nichts geändert worden. Sie erwähnt nirgenbd die Orga» 
nifation der Armenverwaltung; biefe bildet daher feinen Gegenftand ihrer geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen, vielmehr deuten mehrere berfelben (bie 88. 56., 44. und 3., 
1. u. 2. Minen, $. 53. No. 3. $. 93. 105, 114. No. 3. 115.) darauf Hin, daß 
fie die vorhandenen Armenanftalten in dem Verhältniß erhalten wollte, welches 
ihnen durch die Gefege angewiefen war. Der $. 3. fagt nämlih: „Alle Ein- 
wohner der Gemeinde find zur Mitbenugung der öffentlichen Gemeinbean- 
ftalten berechtigt. Die Beftimmungen befonderer Stiftungen, welche mit ſolchen 
Gemeinbeanftalten verbunden find, ingleichen bie darauf begüglichen, auf befonbern 
Titeln beruhenden Privatrechte werden hierdurch nicht berührt.” Das Geſetz er- 
fennt hiermit die Selbftftändigfeit befonderer Stiftungen an und als einen Aus- 
fluß dieſes Grundfages enthält der $. 44. reſp. 105. die. Beftimmung: „ber Ge- 
meinberath befchließt über die Benugung des Gemeindevermögens. Ueber das 
Bermögen, welches nicht der Gemeindeforporation in ihrer Gefammtheit gehört, 
fann der Gemeinderath nur in fofern befhließen, als er dazu durch den Willen 
der Betheiligten ober durch fonftige Rechtstitel berufen iit. Auf das Vermögen 
der Rorporationen und Stiftungen haben andre Berfonen feinen Anſpruch.“ Fer— 
ner giebt der $ 53. No. 3. refp. 114.:No. 3. dem Gemeindevorſtande das Recht 
und die Pflicht: „die Gemeindeanftalten zu verwalten und biejenigen, für welche 
befondere Verwaltungen eingefegt find, zu beauffichtigen." Zu den legteren kann 
man allerdings im weiteren Sinne auch die vorhandenen Armenanftalten rechnen; 
allein auch durch die Anordnung dieſes Auffichtsrechts wird deren Selbitftändig- 
feit, deren fortwährende Trennung vom eigentlichen Gemeindevermögen anerkannt; 
biefes letztere allein ift aber nur der Verwaltung durch Gemeinberath und Ger 
meinbevorftand überwiefen. Um biefe jeboch auch in Bezug auf Armenanftalten 
zu vindieiren, bezieht man fi auf ven $. 56. w. 115, wo es heißt: „Zur 
bauernden Verwaltung einzelner Gefchäftözweige und zur Erledigung einzelner 
beftimmter Angelegenheiten und Aufträge können auf Beichluß des Gemeinberaths 
befondere Deputationen aus Mitgliedern des Vorſtandes, Gemeindeverorbnieten 
und Gemeinbewählern gebildet werben.” 

Allerdings gehört auch das Armenweſen zu dieſen befonderen Gejchäftszwei- 
gen, weil das Geſetz den Gemeinden die Fürforge für ihre Armen auferlegt. 
Allein die Gemeindeorbnung beſchränkt felbft wieder dadurch, daß fie die vorhandenen 
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Stiftungen nicht Berühren zw wollen erfärt, die Fürſorge in Armenange 
fegenheiten auf diejenigen Mitiel, welche die Gemeinde aus ihrem: ihr ausjchließ- 
lich zufteßenden Vermögen oder durch ihre eigene Beſteuerung aufbrachte. Ins 
foweit letztere Mittel nothwendig find, Hat die Gemeindeverwäaltung eim Recht, 
beten Verwaltung einer befondern Deputation zu überweifen; allein bie geſetzlichen 
Beſtimmungen über die Verwaltung ver Wohlthätigkeitsanftalten find durch ben 
8.56. nicht aufgehoben worden. Wäre dies die Abficht geweſen, jo hätte es eimer 
ausprüclichen Erflärung bedurft. Es blieb daher bie durch die feitherigen Geſetze 
ängesrbnete Armenverwaltung neben der Gemeindevertwaltung auch dort beftehen, 
wo die Gemeindeordnung nom 14. März 1850 eingeführt war, und mußte als 
fortbeftehenb anerlannt werden, felbft wenn bie Bsgiarae vor Se 1856 bie 
Beftimmungen nicht aufgenommen hätte, daß bie beftehende Drganifation ber 
Armenverwaltung durch fie nicht aufgehoben fei. 

iergegen iſt zu bemerken, daß ein Reſtript des Minifteriums des Innern 
vom 21, Dezember 1850, welches in Bezug auf die Organifation der Armen- 
verwaltung in den Städten Düffeldorf und Eleve erging, fich allerdings für bie 

Anficht ausfprach, daß die das Inftitut der Armenkommiffionen regelnde franzd+ 
fifche Geſetzgebung für die Rheinprovinz durch jenen 8. 56. der G.-D. v. 1850 
für aufgehoben zu erachten und daß daher Die Verwaltung ded Armenweſens unter 
Auflöfung der gedachten, vom Gemeinderat) mehr ober weniger unabhängigen 
ur — 7— = da — — —* behandeln 

ei. Die Richtigleit dieſer Anſicht ift, indeſſen ſpäter, wie eine puvs des 

Oberpraͤſibdiums dom $ Dedtber la —7 — uch ößeren Orts in Zweifel 
gezogen worben, eine ſchließliche Entfcheidung jedoch, fo viel bekannt, nicht er- 

ngen. Es wird deshalb fich rechtfertigen, dak das Rechtöverhältnig in dieſer 

Ingefegenheit näher beleuchtet worden iſt. Für daſſelbe klann noch auf das Urs 
theit des Rheinifchen 3 ge im Archiv für das Civil- und Kriminal- 
recht der Rheinproviiy B. 51. 1. ©. 221. und 2. A. ©, 72., fowie B. 52. 1. 
©. 216. verwieſen werben, indem in dieſen Entſcheidungen von dem Grunbfaße 
des Fortbeſtehens der Verfaffung der Armenanſtalten ausgegangen ift. 

Zum Schluß ift zu erwähnen, daß in neuerer Zeit bie umdermeibliche Aus- 
behnung der Fürſorge für die Armen im den größeren Städten der Rheinprovinz 
= eine entſprechendere Organi des Armenmwefens Hingebrängt hat. Im 

üffelborf iſt daſſelbe gang als Komminalangelegenheit auf Grund ber $. 56. 
ber Gemeindeorbuung von 1850 eingerichtet worden und wird noch fo behandelt. 
In Elberfeld und Barinen wird die eigentliche Armenpflege ausſchließlich durch 
die lirchlichen Korporationen ausgeübt. Um biefe Einrichtung mit ber geſetzlichen 
—— der Bürgerlichen Gemeinde zur Fürſorge fr die Armen in Ei 
J gen, ſtellen die Kirchenvorſtände über bie E rlihen Armenbebürfniffe d 
—— un emeinden einen Etat wi bie * fichen Etats werden durch 
eine Kommiffton, beftehend aus dem Bürgermeifter, mehreren Mitgliedern des Ges 
meinderath® und einem Abgeordneten aus den Kircheworſtänden, geprüft umb 
feftgeftellt. Hiernach wird nach Abzug der fpejiellen Einfünfte jeber Bfarzge- 
meinde, Welche fie felbftftändig verwaltet, das Gejammt-Armenbebürfnig der Ge- 
meinbe ermittelt und berechnet, wieviel ber durchſchnittliche Zuſchlag anf ben 
Thaler der Kommmnalfteuer für jeden Bürger beträgt. Diefer Durchſchnittsſatz 
bient zur Grundlage ber Verechnung, indem für jede Pfarrgemeinde berechnet 

wird, wieviel von ihren Pfarrgenofjen auf ven Thaler ber Kommunalſteuer bei- 
genommen werben muß, ım bag Bebürfuiß der Firchlichen Gemeinde aufzubringen, 
Ueberfteigt diefes Erforbernig jenen Durchfihnittsfag ber sonen EN 
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nicht, fo wirb im biefer kirchlichen Gemeinde nur ein foldher Zufchlag auf bie 
Kommunalftener beigenommen, ber das fpezielle Armenbebürfnig dedt. Yft aber 
das Bebürfnig größer, fo wird das Fehlende aus der Kommunallaſſe zugefchoffen. 
Auf diefe Weiſe lommt den Pfarrgenoſſen einer Gemeinde, bie Armenftiftungsver- 
mögen befitt, zu gut, was biefes einbringt, wogegen die Genofjen einer minber 
vermögenden Pfarrgemeinde nicht mehr fteuern, ald ihnen nach dem Durchfchnitte- 
fage der ganzen Bürgerfchaft obliegt. 

Diefe Einrichtung fteht im Ganzen mit den gefeglichen Beftimmungen, bie 
für das Großherzogthum Berg gelten, in Einklang und wird ihren wohlthätigen 
moralifchen —— auf die Armen nicht verfehlen. In Gemeinden, welche fein 
firchliches Armenvermögen befigen und alle Armenbebürfniffe aus Kommunal- 
Intraben beftreiten müffen, kann derfelbe Zwed auch ohne Konkurrenz der Pfarr- 
gemeinden erreicht werben. Hier wie dort bebarf es ber Umficht thätiger, ges 
wiffenhafter und unpartheilfher Männer, welche ihre Zeit und Mühe fich nicht 
verbrießen laffen, ben einzelnen Armen und bie Urfache feiner Noth zu 
unb beren Duelle zu verſtopfen. Schwieriger möchte e8 bei biefer lirchlichen 
Armenpflege fein, die Gewißheit fich zu erhalten, daß in allen Kirchengemeinden 
jeder Zeit nach gleichen Maß gemeffen wird, was bei einer bürgerlichen Armen- 
Kommiffion aus Mitgliedern der verfchiebenen Kirchengemeinden durch gemeinſame 
Berathung leichter zu erreichen fein wirb. 


IV. 
Organifation der Armenverwaltung auf dem rechten Rheinufer. 

In demjenigen Theile der Rheinprovinz auf dem rechten Rheinufer, welcher 
ftet6 unter der Herrfchaft deutfcher Fürften geftanden, hat niemals eine allgemeine 
Drganijation ber Armenverwaltung ftattgefunden, auch nicht in ber Zeit, währenb 
welcher dieſer Landesſtrich der Preußifchen Krone angehört. Derfelbe, gegenwärtig 
zum Regierungsbezirk Koblenz gehörig, ift aus verfchiebenen Theilen zufammen- 

efegt, welche früher in das Gebiet Fleinerer, zum Theil untergegangener Herr- 
—*— fielen. Die Landesgeſetze, die dort Geltung hatten, find niemals durch 
eine allgemeine neue Gefetgebung aufgehoben worden, und haben baher zum großen 
Theil gegenwärtig noch Gültigkeit. Es wird baher nothwendig fein, — die 
Spezialgeſetze zu erwähnen, welche in den einzelnen früheren Herrſchaften beſtanden, 
und dann auf bie allgemeinen Beſtimmungen überzugehen, welche während ber 
Preußifhen Herrfchaft gegeben worden find. Erfteres kann nur durch Aufzählung 
ber einzelnen Herrichaften und beren Gefete gefchehen. Hierbei ift jeboch zu bes 
merlen, daß bie Landestheile der früheren Kurfürften von Trier und Köln, ber 
Grafen von Sahn-Altenfirhen und Sayn- Hachenburg, der Grafen von Solms- 
Draunfels und Solms-Lich, der Grafen von Wied-Runfel und Neumwieb feit ber 
Säkularifation des Jahres 1803 am den Fürften von Naffau gelangten, bis fie 
dur Vertrag vom 31. Mai 1815 (Gef.-S. von 1818 Anhang S. 31.) an bie 
Krone Preußen abgetreten wurben. 

1. Rur-Trierifhe Verordnungen. 

Diefe galten in ben jegigen Bürgermeiftereien Ehrenbreitenftein, Vallendar, 
Leudesdorf refp. Hönningen, Finke in den Kirchipielen Horhaufen und Peterslahr 
(Amts Altenlirchen) und in ber Gemeinde Irrlich (liegt in der Bürgermeiſterei 
Hebdesborf); endlich im Landdominium Maifcheid, 

Eine Verordnung vom Juli 1533 beitimmte, daß jede Gemeinde ihre Armen 
unterhalten müfje. Jeder, der als unterftügungsbebürftig anerkannt worden, foll 
an feiner Kleidung ein befondere® Zeichen tragen, und biefen follen bie Fürweſer 
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(Vorftände) der Spitäler und anderer Gotteshäufer Almofen und Spenden aus. 
teilen. Die Mittel für diefe follen durch milde Beiträge angefammelt werben; 
zu biefem Zweck foll ein Armenftod im jeder Pfarrkirche aufgeftellt, an jedem 
Sonn» und Feiertag unter bem Boll, auch ein oder zwei Mal in der Woche 
Kollelten von Haus zu Haus eingefammelt werden. Der Ertrag kommt in ben 
Stod der Pfarrkirche, zu welchem ber Paſtor oder Kirchherr einen, zwei Fürweſer 
ben andern Schlüfjel führen. Diefe drei vertheilen die Almofen nach Nothburft 
und Gelegenheit, und lettere, welche ein Vierteljahr dieſes Gefchäft führen, follen 
am Schluſſe beijelben an einem Sonntage in der Frohnfeite in Gegenwart bes 
— > Kirchherrn und vor Abgeordneten der Obrigkeit jeden Orts öffentlich 
g legen. 

Eine Berordnung vom 18. Dftober 1736 ſchrieb vor, daß die Gemeinde- 
glieder ihre Almofen nicht den Armen felbft, fondern ben Kolleltoren verabreichen 
und daß die Ortsobrigfeiten fich eine Lifte der für die Dauer des nächften Jahres 
beabfichtigt mwerbenden Geld» und ruchtbeiträge zur Unterhaltung der Armen 
einreichen und über lettere Verzeichnifje führen follen. Bon jedem Bürger wurbe 
ein billiger Beitrag erwartet; Weigerungen, fie zu leiften, follen zur Anzeige ge 
bracht werben, um das Almbfenipefen zu reguliren. 

Die erwähnten Anorbnungen wurden burch eine Verorbnung vom 7. April 
1768 eingefhärft und hierbei verfügt, daß die Verzeichniffe der Armen, als 
fontrollirende Nachweife des abnehmenden Beftandes der Bettler, jährlich von ber 
Ortsobrigfeit mit größter Genauigkeit gefertigt und in der Hälfte ded Monats 
Dezember an die Landesregierung 28 werden ſollen. 

Berorbnungen vom 21. Oftober 1728 und 14. Januar 1729 gaben ſpezielle 
Vorſchriften über bie Verwaltung der Hofpitäler, bie den früheren Zeit- und Lofal- 
BVerhältniffen entſprachen. 

| 2. Rur-Rölnifhe Verordnungen. 


ag galten in der Bürgermeifterei Linz, Unkel, in ber Herrlichkeit Lahr 
(Amts Altenkirchen), ſowie in Neuenburg und Altenwied (Bürgermeiſterei 
Hebbesborf.) 


Die Verordnungen vom 11. April 1686, vom 13. November 1700 und 
31. Sanuar 1716 beftätigen für alle Pfarreien, Dörfer und Hundfchaften bie 
tellung von zwei, drei ober mehreren Sendſchöffen zur — der Hoſpital⸗ 
nd Armen-Renten. Zur Verpflegung ber einheimiſchen Armen follen an Sonn- 
ib Feiertagen Kirchen-Kollelten gehalten werden. Dies orbnete die V. v. 9. Juli 
1715 an und geftattet mit der V. v. 22. Oftober 1732 den Armen felbft das 
Einfammeln von Almofen, jedoch mit der Maßgabe, daß e8 nur an Einem Tag 
ber Woche in ihrem Wohnorte und außerhalb beffelben nur auf den Grund 
it Bettelſcheine erlaubt fein ſolle. Verordnungen vom 6. Oktober 1736 
I Januar 1769 fchärften dies wiederholt ein, mit dem Zufag, daß bie 
inländischen Armen äußerlich fichtbare Betteizeichen tragen follen. Nach einer 
Berorbnung vom 26. Januar 1796 follen alfe eingehenden Naturalien, Armenlorn 
und gebadenes Brod an ven Meiftbietenden verkauft und das daraus gelöfte Geld 
ſoll nach Anweifung des Pfarrers an wahrhaft Bebürftige und Einheimifche aus- 
eiheilt werben (1?). Die Verorbnung vom 30. März 1798 machte e8 ben 
lichen zur Pflicht, auch an Drten, wo Armenanftalten vorhanden find, bie 
Armen unentgeltlich zu begraben, und eine Verorbnung vom 5. Mai 1798 ven 
exichts und Amteftelfen, allen auch noch fo bemittelten Armenanftalten, welche 
als Partei auftreten, jeberzeit das privilegium pauperum (unentgeltliche Juſtiz⸗ 
pflege) angebeihen zu laffen. 10 
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3. Sayn⸗Altenkirchen'ſche Berorbnungen. 


Diefe haben Gültigkeit für die Bürgermeiſterein Altenfirchen, Breusburg 
und Friebewald. 

Hier ift nur die Versrbnung vom 12. März 1755 zu erwähnen behufs ber 
befferen Verwaltung und Erhaltung des Vermögens der Kirchen und Woplthätig- 
feitsanftalten aller chriftlichen Konfeffionen. Sie bezog fich Hinfichtlich der Ver⸗ 
theilung der zu Almofen beſtimmten jührlichen Einkünfte auf das örtliche u 
fommen, mit der Mafgabe, daß bie Verwendung in ber Regel nie ?/,; des 
fommens® überfteigen und daß ver Reſt zur Verbeſſerung des rentbaren Fonds ale 
Kapital, jedoch nie unter 10 Gulden und immer gegen Unterpfand ton 2, ober 7% 
des Werthes, wobei ein Gebäude nicht in Anfchlag kommen dürfe, angelegt wer⸗ 
ven foll. Die Darlehen dürfen nur mit Wiffen bes Amtes gegeben ober rüd- 

gen, eben fo Katfbriefe über veräußerted Hegendes Gut nicht anders aus— 
elft werben, al8 nach Einholung der Genehmigung der Regierung, die auch zu 
enbauten und Reparaturen erforderlich ift. 


4 Suyu-Hehenburg’fhe Berordnungen 


für die Kirchfpiele Birnbach, Flamersfeld, Hamm und Schöneberg, fowie für bem 
Flecken Benvorf. 

Durch die Verordnung vom 17. Mat 1740 wurde jedem biefer Klrchſpiele 
die Verpflichtung auferlegt, für feine Armen zu forgen, und mern es hierzu am 
Mitten fehlt, fo fol der Pfarrer nach der Verorbnung vom 12. März 1756 ar 
bie Regierung berichten, jeboch feine Betteldriefe — Derſelbe ſoll ferner nach 
der Verordnung von 10. Setpember 1746 die Ärmen-Rechnungen jährlich nad 
Martini an bie Regierung einfenden, nachdem er bei deren Aufftelfhung und Ab⸗ 
börung die Kirchſpiels-Geſchworenen und Almolennfiege: zugezogen bat, Nach ber 
Verordnung vom 8. Juli 1765 ſollen bei Hypothefariichen Anlagen von Se 
die Schultheifien bezeugen, daß die Verpfünder Eigenthümer der verpfünbeten 
Grundftücke und daß diefe mit fonft eimer Hhpothek nicht behaftet feien. 


5. Solms-Braunfels’fhe Berorbnungen 
für die Ortfchafter der Aemter Braunfels und Greifenftein. 


Verordnungen vom #1. September 1732 und 27. Zunt 1752 Tegten jeber 
Gemeinde die Sorge für ihre Armen auf und fehreiben vor, daß, wem 
hierzu nicht im Stande fein follten, bem Konfiftorium Anzeige gemacht 
welches dann Erlaubnißſcheine zum Sammeln von Almoſen geben darf. 

Eine Verordnung vom 3. Dezember 1794 erinnert, daß SKapitalten ber 
Armenanftalten blos gegen fichere Hypothek und gerichtliche Obligationen ausge 
fiehen werben folfen. | 

6. Für die Graffchaft Solms-Lich, wozu die Blrgermeifterei Hohenfolme 
gehört, finden fich feine Verorbrimngen in Bezug auf das Armenwefen. 


7. Grafſchaft WiedRunkel 
für die Bürgermeiſterei Dierdorf. 


Nach einer Verordnung vom 10. April 1765 ſoll darauf geſehen werden, 
daß Armen-Renten und Gefälle bei Erbtheilungen nicht in kleinere Theile zer⸗ 
ſplittert, ſondern in größere Gefälle vereinigt werden. Eine Verordnung vom 
17. Zanuar 1766 ſchreibt vor, daß die Kirchſpiels-Rechnungen am Schluſſe bes 
Jahres durch die Vürgermeifter und: Schultheißen doppelt am das Amt zu Dier- 
dorf eingereicht werben, worauf biefes einen Termin zur Abhörung dev Rechnung 
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in —— bes Kirchſpiel⸗Vorſtandes und verſchiedener Einwohner anbe- 
raumen ſoll. 
Eine Kolleltenordnung erging am 19. Juli 1766. 


8 Graffhaft Neuwied 
für die Bürgermeifteret Neuwied und Heddesdorf. 

Nah den Berorbnungen vom 21. Februar 1722 und 20. Mai 1739 foll 
ſowohl die Stadt Neuwied als jedes Kirchfpiel für ihre Armen forgen und bei 
fehlenden Mitteln an das Konfiftorium zur weitern rg Are dr gemacht 
werben. Zwei Verorbnungen vom 30. Auguſt 1766 und 10. Mai 1768 wiebers 
holen diefe Vorfchrift mit dem Zufag, daß die Almoſen- und Klingelbeutelgelder 
nicht von dem Pfarrer, fondern durch angefefjene Gemeinbeglieder —— 
und ausgegeben werden ſollen, welche letztere von den erſteren über jede Einnahme 
und Ausgabe einen Belag erhalten, demnächſt jährlich Rechnung ſtellen und an 
das Konfiſtorium einſchicken. Prediger, Schultheißen und Synode⸗Schöffen follen 
bie Rechnungsführer beauffichtigen und antreiben. Arme Kranke ſollen im Kranfen- 
hauſe zu Neuwied auf Anzeige der Pfarrer untergebracht werden, Einländiſchen 
Armen wurde es geftattet, des Sonntags nach bem Gottesdienft in ihren Kirch— 
fptelen fich Brod oder andere Nothwendigfeiten einzufammeln. Durch eine VBerorb- 
nung vom 25. Mai 1804 wurden Vorfchriften für bie Armen und —— 
be äh gegeben, bie Erneuerung aller Obligationen, bie über 40 Jahre 
alt find, die Anlage der Kapitalien blos gegen doppelte Sicherheit und nur anf 
Grundftüde, nicht auf Häufer, als im Notbfall anbefohlen, bie Kirchenkaffen 
ſollen mit Schlöffern verjehen fein, zu benen ben einen Schlüffel der Prebiger, 
den anbern der Kirchenmeifter verwahren foll, Verpachtungen bürfen nur öffentlich 
an ben Meiftbietenden gefcheben. 

Während die bisher erwähnten Landestheile unter Naffanifcher Hoheit ftanden, 
nämlich feit 1808, wurde an ben beſtehenden Geſetzen nichts geändert, und es 
ergingen nur zwei Verorbnungen von alfgemeinerer Bedeutung für das Armen: 
weien, nämlich die vom 16. Oftober refp. 2. November 1807, welchen gemäß 
erkrankte Neifende nicht mit Bettelfuhren fortgefchafft, fondern au jedem Orte auf 
Koften der Gemeinde oder einer bafelbft beftehenven frommen Stiftung verpflegt 
werben follen, und eine andere vom 2/8. April 1811, die bie mmentgeltliche Be 
erbigung ber Armen befahl. 

Zu den bier in Rebe ſtehenden Lanbestheilen gehört noch das Gebiet ber 
vormaligen Reichsſtadt Wetzlar, welche ihre Selbftftändigkeit durch ben Reiche: 
Deputations-Hauptfchluß vom 25. Februar 1803 verlor und als Graffchaft dem 
Kur-Erzkanzler Fürften Primas von Deutfchland übermwiefen wurde, bis fie in 
Folge ber Wiener Schlußalte an bie Krone Preußen —— Von allgemeinen 
Berordunungen für dieſe Stadt iſt zu erwähnen: die vom 26. Januar 1803 wegen 
Ronftitwirung einer Armen- und enfonds- Kommiffion; vom 23. März 1804, 
wegen Erhebung einer Abgabe für öffentliche Tanzmufiten 2 Briten bes Armen⸗ 
Inftituts; vom 4. Zuni 1808 wegen Einziehung von Belträgen für bie Armen: 
pflege Seitens ber jtäbtifchen Behörden und vom 24, Juni 1813 wegen Unter 
haltung und Berpflegung unvermögender Kinder. 

Die angeführten Spezial» Verorbnumgen ſind durch feine neueren Gefeße 
ausbrüdlich aufgehoben worben; ihre materiellen Beſtimmungen, bie allerdings 
durftig Find, haben daher fortvauernde Gültigkeit, Sie erlitten einige Veränderung 
durch bie Gefete vom 31. Dezember 1842 (über die Verpflichtung zur Armen» 
pflege, Gef.-S. von 1843 ©. 8.) und 21. Mat 1855 (Gef. S. S. It1.), indem 


150 


bierburch die Vorfchriften über die Fürforge für die Armen für bie ganze Monarchie 
übereinftimmend geordnet wurden. Dieſe ſetzen zunächit feft, welche Gemeinden 
oder Armenverbände bie Fürforge für einen Armen zu übernehmen haben, und 
mit ihnen in Verbindung fteht die Gemeinde» Ordnung vom 23. Juli 1845 und 
bie Inftruftion für die Regierungen vom 23. Dftober 1817 (Geſ.S. ©. 248.) 
8. 2. No. 2. und vom 31. Dezember 1825 (Gef.-S. von 1826 ©. 5.), indem 
(etere den Regierungen bie Oberaufficht über die Armenverwaltungen überweijen, 
wodurch die hin und wieder beftandene Einwirkung der Konfiftorien aufgehoben ift, 
und indem bie erftere ben Negierungen das Necht giebt, nach Vernehmung der 
betreffenden Gemeindevertretung ſchließlich feitzuftellen, durch welche Anftalten die 
Fürforge für die Armen bewirkt werben fol. Hierin hat bie Städte- Orpnung 
von 1856, welche in den Stäcten Neuwied (Gef.-S. von 1856 ©. 768.), Ballen- 
bar (ibid. S.1976.), Linz (Gef.-S. 1857 ©. 534.), Braunfels (S. 652. ibid,) 
eingeführt ift, im Wefentlichen nichts geändert, wie bie® in ver Einleitung zum 
gegenwärtigen ‚une angegeben ift. 

Der formelle Gefhäftsgang wurde burch mehrfache abminiftrative Verorb- 
nungen geregelt, namentlich wurden Lofal- Armenverwaltungen eingerichtet, welche 
mit den aus früherer Zeit herrührenden Kirchfpiel8-Verbänden zufammenfielen und 
benen als Mitglieder der betreffende Pfarrer, der Ortsfchöffe, ein alfe zwei 
Jahre wechfelnder Bürger und ein Mechner angehörten. Weber biefe Lofal- 
Armenverwaltung bejtand früher für jede Bürgermeifterei eine Armen-Kommiffion, 
die aus dem Bürgermeifter und ben Pfarrern feines Bezirks fich bildete und unter 
unmittelbarer Aufficht des Landraths ftand, der die Rechnungen abſchloß. Zur 
Bereinfahung des Gefchäftsganges und zur Beförderung der fehnelferen Wirt- 
famfeit der Lofal-Armenverwaltungen wurde fpäter die Einrichtung getroffen, baf 
biefe ohne Vermittlung der Armen-Kommiffion, bie feitvem wegfällt, in direkte 
Geſchäftsverbindung mit dem Landrath trat. Den Rechner ernennt die Königl. 
Regierung für beftimmte Zeit und beftätigt die beiden Mitglieder der Kommiffion, 
welde alle fünf Jahre wechſeln. Der Bürgermeifter, welcher mit dem Pfarrer 
ſtändiges Mitglied ift, führt den Vorfig- 

Hierdurch ift bie Armenverwaltung auf dem rechten Rheinufer im Wefent- 
lichen eben fo wie auf dem linken organifirt. Für letzteres Hatte die Bürger- 
meifterei-Inftruftion, welche die Königl. Regierung zu Koblenz am 19, Mat 1817 
erließ, im $. 36. wörtlich Folgendes angeorbnet: 

„Für die Armenanftalten jeder Bürgermeifterei befteht eine befonbere Kom⸗ 
miffion, die aus 5 Mitgliedern zufammengefegt ift, von bemen jebes Jahr Eins 
ausfcheidet, jedoch mit ber Fähigkeit, wieder vorgefchlagen zu werben. Die Aus- 
ſcheidung beftimmt fich durch das Loos. Der Bürgermeifter fteht der Kommiffion 
vor; ber Friebensrichter, wenn er in der Vürgermeifterei wohnt, und ber Pfarrer 
find von Amtswegen Mitglieder. Diefe Kommiffion fchlägt den zu ernennenben 
Einnehmer und Sekretair in einer befondern Berathung, fowie am Ende jebes 
Jahres drei Kandidaten vor, um das abgehenbe Mitglied zu erfetzen. 

Die desfallſigen Berathungen werben durch den Kreis-Landrath der Königl. 
Regierung zur Genehmigung überreicht. Mit bem Anfange jedes Monates ver- 
ſammelt ſich die Kommilfion unter bem Vorfige bes Bürgermeifters, um über die 
———— Angelegenheiten ſowohl, als über jede der beſondern Stiftungen ſich 
zu berathen. 

Im Monat Februar unterſucht ſie die Rechnung des vorigen Jahres und 
fertigt ben Etat für das künftige an. Eine Abſchrift dieſes Etats wird dem Etat 
ber Bürgermeifterel beigefügt.“ 
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Diefe Beftimmungen find Tebiglich eine Wieberholung ber auf bem linken 
Rheinufer geltenden franzöfifchen Geſetze, wie fie bereits oben unter II. 4. No. 1. 
erwähnt find. Sie erhielten eine höhere Sanktion durch eine Kabinetsorbre vom 
13. April 1820, welde in dem Minifterial » Reftript vom 12. Dezember 1838 
(Koblenzer Amtsblatt von 1839 No. 3.) beiläufig erwähnt wird. 

Im Standesgebiet der Fürften von Wieb war die durch Kur - Kölnifche und 
Kur» Trierifhe Verordnungen eingeführte kirchliche Verwaltung der Senbämter, 
fowie in Neuwied felbft ver Kirchengemeinden beibehalten worden und fchloß bie 
Fürftlihe Regierung die von ben Kirchenvertretungen gelegten Rechnungen ab. 
Daneben beftanden in der Stabt Neuwied und in Hedbesborf bürgerliche Armen- 
Verwaltungen, und im Dorfe Irrlich führte der Pfarrer mit einem Rechner bie 
Berwaltung des Armenfonde. Nach Auflöfung der Fürftlichen Negierung legten 
die Presbpterien die Armenrechnungen durch die Superintendenten ber Königlichen 
Regierung, bie Senbämter der biichöflichen Behörde zum Abſchluß vor. —* 
iſt in neueſter Zeit das Landrathsamt mit dem Abſchluß aller Armenrechnungen 
beauftragt worden. 

An einzelnen Orten und in einzelnen Kirchſpielen beftehen beſondere Armen» 
Fonds zu fpeziellen Zweden, welche ihre eigene Verwaltung, getrennt von ber all- 
gemeinen Armenverwaltung, haben; über biefe wird jeboch die Ober-Aufficht in 
derfelben Weife geführt. 

Die allgemeinen Grundfäge, welche im erften Theile dieſes Auffages über 
das Verhaältniß des Staats und der Gemeinden zu den Armenanftalten erwähnt 
worben find, müfjen auch für das rechte Rheinufer als maßgebend betrachtet 
werben. Wo aus früherer Zeit Stiftungen beſtehen, ba haben fie die durch bie 
frügeren unb neueren Geſetze befchräntte Selbftftändigkeit; fie find nicht in das 
Eigentum bes Staats oder ber Einilgemeinden übergegangen; fie müffen ihren 
Zweden erhalten werben, und lettere haben als foldhe nur in fo weit bie Ber- 
waltung der Armenanftalten, als fie diefe mit eigenen Mitteln gründen oder als 
fie beftehenden Anftalten, denen es an hinreichenben Fonds fehlt, diefe ergänzen. 

Im Ganzen läßt fich nicht verlennen, daß bie Organifation der Armenver- 
waltung in der Rheinprovinz unvollftändig und ungleihmäßig ift, und baß es 
namentlich auf dem Theile bes rechten Rheinufer, welches nie unter der Fremben- 
aan ftand, an allgemeinen durch Gefege anerkannten Grunbfägen — 

uch in den übrigen Theilen der Provinz läßt die Mannigfaltigleit der einzelnen 
Geſetze und deren Zerftreutfein in verfchiebenen Sammlungen das Bebürfniß eines 
allgemeinen Gejeges mit leitenden Grunbfägen erlennen, wie biefe das Allgemeine 
Lanbrecht im Tit. 19. des II. Theils gegeben hat. Da aber auch letzteres durch 
die neueren Geſetze mannigfach mobifizirt worden ift, fo kann man ein neues Ge- 
feg für den ganzen Staat wohl ale nothwendig bezeichnen. 





Ueber @rrichtung von Zwangsarbeitshäufern und 
Verwaltung von Armen, Anftalten. 

Für die Communen, ftäbtifche wie ländliche, ift die Behandlung ihres 
Armenwefens nicht die leichtefte Aufgabe; befonderd fchwierig aber geftaltet fich 
die Löfung auf den Grenzen jenes Bebiers, auf welchem die Armuth nicht mehr 
durch phyſiſche Mängel und Gebrechen, fondern durch Inbolenz und Arbeitsjcheu 
erzeugt und ausgebildet wird. Es foll bier nicht auf eine allgemeine Erörterung 
von Urfachen und Gründen, aus welchen fich die betreffenden Erfcheinungen des 
fogenannten Pauperismus erklären lafjen, eingegangen werben; denn wir nur 
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bie Abficht, ven im der Ueberfchrift angedeuteten Gegenftanb nach einem legis- 
latorifchen Verſuche, welcher vor einiger Zeit im Großberzogthum al gemacht 
wurbe, und nad einigen innerhalb der Kurmarkl Brandenburg gejammelten Er- 
fahrungen auf bemfelben oder benachbartem Gebiete zu beleuchten. 

Wenn noch vor wenigen Jahren, wir meinen ein Jahrzehnt und darüber 
hinaus, der Pauperismus in ber Tagespreffe als erfter Gegenjtand auf der 
Tagesorduung jtand und es gleichfam zum guten Tone in — Kreiſen 
gehörte, ihm theoretiſch nach feinem Urſprunge, Umfange und feinen Gefahren 
für die Zufunft zu behandeln, jo ift man nach und nach zu ber Einficht und 
Ueberzeugung gelangt, daß bei biefer Behandlung viel Selbfttäufchung, gewöhnliche 
Mebertreibung und Aechnliches mit unterlief. — Wir wollen damit nicht im Ger 
ringften läugnen, daß ber fogenannte Pauperismus eine recht erhebliche Ausdeh⸗ 
nung gewonnen hat, denn dafür legen Zeugnig ab bie Armenbudgets ver Com: 
munen, wie bie verjchiebenen Einrichtungen und Verfuche zu feiner Beſchränlung 
und Abhilfe; aber biefe Ausdehnung ift eben nur die nothwenbige Folge menfch- 
licher Natur und fozialer Berhältniffe; fie fteht, wie der hiſtoriſche Beweis felbjt 
für England durch Macaulay geführt ift, in feiner ungünftigen Proportion zu 
früheren Zeitläuften, in welchen ein arbeitälofes, beſchauliches Dafein einen höheren 
Werth beanjpruchte, als das Leben voll Arbeit und Mühe, und in welchen durch 
umfaſſende und reich aufgefpeicherte Mittel Taufenden und abermals Taufenden 
von Bettlern ein mühelojes Dafein gefriftet wurde. — Solche Zeiten und Zu- 
fände find nun einmal längft vorüber. Wir haben ed mit der allgemeinften und 
ausgedehnteſten Concurrenz der Arbeit zu thun. Sie ift nicht arın an Opfern, 
welche der Armuth verfallen. Um ſolche Opfer vermeiden, um überhaupt 
alle Wurzelm und Urſachen bes Pauperismus mit Stumpf und Stiel auszurotten, 
hat man im neuerer Zeit, wie befannt, eine Reihe von foziafen Theorien ent— 
widelt, bie freilih von Vorausfegungen, betrefiend die menſchliche Natur, ans- 
gehen, fir melde die Erfahrung noch feine Belege hat auffinden können. — 
Unter jene Borausjegungen z. B. gehört ed auch, daß der Menſch von Natur 
ben ſouveränen Trieb der Arbeitſamkeit empfangen habe, und ba, wo er von 
dem Wege der Natur abweiche, nur bie Gefellichaft daran die Schuld trage, 
weil er nicht auf bem feinem Naturel umd feinen Anlagen entfpreshenden Pla 
geſtellt ſei. Daß dies gefchehe, fei aber Aufgabe der nach der angebenteten Theorie 
conjtruirten Geſellſchaft. 

In ber aus dem gefchichtlichen Verlauf der Dinge entitandenen. heutigen 
Gefellichaft von Menjchen, die eben in Communen und. weiterhin in Staaten bie 
Erfüllung ihrer fittlihen Aufgaben erftreben, findet ſich num immerhin ein an 
ſehnlicher Theil folder Menſchen, welche die eben bezeichnete Theorie unter bie 
Opfer unſerer gefellfchaftlichen Zuftände zu rechnen. beliebt, und die unferer aftu- 
ellen Geſetzgebung und Verwaltung allerdings Sorge und Mühe eben nicht er- 
ſparen. — Was bie Geſetzgebung in biefer Hinficht betrifft, fo finden wir noch 
in jümfter Zeit die heſſen-darmſtädtiſche Kammer ber Abgeorbrieten mit 
diefem Gegenſtand befchäftigt. — Am 9. Juli v. I hatte dev Abgeordnete George 
einen Autrag auf „Errichtung von Zwangsarbeitshäufern in den verſchie— 
benen Provinzen des Großberzogthums Hejjen“ geftellt, und zwar auf Grund 
von DBerhandlungen in der Bezivksrathänerfammlung des Kreijes Bingen, die 
ihon 1854 über denſelben Gegenſtand fiattgefunden und 1855 zu dem einftim« 
migen Beſchluß geführt hatten: „es ‚möchte dem großherzoglichen Dinifterium 
gefallen, fo bald als möglich zu veranlaffen, baß im ber Provinz. Rheinheſſen 
vorläufig wenigſtens ein gsarbeitshaus auf allgemeine Propinzialtoften von, 
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Rheinheffen erbaut und mit Provinzial- und Gemeinbemitteln unterhalten werde." — 
Auf Grund dieſes Befchlufjes motivirte der Abg. George in der vorhin erwähnten 
Sitzung der bejjen-darmftäbtifchen Kammer feinen Antrag ausführlicher und trug 
fchließlich darauf an, „die Kammer wolle vie Staatsregierung erfuchen, noch auf 
dem Landtage vom Jahre 1857 eine Geſetzesvorlage zu machen über die Exrich 
tung von Zwangsarbeitshäuſern auf Provinzialkojten.” — So fchnell, wie bier 
ünfcht wurde, erledigte fich num freilich dieſe Angelegenheit nicht. Aber am 
s Noveniber des Jahres 1857, alfo genau vier Monate nach geftelltem Antrage, 
wurde in ber Kammer ber Ausſchuß-Bericht über denſelben erftattet. Hier 
traten nun bie Gründe für und gegen die gewünſchte Einrichtung dicht au— 
einander. Wir erfehen aus beim Bericht, daß die Regierung bes Groß- 
berzogthums bie Anficht des Antragjtellers über die Zwedmäßigfeit der Erxrich— 
—— Zwangsarbeitshäufern für bereits gerichtlich beſtrafte Bettler, Laud⸗ 
und arbeitsſcheue Müßiggänger volllommen theilte, was fie auch früher 
dadurch bewiefen habe, daß fie entfprechende Anträge den Ständen vorgelegt und 
daß in dem Entwurf des Polizeiftrafgejeges vom Jahre 1846 die Art. 104. und 
105, aufgenommen wären. Diefe aber lauten: „Art. 104. Wer ſich dem Müßig— 
gange hingiebt und in Folge veffen zum Nachtheile von Perfonen, deren Erhal- 
tung ibm obliegt, oder von denen er zu erhalten wäre, oder zur Gefährdung ber 
und fonftigen öffentlichen Armenunterftügungstaffen fein Bermögen, 
ober bas feiner Ehefrau oder Kinder vergeubet, oder die ihm ſonſt zu Gebot 
ſtehenden Erwerbsquelien unbenugt läßt, foll, wenn amtliche Warnung fruchtlod 
geblieben, mit Gefängniß von 1 bi8 3 Tagen, bei Rückfällen bis zu 4 Wochen 
beftraft werben." — Und „Art. 105. Diejenigen, welche als Bettler oder Yand- 
ſtreicher ein- oder mehrmals oder wegen Müßiggangs wenigftens zweimal beftraft 
worden find, können nach Berbüßung ber gegen fie erfannten Strafen, ſobald fie 
ed an der Benutzung ber Gelegenheit zum Arbeitsverdienft mangeln laſſen, auf 
der obern Bolizeiverwaltungsbehörbe in eine öffentliche Arbeits, 
alt gebracht werden. Die Verwahrung in einer ſolchen Anftalt darf nicht 
als ein Jahr dauern. Der daraus Entlaffene kann jedoch, wenn nach 
auf von 4 Wochen die VBorausjegungen, auf welche Die erfte Verweiſung in 
bie: ftalt fich gründete, wieder vorhanden find, nach Berbüßung dev wegen 
Rüdfalle in das frühere Later etwa erfannten Strafen, wiederholt in die Anjtalt 
verbracht werben.‘ 
Dieſe Artikel gingen, wefentlich modifiziert, in das Polizeiitrafgefeg von 
1847, was aber in Folge dev Ereigniffe im März 1848 nicht ins Leben trat, 
Art. 100 und 1014 über und fanden fich in dem am 1. Mai 1856 in Wirk 
getretenen Polizeiftrafgefeß in folgender Faſſung: „Art. 100, Diejenigen, 
weiche ala Bettler odev Landſtreicher beftraft und unter polizeiliche Aufſicht geftellt 
worben find, können, nach Verbüßung ver gegen fie erfannten Strafen, jobald fie 
es am Benutzung der Gelegenheit zum Arbeitsverbiänfte mangeln laffen und bie 
ber Gemeinter oder Yofals Armenfonds für fich ober ihre Familie 
im: Anfprud nehmen, auf Erlenntniß des Polizeigerichts zur Verrichtung von 
Arbeiten für öffentlide oder gemeinheitliche Zwede von der Polizeiverwaltungs- 
Behörbe zwaugsweije angehalten werden; wogegen bie bezeichneten Perfonen an 
Btagen von ber Gemeinde zu verlöftigen ober ihmen zwei Drittel bes 
blichen Tagelohns zu entrichten find. — Auf eine längere Zeit als ein halbes 
‚ Können jedoch die erwähnten Perfonen der Polizeiverwaltungsbehörde zu 
emerkten Zwecke nicht zur Verfügung gejtellt, und es fünnen biefelben auch 
biefex Zeit nicht angehalten werden, in der Woche mehr als brei 
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Tage zu arbeiten. — Wirb ed nöthig, einen Zwang zur Arbeit wirklich anzu⸗ 
wenden, fo foll der zur Arbeit Verurtbeilte in das Gefängniß gebracht werben, 
wo er — immer abwechfelnd den einen Tag bei Wafjer und Brot, womit anzu» 
fangen ift, und den andern Tag bei ſchmaler, warmer Koft — fo lange bleibt, 
bis er dem Strafrichter die Anzeige macht, daß er die ihm zugetheilte Arbeit 
nun unweigerlich ohne Auffchub verrichten wolle; kommt er biefer Erflärung nicht 
nach, jo wird dieſes Zmangsverfahren fo lange fortgejeht, bis ber Zwed erreicht 
ift. Diefes Zwangsgsgefängniß wirb dem Verurtheilten auf die Gelpbeträge, die 
er burch Arbeit abverbienen fol, nicht zu gut gerechnet, und es kann durch Ein- 
fperrung in ein dunkles Gefängniß gefchärft werben.” — „Artikel 101. Arbeite- 
fcheue Perfonen, welche die ihnen zu Gebot ftehenden Erwerbsquellen unbenutt 
iaſſen und die Unterftügung ber Gemeinde oder Lokal⸗Armenfonds für fich ober 
ihre Familie in Anfpruch nehmen, können, wenn wiederholte. Warnungen frucht- 
108 geblieben find, mit Gefüngniß bis zu 3 Tagen beftraft werden. In Wieber- 
bolungsfällen kann gegen ſolche Perfonen in Gemäßheit des Art. 100 vorge- 
ſchritten werben.“ 

Wir haben diefe Paragraphen bes großberzogl. heffen»barmftäbtifchen Poll- 
zeiſtrafgeſetzes, das umter dem 30. Dftober 1855 erlaffen und am 1. Mat 1856 
in Wirkſamkeit getreten ift, um deshalb ausführlich citirt, weil dadurch eine ges 
nauere DBergleihung mit ähnlichen Beftimmungen in andern Gefegebungen, 
namentlich der preußifchen, ermöglicht ift, und dann, weil bauptfächlich durch 
bie Exiſtenz der beiten citirten Paragraphen bie Ablehnung des George'ſchen 
Antrags motivirt wurbe. 

Für den Preufifhen Staat finden fich die bezüglihen Beftimmungen, 
welche dem angeführten großberzogl. heſſiſchen Polizeiftrafgefet etwa entfprechen wür⸗ 
ben, in kurzer und fummarifcher Faſſung in dem „Geſetz Kae Ergänzung der Geſetze 
vom 31. Dezember 1842 über die Verpflichtung zur Armenpflege und ber Auf- 
nahme neu anziehender PBerfonen, vom 21. Mai 1855 und lauten: „Artitel 11. 
Solchen Perfonen, welche arbeitsfähig find, gleichwohl aber, nach Verluft ihrer 
bisherigen Wohnung, binnen einer von ber Ortspolizeibehörbe ihnen geftellten 
Frift, fich eine andere Wohnung nicht verfchafft haben, kann, infofern denfelben 
durch polizeiliche VBeranftaltung ein Obdach verfchafft werben muß, für bie Dauer 
ber Obpdachlofigkeit der Aufenthalt in einer Arbeitsanftalt angewiefen werben.“ 
Und „Artikel 12. Auch ſolche Perfonen, welche die Armenpflege in Anfpruch 
nehmen, ſich aber weigern, für bie ihnen gewährte Unterftügung bie ihnen von 
ber Obrigkeit, ſei es im Orte oder auswärts, angewiefene, ihren Kräften ange- 
mefjene Arbeit orbnungsmäßig zu verrichten, Können, fo lange fie ber Unter. 
ftügung bebürfen und bei ihrer Weigerung beharren, in eine Arbeitsanftalt unter 
ebracht werben." Inden beiden folgenden Artileln des citirten Geſetzes werden 

e nähern Beftimmungen ber Ausführung und —— gegeben 

Die vorhin citirten Beſtimmungen des heſſiſchen r izeiſtrafgeſetzes reichen 
allerdings weiter, und auf Grund berfelben war auch die heſſiſche Regierung ber 
Anficht gewefen, daß jene dem Wefentlichen nach wehl genügen würden, um bem 
Beduͤrfniſſe abzuhelfen, erflärte aber auch, daß fie, abgefehen von andern Rück⸗ 
fi'hten, gegen die Errichtung von Arbeitshäufern auf Staatskoften ſchon aus dem 
Grunde fi ausfprechen müffe, weil eine berartige Belaftung der Staatstaffe 
unthunlich erfcheine. — Der Ausfhuß, welcher ben George’schen Antrag vorzu- 
berathen hatte, erflärte fich dahin, daß ihm berfelbe — Set, wo es noch an 
Erfahrungen über die Wirkfamkeit der erft feit dem 1. Mai vorigen Jahres in 
Kraft getretenen betreffenden gefetlichen DBeftimmungen mangele, theils verfrüht, 
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theils aber auch, inden: er das einzige Mittel zur Abftellung des von ihm 
geſchilderten Webelftandes in ber Errichtung von Zwangsarbeitshäufern fände 
als zu weit gehend erjcheine, und welcher jebenfalls in der bermaligen Finanz: 
lage des Staats ſchwer zu bejeitigende Hinderniffe finden müſſe. Der Ausschuß 
fonnte ferner nicht der Behauptung bes Antragftellers beitreten, daß dem in ber 
Bermehrung und dem fteten Zunehmen ber Zahl der Arbeitsfcheuen und Müßig- 
gänger liegenden Webelftand nur durch Errichtung von Arbeitshäufern entgegen 
gewirkt werben lönne, und könne fich auch nicht überzeugen, daß dadurch die jetzt 
auf den Gemeinden ruhende Laft jo bedeutend erleichtert werben würde, als der 
‚Antragfteller zu vermeinen fcheine, weshalb ver Ausſchuß die von bemfelben be- 
bauptete abjolute Nothwenbigfeit der Errichtung von Zwangsarbeitshäufern ver- 
abreden müjje; um fo mehr, ba feines Wiffens eine folche weder im Allgemeinen, 
noch mit Nüdficht auf befondere Verhältniffe eines Staats, von ben Lehrern der 
Staatswifjenjchaften angenommen werde, vielmehr nur von ben am weiteften 
gehenden die Berbringung ber durch Müßiggang und damit verbundene Rüderlich- 
feit arm gewordenen in ein Zwangsarbeitshaus und eine hinlänglich bauernde 
Aufbewahrung in einem folchen, als die einzige Maßregel, welche zu einer gänz- 
Uchen Beſſerung mögliherweife führen könne, bezeichnet werde, währenb 
Andere fih dahin ausjpräcden, daß Zmwangsarbeitshäufer fi) bloß als Straf. 
Anftalten für Bettler und der öffentlichen Sicherheit gefährliche Vagabonden 
rechtfertigen ließen, als Eorreltionsanftalten für bloße Faule, bie aus Trägheit 
entweder gar nichts arbeiteten, oder doch nicht fo viel, als fie nach ihren phyſi— 
jchen Kräften arbeiten könnten, um fih und ihren Angehörigen den erforberlichen 
Unterhalt zu verihaffen, aber unzwedmäßig ſeien, indem was der Staat durch 
ſolche Inſtitute pofitiv bewirken wolle, er negativ durch ftrenge Verfagung aller 
Unterftügung für den, der fich durch Arbeiten feinen Unterhalt verdienen Fönne, 
und durch zwedmäßige, möglichft firenge Anftalten gegen das Bettelmefen, bei 
weiten zuverläffiger erreichen könne, als durch alle Aufopferungen, bie ihm bie 
Anlage folcher Injtitute außerdem nothwendig machen müßten. — Weiterhin wird 
im Gutachten bes Ausfchufjes hervorgehoben, daß dem vom Antragiteller geſchil— 
berten Mebeljtande von Seiten der Verwaltungsbebörben, namentlich aber ben 
DOrtsvorftänden und Rolal» Armen - Kommiffionen nachhaltig entgegengewirkt werben 
lönnte, wenn biefe den um Unterjtügung nachfuchenden Arbeitsfühigen dieſe ver: 
fagten, aber bafür beforgt wären, ihnen Arbeit zu verfchaffen, refp. ihnen ſolche 
anzumeifen, wozu in ben meiften Fällen genügende Gelegenheit fein bürfte, und 
dann Anordnung träfen, daß, infoweit der Arbeitsverbienft des Betreffenden feinen 
Nothbedarf überjteige, diefer nicht an ihn, fondern an einen beftimmten Dritten, 
zur Unterftügung der Angehörigen vefjelben oder an die Gemeindekaſſe zc., Infor 
fern diefe jene Angehörigen erhalten und unterftügen muß, gezahlt werbe, bie 
alfo zur Arbeit Angewiefenen, einer geeigneten DBeauffichtigung unterftellen, 
und wenn er bie Arbeit verlaffen oder darin ſäumig oder nachläflig ſich zeigen 
ſollte und Ermahnungen und Verwarnungen fruchtlos bleiben würden, die Dülfe 
bes Bolizeigerichts in Anfpruch nähmen und ein Vorfchreiten gegen ihn, nad 
Mafgabe der erwähnten Artikel des Polizeiftvafgefeges bewirlten. Schließlich 
erflärte fich der Ausichußbericht gegen den Antrag aus Gründen ber Sinanzlage 
bes Staats, indem ſchon Bug regierungsfeitig bemerkt worben war, baß bie 
Koften der Errichtung von 3 Arbeitshäufern annähernd auf 150,000 bis 
200,000 fi. fich belaufen würben, wonach bei der inzwifchen eingetretenen Preis 
fteigerung von Material und Lohnfägen zur Zeit die Summe von 300,000 fl- 
erforderlich fein dürfte Da nun bem Ausihuß noch zur Kenntnig gekommen, 
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daß die Negierung biefem Gegenftande fortwährende Aufmerkſamkeit widme, und 
wenn es bie Verhältniſſe geftatteten, den Ständen die entiprechenden Gefegesvor- 
lagen machen werde, trug er darauf an, bie Kammer wolle bejchliegen, baß dem 
Antrag des Abgeordneten George keine Folge zu geben ſei.“ 

Die Verhandlungen der Kammer jelbjt über diefe Angelegenheit fielen in 
die Sigung am 4. Februar 1858, indem der Abg. George zunächit feinen An- 
trag, bezüglich der Errichtung von Zwangsarbeitöhäufern ausführlid und ums» 
faſſend motivirte, wobei er felbftverftändlich die Gründe des Ausfchußberichte 
einer nähern Prüfung unterzog. Der Antragiteller ſtellte wiederholt die Behaup- 
tung auf, daß bie Art. 100 und 101 des Polizeiftrafgefeges ihrem Zwecke nicht 
entfpräcdhen und niemals entfprechen würden und am wenigſten geeignet fein, 
Zwangsarbeitshäufer entbehrlih zu machen und zwar um deswillen, weil bie 
Gemeinde oder der Vorftand, befonders einer Landgemeinde, welche den Verſuch 
machen wollte, nach dem Sinne des Art. 100 Landftreicher oder Gewohnheits⸗ 
Bettler durch das Polizeigericht zur Arbeit anhalten zu laffen, zuerft für zived- 
mäßige Beichäftigung und Aufjicht über bie Arbeit zu forgen hätte, welche fich 
in ben weniaften Gemeinden bes Landes finden dürfte, weil es hierfür an den 
nöthigen Lokalen, mehr aber noch an geeigneten PBerfönlichkeiten für Cinrichtung 
und Aufficht fehlen würde; wo aber auch ausnahmsweiſe dieſes in Wirklichkeit 
ausführbar wäre, könnte e8 doch nur ald eine Strafe für die Gemeinde angefe> 
ben werben, wollte man einen Landſtreicher, Bettler oder arbeitsfcheuen Müßig- 
gänger für feine Arbeit gehörig verköftigen oder 2, bes ortsüblichen Tagelohns 
nach Art.100 für die Arbeit ausbezahlen, die ohne Aufficht ficherlich nichts werth wäre. 

In Betreff des Koſtenpunktes bemerkte der Antragjteller: Die Summe von 
300,000 fl. für das ganze Land, oder 100,000 fi. für eine Provinz kann und 
darf nicht in Anfchlag gebracht werben negenüber dem moralifchen Werth und 
Nugen, den die Errichtung von Arbeitshäufern haben würde. Schließlich berief 
fi der Redner auf feine Erfahrungen, die er während 20 Jahren ald Bürger- 
meifter in einer Gemeinde von mehr als 2000 Seelen gefammelt habe und wo- 
nach es höchſte Zeit fei, dafür zu forgen, daß Etwas gegen bie Menſchen geſchähe, 
welche fih dem Bettel-Müßiggang oder lüderlichen Leben mit einer Unverſchämt⸗ 
heit und Frechheit hingeben, wovon man im früheren Zeiten feinen Begriff Hatte. 
— Nachdem der Nedner noch auf die in andern Ländern, namentlich in Preußen 
bejtehenden ähnlichen Anftalten hingewieſen hatte, änderte er ſchließlich feinen 
Antrag, bei der ihrem Ende nehmenden Diät ded Landtags dahin ab, „bie ver- 
ehrliche Kammer wolle die nroßherzogl. Staatsregierung erſuchen, auf dem nächiten 
Landtage eine Gefetesvorlage zu machen über die Erridtung von Zwangs— 
Arbeitshäunfern auf provinzielle Koften.‘ 

Im weitern Verlaufe ber Debatte über diefen Antrag, an der fidh eine 
größere Zahl der Abgeorbneten betheiligten, wiederholten fi, wie es in der Natur 
der Sache begründet ift, die Gründe für und wider, wie fie in dem Voranſtehenden 
bereits aufgeführt find, wozu dann noch die perfönlicden Erfahrungen verſchiedener 
Nedner binzutvaten. So bemerkte der Abg. Seig, wie er die fefte Ueberzeu⸗ 
gung bege, „daß wenn nicht eine große foziale Bewegung und Umwälzung bem: 
nächft bevorſtehe, wovor uns die Vorfehung bewahren möge, noch ehe ein. halbes 
Jahrhundert abgelaufen ift, überall ſolche Zwangsarbeitshäuſer entweder fchon 
beftehen ober doch im Entjtehen begriffen fein werben, denn das Gefet ver Selbft- 
erhaltung nöthigt und zwingt die Geſellſchaft, zu folchen Mitteln ihre Zuflucht 
zu nehmen, um fich won dem Uebeln zu befreien, die von Tag zu Tag drückender 
und wmerträglicher werben.” Ferner führte derfelbe Redner an, daß er in ftaate- 
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wiffenfchaftlicher Hinficht fih auf Log und Mohl berufen könne, die darüber voll- 
fommen einverftanden jeien, daß dem Staate die volle Berechtigung zur its 
wendung von Zwang gegen Arbeitsfchen und Müßiggang, mithin auch zur Errich— 
tung von Swangsarbeitsanftalten für bie diefen Laſtern verfallenen Perfonen zur 
Seite ftehe. — Der Abg. Hofmann ſchloß fich im Wefentlichen dem Antrag- 
ftelfer an, fügte aber einen Vermittelungsvorſchlag zu, des Inhalts, „die Kammer 
wolle der großherzogl. Staatöregierung ven Wunfch ausfprechen, daß fie ven 
Gegenftand des Antrags des Abg. George, wegen Errichtung von Arbeitshäufern 
fortwährend im Auge behalten und fobald es bie finanzellen Verhältniſſe geftatten, 
den Ständen geeignete Vorlagen machen möge.“ Der Abg. Wernher wünfchte 
dem Großherzegthum Heſſen Glück, daß es feine Zmwangsarbeitshäufer habe und 
noch mehr wünſchte er ihm Glüd, daß die Zuftände feiner Bevöllerung der Art 
feien, daß e8 feine Zwangsarbeitshäuſer brauche. Er wünſche ihm Glüd, weil 
bie Erfahrung in ben Ländern, wo man fich auf dieſes Syſtem eingelafjen habe, 
feineswegs günftig ausgefallen fei, weil man dort wünfche, biefen Weg niemals 
betreten zu haben, weil man dort benfelben zurückgehe, jo weit man benfelben 
noch zurückgehen könne, 

Seine Abneigung gegen Zwangsarbeitshäufer motivierte ber Nebner, indem 
er bemerkte, den Familien Hei es bequem, ihre Armen und Taugenichtfe der Ge- 
meinde aufgnbürden, die Gemeinden möchten dieſelben zu Yaften ber Kreife und 
Provinzen 108 werben, die Provinzen würden es verfuchen, fie auf den geſammten 
Staat zu ſchieben. Eine folhe Entlaftung der unterm Behörden müſſe die Ge- 
fammtheit dev Staatsangehörigen theuer bezahlen; was die Gemeinde mit mäßt- 
gen Mitteln leiſten lönne, das bezahle ſchon der Kreis theuver, die Provinz noch 
theurer, ber Staat am theuerſten. — Nach der Erfahrung des erwähnten Abge- 
orbnetem pflege fich das Syſtem ver Zwangsarbeitshäufer folgendermaßen auszu- 
bilden: „Im Spätjahr, wenn die Witterung unangenehm wird, forgen bie 

itu6s der Zwangsarbeitshäufer, daß fie dahin verbracht werden, fie finden 

bort ein wohlverwahrtes Haus, geheizte Raume und täglich warme Koſt nebit ber 
Geſellſchaft ven ihres Gleichen; im Frühjahr, wenn die Vögel fchlagen, ift ihre 
Beit um, fie lehren dann zurüct zum Genuß der ſchönen Natur und den Freuden 
des Landlebens.“ — Eine treffende Beleuchtung der bier in Frage ſtehenden Ver⸗ 
hältniffe gab: der Redner, indem er auf die Zuftände im Canton Bern hinwies. 
„Dort, bemerkte er, hatte die rabifale Partei Armenpflege jeder Art durch ben 
Staat auf ihre Fahne geſchrieben, fie erwarb fich durch die fchillernden Hefi- 
nungen, welche man baburch erweckte, ſowohl die Anhänglichleit der Armen ſelbſt, 
als auch namentlich ber Gemeinden und ihrer Behörden, welche von der Armen- 
faft dadurch befreit zu werden hofiten. Der Staat übernahm Alles, Kleinkinder 
Bewahranſialten, Waifenhäufer, Affe für verwahrloſte Kinder, Hospitäler, Ar- 
beitshäufer für Arbeitslofe, Zwangsarbeitshäufer für Arbeitsunwillige. Aber in 
wie kurzer Zeit hat biefes Syſtem Banferott gemacht! Die Zahl ber Armen 
nahm u zu, bie Koſten waren unerfchwinglih. Es blieb nichts anderes 
übrig, als bie ganze Gefchichte fallen zu laffen, die Arwenpflege in Ihrer ganzen 
Ausdehnung, unter Obhut des Staates, der Privatwohlthätigfeit, ber Kirche, der 
eit ber Vereine und der Fürforge der Gemeinden wieder zurückzugeben. 

eje Gefchichten von Bern find der Gegenftand eines am Thatjachen reichen 

| — von dem Berneriſchen Regierumgsrath Schenk.“ Und ſchließ— 

lich gab der Abgeordnete den Rath: „Den umverbefferlichen erwachſenen Faul- 
fenzer fpebire man nach Amerika, das koftet ent ſchieden weniger, als ihn hier ein- 
zuſperren, und man bat bie entfernte Hoffnung, baß er bort in einer neuen 
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Umgebung und weil es bort heißt: „Vogel friß oder ſtirb!“ von feinen üblen 
Gewohnheiten zu befferer Verwendung feiner Kräfte geneſe.“ In feiner ſchließ⸗ 
lichen Entgegnung auf die Bemerkungen des Abg. Wernher führte der Antrag- 
jtelfer no an, daß die Faullenzer folhe Zwangsarbeitshäufer in Preußen 
fürdten, und jeldft in ber Nähe feines Wohnorts beftehe ein folches, weswegen 
die Bettler fich fürchten, nach Preußen zu gehen, weil fie ſich als Faullenzer in 
jener Anftalt nicht aufhalten dürfen, fondern fehr ftreng zum Arbeiten gezwungen 
werben. — Die ganze Einrichtung von dem Urbeitshaufe zu Berlin fei von 
dem BPolizeipräfidenten v. Hinfeldey dem Bezirksrath zu Bingen mitgetheilt und 
läge in den Alten diefes Bezirksraths. — Nah Schluß der Berathung wurde 
der Antrag des Ausfchuffes mit 28 gegen 11 Stimmen bejaht, und bie Motion 
bes Abg. Hofmann, die oben mitgeteilt wurde, mit 35 gegen 4 Stimmen ange 
nommen. Es ift in den vorangehenden Verhandlungen ber großherzogl. heffifchen 
Abgeordneten Kammer über Errihtung von Zwangsarbeitshäufern mehrfach 
ähnliche Anftalten in Preußen Bezug genommen, was und veranlaft, zur Er 
(äuterung der praftifchen Verhältniſſe auf diefem Gebiete einige Bemerkungen an 
zufügen, die wir aus ben für bie Kurmark Brandenburg keftehenden Einrichtun- 
gen bernehmen, jo weit diefe der Competenz des entjprechenden Commumal-Lanb- 
tags, feinen Erörterungen und Bejchlüffen angehören. 

Bon befonderem Intereffe ift in diefer Hinficht ein vom 12. Dezbr. 1856 
batirtes Immebiat-VBotum des 29ſten Rurmärkiſchen Communal-Landtags, 
die Vollſtreckung der gerichtlich erfannten Gefängnißitrafen gegen Bettler, Land» 
ftreicher und Arbeitsfchene in den Kurmärfifchen Landarmen-Anftalten betreffend. 
— Die Gefeggebung der Jahre 1849 und 1850 hatte, wird bafelbft bemerkt, 
wie bie Strafrechtöpflege überhaupt, fo namentlich auch das Unterjuchungs- und 
Strafverfahren gegen Bettler, Landjtreicher und Urbeitsfchene fo wefentlich umge 
ftaltet, daß bie in biefer Beziehung wichtigften Beftimmungen bes Kurmä 
Landarmen-Reglements vom 14. Januar 1848 außer Anwendung kamen. Nach 
bem letzteren jollten biefe Individuen in ben meiften Fällen fofort nach ihrer 
Aufgreifung an bie Landarmen- und Correftionshäufer des Verbandes abgeliefert 
und bann von ber Ranbarmen-Direftion oder — bei fchweren Vergehen — von 
dem Gericht am Ort der Anftalt abgeurtheilt werben. Natürlich verbüßten fie 
dann auch gleich bie ihnen zuerfannte Strafe in der Anftalt. Durch jene Gefep- 
gebung fiel bie vorläufige Einlieferung und jede Einwirkung der Landarmen⸗Be— 
hörden auf bie Unterfuhung und Straffeftfegung fort; beides kam, wie bei jeber 
andern Griminalfache, Tediglih in die Hände der gewöhnlichen Gerichte und bas 
Reffort der Landarmen- Direktion fing erft mit ber Feftfegung der nad) ber Ge 
richtsſtrafe eintretenden Correltions-Detention an. Es war daher auch ganz in 
ber Ordnung, daß fortan nur zur Verbüßung ber legtern, und alfo erft nach 
Bollftredung der Gerichtsſtrafe in den Gerichtsgefängniffen ber 
Berurtheilte an bie Landarmen-Anftalt abgeliefert werben konnte. — In ber 
Praris geftaltete fich diefe Angelegenheit auch eine Zeit lang in ber bezeichneten 
Art. — Nach einigen Jahren aber trat der Juftizminifter mit der Behauptun 
hervor, daß der Landarmen-Verband nach wie vor verpflichtet fei, die gerichtlich 
erkannten Strafen in feinen Anftalten ohne Koften-Erftattung zu vollftreden. Auf 
deshalb erhobene Beſchwerde erging im Jahre 1854 eine Eniſcheidung des Staats 
Miniftertums dahin, „daß die Verpflichtung des Lardarmen» Verbandes zur Voll⸗ 
ftredung der gegen Bettler, Landftreicher und Arbeitsfcheue gerichtlich erkannten 
Gefängnißftrafen auf Grund der 88. 37. und 39. des Landarmen⸗ 
Neglements zwar als fortbeftehend zu erachten, dem Landarmen⸗Verband aber zu 
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überlafjen fei, wenn er feine Befreiung von berfelben in Folge ber neueren 
Gefeßgebung begründen zu können vermeine, demgemäß die Abänderung des Regle— 
ments in Antrag zu bringen.” — Dies ift geichehen, ohne Erfolg zu haben. 
Auch der Antrag auf Entjcheidung des Königl. Staats» Minifteriums bfieb ein 
Jahr lang unbeantwortet, bis dem im Jahre 1856 verfammelten Landtage bie 
Eröffnung wurde, daß der Minijter des Innern fich nicht bewogen gefunden habe, 
bie — bet Staats-Miniftertums einzuholen. 
Da ber Landtag ſich mit einem folchen negativen Nefultate unmöglich be— 
nügen fonnte, begründete er von Neuem feine Anträge in dem vorhin erwähnten 
ebiat-VBotum. Und aus diefem find machitehende zur Kenntniß ber betref- 
fenben Inftitute geeignete Notizen entlehnt: Nach dem bis zum Reglement von 
1848 gültig gewefenen Landarmen » Reglement fir die Kurmarf vom 16. Juni 
1797 e ber Lanbarmen-Verbanb blos die Verpflichtung, die außerhalb ihres 
—— aufgegriffenen Bettler ſofort nach ihrer Aufgreifung in die Landarmen— 
häufer a und an ihnen bie ftetS von der Yandarmen- Behörde feitge- 
ſetzte Correltions- Detention zu vollftreden. — Eine eigentlihe Strafe fand jo 
wenig als eine Einmifchung der Gerichte ftatt. Unterm 6. Januar 1843 erging 
barauf das Gefe wegen Beftrafung ber Bettler, Lanbftreicher und Arbeitsfchenen 
und orbnete im $. 10. Behufs Herftellung der Uebereinftimmung mit feinen Vor— 
fohriften eine Revifion der beftehenden Lanbarmen-Reglements an. — Nah bem 
Entwurf eines folchen Neglements vom 16. Oltober 1843 follten auch ferner 
nur bie außerhalb ihres Wohnorts aufgegriffenen Bettler fogleih in die Anftalt 
und dann auch die gegen fie erfannte Strafe in biefer vollſtreckt wer- 
ben. Dagegen follten die übrigen Bettler, die Landftreicher und Arbeitsſcheuen 
erft nach verbüßter gerichtlicher Strafe In die Anftalten fommen. Da von Seiten 
bed DOberpräfibiums diefem Entwurfe nicht beigeftimmt wurde, legte daſſelbe dem 
Commumal-Landtage unter 18. November 1844 einen neuen Entwurf nebft Motiven 
dor, Worin genau beftimmt wurbe, wo und auf weflen Koften die Detention ber 
en Bettler und Lanbftreicher volljtredt werben folle. — Der Commus- 
nal⸗Landiag mobifizirte die Beſtimmung des Entwurfs $. 39., in Betreff ber 
Koften ber Unterfuchung, wonach diefe der Regel nach von ber Öerichts- Dbrig- 
keit als ort oder in Ermangelung einer folden von dem Criminal-Fonds 
dem Landarmen-Fonds erftattet werben follten, mit Ausnahme ber Koften ber 
Unterfuhungshaft, die ftets dem Landarmen- Fonds zur Laft fielen, dahin, daß 
e Ausnahme nicht Play greifen folle, wenn die eritattungspflichtige Gerichts- 
bes Heimathsortes bei einem andern Landarmen-Verbande aſſocirt ſei, 
ober mit andern Worten: es follte die Vergünftigung, daß diefe Koften ber 
Landarmen- Fonds trüge, ben Gerichts-Obrigfeiten des eigenen Verbandes unb 
dem Griminal-Fonbs, b. h. dem Staat als Gerichtsherrn, nicht aber den bei andern 
Landarmen⸗ Verbänden affociirten Gerichts-Obrigfeiten zu Gute fommen. Was 
bie Koften der Strafvollitredung anlangt, fo wurden bie darüber 
en Beitimmungen vollftändig angenommen. Der fo feftgeftellte Entwurf 
bie Könige, Staats-Regierung, und ohne weitere Rückerinnerung erfchien 
Jahren unter dem 14. Januar 1848 das Lanbarmen-Reglement für 
Kur: in feiner jegigen Geftalt in der Gefeg- Sammlung. — Beim Er- 
nen biefe® Neglements lag die Sache num ſchon fo, daß der Yandarmen-Ber- 
d nur bie Verpflichtung hatte, die gerichtlich erkannten Strafen gegen auswär- 
Bettler und Lanbftreicher in natura in feinen Anftalten zu vollitreden, daß 
aber bie Koſten von ber Gerichtsbarkeit erftattet erhielt. — Nun aber erfchien 
Berorbnung vom 2, und 3. Januar 1849, welche die ganze Jujtiz- 


4 


? 


358: 
4 


za 


160 


Organiſation und bie Strafrechtepflege umgeſtaltet. Hiermit verlor das 
ganze eigenthümliche Unterfuchunge- und Strafverfahren gegen dieſe Kategorien 
von Individuen, wonach fie ſofort nach ihver Aufgreifung an die Anftalten abge 
fiefert wurden und darin Unterſuchungs⸗ und Strafpaft verbüßten, jeden Reft von 
Bedeutung. Zur Unterftügung feiner Auffaffung von der Streitfrage führte das 
Votum des Communal-Landtags auch noch an, daß ber $. 120. des neuen Straf« 
eh vom 14. April 1851 ausdrücklich worfchreibt: „In den Fällen der 
88. 117— 119 (enthaltend Strafbeſtimmungen gegen Bettler, Landftreider und 
Arbeitsfcheue) Hat das Gericht zu erfennen, daß nach ausgeftandener Strafe 
per Inländer in ein Arbeitshaus zu bringen ſei.“ Und die durch das Gefeg vom 
1856 anderweitig rebuzirte Faſſung des $. 120. lautet: „In den Fällen der $$. 
447119 kann der Verurtheilte nah ausgeftandener Strafe in ein Ar- 
beitshaus — werden.“ 

Schuͤeßlich führte das Immediat-Votum noch die Billigkeitsanſprüche auf 
äuferfte Schonung des Kurmärliſchen Landarmen-Verbands an, indem derſelbe im 

erzen der Monarchie und rings um die nicht zu ihm gehörige Reſidenz gelegen 
Br was zur Folge habe, daß bie befilofe Klaſſe aus allen Provinzen in Maſſe 
hierher ftrömt, und dann in ihren Erwartungen getiufcht oder durch bie ftrenge 
Polizei von Berlin vertrieben, als Bettler und Bagabonden dem vor ben Thoren 
der Stadt beginnenden Landarmen-Verbande zur Laſt falle. Blos in den 1°, 
Fahren vom 1. Jannar 1855 bie 1. Oktober 1856 find in bie Anftalten bes 
Verbandes nicht weniger als 6334 verurtheilte Individuen eingeliefert worben, 
und von dieſen waren nur 1929 aus der Kurmark felbit, dagegen Heimathb- 
{08 932, aus Berlin 1657 und aus andern Provinzen 1816. — Nah Be 
ſchluß vom 12, Dezember 1856 richtete alfo der Communal⸗Landtag die Ditte 
an den König, den Kurmärkifchen Landarmen- Verband von der ihm durch Beſchluß 
des Königl. Staatsminifterii aufgebitrbeten Luft ber Volfftredung der gerichtlich 
gegen Bettler, Landftreicher und Arbeitsfchene erfannten Gefängnißftrafen in ‚den 
Landarmenhäufern befreien und zu diefem Behufe die entjprechende Deflaration 
des Landarmen⸗Reglements vom 14. Januar 1848 nad den von dem 2Tjten 
Sommumal-Landtage formulirten Vorfchlägen befehlen zu wollen. — (Ob dies 
bereits gefchehen, erhellt aus bem ung vorliegenden Material noch nicht. ) 

Ueber die Vertvaltung des Kurmärkiſchen Landarmen-MWefens, welche 
namentlich die Landarntenhäufer zu Straußberg ımb Prenzlau, bas Lanb- 
armen⸗ und Invalidenhaus zu Wittftod und dietand-Irrenanftalt zu Neu⸗Rup * 
umfaßt, mögen nachfolgende zur Vergleichung anleitende Angaben einzelner Ver⸗ 
hältniſſe dienen: 

m Landarmenhauſe zu Straußberg befanden ſich: 

—— —— Weiber Kinder Summa 

am Schluſſe des Jahres * 3080, 


wurden ingeliefert im J. 1852 "24390 122 40 1492) 


Davon find gefterbet ober eıltwicen, als Ausländer über bie Grenze ger 
Ynflalten 
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1856 betrug der Verdienſt 10118 Thlr. 16 Sgr. umb ber Rinder außerdem 
111 Säle. 4 Sgr. . 

In PBrenzlan beitrug am Schlufje des Jahres 1852 die Summe des Be- 
ftanbes mit den Eingelieferten 1626; im Jahre 1856: 1951 Berfonen. Zu 
Wittftod befanden fich in ber für Corrigenden, Hospitaliten und Blöpfinnige 
beftimmten Abtheilung des Landarmenhaufes im Jahre 1852: 453 Perfonen, im 
Sabre 1856: 543 Perfonen. 

Die Koften ber Tg Rp in ber Anſtalt zu Straufßberg für 257 
tögfig Detinirte 19712 Thlr. Sgr. 8 Pf., für 121 Kinder SB Thlr. 
1 a 9 Pf., zufammen 28770 Thlr. 25 Sgr. 5 Pf. betragen; im Jahre 1856 
für 395 Detinivte: 29687 Thlr. 28 Sgr. 11 Pf. und für 123 Kinder 9149 Thlr. 
2 Spr. 5 Pf., insgefammt 38837 Thlr. 1 Ser. 4 Pf. 

Die Verpflegungskoſten für | 
Prenzlau betrugen im Jahre 1852: 18465 Thlr., im Jahre 1856: 24017 Thlr., 
Wittftod „ „ nn. 4182: 16985 „ „u „1856: 2 = 
Neu-Ruppin (IrreniAnftalt) 1852: 15423, „ „1826: 18740 „ 

Der Unterfchieb dieſer Verpflegungsfummen vertheilt ſich pro Kopf in ber 
Ürt, daß + B. in Straufberg für einen gefumben arbeitsfühigen Detinirten 
jährfich pro 1R52: 63 Thlr. 10 Sgr. 5 Pf. und pro 1856: 64 Thlr. 8 Ser. 
41 Pf. berechnet wurden und in ähnlichem Verhältniſſe nach der Befchaffenheit 

der betinirten Perfonen, ob franf oder geſund, ob Kind ober erwachfen. Bon 
derfelben Erhöhung ter Berpflegungskoften find aber felbfiverftänblich auch bie 
andern Anftalten betroffen. In wie rafcher Weife fich aber ber Vermögensſtand 
des Kurmärkifchen Landarmenfonds vermindert hat, erhellt daraus, daß berjelbe 
am Schluſſe des Jahres 1851 noch einen Beftand in zinstragenden Dokumenten 
von 21537 Thlr. nachwies, am Schluß des Jahres 1852 aber nur noch 

10642 Thlr., zu Ende des Jahres 1855 bereits ein Minus von 17598 Thlr. 
und 1856 fchon ein Minus von 25914 Thlr. aufzuweiſen hatte. 

Daß aber auf fparfıme Verwaltung der Anftalten geachtet umb hingewirkt 
wird, laͤßt fich Teicyt aus den Bemerkungen zu den Rechnungen entnehmen; wie 
3. B. betreffend bie Verwaltung bes kurmärkiſchen Landarmenfonds und ber bazu 
gehörigen Anftalten für das Jahr 1850. Da wirb bemerkt, daß in ber Anftalt 
zu Straufberg zwei Mebizinal-Beamte fungiren und für fie die bedeutende Summe 
von 626 Thlr. verausgabt wird. Es foll in Erwägung gezogen werben, wie hier 
eine Erſparniß zu bewirken fei. Auch die Ausgabe für Schulbenmte, 613 Thlr. 
für den Unt von 122 Kindern, wird al® zu hoch beanjtandet. In ber 
Auſtalt zu Straufberg war ferner fehr viel Papier verbraucht und das Gchreib- 
papier mit 3 Thlr. pro Rieß bezahlt. Auch hierbei wird auf Erfparung hinge— 
wiefen. Die Ausgabe für Rafiren der männlichen Detinirten und Häudlinge 
wurde in Prenzlau und Wittftod verhältnißmäßig fehr hoch gefunden. In 
Straufberg wurben kontraftlich 100 Mann aufs Jahr 12 Thlr. bezahlt. 

Aus der Feftftellung des Etats- Entwurfs der Kurmärkiſchen Landarmen- 

Ktumg für die Yahre 18571859 inkl. entnehmen wir fchließlich Folgendes: 

Bei dem Etat des Landarmen-Haufes zu Straußberg wurde bie bisherige 
Zahl von 300 Bettlern, Bagabonden und Gorrigenden bis auf 400 vermehrt 
engenommen. ferner wurde ftatt ber bisher etatsmäßigen Zahl von 130 zu 
Mindern die Erhöhung auf 150 genehmigt, der Landarmenbireftor —— 


und refp. angewieſen, es zwar in Anſehung derjenigen Schullinder, 
in ber, Gtwanfberger Uxbeitefchule ih gegen Zahlung eines Berpflegung — * 
von 12 Thlr. — befinden, bei diefem Satze bewenden zu u: ei 
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Aufnahme-Bewilfigungen aber vorher einen Berpflegungsbeitrag zwifchen 12 
und 24 Thlr., je nach den obwaltenden Umftänden und ber Bahtungefähigteit 
ber betreffenden Commune, ober zur Zahlung verpflichteter Perfonen, zu arbitriven 
und feftzufegen, und hierbei die Intereffen des Verbandes in der Art wahrzu- 
nehmen, baß ber niebrigfte Sat nur bei den notorifch ärmſten Communen und 
Perfonen zur Anwendung fomme. 

Als Hauptfächlih einwirkende Urfachen der Etats-Erhöhung wurben bie 
befchlofjene Vermehrung der Kopfzahl, bie größere Theuerung der Lebensmittel, 
des Brenn- und Erleuchtungs- Materiald und anderer Erfordernifje anerkannt. 
Der Gefammt-Betrag des Etats für die Anftalt in Straußberg wurde in Ein- 
nahme und Ausgabe auf 41750 Thlr. feftgeftellt. — Bet dem Etat der Land⸗ 
armen-Anftalt zu Prenzlau wurde die Zahl der Aufzunehmenden von 250 auf 
300 Häuslinge erhöht. Der Etat biefer Anftalt wurde vorbehaltlich etwaiger 
Gehalts »- Erhöhungen in Einnahme und Ausgabe auf 36300 Thlr. feftgeftellt. 
Bei der Anftalt in Wittftod blieb die Perfonenzahl an Hospitaliten, Corrigenden 
und Geiftesfranten von 350 und bie der bilbungsfähigen Blinden von 20 auch 
in dem neuen Etat unverändert. Nur an Invaliden wurde die Zahl von 39 
auf 24 ermäßigt, da fie ſich durch Ausfterben fortwährend vermindert und neue 
Aufnahmen nicht mehr ftattfinden. Der Etat in Einnahme und Ausgabe wurbe 
auf 25620 Thlr. feitgefettt. — Bel dem Etat der Land» Irren-Anftalt zu Neu- 
Ruppin wurden Einnahmen und Ausgaben auf 19520 Thlr. normirt. 

Die —— der zur Beſchaffung der Landarmenpflege nöthigen Gelb- 
mittel nad den Grunbfägen bes Regulativs vom 16. Mai 1854 wurbe für 
zwedmäßig anerfannt und befchloffen, auch fernerhin die Lanbarmenftener durch 
Zufhlag auf die Einlommen- und SHaffenfteuer aufbringen zu laſſen. Die bis- 
berige Duote von "/, Diefer Steuer erfchien jedoch nach dem Nefultate, welches 
die Spezial» Etats rückſichtlich des Bedarfs nachweifen, nicht mehr ausreichend 
und e8 wurde deshalb vworgejchlagen, für bie nächfte Etatsperiode den Zufchlag 
u ben gedachten Steuern auf feſtzuſtellen. Der Landtag befchloß: 1) für ven 

ebarf der Landarmen- Verwaltung ift in ber nächjten dreijährigen Etatsperiode 
nach Maafgabe des bereits feſtgeſtellten Regulativs ein Zufchlag zur Einlommen⸗ 
und Klaſſenſteuer von dieſer Staatsfteuern zu erheben; 2) von bem pro 1857 
anberweitig befchloffenen Zufchlage zu biefen Steuern von */; ober *,, wirb ber 
Betrag von "5 ober abgeſetzt und für die Randarmen-Direltion als bebarfs- 
mäßiges Etatsquantum beftimmt, ber verbleibende Betrag wirb zur Abbürbung 
des Defizits refernirt, fo weit als erferberlich, verwendet und zur abgefonberten 
Buchung und Berechnung gezogen. Rtg. 





Ueber die gegenwärtige Gemeindevertwaltung 
der Stadt Wien. 


In dem Auguftheft des Jahres 1858 dieſer Monatsfhrift ift ver Admini⸗ 
ftrationg- Bericht des Wiener VBürgermeifterd Dr. von Geiler mitgetheilt, wie 
ihn berfelbe in ber Sitzung bed Gemeinberat5s am 30. Juni v. J. über bie 
Communalverbältniffe der Stadt Wien während des Zeitraums vom Yahre 1853 
bis 1858 erftattete. Es bürfte gewiß von Interefje fein, mit Beziehung auf 
biefen Bericht eine überfichtliche Darftellung der Entwidelung von den Commus- 
nal» Einrichtungen und ftäbtifchen Lebensverhältniffen Wiens während bes letzten 
Dezenniums nach Anleitung eines ſüddeutſchen Blattes zu geben. 
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Ein Zeitraum von zehn Jahren ift verfloffen, feitbem bie Gemeinbenermal- 
tung ber öfterreichifchen Neichshauptftabt aus ihrer früheren büreaufratifchen Bes 
vormundung getreten, und ihr gejtattet worden ift, mit Selbftitänbigfeit in bie 
Ordnung und Gebahrung ihres Haushaltes einzugreifen. Während eines faft 
eben fo langen Zeitraums fteht ber gegenwärtige Bürgermeiſter theild ald Präfi- 
dent des Gemeinderaths, theils als Chef der Gemeindebehörben und Gemeinde 
Anftalten an der Spike der Verwaltung. 

Wenn wir mit einem flüchtigen Bli auf die Vergangenheit zurüdichauen, 
fo fehen wir, daß das Gemeindeleben ver Stadt Wien, feit der Jofephinifchen 
Regulirung des Stadtrathe, in immer engere Grenzen gezwängt, und durch fort 
ſchreitende Beſchränkungen ver Regierung endlich auf ein fo geringes Maß zurüd- 
geführt worden war, daß von ber alten Repräſentativ⸗-Verfaſſung zulett nur noch 
ber formelle Schein übrig blieb. Schritt für Schritt wurden die Angelegenheiten 
der Stadt den Augen ver Bürger entrüdt, und es ift daher kein Wunder, daß 
biefe fich nicht nur den wichtigften Lokalintereſſen entfremdeten, fondern daß auch 
eine Kluft zwiichen der Communalbehörde und den Einwohnern entjtand, die der 
erftern die Neigung eines großen Theil der Bürgerfchaft entzog. Alfe admini- 
ftrativen Fehlgriffe während diefer Periode legte man dem Magiftrat zur Laſt, 
jelbft wenn dieſer, beeinflußt von oben, daran nur einen beſchränkten Antheil 
hatte, oder gar nur ald Erekutivorgan thätig war. Defterreihs Neugeftaltung 
brachte auch darin eine heilfame Aenderung mit fih. Das neue, obgleih nur 
proviforifche, Gemeindegejeg erfannte die Nothwendigfeit eines bewegteren, ſelbſt⸗ 
ftändigen Gemeindelebens. 

Es drängt fich Hierbei von felbft die Frage auf: welchen Gang das Gemeinde 
leben ber Reichshaupt- und Mefidenzftabt in feiner Verjüngung genommen hat, 
ob die Verwaltung eine den Lofalbebürfniffen entfprechende gewefen fei; ob bie 
Repräfentanten fi ihrer Aufgabe als Vertreter der erfien Commune des Reiches 
volltommen bewußt waren und ob überhaupt die „freie Gemeinde“ fich als Grund» 
lage für die gegenwärtige Staatsverfafjung bewährt hat. Diefe Erwägungen 
haben im gegenwärtigen Augenblid einen um fo praftifcheren Werth, als eine 
neue befinitive Gemeindeordnung erwartet wird. 

Wien war bisher in der glücklichen Lage in feinen Gemeindeangelegenheiten 
auf dem Weg einer ruhigen, befonnenen Entwidelung fortjchreiten zu können. 
Die Kaijerftabt Hat zwar innerhalb weniger Jahre feine jo großartigen Anftren- 
gungen wie die Weltjtadt Parid gemacht, um fich zu verjüngen, weil die Repri- 
fentanz nicht gedrängt wurde, politifchen Zweden zu dienen, und Beforgnijje vor 
dem Geifte einer unrubigen Arbeiterbevöllerung zu zerftrenen. Wien bat zwar, 
auch in den legten Jahren, feine fo glänzende Rolle gefpielt, wie die franzöfiiche 
Metropole; Wien hatte nie den Ehrgeiz der Schaupla raufchender Feſte und 
verſchwenderiſcher Vergnügungen zu fein, weil es folcher Beweife feiner dynaſtiſchen 
Lohalität nicht bedurfte. Aber dafür befigt die Stadt einen geordneten, wohlge- 
regelten Haushalt; die Bevöllerung feufzt nicht unter dem Drud einer Schuldenlaft, 
welche ihre Vertreter fontrahirt und der Commune al® eine langjährige Calami- 
tät binterlaffen haben. 

Es laͤßt fich allerdings nicht läugnen, daß während ber abgelaufenen zehn« 
jährigen Periode der Gemeinbeverwaltung nicht alles nach Wunfch gegangen ift, 
baß der Weg ber Reformen manchmal zu vorfichtig und behutfam betreten wurde, 
baß die Repräfentanz nicht in allen Fragen die Weltjtellung Wiens berüdjichtigt 
und den großftäbtifchen Charakter gewahrt hat. Aber man darf andererſeits nicht 
vergefien, daß das Proviſoriſche ber Zuftände unwilfkürlich einen Drud auf ben 
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gen Gang Ber Verwaltung auslibte, und daß bie Nepräfentang erft bie Ma— 
—* der —E—— kennen lernen mußte, um mit Erfolg in biefelbe ein- 
greifen zu lönnen. 

Der gegenwärtige Bürgermeiſter Hat at Die Gemeindeverttetung ber Stadt 
nuch Ablauf dreier beftimmter Perioden drei Berichte über die wichtigften Ergeb- 
niſſe in ſümmtlichen Zweigen ber flädtiſchen Adminiſtration erftattet. Der erfte dieſer 
Berichte fällt in das Jahr 1850, der zweite in das Jahr 1853, der legte in das 
ni Iahr. Sie liefern ein intereſſantes Gefammtbild der Berwaltungsthä- 
tigleit der Gemeinde Wien und einen nicht unwichtigen Anhaltspunkt für bie 
Totale Entwidelung ver Stadt in den legten zehn Jahren. Wir wollen aus ben- 
ſelben eine Ueberficht der wichtigften Gegenftänbe geben. 

Auf dem Gebiete ber innern Gemeindeangelegenheiten ift als bie midhtigfte 
eingreifende Reform die Berfchmelzung der Stadt und der Vorſtädte in einen 
großen Gemeindelörper und die Gleichflellung aller in Bezug auf das Maß ber 
zu Teiftenden Geineinbeabgaben anzuführen. Diefe Organifation fand zwar feiner 
Zeit große Gegner, und eittige Vorſtadtgemeinden brachten es fogar durch hart- 
nädigen Widerftand dahin, daß die Centraliſation nicht vollftindig durchgeführt 
wurbe. Aber in dem midhtigften Punkte, An ver Gentralifation des Ge— 
meinbevermögens, blieb jede Oppofition vergeblich, und gerabe die renitirenden 
Gemeinden find es jet, welche das burch fie verſchuldete Proviforimm in ber 
Berwaltung beflagen, und ven Vortheil, einem großen Gemeindelörper anzugehören, 
am beiten begreifen gelernt haben. Einen großen Uebelſtand bildete in früherer 
Zeit die ungleihmäßige Vertheilung der Militäreinguartierungs und Vor— 
fpannslaften, und es fonnten zahlreiche Klagen einzelner über unverhältniß- 
mäßige Bezahlung felten vermieden werden. Um denſelben zu begegnen, bat bei 
Magiftrat bie Vertheilung der Milttäreinguartierung nach einem auf Billigkeit 
gegründeten Maßftabe dadurch geordnet, daß er dieſe Laft auf alle Hauseigen- 
thumer, mittelft einer nach der Größe und Neritabilität des Beſitzes fich richten: 
den Einquartierungsumlage, vertheilte. Die Verleihung des Gemeindebürger- 
rechts wurde won der Ertheilung der Gemwerbsconceffionen, mit welchen erftere® 
in früherer Zeit regelmäßig zugleich verliehen worden war, getrennt, und biefes 
Recht wird gegenwärtig nur jenen Gemeindeangehörigen zugeftanden, welche ihre 
umtabelhafte Haltung bereits während eines längeren Aufenthalts bewährt, ober 
durch den mehrjährigen Betrieb eines Gewerbes ihre felbftftändige Stellung ge- 
fihert haben. Vom Jahre 1850 bis 1857 warb daher dad Bürgerrecht nur 
1040 Berfonen verliehen, dagegen wurden in den Gemeindeverband 6795 Inläns 
der unbebingt und 1429 Ausländer für ven Fall aufgenommen, wenn die Regie 
rung ihnen bie öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft würbe verliehen haben. Um 
eine neue Gemeindematrifel anlegen und dadurch nicht mur die Militärpflich— 
tigen ber Stadt genau conftätiren, fondern auch eine Statiftif der Bevöllerung 
in Angriff nehmen zu Finnen, find zwei Volkszählungen in ben legten Jahren 
durchgeführt worden. Eine beſondere Sorgfalt erforberten bie ſtädtiſchen Finun- 
zen, um bei ben verfchiebenartigen Anforberungen ber meueften Zeit das Gleich— 

ewicht ar ben Einnahmen und Ausgaben zu erhalten. Durch das kaiſerl. 

atent vom 7. September 1848, durch die neneh Einrichtungen im Verwaltungs 
wejen und bie Dftoberereigniffe des Jahres 1848 war die Gemeinde genöth 
worben, eine Schuld von ungefähr 2,018,300 fl. zu contraßtren. Ferner erlitt 
fie durch die Aufhebung des Unterthänigleiteverbandes in ihren Einnahmen einen 
Ausfall von jährlichen 400,000 fl., und durch Die Herabfegung und theilweife 
Aufhebung der Wergefrungsfteer auf mehrere Artikel einen weitern Ausfall von 
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jährlichen 324,000 fl., abgefehen von bem Ausfall einiger ficherer Einnahme 
quelfen durch die Aufhebung mehrerer Privilegien der Stabt, Deſſenungeachtet 
wußte die Gemeindeverwaltung ihren Haushalt fo einzurichten, daß bie bereite 
belasteten Steuerpflichtigen mit einer größeren Bürde verfchont werben fonnten. 
Es wurde ber ftäbtifche Zufchlag zur Hauszing- und Erwerbftener im Laufe biefer 
ganzen Berwaltungsperiode nicht erhöht, fonbern nur bie bisher umbefteuerte 
Rente der Arbeits: und Capitaldbenutung ins Mitleid gezogen, die Tarem regu- 
lirt, ferner das ftädtifche Griminalgebäude an die Staatsverwaltung verlauft, und 
in dev Entfhädigung für die aufgehobenen Laudemial- und Mortuarsbezüge ein 
Erſatz gefucht. Auch noch andere wichtige finanzielle Fragen, wie jene der Doti⸗ 
xung des Polalpolizeifonds, dev Veityäge der Stabt zu deu Kranken, Findel- und 
Waiſenhausfonds, kommen im Laufe der letzten Jahre zur Verhandlung. Bei 
dem Nationalanlehen betheiligte fich die Stadt mit 3,000,000 fl., und unterftügte 
den Staat durch die Errichtung einer beſonderen Anlehenslaſſe, bei welcher 
37,485 Gubferibenten auf dag Nationalantehen ihre ratenweiſen Einzahlungen 
feifteten. Auch beforgte die Kommune für den Staat bie Einhebung alfer direlten 
Steuern, deren Summe im Jahr 4849 noch 2,498,700 fl. betrug, aber im Jahr 
4852 ſich bereits auf 5,125,500 fl., im Jahr 1857 auf 10,365,592 fl. erhöht 
bat. Bon den contrabirten Schulden der Commune wurden in dieſem Zeitraum 
mehr als 1,000,000 fl. getilgt. 

Sehr bebeutend waren die Teiftungen ber Stabt zur Verbefferung ber 
Communicationen. Bier Brüden über den Wienfluß — zwei fteinerne und 
zwei eiferne nach einem neuen Spftem — erforderten einen Koftenaufwand bon 
1,038,679 fl. Mehr als 20 Häufer, theils in der Stabt, theild in ben Vor ⸗ 
ſtädten wurben angelguft, um durch deren Demolirung bie Paiiagı erweitern ober 
doch eine Verbeſſerung derſelben für die Zukunft anbahnen zu können, Für bie 
Regulirung der Straßen wurde in dem Zeitraym von fünf Jahren hie Summe von 
unbe au 200,000 fl., für Pflafterungen und Canalbauten innerhalb zehn Jahren 
der Betrag von 2,264,100 fl., für die Raffirung eines fanitätsiwiprigen Mühl⸗ 
bachs 102,750 fl, zur Berficherung des Wienfluffes von 1853 bis 1857 bie 
Eumme won 767,316 fl. verausgabt. Wichtige Verbeſſerungen geſchahen auch 
an den Wafferleitungen; * find centraliſirt, und die bedeutendſie, vie Kaiſer 
Terdinande-Wafferleitung, ift mit der Koftenfumme vom 173,833 fl. erweitert 
worden. Wegen Anlage einer ganz nenen Wafferleitung find Verhandlungen im Zuge, 

Im Schulwefen bildet die Reorganifation des Volisſchuiweſens, die da⸗ 
mit in Verbindung ftehende unausgefette Verbeflerung ver Lage des Le 
und bie mit bebeutenben Koften gefchehene Errichtung von Realſchulen eine ber 
auerfennenswertheften Leiftungen ber Gemeindeverwaltung. Big zum Jahr 1848 
war das 2008 ber Lehrgehülfen ein fehr bedauernswerthes. Angewieſen auf eine 
anz umbebeutenbe Honorirung Seitens der vorgefegten Behörde, bie faum ben 

onatlehn einer Dienftmagb erreichte, mußten fie die Mittel zur Griftenz fait 
aueſchließend durch Privatunterricht ſich erwerben. Die Schultofalitäten waren 
zu biefer Zeit größtentheils ungefund und vernachläffigt, die Anzahl der Schüler 
jefbft war ſehr befchränft, Als die Gemeinverepräfentang ins Leben trat, nahm 
e bie 9 und Leitung des Vollsſchulweſens im die Hand, fette ben 
olsſchullehrern beftimmte Gehalte aus, baute neue Bolksfchulen, die bem Bedürf⸗ 
niß volllommen entfprachen, und erweiterte bie beftehenden. Thatſache iſt es, daß 
feit diefer Reform im Volksfchulwefen eine Verminderung des Privatunterrichts 
eingetveten ift, und ber Andrang ber Kinder zu ben öffenttichen Schulen ſich ftetig 
vermehrt hat, Die Summe, welche bie Stabt feit ber Uebernahme bes 
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Vollsſchulweſens auf diefe Weiſe für die Bildung und Verebelung ihrer Jugend ver- 
wendete, beträgt bereits zwei Millionen Gulden. Um aber auch dem Bebürfniß 
einer höheren technifchen Ausbildung für bie induftrielle Bevölkerung zu genügen, 
errichtete der Gemeinderath auf feine Koften zwei Nealfchulen, die mit allen Er- 
forberniffen ausgeſtattet wurben, welche der Fortfchritt der Wilfenfchaft und ber 
allgemeine Auffhwung ber Yubuftrie erheifcht, wozu ein Koftenaufwanb von 
280,000 fl. nothwenbig war. 

In Angelegenheit der öffentlichen Sicherheit und des Sanitätswejens 
ift bemerfenswerth: Die Negulirung der Feuerlöfchanftalten, die Errichtung von 
Volksbädern, die Erweiterung ber beftehenden Friedhöfe, die foftfpieligen Vorkeh— 
rungen gegen bie Ueberfchwenmungen bes Wienfluffes. Im Interefje der Ap- 
provifionirung von Wien, die eine Hauptaufgabe der Gemeindeverwaltung 
bietet, ift die Dotirung einer Fleifchkaffe, die Errichtung einer Mehl- und Körner- 
börfe, die Freigebung der Ausfchrotung bed Rindfleiſches, die Regulirung ber 
Marktplätze, die Einführung der Milchmeffer und Vollendung der zwei großen 
Schlachthäuſer hervorzuheben. 

Daß endlich auch der Armenverforgung und den Humanitäts- An- 
ftalten eine befondere Sorgfalt zugewendet wurde, ift eine natürliche Confequenz 
ber gegenwärtigen gefellfchaftlichen Zuftinde. Die Stadt befitt fünf Verſorgungs— 
bäufer für Gemeindeangehörige, und ein fechftes ausfchlieflich zum Unterhalt für 
verarımte Bürger. Außerdem unterftütt fie jährlich an 20 bis 22,000 Arme mit 
monatlichen Pfrünben, und vertheilt endlich noch eine namhafte Summe an mo— 
mentanen Unterftügungen. Zur Beftreitung biefer Auslagen befteht zwar unter 
der Verwaltung der Gemeinde ein befonderer Fonds. Bei den auferordentlichen 
Unforderungen an benfelben reicht er jeboch zeitweife nicht mehr aus, und bie 
Gemeindeverwaltung war ſchon in ven Jahren 1848 bis 1853 genöthigt, Zufchüffe 
zu leiften, welche in dem genannten Zeitraum die Höhe von 1,080,000 fl. erreicht 
haben. Wenn man biefe ausgedehnte Armenverforgung berüdfichtigt, und noch 
in Anfchlag bringt, daß alle Pfründen in den letten Jahren -beveutend erhöht 
wurben, fo erklärt fich wohl die Summe von 8,877,790 fl., welche in dieſer Zeit 
zur Linderung der Noth und des Elend eines Theils der Wiener Bevölkerung 
verwenbet worben ift. 

Nachdem wir num einen überfichtlichen Blick auf bie einzelnen Zweige ber 
Gemeindeverwaltung ver Reichshauptftabt geworfen Haben, müffen wir mit e aigen 
Worten noch des Mannes gebenfen, welcher feit der Neugeftaltung dieſes Ge- 
meinbewefens an der Spite vefjelben ftebt. 

Der gegenwärtige Bürgermeifter, Dr. Ritter von Seilfer, lebte bis zum 
Sahr 1848 feinem Beruf als Advofat, in welchem er fich eined ausgezeichneten 
Namens erfreute. Als er durch die Märzbewegung des genannten Jahres zuerft 
in den Bürger», dann in ben Gemeindeausfhuß gewählt worden war, nahm er 
zum erften Male öffentlichen Antbeil an ven Gemeinbeangelegenbeiten, und wibs 
mete fich benfelben mit ſolcher Hingebung, daß ihn das Vertrauen feiner Mit- 
bürger zur Leitung des Ausjchuffes berief. Er blieb Präfident deſſelben bis zum 
Erſcheinen der proviforifchen Gemeindeordnung im Jahr 1850, und wurde dann 
bon dem men konftituirten Gemeinderath im Februar 1851 zum Bürgermeifter 
gewählt. Die Schwierigkeiten feiner Stellung waren nicht gering, zum Theil 
lagen fie auch in ven Verhältniffen einer Uebergangsperiode. Er hat fich, ihnen 
rn höchſt ehrenvoll behauptet. Durch Milde und Maßhalten — zwei 

ervorragende Eigenfchaften feines Charakters — ift e8 ihm oftmals gelungen, 
entgegengefegte Veftrebungen und Meinungsverjhiebenheiten, bie nicht nur im 
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Schooße ber Gemeinbevertretung, ſondern auch in ber Bürgerfchaft emportauchten 
glüclich zu vermitteln. Nicht minder Anerkennung bat fein bei allen Gelegen, 
beiten bethätigtes veges Gefühl für Recht und Billigkeit, feine Unpartheilichkeit 
und fein Wohlthätigkeitsfinn gefunden. Auf dem Gebiete ver Adminiftration hat 
fih Dr. von Seiller jederzeit durch Maren Blick, praftifchen Sinn und lebendiges 
Erfaffen der Zeit- und Lolalbedürfniſſe ausgezeichnet. Mit richtig verftandener 
Oekonomie hat er ftetd nur Reformen und Berbeiferungen angejtrebt, welche 
Aussicht auf günftige Verwirklihung hatten. Die Commune hat nur Vortheil 
davon gehabt, daß ihr Leiter fih vom Erperimentiven fern hielt. Die verführe- 
rifche Luft an der Projectmacherei wird meift mit unverhältnigmäßigen Gelvopfern- 
gebüßt, und führt zu Störungen, welche den Gang eines fo großen und vielver- 
zweigten Aominiftrationsförpers, wie die Großcommune Wien, oft für längere 
Zeit hindern oder ganz lähmen können. 





II. 
Statiftik 


Grund: Etat für die Gemeinde. Verwaltung und die Stadt Nentenkaſſe der Königl. 
Haupt. und Reſidenzſtadt Münden. 
(Genehmigt durch Eutſchließung ber Königl. Regierung von Oberbayern ven 4. März 1858.) 
Einnahme 





1. Zinfen von Altiv-Rapitalien bei dem Staate. . . 7000 Fl. — Hr. — Bf. 
2. Ertrag ans Realitäten: 

a) in eigener Bee - - «a: 0. 0° 2,400 Fr 

b) in Berpadtung : 


1) von Gebäuben 7500 Fl.; 2) von 


€) Bermiethung der Dultflänbe, in der Gtabt 
umb im ber Borflabt An - = “=. 20,000 „ 





3. Ertrag aus Gemeinde-Gewerlen: 
a) in eigener Regie. 

1) Landſtadel 20,000 Fl.; 2) Stabt- 
bausötonomie 11,000 Fl.; 3) Bau- 
materiafien - Magazin 10,000 Fl.; 

4) Sandwerfen in das Jar =.. 43,200 Ft. 


b) In Berpadptung: 
1) Sägemühte 900 $1. ; 2) Kallofen 600 
FL; 3) Gyps· Mühle ⸗¶ ...... 2,100 „ 


4 Dominilalrenten und fonflige Ren- 

ten‘ a) Grund und zinsherrliche Gefälle 

22 Fl. 20 Ke.; b) Jagdrecht OH... 200. 52 5. 20 Kr. — Pf. 
5. Beſondere Abgaben: 1) Aufnahmegeblhren 

ber Bürger und Realitätenbefiger 30,000 Fl.; 

2) Aufnahmegebühren ver Juſaſſen 5500 SL... .» » : + 88,500. — un —u 
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6. Suftentations-Beiträge: 


1) aus der Staatslaffe, für den Transport und 
Berpflegung der Militär- und Civil-Arreftan- 
ten 1500 Fl. 2) von Stiftungen, von ber 
Kirche Ronnersdorf 4000 Fl.; 3) von Privaten: 
a) Wuhrbanbeiträge 1036 FI. 54 Kr. 2 Pf., 
b) Beiträge zur Straßenveinigung 900 FL, 
0) Beiträge für öffentliche Anlagen 123 FL, 
d) für Bachräumung, Wafferräder nnd Waf- 
ferleitungen 12%1., e) für Brüdenbamten 15 FL, 
t) für Straßenbauten 12 FL, g) fir Pflafter- 
und Kanalbauten 800 Fl. h) zum Oftober- 


fefte 150 Fl., i) zum Flurſchus 800 Fl. = 8048 Fl. ba 8.2 Bi. 


7. Aus der Verwaltung der Gemeinde 


Anftalten und der Polizei: 

1) Zaren und Kopfbogen-Bergütungen 
bes magiſtratiſchen Taramıted, der 
Dau- und Schul-Conmilfion .. . 

2) Strafen bei dem magiſtratiſchen Tar⸗ 
amte unb bei ber Bau«GCommiffion 

3) Stabtwaage 2 2.2. .. 

4) die Heu- und Strohwange . . - 

5) Eihanfalt .- 2 2 en ee 

6) Biltwalienmarkt u. Einftellgebühren 

7) Getreibemarft: a) Hafergeld von ben 
Kornmeffern 25 Fl., b) Abmeffungs- 
Gebühren 20,000 Fl., c) Waage 
gebühren 10 Fl., d) Schrammenge- 
bühren 36,000 Fl., e) Einſtellge⸗ 
bühren 5000 Fl. f) für Anfbewah- 
rung bverlauften Getreibes 500 Fl., 


g) Berlauf der Tarife 50 Fl. = 
8) Viehmarktgebühren - - 2.“ 
9) Bleifhbeihun - 2» 2 2 202. 


10) Fleiſchbanl u vr er ern Pe er 
11) Leinwandkellee . . 2» 2» u. 
12) Landgefälle und Magazingebühren 
13) Hopfen» und Korfmaslt . . . « 
3 Suhl een a 
15) Brumnenwefen: a) Waflergiufen 

13,500 Fl., b) Nadfichtsgebühren 

p 7 07 79. MR 





8. Indirelte Gemeinde-Anflagen: 


1). Stabt » Zölle: a) Frachtgüterzoll 
44,000 Fl. b) Getreibe3ol27.000.KL, 
c) Holzzoll 500 Fl., d) Heu⸗ 


Strobzoll 5500 FL, e 8 
a 


8,548 Fl. da ar. 2Pf. 


145,565 51. — Ru. — Pi. 
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2) Aufihlogsgefäle: a) Malzaufichlag 
vom Königl. Ober « Aufihlag-Amte 
815,000 Fl., b) von eingeführten Bie⸗ 
ren, c) Entfhäbigung für ben Öten 
Bier-Piennig 19,500 Fl.; d) Mehl⸗ 
aufſchlag 70,000 Fl.z e) Fleiſch⸗ 
aufihlag50,591 Fl. 10 Kr., k) Wein⸗ 


umgeld · Entſchãdigung 1825 FI. = 458,316 Fl. 18 kr. 


9, Direkte Gemeinde-Umlagen, Vorſpannumlage.... 


536,516 Fl. 18 8c.— Pi. 
2,000 u in —u 


Summe der Einwahıen 816,382 51.32 8. 2 Pf. 


Yusgaben 


1. Rehnungspefelte und biverfe Erſatzpeſten. . . . 
2. Erhebungstoflen der Renten: 
1) von Realitäten 250 Fl.; 2) now Gewerkn und Gewerben: 


a) des Landſtadels 19,500 FL, b) ber Stadthausblonamie 
12000 Fl., e) bes Bau-Materialien Magazins. 10,500 FL. 


5650 5 Mr. — Pi. 


d) der Sandgewinmmg aus der Iſar 18800 FFl. . - -» 44, 060 l. Mr. — - $. 


3. Auf Einhebung ber übrigen Einnahmen: 
1) ver Aufnahmegebühren 100 Fl., 2) Suftentations: Beiträge 2 Fl., 


3) ber inbirelten Auflagen: a) bes Frachtgüter⸗, Getreibe-, 
Holz», Heu» und Strohzolles — 9180 Fl., b) des Salzzolles 
150 Fl., 0) bes Malzaufſchlages 8150 Fl., d) des Mehlauf⸗ 
ſchlages 2300 Fl., e) bes — 4600 gl. 1) ber 
Vorſpann⸗Umlage PO Fl. ⸗... ei 


4.1 Paſſivreichniſſe, Stantsauflagen J 
5. Prozeß- und Erekutionstoſte... 2 er. 
6. Berwaltungsbehörbe: 

1) Beſoldungen und Funktions⸗Gehalte 56,000 Fl., 2) Gratiftta- 


tionen und Unterflügungen 2400 FL, 3) Amtsregie: a) Diäten 
und Schreibgebühren 11000 Fl., b) Schreibmaterialien und 
KRanzleibebarf 1800 Fl., e) Buchkinberlöhme 600 FI. di) Litho⸗ 
graphie und Buchbinderkoften 1400 FL, e) Beheizung 1750 Fl., 
f) Beleuchtung 600 Fl., g) Reinigung 975 FL, h) Amts 
blätter und Zeitſchriften 250 FI., i) Geräthfchaften und Ein- 
richtung 500 Fl., k) Büder, Pläne, Landkarten 300 Fl., 
I) Zar und Stempel-Auslagen 150 Fl., m) Inſertionsgebüh⸗ 
ven 50 Fl., n) Poſtporto, Botenlöhne 10 Fl., 0) Koften ber 
Gemeindewahlen 800 FL, Neujahrögelber u. andere Ausgaben = 


T. Boligei-Berwaltung: 
1) Allgemeine Berwaltungstoften: a) Yunktionsgehalte und Tager 


gelver 2800 Fl., b) für Erhaltung ber Burgfriebensgrenze, 
ber Diſtrikts⸗Eintheilung und Straßenbenennung 200 Fl., 
c) polizeiliche Transporte 2100 Fl., d) unvorhergeſehene Aus- 
gaben 1000 FL. 


2) Biltualien-Polizei: a) Bezüge ber Maxrkt⸗Inſpeltoren 4000 Fl., 


b) Brod - und Mehibefhau 1500 FL, 0) Bierbeſchau 1500 Ft., 
qh Bich + und Fleiſchbeſchau 1800 FL, e) Mulhlenbeſchau 30 Fl. 


. 19,609. — Ar. — Pi. 
8,000 n "ne 
200 


„ "nn 


78,885 Il. — m #- 
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3) me 6500 B; O Weuer-Polizei 14,000 FL, 5) Flur 
BR. ee 
9, Gemeinde-Anfalten. 

1) Kultus: a) Gottesbienfte, Prozeffionen ꝛc. 1200 Fl., b) Tifch- 
titefbezüge 500 Fl., ce) zur Conerua ber Pfarrei Giefing 
190 FL, d) für einem zweiten Hillfspriefter bei der Pfarrei 
Haibhaufen 300 Fl., e) Unterflügung ber P. P. Franzislaner 
200 Fl., Zuſchuß zum Kirchenbau Haidhauſen 3000 Fl., ımvor- 
bergefehene Ausgaben 50 $.= ..... 58% Fl. 
2) Erziehung und Bildung. 
a) Schullommiffion 1000 Fl. b) Unterftätung ber 
Schulſeminariſten u. Schufldienft-Aspiranten 480 FL., 
ce) Beitrag zum Taubſtummen » Inftitute 300 FL, 
d) Remumneration fiir Heranbilbung von Ehorfängern 
in der Borftadt Au 40 FL, e) Beitrag zum Berein 
gegen Thierquälerei 10 Fl., f) Iahresbeitrag zum 
germanishen Mufeum 10 Fl., g) umvorbergefehene 
UIID 1,940 Fl. 
3) Kür die Wohlthätigkeit. 
a) Beitrag zu den Kinber-Bewahranftalten in der Bor- 
flabt Au 110 Fl., b) zum Unterftüungsverein ber 
aktiven Landwehr 300 FL., e) zum Kinder « Spital 
200 Fl., d) zur Dr. Reinerſchen Augenheil » Anftalt 
200 $1., e) zur Säuglings-Bewahranftalt 100 Fl., 
N Dienftbotenpreife 20 FH. = . ..... 1,210 Fl. 
4) Kür Gefundpeit. 
a) Berpflegungsbeiträge an Irrenhäufer 3S00KI., b) Re- 
muneration für ben Gerichtsarzt 300 a ee 
neration der Armenärzte in berBorftabt 
d) Unterflügun ve e Hebammen 200 Fl., e) Ko nr 


der Impfanftalt 300 FL., f) 1 nie des BURN 
in ben Sfarauen 300 . . +. 5.100851 
5) Koften ber Streßenreinigung u.Befprigung 11,000 „ 
6) Markt, Waag- und Niederlags-Anfalten: 
a) Stabtwaage 17 90 ‚b) — e 2450 Fl., c) Bil» 
tualienwaage 2450 FL, d) B ————— 30 
e) Biehmärkte 1900 Fl., f) Schrauue 24,000 * 
Ja = 80 — * narft = ‚h) — 5 
eller ändanftalt k) Zorf- 
markt 5 SI. = En NEE 


DIIOERBET. : a3 5 5 o ee a 1,00 „ 
Ol Er: ee ae 
N Wafferleitungen. . ....» seen RD u 


36,130 $1. — 8r. — Pi. 
4,392 ' Th " BD ne; ı 


10) Iudufrie und Kultur » 2» 2 2020. 3,052 51.42 ft. 
11) Deffentlihe Anlagen . » » 2 2200. M,— 


12) Feſte und Feierlichkeiten: 


a) Dltoberfeft 7000 Fl., b) Ehrungen 400 Fl., c) Re- 
—— feierliche Empfänge umb Deputationen 


1500 $1., d) Muſit auf dem Peterstfum . . +» 0 „ — 


104,477 51. 42 8x. 


171 


10. Stabtbanmwefen. 
1) Stadtbauamt: a) Befolbungen * ie 





zulage 9400 b) Regie 1500 . 10,900 $1. 
2) Waflerbau * * er. a — ee 
3) Brüdenbau 2220 . 6,000 „ 
4) Straßenbau . . — . 33,000 „ 
5) Pflafter- und Mogngt-Ramale . 35,000 „ 
6) Semeinde-Gebäube . » = 2 2 0 0 0 nn 23,460 „ 
148,350 Fl. — Kr 
11, Leiftungen an andere Kaſſen. 
1) Zuſchüfſe zur Stiftungstaffe: a) für die Werk- und 
Feiertagefhule 48,000 Fl., b) für bie höhere Töchterſchule 
1000 Fl., e) für die Armen-Iubuftriefchule in der Au 1000 Fl., 
d) für die Wohitpätigkeits-Anftalten 40,000 Fl., e) filr bie 
Keinkinderbewahranftalt zu Giefing 90 Tplr. = 9,000 Fl. 
2) Zufhuß zur Armenfondstaffe . .» . 8234 „ 
3) Zufhuß zur Beleuhtungstaffe. . . 10,00 „ 
108,324 Fl. — Kr 
12. Benfionen und Alimentationen » 2» 2: 00. . 13000 ,„ —u 


13, Dotation der Schulbentilgungstlaffe. 
1) für das Stabt Münchener Anlehen v. Jahre 1857 165,160 FI. 


2) für die Schuld für den Bau der Marimilians- 


Straße bis zum Triftlanae . . .. » . 15,600 „ 
3) die Schuld des Leihhaufes in der Borftabt A 16,000 „ 
4) für die Schuld der vorml. Gemeinbe Halbhaufen 4,250 „ 
5) für die Schuld der vormaligen Gemeinde Giefing 460 „ 
6) für die Marimilians Getreidehallen-Baufhulb 48,200 „ 





249,670 Ft. — Kr. — Pi. 

Summa ber Ausgaben 815,730 51. 22 8. — Pf. 
Die Einnahmen betragen 816,382 „ 2 „ 2. 
Mithin Ueberſchuß 651 Fl. 50 Kr. 2 Pf. 





Die Spargefellihaften in den Städten Eoburg, Neuftadt und Rodach. 

In den Städten Coburg, Neuftabt und Rodach beftehen bie im Nachſtehenden genannten 
Spargeſellſchaften: 

A. Ju Coburg. 

Die ſtädtiſche Sparkaffe, der Berein zur Erwerbung von Konfirmationsgeſchenlen und 
Ausfleuern, der Spar» und Hülfsverein, bie Krebitlaffe de Spar» und Hülfsvereins, ber 
Bürgerkrang, die Spargeſellſchaft weniger bemittelter Vollsllaſſen. 

Es hat im vergangenen Rechnungsjahre flattgefunben: 

Einnahme. 
818,675 Fl. 7 Kr. 


Ausgabe, 
1) bei der Sparlafle . - - 815,013 Fl. 15 Kr. 


2) bei dem Berein zur Er- 


werbung von Konftrmatt» 

onsgejenten u.Ausfienem 10,313 „ 42 „ 10,099 „ 20 
3) beidemSpar-n.Hülfsverein 16,386 „ 57° „ 16,091 „ 183 „ 
4) bei deſſen Krebitlafie - . 678,050 „ 13 „ 664,484 „ 43 u 
5) bei dem Bürgerkranz . . 8,337 „ 1 7,604 „ 5DAyı „ 


6) bei der Spar» Gefellichaft 
weniger bemittelter Volls⸗ 


Hoffen ... " 2 „ 


1, 
Summa 1,532,803 æ 224 8. 1514,28 gt. 42%, Kr. 
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B. In Renftabt. 
1) Der Oper» umb Gfkfüwerein ya 854 Mtien, & 6 Br. 
Es betrug im legten Rechnungsjahr: 
ber Geldumſatz. Einnahme. Ausgabe. Altienüberſchuß. Kapitalien. 
272 5.17 5618 Fl. INKRe. 36 Fl. — Kr. 65682 Fl. 7 Kt. 6075 Fl. b2 Kr. 
2) Sparlaſſe Conkordia zu 160 Altien, & 6 Kr. 
1277 51.421, Mr. 1277 51.42, 1162 Fl. 18 Ke. 125 Fl. 20 IE. 
3) Rau'ſche Sparkaffe zu 140 Aktien, & 9 Kr. 
1079 FI 57 r. 6070 Fl. 372. &u. 18 Fls r. 6861 Fl. 342. 50 FE. 
4) Kuauer -Sparlaffe zu 121 Altien, à 6 Ar. 
1084 1.118. 1084 Fl. 118r. 863 Fl. 6 Ke. 221 Fl. Kr. 3389 1.27 Mr. 
C. In Rodach beſteht eine ſtädtiſche Sparlafſe, bei welcher nach dem lebten Redh- 
nungsabfäluffe bis Ende 1857 40,027 Fl. 18%, Mr. an Kapital verzindlich aus- 
geliehen, und dagegen 39,592 Fl. 47 Kr. Paſſiva, vorhanden waren. 


—_—— 


Die Etate der Stadt Ulm für dad Nehnungsjahr vom 1. Juli 1856 bis 
30. Juni 1857, 

aus welchen bie nachfolgenden Mitteilungen gegeben werben, beftehen in dem Etat über bie 
Stabtpflege, welcher die Einnahmen und Ausgaben ber eigentlichen ſtädtiſchen Verwaltung, fo 
wie in ber Ausgabe bie für die Hofpitalverwaltung und bie Verwaltung ber flichen- und 
Schulſtiftungen aus Gemeindemitteln erforderlichen Zuſchüſſe umfaßt; ferner aus ben für dieſe 
beiden letzteren Verwaltungen gefondert aufgeftellten Etaten, 

Der Stadtpflege-Etat, verfaffungsmäßig von den Gemeinbebehörben eutworfen 
und Seitens bes Könige. Oberamtes genehmigt, iſt in gebrängter Zuſammenſtellung folgenber: 


Einnahme. 
L Aue dem Gemeinde-Bermögen. 
A. Ertrag des Grunbeigenthums: 
bon Gebäuden, Stabt- und Grabenmanern, Cuts - Compferen und einzelnen Gütern auf 
württemb. und bayerifher Seite, Walbungen (600 $L), Steinbrüchen, Allmanden, (Padıt- 
jinfen 1163 5.) Fiſchwäſſern, Ertrag aus Obfibäumen (1025 51.) und Schaf. 
weiben, zufammen . . . 26,183 51. 
N N En 35 „ 
C. Aus Altiv-Rapitalien: 
Zinfen von 303,440 Fl. Kapital » > 2 2 0 nenn een een ee 15,000 „ 
D. Zehnten und Gefälle: 
Zins aus 21,204 FI. Abldfungslapital à 4 pEt., und 170 Fl. Erbzinfen, zul. 1,018 „ 
1. Aus ber Gemeindbe-Berwaltung. 
A. Ausdem Gemeindeverbande: 


Gemeiundeſchadensbeitrag von Kapitalien -» 2 = =» =...» 4000 El. 
do, vom Einfommen . . — — 
außerord. verwilligte Umlage von Gebäuden, Gewerben u, Gütern 25,923 „ 
Perfonalabgaben an Bürgerfleur -» 2 2 22000 nr KW „ 
" sc 0eeE 5 0 666 

" wiBehunet - =: 0. ee en ———— 
Bürger-Annehmegebühen . - : = 2 2 0 0 ee 00 re 00 „ 
Seizungtbefen Bee - - - - 2 een nam 36 „ 
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B, Beiträge zu einzelnen Geſchäftözweigen: 
von ber Kirhenfifftäng und ber Hofpitalverwaltung fir Schreibmaterlalien, Ge- 
bühren aus der Bearbeitung bes Unterpfands- und Kontralt-Wefens, zul. . + 
C. Aus rentirenden Einrihtungen: 


Baagegefälle von der ſtädtiſchen Waage » » a 2 nm 2 0. 300 Fl. 
bo. von ber GEWEEER » 2 0 2 0 0 0 en 0. 800 „ 
Marktgefälle vom Fruchtmarlt, von Sahemürtien, Bohhenmärkten, vom 
Holzmarlt und Obſtmeßgeld, zufammen -. - 2 2 20.» 16,345 „ 


zufammen . . 
D. Aus der Bolizei-Berwaltung: 


ATE RL. 


16,945 51. 


Strafen . . » eo 0.0.0, 8 0 1200 Fl. 
Erlös aus herrenlo ſen "Segenftänden, Arreftloflenbergätigung, Beitrag 

zum Buldermaggzin .c. 2 2: 2 2 0 ee ren... 62 „ 
Beiträge zur Feuerpolizei von meweintretenben u Brgem u re 100 „ 
rhlbeng ei einer Grabventmaitare - >» 2» > 2 2 2 6 325 „ 
Leihenhausgebühen . - = 2 2 2 20 0. 100 , 

zufommen . . » 1,777 51. 
E. Allgemeine Anfalten: 

Ghefageld ı » Ss a 2 2 0 einen ne 3,160 Fl. 


Beiträge zur — aus der Kivgenfiftung, zur Beleuch⸗ 
tung (32 #1), Beitrag zu Brumme- mmb WBafferleitungen, zu 


zufanmen . . 
F. Außerorbentlide Einnahmen: 


* aus der Fähre, —— von der latholiſchen Schule (395 Fl.), 


—— — er u 760 Fl. 
u feüheren Jahren » » 0 00. . 6,143 „„, 
jufammen . . 

Ausgabe: 


L Auf pas DERTTHDEUETn UgeN: 
A. Auf das Grundeigenthum 
Bauloſten für @ebäube, für Stabtuheen und Gloden, Stabt- unb 
Grabenmanern, Koften für Gutslompfere unb einzelne Site, 
für Wäldungen, Pläge, Sehen und Unterhalten ber Bäume 
a 51.) für Schafweiden, Steuern aus dem Orundeigenthum 
(1240 SL), wfonmen . 2 2 0 00 20%. 
B. Auf Mobifien: 
Für Theater - Requifiten, Gewehre und Leberwerl, für fonftige Mo- 
biliarftüde, für Feuerverſicherung der Mobilien, zufjammen . . u... 
C. Anf Altiv-Rapitalien: 
Rabitalfteuer von 303,440 FI. und (100 Fl.) Zingvergütungen . .» .. . 
D. Auf Zehnten und Gefälle: 
Kapitalfteuer vom den 21,204 FI. Ablöfungslapitalien . 


— re Fl. Entfhädigungen 253 FI. zufommn » 2» 22.2... 
F. Abgang an Forderungenn. 
U. Auf die Gemeinbeverwaltung. 
A. Me Nike Amtsausgaben: 


Beſoldunggen. 6 00. 98360 Fl. 


Benfionen und Grätiolien - » v2 2 0 0 nennen 2,820 „ 
Diäten und —— Heigungstoften, Bdenätungt- u. Reinigungs- 
toßen auf das Rathhaus, zufamunen 


4,618 Sl. 
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B. Befonderer Aufwanb: 
für die Branbverfiherungs-Einfhägung . » x 2 00 0. . 1455 Fi. 
Brogeßkoften . . » » - ; Bu 7 
für das Güterbuch mit Steuereinfhägung 2 ae a pr 
für das Unterpfands- und Kontraltsweien -. . 2 = 2... 155 „ 
für das Duartieramt (100 Fl.) für Bücher, Drudjcriften, Formu— 
lare, Zeitungen, Schreibmaterialien und verſchiedene anbere Be- 
SRrTumE.:iREER: :; 2 2 reis a u; 











6,924 FI 
C. Aufrentirende Einrihtungen: 
auf die ſtädtiſche und Heuwaage, Befoldungen der Waagemeifter und 
Unterhaltungstoften . . . en ie Te ea N 
für die Fruchtſchtanne und Martttoften, yafaumen ae BRD m 
4,300 Fl. 
D. Auf die Bolizeiverwaltung: 
1) Allgemeine Amtsausgaben : 
Befoldungen ber 3 Kommiffäre, 2 Funktionäre, des Wachtmei- 
fiers, der 2 Obmänner und ber Poligeifolbaten . . . . 9715 Fl. 
BDüremlfn . - 0.» 3% „ 
Uniformirung der Mannfhaft, Prämien ei Sratialien berfelben 458 „ 
Anbringegebühren . . ans aınaaıi MB 
Befoldungen und Löhne ber Nachtiwächter ae n 90 „ 
Gefangenen-Berpflegungstoften und Koften ber Arreſtlotai⸗ aa 
EEE 5 5 en a en Min 
verjhiebene anbere Ausgaben. » » 2 2 2 0 en nn. 265 „ 
12,545 Fl. 
2) Bejonberer Aufwand: 
für gewerbepolizeilihe Anftalten: Mabl- und Badprobe, Brob- 
hau, Bierfhau, den Fleifhihauern, Ziegel- und Kallſchau, 
Bifitation der Trinkgeſchirre, Fadenzähler, Schaffihau, zuj. . 460 Fl. 
für die Markungs- und Feldpoliei . . -» ı WW „ 
für die Feuerpolizei: den Thurmwächtern (1000. zi) für — 
ſchau, auf Löſchgeräthſchaften, Brandfälle und verſchiedene 
Ausgaben, zufammen . . . 3,375 „ 
für die Gefunbheitspofigei, Leichenhans, rinſchaffungen fü det 
ammen, Impfung, Epibemien ꝛc., zufammen . . 432 „ 
17,542 $1. 


E, Allgemeine Anftalten: 
Chaßeipialee: = sei 6 
EROBEBENERNE > > = m 3 0 Eu 
DEREN = 2:5 6 8er ee a 
DENE & oe 0 Me mn 7 RE CLAN „ 


Kanäle und Doblen . . . . er Bit 
auf Brüden innerhalb und außerhalb ber Stadt . sec cs ee 
auf Wafler- und Uferbanten . . . wesen 


Straßen- und Wegbau er ee 





33,601 Fl. 





F. Außerordbentlide Ausgaben: 
Beiträge zu Kirchen und Schulanfalten . : . . +.» ... BEN 
Zuſchuß zur Dedung bes Defizits bei ber Kirchen. u. Schulftiftungs- 
Verwaltung. 13688 , 
desgl. zur Dedung des Defizits bei der Hoſpitalverwaltuug... 4,949 „ 
zu Gewerbe- und lanbwirtbichaftlichen Zweden . - er WB 
dem Theaterdireltor (500 # L.), Beitrag zum germautfchen Muſeum 
in Nürnberg (15 Fl.), Garniſonsloſten (787 Fl.) und noch ver— 
ſchiedene audere Ausgaben, zuſammen.14,726, 
21,724 Fl. 
Die Einnahme beträgt Überhaupt 114,988 Fl., die Ausgabe 114,323 Fl. (ca. 65,327 
Thlr. pr.), bleibt Ueberihuß 665 FI. Rechnet man jedoch von der Einnahme bie auf Gebäude, 
Gewerbe und Güter verwilligte außerordentliche Umlage von 25,923 WI. ab, fo ergiebt ſich bei 
dem Stabtpflegeetat ein Defezit von 6,770 Fl. Aus der verwilligten Umlage wurbe aber 
nicht nur dieſes Defizit, fonbern auch das unter der Ausgabe des Etats begriffene Defizit ber 
Hofpitalverwaltung von 4,949 Fl. und das ber Kirchen. und Schulſtiftungs » Verwaltung von 
13,538 Fl. gebedt. 
Bon der Hauptfumme der Ausgaben fallen auf den Kopf der Benöflerung ber Stabt 
Ulm, die Einwohnerzahl auf rund 21,000 angenommen, im Durchſchnitt 5 Fl. 26 Kr. 3 Hl. 
oder 3 Thlr. 3 Sgr. 4 Pf. pr. 
Die Kommunalftenern betragen nach Abthl. II. A. des Etats überhaupt 42,034 Fl. 
(24,019 Thlr. pr.) aljo etwa 36 pEt. der ganzen Einnahme. 
Auf den Kopf der Bevollerung beredinen ſich davon circa 2 Fl., ober 1Thlt. 4 Sgr. pr. 
Der Etat der Hofpital-Berwaltung ergiebt: 


Einnahme 
I. Aus dem Stiftungs-Bermögen. 
A. Ertrag aus bem Grund-Eigenthum: 

aus Gebäuden, aus Maiereien, aus Gütern, Obfl-Exlös, aus Fiſchwaſſern zuf. 10, 191 Fl. 
B. Uns Mobilien . oo 0 0 2 000 000. > & 
C. Zinfen aus Altiv-Rapitalien (intt, 25,069 Fl. aus Abtdfungsfapitälien) 45,410 „ 
ee ee 
E. Forfi- Verwaltung. 2 2 0 0 nennen nn nn AO 5 
F. Jagd⸗Verwaltung. 64 „ 
G. ErſatzPoſten 2 2 0 er er nn ne ee Er er Et a 0 


IL Zugewiefene Einnahmen, 
Milde Beiträge, Spenden und Stiftungen. . » +... «+ 1768 Fl. 
Erſatz an Kur⸗ und Berpflegungstoften aus ber allgem. Rranten- 

Anſtalt (2500 Fl.), aus dem Dienfibotenfpital (3400 Fl.), auf. . 5900 „, 
Erſatz an ber auf die Armen gefehenen Verwendung - . . . 400 „ 
Beiträge aus dem Vermögen ber im Waifenhaufe befindl. Kinder. 300 „ 
Opfer bei Gottesbienften, Beerbigungen und durch Sammlung in 
Antheil an ber Hunde-Kuflage 800 $L.), Strafen und Ronfistate 1104 „ 

Bon Leichenbahrtüchern, und vom Leichemwagen ber fläbtijchen 

Leihen ⸗ Auſtaii. 21100, 
Berſchiedene andere Einnahmen . » » «ee en. 25, 
Depofitenfond an erjparten Materialien und Naturalien . » - - 3600 ,, 

zufammen 16,347 Fl. 
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Ausgabe 
1. Auf das Hofpital-Bermögen. 
A. Auf Güter: Grunblaften, Steuern, Berwaltungs«, Bermefjungstoften ıc.. . . 1802 51. 
B. Auf Gebäube: Reparaturen, a ee Brunnenloften ıc. - „ 5570 „ 


C. Steuer aus Aftiv-Rapitalien und Gefällen . . . Es 2826 „, 
D. Zinfen aus Baffio-Rapitalin - » - ... — act ER 
E Huf Die Ger Bemaliung > 0 
F. Auf die Natural-Berwaltung . . . 444 U0M 
U. Allgemeine Amtstofen nr bie Berwaltung bes 
HoBpital-Bermödgen®, 


Befolbungen, Benfionen, Gratialien und Befolbungs- Vergütungen 5085 Fl. 
Diäten und Reifeloften, für Bureaubebärfniffe und andere Ausgaben 2 m _ 


5837 Fl. 
II. Aufwand für das Bürgerbofpital. 
A. Allgemeine Kofen: auf das Auffichts- und Dienftperfonal. . . . 1054 Sl. 
B. Befondere Koſten: auf bie Speije-Anftalt, Küchenperſonal, Kochgeſchirre 11579 „ 
Beſondere Genuß-Zulagen (290 Fl.), Reinigung der Wäſche (77T EL), 
auf Anfhaffung von Geräthihaften, Bettzeug, Linnen zu Hemben 
(419 Fl.), auf Heizung (678 Fl.), auf Beleuchtung (141 FL.) 
und für andere Bebürfniffe, uf. - « = 2 2 2 2 0 0 0. 1793 „ 
14,426 $1 


IV. Auf bas allgemeine Krankenhaus. 
Befoldungen der Aerzte, Kranfenwärttr . . .. » onen. 218 FL 
Koſt (2400 Fl.), Medilamente (1000 FL), Heizung (684 Fl.), Be- 
lenchtung (145 Fl.), Reinigung der Wäſche (112 Fl.), Auſchaffung 
von Gerãthſchaften ꝛc. (177 Fl.), diverſe Ausgaben (447 Fl.), zuſ. 4965 „ 
7088 Fl. 
V. Auf die Dienſtboten-Kranken-Anſtalt. 
Haus⸗Chirurg, Krankenwärter und Mäge . - » 2 2 2 0. 1876 $1. 
Koſt (1725 Fl.), Heizung (339 Fl.), Beleuchtung (98 Fl.), Anſchaf- 
fung von Geräthſchaften (388 Fl.) andere Unkoſten (118 Fl.), auf. 2668 „” 


VI Auf das Epidemie-Spital -. . - 2: 2 2 2 0 ne. 
VI. Auf die dffentlide Krmen-Berforgung (int. 24,793 
Fl. Unterſtützungen re .. 26135 „ 
VII Auf das Katharinen-Inſtitut und anf Waiſen. 
Befoldungen der Auffeher, Lehrer 2c. (1928 Fl.), anf die Speiſe⸗Anſtalt (3656 
FL), auf Meidung (1526 Ki), Hesung (418 Fl), Beleuchtung (196 1), 
Anſchaffung von Leibweißzeng und Betten (313 Fl.), Ränigung ber Wäſche 
(190 Fl.), Stiftungs-Spenden (961 Fl.) und für biverfe Bedürfnifſe 409 
A © > re ee ee 9581 „ 
IX. Laften, welche auf bem Sefammt-Hofpital-Bermd 
gen ruhen. 
Beſoldung ber Pfatrei, bes Schuffehrers, Nachtwächters ıc., Aufwand 
auf die Kirche und Schule zu Erfingen. » 0 2 00 0. 1060 1. 
Beſoldung Für Benefiziaten, Geiftliche, Aufwand für die Faſel⸗Vieh⸗ 
haltung (517 Fl.), Brobftiftung, Mr hät ber Schulen und 
des Gymmaſtams (965 FL), zuſ. -» » » a a 8752 „ 


177 


— — — — 


X, Leibrente . . 


1000 $ı 


Die Hanptfumme ber Ausgaben beträgt 88,700 Fi. (ca. 50,686 Thle. Br) Die Ein. 
nahmen aus dem bebeutenben eigenen Vermögen ber Hofpital-Verwaltung und audere berjelben 
zugewiefene Einnahmen betragen zufammen 83,751 51. Es find daher nur 4949 Bl. zur Unter- 


haltung aller ber im Etat namhaft gemachten Anftalten und milden Stiftungen aus 
nahmen des Stabtpflege-Etats zu beftreiten. 


ben Ein- 


Bon der Abtheilung VII. des Etats aufgeführten Ausgabe auf die Öffentliche Armen - 


Berforgung im Betrage von 26,135 Fl. (ca. 14,984 Thlr. Pr.) berechnen ſich anf 
ber Bevollerung im Durchſchnitt 1 FI. 14 Kr. (21 Sgr. 2 Pi. Pr.). 


ben Kopf 


Der Etat der Kirden- und Schul-Stiftungs-Berwaltung enthält: 


EGinnahbme 
J. Zinfen ans Altiv-Rapitalien: 


von 671,712 Fl. refp. mit 31/,, 4, 49, und 5 pEt. vezinslih - -» » » - . 31,106 51. 


IL Zinfen aus Gefällablöfungs-Rapitalien: 


von 277,745 Fl. größtentheils mit 4 pCt. verzinelih. - - = =» 2.0. 11,180 „ 


IL Badtzinfen von Gebäuben und Grlinden . » » 2...» 
IV. Grnnbe nah rBsinie  . 5 2er 
V. Außerorbentlide — 
VI Erlös von Früdten . Su 
VO. Suftentationsbeiträge. ». - .» » » 
VII Bon andern Verwaltungen: 
vom Hofpital, Landgeſtift und für in natura geliefertes Hol. .- . . 1684 Fi. 
von ber Stabtpflege Erja an ben Koften der Hanbwerlsfchule und ber 
Bibliothek Di ag er re . Fe 9 
von Privatfiiftungs-Abminiftrationen . . - -» . 54 „ 
Lehrgelber vom Gymnaflum (2880 $1.), won ber Realanftalt (1862 3), 
von ben Bollsfhulen (1900 Fl.), ber — (198 Fl.), 


SEE > RE 
Staatsbeiträge zu dem Koften der Realanftalt (1200 Bi. ), zum Obergyin- 
nafium (4600 Fl.), zufammen. - 2 2 2... 5800 „ 


Beiträge zum Miünfterbau: durch Sammlung ber Nünfterkrenger (1000 
EL), Staatsbeitrag (6000 sn), Beitrag des Königs (3000 Fl.), zuf. 10000 , 


1,810 „, 
J 
50 „ 

IT ” 
29 , 


— 25,428 Fl. 


Ausgabe 
L Zinfen aus Baffin-Ablöfungen . . 2: 2 2 2 0. 
U. Apminiftrationstoften: 


Beſoldungen und Gratialien und Benfionen 2 2 = = 22220. 83 Fl. 
Allgemeine Berwaltungstoften . . a — 
Staats. und andere Umlagen (Kapitals, Häufer-, Branbflener %*) — MA „ 
Bankoften, Brunnenkoften c. . . - is 
ee. 
II. Auf bie — 
Beſoldungen und Penfionen . . 8,565 Fi. 
Für die Kirchenmuſit am Münfter (600 St. * an ber Spitaltichhe eu 50) 944 „ 
Be zu Kirhenbebürfniffen verwendete Koften . - - 923 „ 
auto n 5 
* ee zum: a3, 150 — an ber Xen on Partie m und — 


Für die Kircheranſtait anf dem Lande. De es 8° 





6974 Fl. 


28,006 $. 


— 


IV. Zu den Leichenanſtaltenn. an 40 Fl. 
V. Auf die lateiniſche Schul⸗Anſtalt: 
Beſoldungen und Penſionennnnnn. ne. 151 Pl. 


Benefizien und Prämien (ini zu Rreiplägen 548 FL) » . » 8 | 
Heiz und Reinigungsfoften (707 Fl.), m Sägen (14 vin 
Bauloſten (3907 EL), zul. » » » » an 
2060 Fi 


VL Anf die Real» De 
Befoldungen . » » . 4 ee it BEE 
Benefizien und Prämien . . . \ Dr rat, 
Heiz- und Reinigungstoften (410 a. ), Bankoften (386 et. h Mi -» - 198. 


VH. Auf vie Elementarfägulen: 
Befolbungen (780 FL), für ben Abtheilungs⸗Unterticht (280 = zu Freipluͤtzen 
(40 Fl.), zum Subſidienfond (12 Fl.), zuſammen. * 1112 #1. 
VII. Auf die deutſchen Schulen: 
Beſoldungen, Penfionen, Gratifilationen und Beiträge (mil. 1080 Fl. Schulgelberfag 
den Älteft angeftellten Lehrem) . ». .. .» . MN 
Beneftzien und Prämien (20 #1.), Schulbebürfniffe (120 gi ), ſentuten 140 , 
Heiz- und Reinigungsloſten (598 Fl.) Baukoſten (1168 Fl.), zuſammen 2066 „ 


11,153 gi. 

IX. Auf die Hanbwertsfäule. - . 2 2 2 2. 2 2 1086. 
X. Auf die Fortbildungsihule. . . » 2 2 2 2 0. 656 „. 

XI. Suftentationsbeiträge (Stipendien, von Stiftungen ꝛc) 766 „ 
XI. Ertraordinär für die Ältere Beriode 185154 . . . .» . 1,1% „ 


Die Hauptfumme der Ausgaben ift 83,211 FI. (47,550 Thlr. Pr.), die dei rigen 
69,673 Fl., wonach ſich ein Defizit ergiebt von 13,538 Ft. (7736 Thlr. Pr), welches aue ber 
oben erwähnten Gemeindeſchadens⸗Umlage gedeckt worden iſt. 





Kal. 
Monats - Chronik 


Königreich Preußen. 


a, Of- und Weflprenfen. 


—C.— Königöberg, im Januar. Nah dem Berichte über beit, Stand und bie, Ber- 
waltung ber hieſigen Gemeinbe-Angelegenheiten für die Jahre 1856 und 1857, bat. fih bie Zahl 
der Einwohner nah der letzten Zählung anſehnlich vergrößert, es find jet bebeutemd mehr 
benn 80,000 Einwohner vorhanden. Dagegen aber hat ſich die Zahl der ſtimmberechtigten 
Gemeindewähler bedeutend verkleinert; während. ſolche im Yahre1856 3976 betrug, waren 1857 
nur 3779. Im Jahre 1856 zogen 805 Perfonen an, im Jahre 1857 807, — Da. die Mehr 
zahl der Anziehenden aber nur bie miebrigfte Anzugsſteuer zablten, fo wurde. das Regulativ 
zur Erhebung der Einzugs- und Hausſtaudsſteuer abgeändert, wonach ber geringfte, zu, zahlende 
Betrag am Einzugsftener 20 Thlr. beträgt, ber nur in Ausnahmefällen auf bie. Hälfte reduzirt 
werben barf. Das Äufiere Aufehen der Stabt dürfte buch bie Einführung ber nenen Bau- 
Poligeiorbnung bald eine beffere werben, namentlich wenn bie Kapitaliften erſt mehr ihre Kapi- 
tafien dem ſtädtiſchen Grundeigenthum zuwenden, Dann erſt würde ber noch immer ſchwer 
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fühfbare‘ Minigel an gejanben und bequenien Wohnungen bald ganz ſchwinden. — Die Zahl 
ber bie hieſigen Schulen beſuchenden Kinder beträgt 9573, vom welchen 4225 Freiſchüler find ; 
im biefer Baht find bie Armenſchület mit 2634 enthalten. Die Frequenz iſt um 420 Schliler 
geſtiegen, dabei aber find nur 12 Freiſchüler mehr geweſen, al® im vorigen Berichte mambaft 
gemacht wurden. Der Aufbau ber Lobenichtſchen Höheren Bürgerſchule hat bisjetzt 49600 Thlr, 
geloſtet inib if fo damit worgeichritten, baf das Lolal bei Eröffnung bes diesjäprigen Sommer- 
Halbjahrs bezogen werden kanun. Die Armenpflege bat im Jahre 1856 eimen Bufhuß von 
44,154 Thlr. unb im Jahre 1857 einen folden von 40,937 Thlr. erfordert; Dabei find 
000 Bir, Baar an Amofenentpfänger gezahft worben. Die Zahl ber Almofenembfänger 
betrug 1866 4262, 1857 4044. — Im Jahre 1856 find 882 Kranke mehr gewefen, als im 
dahre 1857. In der Suppenanſtalt wurben in ber Zeit vom 18. Janmar 1857 bis 31. März 
1857 95623 Portionen vertheilt. Für das Jahr 1857/58 war eine folhe Fürforge nicht nöthig. 
Das ſtudtiſche Kraulenhaus ift durch den Anbau eines Delonomiegebäudes mit Kranlenzimmern 
für ſolche Perfonen, welche bezahlen, erweitert worden; trogbem war bie Zahl ber im Jahre 
1857 aufgenommenen Kranken gegen das vorige Jahr um 2474 Perfonen geringer, wozu wohl 
hauptfächlich beigetragen Hat, daß bie Feftungsarbeiter nicht mehr im diefe Anftalt aufgenommen, 
fotibern dein Krankenhauſe der Barmherzigleit übergeben worden. — Im Arbeitshauſe find im 
Sabre 1857 2315 Perjonen weniger betinirt geweſen, als im Jahre zuvor. Die Sparlaffe bat 
dem Leihamte 51,500 Thlr. kreditirt. Die Straßenbelenhtung wirb nunmehr vollſtändig durch 
Gas bewerlſtelligt; es werben 10,642 Flammen durch Gas beſpeiſt. — Die Geſammtſchulben 
ber Stadt betragen 1,804,128 Thlr., einfhließlich der alten Kriegoſchuld zum Betrage von 
1,436,498 Thlr. Die Gejommt-Einnahme der Stadt betrug im Jahre 1857 285,844 Thlr. 
12 Sr. 1 Pf., darumter 103,162 Thir. 28 Spr. 2 Pf. an Kommunal ⸗Einkommenſteuer. 

Kötigäberg, im Januar. Der Stabtverorbneten + Verfammlung wurde in der Sitzung 
vom 28. v. Mis. dad Erlenntniß 3. Inſtanz im der Prozeßſache der Stadt wider ven Mititair- 
Fislus wegen Nachzahlung des Mehrwerthes für bie zu Feſtungsbau-Zwecken angelauften Län⸗ 
bereiem am Philoſophendamm zur Kenntniß vorgelegt, wonach ber Fiskus verurtheilt wirb, 
bern Exlenntniß 2, Inſtanz gemäß, für ben verloren gegangenen Granbftih 38:6 Thlr. und 
eine Mehrentihäbigung für die abgetretenen Ländereien von 1372 Thlr. 18 Sr. 8 Pf., zu- 
ſammen aljo noch 5187 Zhke, 18 Sgr. 8 Pf. an die Stabt zu zahlen. — Es ift früher bereits 
der Antrag auf Verpflichtung ber verbeiratheten Magiſtratsbeamten zur Berfiherung ihrer 
Ehefrauen mit einer Wittwen-Benfion geftellt worden. Der Antragfteller ift deshalb bereits 
mit dem Magiſtrate in Korrespondenz getreten, welcher ber Anficht ift, daß jeine Beamte, 
weiche nur bie 200 Thlr. Gehalt beziehen, unmöglich zu noch größeren Laften, wie die Bezah⸗ 
fung von Penſionobeiträgen es fein würde, herangezogen werben Könnten, ebenfo würben bie 
verheiratheten Beamten, welche bereits angeftellt find, andy nicht mehr zum Beitritt wider ihren 
Willen veranlaft werden können. Die Berfammlung beichloß, dieſen Gegenftand näher in Er» 
wägung zu ziehen und bazu eine Sommtiffion zu erwählen, welche in Gemeinjhaft mit bemt 
Magiſtrate im Berathung treten fol. — Ferner mwurben viele vom Magiftrate beantragten 
Etats· Uebexſchreitungen und Supplementar⸗ Kredite bewilligt, Die Etatsüberjchreitungen beim 
Fond der brthichen Polizei-Verwaltung nahmen namentlich das Intereſſe ber Ber» 
fammfrtig in Anſpruch. Der Magiſtrats ⸗Deputirte fand ſich deshalb zu ber Erklärung veran⸗ 
laßt, daß alle Bisher erhobenen Einwendungen, reſp. Beichwerben über zur bebeutendes Herau⸗ 
ziehen der Gtabt zu den Ausgaben der Polizei bis jetzt nichts geholfen hätten; der Redner führte 
beifpielaweife am; baf ber Etat des Fonds ber örtlichen Bolizetverwaltung im vorigen Jahre 
mm 5000 Thlr. überſchritten worben if, und ſchloß mit der Mittheilung, daß die Stabt gegen 
den Fiskus wirb Magbar werben müſſen, um bie Anforderungen, welche gemacht werben, im 
Progeffe feftfegen zu laffen. 
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Memel, 11. Ian. Bon dem 1. d. Mis. ift mit Genehmigung ber Königl. Regierung 
vom Magiftrat und ben Stabtverorbneten bie Einführung bes Einzugs- und Hausflanbe: 
geldes nad) folgenden Grundfägen beſchloſſen worden. Bon jeber in Memel nen anziehenben 
Familie ober von jeber einzelnen ſelbſtſtändigen Perfon ift zur ftäbtifchen Kaffe ein Einzugsgelb 
im Betrage von 20 Thlrn. zu entrihten. If das Einkommen unter 300 Thlr., jo kann ber 
Magiftrat e8 auf 10 Thlr. ermäßigen. Beamte und unverheirathete Dienftboten find babon 
befreit. — Bei der Begründung eines ſelbſtſtändigen Hausftandes ift von Allen, ſowohl von 
nen Anziehenven, al® von denen, welche der Gemeinde bereit angehören, ein. Hausftandsgelb 
nad folgender Scala zu erlegen: a) bei einem jährlichen Einkommen von 100-800 Thlr., 
ercl. 6 Thlr.; b) bei einem jährl. Einkommen von 300 — 600 Thlr., excl. 12 Thlr.; c) bei 
einem jährlichen Einkommen von 600-1000 Thlr., excl. 18 Thlr.; d) bei einem jährlichen 
Einkommen von 1000 Thlr. und barüber 30 Thlr. 

In der letzten Sigung ber Stabtverorbneten-Berfammlung im Monat Dezbr. wurbe ber 
Stabthanptetat pro 1859 unter folgenden Mopifilationen, welde dem Magiftrat zur Berücſich ⸗ 
tigung empfohlen werben, gemehmigt: die Ausgabe für Welbarbeiten wären vom 400 auf 
300 Thle. berabzujegen, auch bie für bie Reinigung ber Straßen, fo weit es möglich ift, zu 
ermäßigen, bie Beſoldung ber Hülfsarbeiter von 1200 auf 1000 Thaler zu reduziren. Was 
bie proponirten Neubauten betrifft, fo genehmigte bie Berfammlung nicht bie ausgeſetzten 500 
Thlr. zum Bau eines Leichenhauſes. Bei der Anftellung neuer Beamten follen künftig 1Y, pCt. 
des Gehaltes, ſobald daſſelbe 400 Thlr. beträgt, zur Bildung eines Penfionsfonds zurlidge- 
halten werben. Der Magiftrat wurde um Prüfung und weitere Beranlaffung gebeten. 

Zilfit, im Januar. Im der am 17. d. Mts. abgehaltenen Stabtverorbnetenderjanmm- 
(ung wurde ber Ausban des ſtädtiſchen Hospitals im laufenden Jahre befchloffen. Die Petition 
wegen nachhaltiger Bertiefung ber Memel (Ruß und Gilge) bat der Provinzialsfanbtag als 
intompetent zurldgewiefen ; bie Berfammlung beſchloß daher, dieſelbe fogleih an ven Landtag 
nad Berlin gelangen zu laffen. Eine Petition an das Handelsminifterium wegen gleichzeitigen 
Ausbanes der Zweigbafn von Iufterburg nach Tilſit mit der großen Oſtbahn, wurbe umbean- 
ftandet zum Beichluß erhoben. Die Anlegung von Holzplägen innerhalb der Stabt, welche in 
ber jüngften Zeit jo viele Brandbefürchtungen wach gerufen, find nod immer Gegenfland wei- 
terer Berſammlungen; ihre Erledigung wird bie neue Feuerordnung bringen. — Die biefige 
Gasanftalt befpeifet jet 180 öffentliche und 1379 Privatflammen. 

Danzig, 5. Ian. Bor ber geftrigen Eröffnungsfigung ber nen zuſammengeſetzten Stabt- 
verorbneten-Berfammlung follte zur Abwidelung der Geſchäfte aus dem verfloffenen Jahre noch 
eine Schlußſitzung der Mitglieder voriger Periode abgehalten werben. Da jedoch nad. Ausle- 
gung des $. 28, der Stäbteorbuung buch mehrere Stabtverorbueten bie Einführung ber neuen 
Stabtverorbneten glei mit Beginn ber erfien Situng im neuen Jahre flattfinben müffe, und, 
wenn obiger $. ausdrücklich bie alten Stabt-Berorbneten bis zur Einführung ber neuen be- 
ihlußfähig fein lafſe, fich derſelbe nur auf die Kommilfionen beziehe, fo wurde der Antrag zum 
Beſchluß erhoben, die Borträge aus bem verfloffenen Jahre der neuen Berfammlung zu über- 
weifen. Im Folge deſſen wurde von dem Borfigenden fogleih zur Berlefung bes Schlußbe⸗ 
richte über die Berfammlungen bes abgelaufenen Jahres geſchritten und die Ergebniffe biefer 
ſtädtiſchen Verwaltung noch einmal in ber Kürze mitgetheilt. Darnach erſcheinen bie Finanzen 
als durchaus geregelt und zugleich verbeflert. 

Elbing, im Januar. Aus der Stadtverordueten⸗Sitzung vom 30. v. Mts. iſt zu er- 
wähnen: Der Jahresbericht über bie ſtädtiſche Verwaltung pro 1868 wurbe von Herrn Ober- 
bitrgermeifter Burfcher vorgetragen. Die Verſammlung beihloß den Drud dieſes Berichts und 
bewilligte die Koften dafiir mit 30 Thlt. — Der Kämmerei Haupt » Etat pro 1869 wurde auf 
Höe von 197,111 Thlr. genehmigt. Zur Beſtreitung umvorhergefehener. finb, darin 
4000 Thlr. ansgeworfen. Der durch birelte Beftenerung ber —— ingende 
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Mehrbebarf ift bei der Kämmereilafſe 13,788 Thlr., bei der Armenlaſſe 8900 Thlr., in Summa 
22,688 Thlr. Zur Dedung deſſelben wurde bie Ausfchreibung von 11 Raten ber birelten 
Kommunalftener befchloffen. 

b. Pommern. 

Stettin. Im Folge der Einrichtung ber Königl. PoligeisBerwaltung bierfelbft war ein 
Prozeß zwifhen ber Stabt und dem Fisfus wegen ber aus ber Verwaltung entfpringenden Eins 
nahmen entflanden. Die Stabt hatte insbefonbere die Sporteln und Gebühren für Dienft- 
fheine, Aufenthaltsfarten, Baulonfenfe, Päffe u. ſ. w. beanfprucdht, da das Gefeg v. 11. März 
1850 der Regierung zwar das Recht beilegt, gewiffe Beamte anzuftellen, die Stabt aber, mit 
Ausnahme ber Gehälter für die angeftellten Beamten, nicht von ben Koſten der Polizei-Ber- 
waltung entbinbet, weshalb ihr auch bie Nutzungen aus berjelben zuftehen müßten. Das hieſ. 
Kreisgericht, ſowie das Appellationsgeriht hatten die Stabt nichts deſto weniger mit ihren An- 
fprüchen zurüdgerwiefen; gegemwärtig find num, wie bie „Bank- und Handelszeitung“ melbet, 
auf die von der Stadt erhobene Nichtigkeitsbejchwerbe vom Obertribunal endgültig ver Stabt 
iene Einnahmen zugemwiefen worben, bie feit 1854 bereits eine anfehnliche Höhe erlangt haben. 

In der Sitzung ber Stabtverorbneten am 11. Januar zeigte zunächſt ber bisherige Bor- 
fleher, Herr Wegener, daB Refultat der Ergänzungswahlen für das ousgefhiebene Drittel ber 
Mitglieder an. Ober-Bürgermeifter Hering hielt eine Furze Auſprache an bie Neugemählten, 
indem er beſonders hervorhob, daß flets ein folches Einvernehmen und gegenfeitiges Entgegen, 
lommen zwiſchen ben beiben ſtädtiſchen Behörden beftanden habe, daß noch niemals eine höhere 
Behörde zur Schlichtung obwaltender Differenzen habe angerufen werben müffen. 

Stargard. Unter ben im ber erflen biesjährigen Stabtverorbneten - Berfammlung zur 
Berathung gelommenen Vorlagen dürften mur die Reſultate ber verſchiedenen Kaffen-Revifionen 
von allgemeinerem Intereffe fein. Nach ben mitgeteilten Revifions-Protofollen hatte bie Stabt- 
Hanptlaffe bis zum 1. Iannar in rumben Zahlen eine Einnahme von 96,679, eine Ausgabe 
von 94,995 und daher Beftand: 1684 Thlr. Die Servis- und Inftitutenlaffe hatte Einnahme 
51,692, Ausgabe 49,338, Beftand 2354 Thlr. Die Sparlaffe hatte Einnahme 168,054, Aus- 
gabe 164,342 und Beſtand 3712 Thlx. Das Einſchuß ⸗Konto berfelben betrug 117,608 Thlr., 
gewiß eim recht erfreufiches Reſultat bei einem erft Zjährigen Beftehen. Die Gas-Altien- 
Kompagmie macht recht gute Geſchäfte. Das zweite Vetriebsjahr vom 1. Juli 1857—58 
hat eine Dividende von 7'/, pCt. gegeben, und wenn erſt bie Reparatur + Werkftatt ber Star 
garb-Folberger Eifenbahn eröffnet fein wird, fo bürfte ſich biefer Gewinn noch fleigern. Der 
Konfum des Gaſes ift ſchon fo bebentend, daß, um dieſe Werkftatt verforgen zu lönnen, ein 
zweiter Gafometer gebaut werben muß, womit im Frühjahr begonnen werben foll, 

Wollin, 31. Dez. Unfer Bürgermeifter Fall wurde im ber geflern ftattgehabten Wahl 
von bem anweſenden Stabtverorbneten einſtimmig wiebergewählt. 

Eolderg, 7. Ian. Nach einjährigem Beftehen wird ber Eolberger Vorſchußverein (ver 
erfte im mmferer Provinz mach dem Schulze'ſchen Mufter gebildete) nächſtens feinen erſten Jah— 
resabſchluß vollziehen. So weit das Refultat uns bereits befannt if, muß e8 als ein glänzen. 
des bezeichnet werben, und wir können nicht umhin, unfere Nachbarſtädte daran zu mahnen, 
daf fie von unferem Ergebniß Kenntnig nehmen und mit Begründung gleicher Affoziationen 
vorgehen möchten. Wir waren hier nämlich im Stande, jebem ſoliden Gemerbetreibenden zu 
jeder Zeit ein, feinen Bedürfniſſen entfprechendes Darlehen zu gewähren; es hat ſich für unfere 
Kaffe bisher auch nicht der geringfte Ausfall Heransgeftellt, und wir haben über jo hinreichende 
Mittel zu verfügen gehabt, daß wir dem größeren und dem kaufmännifchen Betriebe eben fo 
gut Förderung angedeihen laſſen konnten, wie dem Heinen Handwerk, Der Jahresabſchluß iſt, 
fo weit er ſich bereits überſehen läßt, folgender. Wir zählten Anfangs bes Jahres 1858 nich 
ganz 100 Mitglieder, Anfangs 1859 über 250. Die Summe der gejammten gewährten Bor- 
ſchufſe beläuft ſich auf 63,818 Thlr. Davon ift eigenes Guthaben ber Mitglieder au Montas- 
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beittägen 418 Thlr. Es wurden 542 Borjcliffe gewährt. Durch Beſchlußz ber Gencral-Var · 
jammlung follen exft für das Jahr 1869 Dividenden pertheilt werben, deswegen Iomnte dem 
Refervefonb diesmal nad Zahlung der Gehälter an bie Kaffenbeamten bie Summe von ca, 326 
Tlr. überwieſen werben. 

Schievelbein, im Jan. Das Reſultat der Kommunalſieuer ⸗Veranlagung pro 1859 iſt: 
1250 Portionen & 5 Sgr. — 208 Thlr, monatlich, ober 2496 Thlr. jägrtih. — Wie ih bie 
Summen, welche bie Stabt Schievelbein alljährlich zu Gemeinzwedten vermenbet, in einem 
Zeitraum von 10 Jahren gefteigert haben, ift daraus erſichtlich, daß im bem Jahren 1846 big 
1848 um 450 Portionen & 9 Sgr. 4 Pf, alfo 140 Tplr. monatlich ober 1680 Tple, jährlich 
aufzubringen waren, Im Jahre 1855 wurden 173 Tplr., 1856 176 Thlr, 1857 180 Thlk. 
unb 1858 197 Tplr. erhoben. Aus biefem Bond ift jedoch auch ber Servis der Stabt Schie⸗ 
velbein mit ca. 320 Thlr. jährlich am bie Königl. Kreisſteuerkaſſe gezahlt worden. Wenn num 
diejenigen Ermittelungen, welde in Folge des Grundfiener-Geje-Entwurfes vom 24, Hebruar 
1850 einem etwaigen neuen Grumbfteuer-Gefee zu Grunde gelegt werben follten, " welchen 
bie Stabt Schievelbein mit ca. 591 Thlr. jährlicher Grundfteuer heranzuziehen if, Ip iR Uar, 
baf ber Kommumalftenerfond jehr bald einen noch bebeutenderen Zuwachs erhalten muß, um 
ben immer fleigenden Anforderungen an benfelben genügen zu lönnen. 

Wolgaft, im Ian. Der Plan, hier eine Gasbeleuchtung im das Leben zu rufen, 
ſcheiut feiner Verwirklichung näher zu freten; Bei einer Beölterung von 6180 Seelen, wie 
bie letzte Zählung fie ergab, dürfte bei einigermaßen reger Betheiligung des Publikum, bag 
Projelt auch als geſichert erjcheinen. Wie man hört, wird bie Stabt bie Aktien für dag Unter- 
nehmen mit 4 pCt. garantiren, bis 6 p&t. Divibenbe auszahlen unb den Ueberihuß, welcher 
unzweifelhaft lommen wird, zwiſchen Aktionären und bem ftäbtijchen Dermögen zu gleichen 
Tpeilen verrechnen, jo Könnte ein Kond gebildet werben, aus welchem mit ber Zeit alle Aktien 
für ſtaͤdtiſche Rehmung anzufaufen wären. Giebt bie Stadt den Grund und oben mnentgelt- 
lic, wie dies unter ben erwähnten Berpältniffen ſehr wahrfheinlich if, fo dürfte bie 9 
eine fehr rentable werben — beſouders wenn man mod im Anfchlag bringt, daß bie Kohlen 
ſtets direkt und verhältnißmäßig wohlfeil hier bezogen werben fünnen, 

ce Pofen. 

Pofen, im Januar. Unfere Stabtverorbnetenverfammlung tonflitwirte ſich fir dieſes 
Jahr in ihrer Sigung am 5. d. Mts. Ju berfelden folgte darauf die Fefiftellung bes Etats 
für bie ſtädtiſche Gasauſtalt für dem Zeitranm vom 1. Juli 1858 bis ebenbabiu 1859. Die 
Einnahmen belaufen fih auf bie Summe von 56,159 Tl. (gegen 41,124 Tple, im vor. J. 
aljo 15,035 Thlr. mehr), während die Ausgaben auf 47,177 Thlr, etatitt find. Der Reinge- 
winn für bas Jahr vom 1. Juli 1868 is zum 1. Juli 1869 ſiellt ſich daher auf SIE2 Thir. 
Die Direltion der Gasanftalt hat beantragt, diefen Neingewinn der Gasanftalt ais Keieryefonne 
zu belaffen, bis er auf 25,000 Thlr. angewachſen fein wird, Seitens ber Finauglommiifion 
wurde biefer Antrag befürwortet, yon der Berfanmmlung jedoch die Beſchlußnahme barüber big 
anf Weiteres ausgefekt. 

Bromberg im Januar, Im der am 30, v. Mig. abgehaltenen Stadtyerorduetenverſ. 
hatte der Magiſtrat die zinsbare Belegung von 2000 Thlr. beantragt. Die Berfammlung ſprach 
ſich ganz entſchieden gegem jede Erſparuiß auf Koften ber Beſſeuerung aus, indem flet$ nur jo 
biel Steuern aufgebracht werben follten, als gerabe erjorberlih; und erllärte dann, daß, fallg 
fi denuoch ein Ueberſchuß herausſtelle, dieſer nicht im Hypothelen, ſondern im zindbaren Pa- 
pieren anzulegen fei. — Da ſich das Bebürfuiß fühlber gemacht hat, neben der Realſchule auch 
noch eine mehrklaffige Bürgerſchule zu befigen, fo wurde die Ewichtung einer folden vom Ma- 
giftrate beantragt. Die Berfammlung ſtimmte dieſem Antrage bei, verlangte aber für biefe 
Schule zugleich die Anftellung eines beſondern Rektors. Es wurbe fhließlih eine Kommiſſion 
gewählt, um biefe Angelegenheit nochmals reiſlich in Erwägung zu ziehen, — Das Gehalt has 
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bei ber biefigen Töchterſchule anzuftellenben Rektors fette die Berjammlung auf 700 Thlr. jähr- 
lich feſt, nebft einer Wohnunggentfhäbigung von 100 Thlru. falle die Stadt eine freie Woh⸗ 
ung nicht gewähren könne ober wolle, Zu wieberholten Malen ift über den zu großen Ber- 
brauch des Breunmaterials in den ſtädtiſchen Anflaften lage geführt. Es wurde baber eine 
Kommiffion gewählt, welche über bie Verwendung bes Holzes, über etwaige fehlerhafte Kon- 
ſtruttion bei ven Defen u. ſ. w. Bericht erflatten ſollte. Seitens des Magiſtrats wurde eine 
Berechnuug vorgelegt, wonad der Holzverbrauch im Allgemeinen nicht zu hoch fei. Im Gegen- 
teil wären fogar nach ber augeftellten Berechnung noch ca. 70 Klaftern jährlich erfpart worben. 
Die Kommiffion wiberfprah dem jedoch durch ihren Bericht, den fie nad) der Norm ber königl. 
Eivilverwaltungen und Friedeuslazarethe abgefaht, indem fie behauptet, es feien wicht nur 70 
Maftern Holz nicht erfpart, fondern fogar 65 Maftern zu viel verbraudt, Da dieſe beiden 
Berechnungen zu ſehr bifferieten und feinen eigentlichen Anhaltepumft für den künftigen Ver— 
brauch des Holzes gewährten, fo wurbe fie bem Magiftrate mit ‚ver Bitte übergeben, biefelben 
genam zu prilfen und einen neuen Etat für bie Zukunft feftzuftellen. Dan fprach dabei ben 
Wunſch aus, daß diejenigen Perfonen, melde bie verſchiedenen Heizungen zu beforgen hätten, 
zugleich zu Abnehmern des Holzes von den Lieferanten beftellt werben, und daß mau benfelben 
bei etwaigen Erfparungen einen Antheil der Erſparniſſe als Gratifilatlon bewilligen möchte. — 
Der langſt gehegte Wunſch, eine direfte Verbindung zwiſchen Groftwo, das unmittelbar an 
Bromberg grenzt, und ber Thorner Strafe durch eine Brüde Über bie Brahe zu befien, dürfte 
num bald realifirt werben, Es if nämlich Seitens der Knigl. Regierung eine Kommiſſiou er- 
mann, melde am linken Brabeufer das Terrain unterſucht und die Baulimie feftgeftellt Hat. 
Hiernach fol die Brüde von Groftwo ilber die Brahe nad dem Seminargarten gelegt werben, 
vier maffive Uferpfeier erhalten und im Webrigen aus Holz beflepen. — Die Stabtverorbneten- 
Berfammlung hat bei Gelegenheit des Kommilfionsberichts über die Verbefferung des Feuer— 

eſens in ber Sitzung am 14. Januar befhloffen, den Magiſtrat zu erfuchen, bie Bewohner 

Stabt, welche nicht im eigener Perfon beim Feuerlöſchen ıc. erfcheinen wollen, zu einer 
augemeſſenen jährlichen Abgabe zu veranlaſſen. 

Life im Januar. Im ber jüngften Stabtverorbnetenfigung, ber erfien im neuen Jahre, 
tonftituirte fi die Verſammluug. Demnähft am bie Frage zur Erörterung, worin ber Grund 
zu fuchen jet, daß trotz ber güuftigen Anerbietungen Seitens ber Kommunalbehörben keinerlei 
—* von den Hausbeſitzern zur Beſeitigung ber Schindeldächer und deren Erſetzung durch 
tere Bedachuug getroffen würden? Die Mitgliever der zu biefem Zwecke gebifveten 
fen wurden beanftragt, die barauf bezilglichen näheren Ermittelungen bei den Hausbe— 
‚ anzuftellen, ferner durch geeignete Vorftellungen dahin zu wirken, daß bie Anerbietungen 
börben im allgemeinen Intereffe des Ortes eine entiprechenbere Aufnahme und 
; finden, und über den Erfolg bemmächft zu berichten. Die Unterftiigungsofferten Sei- 
tens ber Kommunalbehörben jheinen allerdings vom ber Art, daß ein bereitwilligeres Entgegen- 
lommen von den bethelligten Hausbeſitzern vorausgeſetzt werden ſollte. Es werben den Letzteren 
Darlehen aus ſtädtiſchen und auderen zu dieſem Zweclke von ber Provinzialverwaltung über 
vieſenen Fenbs mit ber Maßgabe bewilligt, dieſe Darlehne mit 10 Progent jährlich, und zwar 

unter Umflänben ſogar ohne Zinsentſchädiguug zurlichzuzahlen. 
 Kozmin im Januar. Im ber ſtädtiſchen Verwaltung ber Stadt Kozmin ſind weſentliche 
gen nicht vorgelommen. Dem Hauptverwaltungsberichte zufolge ift im Lanfe bes 
ge jen Jahres eine Straße neu gepflaftert, drei neue Brummen find gebaut, und um bie 
aftlihe Bewirthſchaftung ber leider fehr Heinen ſtädtiſchen Forſt zu ermöglichen, ift 
eim eigenes ſiädtiſches Förfterhaus erbaut. Außerdem find wieberum bie fFenerlöfgutenfilien 
bebeutenb ergänzt und auch ein Theil der Feuerwehr hat Uniform erhalten. Die Stadt jelber 
Hr übe durch die Teuerung der Iahre 1854, 1855 und 1856 geſchlagenen Wunden noch 
wicht. verſchmerzt. 
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d. Shlefien. 

—0— Breslau. Einen der größten unter ven hiefigen Uebelftänden bildet bas Kener- 
löſchweſen. Nicht, daß es bier an Opferwilligkeit, an Eifer, an Einfegung ber Perfon fehlte. 
Die Einzelnen, die Bürger wie die Behörben, trifft fein Vorwurf. Alle Pflitigen eilen nad 
ber Brandflätte, ein freiwilliger Nettungsverein befteht, und häufig genug kommen Beihä- 
bigungen, ja Tobesfälle kühner Männer vor. Die Krankheit liegt im Syftem, in ber hinter 
ber Zeit zurüdgebliebenen Berfaffung tes Löſch- und Rettungswefens. Lange ſchon fühlt 
man bie Wunde, man arbeitet am ihrer Abftellung, d. h. man ſpricht davon umb greift zu 
Palliativen. Pläne zu Anftellung eines Löfhkörpers ähnlich wie in Berlin find mehre vorgelegt, 
aber mit gutem Rechte des fehr erheblichen Koftenpunktes wegen vertagt ober zu ben Alten ge- 
than worben. Mit denjenigen Einrichtungen, welche wir in befonberm Artikel ver Reb. d. BL. 
zur Veröffentlichung übergeben, und mit Fefftellung und Feſthaltung eines firengen Dienft- 
Reglements würbe man auf weitaus wohlfeilere Meife das Nämliche erreihen; bie Grundlagen 
für das Gebeihlihe find alle ſchon ba, fle dürfen nur ansgebant und ſtraff angefpannt werben. 
Man wird kaum bei irgend einem Schiffbrude eimem ſolchen Gehen! und Durcheinander be- 
gegnen, al8 bei einer Breslauer Feuersbruuſt. Alles rennt und flößt, die Mannfchaften ftreiten 
und färmen, Gebrüll nah Wafjer, Schläuden, Leitern fett bie Luft in Staunen und das Ohr 
in Berzweiflung; es kann geichehen, daß ben Löſchendeu Schläuche und Meffingwert 
gleichfam unter ven Händen weggeftohlen werben (wie bei dem leiten großen Branbe): 
man wartet, baß ber Transporteur Waffer bringe, aber e8 kommt keins — denn es ift ihm 
ergangen, wie Münchhauſens Pferde. Doch was noch fchlimmer: ehe es zu ſolchen Scenen 
gebeiht, d. h. ehe Jemand — aufer den fletS bereiten Gaffern und den Spitbuben — auf ber 
Brandſtelle erfcheint, ehe man in ber Stabt etwas vom Feuer weiß, ehe bie Thürmer ftürmen, 
kann die Lohe ein ganzes Haus verzehren und denjenigen Umfang erreichen, ber ihrer Dämpfung 
vergrößerte Hinberniffe in ben Weg ſtellt; Minnten find bier koflbar — aber bie erften 
find die fofbarften. — Als ein Kennzeichen für den Stanbpunft der biefigen öffentlichen 
Prefſe dient Übrigens, daß Ref. bie in feinem erwähnten Artikel gethanen Borfchläge, unter 
Anpaffung an die örtlichen Bedürfniſſe und Eigenthümlichleiten bearbeitet, von ben Rebaktionen 
zurüderhäft, und awar von ber eines Lofalblattes als „nicht geeignet für bafjelbe“, von ber 
einer Zeitung, „weil“ der Gegenftand nächſtens bei ben Stabtverorbneten wieber angeregt 
werben bürfte unb bis bahin eine öffentliche Beſprechung berfelben nicht geeignet erſcheine. An 
allen andern Orten in ber Welt ift es löblicher Brauch und gilt für zwedmäßig, Gegenftänbe 
öffentlichen Imtereffes gerade dann, weun, unb eben beswegen, weil fie für Ber 
handlung und Beſchlußfafſung auf der Tagesorbnung flehen, vorgehends in ber Tagespreffe zu 
bejprechen, damit allfeitige Beleuchtung, Märung ber Anfichten, Berichtigung von Irrthümern ıc. 
erfolge, bevor jene Beihlußfafjung eintritt. 

Bezüglich der im umferem letzten Berichte erwähnten Veränderung im Landarmenweſen 
ber Provinz haben bie Provinzialtände ben Entwurf eines Landarmenverbandes und bezüglichen 
Neglements im Ganzen abgelehnt. Ohnehin wäre, ba bie Oberlaufig und bie Stabt 
Breslau ſich gegen den Eintritt in ſolchen verwahrten, ihm ein gut Theil Lebensfähigfeit abge- 
gangen von vorn herein. Die betreffende Petition if mithin erlebigt, Wenn übrigens bie 
Kommiffion des Provinzial: Landtages das Laudarmenweſen Schlefiens, wie aus dem offiziöfen 
öffentlichen Berichte hervorzugehen ſcheint, in rofenfarbenem Lichte jehen follte, fo wilrde fie 
ſich nicht gerade des Richtigen erfreuen. Es genügt wohl zu bemerken, daß bie Provinz von 
über 3%, Mill. Einwohnern „ein“ Landarmenhaus beſitzt. 

Der Entwurf eines neuen Statuts für unſern Breslauer kommunalen Feuer 
Berfigerungs-Berband liegt 5. 3. dem Minifterium zur Beftätigung vor. — Ein nun- 
mehr in Bollzug tretender Nachtrag zu umferem Sparlaffenftatut wirft als Borfhuß an 
das ſtädtiſche Pfand » Leihamt flatt bisheriger 100,000 Thlr. fortan 150,000 Thlr. aus, — 
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Gelegentlich eines Zweifel® an ber pupillaren Sicherheit einiger hypothekariſch ausgethanen Kapi- 
talien flellte bie Stabtverorbneten » Berfammlung das Berlangen feft, ed möge Magiftrat ins 
Künftige in den Etat s biejenigen Grunbwerthe, welche bei bergl. Beleihung als Mafftab der 
Sicherheit anerkannt worben find, mit aufführen. — Bezliglich des Zinsfnkes warb be- 
ſchloſſen, daß bie 5. 3. 4'z progentig ausflehenden Gelder nicht zu erhöhen ſeien, neue hypothel. 
Darlehne dagegen nicht unter 5 pCt. ausgegeben werben follen. — 

An Perfonalien if, nächft dem Todesfalle des langjährigen erften Arztes und Leiters 
bes großen ſtädtiſchen Krantenhofpitales „Allerheiligen“, bes Geh. Medizinalrathes Dr. Ebers, 
bie Relonftituirung des Stabtverorbneten» Borflandes zu erwähnen, und entſchied die Wahl wie 
folgt: BVorfigender bleibt Juſtizrath Hübner; Stellvertreter bleibt Sanitätsrath Dr. Gräßer; 
Scriftfüprer: Kaufm. Boigt, Stellvertreter Kaufm. IJurod. — 

Schweidnitz verlor am 9. Januar feinen durch lange Jahre trem und umermübet thätig 
bewährten Kämmerer Thbamm. Die feit 1842 alljährlich ausgegebenen umfaſſenden gebrudten 
Stabthaushaltberichte waren fein Werk. Nahezu volle 25 Jahre war er im Amte. Daneben war 
er Berwalter verſchiedener Stiftungen, Mitglied des Kirchentollegiums, des Gymnaſialkollegiums 
und ber Schulveputation. Die Berwaltungs» Literatur befigt von ihm ein ſchätzbares, mit 
vielen Schematen ıc. ausgeſtattetes Werlchen über ſtädtiſche Kaffenverwaltung und bezligliches 
Rehnungsweien. Auch fein Vater ſchon hat der Kommmme lange Dienfte als Stabtverorbneter 
und Stabtverorbmeten-Vorfleher geleiftet. Ex ſelbſt war bis zum Jahre 1834, da ihn die Wahl 
zum Kämmerer berief, Mitglied bes Stabtverorbnetentollegiums, 

—I— Neiffe, 31. Degember 1858. Im der legten Stabtverorbneten-Gigung wurde ber 
jährliche BVBerwaltungsbericht vorgetragen, welchem wir folgende Notizen entlehnen. Bei ber 
Kämmereihanptlaffe betrug A. die Gefammteinnahme 80,245 Thlr. 27 Sr. 1 Pf. und 
zwar: 1) an beflänbigen Gefällen von fläbtifchen und ländlichen Grumbftücen 1171 Thlr. 
26 Sgr. 3 Pf.; 2) an unbefländigen Gefällen 4508 Thlr. 15 Sgr. 11 Pf.; 3) an Nutzungen 
ans fläbtifchen Rechten 1758 Thlr. 25 Sgr. 8 Pf.; 4) am Ueberſchüſſen aus brei Kämmerei- 
gütern 7390 Thlr. 14 Sgr. 3 Pf.; 5) am Ueberſchüſſen aus ben Forſten 21,492 Thlr. 6 Pf.; 
6) am Ueberſchüſſen aus zwei Ziegeleien 3124 Thlr. 6 Sgr. 2 Pf.; 7) am Pachtzins von 
743 Morgen parzellenweife verpachteten Aeclern und Wielen 3254 Thlr. 27 Sgr. 4 Pf.; 8) an 
Miethzins von fäbtifchen Gebäuben 1357 Thlr. 12 Ser. 6 Pf.; 9) an birelter Eintommen- 
ſteuer 14,892 Thlr. 13 Ser. 5 Pf.; 11) Hunbefleuer 205 Thlr. 9 Sur. 6 Pf.; 12) Aufent- 
haltotartengelder O0 Thlr. 5 Sgr.; 13) an Zinfen von Aktiv-Rapitalien 2209 Thlr. 16 Sgr. 
6 Pf; 14) an zurüdgezahlten Kapitafien 157 Thlr. 17 Sgr. 4 Pf; 15) an Abldfungs- 
Rapitafien 641 Thlr. 3 Sgr. 8 Pf.; 16) Imsgemein 3943 Thlr. 3 Pf.; 17) Beſtand ans 
vorigem Rechnungsjahre 4875 Thlr. 12 Sgr. 4 Pf.; 18) Nefteinnahme aus vorigem Jahr 
711 Thlr. 15 Sgr.; 19) au Defekten 1 Thlr. 11 Sgr. 3 Pf. — Die Forften haben gegen den 
Etat eine Mehreinnahme von 6000 Thlru. geliefert, größtentheile für Holy aus dem durch 
Schneebruch beſchädigten Theil des Preiländer Forſtreviers. B. Die Gefammtausgabe 
betrug 66,659 Thlr. 9 Sgr. 2 Pf. und zwar: 1) auf Koften ber allgemeinen Berwaltung 
10,9% Thlr. 10 Sgr. 1 Pf.; 2) auf Bau» und Reparaturfoften 13,918 Thlr. 4 Sgr. 8 Pf. ; 
3) für Adminiſtration fläbtifcher Gebäude 15 Thlr. 1 Sgr. 1 PBf.; 4) für Schulzwecke a) zur 
latholiſchen Schule 6521 Thlr. 2 Sgr. 11 Pf. einfchließlich der 3400 Thlr, für Herftellung bes 
abgebrannten Dachftuhles der Knabenſchule, b) zur evangeliſchen Schule 1338 Thlr. 28 Ser. 
3 Pf., ©) zur Realſchule 2922 Thlr. 8 Sgr. 8 Pf., d) zur Sonntagsichule 44 Thlr., e) zur 
Gewerbeihule 100 Thlr.; 5) für Armen» und Krankenpflege 7150 Thlr. 21 Ser. 10 Pf; 
6) Üffentfiche Abgaben und Laflen 10,978 Thle. 20 Sgr. 9 Bf. inkl. 4250 Thlr. Servis; 
7) für Straßenreinigung und Beleuchtung, Wafferleitung und für Unterhaltung ber Stabtuhr 
2762 Thlr. 26 Sgr. 9 Pf.; 8) fiir Nachtwächter, Thurmwächter und Sprigenführer, Bettel- 
doigte, den Stabtmufilus umb auf Unterhaltung bes Bolizei » Arrefles 1028 Thir. 13 Sgr.; 
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9) auf Gerichtsloften 206 Thir. 12 Sr. 11 Pf; 10) Zinfen von 44,788 Thlx. 26 Sgr. 7 Bi. 
Stabtihulden 19 Thlr. 15 Sgr. 10 Pi; 11) zur Schulventilgung 5400 Thlx,; 12) zur 
Aulegung neuer Kapitalien 172 Thlr. 29 Sgr. 10 Bi, aus Penningipigen bei Ablöjungen; 
13) zur Erwerbung von Grundftüden 360 Thlr.; 14) Einguartierungs- und Marjhverpflegungs- 
toften 150 Thlr. ; 15) Iusgemein 640 Ihe. 12 Sgr. 7 Bi. ; 16) an Defelten 4 Thlr. 10 Sgr. 
— Die Mehransgabe gegen ben Etat von 3685 Thlr. 27 Sgr. 1 Pf. rührt meift her aus bem 
zur Herftellung des abgebraunten Dachſtuhls ber Knabenſchule geleifteten Zuſchuß von 3400 Thlr., 
welcher hinterher aus ber Feuerverſicherungslaſſe wieder erflattet und zum Titel „Insgemein‘ 
vereinnahmt worden ift. — Bei der Sparlafjenverwaltung betrugen Ende bes Jahres 
1856 die Einlagen 224,154 Thlr. 8 Sgr. 6 Pi, am Enbe bes Jahres 1857 aber 275,150 Thlr. 
20 Sgr. 1 Pf.; dieſelben haben ſich daher erhöht um 51,016 Thlr. 11 Sgr. 7 Pf. Die Au- 
zahl ber im Umlauf befindlichen Sparlaffenbücher beträgt 4071 und zwar 11 über 200 Thlr., 
969 über 100 Thlr., 864 über 50 Thlr., 1133 über 20 Thlr., 1094 unter 20 Thlr. — Die 
Anftalt gewährt 31% pCt. Zinfen. — Bei ber Pfandleifanfalt waren am Schluffe bes 
Jahres 1856 auf 6142 Stüd Pfänder 16,751 Ehe. geliehen, Im Jahre 1857 traten zu 
7850 Pfänber, belieben mit 20,313 Thlr. 20 Sgr. Gingelöfet wurben im Sabre 1857 
9149 Pianbftüde buch Zahlung von 21,891 Thlr., fo daß am Schluffe des Jahres 1857 
Beſtand blieben: 4843 Pianbftücde, belichen mit 15,173 The. 20 Sgr. Die Stüdzahl der 
Plänber und die darans geliehene Summe hatte fi) baher gegen ben Jahresihluß 1856 ver- 
minbert nm 1299 Pfänber und um 4573 Th, Darlehn. Die Krantenhausperwaltung 
bat für das Jahr 1857, obwohl etatirt waren 486 Tplr, 22 Sgr. 10 Pf., nur 270 Thlr. 
15 Sgr. 8 Pi. an Zufhuß aus ber Kämmereilaſſe beburft, weil ein größerer Theil Kurloſten 
von ben Berpflegten ober ben betreffenden Armenverbänben einzuziehen möglich war. Die 
Sejanumtansgaben ber Krankenanftalt beliefen fih auf nur 857 Thle. 16 Sgr. 5 Pr Dies 
günftige Refultat hat bie Stabtlommune zumeift dem Fürſtbiſchöflichen Kraulenhauſe hierſelbſi 
zu danlen, worin arme Dienfiboten und Gefellen unentgeltliche Uufnapme und Behanblung 
finden. — Die Urmen-Urbeitsanftalt hatte um Jahre 1857 insgefommt 60 Perſouen zu 
verpflegen. Die Einnahme aus dem Berbienft der Häuslinge betrug 942 Thir, 8 Ser. 7 Pf.; 
der Zuſchuß aus ber Kämmereilaſſe 1633 Thlr. 26 Sgr. 3 Pf. — Aus ber Armenlafje 
wurden im Jahre 1857 gezahlt: am fortlaufenden monatlichen Unterflügungen 4994 Thlr. 
10 Sgr., an außerorbentlichen Unterftügungen 1402 Thlr. 19 Sgr. 10 Pf., an Arzneiloſten 
373 Thlr. 8 Sgr. 8 Pf., für Belleivung 100 Thlr. 22 Sr. 9 Pf., am Leitungen aus Stif- 
tungen zu befonberen Zweden 417 Thlr. 8 Sgr., auf Beſoldungen 132 Thlr., insgemeiu 
41 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf.; insgeſammt aljo 7461 Thlr. 11 Sgr. 9 Pf., wozu ein Zuſchuß ou 
4965 Thlr. 26 Sgr. 11 Pi. aus ber Kämmereilafje erforderlich war, — Schullafſeurech— 
nungen: L Die tatholiſche Elementarſchullaſſe hat, da für Kinder aus dem Civilſſaude Schul⸗ 
geld nicht gezahlt wird außer 655 Thfr. 10 Pi. aus eigenem Vermögen nur zu vereiunahmen 
gehabt 126 Thlr. 22 Sgr. 6 Pi. Schulgeld fiir Kinber aus bein Militär und 82 Thlt. 9 Sgr. 
5 Pf. an Defekten, Reflen und unvorhergeſeheuen Einnahmen. Berausgabt wurden: Bejol- 
dungen an 13 Lehrer und 2 Lehrerinnen 3267 Thlr. 20 Sgr., auf Unterrichtsmittel und Schul 
bebürfniffe für arıne Kinder 632 Thir., auf Abgaben, Laften x. 83 Thlr. 15 Ser. 8 Pf. Die 
Kämmereilaffe bat amßer 3400 Thlr. zur Herfiellung des abgebrannten Dachſtuhles daher 
3121 Thlr. 2 Sgr. 11 Bf. Zuſchuß leiften müflen. I. Die evaugeliſche 

hatte Einnahme: 70 The, Schuigelder von Kindern aus dem Militär, 179 Thle, 6 Sgr. 6 Pi. 
and Kapitalsvermögen und 53 Thlr. 1 Spr, au Reſten und Defekten. Veransgabt wurden: 
387 Ihle. 20 Sr. Bejoldung für 4 Lehrer, 200 Thlr. Benfion einem Lehrer, 130 Thlt. 5 Sır. 
auf Unterrichtsmittel und Schulbedilrfuiffe armer Schuilinber, 51 Thlı. 3 Sgr. Abgaben, 
Laften ꝛc. und 272 Tplr, 22 Sgr. I Pi. für dem Lehrern gezahlten Wohnungsmiethzins während 
des Baues des Schulgebäudes; bie Kämmerei hat daher 1338 Thlr. 28 Sur, 3 Pf. Zuſchuß 
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kißen miiſſen. TIL Die Realſchullaſſe Hatte Cinnahme: 2899 Ep, 22 Sgr. I Pi, Schul. 
Reuern, Dinten und Lehrgelb; Reſte ans bem Voriahr 119 Thlx. 29 Sr. 11 Pf. Verausgabt 
wurben: 5408 Thlr. Befolbungen an ben Direltor, drei Oberlehrer, vier Lehrer, einem Colla⸗ 
boratgr unb Fin Hüliichzern ; 198 Thlr. 21 Sg, 6 Pi. auf Unterrihtsmittel; 90 Ehle. für 
aoltesdienſtliche Kinrichtungen; 63 Zhlr. 26 Gyr. 7 Pf. auf Utenfilien; 108 Zul, 16 Ser, 
onf Beheizung; 18 Thlr. 8 Bi. auf Banlichleiten; 54 Thlr. 27 Sgr. Insgemein, Die 
Käuumereifafle hat daher 2922 Thlr, 8 Sr. 8 Pi. Zuſchuß leiften müſſen. 

Bus Röbtiigen Benerverfiherungstafie war im Jahre 1857 nur ein ordentlicher Beitrag 
zu ‚erheben im Betrage von '183 Thlr. 18 Sgr. 9 Pf., denn es waren bei ber Provinzial» 
Gtöbterlsemexjozietät nux 140 biefige Häufer verfigert, im Gefammtbetrage von 150,210 Thlr, 

Au Gewarbeſtener wurbeu im Jahre 1857 6828 Thr, 20 Sgr. erhoben. 

Die Behujs der biesjährigen Stadtverordnetenwahl aufgeftellte Lifte ber ftunmfähigen 
Bürger ergiebt in der erſten Abtheilung 88, im ber zweiten 170 und im ber dritten 430 Bürger 
wit einem Gejammteintommen yon 415,120 Thlr. 

e. Brandenburg. 

—L— Berlin, im Sanuar. Die zwiſchen der Armenbireftion und bem Königl. Brand» 
Direktor Scabell getroffene Vereinbarung wegen Zuweiſung bon angeblich arbeitslofen Indivi⸗ 
buen zur Beſchãftigung bei der Straßenreinigung erweiſt fich als eine außerordentlich zweck⸗ 
mäßige und für die Kaſſe der Kommume erſprießliche Maßregel. Ste iſt die beſte, ſicherſte und 
einfachſte Prüfung, ob wirkliche Noth bie Leute ber Armenlaſſe zuführt, oder Trägheit und 
Spekulation. In neueſter Zeit fuchten 17 Perſonen aus Mangel an Arbeit bei ber Urmen- 
Direltion Unterſtützungen nah und wurben ſämmtlich dem Brand-Direltor Scabell zur Beſchäf— 
tigung ‚Überwiefen. Bon biefen 17 Inbivibuen haben es 2 vorgezogen, ihre Arbeitsanweifungen 
gar nicht abzugeben, 4 haben fi) mad; Abgabe ver Anweifung zu ber ihnen übertragenen Arbeit 
gar nicht eingefundben, 5 berfelben find zwar an bie ihnen übertragene Arbeit gegangen, benutten 
aber wie erfle befte Gelegenheit, um wieder bavon zu kommen, Einer ärztlichen Prüfung follten 
fich 4 umterzieben, aber nur 1 fanb ſich bei bem betreffenden Arzte ein umb biefern konnte 
beſcheinigt werben, daß er wegen Krankpeit zu? Arbeit untauglich fei. Zwei Individuen konnten 
wegen ihrer polizeifichen Eonbnite eine Beſchäftigung erhalten, 

Berlin, im Januar. Aus ben Berhandlungen ber Gtabtverorbneten - Siung am 
30, v. Ms. iR mitzutheilen, daß ber Antrag des Magiſtrats wegen Nieberfegung einer ge- 
mifchten Deputotion, binfichtlich des Umbanes des Arbeitshanfes, bis zur nächſten Siyung, im 
welcher bie neugewählten Witglieder ver Verfammlung eintreten, verſchoben wurde. — Auf An- 
trag des Magifirats bewilligte die Berfammlung zu der Gasanlage im neuen Waiſenhauſe 
bie neranichlagten 5790 Thir. und zu ber Wafferleitung daſelbſt 7250 Thlr. — Der Magiſtrat 
beantragte bie Genehmigung dazu, baf in dem dem VBollmonde nächſten Nächten die Öffentlichen 
Gosflammen ebenfalls bis 3 Uhr Morgens brennen dürfen, und bie Verſammlung evtheilte 
biefe Genehmigung unter Bewilligung ber dadurch herbeigeführten Mehrausgabe von 1544 Thlr. 
Die Foridauer des mit bem Königl. PolizeisPräfidium über das Nachtwacht⸗, Feuerlbſch⸗-⸗ und 
Straßenteinigungswefen abgejchloffenen Vertrages wurde, auf Antrag des Magiftrate, ebenfalls, 
jeboch mit Vorbehalt aller Rechte der Stabt, genehmigt. Damit waren bie Berhamblungen ber 
Öffentlichen Sigung beendet. Inzwiſchen waren bie Mitglieder des Magiſtrats⸗Kollegiums, an 
ihrer Spitze der Oberblirgermeifter Krausnid unb ber Bürgermeifler Naunyn erjhienen. 
Der Kämmerer Stabtraty Hagen verlad nunmehr den Berwaltungabericht, dem wir nachſte⸗ 
hende Mittkeilungen entnehmen: Der Bericht jagt zunüchſt im feiner Einleitung, daß bie 
Berhältnifſe ver Kommumnal-Berwaltung in bem verfloffenen Jahre einen Auffihwung genommen 
hätten, wie ex feit langer Zeit nicht flattgefunden und fährt dann fort: „Aufs Tieffte beflagt 
gewiß bie Hanptflabt bes Landes das ſchwere Geſchict, welches Se. Majeſtät ben König durch 
die Heimſuchung von einer fang bauernben Krankgeit getroffen hat, aber mit um fo feflever 
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Zuverſicht, mit um jo größerem Dante blickt fie auch auf die großherzigen Beweiſe Möniglicher 
Huld und des hohen Vertrauens, welches Se, Königl. Hoheit ber Prinz-Regent bei der Ueber⸗ 
nahme der Regeniſchaft dem Lande funbgegeben hat. Wie überall, fo au namentlich in ım- 
ferer Stadt, hat dieſes Vertrauen in ben jüngften Tagen deutlich einen tremen Wieberhall gefum- 
den, und es wird fid) nur immer flärler zu einer Regierung eutwickeln, welde, geleitet von 
den Grumbfägen der Wahrheit, Gerechtigkeit und des Wohlwollens, in ber richtigen Erlenut⸗ 
niß und Würdigung der wahren Bebitrfnifje des Volles bie höchſte Birgihaft für ihre eigene 
Stärke findet, Mit frenbigem Gefühl darf der Magiftrat an bie wahrhafte Begeifterung zurüd 
erinnern, mit welcher die geſammte Einwohnerſchaft unſerer Stadt an ber Bermählung St. 
Königl. Hoheit des Prinzen Friedrich Wilhelm mit Ihrer Könige. Hoheit ber Prinzeh Royal 
von Grofbrittanien den lebhafteſten Antheil genommen hat und namentlich die Mitglieder ber 
fänmmtlichen Gewerls-Iunungen und Fabriken, die der Ginhofungsfeierlihteit am 8. Februar 
d. 3. in ihren forporativen Verbänden ihre Theilnahme und patriotifchen Geift in ber erhebend- 
flen Weile an ven Tag legten.” Ferner heißt es im bem Bericht: Ju faft allen Zweigen ber 
ſtädtiſchen Verwaltung haben ſich bie Verhältuiſſe ſehr erfreulich geſtaltet. Wie bie Fortdauer 
einer größern Billigleit in den Preiſen der Lebensmittel im Allgemeinen anf ben beſſern Nah⸗ 
rungsſiand ber dürftigen Klaſſe wohlthätig gewirkt hat, fo hat ſich, ungeachtet bie mod immer 
andauernde Boden-Epivemie bie Koften ver Krankenpflege nicht unerheblich vermehrt, die in 
allen Teilen geregelte Armenverwaltung gegen früher wiederum nicht umerhebliche Berminbe- 
rung ber Aufwendungen der Kommune für fie erreichen faffen, und wirb es anerlannt werben 
mäffen, daß die weſentlichen Wenderungen in biefem Zweige ber Verwaltung bei Befthaltung 
ver humanften Grunbfäge, auf die günftige Finanzlage der Kommune nicht ohne wortheilhaften 
Einfluß gewejen find. Die Erſchütterungen, umter welhen gegen Ende bes Jahres 1857 bie 
Kreditverhältniſſe ber bedeutendſten Handelsplätze bes nördlichen Europas gelitten, haben fid 
zwar auch in Berlin fühlbar gemacht, und theils eine große Anzahl von Konkurs » Cröffnungen 
(feit der Zeit vom 1. November 1857 bie 15. Jan. c. 92), theils eine große Vermehrung 
der Wechſelllagen hervorgerufen. An fegtern gingen überhaupt im Jahre 1857 12,374, bar» 
unter 7938 über Objekte unter 50 Thlr., ein. Immerhin find jene Erfchlitternugen glüdlich 
hier vorübergegangen und auch ungeachtet der durch bie Allerhöchſte Kabinets-Orbre v. 27. Nov. 
v. 3. erfolgten Suspenfion ber Zinsbefchränkungen find bie Hypothelen-Berhältniffe davon nicht 
in bein Maaße berührt worden, wie es befiicdhtet wurde, wenigftens find, nach amtlichen Nach- 
richten der übelften Zeit bis zum 15. Jan.c. von ber bamaligen gejammten Hypothelenſchulden ⸗ 
laſt von 119,863,210 Thle. mı 172,000 Thir. mit höheren Zinfen als 5 pet, eingetragen 
worben. Mit der größeren Flüſſigleit der dem Verlehr zeitweife zurückgehaltenen Rapitalien 
hat fih die Spekulation wieder in verſtärltem Maaße auf Ban-Unternehmungen geworfen, 
und wie fi die Erwerbsverhältniffe des Gewerbe» und Arbeiterfiande® dadurch gehoben haben, 
fo läßt fi) davon auf ein allmäliges Sinlen der nod immer überaus hohen Wohnungspreife 
vedhmen. Iu zum Theil überrafhender Weife haben ſich bie Beträge aus dku weſentlichſten 
Einnahmezweigen, namentlich der Stewer-Berwaltung, gehoben, während fi) andererfeits in 
verſchiedenen Verwaltungen, ohne Beeinträchtigung ihres Zwedes, Ausgabe-Erfparniffe haben 
erzielen laſſen. Zur lebhafteften Freude dev Verwaltung hat fi baburd bie in bem vorjäh- 
rigen Bericht ausgefprochene Hoffnung, daß ſich auch bei ber ſehr erheblichen Steuer-Ermäßi- 
gung, bie feit dem Beginne bes lauſenden Jahres bei ber Haus- und Miethöftener eingetreten 
if, das Gleichgewicht zwiſchen Ausgabe und Einnahme werbe erhalten laſſen, micht allein be- 
flätigt, fonbern es hat, neben ben mwejentlichften Mepranfwendungen, namentlich auf Berbefie- 
rung des Schulwefens und der Lehrergehälter, fo wie ben Verbefferumgen der Befolbungsver- 
Hältniffe ver Kommunalbeamten überhaupt, noch der Schuldenzuftaud der Kommune wicht umer- 
heblich verringert werben Können. — Der Bericht geht demnächſt zu beu einzelnen Berwaltungs- 
zweigen über, berem wichtigfie wir hier folgen laſſen. Feuer⸗Sozietäts Verwaltung. 





189 


Am 1. Oftbr. d. J. betrug bie Haupt-Berficherumgsfumme jümmtliher Gebäude in ber Stabt 
150,207,250 Thlr.; die Zahl der Grumbftüde 9070 gegen das Borjahr 122 mehr. Die Ber- 
fiherungsjumme hat fih um 5,191,325 Thlr. erhöht. Zur Dedung der Branbfhäden vom 
1. Oftbr. 1857/58 bebarf e8 eines Beitrages von 1%; Sgr. vom Hundert, Die Brandent- 
ſchädigungsgelder bei 92 Bränden betrugen 23,829 Thlr., der Beitrag zu den Koften des Feuer⸗ 
töfhwefens 70,247 Thlr. Gewerbe» und Niederlaffungs -Angelegenbeiten. 
Die gewerblichen Unterftügungstafen find im Laufe des Jahres durch Gründung einer nenen 
allgemeinen Fabrifarbeiterkafe mm eine vermehrt worden. Die Verhandlungen zur Errichtung 
einer Kaffe für weibliche Arbeiter find dem Abfchluffe nahe. Am 1. Januar d. I. zählten bie 
73 Gefellen- und Fabrifarbeiterkaffen 50,689 Mitglieder, 3682 mehr als 1866. An Beiträgen 
wurben im Jahre 1857 geleiftet vom den Arbeitnehmern 177,157 Thlr., von ben Arbeitgebern 
13,143 Thlr. Das Vermögen ber Kafjen betrug am Schlufle des Jahres 1857: 68,862 Thlr. 
Die 70 gewerblihen Krantentaffen zählten am Schluffe des Jahres 1857: 43,210 Mitglieber, 
1170 mehr als 1856; währenb des 1. Semefters d. 3. hat fich die Zahl auf 47,856 vermehrt 
und if noch eime neue Kranlenlaſſe hinzugelommen. Im Jahre 1857 wurden 39,308 Krante 
behandelt, filr Arzneien, Bandagen ıc. bezahlt 17,820 Thlr., an Arzt Donorar 5860 Thlr. 
Die Zahl der Mebizinalbezirte und der Aerzte hat von 21 auf 27 vermehrt werben müffen. 
Meifterpeifungen fanden im Jahre 1857 flatt 842, 14 mehr ala 1856; Gefellenprifungen 
1297, Lehrlinge wurben aufgenommen 2208, Die Verwaltung ift bemüht gewejen, bie tüch- 
tige Ausbilbung der Lehrlinge zu befördern. Die Erlaubniß zum ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb 
haben machgefucht 3723 Perſonen, um die Erlaubniß zur Anlage neuer reſp. Uebernahme ſchon 
beftehender Gaft+ und Schaufwirtbichaften kamen ein 1006 Perjonen, 124 weniger als 1856. 
Bon letzteren wurden 787 befürwortet, 182 abgewiejen, 37 wieber zurüdgenommen. Aus dem 
Gewerbe-Ausfiellungs-Fonbs find 7 Stipendien, & 20 Thlr. gezahlt, drei find mod vafant. 
Die Verhandlungen Über bie Verwendung des aus der Ausftellung ber Einholungs-Embleme 
gewonnenen Fonds von etwa 8900 Thlen. find noch nicht zum Abjchluffe gelommen. Nieber- 
laffungsgefuche find 3152 eingegangen, darunter von Imländern 2625, von Ausländern 280, 
von Juden 249. Genehmigt wurben von Imländern 2096, Ausländern 121, Juden 196, 
Die Gefammt +» Einnahme der Einzugs- und Hausſtandsſteuer betrug im vorigen Jahre 
127,157 Thlr., barımter Einzugsgeld 91,599 Thlr., Hausſtaudsſteuer 32,307 Thlr. Der Be- 
tag ber erflern überftieg das Jahr 1856 um 14,751 Thlr., der Betrag ber letztern ift jedoch 
um1049 Thlr. zurüdgeblieben. KRämmerei-Berwaltung. In den Kämmereiortſchaften hat ber 
Zuzug bebeutemd zugenommen, namentlich auf ben Wedding und in Neu-Moabit. 1867 find 
838 Familien angezogen, 1856 mur 597, während bes erften Semefters d. I. 576. Am Schlufie 
des Jahres 1857 zähften beide Ortſchaften 12,249 Seelen, am Schlufie 1856 nur 11,160. 
Die Laften ber Armen-Berwaltung haben ſich dadurch vermehrt und bie Verwaltung ift bebeu> 
tenb umfangreicher getworden, namentlich tritt dies bei ber Poligei- Berwaltung hervor. Der 
Bericht verbreitet ſich dann über bie Verpachtung der Ländereien ıc., die Frequenz ber fläbti- 
ſchen Bade-Anftalten — Reſultate bereits belannt, Steuerverwaltung. Die Einnahme ans 
diefer Verwaltung ift fortwährend im Steigen. Die Einnahme der Haus, und Mietheftener 
betrug 1857 incl, des Zuſchlags 1,165,717 Thlr. 73,464 Thlr. mehr als 1856. Reſt blieben 
uft. 1857: 21,057 The, niebergejchlagen wurden 24,485 Thlr. Bon bem Gejammtertrag fallen 
auf 1857 von dem Zuſchlag 272,671 Thlr. und auf die Einnahme nach ber gewöhnlichen 
Beranlagung 898,046 Thir. 1858 find bis zum 1. Dezbr. eingegangen 816,000 Thfr,, und 
werben bis zum Schluffe der Rechnung vorausſichtlich noch 144,000 Thlr. eingehen, fo daß 
alfo ohne ven Zuſchlag eine Einnahme von 960,000 Thlr. erreicht werben wird, jo daß ſich gegen 
das Vorjahr, nach ber gewöhnlichen Beranlagung, ein Mehr von 67000 Tplr. herausfiellen 
würbe, eim Exgebi;f, welches theils im der Vermehrung der Grunbftüce, theils im ber fortge- 
ſetzten Erhöhung der Miethöpreife feinen Gruud Hat. Im 1. Onartal d. I. waren Überhaupt 
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vorhanden 89,223 vermiethbate Gelaffe, 2196 mehr als 1857. Der Miethéwerth derſelben 
betrug 10,832,484 Thlr. oder 801,884 Thlr. mehr als voriges Jahr. Von biefen ern, 
wurben im 1, Quattal c, verſteuert 72,410, mit einem Werthe von 9,511,798 Thlt 

Seftenert wegen gefetsfidher Epemtion: wurbet 1473 Wehtutiigen, tbepert Weit er ober 
63 weniger als 1867, Gleichfalls gehoben hat fih bie Einnahme ans der Mahl-, Schlacht: 
und Braumalzſteuer und eitten Belag ergeben, ber die Erwartungen weit überkroffen bat. 
Es gingen eim 1857: 606,572 Thlr., 86,619 Thlr. mehr ale 1856 und 109,729 Ele: mehr 
als 1855, Der Etat pro 1858 fett eine Einnahme won 505,600 Thfe, voraus. Im den erflen 
brei Quartalen d. I. find bereit® eingegangen 461,911 Thlr. Danach läßt ih annehmen; daß 
bie Geſammit ⸗ Einnahme ſich auf 626,000 The, ober 120,000 Thlr. üben ven Etat belaufen 
wird, Eine nit unerheblihe Mehr-Einmahme if der Kommune durch das Geſetz wegen Eiti- 
führung des neuen Lanbesgewichts zugefloffen, indem der 6. 8; deſſelben beffmmt; daß derſelbe 
Steuerbetrag, wie bisher, vom Geutner erhoben werden foll, obwohl derſelbe rot; ein Sechs⸗ 
unbbreißigftel Teichter ift, als ver frühere. Pro 3, Quartal d. 3. iſt dieſe Erhebung zum erſten 
Mail eingetreten und bat eine Mehreinnahme bei den 3 Stenern von 5997 Thle. ergeben. 
Die Wildpretſtener brachte 1857 18,331 The; es wurden 26000 Hafen mehr verſlenert als 
1856, im Ganzen 93,649, Aus der Bau +» B erwaltung iſt hetvorzaheben, bafı bis zul 1. Oftbr. c. 
innerhalb der Ringmauer 591,443 Fuß Granitbahrten gelögt waren; anferhalb ber Ringmimter 
79,413 Fuß, zufammen 670,856 Fuß ober 275, Meilen. Unbelegt bfieber noch 200,412 $. 
ober 8", Meilen. Vollſtändig belegt find 266 Strafen, theiltdeile belegt 107 Straße: Die 
Gefammtlänge ber 363 Strafen beträgt 871,269 5. Schuiverwaltang Die Schülerzahl 
in ben 4 ftäbtiihen Gynmaſien betrug 1857: 2281 in 54 Klaſſen. Die Unterhaltingsloflen 
dieſer Anfalten betrugen 74,281 Thlr. mit einein Kommunalzuſchuß von 17,044 Ehfe. Die 
Gewerbeſchule hatte im 8 Klaſſen 289 Schüler. Die Unterhaltungskoſten betrugen 11,490 Thlt., 
der Kommunalzuſchuß 4307 Thlr. Die drei ſtädtiſchen Realſchulen wurden in 44 Klaffen von 
19% Schülern beſucht. Die Unterhaltungskoſten betrugen 38,502 Thlr,, welche durch die Ein- 
nahmen volftändig gebedt wurden und noch einen Ueberſchuß von 4783: Thlt. ergaben. Der 
Turnunterricht in bem höhern Lchranflalten, wie bie Sheilnahme in den Fortbildungsanftälteh 
hatte erfrenlichen Fortgang. GSäntmtlie Kommunal⸗ und Privatſchulen wurden am Schluſſe 
des Jahres 1857 von 25,697 Kindern beſucht. Die Untethaltungsloſten betrügen 157,87 Thir. 
mit einem Kommmmalzufchuß won 129,74 Thlr. Im Laufe d. 3. hat eine wefentliche Ber- 
befjerung ver Lehrergehälter eintreten lönnen, ba die Gtabtverorbneten+ Berſammlung bayn 
6000 Thlr. zur Dispofition ftellte. Die Ausgaben fir das gefantmte Schul, und Armenſchul⸗ 
wejen betrugen 347,684 Thlr. mit einem Kommumalzuſchuß vor 189,047 Thle. Unter biefen 
Gefammtausgaben befinden ſich 45,600 Thlr. zu Schulbauten. Armenverwaltung. Das 
Kapitalvermögen fünmtliher Kommunalermenanftalten bettug attı Schluffe des Jahres 1857: 
872,919 Thlr. Bon dieſem Vermögen gehören ber Haupt-Armenkaffe 72,492 The, der Haupt- 
Stiftungstaffe, mit Einfluß der bei derſelben befonbers vermuteten Pegatenfonbs, 651,005 Thlr., 
dem Friebrich-Wilhelme-Hospital 46,410 Thlr., dem Gr, Friedriche ⸗Waiſenhauſe 98,867 Thlr., 
dem Arbeitshanfe 156 Thlr. Bei der Sparkajje wurben 1857: 441,837 Thlr. eingegähft und 
378,060 Thlr. abgehoben; das Gefammit-Guthaben ber Intereſſenten betrug 1,534,700 Thlr. 
Die Ergebniffe des Erleuchtungsweſens find ebenfalls ſeht günftig, Vom 1. Jult 1856-1867 
wurbe ein Ueberfhuß vom 135,856 Thlr. erreicht, vom deuen 44971 Zhlr. an bie Stabthaupt- 
kaffe abgeführt, 90,884 Thlr. zur Erweiterung ber Gasanlagen verwendet wurden. Zur Er» 
zengung des Gajes wurden 11,483 Laſt 11 Tonnen Steinlohlen verwendet und dadurch 
362,897,300 Kubitfjuß Gas gewonnen. Det Bericht fehlieht mit einem Ueberblid über bie all⸗ 
gemeine Finanzlage. Die Geſammtſumme ber Kaffen- u. Dispofitionebeflände betrug nit. 
1857: 1,158,141 Thlr. ober 424,083 Thir. mehr ale 1856. Bei biefer Höhe bes Beſtaubes 
konnte eim bebeutenber Theil zur Berminberung der Kommunalſchulden verwendet werben, 


— 


Zur Amortiſation der Stadiſchulden wurden 66,000 Thlr. verausgabt und bie Hypothelenſchuld 
file die zum Bau des Rathhauſes angelauften Grundſtücke beträgt bei einem Kaufpreis won 
69,550 Thlr. nur noch 169,600 Thlr. An extraordinalren Ausgaben find geleiſtet: 115,000 
Thit. Deſſenungeachtet und obwohl der Wegfall des Zuſchlages zur Haus- und Mietheflener 
feit dein Begiun des laufenden Jahres die Einnahme um 250,000 Thle. verringert, läßt fich 
nach den Bedentenden Mehr⸗Einnahmen und Minder-Husgaben ein jedenfalls günftiger Final- 
abſchluß Für 1858 erwarten und ift aus ber laufenden Verwaltung auf einen Weberfhuß von 
150,009 The: zu rechnen. Ein nicht weniger günftiges Reſnltat Täht ber Etat pro 1859 er- 
Warten. Das gefamimte Kapitalvermögen ver Stabt beträgt zur Zeit 2,360,635 Thlr., bie ge— 
ſammten Stadtſchulden belauſen fi auf Höhe von 5,132,529 Thlr. Beim Beginn des lan: 
fenden Jahres betrug das Kapital-Bermögen 2,235,497 Thlr., die Stadtſchulden 5,458,749 Tür. 
und hat fi danach das Vermögen um 125,138 Thlr. erhöht, die Schuld dagegen um 326,220 
Ehlr. verringert. — Nach Beendigung dieſes Berichtes ergriff der Hr. Oberbilrgermeifter Kransnid 
das Wort und wies nohmals auf bie günftige Finanzlage bin, welche es möglich macht, bie 
Intereffen ber Mitbürger nach Kräften zu fördern. Er fpradh den Wunſch aus, daß das be 
vorſteheude Jahr im gleicher Weiſe günftig fein möge, damit bie Behörden am Schluffe beffel- 
ben mit gleicher VBefriebigung auf daſſelbe zurüdihauen köunen. Der Vorſitzende ver Ber- 
jammlung, Hr. Geb. Kath Eſſe, ſprach dem Magiftrate feinen Dank für den günfligen Bericht 
Namens der Bürgerjchaft und ven Willen der Verſammlung aus, den Magiftrat ferner nach 
Kräften zu unterftügen. Ex ſchloß mit dem Wunfche, daß ber allmächtige Gott Se. Majeftät 
den Köuig bald gemefen laffen möge, und bekräftigte dieſen Wunjd mit einem Hoch auf Se. 
Majeftät, auf Se, Königl, Hoheit dem Prinz-Regenten und das ganze Königl. Haus, welches 
von ber Berjammlung breimal lebhaft erwibert wurde. Damit ſchloß bie öffentliche Sitzung. 

Berlin, im Januar. Nachdem in ver Sitzung der Stabtverorbneten- Berfammlung am 
6. d. Mté. die laufenden Gejhäfte erledigt waren, bankte ber Vorſitzende Hr. Efje den.aus- 
ſcheidenden Ditgliebern für ihre trene Wirkjamteit, Balb nah 5 Uhr erfhien ber Oberbürger- 
meifter Krausnid, gefhmüct mit der großen goldenen Amtefette, die auch der Vorſitzende an- 
gelegt hatte. Darauf wurben bie neutgewählten Mitglieber eingeführt. Der Oberbürgermeifter 
richtete an bie Neugewählten eine Aurede, in welcher er auf das koſtbare Gut der Selbftver- 
waltung ber Bürgerfchaft hinwies, welche in Gefinnung und That jo reiche Früchte getragen 
babe, in ber Gefinnung durch die Hebung des ebelften Gemeinfinnes, in der That durch Für- 
berung aller nütlichen fläbtiichen Einrichtungen. Die Wahl der Mitglieder diefer Berfammlung 
unterfdeibe fi von andern Wahlen dadurch, daß bie Wähler den Gewählten keine Zuftruktion 
witgeben Lönnen, fonbern ihren Entflüffen volle Freiheit vertrauensvoll faffen müßten. Mit 
bemfelben Bertrauen, das ihnen ihre Mitbürger bewiefen, lomme aud der Magiftrat den Neu- 
gewählten entgegen und hoffe ihre Mitwirkung zum Wohle ber Stabt. Nachdem der Redner 
bie Neugewählten nochmals mit den Worten der Stäbteorbuung von 1808 daran erinnert, 
daß ihr Gewiffen ihr Richtſtuhl ſei, erfolgte die Beeidiguug. Hr. Eſſe begrüßte hierauf bie 
Neneingetretennien, indem er an die Eintracht und Collegialität erinnerte, die in ber Verſamm⸗ 
fung geberriät, und bie fefle Zuverficht ausſprach, daß aud ferwer das Gute unſrer Stabt unb 
das Beſte ber Mitbürger werbe geförbert werben. Hr. Eſſe legte hierauf fein Amt nieder, und 
unter Feitung des Alterspräftventen, Sr. Krebs, wurde die Neuwahl vollzogen, in ver Hr. Eſſe 
mit 65 von 98 Stimmen wiebererwählt wurde. 

— Der Stabtverorbneten- Berfammlung im ihrer Sitzung am 20. d. Mts. zeigte ber 
Magiſtrat an, daß die Rechnung über den polizeilichen Straßenreinigungsfonds für 1857 gegen- 
wärtig don der Königl. Regierung eingegangen fei und ber Revifion unterworfen werde. — 
Einer fermeren Anzeige bes Magifttats zufolge, find die Vorſteher des wiſſenſchaftlichen Vereins 
mit dem don den Kommunalbehörden entworfenen Statut Hinfichtli der Verwendung ber von 
dem wiſſenſchaftlichen Berein zum Beten dev Boltebibliothelen hergegebenen Summe von 
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50000 Thlen, eiiverftanden und werben bie Zahlung veranlaffen, jobald ſich bie bei bem Berein 
eingehenden Gelder überſehen lafjen. — Bor einiger Zeit hat die Berfammlung ben Bau eines 
neuen Arbeitshaufes beiclofjen. Seitens ber Armen-Direktion iſt jevoh au den Mar 
giftrat der Antrag gelangt, nicht einen Neubau, jonvern einen Umbau befjelben vorzunehmen. 
Der Magiftrat hat fih biefem Antrage angefchloffen und bei ber Berfammlung bie Nieber- 
jegung einer gemifchten Deputation beantragt. Diefem Antrage wurde flattgegeben und die Mit- 
glieber der Deputation ernannt. — Nachdem nunmehr bie Prämiirung ber für ben Rathhaus- 
Bau eingegangenen Pläne erfolgt if, beantragt der Magiftvat bie Nieberjegung einer gemijchten 
Depntation, zur Erledigung mehrerer Vorfragen, namentlihd ob mit ober ohne Läben gebaut 
werben foll ꝛc. Nach kurzer Debatte wurde auch diefe Deputation ernannt. 


—C— Landsberg a /W. im Januar. Der in der Öffentlihen Stabtverorbnetenfigung 
am 6, November v. I. erflattete Bericht des hiefigen Magiſtrats ber den Stand und bie Ber- 
waltung ber Gemeinde» Angelegenheiten enthäft bie nachſtehenden Data. Die Zahl der Ein- 
wohner belief fi nach ber im ben erfien Tagen des Oktobers aufgenommenen Kriegejhulben- 
Steuer in Stadt und Vorfläbten auf 13,181, im Maffenftenerpflichtigen Bezirk auf 184, in 
Bürgerwiefen auf 397, ber Militärperfonen auf 530, zufammen anf 14,292. Neu eingezogen 
find im Jahre 1857 117 frembe Hausväter (mit Ausschluß der hierher verfeßten Beamten) 
und einen ſelbſtſiäudigen Hausftand haben 44 biefige Einwohner begritndet. Gezahlt haben fie 
an Einzugsgelbern 902 Thlr. und an Hausftandsgeld 490 Tplr. 21 Sgr., zufammen 1392 Tplr, 
21 Sgr. Bon den 981 ftimmfähigen Bürgern, welche die vorjährige Lifte nachwies, haben ſich 
bei den im Monat November dv. 9. vorgenommenen Stabtverorbnetenwahlen 172 betheiligt, 
und zwar 19 aus ber I., 48 aus ber IL, 105 aus ber III. Abtbeilung. Die ſämmtlichen im 
Stabtbezirt belegenen Gebände find bei ber Ständiſchen Städte» Fenerfozietät in Berlin, in 
Klaſſe I. mit 748,400 Thlr., in Klaffe U. mit 661,300 Thlr., in Klaſſe M. mit 108,050 Thlr. 
in Klaſſe IV. mit 44,675 Thlr., zufammen mit 1,562,425 Thlr., umb bei Privatgefellidaften 
mit 403,745 Thlr. verfichert. Der Werth der gar nicht verſicherten Gebäube ift auf 6900 Thlr. 
angenommen. — Bon bem einzelnen Berwaltungszweigen war während des vorigen Jahres 
und ift gegenwärtig nod die wichtigfte die Schule, ſowohl nach aufen als nad innen. So 
ſehr die Anfihten zu Anfang bes vorigen Jahres über ben Pla auseinander gingen, 
auf welchem das neue Gebäude erbant werben jollte, eben fo ſehr geſchah dies bei dem Ent. 
wurfe des Bauplans, und dies um fo mehr, als die Königl. Regierung, bie ſchon am 30, Dt. 
1856 bie Einrihtung eines folhen angeorbnet hatte, den erflen Entwurf (Langbau mit Korribor 
in ber Mitte) verwarf, und bie beflimmte Forderung, baf kein Klaffenzimmer nah ber Eifen- 
bahn Hinans Tiegen bürfte, aufſtellte; dadurch wurde der Bau jebenfalls fehr vertheuert. Es 
bedurfte vielen Zeitaufwandes und großer Beharrlicleit, um endlich, wenn auch nicht allgemeine 
Befriedigung, doch menigflens bie Äußere Zuftimmung aller Betheiligten zu bem Plane zu 
erlangen, ber nun ausgeführt wird, Der Bau ift am 10, Mai 1858 begonnen, bisher durch 
gutes Wetter begünftigt worden und von Unglüdsfällen verjchont geblieben. Am 17, Zufi ift 
ber Grundſtein gelegt worden unb man hofft und vertraut mit Gottes weiterer Hülfe bie Ab⸗ 
ſicht zu erreichen, den Bau noch in diefem Jahre beendet zu fehen. Die Ausführung ift freilich 
um fo ſchwieriger, als in Folge der fo fpät erfolgten Genehmigung bed Bauplan ber Bau 
ohne feftgeftellten Anſchlag und ohne fpezielle Zeichnungen begonnen werben mußte. Letztere 
milffen baher während des Baues nad und mach gefertigt werben und eben fo wirb ber An- 
ſchlag jetzt erſt nachträglich ausgearbeitet, Zur Dedung ber Koflen ift Seitens des Königlichen 
Ober-Präfibii der Provinz die Entnahme eines Darlehns von 30,000 Thlr. aus ber Sparkaffe 
gegen 4 pCt. Zinfen genehmigt. Ferner find bie vom Eifenbahnfisfus erhaltenen Summen 
verwendet und werben auch bie für das Marktmeifterei » Grunbftüd erhaltenen Entichäbigungs- 
Gelder dazu verwendet werben Fönnen. 
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Der gefaßte Beſchluß, ein Gymnaſtum mit parallelen Realllaſſen einzurichten, bat bie 
höhere Genehmigung erhalten und iſt alle Hoffnung vorhanden, daß ber Eröffnung des Gym- 
naſiums zu Michaelis d. J. Höheren Orts fein Hinderniß in den Meg gelegt werbe. Um bie 
Umbildung ins Gymnaſtum vorzubereiten, iſt die Anftellung mehrerer Lehrer beichloffen und 
find die nöthigen Borbereitimgen dazu getroffen. 

Die Ausgaben filr die Schulen im Jahre 1857 haben 10,811 Thlr. 29 Sgr. 9 Pf. be- 
tragen, barin find enthalten: an Lehrergehalten 8642 Thlr. 5 Sgr., für Unterhaltung der Ge— 
bänbe 280 Thlr. 1 Sgr., file Heizung, Erleuchtung und Reinigung 406 Thlt. 19 Sgr. 10 Pf., 
zu Unterrichtemittelm und Utenfifien (einfchlietich 171 Thir. 15 Sgr. 4 Pf): für den Tum- 
Unterriht 293 Thlr. 2 Sgr. 4 Pf; davon find Tanfende Schul- und Schulholzgelder 
4600 Thlr. 3 Sgr., durch rüdfäindige 429 Thlr., durch Zuſchüſſe aus andern Kaffen 162 Thlr. 
12 Sgt. 6 Pf. und anderweit 278 Thlr. 17 Sgr. 7 Pf. gebedt worden, fo daß von der Stadt 
5381 Thir. 25 Sgr. 11 Pf. zugufhießen waren. — Zur Legung von Granitplatten it im 
vor. Jahre von der Etatsfumme ber 150 Thlr. nichts ausgegeben worden. Dagegen wurben 
zu bauliden Sweden 9757 Thlr. 14 Sgr. 1 Pf. verausgabt; 4643 Thlr. 14 Sgr. 1 Pi. über 
ben Etat. Die gefammten baaren Einnahmen aus ber Fort betrugen 2565 Thlr. 12 Sgr. 
3 Pf. Die Ausgaben (einſchließlich ver Gehälter, ber interimiftifch feftgefegten Nente und ber 
Sebäube-Reparaturen) 2256 Thlr. 13 Sgr. 3 Pf., fo daß fie einen baaren Ueberfchuß gehabt 
bat von 308 Thir. 29 Sgr. — Bon ven vorhandenen 16,122 Thlr. 2 Sgr. 8 Pf. Grundzinſen 
und Berechtigungen find bereits 13,167 Thlr. 24 Sgr. 10 Pf. abgelöft und find der Kämmerei 
bafür 251,771 Thlr. 10 Sgr. 5 Pf. in Rentenbriefen und 12,271 Thlr. 11 Sgr. 4 Pf. baar 
gewährt worben. 

Die Straßenbeleuchtung gefchieht feit dem 9. Dezember 1857, an welchem Tage bie Gas— 
Anfalt eröffnet wurde, durch Gas. Es blieben während des vorjährigen Winter® noch 7 Hänge» 
und 6 Armlaternen mit Del beleuchtet, während bis Jannar 1858 146, von da ab 170 Gaslaternen 
brannten und zwar 30 bis 31, Uhr Morgens, bie andern bis 11 Uhr Abende, Filr den gegen- 
wärtigen Winter find bie Armlaternen ganz abgefhafft, 11 hängende Ocllaternen angebracht und 
bie Zahl der Gaslaternen anf 180 erhöht. An Erleuchtungstoften (mit Ausſchluß der Gas— 
Laternen) find für das Jahr 1857 gezahlt worden 992 Thlr. 16 Sgr. 3 Pf. und für die Gas- 
Laternen im Dezember v. J. 186 Thlr. 27 Sgr. = 1179 Thlr. 13 Sgr. 3 Pf. (gegen 
992 Thlt. 10 Sgr. des Jahres 1856). Im Jahre 1858 find für die öffentliche Gasbeleuchtung 
gezahlt: für Januar 251 Thlr. 25 Sgr. 7 Pf., Februar 193 Thlr. 1.Sgr., März 176 Thlr. 
5 Sgr., April 146 Thlr. 16 Sgr. 10 Pf; September 157 Thlr. 22 Sgr. 10 Pf., zufammen 
925 Thlr. 11 Sgr. 3 Pf. Privatperfonen haben fih 70 mit 580 Flammen betheiligt. Im 
ben letzten Monaten find noch viele neue Einrichtungen bei Privaten angelegt worben, jo daß 
für den gegenwärtigen Winter ber Gasverbraud erheblich geſteigert ifl. — Die ftädtifche Armen- 
pflege hat eine erfreuliche und recht bebeutenbe Umterflügung im bem Franenverein erhalten, ber 
am 2. Juli 1857, dem Tage bes 600jährigen Beftchens Hiefiger Stabt, zufammentrat, um 
für die Unterflügung verfhämter Ortsarmen zu wirken, fehr bald aber feine Wirkſamkeit anf 
Bedürftige Überhaupt ausbehnte. Cr hat im erften Jahre feines Beſtehens 245 Thlr. 28 Ser, 
3 Pf. theils in baaren, theils in Natural-Unterftügungen ausgegeben. — Aus ber fläbtifchen 
Armenkaffe find im Jahre 1857 7672 Thlr. 7 Sgr. 8 Pf. verausgabt worben, 7 Thlr. 12 Ser. 
1 Pf. weniger als im Jahre 1856. — Die Koflen im Kranlenhauſe betrugen 1838 Thlr. 
20 Sgr. 7 Pf., darauf find anzurechnen: eingezogene Kur» und Berpflegungstoflen 729 Thlr. 
20 Sgr. 6 Pf., Abonnementsbeiträge 512 Thlr. 25 Sgr.; es bleibt mithin eine Mebrausgabe 
von 596 Thlr. 5 Sgr. 1 Pf. Aufnahıne darin Haben 257 Perfonen gefunden, Davon find 
23 Perfonen geftorben, 218 find geheilt entlaffen und bleiben mithin am Jahresihluffe 16 Per- 
ſonen. (Fortſetzung im nächſten Hefte.) 
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ſ. Sachſen. 

Magdeburg, im Iannar. Im ber Stadtverordneten-Sitzung am 28, v. Mts. lag ber 
Etat der Sparkaffe für 1859—1861 vor, ber einen Ueberſchuß von 17000 Thlrn. ergiebt, von 
welchem 13000 Thle. zur Verwendung zu gemeinnügigen Zweden fommen, — Der Etat ber 
Hanptarmenlaffe pro 1859 war hierauf Gegenftand des Bortrages, eben fo der Spezial-Etat 
der Kranfenanftalt, der der Armen» und Arbeitsanftalt, jo wie enblich ber ber Erziehungsan- 
ſtalt für fittlich werwahrlofte Kinder. — Der Hauptetat wurbe auf bie Summe von 65,750 Thlrn. 
feftgejeßgt, wozu die Kämmerei 60,000 Thlr., aljo 2000 Thlr. weniger als im vorigen Jahre, 
zufchießt. Diefe günftige Lage des Hauptetats hat in bem 27,000 Thlr. betragenden Bermädt- 
niffe des Frl. Tiomar an die Armenkaffe feinen Grund, 

Halle, im Januar. Die von Jahr zu Jahr gefliegene Zahl der Kinder, welche bie 
ſtädtiſchen Schulen befuchen, hat es nah und nach immer jchwieriger gemacht, das geſammte 
ſtädtiſche Schulweſen nur durch einen Direktor verwalten zu laffen. Es haben beshalb bereits 
fowohl bei ber Schul-Kommiffion als bei denn Magiftrate und Stabtverorbueten bie jorgjam- 
ften Erwägungen flattgefunben, in welcher zwedmäßigftien Weife eine Theilung der Verwaltung 
zu ermöglichen fein werde, und lagen mun bie Anträge des Magiftrats und das Gutachten ber 
bejonders zur Berathung berfelben ernannten Kommiſſion zur Beihlußnahme vor. Der An- 
trag des Magiſtrats geht num bahim, die Schulen, in denen Schulgeld entrichtet wird, alfo bie 
Bürger, Knaben» und Mädchenſchule und die Neumarktihule, Einem Direktor, die ſämmtlichen 
übrigen Schulen aber, im welchen ver Unterricht frei ertheilt wirb, einem zweiten Diveltor zu 
übergeben und bemfelben ein Gehalt von 600 Thlru. und eine Miethsentſchädiguug von 100 
Thlen. zu bewilligen. Andererfeits war angeregt, e8 zwar bei ber Anftellung zweier Direltoren 
zu belaffen, die Theilung aber lebiglich nach den Gejchlecdhtern vorzunehmen, fo daß alſo jeber 
Direktor ſowohl Gelb- als Freiſchulen zu beauffichtigen haben werbe. — Ueber beide Vorſchläge 
wurbe in ber Sigung ber Stabtverorbneten vom 28. v. Mts. Iebhaft diskurirt, da aber von 
Fachmännern entſchieden behauptet wird, daß bie vom Magiſtrat vorgeſchlagene Trennung bie 
zwedmäßigere fei, fo wurde bei erfolgter Abftimmung buch Majorität beichloffen, dieſen Antrag 
zu genehmigen und zugleich das vorgejchlagene Gehalt zu bewilligen. 


g. Mheinland und Weſtphalen. 


Köln im Januar. Der Stadtverorbnetenverfammlung wurbe von Seiten ber Verwal⸗ 
tung in der Sigung am 9. Dezember der Finalabſchluß der Schullaffe vorgelegt, welcher eine 
Einnahme von 70,300 Thlr., eine Ausgabe von 68,226 Thlr., fonach einen Beſtand von 2074 
Thlr. ergiebt. Sodaun wurbe das Schufbubget pro 1859 vorgetragen, welchem wir folgende 
Zahlen entnehmen, „Die Einnahme ver Pfarrfhulen an Schulgeld ift auf 22,664 Thlr., das 
Heizungsgelb auf 2300 Thlr. angenommen. Die Gehaftsetats ftellen fih für 36 Schulen mit 
120 Kafjen und 9242 Kindern auf 32,625 Thlr., gegen 31,313 Thle. des Bubgets pro 1858, 
fomit um 1312 Thlr. höher. Diefen gegenüber beträgt die Mehreinnahme an Schulgeld 2000 hir. 
— Bei der näheren Erläuterung bes Gehaltsetats wurbe hervorgehoben, daß bie Gehaltsſätze 
befjelben im Allgemeinen die der Stadt Bonn bei weiten nicht erreihen. In Köln theilten 
ſich nämlich 120 Lehrperfonen in den Gejammtbetrag von 32,625 Thle., zu Bonn 19 in 6537 
Thlr. 22 Sgr., im Durchſchnitt kommt demnach in Köln auf ein Gehalt nicht mehr als 271 
Thlr. 26 Sgr. 3 Pf., in Bonn aber 344 Thlr. 2 Sgr. 8Pf., — ein Unterfchieb von 72 Thlr. 
6 Sgr. I Pf. —, was einem ganzen Bierteljahrsgehalt gleihlommt. Das Durchfchnittsgehalt 
eines Lehrers beträgt in Bonn 376 Thlr. 23 Sgr. 2 Pf., in Köln 309 Thlr. 5 Sgr., daß einer 
Lehrerin in Bonn 307 Thlr. 23 Sgr. 4 Pf., in Köln 234 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf. Die Lehrer 
ber Unterflaffe zu Bonn haben 230 Thlr., in Köln 200 Thlr. Die Lehrerinnen biefer Klaſſe 
zu Bonn 220 Thlr., in Köln 160 Thlr.; bie zweiten Lehrerinnen einer vierflaffigen Schule be- 
ziehen in Köln nur erft ein Gehalt von 200 Thlr. — Die Heizungstoften find auf 2700 Tr. 
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veranfchlagt. — Die Gehälter für die Freiſchulen betragen für 18 Schufen mit 58 Maffen 
und 4717 Kindern 14,899 Thlr., was einen Betrag von 256 Thlr. 25 Sgr. 10 Pf. im Durd- 
ſchnitt für bie einzelne Klaſſe von ca, 92 Köpfen ergiebt. Kür die evangeliſchen Freifchulen find 
1000 Thlr. ausgeworfen. — Bei der Berathung über die Ausgabepofitionen für die Freifchulen 
entfpann ſich eine längere Debatte. Es wurde von Mitgliebern des Collegii zur Sprache ge- 
bracht, daß die Zahl ber Freiſchüler mit dem zahlenden Schülern faft gleich fei, was mit Rück— 
ſicht auf die Wohlſtandsverhältniſſe der Eimwohnerfhaft nicht richtig ſcheine, da nicht angenom- 
men werben fönne, daß bie Hälfte der Bewohner ber Stabt abfolut arm, ber Art unbemittelt 
fei, daß fie das Schulgeld nicht zu erlegen vermöge. Es fei früher behauptet worden, die Stadt 
Köln beſitze ungefähr 30,000 Arme, und fei and biefe Ziffer damals als unrichtig beftritten 
mworben; aber nehme man biefelbe als maßgebend an, jo würde doch noch mit ein Drittel 
der Schulkinder freien Unterricht genießen dürfen.“ Auf diefe Bemerkungen wurde Folgendes 
erwidert: „Die Zahl ber Freifhüfer in dem Pfarrſchulen habe im verfloffenen Schuljahre 2252 
betragen und fei gegen das vorige Jahr nur um 15 Köpfe gefliegen. Wenn hierzu bie Ge- 
fammtzahl der im dem ſtädtiſchen Armenſchulen befinblihen Kinder, welche ganz freien Unterricht 
erhalten, 4717 nämlich, zugezählt werben, fo fomme bie Summe berfelben ber Anzahl der zah— 
lenden Kinder allerdings ungefähr gleich. Tiefes Berhältniß fei allerdings ein wenig erfreu- 
fiches, allein e8 fei einmal nicht anders und in fo fern auch als ein richtiges zu betrachten, als 
es ben Berhäftniffen der ſtädtiſchen Einkommenſteuer entſpreche, da bie Zahl der Mitglieder der 
Bürgerihaft, die zu ber letsteren micht kontribwiren, eine größere fei, als die der Einftommen- 
ſteuerzahlenden. Was num das Verfahren und die bei Gewährung des freien Schulbeſuchs maß. 
gebenden Grundſätze anbelange, fo feien biefe feiner Zeit vom Kollegium bes Gemeinderathes 
geprüft und gebilligt worben, es feien die, folgenden: bie Eitern, die freien Unterricht für ihre 
Kinder beantragen, haben fi) deshalb eutweder fhriftlih am die ſtädtiſche Schullommiffion zu 
wenben, ober werden mit ihrem Gefuche auf dem Büreau berfelben zu Protokoll genommen. 
Der Antrag werbe bemnähft nad) Beifllgung ber Steuerfäge dem betreffenden Lehrer und bem 
Schulvorſtande ber Pfarre zur Aeußerung mitgetheilt, welcher letztere fi mit dem Armenbezirks- 
Borfteher darüber zu benehmen habe, und werbe hierauf unter Borlage biefer Mittheilungen 
durch die läbtifche Schulfommiffion, zu welcher nebft dem Präfiventen ber Armenverwaltung 
aud zwei Mitgliever des Stabiverorbneten » Rollegiums gehören, entichieben. Im Uebrigen fei 
nod zu bemerken, daß ber geringfte Schulgeldſatz à 8 Sgr. momatli oder 3Thlr. 6 Sur. und 
mit dein Heizungsgelde 3 Thlr. 18 Sgr. jährli bereits ber fünften Stufe der Kommunal» 
Eintommenfteuerfäge gleich ftehe, und daß grunbfäglic Niemanden ber freie Schufbefuch der 
Kinder geftattet werbe, der überhanpt Einkommenftener bezahle, felbft denjenigen nicht, die zu 
einem jährlichen Einkommen von 100 The, veranlagt feier. Eine Ausnahme fomme als Re; 
gel nur bei bemjenigen vor, ver mehrere Kinber in ber Schule habe, für alle aber 
das Schulgeld nicht aufbringen könue, — nur da werde nad Lage der Sache eine Freiftelle 
bewilligt. Gleiches fei der Kal, wenn Familien in ihrer Bermögenslage zurüd- 
gegangen und Schulgeld zu zahlen nicht mehr im Stande feien, dann lönne man bie Kinder 
nicht ohne Weiteres ans ben Pfarrfchulen den Armenſchnlen zumeifen, es müſſe ihnen auch 
dann noch ein Plätzchen in erfleren vergdmmt werben.“ — Indeß wurbe doch allerfeits ein be» 
fiehendes Mißverhältniß in ber großen Bevöllerung der Freiſchulen erkannt, und nachdem von 
einer Seite als Kontrollmaßregel bei Entfheibung der Freifchulgefuche der Borfchlag gemacht 
worben: daß dem Betenten um freien Schulbeſuch für feine Kinder ein Fragebogen, für den 
ein beftiimmtes Formular vorzufhreiben fei, zur Beantwortung übergeben werbe, indem man 
annehmen bürfe, daß im dieſem Falle die Scham Manchen veranfaffen würbe, von feiner For- 
derung abzuftehen; ferner anf die Wichtigkeit ber Sache, da ber Zuſchuß ber Stabt für bie 
Säulen 41,800 Thlr. beträgt, hingewiefen wurde, beſchloß die Berfammlung, die Schul— 
Kommiffton zu erſuchen, daß fie die Sache in Erwägung nehmen und Vorſchläge zur Abftellung 
des beſtehenden Uebel zus Prüfung vorlegen möge, 13 * 
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— e — Mühlheim a. d. Ruhr m Januar. Die Stabtverorbnieten - Berfantmiung 
beihloß in ihrer Sitzung am 11, d. Mts. auf ben Antrag des BVBorfigenden, ven Kommiunaletat 
und ben Berwaltungsbericht im einer Anzahl von 150 Eremplaren vruden zu lafien. Sodann 

Berathung eines neuen Einquartierungs » Neglements Statt. Werner wurbe bas vom 
Magiftrat vorgelegte Statut für die Stabtgemeinde, wonach auf Grund bes $. 64. der Gtäbte- 
orbnung vom 15. Mai 1856 die Jahresrechnung von bem Steuereinnehmer vor dem 1, Auguft 
zu legen und dem Magiftrat einzureichen fei, ſowie daß bie Feſtſtelluug der Rechnung vor bem 
15. Dezember bewirkt fein müfje, von ber Berfammlung genehmigt. 

— Elberfeld im Januar. In der Sitzung der Stabtverorbneten am 18, d. M. kam 
der Bericht der Kommiffion, bie früher gewählt worden war, „um Vorlagen wegen eines mit 
ber hiefigen Gasbeleuhtungs-Gefellfhaft wen zu fchließenben Vertrages zu machen“, 
zur Berhandlung. Nad den Bebingungen, die der Kommilfion von Seiten der Gasanflalt ge- 
macht wurben, will die Gasanftalt nur auf 20 Jahre Tontrahiven ; fie gebt dann auf die Be- 
dingungen ein, bie für bie Stabtbeleuchtung gefordert find, will dagegen aber den Privaten ba® 
Gas zu dem Preije von 2 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. liefern. Nach lebhafter Diskuffion beſchloß bie 
Berjammlang in Uebereinfimmung mit dem Majoritätsoorfchlag ber Kommiffton, daß auf der 
Bafis folgender Hauptbebingungen ala Ultimatum mit dev Gasbeleuchtungs -Geſellſchaft lontra⸗ 
birt werbe: 

1) ber neue Bertrag wird anf acht Jahre geichloffen ; 

2) bie Gefelljhaft verpflichtet ſich, die ſtädtiſche Straßenbeleuchtung zu 21, Pfennig 
pr. Laterne und Stunde, fowie bie Beleuchtung ſtädtiſcher Gebäude zu 2 Thlr. 
pr. 1000 Kbf. Gas vom Beginne des Vertrages an zu übernehmen ; 

3) bei Privaten darf bie Geſellſchaft in dem erften 4 Jahren nicht mehr ale 2 Thlr. 
5 Sgr. und in ben legten 4 Jahren nicht mehr ala 2 Thlr. pr. 1000 Kbſ. Gas 
berechnen, 

Außerdem follen in dem Vertrage beftimmte Normen über fireng einguhaltende Stärke 
ber Leuchtkraft und biefer entſprechende Berbrennungs-Onantität feftgeftellt werben, und milfien 
+ B. 5 rheiniſche Quadratfuß pr. Stunde eine Lichtſtärle von 12 Wachslichten Gr erzeugen. — 
Die Geſellſchaft joll bis zum 31. Januar c. ſpäteſtens ihre Entſcheidung mittheilen, und find 
im Fall der Ablehnung bie Verhandlungen als abgebrochen zu betrachten, Eine nicht unbe⸗ 
beutende Minorität ber Verſammlung fand dieſe Bebingungen, namentlih in Bezug anf bie 
Dauer bes Bertrages, theilweife auch bezüglich des Preifes, noch zu günſtig für die Gefellichaft. 
Inzwiſchen hat fi bereits ein Komitee von Vürgern gebildet zu dem Zwede, eine neue Altien- 
Gasbeleuchtungegeſellſchaft durch Betheiligung ber Bürger ins Leben zu rufen. Das Komitee 
richtete zunächſt ein Schreiben an bie ſtädtiſche Kommiſſion, im weldem es nnter Anderm bie 
Bitte ausſprach: dieſelbe wolle das Komitee, fobald fie ihre Unterhanblungen mit ber biefigen 
Gasbeleuchtungs-Geſellſchaft als geſcheitert anfehen müffe, jogleich hiervon bemadprichtigen, damit 
bas Komitee aldbann fofort einer Bürgerverjammlung Vorſchläge zur Bildung einer Altienge- 
feliichaft unterbreiten Fönne, bie, wie das Komitee glaube, das Gas zu ſehr geringen Preifen zu 
liefern im Stande fein werbe. — Die hiernach ber Gasanflalt in Ausſicht geftellte Konkurrenz 
wirb fie jebenfall® geneigter machen müfjen, auf bie fäbtifcherfeit® angebotenen Bedingungen 
einzugeben. — 

*Weſel im Januar. Zufolge Beichluffes des Herrn Minifters des Inmern ift die Po- 
(igeiverwaltung ber Stabt Weſel als flaatliche aufzulöfen und bie Handhabung derſelben ber 
Stadt zurüdzugeben. — Möchten bald auch andere Stäbte durch einen ſolchen Beſchluß erfreut 
und in ihr altes Recht wieber eingefett werben! — 

Düfleldorf, im Januar. Im ihrer Sitzung am 28, v. Mis. beſchloß die Stabtuerorb- 
neten- Verſammlung nad Prüfung des Gemeinde» Etats, des Etats ber Armenverwaltung, bes 
Kranlenpanfes und des Schuletats für das Jahr 1859 die bisperigen Zufchläge zur Gewerbeſteuer 
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und zur Grunbftener von 25 pt. auf 20 pEt. zu ermäßigen; bem Zuſchlag zur Mahl- 
und Schlachtſteuer von 50 pCt. beizubehalten und bie bisherige Skala im den Progentfägen ber 
Einfommenfleuer von 13, bis 3%, pCt. unter Annahme eines neuen Anſchlages von 125 Thlr. 
dahin zu mobifiziren, daß künftig in den Auſchlägen von 100 Thlr. 1 pEt., von 125 Thlr. 
13, p@t., von 150 Thlr. 2 p&t., von 200 Thle, 2%, pCct., von 250 bis 900 Thle. 3 pEt, 
von 1000 Thlr. unb aufwärts 3',, pEt. erhoben werben; fie flellte die Etats in Einnahme und 
Ausgabe feft und zwar: 1) ven Gemeinbe-Etat zur Summe von 164,200 Thlr., 2) den Etat 
der Armenverwaltung zur Summe von 45,300 Thlr., 3) den Speial-Etat des Mar-Iojephs- 
Kranfen- und Berpflegungsbanfes zur Summe von 13,000 Thlr., 4) ben Etat ber öffentlichen 
Elementar- nnd Wartefchulen unter Annahme der vorgeſchlagenen Ermäßigung bes Schulgeld» 
jages von 12, Sgr. anf 10 Sgr. und bed Gates ter Schulen zu Pempelfort und Neuftabt 
von 7%, Sgr. auf 5 Sgr. zur Summe von 30,070 Thlr., und 5) den Etat der Sparlaffe zur 
Summe von 89,500 Thlr., und beichloß ferner, daß der Berwaltungsbericht und bie Etats 
durch den Drud veröffentlicht werben jollen. 

Barmen, 22. Januar. Unſere Stabtverorbneten genehmigten im ihrer Gigung am 
11. d. M. beu Reubau der Realſchule nah ben von bem Stabtbaumeifter Fiſcher aus- 
gearbeiteten Pläuen nebſt zugehörigem Koftenanfchlage vom 28. Dezember 1858 im Betrage von 
48,000 Thlrn., unter Beobachtung ber vom ben betreffenden Bau⸗Kommiſſionen in bem Proto- 
tolle von 28, Dezember v. 3. amempfohlenen Meineren Mobifitationen, unter Borbehalt ber 
Genehmigung Königl. Regierung und erfuchte ben Herrn Oberbürgermeifter Brebt, bie baldige 
Borlage ber Spezialpläne und Koſtenanſchläge an die Königl. Regierung zu veranlafjen. 

Aachen, im Januar. Nach eröffneter Sigung bes Gemeinberaths am 7. v. M. erftattete 
der Herr Borfitenbe ven im $. 56. der Städte» Orbunng vom 15. Mai 1856 vorgefchriebenen 
Bericht über bie Verwaltung unb ben Stand ver Gemeinbe-Angelegenheiten pro 1857 / 1858. 

Hieruach ſchritt die Verſammlung zur Prüfung bes Haushalts-Etats pro 1859. 

Zu Pofition 26. der Einnahme, betreffend ven Beifhlag zur Einfommen- und Klaſſen⸗ 
feuer, zur Grundſteuer und Gewerbeftener, fchlug das Finanz-Romitee ber Verfammlung vor, 
bie Bertheilung der Kommunalbebürfniffe, foweit dieſelben nicht durch indirekte Befteuerung und 
fouftige Einnahmen gebedt werben, im ber Art zu befchließen, daß 

1) wie bisher 33%, pCt. der Gewerbeftener ald Kommimalbeiihlag erhoben und ber 

alsdaun verbleibende Reit bes Defizite, 

2) auf Grund der Perfonalftener gleihmäßig vertheilt werde. 

Nach gepflagener Berathuug erklärte fih die Berfammlung mit dem vom Finanz⸗Komitee 
vorgeſchlagenen Bertheilungs - Mobus für bie Anlage bes fläbtifhen Defizits pro 1859 mit 
18 Stimmen gegen eine Stimme einverftanden. 

Bei Pofition 4. des Abſchnitts J. find an Ausgaben für bie Stabtbibliothet im Ganzen 
530 Thlr. vorgefhlagen. Es ift indeſſen gemäß Beihluß ber Stabtverorbneten vom 4. d. M. 
ber Krebit ad B. „zu Anſchaffungen für die Bibliothel“ von 250 Thlr. auf 300 Thlr. erhöht 
worben, weil insbefonbere 50 Thlr. zur. Bervollfländigung und Vermehrung ber naturwiffen- 
ſchaftlichen Literatur verwendet werben jollen. ferner hat ſich heransgeftellt, daß bie Koften für 
deu Drud des Katalogs nach einem Ueberſchlage 400 Thlr. betragen würden, und if demnach 
im Erläuterungsbericht bes Finanz » Komitee'8 die Bewilligung dieſer Summe vorgeſchlagen 
worben, jo daß nunmehr für die Stabtbibliothel eine Geſammtſumme von 900 Thlr. bean- 
ſprucht wird. 

Nach geichloffener Bexathung wurde unter Vorbehalt dedfallſiger Borſchläge des Komitee's 
für ben Druck des in Rebe ſtehenden Katalogs bie Summe bis zu 400 Thlr. von ber Ber- 
ſammlung mit 18 Stimmen gegen eine Stimme, welche fi ver Abſtimmung enthalten hatte, 
bewilligt, 

Die übrigen Pofitionen des vorgelegten Entwurfs wurden mit wenigen Ausfellungen 
nach ben BVorfchlägen des Finanz-Komitee's von ber Stadtverordneten⸗Verſammlung genehmigt 


198 


und hiernach der Etat für ben ftäbtifchen Haushalt pro 1859 in Einnahme und Ansgabe auf 
die gleiche Summe von 162,311 Thlr. 1 Sur. 7 Pf. feftgeftellt. 

Dortmund, im Jauuar. In der Berfammlung der Stabtverorbueten am 27. v. Mts. 
lam zur Berathung und Beſchlußnahme: Der Kämmereilaffen- Etat pro 1859 wurde in Ein- 
nahme und Ausgabe auf die Summe vom 41,143 Thle. 15 Sgr. 10 Pf. feftgeftellt, von welcher 
Summe durch Kommunalftener 28,693 Thlr. 25 Sgr. 8 Pf. und 800 Thlr. für muthmaßliche 
Ausfälle aufzubringen find. 

— C— Minden, im Ian. Die Ergebniffe dev ſtädt. Finanzverwaltung für 1858 find 
überaus befriebigend. Das Jahresbubget der Stabt balancirt mit 26,350 Thle. — Sämmtliche 
Kommunalſchulden find abgetragen. Die Aktiva ber Kämmerei betragen 9413 Thlr. und haben 
fi) um etwa 200 Thlr. gegen das Borjahr vermehrt. Die Finanzlage ift gegenwärtig güuſtiger 
als feit einer langen Reihe von Jahren. Das ſtädtiſche Defizit, welches durch die Kommunal: 
Einfommenfteuer gebedt werben mußte, betrug für die Jahre 1853 bie 1859 15,000 bis 
19,940 Thlr. Während 1857 zur Dedung 50 pEt. ber Staats-Grunbftener unb 125 pEt. ber 
Staats» Klaffen- und Einkommenfteuer für die Kommunalverwaltung erhoben werben mußten, 
beträgt der Zuſchuß pro 1859 nur 66%, pCt. der Klaffen- und Einfommenftener und 33'/, pCt. 
der Grundftener. Diefe beträchtliche Berminderung ber Kommunallaſten bei fleigenden Bebilrf- 
niffen ift, vorzugsweife durch Heranziehung ber Köln- Mindener Eifenbahn- Gefellihaft zu 
ſtädtiſchen Laften, durch Mitbeftenerung ber juriftiihen Perjonen und Forenſen, dur ſparſame 
Armenverwaltung und buch bie Befteuerung aller Fremden, welde fi) länger ale 3 Monate 
Behufs ihres Unterhalts in der Stabt aufhalten, möglid geworben. Der Beitrag ber Edln- 
Mindener Eijenbahn betrug 1856 163 Thlr. 10 Sgr., 1857 8000 Thlr., 1858 2200 Thlr. 
Die weniger bemittelten Mafjen der Einwohner find erheblich geringer als bie wohlhabenben 
befteuert. Die niedrigſte Klaſſenſteuerſtufe zahlt die Häffte, bie nächſtfolgende Stufe 1b. 2. u. 8. 
bis einfchließlih des Sates von 7 Sgr. 6 Pf. monatlicher Maffenfteuer nur zwei Drittel ber 
gewöhnlichen Kommunalſtener. 





Kaiſerthum Defterreich. j 

Wien, im Januar. Die am 22, v. Mts. abgehaltene Gemeinderaths⸗Sitzung eröffnete 
ber Herr Bürgermeifter, indem er der Berfammlung das nachfolgende an ihm gerichtete Schreiben 
mittheilte, durch welches ber Fürft Loblowit die Uebernahme der Funktionen als 8. 8. Statt- 
halter von Nieder » Defterreich befannt giebt: 

nEuere Mohlgeboren! Mit ver Allerhöchften Entſchließung Seiner 8. 8. Apoſtoliſchen 
Majeftät vom 10, November 1. I. zum Statthalter von Nieder ⸗Oeſterreich allergnäbigft ernannt, 
habe ich die diesfälligen Funktionen am heutigen Tage übernommen. Indem ich Euere Wohl- 
geboren hiervon in Kenntniß fee, ift es mir ein Beblirfniß Sie zu verfihern, baß mir bie 
Intereffen ber Reichshauptſtadt teuer find, und daß ich den ganzen Einfluß meiner Stellung 
benügen werbe, bie Förberumg derſelben anzuftreben. 

Da das Gelingen biefer Aufgabe jedoch weſentlich durch bie kräftige Mitwirkung bebingt 
if, bie Euere Wohlgeboren und die Ihnen zur Seite ftehende chremwerthe Körperſchaft mir 
angebeihen laſſen werben, fo erjuche ich Sie, mir zur Erreichung meiner Abfiht, Ihre erprobte 
thatkräftige Unterflügung zu gewähren. 

Euerer Wohlgeboren allgemein anerkannte loyale Haltung und Intelligenz, ſowie bie 
Energie und der Takt, den alle Ihre Amtshanblungen beurfunden,, leiftet mir bie beruhigendſte 
Bürgihaft, daß ich im die angenehme Lage kommen werde, im vollfien Einklange mit Euerer 
Wohlgeboren bie erwünfchten Refultate zu erzielen. 

Einpfangen Euere Wohlgeboren bie Berfiherung meiner beſonderen Hochachtung.“ 

Wien, 11, Januar. Bon dem ſtädtiſchen Marktlommifjariate und ben betreffenden 
Departements wurden im Dezember v. 3. wegen Webertretung ber Markt » Ganitäts- unb 
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Zimentirungs-Borfhriften 170 Amtshanblangen gepflogen., Außer ber Koufisfation und Ber- 
tilgung von verborbenem Fleiſch, Gemüſe zc., mit welcher gegen 8 Parteien vorgegangen wurbe, 
hat der am 23. und 24. d. M. abgehaltene Fiſchmarlt die Veranlafjung gegeben, bei 4 Partein 
eine Ouantität von 773; Pfund zur Konfumtion nicht geeigneter Fifche wegzunehmen und zu 
vernichten und 15 Parteien aus dem gleichen Anlafje noch mit Geloftrafen zu belegen. Ferner 
wurden 10 Parteien wegen Uebertretung der Gebädsverfchleiß- und Satzungsvorſchriften, 
14 wegen Milchverfälſchung, 21 wegen Gewichtsverkürzung beim Fleiſch-, Fiſch-⸗ Steinkohlen-, 
Kerzen» umb Heuverlaufe, 14 wegen Zimentirumgsgebrehen, dann 79 wegen Hanfirens mit 
Biltualien und Marktunfuges ꝛc. beanftandet und entfprechend beftraft umd aus dem letzteren 
Anlaſſe auch 5 Parteien ber K. 8. Polizeibehörbe zur Beſtrafung übergeben. 

Im Berwaltungsjahre 1858 find bei dem Wiener Magiftrate mit Ausſchluß der Polizei- 
Abtheilung 146,452 Geſchäftsſtücke ſowohl im Angelegenheiten des eigentlichen als aud bes 
Übertragenen Wirkungskreifes in Verhandlung genommen worden. Hiervon entfallen 48,486 
auf Zuftänbigleits- und Militärangelegenheiten, 41,478 auf die Approvifionirung und das Ge- 
werböweien, 32,025 auf Steuer- und Zarfadhen, 14,065 auf kirchliche, dann Schulangelegen- 
beiten und die Armenpflege, 7633 auf das Bauweſen, endlich 2765 auf bie finanzielle Gebahrung 
ber Kommune. 

Salzburg, im Jauuar. Am 16, d. M. war umfere Stadt zum erften Male mit Gas 
beleuchtet. Kaum waren bie erfien Gasflammen in den Straßenfaternen entzlindet, fo wogte 
ein dichter Menſchenſtrom durch alle Gaffen nach dem Mozartplate, wo die Gastompagnie, als 
Ausdruck ihres Dankes für die emergifche Förberung ihre® Unternehmens durch die h. Landes⸗ 
Regierung, einen Lolofjalen Doppelabler an ber Façade des Regierungsgebändes angebracht 
hatte, der ans 4300 Gasflämmchen beftand und einen glänzenden Aublick gewährte. Auch bie 
öffentlichen Lokale waren von unzähligen Befirchern erfitllt, welche fih an dem brillanten Effekte 
der Gasflammen ergößten. 
| Elbogen in Böhmen, 10. Januar. Das Gemeinbeprätiminare für das Jahr 1859 
beziffert fi mit der Summe von 61,891 Fl. 44 Kr. C.M. Die präfiminirten Ausgaben be> 
tragen 55,330 9. C.M. in großer Theil des Einlommens wird für Schulzwede verwendet, 
da die Kommune eine vierflaffige Hauptſchule und eine vollſtändige Realſchule ans eigenen 
Mitteln erhält, welche lete im ſechs Klaffen Aber 200 Schiller zählt. 


Königreich Baiern. 

Augsburg, Januar, Schon mehrfach iſt die Demolirung der hiefigen Feſtungswerle in 
der Preffe beſprochen worden. Gegenwärtig beginnt man die Sache mit Nachdruck zu betreiben. 
Zunächſt ift nach der Mittheilung mehrerer Blätter jener Theil der Hanptumfaffung zum Ab- 
tragen beftimmt, beren Abbruch zur Herftellung einer ungehemmten Kommunikation nach Außen 
und bejonbers nach dem Bahnhof am bringenbflen erſcheint. Die Stabtbehörbe ift zufolge eines 
vom Kriegamimifterium eingetroffenen Reſtripts mit dem einfchlägigen Aerar ins Benehmen ge- 
treten. Die Eröffnung des Göggingerthorwalles, die Abtragung der bavor liegenden über- 
höhenden Erbbaftion und eines Ravelins, welches urfprünglic das Thor und bie Brüde beden 
ſollte, die Aber den breiten Hanptgraben führt, fol bereits im kommenden Frühling begonnen 
werben. 
Nürnberg. Bon ber Berwaltung bes vereinigten proteftantiichen Kirchenvermögens ber 
Stabt find in Gemäßheit des 5. 17. des Gefetes vom 1. Juli 1834, die Reviſion ber Berorb- 
nung Aber bie Berfaffung und Verwaltung der Gemeinden betreffend, bie wefentlichen Ergebuifle 
der Rechnung für das Etatsjahr 1857/58 zur Kenntniß gebracht. Aus ver Rechnung ſelbſt 
heben wir hervor: Befolbungen ber Geiftlichen 10,810 Fl., Beſoldungen der fubalternen Kirchen⸗ 
diener 5808 Fl. 16 Kr., Penfionen und außerordentliche Unterftügungen 200 Fl., Kirchenbe- 
dürfniffe 2884 1. 26 Kr. 4 Hllr., Unterhaltung ber Gebäude 7306 Fl. 51 Kr. 4 Heller. Der 
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Abſchluß lautet: Die Einnahmen betragen 58,377 Fl. 51 Kr. 4 HU, bie Ausgaben betragen 
58,096 FI. 13 Mr. 1 9U., Beftand 281 Fl. 38 Er. 3 HU, Der ſummariſche Ausweis bes 
Bermögensflandes: I. Vermögen, a) rentirendes: 1) an Rapitalien 383,550 Fl., 2) Realitäten 
90,029 FI. 10 Kr., 3) Rechte 279,121 Fl. 31 Kr., zuf. 752,700 Fl. 41 Kr.; b) nicht renti- 
rendes: 1) am Kaſſebeſtand 281 Fl. 38 Kr. 3 HL, 2) an Einnahmerüdftänden 1024 Fl. 31 Kr, 
3) an Realitäten 97,800 Fl., 4) an Rechten vacat, 5) an Mobilien 22,386 FL 6 Kr. 4 HIL, 
zufammen 121,492 Fl. 15 Kr. 7 HU.; Summa des Berndgens 874,192 FI. 56 Kr. 7 SI. 
II. Schulden: Paſſivkapitalien 55,800 FL. Abgleihung: Vermögen 874,192 FL. 56 Kr. 7 SL, 
Schulden 55,800 Fl., reiner Vermögeusſtand 818,392 FI. 56 Kr. 7 HI. 

Es ift befannt, daß Nürnberg lange Zeit kein Aufenthalt für die Juden war. Wirklich. 
keit und Sage haben eine Menge Gründe zur Erklärung diejes Umſtandes au die Hand gegeben, 
und fomit war die Nachbarſtadt Fürth vorzugsweiſe der Ort, ber die thätige Judenſchaft bejon- 
ders gern im ſich aufuahm. Die Schnelligkeit, womit bie erſte deutſche Eiſenbahn den Berlehr 
zwifchen beiden Städten begünftigte, mochte dazu beigetragen haben, daß auch im neuern Zeiten 
der Anwachs der Nürnberger Zubenfchaft wicht beträggtlih war — jedoch nun belehrt eine Be— 
tauntmachuug des Magiftruts vom 22. Dezember v. J., daß mach höchſter Anorbuung ein 
Religionsfehrer für die Iſraeliten angeftellt werden folle. Alle ſelbſtſtändigen Ifraeliten, bie im 
Nürnberg wohnen, fowie auch diejenigen, welche ſich mit Aufenthaltskarte daſelbſt aufhalten, find 
zur Regelung dieſer VBerhältniffe zu einer Verſammlung eingeladen worben. | 

Das germanifche Mufeum, dies nationale Juſtitut, gebeiht zuſehends. Die Mittel zu 
feiner Blüthe fließen immer reichlicher. Befonbers laſſen bie Regierungen es fi) angelegen fein, 
es zu unterftügen und zu fördern. Neuerdings hat auch die fächfiiche Staatsregierung ben 
namhaften Beitrag von 1000 Thlr. gegeben, Die Reflaurationen ber Baulichleiten im che» 
maligen Karthäuferflofter uehmen auch im Winter fo viel wie möglich rüftigen Yortgang, Das 
Bedürfniß nach dem bisher nicht zu benützenden Räumlichkeiten ift in ber That bringenb: bie 
Sammlungen mehren fi in der Weije, daß fie in dem biß jetzt hergeſtellten Sälen x. kaum 
mehr untergebracht werben können. Das dräugt ſich auch bem flüchtig Durchwandelnden auf, 
und es wäre beshalb zu wünſchen, daß bem Muſeum glei; beträchtliche ve Mittel zur 
volfftändigen Keftauration der Karthaufe geboten würden. Biele Zeit und Aufmerkfamleit, 
welche ber Borftand jet anf dieſes dringendſte Bebürfniß verwenden muß, Bunte bonn nad- 
brüdlicher dem eigentlichen Zwede bes Mufeums zugeleitet werben. 

Damberg. Das Getreivenoth - Magazin bewährt flh gut. Der Stabtmagiftrat hat be- 
ſchloſſen, für daffelbe eine beträchtlihe Omantität Korn auzulaufen. 

Ein amberes Iuftitut, das von wohlthätigen Folgen ift, if die mechaniſche Baumwoll⸗ 
Spinnerei und Weberei, die einer nicht unerheblichen Anzahl bisher arbeitslofer Perfonen Bejchäf- 
tigung giebt. Der Einfluß derſelben fol fi) auch bei ber ſtädtiſchen Armenpflege fühlhar machen, 
benn bie Arbeitsfäle jeien auffallend gelichtet, woburd bedeutende Erſparniſſe möglich werben. 

Negendburg. Auch die Stabtmayifträte Regensburg und Stabtamhof wollen, wie in 
Bamberg, für ein Getreidenoth + Magazin eine beträchtliche Quantität Roggen auflaufen, wozu 
bereits bie nöthigen Gelber angewieſen find. 

Zur Förderung des Aufbaues des hiefigen Domes hat fih mit höchſter Genehmigung 
unter Biſchof Igmatius ein Verein gebilbet. 

Aſchaffenburg. Am 6. Dez. wurden die Straßen zum erſten Mal mit Gas ewleuchtet. 
8. Knoblauch» Diez ans Frankfurt a. M. hat kontraktlih das Gaswerk übernommen. Tauſend 
Kubilfuß Steinlohlengas Toften 5 Fl. 48 Kr. Gegenwärtig find ungefähr 120 Flammen, 
barunter 110 für Straßenbeleudhtung eingerichtet; es werden bazu vorausſichtlich noch 200 für 
den Bahuhof lommen, 

Schweinfurt. Die neue Mainbride ift bem äffentlichen Verlehr übergeben, Sie if 
nach dem priv. Syflem des Oberbaudireltors v. Pauli in Münden von ber v. Kramer⸗-Klett'⸗ 
hen Fabrik in Nürnberg ausgeführt. Die Geſammtloſten belaufen ſich auf 56,000 Fl. 
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Königreich Württemberg. 

Stuttgart. Rad dem PVerzeichniß der auf das Neujahr 1859 in bem Gemuf bes 
dffentlihen Almofens flehenden Armen beträgt bie Zahl der wöchentlichen Almofen- 
Empfänger ansfchliehlich ihrer Kinder 361 Perſonen, am welche zufammen jährlich 10,098 FI. 
ausbezahlt werben; einen jährlichen Hauszinsbeitrag ſtatt des Almoſens beziehen 105 Berfonen, 
weiche zufammen jährlich 2183 Fl. erhalten, und für 244 theils eheliche, theils uneheliche, aber 
verwaiſ te ober der Verwahrloſung fonft preisgegebene Kinder und 12 erwachſene Perfonen 
werben 7589 Fl. jährfiche Koftgelver bezahlt. Im Armenhauſe befinden ſich gegenwärtig 42 
Familien, befiehend aus 179 Perſonen. Wegen Ueberfüllung bes Armenhaufes find 18 Fa⸗ 
milien, beſtehend aus 94 Perſonen, im Bürgerhoſpital untergebracht. Dieſen Familien iſt aus 
Mangel an anderweitiger Unterkunft hier ein Aufenthaltsort angewiefen. Einzelne berfelben 
werben theilweife mit Almoſen, theilweiſe vorübergehend fir ihre Kinder mit warmer Speife 
nuterſtützt. Die ledigen männlichen und weiblichen Perfonen, welche fich früher im Armeuhauſe 
befanden, wurben in bie im Bürgerhofpital errichtete Armenbefchäftigungsanftalt eingewieſen, in 
welcher fich gegenwärtig 21 männliche und 11 weibliche Perfonen befinden; erflere werben mit 
Sägen, Spalten und Ausführen von Brennholz, Steinfhlagen, Wegmachen ꝛe., letztere mit 
Striden und Nähen und fonftigen geeigneten Arbeiten beſchäftigt umd hiefür neben der nöthigen 
Kleidung mit vollſtändiger Armenkoſt verpflegt. Der Aufwand für das Armenhaus hat vom 
1. Jufi 1857 bie 1868 1425 Fl. 21%, Mr. betragen, worunter Übrigens aud) der Aufwand für 
warme Koft für die in ber Stadt wohnenden Armen begriffen iſt. Das Defljit der Armen- 
beiäftigungsanflalt, welches ebenfalls die Almoſenpflege zu beden bat umb nicht unter obiger 
Summe begriffen ift, beträgt pro 1857/58 1050 Fl. 


Königreih Hannover. 

A Hannover, 24. Jau. Im Gefolge der neuen Stäbteorbuung ift über unfer ſtädtiſches 
Gemeinbeleben ein Geift ber Umgeflaltung gelommen, der freilich den einengenven Richtungen 
jenes Landesgeſetzes nothgedrungen folgen muß. Im einigen Heiueren Städten, wie z. ®. 
Dualenbrüd, hat man, da das Minimum ber Bürgervorficherzahl geſetzlich herabgeſetzt if, 
bon dieſer Grlaubniß Gebrauch machen zu follen geglaubt, ift aber anſcheinend auf den Wiber- 
fand der Oberbehörbe geflogen. Cine beflimmtere Faſſung der Vorſchrift Über Einzugsgeld — 
zu erheben wenn durch nutzbares Gemeindegut bie Räptifchen Steuerkräfte geſchont werben 
lönnen — hat dahin geführt, baf im der Hauptflabt, Lüneburg, Stade, Göttingen 
und anbern Orten ein ſolches Einzugsgeld, von dem man bisher nichts wußte, neu eingeführt 
worben ift; doch ſoll es bie Abſicht ber Regierung fein, daſſelbe für die Hauptſtadt nicht über 
zehn und für andere Städte nicht Über fünf Thaler Reigen zu laffen. 

Eine beſondere Noth aber bereiten ziemlich überall die neuen Vorſchriften über Bürger 
borficherwahlen. Danach muß minbeflens ein: Drittel der Wahlberechtigten zur Mitwahl 
erjhienen fein, ober bie Bertretuug bes betreffenden Kreifes ruht für ein volles Jahr, es jei 
beun, baß bie Regierung auf geſchehenes Anfuchen eine frühere Wieberholuug der Wahlhandluug 
zulaſſe. Die erfie Wirkung biefer Meuerung war, baß iu Hildesheim und Celle, zwei ber 
Iebensnollften Gemeinden des Landes, Bürgervorficherwahlen nicht zu Stande lamen. Die 
weitere Wirkung war bie, daß man vielerwärts nach Borbengungsmitteln gegen ven Uebelftanb 
ber Wahlvereitelung fuchte. Dies möchte au fih ſchon eine bünbige Kritil der meuen wahl- 
zwangsartigen Beſtimmung fein. Einen fernern Beitrag zu ihrer Beurtheilung liefern bie 
Auswege, welche man bicher eingefchlagen hat. Im Hildesheim fegte man eine Geldſtrafe 
auf Nichterſcheinen ohne triftigen Grund, Man achtete alfo derer mit, bemen bie gebieteriiche 
Rüdfiht auf daB tägliche Brod der Ihrigen es unter Umfländen verbieten mag, vom ihrem 
ſchönſten Bürgerrecht Gebrauch zu machen; und man firafte fie für die Verwegenheit, ſich lieber 
jatt effen, als einen Buͤrgervorfſeher mitwählen zu wollen. In Osnabrid und Goslar, 
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wo bie alterfahrenen Büryermeifter Stüve und Saudvoß am ber Spitze der Verwaltung fiehen, 
und nach viefem lodenden Borgang noch in einigen andern Städten ging man baran, das 
Stimmredt zu beſchränken. Alſo nicht aus fachlichen Gründen, nicht ans innerer Nothwenbig- 
keit beraubte man einen Theil der Bürger eines jahrelang beſeſſenen öffentlichen Rechts, ſondern 
um jener wnerbetenen gefeglichen Beftimmung den Stachel auszubrehen. Dies alles, unb bie 
undermeibliche Wieberlehr von Wahlvereitelungen wird vorausfihtliih im nicht zu langer Frift 
babin führen, jeme eigenthimliche Art Wahlzwang, die eine Hannoverjdhe Erfindung zu fein 
ſcheint, wieber fireichen zu laffen. Die abftratten Demokraten mit ihrem allgemeinen Stimm- 
recht und ihrer geheimen Abftiimmung behanbeln das Wahlrecht nicht mechanifcher, als die 
Hannoverjche Landesgejebgebung mit ihrer Forberung bes Drittels, da feine Ausübung doch 
eine freie Blüthe ber zu lebendigem Gemeinfinn erwachten Verfönlichteit fein jollte. 

In Lingen hatten die Angeftellten fich bei der vorgeſetzten Lanbproftei befchwert, daß 
man fie mit ihrer vollen Steuerfumme den Lanbesfteuern fi) anſchließend zu den ſtädtiſchen 
Laſten heranziehe; und die Lauddroſtei zu Osnabrüd hatte, der Beſchwerde Recht gebeud, verfügt, 
daß die Ungeftellten von ſämmtlichen Steuern nur mit dem Zmeibrittelbetrag zum Anſatze 
tommen follten. Dies hat darauf das Minifterium des Innern, von der Stadt angerufen, auf 
die Beſoldungs- und Perjonenfleuer bejchränft. 

Im vorigen Sommer, als die Stäbteorbmung revibirt wurde, murben ber Regierung 
von der Oppofition der zweiten Kammer mehrfach brei Fälle vorgehalten, im bemen fie gewählten 
und zum Theil wiedergewählten Senatoren die Beftätigung auſcheinend nur verfagt hatte, weil 
biefelben bei Wahlen nicht im Regierungsfinne wirfen und abflimmen wollten. Es waren bas 
bie. Fälle der Herren Wolde in Celle, Hefle in Verden und Bartling in Dannenberg. Jetzt 
jceint im Ganzen eine mildere Praris eingetreten zu fein. Dem Senator Hocdmeifter in 
Hildesheim ließe fih ganz berfelbe politifche Vorwurf machen; dennoch ift feine Wiederwahl 
durch Beftätigung gelröut worden. Daffelbe ift mit dem freifinnigen Obergerichtsaffefjor Wage- 
mann ber Fall, den die Stabt Göttingen, wo er früher als Advolat lebte, zu ihrem Synbitus 
erforen bat. Eine Ausnahme aber erleben wir in Emden. Dort war bie vorlehte Senator: 
Wahl nicht auf ven höheren Orts bezeichneten minifteriellen Deputirten Bode gefallen, fondern 
auf den Rentner Klug. Diefer erlangte die Beftätigung nicht, Der dafür vermuthete Beweg⸗ 
grund, gleichviel ob wirllich oder nicht, bewog das Wahlkolleg, Herrn Klug wiederum zu wählen, 
als ein zweiter Pla im Magiftrat leer wurde, An Herrn King's Stelle ernannte es den ein- 
finßreihen Bürgervorfleher Mühring. Sofort ergoß bie Regierungspreffe ihren Groll über biefe 
„Demonftration prinzipieller Oppofition“; und e8 blieb kaum ein Zweifel, baß auch biefe beiden 
Wahlen nicht beflätigt werben wilrben. Sehr zweifelhaft hingegen mußte es erfcheinen, ob bie 
Regierung jet bereits ermächtigt fei, einen Senator zu ernennen. Die Stäbteorbnung giebt 
ihr dieſe Defugniß für den Fall, daß die Betätigung zweimal verweigert if. Es fragt fid: 
bezieht fi) biefes „zweimal“ auf die Perfon, oder anf den anszufllllenden Play? Die Regierung, 
es auf die Perfon beziehend, bat von bem in ber Auslegung flreitigen Rechte fofort Gebrandy 
gemacht und in Herrn Erudenberg einen ſehr Lonfervativ, d. h. regierungsfreundlich gefinnten 
Kaufmann in ben Rath der Stabt Emden erhoben. Unter lauter Gewählten ber einzige von 
außen Anfgebrungene zu figen, muß micht zu ven beneidenswertheften Verhäftniffen bes Lebens 
gehören. 

+ Gelegentlich der Fefftellung des Hanshaltspfans der Stadt Haunover für bas 
laufende Jahr fchreibt die „D. R. Ztg.” vom 5. Januar: Seitdem unter bem jebigen Mini- 
ſterium ben ſtädtiſchen Gemeinbebehörben wieder eine politiiche Rolle zugewiefen if, feitbem 
mußten natürlih Parteien in denfelben entftehen, bie ber Löfung der Hauptanfgabe, ansichließ: 
lich und hauptſächlich für Förderung ber ſtädtiſchen Intereffen zu forgen, leicht Hinberlich entge- 
gentreten werben. Denn find einmal bie zuſammengehörigen Glieber eines Kollegiums in ein- 
zelnen Hauptfragen ſchroff einander gegenüber getreten, dann hat es feine großen Schwierigkeiten 
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auch bei andern Dingen bie Gemüther wieber zu verſöhnen und einträchtig mit einander wirken 
zu laſſen, ba jeber weiß, wie ſchwer, namentlich bei weniger geiftig durchgebildeten Männern, 
bie Sache von ber Perfon ſich fheiben läßt. Wir haben ſchon oft geglaubt, dieſe Wahrneh- 
mung bier und im anderen hannoverfchen Städten madhen zu müſſen, ſeitdem ben Magiftraten 
und ben Bürgervorftehern politiiche Rechte überriefen wurden, unb deshalb bei ben Wahlen 
nicht das Verſtändniß und bie Luft zur thätigen Theilnahme an beim Gemeindeleben den ent- 
ſcheidenden Ausſchlag gab, ſondern bie mehr ober minder freie ober abhängige Stellung. Daß, 
wenn umfere Beobachtung richtig ift, bie von oben herab ſchon übermäßig geſchwächte Kraft ver 
jelpnfländigen Städte noch mehr hinſchwinden wirb, ımterliegt feinem Zweifel, nnd bie Theil- 
nahmfofigkeit an ben eigenen Angelegenheiten, bie endlich etwas zu verfhwinben ſchien, wirb 
wieber einen ansgebehnteren Boden finden. Dieſe Gedanken kamen uns, als wir hörten, daß 
der Näbtiiche Haushaltsplan mit 200,000 Thlr. Court. und 14,000 Thlr. Gold Ausgaben von 
unferer Stabtverwaltung in einigen Stunben erlebigt und feftgeftellt war, wozu man fonft nach 
langen Borberathungen eben jo viel Sitzungen wie jet Stumben braudte. Nun, es fcheint 
jetzt überall darauf anzulommen, bie Sachen zu erlebigen, das „Wie“ verſchlägt micht viel. 
Indeſſen dürfen wir nicht verſchweigen, daß auch im biefem Jahre bie Gehalte unjerer Lehrer 
weſentlich erhöht find und darauf Bebacht genommen ifl, fernerweit unfer anerlannıt gutes Schul- 
weſen noch weiter anszubehnen, ba bie beflebenben zehn ftädtiichen Schulen filr die Bebürfniffe 
nicht mehr ausreichen. Namentlich wird zumächft eine zweite Mittelfchule für Mäbchen neu 
erbaut werben müffen. — Daß’ auch die bisherige Unabhängigkeit der ſtädtiſchen Lehrer von dem 
nenen Königlihen Dienergeſetz bebroht wirb, wollen wir nur mit bem Bemerlen erwähnen, bafı 
bei etwaigen Eingriffen ber Staatsgewalt in bie vortrefflihe ſtädtiſche Schulverwaltung Teicht 
bie Freubigkeit für Berbefierung des Stadtſchulweſens verſchwinden lönnte. Der Bergleih ber 
ſtädtiſchen Bollsſchulen mit den vorfläbtifhen, unter ber Obhut bes Königlichen Konſiſtoriums 
ftehenben, liegt bier fehr nahe und find beide gleichartige Imflitute kaum neben eimanber zu 
nennen. — 
— OSsnabrück. Die Bürger von Osnabrüd feierten am 15. November v. 3. ein hohes 
Fer: den Abſchluß der 2bjährigen Amtslanfbahn Stüves, des ehemaligen Miniflers 
ber Krone Hannover und gegenwärtigen Bülrgermeifters jener feiner Baterftabt. Wir haben 
bier nachträglich die glüdwünſchende Auſprache mitzutheilen, welche bie Bürger durch ihren 
Bürgervorfieher-Wortführer dem Gefeierten überreichen ließen. Sie lautet folgendermaßen: 
Hochgeehrter Herr Bilrgermeifter! Der heutige Tag ift für unſere Stadt ein benfwir- 
biger, ein Ehrentag für Sie, ein Freudentag für bie Bürgerſchaft. 25 Jahre — welch ein 
Abſchnitt im Menfhenleben und im Manneswirten! — find verfloffen, feit die Wahl Ihrer 
Mitbürger Sie an die Spitze der waterftäbtifchen Verwaltung berief. Wer biefe Zeit durchlebt, 
ihre renden und Leiden getheilt und mitempfunden hat, ber wirb geftehen, daß kaum ein 
gleicher Abſchnitt in der Gefchichte unferer Baterſtadt bebentungsvoller, geftaltungsreicher gewe⸗ 
fen it und auch in feinen Folgen gefegneter zu werben verfpricht. Daß wir in einer Zeit, wo 
die Mäbtifche Verfafjung eine völlige Umänberung erfuhr, wo den Wohlſtand unferer Birger 
ernflich bedrohende Schranken fielen, wo einem kanın geahnten Aufſchwunge des Handels und 
Gewerbfleiße® neue VBerkehröwege und Bahnen eröffnet wurben, wo bie Zahl der Stabtbewohner 
ungewöhnlich ftieg und zugleich — gewiß eine feltene Ausnahme von der Regel — bie ber 
Armen ſank, wo in lirchlichen Gemeinden und Schuleinrichtumgen ſich neue Bedürfniſſe geltend 
machten und bie Abhülfe fanden, wo Neubauten und Anlagen ber verfchiebenften Art fiir Ge⸗ 
ſundheit und Bequemlichkeit der Bürger vollendet und auf Bürgerſinn beruhende Einrichtuugen 
neu belebt und begründet wurden, daß wir im ſolcher Zeit bei fo vielem und oft ſchroffen 
Uebergängen ungefährbet und glücklich zum erwünjchten Ziele gelangten — hochgeehrter Her 
Bürgermeifter! wir verbanfen es zumeift Ihrer tiefen Einficht, Ihrer weifen Leitung. Sie, au 
der Spitze eines verehrlichen Kollegiums, haben mit Gottes Hülfe auch das, was bedrohlich 
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ichten, zum Heil geführt und durchgeführt. Es ift erhebend, den Manu mit rüſtiger Thatkraft 
in einem bedeutenden Wirkungskreife unerſchütterlich pflichttreu und erfolgreich ſchaffen zu jchen ; 
doc, verehrtefler Herr Bürgermeifler, — erlanben Sie und einmal am heutigen Tage c8 aus. 
zufprechen — was Sie unjerm Herzen noch werther macht, iſt etwas Höheres. Wir gebeufen 
bier nicht der ausgezeichneten Geiftesgaben, mit denen Gott Sie ansgeftattet und mit bemen 
Sie auch die fernften Jahrhunderte osnabrüdiicher Gejhichte zu Nug und Frommen ber Mit- 
und Nachwelt anfgehellt haben, wir rühmen heute nicht von Ihres bewährten Kenntniß bes 
Rechts, eine Duelle des Segens für fo mande Bedräugte, wir preiien nicht Ihre Thätigkeit in 
der höchſten Berfammlung der Gefeßgeber unfers Königreiches — unjer Landmann bejonbers 
wirb bie Erinnerung daran ſtets in daufbarem Herzen bewahren — wir rebeu nicht von bem 
Jahren der Bewegung und des Sturmes, wo das Nuder des Staatsihifies vorzüglich Ihrer 
Hand und Ihrem Mannesmuthe anvertraut war — mas Sie da geleiftet, wird, wenn bex 
Feuereifer der Parteien längft verlobert ift, die Geſchichte würdigen; — was uns aber mit ber 
tiefften Verehrung, mit der innigfen Dankbarkeit erfüllt, das ift ber Gebanfe an Ihre aufer- 
amtliche Wirkjamfeit, — freilich eine Unterieidung und Teilung ber Vilichten, bie Sie, 
überall ein ganzer Mann, nicht anerkenuen werben, Iſt doch kaum ein Mitbürger, bex in be 
brängter Lage bei Ihnen nicht Rath und Beiftand geiucht und gefunden; der Armuth Feind 
haben Sie als Beratber und Bater der Armen zablloie Thränen getrodnet; über hülfsbedürftige 
der Berwahrlofung ausgeſetzte Knaben und Jünglinge, welche das Aufblühen ber Kabrilen aus 
allen Richtungen in bevenkliher Menge zu uns führte, haben Sie einen Gegen verbreitet, bex 
Frucht bringt für bie Ewigleit. Ja, theuerfler Herr Bilrgermeifter! wo e8 galt, Baterlanbe- 
fiebe, Uneigennägigkeit, Aufopferung, Selbftverleuguung, Zucht und Sitte, echten Bürgerfinn 
zu bethätigen und in weiten Kreifen zu förbern, da waren Sie ſiets ber Meifter Ihrer Bürger, 
da zeigten Sie zuerft und zumeift jene wertthätige Liebe, die nicht das Ihre jucht. Genehmigen 
Sie daher hochgeehrter Herr! am heutigen Tage Ihrer Zbjäprigen fo reich gejegneten Thatigleit 
an ber Spitze unſerer fläbtifhen Verwaltung ben aufrihtigfen Dank Ihrer Mitbürger und den 
herzlihften Wunſch, daß der Geber aller guten Gaben Ihuen noch viele Jahre verleihen möge, 
wo Sie in gewohnter Rüftigleit duch Wort und Wandel, durch Lehr’ und Leben zum Heil 
unjerer Stabt Ihren Mitbürger, wie bisher, als ebeiftes Mufter und Borbild vorleuchten und 
vorgeben. Gott ſegne Sie unb durch Sie unfer Osuabrüd! — 

+ Göttingen, im Januar. Nach dem Budget der Stadtlämmerei hierjelbft für das Jahr 
1859 beträgt die muthmaßliche Einnahme 4180 Thlr. Gold und 41,265 Thle. Rourant, Die 
Ausgabe 1190 Thlr. Gold und 43,015 Thlr. Kour,, jo daß ſich überhaupt ein Ueberſchuß von 
1514 Thlr. ergiebt, 

Die ſtädtiſchen Kollegien habeu beſchloſſen, ein Einzugsgeld von 3—15 Thlr. zu erheben, 
und ift das betreffende Statut ber Königl. Regierung zur Genehmigung vorgelegt worben, 

—e— Hildesheim, im Januar. Im ber öffentlichen Sisung des Magiſtrats und ber 
Bürgervorfteher am 11. d. M. wurde ber Haushaltsplan der Kämmereilaſſe für das Laufende 
Jahr berathen und feftgeftellt. Ohne erhebliche Erinnerungen jeitens der Bürgervorſſeher wurde 
das Budget in der Gefanumteinnahme von 285 Thlr. Gold und 57,957 Thle, Kour, welches 
gegen das Vorjahr ein Mehr von ca. 2300 Thle, ergiebt, genehmigt. Bon ben Ausgaben, 
welche mehrſtentheils ebenjalls ohne weiteres genehmigt wurben, beläuft fi) der Beitrag für bie 
Unterhaltung des Armeuweſens auf 3367 Thlr. Das Nrmen-Koleginm beantragte, dieſen Be 
trag noch etwa 3 Jahre beftehen zu lafjen, damit die Schulden der Armenlaſſe gänzlich getilgt 
werben fönnen, jo daß ber Beitrag aus ber Kämmerei, bei Kortbauer ber jebigen günftigen 
Zuflände des Armenweſens, danıı auf etwa 1000 Thlr. jährlich fi verringern wird, — Im 
derjelben Sigung lam bie Einführung der Schulftener fir bie evangeliſch-lutheriſche Schul⸗ 
gemeinde in hiefiger Stabt, worüber jeither eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen beiben Kolle- 
gien befland, wieberum zur Sprache, inbem ein von ber Schullemmiffion eingereichter Entwusf 
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vorgelegt wurde, wonach bie einzuführende Schulftener als eine tranfitoriihe Maßregel nur bie 
zur befinitiven Megelung des hiefigen Intberifchen Bürgerſchnlweſens in Geltung fein fol. Der 
Entwurf wurbe zwar durch die Mehrzahl der Stimmen genehmigt, indeß ausdrücklich von ben 
Bürgervorſtehern zu Protokoll erflärt, baf fie vorausſetzten, es mwerbe bei ber im Entwurf vor⸗ 
geiehenen Genehmigung des Magiftrats zu ber vom evangelifchen Schulvorftanbe ausgehenden 
Ausichreibung des jährlichen Stemerbetrages, der Magiftrat vor Ertbeilung ber Genehmigung 
die Zuftimmung ber Bürgervorſteher erwirten. 

— Eimbed, Magiſtrat und Bürgervorſteher haben den Beſchluß gefaßt, das Schul- 
geld für bie Volkeſchulen der Stabt in ver Weile zu erhöhen, daß vierteljäprlich in ben Ober- 
Hafien 14, in ven Mittelllaſſen 12, und in den Elementarklaſſen 10 Groſchen bezahlt werben, 
woburd man für die Schullaſſe eine Mehreinnahme von 150 Thlr. jährlich zu erzielen hofft. 
Auch Hier ift die Erhebung eines Einzugsgeldes von ben zuziehenden Nichtbilvgern feftgeftelft 
worben. — 

* Das Minifterinm des Innern bat auf bie Beſchwerde der Wähler ver Stabt Hameln 
(vergl. den Auffag: „ver 8. 87. der altem ober 8.85, ber revidirten Stäbteorbnung“, Heft XL 

1858, S. 991 u, f. d. DI.) entichieben, daß ber bafelbft zum Bilrgervorfteher gewählte Ober» 
lehrer Oeſt als rechtsgültig gewählt anzuſehen, und bemgemäß in das Kollegium einzuführen jet. 

— Stade im Januar. Nachdem im bie revidirte ſtädtiſche Kolleltenordnung das vom 
Minifterium verfügte Prinzip: daß bie Angeftellten nur von ber Hälfte ihrer Beſoldung zu ben 
Armenlaften herangezogen werben, aufgenommen werben müffen, ift burch Berfügung ber Kgl. 
Landdroſtei eine weitere Eremtion in ber Beitragspflichtigleit zu ben Armenlaften für bie hie- 
figen jüvifhen Einwohner ftatuirt worben. Gegen bie Verfügung bes Magiftrats, womit bas 
Geſuch der jüdischen Eimmohner, um Befreiung von den in Rebe ſtehenden Laften, abſchläglich 
beſchieden wurde, hatte nämlich der Lanbrabbiner der Provinz Recurs ergrifjen und ausgeführt, 
daß die Auffaffung des Magiftrats, wonach die Armenlaft ver Stabt Stade als eine ber poli- 
tiſchen Stabtgemeinde obliegende Laft anzufehen fei, von welcher kein Mitglied befreit fein Tonne, 
Ihon deshalb eine irrige fei, da hiernach jede andere Gemeinde mit bemfelben Rechte ihre Ar- 
menfteuer al® eine politiſche Abgabe betrachten lönne, und die Juden, die ihr eigene® Armen- 
wefen zu unterhalten haben, auf biefe Weiſe doppelte Armenlaften tragen müßten. Abgeſehen 
aber davon, daß bie Armenunterſtützung bisher nirgends in hiefiger Provinz als eine bürger- 
fiche Pflicht betrachtet worden, wo bie Unterſtützung jübifher Armen in Frage kam, fo würde, 
ſelbſt wenn der Magiftrat ſich Über derartige Borurtheile erheben wollte, fo lange das jübifche 
Armenwefen noch vom chriſtlichen getrennt ſei, derſelbe mit den beſtehenden Beſtimmungen des 
Geſetzes in Konflift gerathen. Es wurde nun in Folge dieſer Eingabe von Königl. Landdroſtei 
zu Stade unterm 5. November verfügt, daß allerdings die jübiihen Einwohner ber Stabt 
Stade, nach dem Geſetz vom 30. September 1842 von dem Beiträgen zum chriftfichen Armen: 
wefen inforweit freigelaffen werben müßten, als fie nicht nach $. 31. des Geſetzes und $. 6. 
Ziff. 4. und 5. der Kolleftenorbnung dom 6. April d. 9. als Grumbeigenthilmer zur Armen: 
Reuer ihre Quote beizutragen hätten. 

— O.— Goslar. Die im Novemberhefte des vorigen Jahres gedachte Erleuchtung der 
Straßen im hiefiger Stabt hat mit Anfang diefes Jahres theilweiſe begonnen. 

Nachdem forgfältige Unterfuhungen in Betreff ber Koften ber erften Einrichtung fomohl, 
al® ber jährlichen Unterhaltung der Strafen-Erleuchtung wieberhoft ftattgefunben, ſolche ſchlie ß⸗ 
lich auch auf ein neues Erleuchtungs -Material, nämlich dae aus Braunkohle erzeugte Solaröl, 
was wegen ber Billigkeit des Preiſes, wegen ſeines ſparſamen Brennens und wegen ſeiner 
außerowdentlichen Lerichtkeaft empfohlen war, ausgedehnt worden und bie mit dieſem Solaröt 
hier angeftellten Proben ein fehr befriebigende® Refultat geliefert Hatten, mirtbe vom 4. Novbr. 
v. I. vom Magiftrate und Bürgerorfteber - Kollegium bejchfoffen: eime Straßen-Erleuhtung in 
Goslar mittelſt Solardls auf Koften der Rämmerei-Kaffe einzuführen, nm bamit noch im Laufe 
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biefes Winter in ber Weife ben Anfang zu machen, daß bie Hauptſtraßen durch 40 bis 50 
Laternen erleuchtet werden, bie Erleuchtung ber Übrigen Theile ber Stabt aber allmählich, je 
nad) ber Leiftungsfähigfeit der Kämmereilaſſe, in Ausführung zu bringen. — Nah dem ge- 
machten Ueberſchlage werben zu einer, billigen Unforberungen entfprechenden Straßen-Erleud- 
tung hiefiger Stabt bei deren großem Umfange etwa 157 Laternen erforderlich fein und berem 
Anſchaffung einſchließlich ber Ketten, eifernen Armen, Leinen ꝛc. einen Koftenaufwand vom 
2450 Thle., die ber jährlichen Unterhaltung derſelben aber einſchließlich der Ausgaben für bie 
Anfteder und Reiniger, für Unterhaltung bes Inventars, Zinfen auf das Anlegelapital und 
defſen Abtragung ꝛc. einen ſolchen von 1750 Thlr. verurfahen. — Die bier in Gebraud be- 
findlichen Laternen find von hiefigen Klempnern verfertigt und koſtet eine, gut konſtruirt mit 
Reverbern von Meffing, 11 Thlr. Zum Verbrennen des Solaröls Können aber auch bie ge- 
wöhnfihen Straßen-Laternen benugt werben, jedoch müffen ſolche durch Deffnungen in bem 
Boden mit ſtarlem Luftzug verfehen, auch muß der Brenner zu demſelben Zwed von einer be» 
fondern Konftrultion fein. Die biefigen Brenner find iu ber Fabrik ber Gebrüder Kiehne in 
Berlin verfertigt. — Ueber bie Eigenſchaften, Leuchtkraft und Billigleit des Solaröls, verglichen 
mit andern Leuchtfloffen, giebt eine bei F. Bänfch jun. in Magdeburg im vorigen Jahre erjchie- 
nene Drudſchrift ausführliche Mittpeilung. — Die Erleuchtung mittelft Solaröl® hat bier bio⸗ 
fang ein jehr befriebigenbes Rejultat geliefert, indem bie Koften derſelben viel billiger als die 
durch Rüubbl verurfahten find, ber Lichtkreis der Flamme kaum ein Heinerer als ver des Gas⸗ 
lichts und das Licht ſelbſt von einer ſchönen, ja blendenden Weiße iſt. Bei Benutzung des 
Solardls iſt übrigens die größte Alkurateſſe in der Behandlung ber Brenner und Dochte er⸗ 
forderlich und ihr Gelingen überdieß beſonders von einer zwedimäßigen Konſtrultion ber Lampen 
abhängig. Im Betreff der letztern wirb bemerkt, baß bie Braunlohlen:Berwerthungs-Gefellihaft 
zu Halle fi) durch die anerfanmt tüchtigſten Fabrilanten, insbeſondere durch Stobwafjer in 
Berlin, in den Befig einer großen Menge ber verſchiedenartigſten Lampen gefegt bat und fort- 
während forgfältige Prüfungen damit anftellen läßt. 


Königreih Sachen und fächfiiche Herzogthümer. 

Dreöden, den 20. Ian. In ber geflern Abend umter bem Borfige des Borftandes 
Dr. Arneft flattgefundenen britten Stabtverorbnetenfigung im biefem Jahre referirte zuvörderſt 
Stabtverorbneter Lenanid Namens ber Berfafjungsveputation über bie Frage, ob ber Spartaffe 
und dem Leihhauſe Stiftungsqualität beizulegen jei. Es if dies eine zwifchen dem ſtädtiſchen 
Kollegien ſchon vielfach ventilirte Frage, über melde biefelben getheilter Anfiht find. Denn 
während ber Stabtrath auf Grund eines, allerdings bei Gelegenheit ber Entſcheidung einer 
andern Frage gegebenen Minifterialbejcheibes biefe Inſtitute als Stiftungen amfleht, find bie 
Stabtverorbneten auf Grund ber SS. 24 bis 28. der Städteorbnung ber Meinung, daß beibe 
Inſtitute zum Stabtvermögen gehören. Es ift imfofern biefe frage für beide Kollegien eine 
wichtige, weil fie über ein Recht ber Kommmnvertreter eutſcheidet, das fie haben würben, wenn 
dieſe Inftitute zum Stabtvermögen gehören, und nicht haben würden, wenn fie als Stiftungen 
anzufehen find: Über das Recht ber fpeziellften Kontrole m. |. w. Nach einigen, vom Stabto. 
Adermann gegebenen Erläuterungen wurde ber in einem fchriftlichen Berichte ber Deputation 
niebergelegte Borfchlag, bie Rechte des Kollegiums auf bem Abminifttatiomwege ober eventuell 
auf dem Rechtswege weiter zu verfolgen, zum Beſchluß erhoben. 

Reipzig, 3. Ian. Die erfte Situng der Stabtverorbneten im neuen Jahre war lebig- 
fich der neuen Konſtitnirung ber Berfammlung gewidmet. Wie üblich erfchien eine Aborbnung 
des Stabtratbs, um bie ueugewählten Stabtverorbneten in bie Berfammlung einzuführen. 
Den Ausgangspunkt für feinen Bortrag nahm Stadtrath Cihorius vom ber Eröffnung bes 
Kunftmufeums, ein edel vollbrachtes Werk, deſſen Bollenbung, beide fläbtifche Körperſchaften 
zulegt froh vereinigt hatte. Im einem Rückblick anf das vergangene Jahr erinnerte der Rebmer 
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an bie von bem Handelsſtande Leipzige ehrenvoll überſtandene Handelskriſis, die Eröffuung 
einer neuen Eiſenbahn, die trefflihe Wiederbefegung der Superintendentur, die Hauptverfamm- 
lung der Guftan-Adolph-Stiftung, den Bau der Georgenhalle, die Umgeflaltung eines Theile 
ver Promenaben, und lenkte bie Blide auf Gegenſtände, die nach gewonnenem Einverſtändniß 
zwifchen Rath und Stabtverorbnieten gefhaften werben follen: eim neues Schulgebäude, ein 
Waiſenhaus, die Errichtung einer zweiten Gasanftalt, die Erweiterung des Schleußenwerfs, der 
Berlauf von Areal zu Bauplätzen sc. Er bezeichnete bie Finanzlage der Stadt, welche die Til— 
gung ihrer Kriegsſchuld vollendet habe und durch die von ber Staatsregierung erlangte Bewil- 
ligung zur Erhebung der Wechielftempel-Abgabe auf fernere zwei Jahre aud Mittel gewinne, 
einen Theil der Kommunalſchuld raſcher abzubürben, als günftig. Ueber das künftige ſtädtiſche 
Stenerfyftem beſtehe zwar noch kein Ginverftändniß unter dem ftäbtifhen Behörden, da aber 
beide biefelben Zwede wollen, würden fie fi über die bazu erforbeslihen Mittel vereinbaren. — 
Stabtverorbnetenvorfteher Adv. Franke ergriff fobann das Wort, entwidelte bie gejchichtliche 
Entflefung und Fortbildung des Repräfentativfyfiems in den deutſchen Städten, 
bie vorwiegende VBebentung der Städte fir die geiftige Kultur und die materielle Hebung ber 
Nation und leitete daraus bie Aufgaben der jegigen ftäbtiichen Körperſchaften im Leipzig ber. 
Der Redner gedachte zweier im Laufe des vorigen Jahres geftorbener und zweier ansgefchiedener 
Mitglieder der Berfammilung, erwähnte, daß 1858 die Stabtverorbneten 28mal in Öffentlicher 
und 21mal in geheimer Sitzung verfammelt waren, während bie 17 Ausſchüſſe gerade 100 
Sitzungen, davon der Ausfhuß für das Bau⸗, Oekonomie- und Forſtweſen allein 25, abge- 
balten hätten, Gleich dem Stabtrath dankte er den ausfcheibenden Mitgliedern für ihre auf- 
gewenbete Thätigkeit und begrüßte freundlich die neueintretenden. — Die Berfammlung fchritt 
bieranf zur Wahl ihres Vorſtandes. Adv. Franke und Abo. Klein wurben beide mit 47 Stim- 
men zum Borfteher und Stellvertreter aufs Neue gewählt. Hierauf wurde der aus ſechs Per- 
fonen beſteheude Wahlausſchuß, der alle übrigen Ausſchüſſe beftellt, gebilbet. 

Reipzig, 20. Ian. Die vorgeftrige Sitzung der Stabtverorbneten eröffnete ber Vor— 
ſteher damit, daß er dem Andenken des jüngft dahingeſchiedenen Stadtraths Kietz Worte ber 
danlenden und ehrenden Anerfennung nachrief; die Mitglieder erflärten ihre Uebereinftimmung, 
indem fie fi von ihren Sigen erhoben. Der erfie Gegenfland ber Tagesorbnung war bie 
Bormwahl zur Wahl eines befoldeten Stabtraths, welcher rechtslundig und zur Ausübung bes 
Richteramtes befugt fein muß, an Stelle des verftorbenen Hrn. Kietz; von 55 Stimmen fielen 
47 auf den VBorfleher der Stabtverorbneten Hrn. Advolat Zul. Fraucke. Hierauf berichtete 
Hr. Kramermeifter Poppe, als neuerwählter Vorſitzer des Finanzausichuffes, über den Antrag 
des Raths, die weitere Erhebung der Kommunanlagen betreffend. Dieje Anlagen will der Rath 
nicht wie bisher erheben, ſondern nur zur Hälfte, ſodaß fie etwa ben Ertrag von 45000 Thlrn. 
geben; bie andere Häffte fol dann durch die Abgabe zum Grünen Buch (von Grundftilden und 
Mieten) aufgebracht werben. Der Finanzausfguß bringt dagegen ben Antrag an die Ber: 
ſammlung, fie möge befcpließen, dem Rath die Ermächtigung zu ertheilen, den erflen Termin 
der Orumnbdfleuer am 1, Febr. und ben erflen Termin der Gewerb- und Perjonalfteuer am 
15. April (zur Hälfte der vorjährigen Stenererhähung) zu erheben. Diefer Antrag findet ohne 
Verhandlung einflimmige Annahme. Bei dem nunmehr durch denjelben Vorſitzenden erftatteten 
Bericht Über die Staptlaffenrehnung fiir das Jahr 1857 fanden fänmtlihe Conti Genehni- 
gung, jebod wird betreffs der Leberficht des Stammvermögens noch Marer Ausweis geforbert, 
im übrigen aber bie Anträge an ben Rath geftellt: „Er möge bei den Anfägen für das Ja— 
lobshospital höher greifen, da bie bisherigen ſich als unzureichend erwiejen‘ (es war hier eine - 
Mehransgabe von 8400 Thlrn.), und: „Er möge ferner den Stabtverorbneten Auskunft 
geben, wie die Frage megen Herbeiziehung ver flottirenden Bevölkerung zu Beiträgen für 
das Hospital ehe.” Weiter wird die Hoffnung ausgeſprochen, daß nunmehr, wo bas Ziel 
der Anſammluug eines Berfügungskapitals von 50000 Tplen. nicht nur erreicht, ſondern 
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ſelbſt faft bis zmm Doppelten überſchritten ift, biefe günſtige Sachlage auch ven Steuerpflich- 
tigen zu Gunſten kommen möge. (Die Ueberſchüſſe aus ben Jahren 1856 und 1857 betreffen 
nämfich über 153000 Thfen.; wir heben fohlieflich noch hervor, daß fi im Jahre 1855 bei 
den Schulen ein Zufhuß don nur 20030 ftatt 34000 Thfen. nöthig machte, daß kei den indi— 
reften Abgaben ſich eine Mehreinnahme von 7845 Thlm. und bei der Gasanftalt von 14313 
gegen die Unfchläge des Budgets heransgeftellt Hat.) 

M.C. Weimar, im Januar. Im der Gemeinderalhs-Sitzung vom 19. Novbr. 1858 
erinmerte ber Oberbiirgermeifter Bod baran, daß biefer Tag ber funfzigjäbrige Gebenftag der 
Einführung der Preußiſchen Stäbteorbnung fei, gedachte ber hohen BVerbienfte des Freiherrn 
von Stein um diefe Städteordnung und mittelbar auch die Weimariſche Kommunalverfaffung, 
auf welche jene nicht ohne wefentfihen Einfluß geweſen fei, und bat um bie Genehmigung ber 
Berfammlung, daß er im Sitzungsſaale das Bildniß des Freiheren v. Stein habe aufhängen 
faffen. Der Gemeinberath ertheilte bie Genehmigung einftimmig. — Im ber barauf folgenden 
Sitzung erflattete der Oberbürgermeifter Bod den vorgefäriebenen Rechenſchaftsbericht Über bie 
fäbtifche Verwaltung bes Jahres 1858, welchem er vornehmlich eine Vergleichung bes Ift-Etats 
imit dem Soll-Etat zu Grunde legte, welche daß erfrenfihe Reſultat einer faft im allen Ein- 
nahmepofitionen zu erwartenden Mehrs gegen ben Voranſchlag und nur unweſentliche Ueber- 
ſchreitungen einzelner Pofitionen bes Ausgabe-Etatd ergab. Der Gemeinderath nahm bie Mit- 
theilungen dankend entgegen. — Der Gemeinbevorftand hatte gegen bie hieſige Poftanftalt An- 
fprüche auf das Stabtpflaftergelb für die Poftgüterfuhren nad) dem Bahnhof bis zum 1. Oftbr, 
1855 zurück gemacht, bie Boftanftalt aber ihre desfallſige Verpflichtung in Abrede geftellt. Der 
Gemeinderat, dem nunmehr die Sache zur weitern Beihlußfaffung vorgelegt worben war, trat 
der Ausführung des Gemeindevorftandes bei und beſchloß, bei dem Anſpruche zu beharten, für 
die Zukunft aber, jedoch ſtets widerruflich, der Poftanftalt ein jährliches Averfionalguantum von 
33 Thalern zuzugeftehen. — Eine hiefige Privat + Aktien -Geſellſchaft beabfichtigt bie Errichtung 
einer Wafch- und Badeanſtalt. Der Gemeinberath fiherte dem Unternehmen bie erbetene Unter- 
fügung zu und beſchloß fi mit einer Summe von 2000 Thalern babei zu betheiligen. — 
Für den Bürgerful-Direltor ift eine Dienftwohnung vorhanden; ba felbige aber nicht vom 
jedem Stellinpaber bezogen wirb, fo wurde ihm für ſolche Fälle eine jährliche Gelbentfhäbigung 
von 100 Thalern Cour. zugeftanden. 

Grofenbayn, 15. Januar. Nach der Vollszählung vom 3. Dezember v. I. hat unfere 
Stadt 1918 Hanshaltungen mit 8531 Einwohnern in 726 Wohnhauskataſternummern, während 
die Gefammtzahf der Gebäubelompfere 768 beträgt und für bie Lanbesbranbfaffe mit 1 Mil. 
701,230 Thlr. taxirt if. Die Bevöfferungszunahme gegen 1855 beträgt: 102 Haußshaltungen 
mit 710 Perfonen, die ber Wohnhäufer macht 34 aus. Im Jahre 1852 zählte Großenhayn 
7472 Einwohner, im Jahre 1849 6937, im Jahre 1843 mur 6394. Hieran find folgende 
weitere, für eine erfreuliche Entwideelung ber Stadt Zeugniß ablegende ſtatiſtiſche Mitteilungen 
anzureihen. Der Aufwand für Armenzmwede aller Art hat trog bes ſchnellen Bevdllerungs⸗ 
Wachsthums effektiv ſich vermindert: er betrug im Jahre 1853 2460 Thlr., 1855 2250 Thle., 
1857 2200 Thfr., 1858 2100 Thle.; anbererfeits mußte der Aufwand für Schulgwede noth- 
wendig wachlen ; bies bethätigen folgende Ausgaben ber Schullaſſe: im Jahre Michaelis 1854 /55 
4380 Thlr., 1856/57 5590 The. und infolge ber feit Ende vorigen Jahres durchgeführten 
Reorganifation des Schulweſens — wonach 1358 Kinder in 24 Mlaffen von 17 Lehrern unter: 
richtet werben und Turn» und Seichnenumterricgt zum Leltionsplane gehören — veranfchlagt 
fi biefer Aufwand für 1859 auf 6680 Thlr.; im Jahre 1853 betrug die Zahl ber Schuffinber 
nur 1168. Die ordentlichen, mit ben Ausgaben bilancirten, ohne alle direkten Anlagen erzielten 
Einnahmen der Stabtlaffe Haben betragen im Jahre 1853 8800 Thlr., 1855 11,000 Thlr., 
1857 13,000 Thlr., und find noch im Steigen begriffen. — Ein höchſt erfreulicher Geſchäftsgaug 
hat bei der Sparkaſſe ſtattgefunden, wie folgende Zahlen belegen: Guthaben der Einleger und 
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Altiubeſand Im Jahre 1862 125,400 Thir., 1854 158,900 Thfe., 1856 198,600 Thir. 1857 
216,900 Thlr.; im Yale 1858 firid ebenfalls circa 40,000 Thlx. mehr eingelegt, als zurück 
genommen worben, wodurch fid das in Yiefiger Sparlaffe angelegte Kapital jetzt anf cirea 
810,000 Thir. ſtellt. — Die Gusanftalt hat im Jahre 1858 bei 1548 Flammen zu Anfang 
und 1783 dergleichen zu Eude des Jahres 3,882,800 Kubilfuß Gas verkauft und daraus, ſowie 
aus den Mebenprobukten 9767 Thlr. 22 Ngr. Bruttoeinnahme erzieltz ber Durchſchnittavetkaufs 
preis für je 1000 Rubitfuß ſtellt fich anf 2 Thlr. 12 Ngr. 5, Bi. ; 

Zittau, 16. Januar. Bon bem erfrenlichen Zuftande, in weldem ſich gegenwärtig 
Finanzen der Kommume Zittın befiuben, bürfte ber Stadthaushaltplan für 1859 das befte 
Zeugniß abgeben, Wie feit mehreren Jahren bie Einnahmen im fat fortwährenden Wachothum 
begriffen geweſen find, fo haben fich dieſelben auch gegen voriges Jahr um faſt 8000 Thlt. ge» 
Reigert uud belaufen ſich jet auf 123,976 Thlr. Die Ausgaben find vorläufig zu derſelben 
Höhe veranfählagt werben, dileften aber, tro ber durch die Einrihtung ber Gasbelendptumg 
verurſachten Koften, trog bet Berbeflerung ber Lehrergehalte au der biefigen allgemeinen Stabt- 
ſchule und teo mehrfacher peojeltirter Bauten, biefelbe kaum erreichen, weshalb auch bie beiden 
«fatt der Frühern ſechs) Stabtanlagen, bie einſtwellen noch angefegt worben find, höchſt wahr- 
ſchelulich gar nicht erſt werben eingeforbert werben, fo daß aljo die Bewohner von Zittau Dies 
Mal von allen fläntiichen Abgaben frei fein werben. 

Gera, im Januar, In ber leisten Sitzung des vorigen Yahres befchäftigte ſich unſer 
Gemeinderath noch wit zwei Gegenftäuben, bie wir befonders hervorheben wollen, da fie 
mit nur für Gera, fondern auch für weitere Kreiſe wicht ohne einiges Intereſſe fein dürften. 
Der erſte Gegenftand ift der Beſchluß unſerer ſtädtiſchen Vertreter, das bisher erhobene 
Anzugsgeld won foihen, die fidh in Gera mieberlaffen wollen, in Zukunft wicht mehr zu 
erheben, biefe Abgabe vielmehr für alle Zeit abzuichaffen. Damit ift wieder eine jener Schranfen 
gefallen, welche der Bergrößernng unferer Stadt hindernd entgegentraten, Der zweite Gegen- 
Raub if von nicht minderer Wichtigkeit, Nach einer ortsſtatutarifchen Beſtimmung vom Jahre 
1856 Hat nämlich jebes Mädchen von auswärts, welches nad) Gera heirathet, ein beſtimmtes 
Hufnabmegeld zw entrichten. Dies Ortsſtatut beruht übrigens auf dem Gmnbfah ber 
Reciprocität. Furſtliche Regierung hatte unn an den Gtabtrath ein Reſtript erlafſen, wodurch 
berjelbe umfgeforvert wurxbe, dieſes Aufnahmegeld für die VBräute von Beamten nm die Hälfte 
gu verminbern. Die rechtlichen Grinbe, wodurch dieſes Anſuchen ber Regierung motiviert 
wurbe, ſtützten fich auf eime eimas unklare Stelle jenes Ortoſtatuts, die Übrigen Motive befjelben 
aber waren, wie bie Majorität bes Stabtraths, vie für das Reſtript und die Forderung ber 
Regierung ſprach, ſich ausprädte: der Bilfigleit entwommen. Der Gemeinberath ſchloß ſich ber 
Minorität des Stadtraths an, wonach befchloffen wurde, anf biefes Anfuchen ber Regierung 


wicht einzugeben. 
Großherzogthum Mediemburg. 

Schwerin, im Yamtar. Ueber das hiefige Armenweſen find alljährlich einige Mitthei- 
inngen, namentfiäh bie ven Gelbpuntt betreffen, in bie Deffentlichteit gelangt, auch bie Organt- 
ſation iſt ziemlich befannt, ebenſo pflegen and von Zeit zu Zeit Verichte Über das ſtädtiſche 
Krankenhaus verdffentficht zu werben, weniger aber hat man Über das hieſige Arbeitshau® 
bisher gehört und &8 michte daher nicht unzwedmäßig fein, Einiges hier mritzutbeilen. Das 
Atbeitshaus, ein Zweig bes Hiefigen Armeninftitnts, foll theils alten, ſchwachen und verarmten 
Verſonen zum Wfgf dienen, theils aber andy eine Korrektibnsauſtalt ſein, um ſolchen Individuen, 
bie durch Faulheit, Trunkſucht ꝛe. der Kommune zur Laſt fallen würden, bitch Zwangsarben 
Gelegenheit zu Heben, weun möglich ſich wieder am ein ordentliches Leben zu gewöhnen, wenigſtens 
aber einen Theil ihres Unterhaltes ſelbſt zu verdienen. Außer anf Kleidung, Nahrung und 
Obdach Kat dort Niemand Anfpruch, Branutwein wird nicht verabteicht, und das veranlaßte 
rich einen Shrgling, am es epifobiſch zu bemerlen, daß ex ünferte, F es jetzt im 
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Arbeitshanfe fo hergehe, werbe er fih wohl hüten, wieder zu kommen. Beim. Austritt wirb jebem 
Betheiligten ein etwaiger Mehrverbienft feines Unterhaltes Über die Koften gutgethan, zu welchem 
Zwed eine genaue Buchführung gehalten wird. Beſonders intereffant find. bie flatiſtiſchen und 
dtonomiſchen BVerhältniffe des Arbeitshaujes. Im Jahre 1857, das ziemlich als Norm ber 
leisten Jahre dienen kann, wurben täglih 66 Berfonen im Arbeitshauſe verpflegt, ext. bes 
Inſpeltors mit Familie und der beiden Aufſeher. Durchſchnittlich brachte jede Perfon 25 Tage 
im Arbeitshanfe zu. Diefelben erhielten 24,128 Nationen, und Lofteten täglich 9,05 Schl. brutto 
ä Perjon, 5, Schl. netto. 

Die Einnahme des Arbeitshanfes hat 1857 betragen: 1) für verlaufte Waaren 599 Thlr. 
2 Schl., 2) für Arbeiten außerhalb des Hauſes 260 Thlr. 8 Schl., 3) für Arbeiten inmerhalb 
des Haufes 18 Thlr. 35 Schl., 4) für erflattete VBerpflegungstoflen 176 Thlr. 41 Schi. 3 Pi. 
Summa 1049 Tplr. 88 Sch. 3 Pf. Die Ausgaben betrugen: für Lebensmittel 2282 Thlr. 
86 Schl. 6 Pf., für Belleibung 393 Thlr. 6 Pf., für Brennmaterial 437 Thlr. 3 Schl., für 
Beleuchtung, Rohmaterial, Befolbungen, Arzuei, Tabad ıc. im Ganzen 4498 Thlr. 14 Sci. 
Davon ab die Einnahme mit 1049 Thlr. 38 Sch. 3 Pf., bleibt ein Minus von 3448 Thlr. 
23 Schl. 9 Pf., welches die Armenkaffe bedem mußte. Nach einem 11’/,jährigen Durchichnitt 
beträgt bie Ausgabe 4448 Thlr., die Einnahme 1685 Thlr., der jährliche Zufchuß 2763 Thlr. 

Nach der 14jährigen im „Archiv f. Landesk.“ mitgetheilten Ueberfiht ver Stabtlajfe 
zu Schwerin betrug 1843 bie gefammte Einnahme 79,733 Thlr., bie gejammte Ausgabe 
64,255 Thlr. Nah 14 Jahren, aljo 1856, betrug bie Einnahme 95,148 Thle., die Ausgabe 
92,024 Thlr. Die Duchiänittseinnahme von 1845 bis 1850 betrug 83,546 Thlr., die Durch⸗ 
fhnittsausgabe 70,365 Thlr. — Ueber die Bevöllerungsverhältnifie Schwerins ift zu bemerlen, 
daß Schwerin 1801 9422 Einwohner und 816 Gewerbetreibende hatte; 1857 hatte es 
21,681 Einwohner und 1462 Gewerbetreibende. 

Schwerin, im Januar, Wie fo oft das Nabeliegenbe überjehen, oft micht einmal ge, 
und erkannt wird, fo ſcheint es auch mit deu Wohlthätigleits⸗ und gemeinnäsigen Anftalten 
ber Fall zu fein, woran Schwerin, wie das leiste Heft des „A. f. 2.” nachweiſt, durchaus nicht 
arm ift, wenn es gleich gegen mande Städte bes Landes ſehr zurüdfleht. Unter ben Wohl. 
thätigleitsanftalten dürften bie Waifenanftalt, das Garolinenftift zur Bilbung weiblicher, Dienf: 
boten, das Auguftenftift zur Verpflegung alter armer Mäuner und Frauen, bie verjchiebenen 
Wittweninftitute und Miffionsvereine wohl ziemlich befannt fein, weniger aber möchte bie® ber 
Fall mit dem folgenden fein, die noch bis 1858 bier beſtauden, als: 1) bie Herzog Friebrich- 
Stiftung für geiftlihe Armenpflege und für Arbeitgebung (aus dem zu einem Denkmale für ben 
Herzog Friedrich 1785 gefammelten Fonds); 2) die Dr. Heiderſche Stiftung für unbemittelte 
Stubirende und arıne Bürger Schwerind; 8) die Chryſander'ſche Stiftung; 4) bie Gefenius'jche 
Stiftung ; 5) die Menge'ſche Stiftung; 6) die Schnell'ſche Stiftung (von 3 bis 6 unter Leitung 
der Domgeiftlihen); 7) bie Kuetemeyer⸗Wegner'ſche Berpflegungslaffe unter Abminiftration der 
beiden Bürgermeifter; 8) bie Kuetemeyer - Schenke - Steinide ſche Gelbleiheanftalt unter Leitung 
von 15 Erwählten ber Bürgerfchaft; 9) die Großherzoglide Stiftung zur Erziehung unbemit- 
telter Töchter landesherrlicher Bedienten, geftiftet 1793 aus einem Vermächtniß ber Herzogin 
Friederile Lonife; 10) die Herzog Friebrih-Waifen-Stiftung , gegrüubet 1804, ſteht unter Lei- 
tung der Geiftliden ; 11) die v. Bergholz'ſche Stiftung für Hülfsbebürftige Frauenzimmer, ge 
gründet aus einem Bermäctniß ber Geheimräthin v. Bergholz (1776) unter Leitung bes 
Superintenbenten; 12) der Hülfsverein für meclenburgiſche Mebizinal-Berfonen (1841); 13) ber 
medienburgiide Bibelverein (1816). 

Noſtock, 12. Januar, In der Sitzung bes 1. Ouartiers beantragte man, ba es zu 
Zeiten fat unmöglid ift, bei ben wenigen Gitungen, welde bie hiefige Sparlaffe wöchentlich 
hält, Ginlagen bei berfelben zu machen ober dort Gelber einzulaffiren; baß €. E. Rath, wenn 
es in feiner Macht fiehe, dieſem Webelftanbe, worunter nicht allein das Roſtocker, ſondern aud) 
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das auswärtige Publikum leide, Abhllfe zu fchaffen. Auch vermöge er vielleicht dahin zu wirken, 
daß die Sparlafie mehr, als bisher, auf Roftoder Grumbftilde, natürlich gegen pupillarifche 
Sicherheit beleihe, obgleich man allerdings anerkennen müfje, daß in neuerer Zeit den Roftoder 
Hypothelen mehr Vertrauen, als früher, von der Eriparnißanftalt geichenkt werde. Es liege 
bie® aber auch in ber Billigleit, da bie Sparlaffe einen großen Theil ihrer Mittel aus ber 
Stadt beziehe. 

Im Jahre 1858 Haben 157 Individuen das Roftoder Bürgerrecht erworben. Dem Ge 
werbe nach find es 3 Abfchreiber, 3 Aderslente, 4 Abvolaten, 2 Apotheker, 51 Arbeitslente, 
2 Bädermeifter, 1 Böttchermeifter, 1 Bruchfifcher, 1 Buchbindermeifter, 2 Buchbrudergehülfen, 
1 Eigarrenmacher, 1 Chirurg und Geburtshelfer, 1 Eonbitor, 1 Fuhrmann, 2 Gärtner, 1 Gaft- 
wirth, 1 Golbarbeitermeifter, 4 Hanszimmergeiellen, 8 Kaufleute, 2 Knochenhauermeiſter, 1 Lithos 
graph, 2 Lohgerbermeifter, 1 Malermeifter, 2 Maſchiniſten, 18 Matrofen, 3 Maurergefellen, 
2 Bantoffelmachermeifter, 1 Reifſchlägergeſell, 1 Sattlermeifter, I Schiffer, 5 Schiffs zimmerge⸗ 
fellen, 1 Schmiebemeifter, 1. Schuftermeifter, 1 Stulpturarbeiter, 1 Stadtmuſildireltor, 1 Stell- 
machermeifter, 1 Straßenſiſcher, 1 Stublmachergefell, 1 Tabadsarbeiter, 1 Tapezirer, 6 Tiſchler⸗ 
meifter, 1 Töpfermeifter, 1 Topfergeſell, 3 Träger. 

Roftod, 20. San, Von ver löbl. Kolligirungsbehörbe find (mie in ber Situng bes 
2. Quartiers mitgetheift worben) im abgewichenen Herbſte an Kontribution 12,852 Thlr. 3 Schl. 
6 Pf. erhoben und an bie Allgemeine Landes-Rezepturkaffe eingezahlt. Es hat ſich das Quartier 
in früherer Zeit ſchon vielfach mißbilligend darüber ausgefprochen, daß bie armen Waiſenkinder 
in Koft und Pflege am Leute hingegeben werben, bie weiter nichts für ſich haben, als baß fie 
billig im ihrer Forberung für das Koftgeld find. Diefer Gegenftanb ift aufs Neue von einem 
Mitglieve 1. Quartiers angeregt. Die Berfammlung war einftimmig ber Anſicht, daß das Un⸗ 
terbringen jener Kinder in der bisher befugten Weije aufhören müſſe, und wenn auch berem 
befiere leibliche und geiftige Pflege der Stabtlaffe nicht unerhebliche Geldopfer auferlegen, fo 
dürfen biefe doch micht fo jehr ins Gewicht fallen, daß dagegen bie Pflicht der Stadt gegen 
dieſe Waifenkinder, ihre Pflegebefohlenen, zurücdtreten müßte. Beſtimmte Vorſchläge zur Ab⸗ 
hülfe des gerügten Uebelftandes wurben nicht gemacht, wohl aber E. E. Rath erſucht, mit 
beiden Ouartieren in einer Comitte eine befjere Art der Unterbringung ber Waiſenlinder zu 


berathen. 
Herzogtbum Braunfchweig. 

—h— Braunfhiweig, 20. Januar. Mit der heutigen Berfammlung ber Stabtver- 
orbneten hat eime neue (bie fünfte feit Emanation ber revibirten Städteordnung) zweijährige 
Geſchäftsperiode der fläbtifchen Berwaltungsorgane begonnen. Der Here Oberblirgermeifter 
Caspari eröffnete die Sitzung mit einem Rüdblide anf bie verfloffene Periode mit folgenven 
Worten: Werfen wir bei dem Anfange viefer fünften Periode einen Blick anf bie Arbeiten in 
den verflofjenen zwei Jahren zurüd, fo bürfen wir uns mit Freude und Genugtfuung fagen, 
daß biefelben für. die Beförberung des Wohles der Stabt nicht ohne Nuten gewejen find. Die 
wichtigfte Aufgabe war der Abſchluß eines Vertrags mit ver herzoglichen Landesregierung zur 
DOrbnung der fäbtifchen Bermögensverhältniffe. Diefer Vertrag iſt glüdtich zu Stande gelom- 
men, das Ergebniß beffelden virfen wir, was bie der Stabt gemachten Zugeflänbniffe anbe- 
trifft, als eim zufriedenſtellendes betrachten, es hat berfelbe aber bem großen und wejentlichen 
Nuten, daß die Anfprüche ber Stabt au ven Staat für alle Zukunft feftgeftellt find und bie 
Stadt in biefer Rüdficht nicht mehr von fremder Laune und Willfür abhängig if, was, wenn 
and augenblicklich weniger bebenklih, doch unter Umſtänden ſehr läſtig und gefährlich werben 
Fönnte. — Daneben hat die Berbefferung der Bürger und miebern Vollsſchulen vomämlich bie 
Thätigkeit der Gemeindebehörben in Anfprud genommen; es ift dazu Manches ſchon jetzt ge⸗ 
ſchehen, Anderes aber beichlofien und in ber Vorbereitung begriffen und wir bilrfen breift be» 
haupten, daß unſere Volls⸗ und Bürgerfchulen den beften Deutſchlands gleichftehen. Auch bie 
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Berbeſſerung ber pefumiären Lage der Lehrer iſt Dabei nicht außer Augen gelaſſen und emt- 
ſpricht jetzt billigen Anforderungen, wen auch wicht allen. 

neue Statuten dienen dazu, bie inuexen Angelegenheiten ber Stadt immer mehr zu orbnen und 
auf feſte Grundlagen zu ftügen, und ich darf hier namentlich das Statut über bie Drgamifation 
bes Stabtmagiftrats und. bie Verhältniſſe ber Gemeinbebeumten erwähnen Endlich bat bie 
Orbnung der ſtädtiſchen Finangverhältniffe durch Feftflellung der Etats und Abnahme: der Hedi» 
nungen die Gemeindebehörden befchäftigt und mit großer: Freude ſpreche id) es amd, baf bie 
finanzielle Lage der Stadt günftig ift umb e4 am den Mitten zu weitern Verbeſſerungen widht 
fehlen wirb. 

‘ Fir bie neue Gejcäftsperiohe werben neben ben gewöhnlichen: Seſchäften insbeſondere 
bie Einrichtung einer allgemeinen Wafferleitung, die Einführung einer Bauordunung und ben 
Erlaß eines Statuts zur Berbeflerung des Straßenpflaſtexs bie: Arbeiten fein, welche: zunächſt 
bie Thätigleit ber Gemeinbebehörben im Anſpruch mehmen werben und Die wir Ihrer Aufmerk⸗ 
ſamleit hier jetzt amempfehlen. Die zufriebenftellenbe Erledigung ber wichtigen Arbeiten ber. ner- 
fioffenen Gejchäftsperiobe ift mur möglich) geworben durch das —— Zuſammenwirlen ber 
beiden ſtädtiſchen Verwaltungsorgane. 

Im Namen des Stadtmagiſtrats und file mich ſelbſt banks ih Ihnen für bem einfichte- 
vollen. Rath und bie kräftige Unterftügung, melde Sie und haben zur Theil. werben laflen, uk 
inabefonbere fühle ich mich gebrungen, Ihrem, bisherigen Borfigenden für bie raſche und wm 
fihtige Beforgung der Gefchäfte und. die unparteiiſche Leitung ber Verhandlungen meinem Dauk 
auszuſprechen, wobei ich gewiß anf Ihre allfeitige Zufimmung rechnen barfı LBafien Sie: uus 
mit. gleichen Gefinuungen wie bisher bie neue Geichäftsperiode beginnen und wir werden ohne 
Zweifel Alles zum guten Eude flihren. 

Ä Freie Städte. 

vr Franffurt a. M., 19, Januar. Anfolge des am 1, Januar erftatteten Jahres⸗ 
berichte ber Spenbdefeltion bes allgemeinen Almofenlaftens über den Zeitraum 
vom 15. Dezember 1857 bis dahin 1858 Yat bie Zahl der erlebigten Protololinummern 5313 
betragen, 1857: 5290, alſo 1858 um 28 mehr. Der Zugang am Alumnen betrug 1858: 253 
Köpfe Berflorben find 45, in verſchiedenen Berforgungsanfkilten aufgerommen 12, Heiner 
weiteren Unterftägung benötigt 15 Perſonen. Die Gelbeinnahme betrug 62,187 Fl., nämlich 
Kaſſaſaldo 739, Stantszufhuß 42,000, aus eigenen Vermögen 22,150, Bürgereinftanbs- und 
Kautiontablöfungsgelver 10,272, Gubftriptionsbeiträge 8115, der Reſt⸗Ertrag der Neujahre- 
Sammlungen, Gottespfennige umb Geſchenke, Abgaben der. Meßſehenowiltdigleiten sc: Die 
Gelbantgabe betrug 61,787 Fl., jo dafj ein Kafſaſaldo von 400 Fi. anf 1859 übergeht, Es 
waren darunter 41,071 Fl. wöchentliche Mimofen und: regelmäßige Spenden, 590 WI. zurückbe⸗ 
zahlte Kautionen, 11,055 FL. außerordentliche Umterftügungen, Verpflegungs · und Beerbigungsx 
toften, 5622 Fl. für Mleivungsftide, 8447 #1. Berwaltungstoften, außerdem wurben durch die 
Spendeſeltion 15,700 Fl. Staatsgelber für freien Unterricht, Schulbücher und Schreibmaterialien 
von 1275 proteſtantiſchen und 240 katholiſchen Schullindern, ferner 200 Klafterw Eichenholz ver» 
teilt und ans ben eigenen Rorugefällen des Ulmofentaftens, fowie durch Ankauf 87,567. breis 
pfünbige Leibe Brot gefpenbet, 

Der Entherifhe. Almofentaften Hat fein Kapitalvermögen im ber Zeit von: 30 Jah» 
ven anf mehr als 116,000 FI. anwachſen ſehen. Die jährlichen Subftriptionsbeiträge betrugen 
1857: 5748, 1858: 5778 FIl. Mit den Gefhenten unb eigenen Einnahmen flieg: bie Geſammt⸗ 
Einnahme auf 111,008. FL. (vom 30. Dez. 1857 bis 20. Dez. 1858), Die Ausgabe in MO 
regelmäßigen und: 4467 auferoxbentlichen Spenden kom. 1. April 1867 bis dahin 1868 betrug 

L in @elb: 
vera 


a) unmittelbar 775 SL, 
 b). mittelbar 1), De ba u Unter 180 Fl., 
7 


213 


I. im Raturalten: 
a) für Belleidung 1189 KL, 
b) für: Brot, Suppe uud Kartoffeln 1609 Fl. 
c) für Heizung 687 Fl., 
jo daß der Geſanuntbetrag ber Unterftügung auf 18,319 Fl. aufteigt, 

Bei der fatholifhen Armenanftalt find vom 1. Dez 1867. bis dahin 1858 am 
Bermädhtnifien, Geſchenlen, Gottespfennigen 2403 Fl. eimgelaufen. Die Untesftillgungen be 
Randen in 292 Monatsipenben, woran außer ben Frankfurter Bürgern auch hier wohnende 
Fremde umd Einwohner der Ortfihaften theilnahmen. Im ber Berabreihung von Holz (27 
Steden) md Steintohlen (462 Malter), Kartoffeln (925 Simmern), Suppen (13,000 Portionen), 
Lleidung für 336 Kinder, ärztliche und chirurgiſche Behandlung und Arzueien für 85. Ertrantte, 
gange: oder theilweiſe Uebernahme der Beerbigungstoften in 13 Fällen. 

Das Beriorgungshams hat vom. 16. Dez. 1857 bis 15. Dez. 1868 an Geichenden 
4847 FL eingenommen. Die Anſtalt muß in Anbetracht ihrer befchrändten Mittel uoch immer⸗ 
bir dom nenen Aufnahmen abjehen, fie ift auch genöthigt, bie bisherige Zahl ber Pfründner zu 
beichzänden, um: zw wermeiben, vaß bie Ausgaben bie Einuahmen überfchreiten umb nach. Aufe 
zehrung bes Meinen Reſervefonde das Kapitalvermögen angegriffen werbe. 

Das Waiſenhaus hatte vom 20. Dez. 1857 bis dahin 1858 eine außerordeutliche 
Ginmahene. am Bermächtwifien und Geſchenlen von 1618 Fl. 

Die Bittwentuffe ver Bolkeſchullehrer hatte Enbe 1858 eim Bermögen vom 
55,218. EL, was eine Zumahme während des Jahres von 8211 Fl. ergiebt. Sie hat vun 
volketig; für 10: Witten und 3 Waiſen zu ſorgen. 

Der Jahresbericht über bie Wirkſamleit der Geſellſchaft zur Beförberung mütglicher aum⸗ 
and deren Hülfewiſſenſchaften, insbefondere über Preisvertheifung an würdige Dienſtboten, er⸗ 
ſtattet am 14. Nov. 1858, giebt über bie einzeluen Zweigvereine und Anſtalten ber gedachten 
Gefellſchaft Auskunft. 

I. Der Gewerbeverein veranftaltet Verleſungen über Chemie, Geologie, Techno⸗ 
logie, und hat im Mai eine Ausflelung don Lehrlings-Preisnüden und ein flenographiicheg 
Preisſchreiben veranftaltet, 

IL. Sparlaffe Am 1. Januar 1858 Hatten 7123 Einleger Guthaben an Kapital 
von 2,081,798 Fl. 45 Kr., Zinfen 56,519 Fl. 11 Kr., zufammen 2,138,317 Fl. 56 Kt. Am 
31. Oftober 1858 war bie® Guthaben fir 7092 Einleger 2,140,804 #1. 13 Kr., ſonach eine 
Berminderung ber Einleger um 31, dagegen. eine Vermehrung bes Kapitals um ca. 2000 FI. 
Rechnet man bazu noch bie jährlihen Zinfen mit 56,000 Fl. und bie im legten Duartal er» 
fahrungsgemäß eingehenden neuen Einlagen von etwa 40,000 EL, fo wirb fi auch in biefem 
Jahre eine Kapitalvermehrung von 100,000 KL. ergeben. 

III. In dem Bericht der Erfpanımgsanftalt drückt ſich ber Zeitgeift hinfichtlich der wegen 
Sopitalanlagen zu. verfshiebenen. Zeiten herrſchenden Grunbfäge deutlich aus, Der Zuwachs bes 
Lapitals betrug, 1856: 14,164 Fl., in 1857 nur 9836, denn 1857 glaubte man überall fein 
Geld eben jo ficher und weit vortheilhafter anlegen zu Möunen; 1858 if der Zuwachs wieber 
14,000 Fl. Anfangs 1856 war bie Zahl der Einleger 1681, Anfargs 1857: 1778, Anfangs 
1858; 1969, am 10, November 1858: 2208 mit 222,316 Fl. 24 Kr. Guthaben. Diefe An- 
gaben beweilen, daß bie Zahl derjenigen, melde in Frankfurt ihren Hausftand fo georbnet 
baben, daß fie. floh zu regelmäßigen wöcentlihen Einzahlungen ihrer Eriparniffe verpflichten 
tannan, ſietig gewachſen if, und verhältnigmäßig auch die Summe ihrer Erfparniffe. 

IV. Die Gewerbefähnle hat feit Eröffnung der höheren Bürgerſchule 1857 eine 
anbere Einrichtung, erhalten, indem bie unterfte Klaſſe anfgehoben und das Alter, des Eintritts 
auf das 14. Jahr feſtgeſetzt worden if. Sie bildet jeßt ihre Schüler, deren fie im letzten Jahre 
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92 zählte, fo weit ans, daß fie auf einer polytechnifhen Schule fogleih zu bem Stubium bes 
fpeziellen Faches übergehen Können, für welches fie ſich eutſchieden haben. 

V. Die Sonntags. und Abendſchule wurbe in bem Sommerfemefler in ben 
Realllaffen der Sonntagsichule von 84, in den Zeichenklaflen derfelben von 146, in ber Abenb- 
Zeichenſchule von 50, zufammen 250 Schülern beſucht. Sir bas Winterjemefter 1858/59 waren 
biefe Zahlen 72, 144, 78, zufammen 294, 

VI. VIL und VI. (Blindenanftalt, Berein für Garten- und Feldbau und Wöhlerftif- 
tung) bieten nichts bemerfenswerthes; wir gehen beshalb zu 

IX. dem Bereine zum Wohle ber bienenden Klafje über. Das von bem- 
ſelben errichtete Zufluchtshaus für weibliche Dienflboten bot in fofern ein günftigeres finanzielles 
Refultat als früher, als durch Mitwirkung eines Damenvereins® nur die Wohnungsmiethe und 
bie Befoldung des Hausperjonal® aus der Bereinslafe zu beftreiten waren, während bie Auftalt 
vom 1, November 1557 bis dahin 1858 von 626, durchſchnittlich täglich 10, Dienfiboten mit 
3800 Berpflegungstagen beſucht war. Auf bie Öffentliche Aufforderung zur Preisvertheilung 
hatten fih 91 Dienftboten gemeldet, von welden 72 belobt unb belohnt wurben. Die ältefte 
berfelben hatte 37 Jahre hier gedient, davon 28 Jahre bei berfelben Familie; bie zweite. 35 
Jahre und 29 Jahre, bie britte hatte ihre ganze Dienftzeit von 29’, Jahren bei berfelben 
Bamilie verbradt. 

— Das Ergebniß ber am 1. Yuli 1858 flattgefunbenen Aufnahme ber hiefigen ifraeliti« 
ſchen Gemeinde ftellt ſich folgendermaßen: 705 Ehepaare, 1410 Perſonen, Wittwer 88, lebige 
Bürger 220, Bürgersjöhne jeben Alters 1249, Wittwen 202, Bürgerstöchter jeben Alters 820; 
im Ganzen 3989 Köpfe, davon 2262 männliche und 1267 weibliche. — Eine auffallende Er⸗ 
ſcheinung bildet das Mifverhältniß der männlichen Bevöllerung, 2262 gegen bie weibliche Be- 
völferung 1727 ; eben jo die Zahl ber ledigen Bürger und Bürgerföhne, zufammen 1469, gegen 
bie Zahl der Bürgerstöchter 820, — Die überwiegende Zahl der Wittwen 202 gegen 88 Witt 
wer erklärt fi durch den Umftand, daß verwittwete Frauen überhaupt feltmer zur Wiederver- 
ehelihung ſchreiten als verwittwete Männer, — In ber angegebenen Geſammtzahl befinden ſich 
8 Mäuner, deren Frauen Chriflinnen und 5 Frauen, deren Männer Ehriften find; biefe Ehen 
find durch die Eiviltrauung legal vollzogen. 





IV. 
Literatur. 


Geihichte der Didcefe und Stadt Hildesheim von H. A. Lüntzel. Heransge- 
geben aus deſſen Nachlaffe. Zwei Theile. Hildesheim, Gerftenbergiche Bud» 
handlung 1858, 8. — I. Th.: XL m. 543 Stn., IL Th.: 676 Stu. 

Den deutfchen Geſchichts- und Alterthumsforſchern, welche fih zur Verſammlung bes 
Sefarmmtvereins in den Tagen vom 16—19. Septbr. 1856 zu Hildesheim einfanben, wurbe 
als Willkommen eine Darftellung des Lebens des h. Bernwarb übergeben*). Die Gabe war 
finnig gewählt. Mit jenem h. Biſchofe nimmt bie Geſchichte der Stabt und ihres Gebietes 
geiwifjermaßen erft ihren Anfang, er legte zu der rafchen Machtentfaltung ber Didcefe und ber 
Stabt Hildesheim die Grundfteine und ſchmückte feinen Sig mit zahlreihen, noch heute be» 
wunbderten Runftwerten. Diefe Darftellung von Bernwarbs Leben und Wirken war einem 
umfangreihen Manuſtkripte des leider zu früh verftorbenen Forſchers in ber heimiſchen 


*) Mattenbach in f. vortrefflihen Buche über Deutſchlauds Gefhichtsquellen (Berlin 
1858) hat S. 177 dieſe Schrift angeführt. 
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Geſchichte, dem Nachlaſſe des rühmlich in der hiftorifchen Literatur bekannten Yuftizrat H. 9. 
Lüngel (+ 1850) entnommen. Das Bruhftüd erregte in weitern Kreifen ben Wunſch, bas 
Ganze zu befigen, zumal über Hildesheim umb feine Geſchichte noch fein einziges genügenbes 
Berl eriftitte. Mehrfahe Hinderniffe traten der Erfüllung dieſes Wunfches lange entgegen, 
bis es enblid der Ausdauer des Herausgebers, Senator H. Römer, des Neffen unſeres Lüntzel 
gelang, dem trefilihen Werke feines Oheims in das Publiklum Bahn zu brechen. Das Wert 
iſt nicht vollendet; e8 umfaßt nur die Ältere Geſchichte der Diöcefe und Stadt bis zum Jahr 
1504. Das Uebrige zu vollenden, wurde ber Berfaffer leider durch den Tod verhindert — 
aber auch jo, im Zorfo, ift das Werk nicht mur für die Bewohner Hildesheims, ſondern für 
die hiſtoriſche Wiffenfchaft überhaupt von befonders hohem Werthe. Wir haben ſchon einmal 
am einem andern Orte darauf bingewiefen, wie rege und ſtrebſam fich die heutige Forſchung 
ber ſtädtiſchen Gefhichte und ber Darftellung ber bürgerlichen Entwidlung angenommen bat, 
Faſt jede nut einigermaßen bebeutende ober merkwürdige Stadt hat heutzutage Jemand, ber 
mit warmer Liebe ihre Gefchichte erforfcht, ihre Denkmäler ſtudirt und was an alten Reſten 
dem Zahn der Zeit oder dem Vandalismus früherer Generationen glüdlih entgangen, zu er— 
halten und ber Gegenwart zu deuten verſucht. Aber auf biefem Gebiete waltet auch leider viel, 
faft zu viel Dilettantismus, der fi mitunter begnügt, nur die Oberfläche zu ftreifen, dem 
Schwierigen feine Anfirengung vorenthält und darum immer einer fpätern Zeit ben Anlaß 
geben wird, das frühere Refultat einer mühelofen Arbeit über den Haufen zu werfen. Unter 
biefen ephemeren Erſcheinungen macht Lüngels vorliegendes Werk eine ſehr rühmliche Aus: 
nahme. Der Mann, vefien Name im Lande Hanuover immer einen guten Klang haben, in 
der Stabt Hildesheim and noch von fpätern Gefchledhtern mit hoher Achtung genannt fein 
wird, hatte alle Eigenfhaften, die dem Lolalhiftorifer von Nöthen find. Auf der einen Seite 
Fleiß, Ausdauer und Liebe zum Gegenftande, auf der andern Seite grünbliche und vielfeitige 
Bildung, Talent und kritiſche Schärfe. Als tüchtiger Juriſt und Beamter, als Landtagsabge⸗ 
orbneter und Bertreter Hildesheims in ber Panlsliche war er gelibt, bie Berhäftniffe mit 
weitem Blid und ſtaatsmänniſchem Sinn zu meffen, und ſchließlich hatte er feinen Beruf zum 
Hiftoriker unter dem Beifall der Kenner bereits mit mehreren gelungenen Schriften angetreten. 
Alle diefe Eigenſchaften Lüntzels zeigen fi in dem vorliegenden Werke auf das Bortheilhaftefte 
und es ift darum ein begrünbetes Urtheil, wenn wir baffelbe für bie Behandlung ftäbtifcher 
Geſchichte ald Mufter aufftellen. Einzelne Unebenheiten, die dem Mangel der legten Feile zur 
Laft fallen (das Schidfal rief ihm über der Arbeit ab) Mnnen dieſem Lobe einen wejentlichen 
Eintrag thun. 

Das Werk zerfällt in vier größere Abfchmitte: I. Urgefhichte bis auf Bernward, 992. 
I. Bon Bernwarb bis zu Bernhard 1. 993—1130. III. Bon Bernhard I. bis zu Heinrich I. 
1130—1246. IV. Bon Heinrid I. bis auf Erich 1246-1503. Abgeſehen von ber politiichen 
Seite der hildesheimifchen Geſchichte, die felbfiverftändfich mit gebührendem Nachdruck betont ift, 
haben wir mit befonderm Bergnügen bie eingehende, anziehende, trefflidh behandelte Darftellung 
der Eulturgefhichtlihen Berhäftniffe gelefen. Eben biefe find in ben meiften Stäbtege- 
ſchichten fragmentarifch, zufammenhanglos und mehr als kurioſe Anhängfel, denn als vorzüglich 
wichtige Momente im Bildungsgange des Bürgerthums aufgefaßt. Lüntzel hat fi mit biefen 
Bartieen feine® Werkes ein beſonders Berbienft erworben. In ben Bildern, die er hier vor 
uns aufrollt, haben wir, wenigftens für Norbbeutichland, eine Auſchauung ber bezüg lichen Zu- 
flände jener Zeit überhaupt, und ſchon darum, weil das Werk aus biefem Grunde für mande 
andere, im biefem Punkte unzulängfiche Stäbtegefchichten eine Ergänzung bietet, ift e8 beſtimmt 
auch weitern Kreiſen willlommen, für den ernften Freund der Kulturgeſchichte eine Fundgrube 
belehrender Aufſchlüſſe. Mr. 
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„Das Adreß-⸗ und Gefhäftehanpbudh ber f, Haupt» mb 

Dresden für das Rabe 1859 ift kürzlich (d. b, gegen Eude des v. I.) ausgegeben worden. 
Es ift der fünfte von bem Einwohnerömte der Poligeibireftion bearbeitete Jahrgang, im wel- 
chem die äußere Form und die innere Einrichtung der letzt — Jahrgänge un» 
veränbert beibehalten worden if. Die innere Anorbnung bat ſich in That al® Hollftändig 
fa äße und überfichtfiche bewährt. Während bie erfte Abtheilung das Adreßbuch ven alpha- 
betiichen Wohnungsnahmweis der Bewohner und den der Bewohnerſchaft ber Häufer ber alpba- 
betifchen Straßenfol e ꝛc. mit einer Genauigleit giebt, bie eben nur durch bie —A Be · 
börben allein zu Gebote ſtehenden Hülfsmitlel erreichdar erſcheint, bietet die zweite Abtheilung, 
das Geſchäftshandbuch, im größter Reichhaltigleit afle milnfchenswertben perjönlichen und 
fachlichen Notigen über bas Königehaus, das Hausminifterinm, den Hofftaat, bie Minifterien 
und übrigen Staatobehörden, die Stabtbehörben und GStabtverorbneten, Kirchen und Schulen, 
Privatanftalten fir den öffentlichen Berkehr, gemeinnügige Zwede und Wohlthätigleit, Wiffen- 
haft, Kauft und Gefelligfeit, die periodiſche Dreffe, ein Berzeichni der Geichäftd- und Gemwerbe- 
treibenden nach ihren Bernfsarten, allgemeine ſtatiſtiſche Nachrichten von der Stabt und deren 
Einrihtungen, und eine Fülle von Notizen von polizeifiden und amberu gemeiikhültigen Be- 
immungen und Einrichtungen ber Stabt, barunter Regulative und Zaren, ſowie enblid ta- 

arifche Ueberfihten vom Boflboten-, Eiienbahn-, Telegraphen-, Schifffahrts- und Marltweſen 
Dresdens. in Nachtrag enthält die während des Drudens eingetretenen Veränderungen und 
fonft erforberlihen Berichtigungen. Bon dem Umfange ewerblicen Berlehrs und Bffentfichen 
Lebens, fo weit fich derſelbe in ſtehenden Einrichtungen erfennen läßt, giebt es kaum ein Denn 
Spiegelbild ald das gegenwärtige Adreßbuch und eime Bergleihung der jeigen A in 
Lerilonformat mit dem Heinen Oftaubande von vor etwa 15 Jahren läßt einen Schrenbe 
und erfreufihen Schluß über den feit jener Zeit erfolgten Auffhwung Dresdens hinſichtlich der 
Bevölkerung und des Verlehrs, jo wie ber Entwicklung der auf letzteren bezitglichen, fo wie 
aller Art gemeinnltiger Anfalten ziehen. Rücſichtlich diefer letern und der Stiftungen bat 
die neue Ausgabe eine bemertenswertbe Bervollftänbigung erfahren, wie fie denn and vollftän- 
dige Auskunft Über das im Jahre 1858 ins Leben getretene neue Münz-, Macf- und Ge- 
wichtsfuftem enthält. Auf dem beigegebenen in Kupfer geftohenen Plane ber Stabt find die 
eingetretenen Bird 1 forgfältig eingetragen. Bereinigt ſonach die miühenolfe Arbeit alle 
Eigenſchaften eines für alle Dienft - und Bernfözweige faft unentbehrlichen Nachſchlagebuchs mit 
benen eines zuverläffigen Frembenführers, jo kann es nicht fehlen, baß jeine Berbreituug von 
Jahr zu Jahr eine allgemeinere wird, 
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Eorreipondenz. 

Die geehrten Mugifträte erfuchen wir ganz ergebenft, uns zur Benutzung 
für die Monatsfchrift die Verwaltungsberichte für das Jahr 1858 und die Etats 
pro 1859 (und port per Packet mit Adreffe) gütigft zufenden zu wollen. Sollten 
biefe Berichte nicht gebrudt fein, jo würden wir gern bie Gopialien für eine 
Abſchrift erftatten, event. eine ſolche uns zugeftellte nach gefchehener Benutzung 
mit dem größten Danke zurücichiden. 

Wir fprechen hierbei noch bie beſondere Bitte aus, alle Briefe und fonftigen 
Sendungen für die Monatsſchrift an die Unterzeichneten adreſſiren zu wollen. 

Sranffurt a. d. O. im Januar 1859, 


Die Eppedilion der Monatsfchrift für Deutfces Städte: und Jemeindewefen. 
Hofbuchdruckerei von Trowitzsch d Sohn. 





Deud der Hofbuchbruderei von Trowigih und Sohn in Frankfurt a. d. O. 





Monatsfchrift 


für 
$ Deutfch e 8 
Städte: um Gemeindeweien, 


Unter Beirath mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 
von 


MU. Piper, 
Oberbürgermeifter der Stabt Frankfurt a. d. O., Mitglied des Preuß. Herrenhaufes, Mitglieb 
bes Bereins für Geſchichte der Mark Brandenburg. 


Unter Berantwortlichleit der Berleger. 











Heft II. Jahrgang V. —— März 1859, 


Der Wirkungsfreis der Gemeinde. ') 


- ‚Der Wirkungskreis der Gemeinde iſt durch ihr in der örtlichen Gemein— 
haft ruhendes Wefen beftinmt, das fich zum Theil wieder in Stadt- und Land— 
gemeinden verfchieden gejtaltet. Außerhalb ihres unmittelbaren Wirkungskreifes 
liegen einerfeits die Angelegenheiten des Staates, der Provinzen und Bezirke, 
anderjeitö die befonderen Intereſſen einzelner Klaffen von G.-Gliedern, die ihre 
Angelegenheiten autonomifch zu ordnen und ſelbſt zu verwalten befähigt find. 
Es gilt Dies zumal von den Genoſſenſchaften ver Gewerbtreibenden 


) Der erfreuliche Umftand, daß das Minifterium bes Innern jest mit ber Berüdfih- 
tigung des der Königl. Staatsregierung in der Yegislaturperiode 1855/56 durch Beihluß des 
Herrenbaufes überwieſenen und bei Gelege: heit ber Budgetverhandlungen in ben Jahren 1856/57 
und 1857/58 in Erinnerung gebraten Antrags des Herausgebers dieſer Monatsichrift jet 
Eruſt zu machen fcheint, veranlaft ums, ertheilter Erlaubniß gemäß, ausdem Staatg-Wörter- 
bud von Bluntfhli und Brater Bo. IV. die betreffenden beiben erften Unterabtheilun- 
gen des unter ber vorftehendem Ueberſchrift enthaltenen Abſchnitts III. des lehrreihen Artikels 
„Semeinde* aufzunehmen, um daran zu zeigen, daß bie von bem Herausgeber und feinen 
Freunden vertretene Anficht nicht bloß vom Standpunfte preu ßiſcher, jondern allgemein 
deutſcher Gefeßgebung gerechtfertigt erachtet wird. Der gedachte Antrag ging bahin: 

Die jegige Allmacht der Polizei zu ——— das unbegrenzte und 
fi immer weiter ausdehnende Gebiet verfelben durch beſtimmte Grenzen 
zu regeln und das jegt ſehr herabgedrückte Anſehen der ſtädtiſchen Obrig— 
feiten wieder zu heben. Die Gründe für vielen Antrag find im erfien Bande biefer 
Monatsſchrift in einer Reife von Auffägen „Die Obrigkeit ber Städte” ülberfchrieben, 
ausführlich entwidelt. Die zweite Unterabtheilung bes obigen Abſchnitts unterftügt weſent⸗ 
lich dieſe Grilnde, während die erfte berielben im kurzer Berührung der Aufnahme in den 
Gemeindeverband, Berufswahl, Niederlafjfung, Berehelihung für andere, 
ben Kern des heutigen Gemeinbelebens nicht minder tief ergreifende Fragen ebenfall® den rich⸗ 
tigen Gefihtspunft aufftellt. Der Heraudgeber, 


15 


218 


und ben verfchlevenen Verbindungen & ba Unterftüßung. 
Wie vom Staat, fo muß auch von der Gemeinde verlangt werben, daß fie jedes 
Element freier genoffenfchaftliher Einigung, das nicht ftörend in ihr eigenes 
Leben eingreift, fehont und gewähren läßt. Wie die Ortsgemeinfchaften tm 
Staat ihre Einheit, die Ausgleichung ihrer Sonderintereffen, Schuß und Bei: 
ftand finden, fo foll auch das Verhältniß der Gemeinde zu diefen in ihrem 
Schoofe beftehenden Verbindungen fein. Wie aber die Staatsgewalt ihren Wir- 
fungsfreis zugleich vor Uebergriffen der Gemeinde zu wahren bat, fo muß diefe 
darüber wachen, daß folche. untergeorpnete Glieder nicht die Einheit und Kraft 
des G.-Berbandes auflöfen, indem fie ihren Wirfungsfreis auf feine Koften er- 
weitern. Die Gemeinde?) foll alles Einzelne entwideln und zugleih das Ganze 
zufammenbhalten. 

Das Wefen und folglich der organifche Wirfungsfreis der Gemeinde ift auch 
bedingt durch die Natur und politifche Entwidlung der Vollsgemeinfchaft, der fie 
angehört. Je mehr der Volksgeiſt zu politifcher Gentralifation hinneigt, um fo be- 
fchränfter wird die Kraft und Wirkjamfeit der Ortsgemeinfchaft fein. In den 
verjchievdenen Entwiclungsperioden deſſelben Volfes ändert fich der Charafter des 
Staatswefeng ‚und mit ihm des G.-Wefens. Die Gemeinde konnte nicht bleiben, 
was fie gewefen war, während fich die Staatsorbnung im Uebergange vom Mit- 
telalter zur neuen Zeit völlig umgeftaltete. Ebenſowenig fann der Webergang 
von einer bureaufratifch mechanifchen zur organifchen Staatsorbnung, der fich in 
unferer Zeit vorbereitet, das Wefen der Gemeinde unberührt laffen. 

Der Berfuch, ihren Wirfungstreis zu beftimmen, tft daher nur ausführbar 
mit Rücdficht auf ein beftimmtes Volt — für und das deutſche —, und hier 
wieder mit Rückſicht auf die gegenwärtige Entwicklungsperiode. Die Befonder- 
beiten der einzelnen Volksſtämme kommen dagegen faum in Betracht, wo es fich 
nur darum handelt, allgemeine Grenzlinien zu ziehen. “Die Uebereinftimmung in 
der Natur und Entwicklung diefer Stämme reicht weit genug, und hat fich na— 
mentlich in der Gejchichte des Gemeindeweſens feit Jahrhunderten hinlänglich 
bewährt. Auch eine gemeinfame Betrachtung für Stadt und Dorf ift bis zu 
gewiffen Punkten, wie fich zeigen wird, zuläffig, denn in ihrem Grundcharafter, 
der über den Wirkungsfreis der Gemeinde entjcheidet, ftimmen beide überein. 


I. Ueber die allgemeinen Freiheitsrechte der Staatsangehörigen, ins- 
befondere über Berufswahl, Niederlaffung und Berehelihung hat nicht 
die Gemeinde zu verfügen. Im ihrer natürlichen Befugniß liegt die Entfcheidung, 
ob ein Individuum in den engeren Verband der Bürgerfhaft aufzunehmen, 
zur Theilnahme an der Verwaltung der örtlichen Angelegenheiten (Wahlrecht) und 
‚an ben befonderen Nutungen des G.Vermögens zuzulaffen fei. Ob aber dem 
Einzelnen geftattet werden könne, auf irgend einem Punkte des Staatsgebietes 


2) So drückt ſich Schäffle aus (deutiche BVierteljahrsihrift Nr. 74, ©. 330 a. a. O.), 
ber einläßlicher ald Humboldt, Bluniſchli, Huber und andere Vorgänger das Verhältniß 
ber Gencfjenfhaften zur Gemeinde erörtert hat. Ye mehr diefes Verhältniß fernerhin Beachtung 
findet, um fo mehr wird die Frage in ben BVorbergrund treten, welde Wirkſamleit und Autos 
rität ben Genofjenfchaften unbeſchadet der nothwendigen lolalen Centralifation überlaffen werben 
fole. Wegner in feiner Schrift: Grundzüge einer Reorganifation des Ge 
meinbewejens Berlin 1850, will Alles in den Gemeinbeorganen centralifiren, und 
findet 3. B. eine Gewerbeorbnung ſehr bebenflich, bie, „indem fie ben Gewerbtreibenden ganz 
eigenthümlihe Organe ſchafft, dem natürlichen Wirkungsfreis der Gemeinde-Borflinde und Re- 
—— ſtatt ihn durch gewerbliche Funktionen unter Betheiligung Gewerblundiger neu zu 

eleben, wider das wohlverflandene Intereffe Beider noch mehr Abbruch thut,“ 
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feinen Hausftand zu gründen und einen Nahrungszweig zu betreiben, darüber muß 
— imo nicht unbebingte Freiheit des Erwerbs und der Niederlaffung herrſcht — 
die Staatsgewalt das entjcheidende Wort fich vorbehalten. Die Grundrechte 
ber menfchlichen Perfönlichkeit in ihrer Ausübung zu bejchränfen, kann nur der: 
jenigen politiichen Gewalt zukommen, die anderfeits für den Schuß und bie un— 
gehemmte Entfaltung der Perfönlichkeit das Höchſie leiftet, und dies ift, wenn 
es im Mittelalter vielfach die Gemeinde war, heute der Staat. Demungeachtet 
bat fich gerade in diefem Punkt die entjcheidende Autorität häufig bei der erjteren 
erhalten, over ift auf fie die ehemalige Autorität des Grundheren übergegangen. 
Es war dabei von Einfluß, theils die moderne VBermifchung des einfachen Ein- 
wohnerrechtes mit dem vollen Bürgerrechte, deſſen Verleihung der Gemeinde 
. allerdings gebührt, theils die fehr verbreitete Annahme des Grundfages, daß ber 
Niederlaffungsort zugleich in Verarmungsfällen für den Unterhalt der neuen 
Familie einzuftehen habe. 

II. Wohlfahrtspflege, Polizei. 1) Der Gemeinde und zum Theil 
unter ihrer Obhut den befonderen örtlichen Genoffenfchaften kommt im Allge— 
meinen zu: die Sorge für den Erwerböbetrieb, für Beifchaffung und Güte ver 
Nahrungsmittel (Ordnung des Marktverfehres), für Gewährung der allgemein- 
ften Bildungsmittel (Voltsfchule, Gewerbefchule), für Zucht und Sitte im öffent: 
lichen G.:Leben, die Pflege der Armen?) und Sranfen, die Armenpolizet, Schug 
ber Dertlichfeit gegen Elementarichäden und Beſchädigung duch Menſchen, die 
örtliche Sorge für Gefundheit, Reinlichkeit, Verſchönerung, Herftellung und In— 
ftanphaltung der Wege und Stege, für die Ordnung und Bequemlichkeit des 
Verkehres auf Strafen und Plügen. Die Natur diefer G.-Angelegenheiten tritt 
noch deutlicher hervor und ihr Umfang wird feiter begrenzt in der Gegenüber: 
ftellung von verwandten Staatsangelegenheiten. Zu letteren zählen beifpielsweife 
die höheren Unterrichtsanftalten, die allgemeinen, dem ganzen Land oder größeren 
Zandestheilen dienenden Verfehrsanftalten, die Mafregeln gegen das Eindringen 
anjtedenver Krankheiten, die Verhältuiffe des Großhandels und Fabrifwefens, 
aber auch des Gewerbsbetriebs, foweit fie über die örtliche Grenze hinausreichen; 
unter derfelben VBorausfegung die Maßregeln gegen öffentliche Ruheftörungen. 
Unbedingt gehört dem ftaatspolizeifichen Bereich das Paßweſen, die Ueberwachung 
ber Prejje und politifchen Vereine an. 

Dort handelt es fich überall von Beziehungen und Bedürfniſſen, die aus- 
ſchließend oder doch vorherrfchend an die Oertlichkeit gefmüpft find, und beren 
Befriedigung den organifirten Kräften der Ortsgemeinfchaft gelingen Tann, — 
bier zum Theil von Beziehungen und Bedürfniffen des größeren Gemeinwejens, 
zum Theil von ſolchen, die ungeachtet ihrer fpeziellen Beziehung zur Ortsge— 
meinfchaft doch nur durch eine einheitlich geleitete, über das ganze Land verbreis 
tete Anftalt befriedigt werben fünnen. In diefe Klaſſe gehören namentlich die 
Zweige ber Polizeiverwaltung, die man gemeinhin Sicherheitspolizeit) und 
gerichtliche Polizei nennt, erſtere auf die Verhütung von verbrecherifchen 
Rechtsftörungen, legtere auf die Verfolgung des begangenen Verbrechens gerichtet. 


Die Mafiregeln zur Berhütun 8 ber Armuth gehören großentheils der Sorge filr 
ben Grwerböbetrieb an, bie oben vorangeftellt if. 

*) In einem weiteren Sinne gebraudt biefen Ausbrud z. B. das ber Fönigl. ſächſ. 
St.O. von 1832 angehäugte Regulativ, das für bie Frage der Grenzbeſtimmung zwiſchen 
Landes» und Ortspolizei intereffant ifl. Es findet ſich abgebrudt im ber, Monatsihr. f. preuß. 
Stäbteweien, Bd. LS, 118, 
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Beide Funktionen können aus Gründen, deren nähere Darlegung bier nicht am 
Ort wäre, nur durch ein centralifirtes Bebörveninftitut, folglich nur als 
Staatsanftalt wirkſam gehandhabt werden. 5) Hülfeleljtung ber G.Behörden 
ift dadurch um fo weniger ausgefchloffen, je näher e8 offenbar dem Intereſſe der 
Ortsgemeinfchaft liegt, für ven Schuß des Eigentums und der Perfonen in 
ihrem Umkreiſe zu jorgen. 

Gewiſſe Bedürfniſſe find gemeiufchaftlich zwifchen dem Staat und feinen 
Gemeinden. Die Sorge für den niederen Unterricht 3. B. ift zugleich eine un- 
mittelbare Angelegenheit des Staates, infofern er der Volksſchulen als Grund- 
lagen feiner höheren Bildungsanftalten nicht entrathen kann. Da es unzwedmäßig 
wäre, Gemeinde- und Staatsjchulen diefer unteren Abftufung abgefondert neben: 
einander zu errichten, jo entſtehen gemifchte Anftalten, bei welchen dann bie 
Stantsgewalt nicht nur das allgemeine Auffichtsrecht, das ihr gegenüber allen 
G.-Anftalten zukommt, fondern vermöge ihrer unmittelbaren Betheiligung weiter 
gehende Nechte Auszuüben hat. Von gemeinfchaftlihen Angelegenheiten im Be— 
reiche der Gewerbspolizei wird weiter unten die Rede fein. 


Die oben aufgeführten Gegenftände des gemeindlichen Wirfungsfreifes bil 
ben in der Hauptfache, wenn auch mit einzelnen Abweichungen, den Inbegriff deſſen, 


5) Doc gift dies micht für alle Zweige ber Sicherheitspofizei, namentlich nicht filr bie 
Anftalten zur Abwendung von Feldfre veln, bie denn aud überall tegelmäßig ben G.-Behörben 
en ke - man in Frankreich die Flurpolizei mit ber hohen Politit zu verlnüpfen 
weiß, i annt. 

Gegen bieje Theilung der Landes- und Drtspolizei wendet man ein, daß fie zahlreiche 
Kompetenzireungen bervorrufe und anderfeits, daß von ben bürgerlichen Behörden, wenn 
ihnen bie eigentlich politiihen Wunktionen anvertraut würden, eine glimpflichere Handhabung 
berjelben zu erwarten fei. Jene Irrungen laffen fih in der That nie gang vermeiden, aber fie 

d gegenüber ben bargeftellten Nachtheilen der Bereinigung bei weitem das geringere Uebel; 
a fie find ein Uebel, das au dann — nur in veränderter Geſtalt — eintritt, wenn Orts 
und Panbespolizei in den Händen des Magiftrats vereinigt werben. Auch dann entfteht bei 
zweifelbaften Fällen die frage, ob der G.Polizeibeamte fraft feiner orts- ober feiner landes⸗ 
polizeilichen Kompetenz, ob er alſo nah den Befehlen einer höheren Polizeibehörde, unabhängig 
von den G.-Organen, ober im Einverftänbniß mit diefen zu bandeln babe. Wie die Kompe- 
tenzirrungen zwiſchen Juſtiz und Verwaltung nicht aufhören, wenn man Einem Beamten beibe 
aeg anvertraut, fo verhält e8 fih audh hier. — Eben fo wenig entjcheidet ber zweite 

inwand. Keine Regierung kann einen Magiftrat gewähren laffen, ber in feinen Boritil hen 
Berrichtungen das von ihr angenommene Syftem verlengnet. Cine gute Regierung wirb mit 
aller Energie ihre Autorität geitend machen, eine ſchlechte fein gebäffiges Beittel, feinen Eingriff 
auch in bie ung G. Freiheit verihmähen, um feine Fügfamteit zu erzwingen. Die Er- 
leihterung, die ben G.⸗Bewohnern durch das mildere Verfahren ihrer Behörde u Theil gewor- 
ben ift, würde fi bald durch einen verboppelten Drud rächen. — Unbedenklich erjcheint bie 
Bereinigung beider Funktionen nur unter Zuftänden, bie fi) im Deutſchland nirgends finden 
und fo raſch nicht entwideln werden: im einem Lande, wo bie Bevöllerung gewöhnt ifl, ihre 
politiihe Disziplin jelbft zu Üben, wo man eine in permanenter Thätigleit begriffene Staats- 
polizei überhaupt nicht fennt, nicht braucht und nicht dulden würbe, 

Doc wäre es zu weit gegangen, wenn man alle und jede Mitwirkung zu Staats 
geihäften filr durchaus verwerflich erflären wollte. In manden Angelegenheiten ift es zulälfig 
und zwedmäßig, die ©.-Bebörden zur Unterſtützung — nicht Bedienung — ber Staatébe⸗ 
börben zeitweilig oder regelmäßig in Anfpruc zu nehmen. Dabin zählen z. B. gewifle Berrid- 
tungen ber gerichtlichen Polizei, der Frembenpolizei, der Truppenaushebung und Einguartierung 
u. ‘ w., vielleicht auch der Steuer » Bertbeilung und Erhebung ; ebenio die Berlündigung 
ber Gelege und Verordnungen. Nur müſſen dieſe Bunktionen politiſch inbifferent und von 
folder Beſchaffenheit fein, daß fie in ihrem Gefammtumfang body nur eine untergeordnete Ne— 
Denaufgabe gegenüber ber eigentlihen G.-Berwaltung bilven; fie müffen überbies, fobalb es 
—— — Umftänden räthlich erſcheint, von der öffentlichen Staatsbehörbe wieder über⸗ 

ommen werden. 
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was nenere Gefete®) ald Aufgabe der „Ortspoltzet” bezeichnet haben.”) Die 
vorherrſchende Tendenz der modernen Geſetzgebung ift nun dahin gerichtet, den 
G.-Behörven, wenigftens den ftäbtifchen, die Verwaltung der Ortspofizet in grö- 
Berem und geringem Umfange zu überlaffen; aber nicht als Recht der Ge 
meinde, als einen Hauptbeitandtheil ihres natürlichen Wirkungsfreifes, fondern 
als eine von der Staatsgewalt übertragene Funktion. Nur ausnahms- 
weiſe ift jener erftere Gefichtspunft feitgehalten in der württembergifchen G.-O. von 
1822 $. 3, 14, der öfterreichifchen v. 1849 8. 119, vgl. mit ber Kapitelsüber- 
fchrift, in der brannfchweigifchen Stabt- und Pand-G.-O. von 1850 ($. 1. ber 
eriteren, $. 3. der letteren) und in der weimarifchen G.O. von 1854 Art. 9, 111. 

Der Unterſchied beider Auffafiungen äußert fich praftiih vor Allem darin, 
daß im Falle der Delegation nicht die Gemeinde, fondern die G.-Behörde, oft 
auch nur deren Vorſtand, als Inhaber der delegirten Gewalt erfcheint.®) Hie- 
durch wird der Bürgervertretung jeder Einfluß auf die Verwaltung der Polizei 
entzogen.) Ferner fteht die delegirte Ortspolizei eben fo unbedingt, als wenn 


9 3. 8. (ber franzdfiichen Gefeßgebung nachgebilvet) badiſche G.O. von 1831 8. 48.: 
„Zur Ortspolizei gehören bie Sicherheite-, Neinlichleits-, Geiunbheits-, Armen», Strafen, 
Beuer-, Markt-, niedere Gewerbs-, weltliche Kirchen⸗, Sittlichleits-, Gemarkungs-, Bau- und 
Gefinbepolizei, fowie die Auffiht auf Maß und Gewicht”. Aehnlich die Öfterr. G.O. 8. 119, 
120, 137. Das unlogifhe Durcheinander biefer Klaſſifilation, worin 3. B. Straßen» und Rein. 
fichfeitöpolizei, Markt - und Gefundbeitspolizei als Foorbinirte Begriffe ſelbſtſtändig auftreten, 
während thatſächlich immer die eine im ber andern mehr oder weniger enthalten ift, wurbe in 
dem preußiſchen Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 vermieden. Nach dies 
fem gehören zu ben Gegenſtänden der Ortspolizei: „a) der Schuß ber Perfonen und bes Ei- 
genthums; b) Ordnung, Sicherheit und Leichtigleit des Verlehrs auf öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plägen, Briden, Ufern und Gewäſſern; ec) der Marktverkebr und das öffentliche 
Beilpalten von Nahrungsmitteln; d) Ordnung und Geſeblichteit bei dem öffentlichen Zuſammen⸗ 
fein einer größeren Anzahl von Perſonen; ©) das öffentliche Intereſſe in Bezug auf die Auf- 
nahme und Beherbergung von Kremden; die Wein», Bier» und Kaffeewirthſchaften und fon» 
fige Einrichtungen zur Berabreihung von Speifen und Geträufen; f) Sorge für Leben und 
Geiundheit; &) Fürſorge gegen Feuersgefahr bei Bau-Ausjührungen, ſowie gegen gemeinfhäb- 
liche und gemeingefährlihe Handlungen. Unternehmungen und Ereigniffe überhaupt; h) Schuß 
ber Felder, Wiefen, Weiden, Wälder, Baumpflanzungen, Weinberge u. |. w.; i) alles Andere, 
was im bejonderen Intereſſe der Gemeinden und ihrer Angehörigen polizeilidh geordnet werben 
muß.“ Man bemerkt, daß hier einerjeits die Gewerböpolizei, joweit fie nicht mit der Lebens⸗ 
mittelpolizei zufammenhängt, übergangen, anderjeits durch die Schlußworte dem Begriff eine 
große Dehnbarleit gegeben if. j 

?) Gemähnlich umfaßt man ungehörig auch im biefer Anfammenfegung mit bem Aus- 
brude „Polizei“ zugleich die pflegende Berwaltungsthätigkeit, 3. B. neben der Wirthichafte-, 
Arınen-, Gejunbheitspolizei zugleich die Wirtbfchafte-, Armen» umb Geſundheitspflege. Bergl. 
barüber Braters Aufſatz in der Kritiihen Ueberſchau der d. Geſetzg. und Rechtspfl. B. VI. 


©. 69. fi. J 
Baheriſche G.⸗O. von 1818: „Dem Magiſtrate iſt in allen Städten und Märkten 
als Regierungsbeamten bie geſammte Lolalpolizei Übertragen‘. Preußiſche St.O. von 1808 
8. 166: „Dem Staat bleibt vorbehalten, in den Städten eigene Polizeibehörden anzuorbnen 
oder die Ansiibung ber Polizei dem Mogiftrate zu übertragen, ber fie fobann vermöge Auf» 
trage ausäßt“, Si.⸗O. von 1853 8. 62.: „Der Birgermeifter hat folgende Geſchäfte zu be- 
forgen: Wenn die Handhabung ver Ortspolizei nicht Königl. Behörden übertragen ift, 1) die Hand» 
babung der Ortspofizei”. Ebenfo bie rheiniiche St. O. von 1856 8. 57., bie weſtphäliſche von 
1856, $. 62. ii. er Dagegen wuͤrteinb. Berw. Ed. von 1822 8. 14: „Dem Orts vorſteher 
fiegt es ob ... bie-Ortöpofizei im Namen der Gemeinde, die Landespolizei im Namen 
und aus beflänbigem Auftrag der Regierung au handhaben.“ freiwillige —— der 
oligzei an die Sta örben wurbe bier burch ein Gef. v. 6. März 1849 für unzuläffig er- 
tt, — Ueber bie Geſchichte der preuß. Geſetzgebung in Betreff dieſes Gegenftandes vergl. 

Bipet in der Monatsfähr, Für preuß. Städteweſen Bo. I. S. 24 ff. 

9) Nur beim Erlaß von Polizeiverorbnungen muß nah bem preuß. Geſetz vom 
11. März 1850 ber Bürgermeifter den Magiftrat wenigfiens hören, nach ber hannoverſchen 
St. O. von 1851 der Magiftrat die Zuftimmung ber Gemeinberepräjentation einholen. 
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fie von Staatsbeamten verwaltet würde, unter der Leitung lanbesherrlicher 
Oberbehörden, während die der Gemeinde als eigenes Necht zufommende Poli- 
zeiverwaltung nur der allgemeinen Staatsaufficht unterliegt. Endlich iſt es 
nur fonfequent, wenn eine aus blofer Delegation abgeleitete Befugniß von ber 
Staatsgewalt nah Gutbünfen auch wieder zurüdgezogen werben Tann, 
und fo laſſen e8 denn auch wirklich die preußifchen Städte-Ordnungen 
ganz von dem Ermejjen der Regierung abhängen, ob der Bürgermeiſter oder 
ob, wie es neuerdings häufiger gefchehen ift, eine unmittelbare königliche Behörde 
zur Polizeiverwaltung berufen werden fol. Wo dagegen die Polizeiverwaltung 
den. Gemeinden zu eigenem echte zufteht, kann fie auch nur wegen evibenter 
Pflichtverlegung oder Unfähigkeit, und nur zeitweilig, den G.Behörden abge- 
nommen werben. 10) Ebenſo liegt e8 hier in der Konſequenz des Grundfages, 
der G.-Repräfentation, wenn fie auch an der Polizeiverwaltung nicht theilnehmen 
kann, doch das Necht der Kontrole, Rüge und Antragftellung einzuräumen. 19) 

In feiner vollftändigen Ausbildung hat endlich jenes Syſtem ber Uebertra— 
gung zur Folge, daß die obrigfeitliche Funktion, die am tiefften ins tägliche Yeben 
eingreift, nach Yaune und Gunst oder dem Eindruck vorübergehender Erxreigniſſe 
ans einer Hand in die andere übergehen kann, daß jeder folche Wechjel die Tra- 
bitionen der Gefchäftsführung unterbricht und die überlieferten Einrichtungen 
einem feindfeligen Neuerungsgetfte preisgiebt, daß die G.Behörde, indem fie eitie 
ihrer wichtigften Funktionen ald Staatsamt verwaltet, in eine ungefunde Zwit- 
teritellung geräth, daß endlich das G.-Vermögen, foweit feine Verwendung y 
polizeiliche Zwede erforderlich ift, der Dispofition ver Gemeinde ungebührlich 
entfremdet wird, wenn e8 einer Staatsanftalt dienen foll. 1?) 

Die Ortspolizei war in Deutfchland von jeher ein Recht der Gemeinben 
und fie ift e8 nach der Natur der Sache noch jegt.'?) Hat die Stadtgemeinde im 
Berlauf der geſchichtlichen Entwidelung einen guten Theil ihres früheren Wirfungs- 
freifes unwiederbringlich an den Staat verloren, fo muß ihr um fo mehr zurüd- 
erftattet werben, was die übergreifende Staatsgewalt ohne inneren Grund an fich 
gezogen hat: dies gilt von der Verwaltung der örtlichen Wohlfahrtsinterefien, 
die man unter dem Namen Ortspolizei begreift. Wenn bier die Gemeinde nicht 
berufen ift, für fich felbft zu forgen, fo fommt ihr überhaupt fein felbftitändiger 
Wirkungskreis zu und fie ift nichts als ein Staatsbezirk, deſſen Verwaltungsperfonal 
durch Wahlen der Einwohner ftatt durch landesherrliche Ernennung eingefett wird. 
Man hat ſich gewöhnt, als den eigentlichen Kern eines felbitftändigen Kommunal: 
lebens den „G.Haushalt“ zu bezeichnen. Ebenſogut können in ven Staats: 








10) Vergl. braunſchw. St.-D. $. 189., weimariſche G.⸗O. Art. 167. Indeſſen haben 
ältere G.⸗Ordnungen von beiden Richtungen, wie bie bayerifhe und eg ben 
Gemeinden, reſp. den G.Behörden ohne allen Vorbehalt die eg überlaffen. In 
Bayern aboptirte fpäterhin der Entwurf von 1850 das preuß. Syitem; in Würtemberg bat ein 
Geſetz vom 24. Januar 1855 die zeitweilige Suspenfion ber ganzen G.-D, für verwahrlofte 
Gemeinden möglih gemacht. 

19 MWürtemb. G.O. $. 59., braunfhw. St.-D. 8. 50., öfter. G.O. 8. W. 

'2) Ausführlicher wird von dem fog. „übertragenen Wirlungsfreis”, von bem bie bele- 
Be Polizeiverwaltung gewöhnlich einen Hauptbeftandtheil bildet, im letzten Theil dieſes Ab- 
hnittes zu fprechen fein. 

13) Bol. Bluntihli, al. Staater. XL Bud, Kap. 4 Ziff. 4, Dablmann, Bolitik 
$. 248, Graf Giſech, Anfihten über Staats» und öffentliches Leben S. 217, Rotted, im 
Staatsler. Art, Gemeinde Abihn. VI, Schäffle a. a. D., ©. 329, 353, Stahl, Etaats- 
lehre 8. 4, Zahariä, Staatd- und Bundesrecht I. $. 107. Ziff. UL Man fieht, daß hier 
unter Publiciften von ſehr verſchiedener Richtung hinfihtlih des Grundfages Ueberein- 
fimmung befteht. 
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finanzen ber Kern des Staatslebens gefucht werden. Die Finanzen find ein 
Mittel zur Erreichung beftimmter Zwecke, fein eigener Zwed für fich; ber 
G.Haushalt hat vor Allem'?) Werth und Bedeutung, infofern ev die Mittel 
barbietet, jede Anjtalt zu treffen, die der örtlichen Wohlfahrt förderlich fein 
konn. Werden diefe Anftalten aus Kommunalmitteln von Staatsiwegen ge- 
troffen und geleitet, jo ift die Gemeinde doch wieder ein Staatsbezirk, in welchen 
ein abgeſonderter Theil der Staatsfinanzen durch Vertrauensmänner der Ein- 
wohnerjchaft verwaltet wird. 

Allerdings Tann die alte ſtädtiſche Polizei nicht in ihrem ganzen Umfange 
fortbeftehen. Aber nur eine Ausfcheidung und Theilung der Funktionen, nicht 
ihr völliger Uebergang an den Staat oder die von ihm beauftragten Autoritäten, 
ift durch die geichichtliche Entwicklung gerechtfertigt. Won der Ortspolizei mußte 
die Landespolizei ausgefchieden werden, die im ftaatlofen Mittelalter, foweit 
fie überhaupt gehandhabt wurbe, gleichfalls den Gemeinden zum größten Theil 
zugefallen war. Daß diefe Ausfcheidung vielfach nicht mit genügender Schärfe 
vollzogen wurde, hat dazu beigetragen, der Gemeinde das zu entziehen, was ihr 
hätte bleiben follen. Die Polizei der Preife, ver Vereine und Berfammlungen, 
die Paßpolizei (jo lange diefe Anftalt überhaupt noch ihr Dafein friftet), Alles, 
was über die Grenzen der Gemeinde hinaus unmittelbar auf das Ganze oder 
einen örtlichen nicht begrenzten Theil deſſelben wirkt, gehört ausſchließlich dem 
Bereiche der Staatögewalt an. Hiemit ift alfo jede fpecififch politifche Polizet- 
thätigfeit vom fommunalen Wirkungsfreis ausgejchieden und es ift, wenn man 
daran fejthält, ein Hauptbedenfen gegen die Anerkennung der ſelbſtſtändigen 
S.-Bolizei befeitigt. Denn diefer politifchen Funktionen kann der Staat fich 
nicht entäußern; wenn fie daher aus irgend einem Grunde gleichwohl den 
G.Behörden anvertraut wurden, fo lag es nahe, bie letteren in biefer Bezie— 
bung wenigjtens als Delegirte der Staatögewalt aufzufaffen und von der Ges 
meinde unabhängig, von den Staatsbehörden um fo abhängiger zu ftellen. Das 
Richtige iit aber, daß man die zwei Gebiete der Orts- und Landespolizei voll- 
ftändig trennt, jene der Gemeinde zu eigenem Recht, diefe dem Staat zuweiſt; 
jene den G.Behörden (unter Staatsaufficht) überläßt, diefe von unmittelbaren 
Staatsbehörden verwalten läßt. 

2) In der Tätigkeit der G.-Organe, insbefondere in der polizeilichen, 
fann man drei Richtungen unterfcheiden: die Aufftellung leitender Grundfüge und 
die Organifation der Anftalten, die den einzelnen Zweden dienen; die ununter- 
brochene Thätigfeit zur Verwirklichung jener Grundjäge und zur Verwaltung der 
geſchaffenen Anjtalten; endlich wenn die bejtehende Ordnung gejtört oder ber 
Gehorfam verfagt wird, den ihre Realifirung vorausfegt, ein ziwingendes und 
rügendes Einfchreiten. Wird der Gemeinde innerhalb ihres Wirkungskreiſes eine 
ſelbſtſtändige Polizeigewalt zugefchrieben, jo muß diefelbe nach jeder von dieſen 
drei Richtungen fi äußern, fie muß mit a. W. neben der Bolizeiverwaltung im 
engeren Sinne die Befugniß haben, (unter Staatsauffiht) Poltizeiordnungen 
zu erlaffen, ferner gegen Webertretungen und Widerfpenftigfeit Straf» und 
Zwangsmittel anzumenden, wie ed den Organen der Staatsgewalt in Landes— 
polizeifachen zufommt.!?) Jene erjtere Befugniß ift ein Zweig der gemeindlichen 


) Nicht ausſchließlich, weil die Almendenutzungen und dgl. unmittelbar auf ben privat⸗ 
wirthichaftlihen Bortheil der Bürger berechnet find. 

»») In dem Berhältniß, in dem bie allgemeinen Angelegenheiten ben örtlihen an Be— 
deutung vorangehen, laun auch die polizeiliche Strafgewalt bier auf ein geringeres Maß 
beſchräult fein, al® bort. 
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Artonomie, die im folgenden Abfchnitte befprochen werden foll. Die Tegtere 
ift in neueren Geſetzgebungen auch gegenüber der Stantspolizei vielfach auf An- 
wendung von Zwang smitteln?®) bejchränft und jede Art von Strafgewalt an 
eigene Botigeigerichte verwiefen worden. Ob mit Recht oder Unrecht wird an 
einem anderen Orte zu unterfuchen fein: bier genügt die Bemerkung, daß dieſe 
Pegel, wo fie zur Geltung gekommen ift, aus analogen Gründen auch fir bie 
G.Polizei gelten muß. 

3) Die Aufgaben der Wohlfahrts- Pflege und Polizel find verſchieden in 
Stadt: und Yandgemeinden. Die Flurorbnung und was bamit zuſammen— 
hängt, erhält in den legteren eine überwiegende Wichtigkeit, während Vieles weg- 
fälft, oder von untergeordneter Bedeutung tft, was die ftädtifche Verwaltung 
vorzugsweife befchäftigt. Das Gewerbewejen tritt in den Hintergrund, bie Kul— 
turbebürfniffe find einfacher, die Vorkehrungen, die durch das enge Beiſammen— 
wohnen einer zahlreicheren und fluftutrenden Bewölferung hervorgerufen werben, 
ind großentheils entbehrlih. Häufig findet man auch einen Mittelzuftand zwi— 
en Stadt und Dorf. — Aber das Recht der Gemeinde befteht unabhängig 
von diefen Verfchievenheiten; die Yandgemeinde hat denfelben Anfpruch wie die 
ftäbtifche, die kleine denjelben Anfpruch wie die große, ihre Angelegenheiten 
felbftjtändig zu verwalten; nur daß fich die Aufgabe nach der Natur der Ber- 
hältniffe und ohne äußeres Zuthun dort einfacher als hier geftaltet, mithin auch 
die polizeiliche Autonomie und das Bedürfniß einer zwingenden und jtrafenden 
Autorität dort in engere Grenzen eingefchloffen ift. Auch wird in Land- und 
fleinen Stadtgemeinden die Staatögewalt häufiger Beranlafjung finden, gegen- 
über einer fraftlofen oder Läffigen Ortspolizei ihr Auffichtsrecht geltend zu machen. 

4) Es giebt zumal unter den Praftifern noch unbedingte Gegner jeder bür- 
gerlichen Polizeiverwaltung, gleichviel ob fie als Necht der Gemeinde ober im 
Auftrag der Staatsgewalt von G.-Behörden ausgeübt werde. Die Gründe 
biefer Gegner!?) find bier, da es eine der wichtigiten gemeinderechtlichen Fragen 
gilt, noch näher ins Auge zu fallen. 

Man behauptet zunäcjit, es fehle den G.Behörden an der zur Polizeiver- 
waltung nöthigen Fähigkeit. Doch wird eingeräumt, zum Theil feien bie Auf: 
gaben der Polizei allerbiugs fo einfacher Natur, daß nur gefunder Menſchen— 
verjtand und Kenntniß der Verhältniffe zu ihrer Löfung erfordert werde. So 
„die Aufjicht gegen den Bettel, die Cinfchreitung bet üffentlihem Skandal, die 
Straßenbeleuchtung, die euerlöfchanftalten, die Regulirung der Fleiſch- und 
Brodtare”. Andere Angelegenheiten, die in der Regel unverkennbar von gleich 
einfacher Natur find, dürfen wir hinzufügen, 5. B. die Flurpolizei, die Vorkeh— 
rungen gegen ben Verkauf ungefunder Nahrungsmittel, gegen falfches Maaß und 
Gewicht, gegen ficherheits- oder geſundheitsſchädliche Bauführungen, gegen ⸗ 
mung des Verkehrs auf Straßen und Plätzen, gegen Unreinlichkeit u. ee 
Diefe und andere Dinge weiß in der That der gejunde Menſchenverſtand ber 


0) Preuß. Gefeg v. 11. März 1860 8. 20.: „Iebe Polizeibehörbe iſt bereihtigt, ihre 
polizeilichen Berfügungen durch Anwendung der gefelihen Zwangsmittel (Arreſt, Geidſtrafe) 
durchzuſetzen. Wer e8 unterläßt, dasjenige zu thun, was ihm von ber Polizeibehörde in Aus 
Übung diefer Befugniß geboten worden ift, hat zu gemwärtigen, daß es auf feine Koften zur 
Ausführung gebracht werde, vorbehaltlih ber etwa verwirkten Strafe und ber Berpflichtung 
zum Schadenserſatz.“ 

) Zu ihren literarischen Vertretern gehört vorzüglich ein — Praltiler, ber (bama- 
fige) Negierungsrath v. Beisler, durch deſſen „Betrachtungen Gemeimdeverfaffung und 
Gewerbeweſen“ (Angst. 1831) u. a. Dahl mann und Sapigny zum Widerſpruch herano⸗ 
gefordert wurden. Ei 
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G. Beamten anfs Beſte zu ordnen und wenn man fie Dennoch nicht immer im 
georbnetften Zuftand findet, fo liegt die Schuld nicht an mangelnder Fähigkeit, 
fondern fällt in ven Bereich eines zweiten Einwurfs gegen bürgerliche Pollzeiver- 
waltung, dem wir fpäter begegnen. Dean muß im Gegentheil fagen, daß hier, 
wo es fo vielfach auf die vertraute Kenntniß örtlicher Verhältniffe ankommt, die 
bürgerliche Behörde fühiger ift, als ein Staatsbeamter, ber oft in dem Augen- 
blicke, wo er ſich zu orientiren beginnt, in eine andere Stelfung berufen wird 
und einem Neuling Platz macht, der überdies feicht der Verſuchung unterliegt, 
von feinem centralen Standpunkte aus das Ungleichartige gleich zu behandeln, 
an feine und große, an Stadt und Landgemeinden diejelben Anforderungen zu 
ftellen, venfelben Kulturmaßſtab anzulegen und durch feinen ſchonungsloſen Eifer 
die Wohlthat ber polizeilichen Fürforge in eine Plage zu verwandeln. 

Die aufgezäglte Funktionen, die dem gefunden bürgerlichen Verſtande auch 
nach dem Dafürhalten der Gegner überlaffen werden können, erfehöpfen das Ge- 
biet der organifchen G.-Polizei, wie e8 oben begrenzt wurde, zwar tech nicht 
volljtändig, aber zum großen Theil. Es find namentlich noch die Aufgaben 
übrig, die auf dem Felde des Gewerbe-, Niederlaffungs- und Armen- 
wefens liegen. Hier bedürfe es, wird von den Gegnern geltend gemacht, einer 
nationalöfonomifchen Durchbildung, die den bürgerlichen Gemeindebeamten in der 
That regelmäßig fehlt. Allein findet fie fich regelmäßig oder auch nur häufig 
bei den Polizeibeamten des Staates? Die volfswirthichaftlihe Erkenntniß hat 
fih in allen Maffen der Geſellſchaft, aber vielleicht beim Bürgerjtande in hö— 
herem Grab als beim Beamtenftande, vertieft und erweitert. Der Staat, der 
fetne Beamten fo ganz in Befchlag nimmt, daß es dem Einzelnen ungemein er- 
ſchwert ift, neue Bildungswege auf eigene Fauft einzufchlagen, hat noch wenig 
dafür gethan, den Vorwurf von fich abzuwenden, daß fein Berwaltungsperfonal 
zur Hälfte aus Juriſten, zur Hälfte aus Schreiben refrutirt werde. Dazu 
fommt in Betracht, daß das Erforderniß berufsmäßig votffenfchaftlicher Bildung 
in dem immerhin befchränften Wirfungsfreis des Gemeindebeamten boch ſehr 
in den Hintergrund tritt. Die ſchwerften Principienfragen des Gewerbe-, An 
fäffigmachungs-, Armenwefens erwarten ihre Röfung von der © taatsgewalt. 
Der allgemeinen Geſetzgebung muß es, wie ſchon oben angedeutet iſt, vorbehalten 
fein, darüber zu entſcheiden, ob der Gewerbsbetrieb im Lande von Konceffions- 
verleihungen ober vom Erwerb realer Rechte abhängig, ob er bedingt ober unbes 
dingt frei fein fell. Die allgemeine Gefegebung, nicht die einzelne Gemeinde, 
bat zwifchen dem Princip der freien Anfäfſigmachung und dem Princip des Er⸗ 
werbsnachweiſes zu wählen und hat feftzufegen, wie weit einerſeits ein Recht der 
Armen auf Unterftükung, anderfeits eine Zmangspflicht zur Arbeit beftehen, 
imvieferne das Armenwejen als öffentliche Angelegenheit behandelt, oder ber Kirche 
und ben Vereinen anheimgegeben und wem' bie Rechtspflicht der Armenunter⸗ 
ſtützung auferlegt werden folle. Selbſt über das Recht zum Gewersbetrieb und 
zur Verehelichung im einzelnen Falle zu entfcheiden, liegt außer dem natürlichen 
Wirkungskreis der Gemeinde. Wo dieſer beginnt, ift der fehwierigfte Theil der 
Aufgabe wohl oder übel ſchon erledigt und ber Gemeinde bleibt übrig, einen ge: 
gebenen Grundfatz iu ihrem Bereiche zu verwirffichen. Auch da ift der Einficht 
der G.-Berwaltung allerdings noch ein weiter Spielraum gelafjen, wenn ber 
Staat fih zur Gemeinde richtig geftellt hat. Aber es genügt dafür bie bejchränt- 
tere, mehr aus dem Leben als aus foftematiichen Studien geſchöpfte Bildung, 
die den höheren Bürgerklaffen zugänglic und in wachſender Verbreitung begriffen 
ift; e8 genügt in Landgemeinen ber mlchterne, praltifche Sinn des Bauerſtaudes. 
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In größeren Städten liefert die Bürgerfchaft, je mehr die Anfprüche des Amtes 
fich fteigern, auch um fo beffere Kräfte. Es ftehen überdies „rechtsfundige " 
Dürgermeifter und Räthe zu Gebot, die mit den Kandidaten des Staats-Ver— 
waltungspienftes die willenjchaftliche und praftifche Vorbereitung getheilt haben. 
Bei diefen ift die gleiche Fähigleit vorauszufegen, wie bei ihren in den Staats— 
bienft eintretenden, zum Theil in die höchiten Staatsämter vorrüdenden Stubien- 
genoffen. Denn wenn fich die Gemeinden, wie es bie und ba ber all fcheint, 
auf den Bodenfag der Staatsamtsfandidaten angewiefen ſehen, fo kann dies nur 
in leicht vermeidlichen Organifationsfehlern feinen Grund haben. Ebenſo, wenn 
ber unglaubliche Mißgriff begangen wird, an die Spike der Bürgerfchaft in 
Mitteljtädten junge Anfänger zu fegen, die ohne Erfahrung und Sinn für bie 
bürgerlichen Verhältniffe nur von den Einkünften des G.:-Amtes zu zehren geden— 
fen, bis der Ruf in den Staatsdienſt fie trifft. 

Die Betrachtung ſolcher Verfehrtheiten führt auf einen zweiten Einwand, 
ber gegen bie bürgerliche Polizeiverwaltung erhoben wird, indem man behauptet, 
ed fehle ihr zu einer tüchtigen Ausübung ihres Berufes eben jo wohl ver 
Wille, als die Fähigkeit. Man bezieht diefen Vorwurf noch mit dem beiten 
Anfchein von Begründung zumal auf die ftäntifche Gemwerbspolizei. „Wer immer 
ein nach Ort und Umfang von der Polizei beauffichtigtes und vegulirtes Gewerbe 
treibt, hat ein permanentes Intereffe, daß dieſe ihm je nach Umständen Gunft und 
Nachſicht ſchenke, d. i. in Bezug auf ihn fo fehlecht als möglich gehandhabt werde. 
Alle befinden ſich wermöge res Nahrungsitandes, um nicht zu jagen nach dem 
Gejege der Selbjterhaltung, dem gebietendften von allen, in einem natürlichen 
Kriege gegen die Polizei. Indem man die Polizeiverwaltung in die Hände ges 
werbtreibender Bürger legte, hat man fie ihren natürlichen Feinden übergeben.“ 
Diefe Argumentation Beisler’s trifft nur die Ueberwachung des Gewerbsbe- 
triebs; alle übrigen Zweige ſtädtiſcher Bolizeiverwaltung, namentlich die gefanmte 
Kulturpolizei, läßt fie unberührt. Wer jollte auch ein lebhafteres Intereffe daran 
haben, daß im Weichbild einer Stadt für gute Sitte, Sicherheit, Ordnung, Ges 
jundheit, für die Entwicdelung des bürgerlichen Wohlſtandes geforgt werde, als Die 
Bürger dieſer Stadt, die da leben und fterben? So jehr im Laufe der Zeit 
die Fluktuation der Bevölkerung zugenommen bat, jo fehlt es doch nirgends an 
dem fejten Kern einer erbgeſeſſenen Bürgerjchaft 1?) deren Interejje mit dem Wohl 
und Weh der Gemeinde verwachien find. Der Staatsbeamte dagegen bleibt 
regelmäßig ein Fremdling in der Gemeinde: wenn er ideale Intereffen hat, find 
fie auf den Staat gerichtet, fet materielled Intereffe weiſt ihn auf rafche Be— 
förderung, alfo auf rafchen Wechfel des Wohnortes hin. Ein gewifjenhafter 
Staatsbeamter wird demungeachtet auch an der Gemeinde feine Pflicht getreulich 
erfüllen; aber dafjelbe Pflichtgefühl und überdies jenes perfünliche und ererbte 
Intereffe, das fich in den befieren Naturen zu einer opferwilligen Pietät fteigert, 
leitet den bürgerlihen G.Beamten in feinem Wirkungstreis.1?) 


2) Es ift kraſſe Uebertreibung, wenn man bie und ba die Sache fo barftellt, als fei ber 
größere Theil der flädtifchen Bevbllerung in unfern Tagen auf einer beftändigen Wanderſchaft 
begriffen, als ſei e8& faft zur Ausnahme geworden, wenn ein ſtädtiſches Anweſen zwei Genera- 
tionen hindurch von berfelben Familie befeffen und bewohnt wird, Vielleicht giebt es nicht 
eine Stabt in Deutfchland, wo ſolche Schilderimgen auch nur ammähernd zutreffen. 


19, Unfere Statiftifer haben die Summe ber Arbeitszeit noch nicht berechnet, bie ſo viele 
Tauſende von Bürgern alljährfih ohne Entgelt oder gegen ganz unzuläugliche Bergütung dem 
G.⸗Dienſt opfern. Es giebt im Staatsdienft keine Analogie für dieſes Verhältniß, das bei 
ber Wilrbigung des G.Weſens viel zu wenig beachtet wird, 
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Daß die bürgerliche Polizeiverwaltung oft nicht fo energiſch durchgreift und 
funftgerecht werfährt, wie die ftaatliche, muß bemungeachtet zugegeben werben. 
Allein diefe Untugend hat auch ihre Töbliche, und ber entgegengefette Vorzug feine 
bebenfliche Seite. Die Staatspolizei artet leichter in chilanöfe Vielgefchäftigfeit 
oder Gewaltthätigfeit, überhaupt in die widerwärtigen Eigenfchaften aus, deren Bor- 
ftellung fih am den Begriff der Polizei geheftet und wefentlich dazu beigetragen 
bat, ihn fo unpopulär zu machen, wie er if. In den minder beveutenden An- 
gelegenbeiten, auf die ſich die Aufgabe ver ftäbtifchen Polizei von Rechtswegen 
beſchränkt, ift einige Schlaffheit und Unbeholfenheit von beiden Uebeln das ge- 
ringere: darüber wirb in den ftäbtifchen Bevölferungen, um deren Wohlbefin- 
den es fich doch handelt, wenig Meinungsverfchiedenheit fein. Nur muß auch 
bier dafür geforgt werben, daß nicht Organifationsfehler diefe ſchwache Seite 
des ftäbtifchen Polizeiwefens noch weiter ausbilden, ſodann daß die auffehende 
Staatsgewalt in den Stand gefett ift, gegen empfindliche Mißgriffe einzufchreiten, 
endlich daß die Staatspolizei felbft überall, wo ihr legitimes Gebiet berührt 
wird, unmittelbar handelnb eingreift. — Tas Alles gilt gleicherweife von den 
Landgemeinden in Anfehung ihres weit befchränfteren Wirkungskreiſes. 

Aber auch die örtlibe Gewerbspolizei kann einem bürgerlichen Magi— 
ftrate getroft überlaffen werden. Es ift weder nöthig noch wünfchenswerth, daß in 
der G.Behörde die gewerbtreibenden Bürger ausfchlieflich das Wort führen. 
Vielmehr wird in jeder Beziehung diejenige Gemeinde am beiten beftellt fein, 
die fo organifirt ift, daß bei ver Verwaltung ihrer Angelegenheiten die verſchie— 
denen Glemente der bürgerlichen Bevölkerung verhältnißmäßig repräfentirt find. 
Neben dem Gewerbeitand muß in Heineren Städten auch der „Acerbürger”, in 
größeren der Kaufmann, der Yabrifant, der rentenverzehrende Kapitalift, und bie 
einen wiffenfchaftlichen oder künſtleriſchen Beruf übende Bürgerflaffe vertreten 
fein. In einem auf ſolche Art gemifchten Kollegium findet die Einfeitigkeit der 
gewerblichen Antereffen ihr Gegengewicht; ein unbefangenes Urtheil und das Be— 
bürfnif bes fonfumirenden Publitums kann fich geltend machen. Davon abgefehen 
ift die Verſchwörung aller Gewerbetreibenden gegen die Gewerbspolizei überhaupt 
eine Fiktion. Mag jeder Einzelne dann und warn, Mancher auch, „permanent* 
ein Intereſſe haben, daß die Polizei ihm Gunſt und Nachficht ſchenke, fo du rch— 
freuzen fi doch in der Regel diefe Intereffen, und find dadurch an einer nad). 
eg Konfpiration gehindert, mit a. W.: Jeder hat als Gewerbsmann oder 
als Konfument eben fo oft ein Antereffe, von der Gewerbspolizei Schuß und Ein- 
fchreiten zu fordern. Gleichwohl zeigt fich der Uebelftand, der dort mit Leber: 
treibung als regelmäßiger Zuftand betrachtet wird, unftreitig in zahlreichen Aus- 
nahmsfällen. Aber mit Unrecht würde man auch von der Gewerbspolizei in ftaat- 
lichen Händen eine tavellofe Verwaltung erwarten. Dort Befangenheit und 
Mangel an Energie, dagegen anderfeits volle Sachlenntniß, Billigteit, Eifer für 
das bürgerfiche Wohl, — hier ein kräftiges und rücjichtsloferes Verfahren, aber 
oft auch Mangel an Sachkenntnif, bureaufratifche Schrofiheit oder Gleichgültigkeit. 

Zu den oben erwähnten gemeinfchaftlichen Angelegenheiten, die nach 
einer Seite die Gemeinde, nach einer andern zugleich unmittelbar den Staat be 
rühren, find namentlich auch viele Gewerbsſachen zu zählen. Wenn ein Magis 
fteat die ftäbtifchen Schrannen, Meffen und Märkte auswärtigen Händlern öffnet 
oder verfchließt oder die Bedingungen der Zulaffung handhabt, jo verfügt er ba- 
durch einerfeits über Handel und Wandel innerhalb feines Weichbilves, über bie 
Beiſchaffung ver Pebensbebürfniffe für die ftäntifhe Bevöllerung, greift aber 
anderſeits in ben Nahrungsbetrieb der auswärtigen Kaufleute, Probucenten und 


Zwiſchenhändler ein, und überfchreitet — feine Grenzen. Sich ſelbſt über- 
laffen wird bier die Gemeinde, wie ihre Gegner mit Recht hervorheben, häufi 
auf verkehrte befchräntende Maßregeln verfallen; denn fie ift ihrer Natur na 

zur felbftfüchtigen Abfchliefung gegenüber andern Gemeinden und deren Ange- 
börigen eben jo geneigt, wie ber Einzelne gegenüber dem Cinzelnen, der Staat 
gegenüber dem Staat. Aber in diejen Beziehungen nach außen hat fie auch 
eine jelbitftändige Autorität organifch nicht anzufprechen. Ueber dem Parti- 
fularismus der Körperfchaften fteht ausgleichend die Staatsgewalt; es kommt 
daher in ſolchen Angelegenheiten der Polizeibehörde des Staates ein ent 
ſcheidendes Wort zu. 20) 


Nicht ohne Grund wird endlich der bürgerlichen Bolizeiverwaltung zum Vor- 
wurf gemacht, daß ihre Tüchtigfeit oft unter faljch verftandenen Sparfamfeits- 
rüdfichten leide, obwohl fich die ängſtlichſte reg des G.-Haushaltes, 
der man fo häufig begegnet, mit diefem Vorwurfe fchwer in Einflaug bringen 
läßt. Die Scheu vor Umlagenerhöhungen liegt begreiflich ven G.Behörden näher, 
als den Staatsbehörben die Scheu vor Stenererhöhungen, und fo ift im G.Haus— 
halt die Gefahr zwechwidriger Knauſerei, im Staatshaushalte die Gefahr ber 
Verſchwendung vorwiegend. Ebenfo tritt aber dieſe letztere Gefahr auch ein, 
wenn der Staat auf often die Ortspolizei verwaltet, und wirklih find in 
diefer Hinficht von preufifchen Städten bittere Klagen geführt worden. 2!) Auch 
bier iſt alſo dem Uebel der Selbitftändigfeit, das man einfeitig geltend macht, 
ein Uebel der Unfelbjtftändigfeit ausgleichend entgegenzuhalten, wobei man noch 
überdies beachten muß, daß es der Gemeinde ſchwerer wird fich einer lururiöfen 
Staatspolizet zu erwehren, als dem Staat, eine Gemeinde zu dem unerläfßlichen 
Aufwand anzuhalten, den fie in Üübermäßiger Sparſamkeit vermeiden will. — 


Was von der Selbftverwaltung der Gemeinden überhaupt gilt, 
ift auf ihre Bolizeiverwaltung insbefondere anwendbar: alle Ge- 
breden, die man ihr im Einzelnen nachweiſen mag, verfhwinben 
vor der einfahen Grunpwahrheit, daß jeder Organismus berufen 
fit, fein eigenes Yeben aus eigener Kraft zu führen und fo au 
die Unvollfommenheiten feines AZujtandes aus eigener Kraft zu 
überwinden. ‚Die Freiheit iſt freilich noch feine Bürgſchaft, aber 
fie ift eine Bedingung des Gedeihend So wenig man den fran- 
fen Staat durch Lähmung feiner Yebensfunftionen zu heilen fucht, 
fo wenig läßt ſich für die Gefundheit ver Gemeinde von einer fol- 
hen Operation hoffen. Man wird fie vielmehr zeritören, und an 
ber Stelle der geringeren Uebel, die man befeitigen wollte, ein 
weit größeres hervorrufen Man wird ben Staat felbft, indem 
man ihn mit einer Aufgabe belaftet, für die er nicht organijirt ift, 
durch die vermeinte Steigerung feiner Kraft nur entfräften Die 
Geſchichte der preufiihen Monarchie, wie fie bei ber Berührung 
eines Eroberers zufammenbrad, und die Gefchichte ihrer wunder- 

20) Daß auch die Zulaffung zum Gewerbebetrieb in den Ländern, die noch mit bem 
Schaben bes Konceifionsiyftem behaftet find, ſchwerlich in den organifchen Wirkungstreis ber 
Gemeindepoligei falle, ift ſchon hervorgehoben worden. 

21) Wie bie Staatsgewalt im 18, Jahrhundert mit bem G.⸗Gut verfahren ifl, wurbe 
oben erwähnt; ein analoger Fall hat fih in Bayern binfihtlih ber Behandlung bes Stif- 
tnug s vermögens noch weit fpäter begeben. Bol. Rudhardt, über den Zufland bes Ks 
nigueih® Bayern M. ©. 179, 
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baren Wiederherjtellung giebt auch zu diefen Sägen ben lehrreich— 
ften Beleg; die Gefhichte des Jahres 1848 hat diefelbe Lehre 
vielfältig erneuert. 





Punktationen für die Theilung der Funftionen der Polizei: 
Berwaltung. 
(Fin Botum aus der Rheinprovinz.) 


Die Funktionen der Poltzet beziehen fich: 

a) entweder auf die Sicherheitspolizei umd auf das Verhalten der Berfonen 
und Einrichtungen zur ganzen Staatögefellfchaft, oder 

b) auf bie fogenannte Wohlfahrts- Polizei mit Rückſicht auf das Leben in 
der Gemeinde, die Verwaltung der Gemeinde-Anjtalten und des Gemeinde— 
Bermögens, oder 

c) auf beide zufammen Sie beftehen: 

d) in dem PVorbeugen oder Verhüten von Störungen der öffentlichen Sicher- 
heit und Wohlfahrt durch Erlaß von Verboten, Warnungen, Belanntma- 
hungen und Lokal-Verordnungen; 


e) in ber Ueberwachung und Beauffichtigung von Perfonen, Anftalten und 
Handlungen, fo weit fie zur Erreichung des Zweckes ad a. b. und c. noth» 
wendig find und 

f) in der NRepreffion und Befeitigung der Störungen der öffentlichen Sicher- 
beit und Wohlfahrt durch Einleitung und Anwendung des gefeglich vorge: 

ſchriebenen Strafverfahrens, oder der vom polizeilichen Standepunfte Kir 
nothwendig erkannten gefeglich zuläſſigen Maßregeln. Alle diefe Funktionen 
wurden in Folge des Gefekes vom 11. März 1850 den Königl. Polizei- 
Direktionen überwieſen, oder von denſelben unter theilweiſem Wiberfpruche 
der Gemeinde-Berwaltungen in die Hand genommen. Dadurch find Uebel: 
ftände und Beſchwerden hervorgerufen worden, welche die nächjte Veran- 
lafjung zu dem in der Sigung des Hervenhaufes vom 12. März 1856 an— 
genommenen Antrage des Herausgebers diefer Monatsfchrift gegeben haben. 
In Folge deffen haben die Königl. Minifterien des Innern und für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten durch Erlaß vom 27. Dezember 1856 
von den Provinzialbehörden über jenen Antrag gutachtlichen Bericht erfordert 
und demfelben aufgegeben, eine Theilung der polizeilichen Funktionen in 
Borfchlag zu bringen, wie fie bei Beachtung der eigenthümlichen Verhält— 
nifje der Städte thunlich und zwedmäßig exfcheinen würde. Einem folchen 
Borfchlage refp. der Begutachtung der Theilung, ſowie des Verfahrens zur 
Ausführung derjelben, muß eine Trennung und Bezeichmung derjenigen 
polizeilichen Funktionen, welche als zur Sicherheitspolizei gehörig anerkannt 
und daher ber jelbftftändigen Verwaltung reſp. Handhabung der Königl. 
Polizei-Direftionen belaffen werden müfjen, von jenen vorhergehen, welche 
als zu der fogenannten Wohlfahrtspolizei gehörig zu betrachten find und 
den Gemeinde-Berwaltungen belaffen, reſp. zurüdgegeben werden follen, 
Diefe Trennung, refp. Bezeichnung ift in der nachfolgenden, auf die Ber: 

ältniffe einer Rheinpreußiſchen Provinzialhauptjtadt gegründeten Zuſammen— 
fetun verfucht und es ift dabei, wo Kommunikationen zwiſchen den Königl. 

olizei-Direltionen und den Gemeinde-VBerwaltungen rathfam oder not: 
wendig erfcheitten, dies neben den einzelnen Pofittonen angegeben. 
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In diefer wird vorgefchlagen: 
Alle Funktionen, welche fih auf die Sicherheitspolizet beziehen, aus- 
ſchließlich den Königl. Polizeidireftionen worzubehalten. Dazu werden gerechnet: 
1) die Führung der Bevölferungs-, refp. Einwohnerliften; 
2) die Prüfung und Begutachtung der Legitimation aller ı Perſonen, welche ſich 
in der Gemeinde niederlaſſen wollen. 
ad 1. und 2. Die Berfagung reſp. Ertheilung ber Erlaubniß zur Niederlaſſung in 
der Gemeinde, ſowie die Ertheilung des Bürgerrechtes ift der GemeindeBertretung 
reip. dem Gemeinde-Borftande vorzubehalten, welcher auch die Liften ver Ein- und 
Auswanderungen zu führen bat; 
3) die Führung der Fremden-Negiiter;, 
4) die Ertheilung und das Viſa von Neife-Wanderpäffen und Gefindebüchern, 
fowie Aufenthaltsfarten; 
ad 4. die Beauffichtigung des Gefindes in feinen Dienftverhältniffen gehört zu ben 
Amts-Berpflichtungen des Gemeinde-Borftanbes ; 
5) die Beaufjichtigung der Fremden; 


6) die og ya der wandernden Mufifanten, Gaufler, Seiltänzer, Kunft- 
reiter u. ſ. w., 


T) die Beauffichtigung der Haufirer; 
8) die Beauffichtigung der Vagabunden, Bettler, heimathloſen Berfonen, Yand- 
jteeicher und der Volks-Verſammlungen; 


9) die Beauffichtigung der mit anftedenden Krankheiten bebafteten Perfonen, 
fowte derjenigen, welche aus der Proftitution ein Gewerbe machen oder 
dazu anleiten ; 

ad 9. für das Unterbringen ber mit außeckenden Kranfheiten bebafteten Perfonen 
auf bie Requifition der Polizeibehörven bat der Gemeinde» VBorftand zu forgen, wel- 
her auch die darauf bezüglichen Einrichtungen und Anordnungen zu treffen bat; 

10) die Beauffichtigung der Apotheker, des Handels mit Arzneimitteln und 
Giften, der Ärztlichen Praris und der Impfungen; 

11) die Beauffichtigung der entlaffenen Sträflinge; 

12) die Beauffichtigung des großen (Staats- und Bezirks) Strafenwefens, der 
Strom- und Flußſchifffahrt, fowie der Eifenbahnen; 

13) das Ausweifen ſolcher Perfonen, welchen die Erlaubniß zum Aufenthalte 
in der Gemeinde nah Maßgabe der gefetlichen Beitimmungen und Vor— 
fchriften verfagt oder verboten Y; 

wenn indefien auch die worange übrten Zweige ber Polizei » Verwaltung ber felbft- 
ſtändigen Behandlung durch die Konigl. Bolizeidireftionen überwiefen worden, fo wirb 
e8 dennoch zuläffig erjcheinen, daß die GemeindesBertretung auch im Beziehung auf 
I Anträge fielle; namentlich wird fie bei allen benjenigen Anorbnungen zu hören 
ein; ja es wirb ihr Gelegenheit gegeben und geftattet werben müſſen, bie Yofal- 
Iutereffen zur Geltung zu bringen, wenn bar Straßen-, Eifenbahnenbau oder 
Schifffahrt ihre Handel® + oder gewerblichen Intereffen in Frage geftellt werben. 
Dagegen follen alle auf die Wohlfahrtspolizei bezüglichen Funktionen 
wegen ihres Einfluffes auf das Leben in der Gemeinde und das Wohlergehen 
ihrer Bewohner der Gemeinde-Bertretung, refp. dem Gemeinde-Vorftande vor: 
behalten werden, nämlich: 


14) die Sorge für Sicherheit, Ordmung und freiheit des Verkehrs in den Stra- 
Ben und auf öffentlichen Märkten und Plätzen; 

15) die Sorge für Erhaltung und Beförderung der öffentlichen Ordnung und 
Ruhe bei Tage und bei Nacht, und die Aufficht auf die Hunde; 
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16) die Sorge für den Verkehr auf Meſſen, Wochen- und Jahrmärkten; 
ad 16. bei eintretenden Biehfeuhen wird bie Königl. Polizei-Direltion wegen ber 
Unterbrehung bes Verlehrs und zur Verhinderung ihrer Ausbreitung die nöthigen 
Anordnungen zu treffen; bie Gemeinbe-Berwaltung aber wegen ber auf den Marft- 
verlehr bezüglichen das Erforderlihe zu verfügen haben ; 

17) die Mafregeln gegen Krankheiten und öffentliche Noth durch fchlechte Be— 
Ihaffenheit ver Waaren oder Marktgegenitände, ſowie durch Mangel oder 
übermäßige VBertheuerung der nothwendigjten Lebensbedürfniſſe; 

18) die Sorge für Anftalten zur Aufnahme und Herftellung von Kranken, deren 
Unterbringung in eine öffentliche Anftalt für nöthig erkannt ift; 

19) die Sorge für gemügende Hülfsleiftung bei ausbrechender Feuersgefahr und 
für Verhütung berfelben; 

a die Sorge für die Feier der Sonn- und Yeittage; 

21) die Sorge für die Volksſchulen und Armenpflege; 

22) die Sorge für verwahrlofte und verfommene hülflofe Kinder und Waifen; 

23) die Sorge für öffentliche Turn» und Badepläge; 

24) die Sorge für gefundes und genügendes Waffer zum Genuffe für Menfchen 
und Thiere, fowie zum häuslichen Gebrauche; 

25) die Sorge für die Unterhaltung und Benugung der Gemeinde-Gebäude und 
Anftalten, ſowie der öffentlichen Pläge mit Berüdfichtigung der Po. 14.; - 

26) die Sorge für die Neinlichfeit der Straßen und öffentlichen Plätze; 

27) die Sorge Ir die Unterhaltung und Benugung der Wafferleitungen; 

28) die Sorge für die Unterhaltung der Wege, des Pflafters, der öffentlichen 
Pläge, ver Märkte und der Promenaden; 

a die Sorge für gute Straßen-Erleuchtung; 

30) die Sorge für einen georbneten Hafen-Verkehr, die Unterhaltung ber 
Werfte, der Krahnen, des Hafens und die fortjchreitende Verbefferung ver 
Hafen-Einrichtungen ; 

31) die Beauffichtigung, Pflege und Beförderung der gewerblichen Interefjen 
und Anftalten, namentlich des Gewerberaths der Innungen, der Prüfungen, 
ber gewerblichen Befugniffe, der Kranken- und Unterſtützungs- und der 
Sterbefafjen; 

Br bie Sorge für richtiges Maß und Gewicht im Handel und Wandel; 

33) bie Sorge für Landeskultur, Landwirthſchaft, Wiefen- und Weinbau, Walp- 
fulturen, Feld- und Walphut und die durchfließenden Privatgewäfler; 

34) die Sorge für das Bauweſen in dem Stadtgebiete, fowohl in Beziehung 
auf die Feuer-Anlagen und Einrichtungen, als auf Alignement, Stellung, 
Konftruktion, Gefahrlofigteit und Yage der Gebäude oder Bauwerke; 

35) die Sorge für öffentliche Luftbarkeiten und Feitlichkeiten, als Theater, Schau- 
ftellungen, Bälle, Konzerte, Tanzbeluftigungen, Feuerwerke, Feſtzüge und 


ähnliche; 
36) die Sorge für Hülfeleiftung bei Ueberfchwenmungen, anſteckenden Krank— 
heiten oder andern außergewöhnlichen KRalamitäten und die Beerdigungen. 
Bei allen diefen Angelegenheiten wird es jedoch auch zuläffig zu erachten fein, An- 
träge und Vorſchläge der Königl. Polizeibehörbe entgegenzunehmen, und fie um gut⸗ 
achtliche Aeußerungen zu erjuchen, aber ver Erlaß von VBerorbnungen, Reglements 
und Vorſchriften, welche darauf Bezug haben, muß ber Gemeinde-Vertretung, reſp. 
bem Gemeinbe-Borftanbe vorbehalten bleiben, welchem auch bie Ueberwacung ihrer 
Ausführung und die Beauffihtigung durch Polizeibeamte zufleht. 
Zu den gemifchten Angelegenheiten, d. h. zu jenen, bei welchen das 
ftaatliche Intereffe mit dem des Lebens in der Gemeinde zufammenfällt, würden 
zu zechnen fein; 
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37) die Prüfung und Begutachtung der Konzeffionsgefuche für Schenf-, Gait- 
wirtbfchaften und alle jene Gewerbe, Fabrif- und Handelsgefchäfte, für 
welche die Ertheilung einer befondern Erlaubniß, rejp. Ronzeffion durch bie 
Gewerbeordnung oder andere Gefege vorgefchrieben iſt und 

38) die Ertheilung der Konzefjion ſelbſt. 

Die Prüfung und Begutachtung verjelben wird in allen Fällen durch die 
Königl. Polizei-Direftion erfolgen, und der Ertheilung der Konzejfion vorhergehen 
müffen, und es erjcheint daher nothwendig, daß berfelben die Aften zu dieſem 
Zwecke zugefendet werben, wenn die Gefuche bei verfelben nicht unmittelbar ein: 
gereicht worden find. Was die Ertheilung der Konzeffionen ſelbſt angeht, jo 
würde diefe wie bisher, auch ferner in den durch das Geſetz beſtimmten Fällen 
entweder durch die Königl. Minifterien, oder die Königl. Regierung, oder die 
Königl. Polizei-Direftion zu erfolgen haben, 

mit Ansnabme jeboch der Gaft- und Schenfwirihe, der Tanz» und Fechtſchulen, ber 
Turm» und Babeauftalten, der Schlachthäuſer, der Bierbrauereien unb Branntwein- 
Brennereien, der Seifenfiebereien, Gerbereien und Wärbereien, fo mie des Debits von 
eiftigen Getränken, melde aus den sub b angeführten Gründen ven Gemeindevor- 
ir vorbehalten werben follen; 

39) die Beauffichtigung aller konzeffionirter Gewerbe und Anftalten, und zwar 

durch die Königl. Polizei-Direktion, infofern die Konzeffionen von derſelben 

oder von Königl. Regierung, oder von den Königl. Minifterien erteilt 
wurben, 

und durch bie Gemeinbe-Polizeibeamten, in fofern ber Gemeindevorſtand bie Kon—⸗ 

zeifion ertheilt hat; 

die Prüfung und Begutachtung der Anträge, reſp. Anmeldungen zum Be— 

triebe eines Gewerbes, eines Fabrik⸗- oder Handlungsgefchäftes nah Maß— 

gabe ver Gewerbeordnung, auch wenn eine befondere Konzeffionirung defjel- 
ben gefeglich nicht worgefchrieben ift; 

bie Anmeldungen, reſp. Anträge find zu biefem Ende ber Königl. Poligeibireftion 

durch dem Gemeindevorftand vorzulegen, welcher, wenn kein geſetzliches Hinderniß 

vorliegt oder geltend gemacht wird, bie Zulaffung zur Ausübung des Gewerbes und 
die Einſchreibung in die Gewerberolle verfügt; 


41) die Einleitung und Durchführung des sub lit. f. erwähnten Repreſſiv- und 
Strafverfahren würde von der Königl. Polizei-Direktion bei allen sub 
No. 1—13. bezeichneten Angelegenheiten felbftftändig, bei allen sub 14—36 


einfchließlich, und auch bei denjenigen sub 37—40 einfchlieflich aufgeführten, 
aber auf den Antrag bes Gemeinde-Borflandes 

zu betreiben fein, bei welchen dem Gemeindevorftande eine Wirkſamkeit durch 

das Geſetz eingeräumt und auferlegt ift. 

Wenn zur Ausführung diefes Vorſchlages eine öffentliche Verordnung in 
gejeglicher Weife erlaffen und verfündigt wird und im diefen die ben werfchiede- 
nen Behörden zu überweifenden polizeilichen Funktionen aufgeführt werben, dann 
iſt hiermit für die Behörden, wie das Publikum eine hinreichende Unterfeheidung 
und Belehrung gegeben und es wird ein richtiges Verſtändniß und eine richtige 
Anwendung derfelben nicht nur mit Zuverficht erwartet werben dürfen, ſondern 
auch den Beſchwerden und Uebelftänden abhelfen, welche durch bie eingeleitete 
Aufhebung der den Städten verfaffungs- und gefekmäßig zujtebenden polizeilt- 
chen Autorität bisher erzeugt worden find. Daneben wird der nicht unerhebliche 
Vortheil erreicht, daß die Schreibereten beveutend vermindert werden. Die Aus: 
führung biefer Vorfchläge wird, je nach den verſchiedenen Verhältniſſen, in den 
einzelnen Städten Abänderungen in der Benutzung der Lofalten und der Ver: 
wendung ber Beamten erfordern und zunächſt oft Geloopfer Seitens dev Städte 
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erheifchen. Erfolgt indeß die Trennung, reſp. die Rückgabe ver ungefchmälerten 
Verwaltung der Wohlfahrtspolizei an die Gemeinde-Berwaltungen in dem ange- 
beuteten Sinne, dann werden diefelben, fo befchränft auch in einzelnen Fällen 
ihre Mittel fein mögen, dennoch gerne ein Opfer bringen, um vie Befchwerben 
und Konflikte, welche durch die bisherige Verwaltung ber Polizei erzeugt wurden, 
für alle Folgezeit zu heben, — und wieder in den Beſitz des ihr grundgeſetzlich 
zugeficherten vollwichtigen Rechtes der jelbjtftänbigen Verwaltung ihrer Gemein- 
beangelegenheiten zu gelangen. 





&ind Wenfionaire und Wartegeld:Cmpfänger nach der Preu 
Bifchen Gefeßgebung von Zahlung des Einsugeldes Bent 
(Bom Stabtraty Madlung in Norbhaufen.) 


Das durch die Städte- Ordnung vom 30. Mat 1853 den Städten zugeftan- 
bene Recht, nach ortöftatutarifcher Feſtſetzung von Neuanziehenden mit Ausnahme 
ber bienftlich verſetzten Beamten ein Einzugsgeld fordern zu bürfen, tft gewiß 
eine unberechenbare Wohlthat. Es foll nach den Motiven zum $. 52. dieſes 
—* durch dieſe Conceſſion den Städten ein Mittel gegeben werben, leichtfinni- 
gen Niederlaffungen und dem Anbrange des Proletariats, welches fich erfahrungs- 
mäßig vorzüglich den Städten mit guten öffentlichen Anftalten und beträchtlichen Ge— 
meindenugungen zuwendet, entgegenzuwirten, Bergütigungen für bie Durch letsterege- 
währten Bortheile fich zu fichern, insbefondere auch die VBerlufte, welche durch ven 
Wegfall der nach den Älteren Stübteverfafiungen üblichen Bürgerrechtögelver entftehen, 
zu beden. Das gebotene Mittel hat in den wenigen Jahren feiner Anwendung 
wohl überalf vecht gute Wirkungen geäußert, und jeder Ort wird nun boransficht- 
lich feine unbemittelten, nur zu oft mit großen Familien gefegneten und deßhalb 
andren Orten um fo unwilltommneren abzugsluftigen Einwohner felbjt behalten 
müffen. Wenn fehon nach dem Wortlaut des $. 52. 1. c. fein Zweifel übrig 
bleiben follte, wer zur Zahlung des Einzugsgeldes verpflichtet und wer von bie 
jer Abgabe befreit ki, fo bat es doch der Herr Minifter des Innern im Laufe 
der Zeit nicht für unzuläffig erachtet, Penfionaire und Wartegeld-Empfänger mit 
einem —— Einkommen von weniger als 250 Thlr. den Beamten beizuzäh— 
len und jomit diefelben von jener Abgabe frei zu machen. Im einem im Be— 
ſchwerdewege erlafjenen Spezial-Refeript vom 8. Juli 1858 heißt es nämlich: 
„Rah $. 10, lit. b. des Gefeges vom 11. Juli 1822 follen Benfionen, deren 
äbhrliher Betrag die Summe von 250 Thlr. nicht erreicht, von allen direc- 
„ten Beiträgen zu den Gemeindelaſten befreit bleiben. Diefe Anordnung ent- 
„Hält einen Rechisſatz, welcher feiner Allgemeinheit wegen eben jo wohl auf bie 
„zur Zeit feiner Feſtſtellung ſchon üblichen, als auf alle erft fpäter eingeführten 
„direlten ſtädtiſchen Abgaben angewendet werden muß, ſoweit nicht bei der Ein— 
„führung ſelbſt etwas Anderes ausnahmsweiſe beſtimmt worden iſt. Der Ma- 
„giſtrat glaubt nun zwar darin, daß der $. 52. der Städte-Ordnung vom 
„D. Mal 1853 nur eine einzige Ausnahme von der allgemeinen Verpflichtung 
„zur Entrichtung des Einzugsgeldes zu Gunften der activen Beamten feſtſetze, 
„uch Die Befeitigung aller aus früheren allgemeinen Titeln entfprungenen Be— 
„Meinungen finden zu bürfen, allein mit Unrecht. Im Gefete ausdrücklich zuges 
„ſtandene Rechte Eönnen mur durch ausdrückliche Wiederaufhebung oder dadurch 
„ihre Geltung verlieren, daß fie mit neueren gefeglichen Bejtimmungen nicht 
„Mehr zu vereinbaren find. Seine dieſer Vorausjegungen trifft im vorliegenden 
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„alle zu. Der $. 4. der Stäpte-Orbnung, weit entfernt, irgend einen Theil 
„des Gefeges vom 11. Juli 1822 ausdrücklich aufzuheben, beftätigt baffelbe 
„vielmehr geradezu, indem er mit deutlichen Worten feitfett, daß feine Bejtim- 
„mungen wegen ber Beſteuerung des Dienfteinfommens der Beamten auch ferner 
„angewendet werben follen. Dieje allgemeine Hinmweifung wird auch durch kei— 
„merlei fpezielle Anordnung beſchränkt und es müffen daher alle Vorjchriften 
„des Gefees vom 11. Juli 1822 ohne Ausnahme nach wie vor als maaf- 
„gebend für die ſtädtiſche Beſteuerung der Staatsbiener angefehen werden. - Mit 
„dem Gefammtnamen der Staatödiener bezeichnet das Geſetz vom 11. Juli 1822 
„aber unzweifelhaft ebenfowohl die activen, als die auf Wartegeld geſetzten und 
„die penjionirten Beamten und es läßt fich fomit auch daraus, daß der $: 4, 
„der Etäbte-Orbnung nur allgemein von Beamten fpricht, ein Argument 
„gegen die Anwendung ber die penfionirten Beamten betreffenden Vorfchriften 
„jenes Geſetzes nicht entnehmen. Es fragt fich daher nur noch, ob dieſe Vor— 
„Ichriften neben der Schlußbejtimmung des $. 52. der St.O. etwa nicht befte- 
„ben können. Nach dem Gefege vom 11. Juli 1822 find die activen Staate- 
„diener von der Entrichtung der ftäbtifchen directen Abgaben keineswegs befreit. 
„Nur gewilfe Begünftigungen find ihnen dabei zugeftanden, welche indeß an-und 
„Für fich die Befreiung von dem Einzugsgelde nicht zur Folge gehabt haben 
„würben. Indem ber $. 52. 1. c. diefe Befreiung ausfpricht, enthält er daher 
„unbedenklich nur eine Erweiterung der ſchon anderweit feitgeitellten Begün— 
„ſtigungen und bewegt fich mit ihnen alfo in einer und derfelben Richtung. Bon 
„einer Collifion der Vorſchriften beider Gefege, welche vielmehr — ohne ſich 
„gegenfeitig zu beeinträchtigen — fehr wohl neben einander zu beftehen geeignet 
„ſind, kann bier noch überall nicht die Rede fein. 

„Müſſen nach dem Allen die früheren Befreiungen durchweg aufrecht erhalten 
„werben, fo hat der $. 52. 1. c. ganz einfach die Bedeutung, daß, abgefehen 
„von der in ihm felbft gemachten neuen Ausnahme, das Einzugsgeld überhaupt 
„nur von folchen Berfonen erhoben werden foll, welche nach früheren gefeglichen 
„Beltimmungen ſchon verpflichtet find, directe ftädtifche Abgaben zu entrichten. 
* Perſonen gehören die Penſionaire mit weniger als 250 Thlr. Pen- 
„Kon nicht.‘ 

Diefer zumeift auf indirecte Argumente geftütten hohen Entſcheidung, welche 
mit ber Zeit augenfcheinlich unangenehme Folgen für die Armenjädel der Städte 
haben muß, kann man wohl nah Sinn und Wortlaut der bezüglichen Stellen 
ber Städte-Ordnung nicht beipflichten. 

Nach $. 52. der Städte-Ordnung kann die Erhebung eines Einzugsgeldes 
durch Gemeindebefchluß angeordnet und von deſſen Entrichtung die Niederlaffung 
in der Gemeinde abhängig gemacht werden. ferner heißt es 1. c. alinea 5, daß 
Beamte, welche in Folge dienftliher Verfegung ihren Aufenthalt tm 
Stabtbezirt nehmen, zur Entrichtung des Einzugs- und De a dee nicht 
verbunden fein follen. Diefen Gemeindebeſchluß vorausgejett, fteht dennoch nach 
Lanbes-Gefeg und Orts-Statut feft, daß nur dienſtlich verfegte Beamte 
von jener Abgabe frei find. Wenn nun im $. 4. alin. 14. der Stäpte-Ordnung 
bejtimmt wird, daß wegen Bejtenerung des Dienfteinfommens der Beamten bie 
Vorſchriften des Gefekes vom 11. Juli 1822 anzuwenden feien, fo tft auch an 
ber erjteren Stelle wieder mır von Beamten die Rede. Beamte find aber 
active Staatspiener und e8 können unter biefer Bezeichnung ſchwerlich Pen: 
fionaire und Wartegeld- Empfänger mit verftanden werben, da fie eben Fein 
Amt mehr bekleiven und nicht in bienftliher Beranlaffung ihren neuen 
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Wohnfig ergriffen haben. Es läuft eine ſolche Subfumtion dem gewöhnlichen 
Spradgebraud gerade zuwider und eine analoge Anwendung der im $. 4. der 
St.O. allegirten Beſtimmungen auf die Penfionaire in Bezug auf Zahlung des 
Einzugsgelves erfcheint um deßwillen nicht gerechtfertigt, weil einerfeitS der Ge- 
jeßgeber, wenn er eine Befreiung der Penfionatre ꝛc. von biefer Abgabe mit 
beabfichtigt hätte, im mehrerwähnten $. 52. der Städte-Ordnung, welches Gefeg 
"bier allein sedes materiae iſt, die Penfionaire zc. neben den Beamten füglich 
erwähnt haben würde, andrerfeits im Gefeg vom 11. Juli 18228. 10b. nur von 
einer Befreiung der Penfionatre ꝛc. von directen Beiträgen zu Gemeindefaften 
geſprochen wird, unter folchen aber nichts weiter als bie periodifch wiederfehren- 
den Laften der Gemeinde z. B. die in vielen Städten der Monarchie eingeführ- 
ten Communal- Zufchlüge zur Klaſſenſteuer verftanden werben müſſen. Das 
Einzugsgeld ver Neuanztehenden ift eine Communal-Abgabe, welche nur ein- 
mal für die fünftige Mitbenugung ber bereits vorhandenen öffent- 
lien Inftitute, Anlagen u. f. w. einer Gemeinde fofort beim Einzuge ent: 
richtet wird, während man nach gewöhnlicher Sprachweife unter directen Com: 
munal-Abgaben folche verjteht, welche zur Dedung der laufenden Aus- 
gaben einer Gemeinde, foweit deren Revenüen nicht zureichen, in beftimmten 
Zeitabfchnitten gezahlt werden. Das Gefeg vom 11. Juli 1822 wollte wohl im 
Staatsdienſte alt gewordenen und verabjchiedeten Perfonen bei ihrem nunmehr 
verringerten Einfommen (Benfion) durch Entbindung von fortlaufenden Abgaben 
eine Erleichterung gewähren, ein Einzugsgeld oder eine dem ähnliche Abgabe 
kannte man damals noch nicht und es muß als eine geziwungene Interpretation 
ber 88. 4. und 52. der Stäpte- Ordnung und als eine nicht gerechtfertigte ana- 
logifhe Anwendung des Gefekes vom 11. Juni 1822 auf die bezügliche Stellen 
ber Städte- Ordnung angejehen werben, wenn ein Penfionatr mit einem Beam: 
ten gleichbedeutend gehalten und den directen Beiträgen zu den Gemeindelaften 
bas Einzugsgeld beigezählt wird. 

Es dürfte nach den vorftehend Furz erwähnten Momenten die Behauptung, 
daß BPenfionaire feine Beamten find und folglich gleich jedem andren Neuanzie- 
henden Einzugsgeld zahlen müſſen, zur Genüge begründet erfcheinen und e8 würde 
fich im Antereffe der betreffenden Stabtgemeinden, wenn fie ber im $. 52. ber 
&t.:D. zugefiherten Wohlthat nicht zum großen Theil wieder verluftig gehen 
wollen, eine Petition an den jest verjammelten Yandtag empfehlen: 

auf legislatorifhem Wege feitzuftellen, va Penfionaire und Wurte- 
geld-Empfänger bei einem Umzuge zur Zahlung des Einzugsgeldes, wo 
ſolches ftatutarifch feſtgeſetzt ift, fortan verbunden fein follen. 





Die Nbeinifche Provinzial: Hülfskaffe. 
(Bom Bürgermeifter Sternberg in Belbert.) 

Seit fünf Jahren befteht für unfere Provinz eine mit einem Dotationsfonde 
von 400, Zhlrn. von der Staatsregierung gegründete pattetafle, welche die 
Dee des Sparkaffenwefens und die Ausleihung der bet ihr von Sparkaſſen, 

emeinben ober Corporationen untergebrachten Gelder zur Verbeſſerung der Fi— 
nanzzuftände der Gemeinden, zu Meliorationen von Ländereien, zu Wienerbewal- 
dungen, zur Gründung oder Erweiterung von Brovinzial-Inftituten, zu Bauten für 
Kirchen =, Hofpital- und Schulzweden, zu Anlagen von Bezirks⸗, Kreis- und 
Gemeindewegen und zu fonftigen gemetnnütigen Unternehmungen, ſowie zur Uns 
ftügung nüglicher gewerblicher Anlagen bezweckt. 
16* 
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Wir dürfen in der That für dieſe zeitgemäße Schöpfung der Regierung un- 
fern wärmſten Dank abftatten, was uns indeß nicht verhindern kann, zu bebau- 
ern, daß gerade die Mittel, welche zur Erreichung des erjten Zwedes: „Hebung 
des Sparkaſſenweſens“ dienen follen, in fo enge Grenzen gezogen find, wie bas 
Reglement vom 24. Novbr. 1853 und fpätere Beſtimmungen vorfchreiben. Ges 
genwärtige Zeilen follen dazu beitragen, die Erweiterung diefer Beitimmungen 
im Intereffe der Sparer der untern Klaſſen und fomit mittelbar der Stäbte und 
Gemeinden, für die dieſe Zeitfchrift gegründet tft, zu veranlafjen. 

Der fo eben ausgegebene VBerwaltungsbericht der Rheiniſchen Provinzial 
Hülfskaffe für die Jahre 1856 und 1857 giebt uns hierzu eine um fo willlom- 
menere Beranlafjung, als nach demfelben Ende 1857 der Prämitrungsfonds ber 
Sparfafjen- Intereffenten noch einen Beftand von 20,926 Thlr. 13 Sgr. 10 Pi. 
befaß, der fich nach dem Kafjenabfchluffe vom 19. Dctbr. 1858 auf 21,400 Thlr. 
22 Sgr. 10 Bf. erhöht hatte. 

Das Reglement vom 24. Novbr. 1853 lautet in feinem $. 1. wie folgt: 

Zur Prämitrung berechtigte Sparkafjen-Interefjenten find nur in der Pro- 
vinz wohnenbe 

8, —— ohne Geſellen und nicht ſelbſtſtändige Handwerks-Arbeiter, 

b. Fabrik- und Bergwerks-Arbeiter, 

c. —— 

d. Dienſtboten, 

e. Perſonen, welche zwar wegen Altersſchwäche, Krankheit, Arbeitsmangel 
oder Dienſtloſigkeit für eine kürzere oder längere Zeit nicht zu den vor— 
bezeichneten gehören, gleichwohl aber ihren an und für fich zu einer ber 
Cathegorien a. bis d. gehörigen Stand nicht verändert haben. 
Ausgefchloffen von der Prämitrung bleiben bie unter a. bis e. bezeichne- 

ten Perfonen in dem falle, wenn fie notorifh wohlhabend find, oder ihre 

neuen Einlagen bei der Sparkaſſe für das Sparjahr die Summe 
von 10 Thalern überfteigen. Ein Kleiner Grundbefig allein berechtigt 
nicht zu einer ſolchen Ausjchliefung. 

Keinen Anfpruch auf Prämiirung haben Perfonen, welche wegen Wuchers 
ober Betrugs in Unterfuchung fich befunden haben umd nicht freigefprochen 
un und zwar innerhalb 5 Se vom Tage des Ablaufes der vollitredten 

trafe. 

Im Falle ver Wiederholung des Verbrechens find diefe Perfonen für im- 
mer von der Wohlthat der Prämiirung ausgefchlofjen. 

Dur Dinifterial- Refeript vom 17. Auguft 1865 ift der $. 1. des Regle— 
ments dahin erweitert und verändert, daß: 

1. für alle Sparfaffen der Betrag von 200 Thlen. al8 Normal: Marimum 
zur Prämiirung anzunehmen und daher alle Sparlaffen- Interejfenten, deren 
Gefammt- Guthaben diefen Betrag überfteige, von der Prämitrung aus dem 
Zinsgewinne der Provinzial» Hülfskaffe auszufchließen feien, daß aber auch 
bei der Feitjegung diefes Normal-Maximums es zuläffig bleibe, daß in den 
einzelnen Sparfafjen- Statuten innerhalb dieſes Marimums auch ein gerin- 
gerer Betrag als das Criterium einer die Prämiirung ausjchließenden Wohl- 
babenheit feſtgeſetzt werbe; 

2. daß in dem Falle, wenn die neue Jahres-Einlage 20 Thaler über- 
fteige, dem Inhaber diefer Einlage nach $. 1. des Reglements vom 24. 
November 1853 für das Sparjahr feinerlei Anfpruh auf Prämitrung, d. 
h. weder hinſichts diefer neuen Einlage, noch Hinfichts feines Guthabens 
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überhaupt zuftehe, daß dagegen bie Ausſchließung dieſer Einlage auch bei 

Berechnung des Gefammt-Guthabens in fpäteren Jahren nicht begründet 

erjcheine; und enblich 

3. daß für Sparkaffen-Guthaben, welche vor Bertheilung und Anwei- 
fung des ratirlihen Antheils an dem Zinsgewinn der Provinzial» Hülfs- 
faffe von den Sparern zurüdgezogen werden, die Prämien nicht zur Aus- 
zahlung kommen dürfen. 

In Ausführung diefer Beſtimmungen ift demnach von den verfchiedenen Ge- 
meinben deren Sparkafjen- Statut dahin ergänzt, daß die aus dem Zinsgewinn 
der Provinzial» Hülfskaffe ihnen zufließenden Prämien-Antheile verart zu verthei- 
len, daß bie lagen fänmtlicher nach $. 1. des Reglements vom 24. Novbr. 
1853 berechtigten Sparer, Dienftboten, Tagelöhner, Bergleute, Handwerker und 
Handwerkögefellen, wenn ſolche nicht 200 Thlr. überfteigen, mit 5 pCt. zu 
veizinfen, und ferner, daß denfelben für die erften 20 Thaler ihrer Einlagen eine 
‚&rtras Prämie von 3 Thalern vergütet werden folle; diefe Ertra- Prämie werbe 
jeboch nur dann wirklich erworben, wenn das Kapital 3 Jahre lang in der Spar: 
laſſe habe und ſolle von dieſer Beſchränkung nur in dem Falle kein Gebrauch 
gemacht werden, wenn beſondere Unglücksfälle die Rückforderung früher nöthig 

ten. 

Es ſind auf dieſe Weiſe die Sparkaſſen in den Stand geſetzt, der geringen 
Klaſſe der Sparer 5 pCt. Zinſen und eine Extra-Prämie von 3 Thalern zu ges 
währen, wodurch naturgemäß die Luft zum Sparen angeregt und dadurch ber 
Grund zu dem Wohljtande manchen Heinen Mannes gelegt wird. 

Nun treten aber hier die Beftimmungen über das Martmum ver einjährigen 
Einlage und auch jene, daß das Kapital zur Zeit der Prämten- Gewährung, bie 
in der Regel erft %, bis 1 Jahr nach dem Abjchluffe der Sparkaffe erfolgt, hin- 
dernd in den Weg, und bedürfen daher einer Aenderung bahin, 

daß das Maximum der einjährigen Einlage fo viel erhöht werbe, als es bie 

Mittel der Provinzial Hülfskaffe zulaffen und 

daß die Einlagen der betreffenden Klafjen der Sparer unbedingt, auch wenn 

fie ihre Erfparniffe früher zurüdfordern müſſen, als die Vertheilung ber 

PBrämien- Zinfen erfolgt, mit 5 pCt. verzinjt werben. 

Zur Begründung diefer Anficht diene Folgendes: 

In der biefigen induftriereichen Gegend, mit welcher unbeftritten in neuerer 
Zeit ein großer Theil der ganzen Proviuz, namentlich die gewerb- und fabrifrei- 
chen Bezirke auf gleicher Stufe ftehen, it ein Wochenlohn von 3 Thalern zur 
Erhaltung einer nicht großen Haushaltung erforderlich, wenn nicht die Familie 
darben und noch Befreiung von der Zahlung des Schulgeldes und fonftigen Yaften 
in Anfpruch nehmen fol. Cs ift dagegen aber auch bei geſchickten und fleißigen 
Arbeitern und in Zeiten, in denen die Fabriken gut gehen, Handel und Gewerbe 
blühen, nicht felten, daß Wochenlöhne von 5 und 6 Thalern und höher verdient 
werden, wobet der Fabrifarbeiter, Bergmann oder Handwerker leicht monatlich 
3 bis 4 Thaler erübrigen kann. Die hiefigen Handwerfsgefellen verdienen bei 
freier Station durchfchnittlih 50 bis 60 Thaler jährlich, wenn fie fleifig find 
und auch der Lohn der Tagelöhner und Nderfnechte tft in ven letten Jahren fo 
geftiegen, daß folche mit geringen Ausnahmen gleich hohes Verdienſt haben. 

Es würde gewiß fehr wünfchenswerth fein, diefe Perfonen zur Erfparung 
bes Weberfchuffes ihres Werdienftes, und zwar des ganzen Ueberfchuffes, wenn 
folcher auch, was bei fparfamem eingezogenem Leben nicht ſchwer werden kann, 
40 bis 50 Thlr. betrüge, zu veranlajien. 
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Die bezogene Beftimmung des Reglements fteht dem indeß entgegen. 

In meiner Gemeinde und in meiner Stellung als Dirigent ber biefigen 
Sparkaſſe habe ich Häufig die Erfahrung gemacht, daß, fobald derartige Sparer 
mit den Beftimmungen des Neglements befannt wurden, nach welchen ihnen bei 
Einlagen über 20 Thlr. feine Prämien zufließen, mit ihrem Sparen aufhörten oder 
fich doch lediglich auf die Summe von 20 Thlr. pro Jahr befhränften, um bie 17, 
pCt. Zinfen, die ihnen als Prämie zufließen, nicht zu verlieren; das übrige Geld, 
was fie mehr hätten erjparen können, geht demnach der Sparfaffe verloren, häu— 
fig auch den Sparern felbft, da fie ſolches felten felbjt verwahren können, viel- 
mehr oft für unnüge Zwecke ausgeben, unficher ausleihen oder auf andere Weife 
verlieren. 

Die Berechnung der Sparer ift indeß, abgejehen von bem zulett erwähnten 
Nachtheile, auch ganz richtig. | 

Angenommen, ein Zagelöhner oder Bergmann ꝛc. hat in brei Jahren 100 

Thlr. erjpart und in der Sparfaffe mir jährlich 30 bis 40 Thlr. eingelegt, was 
feineswegs zu den Seltenheiten gehört. Er erhielt hiervon nur 324 pCt. Zinfen, 
ba er jährlich mehr als 20 Thlr. einlegte. Im 4. Jahre erfpart er abermals 
34 Thlr.; er legt hiervon indeß mır 20 Thlr. ein, in welchem Falle er für bie- 
fes Jahre 5 pCt. Zinfen und 3 Thlr. Extra-Prämie, mithin circa 9 Thlr. 
erhielt, während er bei der Einlage feines ganzen Erfparniffes ad 34 Thlr. nur 
4 Thlr. 13 Sgr., alfo um mehr als bie Säle weniger Zinfen refp. Prämie 
erhalten haben würde. Im 5. Jahre tritt derſelbe Fall ein; er legt abermals 
nur 20 Thlr. ein, erhält daher von 140 Thlr. 7 Thlr. Zinfen, während ihm 
bei der Einlage von 34 Thlr., alfo mit den frühern, von 168 Thlr., nur 5 Thlr. 
17 Sgr. gezahlt würden, u. |. w. Würden ihm aber die Prämienzinfen ꝛc. bis 
zu 40 Thlr. jährlichen Einlagen bewilligt, jo würde der Mann bald zu benjeni- 
gen gehören, die ein Guthaben von über 200 Thlrn. befiten, alfo gar nicht mehr 
zur Prämitrung berechtigt fein und die Provinzialhülfsfaffe würde vielleicht weni- 
ger Prämien zu zahlen haben, al8 wenn der Mann 9 bis 10 Jahre lang an 
biefem Betrage fparte. 
Soll demnach die Provinzial- Hülfskaffe den Zweck: „Förderung des Spar- 
faffeniwefens und Anregung der geringern Klaffe zum Sparen“ erreichen, fo ift 
die Erhöhung des Marimums der einjährigen Einlage über 20 Thaler hinaus 
ein dringendes Bedürfniß. — Allerdings wird in einzelnen Fällen auch bei einem 
böhern Mariminalfate der befchriebene Uebelftand eintreten, e8 wird dies aber 
auch nur in einzelnen Fällen eintreten, während jett bei gutem Willen ber 
Sparer vergleichen Fälle die Regel bilden. Es wird manche fleißige Magd, man— 
cher ordentliche Knecht häufig nicht prämiirt worden fein, weil fie ihren ganzen 
Lohn in die Sparkaffe eingelegt, während Andere, die nur die Hälfte deſſelben 
erfpart 12, p&t. Zinfen und 3 Thaler Ertraprämie mehr erhalten haben. 

Aber auch die Beftimmung, daß die Prämie von 1%, pCt. Zinfen nur dann 
ben Sparern zufliche, wenn fie zur Zeit der VBertheilung derfelben, ihre 
Grfparniffe noch unverfürzt in der Sparkaffe haben, muß wegfallen. — Auch 
hierdurch wird manches Unrecht verübt, weil e8 einmal Beftimmung ift, die ge- 
balten werden muß. Es find mir Fälle befannt, wo Dienftboten ben größten 
Theilihrer Erfparniffe im Laufe des nächjten Jahres zurüdgezogen, um ihre fran- 
fen oder arbeitsunfähigen Eltern zu unterjtügen. Ste erhielten baher nur 31% 
pCt. Zinfen, während Andere, weniger von dem Pflichtgefühl der Kinder gegen 
ihre Eltern durchdrungen waren, und ihre Gelder nicht zurüdzogen, ven vollen 
Zinsfuß von 5 pCt. genofjen. Gehören die einzelnen Sparer einmal zur Cathegorie 


239 


ber zu Prämilrenden, fo kann es fich auch gleich bleiben, ob die Erfparniffe 
längere oder kürzere Zeit in der Sparfaffe beruhen; daß fie nicht ohne Noth zu— 
‚ rüdgenommen werben, dafür birgt der hohe Zinsfuß, den fie anderwärts fchwer- 
lich befommen und außerdem nie Ausficht auf die Ertra-Prämie, die ja erft nach 

dem britten Sparjahre in das Guthaben des Sparers übergeht. Auch die Ge- 
ſchäftsführung der Sparkaffen wird beim Wegfall diefer Beftimmung eine ein- 
fachere, da fie fofort allen Einlagen der Sparer, die zu den oftgedachten Cathe- 
gorien gehören 5 p&t. Zinfen vergüten und ohne auf die Vertheilung der Prä- 
mien durch die Provinzialhülfsfaffe zu warten, deren Conto am Jahresfchluffe 
richtig abjchliegen kann. Was können auch die Sparer dafür, daß dieſe Verthei- 
lung durch die erforderlichen Berechnungen zc. fich häufig bis in die legten Mo— 
nate des folgenden Jahres verzögert? 

Man wird mir, und anfcheinend mit Necht einwenden, daß die Provinzial 
De le bedeutendere Mittel bepürfe, um den durch die Annahme beider Vor— 
chläge hervorgerufenen Anfprüchen gerecht zu werden! — Ich fage: anjcheinend, 
denn in der That befigt fie dieſe Mittel jetzt bereits in reichlichem Maaße. 

Der Kaffenabjchluß weift, wie bereits bemerkt, Ende 1857 einen Beſtand 
bes Prämitrungsfonds von 20,926 Thlr. 13 Sgr. 10 Pf. nach 4jährigem Be— 
ftehen nah. Im Ganzen waren ausgegeben: 

Zur wg Sr; der Zinjen auf 5 pCt. .. Thlr. 2 Sgr. 1Pf. 


an Extra: Prämien. 
13,397 Thlr. 2 Sor. 1 Pf. 


während bie dem Fonds zufließende Hälfte der Zinsüberfchüffe in den 4 Jahren 
fih auf 34,310 Thlr. 12 Sgr. belaufen hatten. 

Der Betrag der Ertra- Prämie würde durch Annahme der beiden Vorfchläge 
feine Aenderung erlittef haben, und nur auf ben Betrag der Zinfen würden foldye 
allerdings von weſentlichem Kinfluffe gewefen fein, ficherlich aber nicht der Art, 
baß nicht der Beftand von 20,900 Thalern zur vollftänbigen Dedung hingereicht 
haben würde. 

Selbſt die Direction der Provinzial» Hülfsfaffe bezweifelt bei den bisherigen 
Beftimmungen Gelegenheit zur Verausgebung des ganzen, dem Prämitrungsfonds 
zufließenden Betrages zu erhalten und trägt darauf an, dem Fonds künftig nur 
ein Viertheil des Reingewinns zufließen zu laffen, das 2. Viertheil dagegen bem 
—— Meliorations- Fonds zu überweiſen, da dieſer eine Erweiterung be— 
bürfe. 

Es darf indeß bezweifelt werden, daß die Erweiterung des Meliorations- 
Fonds dringender als die Hebung des Sparfaffenwefens und der Anregung ber 
geringern Klafje zum Sparen ihrer volfftändigen Ueberfchüffe vom Lohne und Ver— 
bienfte. Der Meliorations- Fonds nütt immerhin mehr nur Einzelnen oder doch 
nur einzelnen Theilen der Provinz; auch finden fich für die Ausführung ver Meliora⸗ 
tion leicht anderweit Mittel und Wege. Der Prämitrungsfonds in vorgejchlagener 
Weife ganz zur Verwendung gebracht, nützt jedoch jeder einzelnen Gemeinde der Pro- 
vinz und in biefer wiederum den Aermeren und folchen, denen daran gelegen ift, 
fi durch Arbeitfamkeit und Sparfamfeit aus der Klaffe der Befiglofen, ber 
- Broletarier herauszuwinden und einen tüchtigen Mittelftand zu fchaffen. 

Es dürfte daher von nicht geringem Einfluße fein, wenn alle Stäbte und 
Sparkaffen-Berwaltungen fih an bie Regierung mit ber Bitte wendeten, zu 
veranlaffen: 

1. daß das die Prämtirung ber Sparfaffen- Einlagen nach dem Reglement vom 

24. Novbr. 1853, reſp. dem Minifteral-Refeript vom 17. Auguft 1855 
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ausfchliefende Maximum ver ljährigen Einlage von 20 Thaler auf 40 
Thaler, oder doch vorläufig auf 30 Thaler erhöht werde, 

2. daß die Beftimmung getroffen werde, daß der 1%, pCt. Zinfenzufchuß auch 
dann gewährt werde, wenn die Einlage am Jahresſchluſſe bejtanden, gleich- 
viel ob folche im Laufe des folgenden Jahres oder vor Vertheilung der 
Prämien zurücdigenommen worden. 





Ueber Berliner Borfchußkfaffen.*) 


Die unter dem Namen ‚„Vorſchuß- oder Darlehnskaſſen“ fett dem I. 1848 
in Berlin begründeten Inftitute find, wie es feheint, am bem kritiſchen Punkte 
angefommen, wo die umfangreichere Thätigfeit derfelben zu ftoden oder ganz 
——— beginnt, wenn ſie ſelbſt nicht ihre urſprüngliche Grundlage verlaſſen, 
und durch — bewährter volkswirthſchaftlicher Grundſätze in ihre Statuten 
ſich einer naturgemäßen Reform unterziehen. — Urſprünglich waren die hier in 
Betracht kommenden Vorſchußkaſſen, meiſt alle durch die Noth der Zeit und den 
Drang der Umſtände erzeugt, ein Werk des Wohlthätigkeitsſinnes; wohlthätige 
Spenden brachten kleine Kapitalien zuſammen, aus denen ärmeren Mitbürgern 
größtentheils zinsfreie Vorſchüſſe gewährt werden ſollten. Auf die Dauer war 
eine ſolche Einrichtung kaum angelegt noch auch haltbar; denn die Wohlthätigkeit 
verminderte ſich oder hörte auch wohl ganz auf mit den wegfallenden Urſachen, 
durch welche fie hervorgerufen war. Dazu kam, daß fie felbft einer größern 
Benugung der Kaſſen bei denen hinderlich war, welche als wirthfchaftliche Ge— 
werbtreibende den Schein einer Unterjtügung vermeiden wollten. — 8 blieb 
aljo den Vorſchußkaſſen, falls fie fich erhalten wollten, zumächt mer übrig, gegen 
einen mäßigen Zins ihre Kapitalien auszuleihen. Diefe Aenderung reichte aber 
nicht überall aus, um die Kaffen für die meift unvermeiblichen Verlufte und die 
eben fo unumgänglichen Koften der Verwaltung zu entfchäbigen und in ihrer 
fortgefegten Wirkung zu erhalten, falls die milden Beiträge ganz ausblieben. — 
Daß bie Ießteren aber, entjprechend dem bekannten Wohlthätigkeitöfinn Berlins, 
ein anfehnliches Kapital auch noch während ver letten Jahre in diefen Kaffen 
angefammelt haben, erhellt aus der Thatfache, daß die Berliner Darlehnstaffen 
im Jahre 1853 ein Vermögen von 68,193 Thlr., im Jahre 1857 aber etiva 
85,000 Thlr. befaßen, während die Darlehne in den beiden Jahren fih nur auf 
67,132 Thlr. und auf 68,761 Thlr. beliefen. — Diefer geringe Wachsthum in 
ber Thätigfeit dev Berliner Darlehnsfaffen foll feinen Grund theilweife darin 
haben, daß fie meift immer noch vorberrfchend als Wohlthätigkeitsanftalten und 
nicht als volfswirthichaftliche Kredit-Inftitute wirlſam find. — Um biefe Be: 
hauptung gründlicher zu erhärten, wäre nothwendig, die Thätigfeit ber einzelnen 
noch beftehenden Vorſchußkaſſen vergleichsweife in verfchtevenen Jahrgängen an 
ben beweijenden Zahlen ihrer Einnahmen und Ausgaben u. ſ. w. abmefjen zu 
können. Dazu fehlt e8 aber gänzlich an dem einfchlägigen Material, was zu 
beſchaffen vielleicht möglich wäre, wenn die ſchon früher mehrfach angeregte und 
auch neuerdings wieder zur Sprache gebrachte Vereinigung der verjchiedenen 
Vorfhuffaffen zu einer Centralſtelle ausgeführt würde. Abgefehen aber num 
vor einer folchen allgemeinen Vergleichung der verfchiedenen Vorſchußkaſſen, läßt 
fih doc aus einer Zufammenftellung der Nefultate von einzelnen Kaffen, bie in 
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verſchiedener Richtung wirken, ein a zur Erflärung der vorhin angebente- 
ten Erfcheinung geben. — In dem entfchiedenften —— hinſichtlich der Be⸗ 
renzung ihrer Thätigkeit ſtehen gewiß die Vorſchußlaſſen, welche nur an ihre 
tglieder, d. h. am folche, welche zu der Kaffe regelmäßige Beiträge zahlen, 
Darlehne ausgeben, zu denjenigen Kaffen, welche an jeden felbtftändigen Be— 
wohner ihres Stadtbezirke, der unter den ftatutenmäßigen Bebingungen darum 
anhält, Vorfchüffe Teiften. Nehmen wir alfo zwei Vorſchußkaſſen Berlins, die in 
einem folchen Gegenfage zu einander fich befinden, fo * ber erſteren Rich: 
tung 3. B. die Darlehnsfaffe ver Bezirfe 102 A. bis D. an, der andern aber 
die Vorſchußkaſſe des Hülfsvereins in den Staptbezirfen 48, 48a bis d. Die 
erftere erreichte das Maximum ihrer Wirkfamfeit im Jahre 1855, indem fie 
3784 Thlr. an Darlehen ausgab, im Jahre 1856 auf 3009 Thlr. herabſank, 
und 1857 nur noch 2557 The. auslieh. Hier zeigte fich offenbar die Noth- 
wenbigfeit einer Reform, die demnach auch in der Richtung ber fogenannten 
Handwerker-, Banken- ober Krebit-Inftitute für das Jahr 1858 ausgeführt 
wurde. — Die bier in Rede ftehende Kaffe hatte überhaupt während ihrer Thä— 
tigfeit vom Mat 1849 bis Ende 1857 an zinslofen Darlehen 18,522 Thlr. ver- 
ausgabt. Die andere, für die Stadtbezirte 48, 48 a—d. beftehende Borjchuf- 
faffe, welche ihre Darlehne gegen 5 p&t. Zinfen an jeden ſelbſtſtändigen Be— 
zirksgenoſſen ausfeiht, hat ihre Thätigfeit noch bis jest von Jahr zu Jahr immer 
mehr ausgedehnt und feinen Stilfftand, noch weniger Rückſchritt erfahren; fie 
hat in den erften fünf Jahren ihres Beftandes etwo 13000 Thlr. ausgeliehen, 
und in den fünf folgenden Jahren wohl über 20,000 Thlr., wie z. B. im Jahre 
1857: 5279 Thlr. und im Jahre 1858: 5374 Thlr. Diefe lettere Summe 
ift in 307 Vorfchüffen von 5 bis 50 Thlr. ausgelichen, während auf zurückge— 
zahlte Darlehne 4910 Thlr. zur Kaffe gelangten. Die laufenden Beiträge der 
Mitglieder des Vereins, welche übrigens fein Vorzugsrecht in Benugung ber 
Kaffe haben, fondern in der Regel dieſelbe gar nicht benugen, weil fie zu ben 
Wohlhabenden des Bezirks gehören, betrugen 1857 312 Thlr., 1858 aber 325 
Thlr. Durch diefe Beiträge ift bauptiächlich der Fortbeſtand und bie Ausdeh— 
nung ber bier in Rede ſtehenden Kaffe gefichert, indem die Verwaltungskoſten, 
welche 1857 123 Thlr. und 1855 125 Thlr. betrugen, durch die Zinfen ber 
ausgelicehenen Vorſchußſummen, welche fich in den beiden genannten Jahren reſp. 
auf 87 und 79 Thlr. beliefen, nicht gedeckt werden konnten. — Durch die Bei- 
- träge der wohlthätigen Bezirksgenoffen ift aber nicht bloß diefe Deckung bewirkt, 
fondern auch noch von Jahr zu Jahr eine Vermehrung des Kafjenvermögens 
berbeigeführt, wie diefes dann 1857 3512 Thlr., 1858 3645 Thlr. betrug. — 
Wie die bier angeführten Zahlen nachweifen, übt die Vorſchußkaſſe für die Stabt- 
bezirte 48, 48a—d eine von Jahr zu Jahr zunehmende und ziemlich umfaffende 
gfeit aus, und zwar in einer von andern Kaſſen prinzipiell abweichenden 
Weife, die man jedenfalls als eine, wenn auch nicht korrekt vollswirthſchaftliche, 
doch als eine liberale und fegensreiche bezeichnen muß. Diefe Kaffe iſt allen 
ſelbſtſtändigen Bezirksgenoffen zugänglich und hat in diefer Stellung beveits nicht 
ſelten den Platz der Frievrich-Wilhemsanftalt: für Arbeitfame over auch wohl des 
Dürgerrettungs-Yuftituts inmerhalb ihrer Bezirke ausgefüllt. — Diefe allgemeine 
Ausdehnung der Thätigkeit fehlt einer Mdern Vorſchußkaſſe, wir meinen die für 
bie Stabtbezirfe 74a—c., welche einen größeren Umfat ihrer Vorſchußſummen 
während des Jahres 1858 als die vorher genannte Kaffe erzielte, aber dieſen 
Geldverlehr nur inmerhalb ihrer eigenen und Beitrag zahlenven —8* be⸗ 
wirkte. Sie zahlte an Vorſchüſſen 7015 Thlr., nahm an Beiträgen 669 Thlr. 
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ein und Hatte 276 Thlr. außerorbentliche Einnahmen. Bei den bisher genann- 
ten Kaſſen ift zu berüdfichtigen, daß jede. berfelben mehrere Stadtbezirke umfaßt, 
die in fich die Bevölkerung einer beträchtlichen Mittelſtadt repräfentiren dürften. 
Betrachten wir nun noch die Nefultate einer in engeren Kreife wirffamen Vor— 
ſchußtaſſe, fo liefert ung dieſe der Nechenfchaftsbericht der Vorſchußlaſſe im 
Stabtbezirfe 49a über das letstverfloffene Jahr. Im derfelben betrugen die Ein- 
nahmen 1935 Thlr., darunter 54 Thle. an laufenden Beiträgen und Gefchenfen, 
1495 Thlr. an Rüdzahlungen, 31 Thlr. an Zinfen. Ausgegeben wurben auf 
57 bewilligte Darlehen, worunter 12 & 50 Thlr., 1679 Thle., was dafür ſpricht, 
daß bie Kaffe in fortfchreitender Thätigfeit fich befindet, wie denn auch der Kaſ— 
fenbeftand am 15. Januar v. 3. 345 Thlr., und am 15. Januar d. I. nur 
248 Thlr. betrug. — Der Borftand dieſer Kaffe hat das Bedürfniß einer Re- 
form des bisherigen Statuts ausgefprochen, aber nicht in ber fonft wohl ange 
regten Richtung auf die Umwandlung zu einer fogenannten Handwerkerbank bin, 
fondern er hat, geftügt auf den für Darlehn ausreichenden SKapitalbeftand (von 
mehr als 1000 Thlr.) und inder Hoffnung einer alffeitigen Theilnahme (bei den 
Bezirksgenoffen) befchloffen, ver General-Berfammlung den Antrag zu unterbreis 
ten, „bie fih aus ben Beiträgen und Zinfen ergebende Vermehrung des Kapi- 
talvermögens über 1000 Thlr., nach Abzug etwaiger Ausfälle, zu Un terſtützun— 
gen in befonders dringenden Fällen zu verwenden." — Hier macht fich alfo 
wieder das urfprüngliche Prinzip, von welchem die erfte Gründung der Berliner 
Darlehnskaſſen getragen wurde, der Sinn der MWohlthätigfeit, geltend. — Und 
jo anziehend und lockend nun auch die praftifchen Erfolge der auf bankühnlichen 
Einrichtungen beruhenden Darlehnskaffen fein mögen, und jo wenig vereinbar 
bie Thätigfeit der übrigen Vorſchußkaſſen mit den Grundſätzen volfswirthichaft- 
licher Entwicklung, jo wird doch eine Umwandlung mancher dieſer Kaſſen von ihrem 
urfprünglichen Standpunkte zu dem von foulanten Kreis-Anftituten, welche reſp. 
Zinfen nehmen und demgemäße Vortheile geben können, immerhin eine ſchwie— 
rige bleiben, weil ihre heutigen Einrichtungen, bewährt durch eine vieljährige 
wachjende Thätigfeit, eben auf dem Boden des Wohlthätigkeitsfinnes wurzeln. — 
Immerhin aber erfcheint die Umwandlung ber VBorfehußfaflen in der angedeuteten 
Richtung nur als eine Frage der Zeit, welche lettere noch größere Schwierigfei- 
ten zu löfen im Stande tft. — Wie einfach und anſprechend erjcheinen aber 
auch nicht die Grundſätze, auf welchem z. B. die neue Darlehnstafje in der 
Drantenburger-Vorftabt beruht! Da heißt e8 3. B.: Doarlehne werden (jet 
bis zur. Höhe von 200 Thlr.) an die Vereinsmitglieder nur gegen 10 pCt. Zin- 
jen gewährt. — Die Monatsbeiträge der Mitglieder verbleiben ihr Eigenthum 
und werben jedem Einzelnen gut gefchrieben. Der Reingewinn wird am Jah— 
resfchluß als Dividende an die Vereinsmitglieder pro rata ihrer Monatsbei- 
träge vertheilt, nachdem die Verwaltungskoften in Abzug gebracht find. Auf 
Höhe des BVereinsvermögens werden Seitens des Vorftandes Darlehne Fontra- 
birt, um dadurch den Detriebsfonds zu Ausleifungen an Mitglieder zu verbop- 
peln. Auch nimmt die Kaffe Spareinlagen von ihren Mitgliedern an, und vers 
zinft fie mit 4 pCt., macht alſo der ftädtifehen Sparfaffe eine beachtenswerthe 
Konkurrenz in dem freilid nur befchränften Umfang ihrer Thätigfeit; denn es 
gehörten am Schluß des v. I. zu der gerfhnuten Kaffe trog ihrer vortheilhaften Be- 
dingungen und der verhältnigmäßig anfehnlichen Bevölkerung jener Bezirke nur 
409 Mitglieder. — Daß ſich demgemäß Vorſchußkaſſen, welche ihre Thätigfeit 
bisher auf ihre eigenen Mitglieder befchränften und nur mit ven aus ihrer 
Mitte gefammelten Geldern operirten, auf ben bezeichneten Weg der neuen, 
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banfühnlichen Thätigfeit begeben, erfcheint, falls das Bedürfniß dazu vorhanden 
und bie geeigneten Perfonen fir die Ausführung ohne zu große Koften fich fin- 
ben, ganz in ber Drbnung. — Eine viel fchwierigere Aufgabe würde aber bie 
Umwandlung einer Vorſchußlaſſe, wie die für die Stabtbezirte 48, 48a—d bil- 
den, weil bier die urfprüngliche Begründung und Fortfegung der wohlthätigen 
Wirffamkeit eine nicht auf die engen Grenzen eines bejtimmten zahlenden Mit- 
lieverfreifes berechnete war. — Ob nun zur Prüfugg ober refp. Löſung folcher 

gen, oder auch wohl vorzugsweife zur Belebung des allgemeinen Sinnes für 
biefe dem Gemeinwefen fo höchſt erfprießlichen Einrichtungen, fo ift es in ber 
That fehr wünfchenswerth, daß, wie bereits auch fchon öffentlich angeregt wurde, 
die Berliner Vorſchußlaſſen durch ihre Vorftände in näheren Verkehr zu einan- 
ber treten. —g_. 


— —— — ——— ——— 





II. 
Statiftik 
Ueberfiht der Erſparnißkaſſen, welde in 27 medlenburg · ſchwerinſchen Städten 
befteben, | 
(nah bem Gtiftungsjahr georbnet.) 

Schwerin (1821) Roflod (1825) Wismar (1826) Güſtrow, Kröpelin, Grabow (1830) 
Neubudow (1831) Roebel (1832) Boizenburg (1833) Plau, Rehna, Teterow, Bütom (1834) 
Bittendurg (1836) Malchow, Ribnig, Waren (1839) Sternberg (1842) Malin (1844) Par- 
him (1845) Teifin, Kralow, Schmwaan (1848) Sulz (1849) Dömitz, (Erivig 1856) Brüel 
(1857), 

Die Geſammtſumme ber Einlagen hat fih von 5,931,491 Thlr. am 1, Jan. 
1857 auf 5,943,958 Thlr. am 1. Ian. 1858 vermehrt, alfo nur um bie Summe von 
12,467 Thlr., welde ſchon durch den Einlagenbeftand ber brei feit ber letzten Ueberſicht hinzu» 
getretenen Sparlaffen zu Dömitz, Eribig und Brülel übertroffen ift, jo daß bei den übrigen 24 
im Ganzen ein Rüdichritt eingetreten it. Im Jahre vorher betrug bie Gefammtvermehrung 
362,140 Thlr. oder 6'/, pCt. Mit Rüdfiht auf die Summe der Einlagen if die Reihenfolge 
Schwerin 2,314,669, Wismar 1,200,246, Roftod 970,955, Grabow 371,585, Parchim 259,622, 
Güftrow 155,438, Plau 91,755, Boizenburg 65,440, Teterow 72,180, Bilgow 71,061, Schwaan 
49,804, Röbel 41,806, Teſſin 39,748, Ribnig 38,019, Wittenburg 28,630, Rehna 22,687, 
Malchin 22,521, Sternberg 21,488, Neubuckow 18,834, Kralow 17,392, Waren 13,291, Dömit 
12,475, Sulz 12,297, Maldow 11,699, Kröpelin 6324, Erivig 2279, Brüel 1722, 

Im Bergleih mit der Einlagefumme im Jahre vorher hat bei 14 Städten eine Ber- 
mebrung von im Ganzen 97,536 Thlr. und bei 10 Städten eine Bermindberung von 
101,545 Thlr. flattgefunden, jo daß bei den 12 Städten, bei weldem eine Bergleihung mit 
dem vorigjährigen Beftand eintreten Tann, im Ganzen eine Berminberung von 4009 Thr. flatt- 
gefunden hat. Die Bermehrung beträgt. in Progenten bes vorjährigen Beſtandes antge- 
brüdt, 14 pCt. für Sulz, 11 pEt. für Kröpelin, 10 pCt. für Boitzenburg, Kralow und Mal- 
how, 9 pCt. für Parchim und Teffin, 6 pCt. für Schwaan und Möbel, 4 pCt. fir Rehna, 
weniger als 2 pt. für Schwerin, Wismar, Teterow und Sternberg. Die Berminberung 
beträgt 14 pCt. für Neubudom, 7 pEt. für Grabow, 6 pEt. für Roftod, 5 pEt. für Malin, 
3 p&t. für Plau. und Wittenburg, weniger ald 2 pCt. für Güſtrow, Bützow, Ribnig und 
Waren. 

Den größten Reſervefond haben bie Sparkaſſen zu Schwerin (200,002 Thlr.) Roftod 
(81,946 Thlx.) Wismar (56,837 Täler.) Grabow (27,421 Thlr.) 
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Bericht über die Verwaltung der Gad-Anftalt der Stadt Görlig im Jahre 1857. 
Am Schiuffe des Jahres 1856 brannten 3343 Flammen für 366 Privatperfonen und 
424 öffentliche Straßen⸗Flammen, zufammen 3767. — Dazu tratem im Laufe bes Jahres 1857: 
1197 Flammen für 78 Privatperfonen und 38 öffentliche Straßenflammen, zufammen 1235. — 
Am Zahresihluß 1857 waren mithin vorhanden: 4540 Flammen für 444 Privatperfonen unb 
462 dffentfihe Straßenflammen, zufammen 5002. 
Durch die oben angegebeien Flammen find im Laufe des Jahres zuſammen: 
11,268,700 Eubiffuß 
Gas, auferbem aber durch den Verbrauch im Werke felbft, durch 
Berlufte aller Art ꝛ c. nee 113660 5 
find 12,405,340 Eubitfuß 
Gas konſumirt worben. 
Am 1. Januar 1857 wies der — nach.. 123,606,490 Cblf. Gas, 
am 31. Dezbr. 1857 ſtaud er uf . . 7 re 


mithin find im Laufe des Iabre® . >» 2» 2 2 2 2 0 0. 12,405,940 Cblf. Gas 
probucirt worben. 
Zu biefer- Probultion wurden 86371, Tonnen Steinkohlen verbraucht, fo daß aus jeber 
Zunne Kohlen ca. 1436'/, Eubiffuß Gas bereitet wurden. — Zur Reinigung bes Gafes wurben 
außerdem 388%, Tonne Kalt (auf 31,931 Y, Eubilfuß Gas eine Tonne), und zur Unterfeuerung 
4382 Tonnen Koals verwendet. — Die Koften der Probuftion (incl. der Generafloften) be» 
trugen nad dem Betriebs⸗Abſchluß v. 3. 1857 pro 1000 Eubiffuß Gas 1 Thlr. 13 Sgr. 31, Pf. 
Als Nebenprobufte bei ber Gusbereitung wurben im Jahre 1857, wie bisher Koale, 
Brenze, Theer, Ammoniakwaſſer, Ammoniaffalz und Grünkall gewonnen — und zwar ergaben 
100 Tonnen Kohlen: 
a) 100 Eonnen ca. 116 Tonnen Koals, 
b) » n „16 m» Brenze, 
e) » " " 9 „ Aſche, 
d) m n " : " Theer und 
e) „ „ Ammoniabwaffer, 


en eg Tr Berfiepene Nebenprobutte, 
Bon ben gewonnenen Neben-Probuften wurben verlauft: 
70,005, Tonnen Koals für - . » . . . 5,215 The. 17 Sgr. 7 Pf. 
1291, „ Benen 0, 0 58 1.6 
520 n„ Ther 2» oo 000 IR „16 . — 
7712 a Aſche .. .. 8 u du ı.n 
425 „  Ammoniahwaffer für. on 0 u Bd u —n 
73 Etr. 48% Pfund Ammoniakfalz für 490 „ 20 „ 5 
und Grünlalt für_. 2... 126 3 u In 
— 5,444 zur. 17 Sa. 3 Bi. 
wobei jeboch zu bemerken iſt, baß zur Bereitung bes 
Ammonialfalzes eine bebeutende Quantität Schwefel- 
fäure verwendet werben mußte, beren Preis mit 296 „ 23 „U, 


bier im Abzug zu fielen if, fo daß - » » » . . 8147 Thir. 23 Ser. 4 Bi. 
ale Ertrag ber Neben⸗Produlte verbleiben. 

Bon den Retorten mußten 22 im Laufe des Jahres erneuert werben. ferner wurben 
bie noch vorhandenen hölzernen Horben zur Gasreinigung mit einem Koftenaufwande von 300 Thlr. 
buch eiferne erfeßt und zur Theerſammlung ein Bottich, fowie zur Abbampfung bes Ammo- 
nialwaſſers zwei neue verbleite Pfannen ‚aufgeftellt. 
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Im Juni 1857 fprang eim eiferner Dachverband im Gaſometer⸗Gebäude und fiel auf den 
Gafometer, welcher dadurch eine Beſchädigung erlitt, die nicht ohne Gasverluft (der Verluſt 
betrug 6000 Gubilfuß) wieber befeitigt werben konnte. Die Reparaturen an der Hauptrohr⸗ 
Leitung waren im Jahre 1857 nur unbebentend, fie verurfachten den geringen Koſtenaufwand 
von 51 Thlr. 4 Sgr. 2 Pf. 

Die Einnahmen aus dem FE 1.3.1857 831,345 Thlr. 15 Sgr. — Pf. 


bie Ausgaben 2 2: 2 0000. 5 een a Bu 
es ergab ſich alfo ein Ueberfhuß von . . . . . . 7068 Thlr. 6 Ser. 9Pf. 


Unter den Ausgaben in ber Betriebtrehuung. befindet fih der nad dem Amortifatione- 
Plane zur Tilgung und Berzinfung bes Anlagelapital® ber Auſtalt erforderliche Betrag pro 
1857 mit 5910 Thlr. Die noch zu tilgende Summe des Anlage-Rapitals belief fich ult. 1856 


— te ea ann « . 115,788 Thlr. 21 Sgr. 7 Pf. 

getilgt nen im Jahre 1857... 2 0 0 128 „ 3. %„ 
—S — — — — mn 

Es blieb daher Kapitalſchulbb.. 2. = 114,510 The. 8 Ser. — Pf. 


Zu den 361 Gasmeffern, melde bereits am Schluffe des Betriebsjahres 1856 für Rech⸗ 
nung ber Anftalt angelauft und an die Privat - Gas-Komfurenten bermiethet waren, traten im 
Laufe des. Jahres 1857 78 Stüd hinzu, fo daß am Schluffe des letzteren Jahres die Zahl ber 
vermietheten Gasmefjer 439 betrug Die Miethögelver für die Gasmeſſer betrugen 1252 Chir, 
26 Sgr. 2 Pf. Der Vorſchuß der Kämmereilaffe zu der Anſchaffung der Gasmeſſer, welcher 
am Schluffe des Jahres 1856 bereits anf 4994 Thlr. 7 Sgr. 11 Pf. getilgt war, erhöhte ſich 
im Jahre 1857 durch die nenen Anfhaffungen bis auf 6141 Thlr. 2 Sgr. 11 Pf., verminderte 
fich aber am Schluffe des Jahres durch Abzahlung aus den eingegangenen Miethögeldern, aus 
welchen zugleich bie Verzinſung ber vorgeftredten Summe mit 5 pEt.- zu befiseiten war, wieder 
bis auf 5214 Thlr. 15 Sgr. 2 Pf. 

Im Jahre 1857 wurden 78 neue Privat-GassLeitungen ausgeführt und für Herſtellung 
berjefben, fowie für Reparaturen am ſchon beſtehenden Leitungen zuſammen 20,036 Thlr.28 Ser. 
9 Pf. berechnet. Der Gewinn der Anftalt bei der Fabrikation und Einrichtung ber Leitungen 
betrug 3429 Thlr. 7 Sgr. 4 Bf. 

Die Ueberſchüſſe aus dem Betriebe der Anflalt und aus ber Anlegung ber Privat-Gıs- 
Leitung betrugen, wie oben erwähnt worben if: 7068 Thlr. 6 Sgr. 9 Pf. und 3429 Tür. 
7 Sgr. 4 Pf., zufammen — 10,497 Thlr. 14 Sgr. 1 Pf. Dazu traten an noch disponiblen 
Ueberfhüffen aus den Vorjahren 6572 Thir. 23 Sgr. 10 Pf., und aus ber Reftverwaltung pro 
1855: 28 Thlt. 21 Sgr. 4 Pi. = 6601 Thlr. 15 Sgr. 2 Pf., fo daß ſich der disponible 
Fonds der Auftalt pro 1857 auf zufammen 17,098 Thlr. 29 Sgr. 8 Pf. belief. 

Aus diefem Fond wurden die Koften der Erweiterung des Gasrohrnetzes zum Betrage 
DM... a N 0.0. TEA Thle. 20 Sgr. 4 Pf. 
beſtritten. “ —— bie Roflen für fonflige Erwei- 
terungen und Berbefjerungen der Anftalt (Herftellung 
einer Dampfmafchine und eines Erhaustors, fowie Einrich⸗ 
tung ber Dampfheizung) mit — 4 4 64 eo... 401, 11 „1 ” 


fo daß im Ganzen für die Vervolllommmung ber Anlage. . . 168 „ 2 B, 
ausgegeben wurben und mithin von bem oben — Dis⸗ 
pofttionsfonbs per . ee re Tee. ..0 17098 „ 29 " 3 7) 


— r' — — nn — — 
nur noch 6405 Thlr. 27 Sgr. — Pf. 
in das Jahre 1868 übernommen werben fonnten. 
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Audzug aus der Armen: Kaflen - Rechnung in Stettin für dad Jahr 1857. 


Einuahbme 
A. Außer dem Etat: 
a) Beſtand aus vorjähriger Rechnung 181 Thlr.23 Sgr. I Pf. 
b) an Deſelten.. 11 „25 „—_n 





B. Aus dem laufenden Jahre, 
1, An wieber erſtatteten Vorſchüſſen: 
a) an Aurloften 7810 Thlr. 29 Sur. 9 Pf., b) an Unter- 
fügungen 1959 Zplr. 19 Sgr. 11 Pf., c) an Mebizin- 


koften 31 The. 24 Sg. 4 Pf. .. ....% 


2, am Relognition, Miethen und Pächten. 

8, an fleigenden und fallenden Hebungen: 
a) an Kirchen ⸗Kollelten 587 Thlr. 26 Sgr. 2 Pf., — aus 
ſonſtigen Armeubüchſen 20 Thlr. 2 Sgr. 6 Pi. =. . 


4. an freiwilligen Beiträgen.. et 
b. an Bermädinifien, Geſchenlen und Strafgelbern: 

a) an Bermädtnifien 8267 The. 26 Sgr. 1 Pf. b) an 

Geſchenlen 329 Thle, 19 Sgr. 9 Pf., c) am Strafgel- 


von 71.28 Gen = . . 2» 0000 0 er 


6. an Zinfen von 67,499 Thlr. 21 Sgr. 8 Pf. Rapitofien .. 
7. aus dem Arbeitshauſe: 
a) für Verpflegung ber Gefangenen 567 Thlr. 6 Sur. 4 Pf., 
b) an Arbeitslohn 4861 Thlr. 11 Sur. 4 Pf., c) für ge- 
fertigte Gegenflände 255 Ehlr. 9 Sgr. 11 Pf, ” Di- 
verfis 153 Thlr. 25 Sg. 6 P. =. . . .» 
8. aus dem Armenhaufe: 
a) an Arbeitslohn 167 Thlr. 10 Sgr. 1 Pf., b) an Erlös für 
den Trank 116 Thlr. 23 Sgr., c) für Biltnalien aus 
dem Magazin 246 Thle.. . : 2 2 0 en nn. 


9, Zuſchuß von der Kimmeri- - . 2 0 0 0 0 en 0. 
10. Insgemein . . 2 2.2. a ———— 
11. Ertraorbinaria . ia lee 


193 Thlr. 8 Sgr. IPF. 


14 


12 
16 


3 


26 
27 


" 1 


" 1 ” 
n nn 
" 8 " 
" 9 "” 


Summa der Einnahme 63,764 Thlr. 24 Sgr. 5Pf. 


Ausgabe, 
A. Außer bem Etat: 

1. an Zurüderftattungen 79 Thlr. 10 Sgr., 2) an beflätigten 
KRapitalien 2547 Thle. 4 Sg. 6 P.— . . .: +. 
B. Aus dem laufenden Jahre: 

1. an Gehalt und Gratifilationn . .. . 


2. am Legatzinien -. » 2 2... DREIER 
3. am Mbgaben von Grundfäden » oo = . . 000 
4, an Büreanloften : 


1) für Schreibmaterialien M Thlr. 15 Sgr., 2) für gebrudtte 
Formulare 75 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf., 3) für Buchbinder⸗ 
Arbeit 31 Thle. 27 Sg. 6 P. =...» 0. 


2626 Thlr. 14 Sur. 6 Pf. 
IN „ 26 „ 3. 
741 7) 7 " 7 " 

46 " [u 7) 
197 " 20 u — 
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5. für das Krankenhaus: 
1) für Berpflegungsgegenftände 4773 Thlr. 7 Sgr. 11 Pf., 
2) Untoften von Brennmaterial 128 Thlr. 10 Sgr., 3) für 
Beleuchtung 367 Thlx. 1 Sgr. 6 Pf., 4) Lohn für bie 
Kranfenwärter 508 Thlr. 29 Sgr. 1 Pf., 5) für Mebi- 
famente, Bfutegel ıc. 1555 Thlr. 2 Sgr. 2 Pf., 6) Be 
erbigungsloften 465 Thlr. 15 Sgr., 7) Diverfis 2252 Thlr. 
BE. TR. ae eh 10,045 Thlr. 25 Sgr, 3 Pf. 
6. an Unterftügungen: 
1) an laufender Unterſtützung 23,591 Thle. 6 Ser. 6 Pf., 
2) für auswärtige bier angehörige PBerfonen 580 Thir, 
28 Sgr. 10 Pf., 3) für Medilamente, Blutegel x. 
2311 Thlr. 28 Sgr. 10 Pf., 4) für Bruchbänder 73 The. 
25 Sgr., 5) für Babeluren 12 Thlr. 18 Sg. = ,„ . 86,570 „ 17 „ 2 
6) an außerorbentlichen Unterftügungen : 
a) zu Beerbigungen 371 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf, b) für 
Belleidung 377 Thlr. 1 Sgr. 6 Pf., c) ſonſtige Unter- 
fügung 548 Thlr. 18 Sg. 8 Pf. . . . 2... 26 „MR „8, 
7) für die Kinder im Benfiomat . 2 2 2 2 0. 887 27 
7. für das Arbeitehaus : 
a) für Berpflegung incl. Kochanſtalt 5438 Thir. 25 Ser. 
T Pf., b) für Belleidungsgegenſtände 880 Thlr. 24 Sgr., 
c) für fonftige Bedürfniſſe 1189 Thlr. 13 Sgr., d) für 
verarbeitete Materialien 668 Thlr. 1 Sgr. 1P. =... 767 „ 8 „8, 
8, für die Armen-Anfalten : 
a) für die Kochanftalt im Armenhaufe 1835 Thlr. 23 Ser. 
11 P®f., b) fir Eonfumtubilien für das Magazin 710 Thlr., 
e) für fonfige Bebürfniffe 2508 The. 10 Sgr. 7 Pf, 
d) für das Gertrubfiift 39 Thlr. 15 Sgr. 9 Pf., e) für 


bie Armenteller 10 Thle. 12 Sgr. 6 BP. = . » » . 5IM „ 2 „9, 
9. Schulgeld für Breifhlle 2 nr nern en 766 66, 
10. für Beleuchtung im Büreau, Lichte. u. MB so; 
Ham aaa: ME. Eh, 
12, Ertraorbinatia . 2 2 2 2 0 0 0. — ee 5 5 „ Tun 


Summa ber Ausgabe 63,496 Thlr. 11Sgr. 11 Pf. 


Balance 
Einnahme . » » . . 63,764 Thle. 24 Sgr. 5 Bf. 
Ausgabe > [} [} * * 63,4% r 11 " 11 " 


Befland = 268 Thlr. 12 Spr. 6 Pl. 





Berwaltungdrefultate der polizeilichen Strafanftalt der Stadt Augsburg. 
Die Verwaltung ber feit dem 1. October 1853 beſtehenden polizeilichen Strafan- 
Kalt ber Stadt Augsburg hat alljährlich Ergebniſſe geliefert, welche als günftige bezeichnet 
werben Finnen, und deren Mitteilung in biefen Blättern von Intereffe fein dürfte für andere 
größere Stabtgemeinden, welche zum Bortheil der Stabtlaffe und zum Beſten der oft großen 
Zahl unprobuftiven Polizeifträflinge der Einrichtung einer ſolchen Anftalt in Rückſicht auf bie 
zejp. Landesgeſetze ihre Aufmerkfamkeit zuzuwenden in ber Lage find, 


248 


Ueber bie Einrichtung, Statuten, Hausorbnung unb andere allgemeine Berhältniffe ber 
Strafanftalt ift Folgendes voranzufhiden: 

Es beftand in Augsburg, wie. bereits. in allen größeren bayrifchen Städten eime fogenannte 
polizeilihe Detentions-Anftalt, in welcher übelbeleuimunbete Iubividuen wegen Arbeits 
lofigkeit, Vagirens ꝛc., auf verſchiedene oft fehr lange, fogar unbeftimmte Zeitdauer untergebracht 
wurben. Diefelbe erihien den Bebiürfniffen und Anforderungen der Zeit und des Gefepes micht 
mehr entſprechend und mußte einer vollflänbigen Reform unterzogen werben. Es geſchah dieſes 
im Laufe des Jahres 1853; an deren Stelle wurde eine poligeilihe Strafanftalt geſetzt, 
welche, auf förmlihe Statuten und Hausorduung berubend, und feit 1. October 1853 eröffnet, 
ben Zwed hat, dem poligeilihen Sträfling feine Berföftigung fich ſelbſt durch Arbeit verbienen 
zu laſſen und ſich bierburh am Arbeit, welcher er gewöhnlich fremb if, zu gewöhnen. 

Zu dieſem Behufe wurbe ein meben der bisherigen Detentionsanflalt beſindlihes Haus 
von dem Stabtmagiftrate angelauft und geeignet file den Zwed hergerichtet. Der Anlauf biejes 
Haufes, die Herftellung beffelben und der früheren Detentionsanftalt, die Einrichtung der Gas⸗ 
beleuchtung in den Arbeitsfälen der Anftalt, fo wie die Aufchaffuing ber nothwendigſten Mobilien 
und Hauseinrihtung nahm bie Summe von 12,799 FL. 21 Kr. in Anfprud, melde aus ber 
Stabtlaffe beftritten wurde. 

Die poligeilihe Strafanftalt befteht feither als eigenes Inflitut und müſſen beren Koften 
eventuell, ſoweit ſolches nicht durch den Arbeitsverdienſt ber Sträflinge möglich if, aus bem 
Mitteln der Stadtgemeinde getragen werben. 

Statutenmäßig gründet ſich bie Verbringung in biefe Anftalt auf rechtöfräftige Strafer- 
fenntniffe oder polizeiliche Verfügungen, unb werben vorzüglich alle diejenigen Bettler, Landftrei- 
der und Polizeifträflinge dahin gebracht, gegen welche wegen Arbeitsicheu, Liederlichleit, Betrugs, 
Diebſtahls, Unterfchlaguug und. fonfliger entehrender Handlungen eine mindeflens achttägige 
Arreſtſtrafe erfannt worden if, und welche zur Einfhaffung in ein Zwangsarbeitshaus nicht reif 
find. Auch werben alle diejenigen Perfomen, weiche Bettler, Laudſtreicher und fonftiges Geſindel 
anleiten und abrichten, wer ihnen Bortheile und Kunflmittel an die Hand giebt; bann diejenigen 
Perjonen, welche ſich gegen die Obrigkeit und ihre Diener und Wachen bei Verhaftung der Bett- 
ler 2c, wiberjegen ; ferner Menſchen van fortgejeßtent ſchlechtem Lebeuswandel, bie fi) dem Müßig- 
gange, der Unfittlichleit und Öffentlichen Ausſchweifungen ergeben und dadurch, ſowie durch Wi⸗ 
berfpenftigfeit und Umgehorjam gegen Eltern und Vorgeſetzte, Unordnung ic, in bie Familien brin- 
gen, lieverlihe Dirnen, die mit ihrem Leibe Gewerb treiben, dann Kuppler und Ruppleriunen 


“in die Strafauftalt gebracht, fofern gegen dieſelben auf Erſtehung einer einfachen polizeilichen 


Krrefiftrafe erlannt if. 

Die Dauer der Strafe kann bis anf vier Wochen ausgebehnt werben. Der Zwed ber 
Berbringung in bie Strafanflalt if, wie oben erwähnt, Beihäftigung während ber Strafzeit 
und Angemwöhnung an eine fländige Arbeit, Die Art der Beichäftigung ber Sträflinge richtet 
fi nad deren Körper» und Geiftesträften. Die Beichäftigungs -Gegenflände erhält die Straf- 
anftalt von ver freiwilligen Beihäftigungs » Anftalt der fädtifchen Armenpflege, und werben bie 
männlichen Sträflinge fo oft möglich auch außerhalb der Anftalt mit Holzmachen, Tagelöhnen, 
Straßenarbeiten ꝛc. unter gehöriger Aufficht verwenbet. 

Direkter Zwang zur Arbeit befteht nicht, ſondern es gilt als Grundfag: wer nicht arbei⸗ 
tet, ſoll aud nicht effen, und es werben baber Faulheit unb andere Bergehen gegen bie Haus. 
orbnung mit Entziehung und Schmälerung ver Koft beftraft; nöthigenfalls ift auch ein Duntel- 
arreft vorhanden, in welchen allenfalls bei hartnädiger Befferungsweigerung die Sträflinge ab» 
gefordert werben Fünnen. Doch erweiſt fi die Koſtſchmaͤlerung in ber Regel als genügend, bie 
Hausorbnung aufrecht zu erhalten und unfleißige Sträflinge zur Arbeit anzuhalten. 

Die Arbeitsftunden in der Strafanftalt find: im Sommer von 5 bis 11 Uhr Vormittags 
und von 12 bis 7 Uhr Nachmittags, im Winter von 7 bis 11 Uhr Vormittags und von 12 
bis 7 Uhr Nachmittags. 
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Betrefis der Berlöftigung ber Sträflinge gilt der Grunbfag, daß jeder feime Koft ſelbſt 
berbienen maß, und aufer Koſt nod einen täglichen Regie» Beitrag von 6 Kr. zu leiften hat, 
welher zur Beftreitung der Reinigungs-, ber Beleuchtungs» und Heizungsloften verwendet 
wird. Was der Sträfling über den Betrag für feine Berpflegung und ben Regie» Beitrag ver- 
dient, erhält derfelbe bei Entlafjung aus der Anftalt baar ausbezahlt. 

Die Berlöfigung befteht aus einer Morgenfuppe & 2 Rr., ans einer Mittagsfuppe mit 
Fleiſchzuthat A 4%, Kr. und einem halben Pfund Brod, aus einer Abenbfuppe & 2 Kr. 

. Die volle Koft erhält jeder fleifige Sträfling und wirb bemfelben bei anftrengenber Arbeit, 
als Holzmachen, Tagelöhnen ıc. ausnahmsweiſe eine Portion Brod zugeteilt, 

Das Aunffihtsperfonal der Anftalt befteht aus einem Verwalter, ber vorzugsweiſe bie 
fpegielle Aufficht Über die Anſtalt führt, das Rechnungsweſen berfelben beforgt, mit den einzel» 
nen Sträflingen Abrechnung pflegt und bie Arbeit fir die Sträflinge im Benehmen mit dem 
Berkmeifter beftimmt, ferner ans einem Werkmeifter, der bie Arbeit im Haufe überwacht und 
leitet, unb. aus einem Aufſeher. | 

Bon Seiten der Geiftlichkeit beider Eonfeffionen wird die Anftalt fleißig befucht, und an 
Sonn- und Peiertagen durch Unterrichtsertheilung auf bie moraliſche Befferung der Sträflinge 
eingewirkt. 

Die Verwaltung übergiebt jeden Monat Rechnung über die Einnahme und Ausgabe der 
Anſtalt dem Stadtmagiſtrat, und liefert die Mehreinnahme jeden Monat am die Stadtkaſſe ab, 
ſowie auch die ſich ergebenden Mehrausgaben von derſelben zurückvergütet werben. Durch bie all⸗ 
monatlich geſtellten Rechnungen ergiebt ſich am Schluſſe des Jahres bei der Stabtlaffe die Ge- 
ſammtrechnung. 

Die Verwaltungsreſultate für die Jahre 1. Oltbr. 1853/4, 1854/5, 1855/6 und 1856/7, 
wie die Jahresberichte der Verwaltung ber Strafanftalt biefelben ergeben, find in überſichtlicher 
Zufammenftellung folgenbe: 

Es wurden Einfhaffungen in die Anflalt gemacht 

im Jahre 1853/4 18545 1865,/6 1856/7 
männliche Sträflinge: 


wegen Zruntenbeit . » oo . + » 1 — I 2 

»  Bagirens und Arbeitsihen . 208 175 159 124 

n Bun oo 0. 0.0. Bi 57 61 34 

» Diehl . » » 2... 23 14 10 
„Betrugg.. 8 — — — 
„Mißhandlung... — — 2 — 
VUnterſchlagung . - 6 6 3 4 
Begüunſtigung zur Unfitefigteit — 1 _ — 

weibl Steöflinge: 

= wegen Bagivens und Arbeitsiheun . 116 66 75 60 
„Bettelns. 3 3 6 1 
„Diebſtahls..10 — 10 4 
„Betrugg. 4 12 — — 
Unterſchlaguug. 5 4 4 7 

„ Mnftttlihlt 0.0... 2 45 6 8 

„  Antaufs gefiohlener Efielten . — 1 — — 


„ Gänlenmahene » 1 — 
zufantmen 50 3% 829 254 Steäflinge. 
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Davon waren in ber Stabt Augsburg 

beimatheberedtigt . » 2 2 000. 847 299 1% 167 

fremde Individuen - © 2 2.0.0. 108 94 131 87 

Es hat fi hiernach die Zahl der Einfchaffungen von Jahr zu Fahr bebeutend gemindert, 
und es muß dies Refultat zumeift dem Beſtehen ber polizeilichen GStrafanftalt und ihren Wirs 
kungen zugeichrieben werben. 

Beihäftigt wurden die Sträflinge mit Holzmachen, Tagelöhnen, Straßenarbeiten, Stroh⸗ 
flechten, Wolljortiren, Papierröhrcheumachen, Lumpenfortiren und häuslichen Arbeiten. j 

Es wurben in®befondere in ben Jahren 1854,65 1855/6 1856/7 
anf Rechnung ber freiwilligen Beihäftigungsanftalt 
der Armenpflege: 

Stride aufgeli - -» 2 2... 1400 Po. 878 Pf. 1240 Pb. 


Roßhaare gezupft -. - 2 2 2 0. 582 Pfb. 174 Pfo. — Bf, 
Papierröhrchen gemadt . » .». .» 143 Pfd. — — 
Schafwolle fortitt - » 2 «0. . 5570 Pfd. 1154 Pfd. 815 Pſd. 
Gummi de. . 2.20% A: _ — 282 Pfd. 
Sue ß.... %° 418 Pfb. _ — 
Kaffee Jd. — 830 Side 1546 Pſfd. 
Strobfefiel gefertigt » - » +... 30 Sid — 

Strobgeflechte gemaht . » » . . 13,395 Ellen 36,507 Ellen 97,018 Ellen 
Meifing ausgefuht. -. 2 2. — 1150 Pb. _ 


für frembe Rechnung: 


Holz geipalten vo 2 2 0 593 Klft. 599 Klft. 1026 Rift. 
Tagelöhne geleiflt. - » » 2... 1404 1112 534 
Diefe Arbeiten wurben geleiftet 


im Jahre 1853/4 in 7552 Arbeitstagen, mit einem Arbeitsverbienft von 1788 Fl. 30'/, Kr. 


„ n 18545 „ 8975 * a" " „ 1MTF 5%, Mr. 
" 7} 1855/6 " 6862 " [2] 1 1 " 1434 Fl. 43/, Kr. 
" " 1856/7 " 5989 " " " " " 1422 Fl. 2 Kr. 
Die Jahresrechnungen pro 1868/4 | 186456 1866/6 18567 
ergeben in Einnahme (auf FI. abgerundet) 
Arcbeitsverbinft . » . . . 1789 Fl. 1947 91. 1484 Sl. 1422 Sl. 
——— — — 
ofen - u 0 0 2. . _.—n ‚1% „ _ 10 „ 100 „ 


Summa 17 1789 $1. 2133 $1. 1564 8. 1522 FL. 
in Ausgabe: 


für Berföfigung .» » 0. . 1365 Fl. 15718. 1207 Fl. 1141 8 
Ueberverbient . 2. 2 20%. 
Regie» Auslagen fir Beleuchtung, 
Anihaffung von Handwerkszeug, 
Bett» und Leibwäihd, Reparatu- 


" " " 


ren ꝛc.... 8383 „ 49% „ 324 „ 365 „ 
Bejoldungen und Remunerationen 305 „ 385 „ 401 „ 401 „ 
auf Beheizung -. » » . . 274 „ 8308 „ R " 


— 2371 Fl. 2801 Fl. 2215 Fi. 2205 Fl. 
Es blieb hiernach Paffioret . . 5825. 668 Fl. 6 68 
Wie aus biefer Ueberſicht hervorgeht, wurden in jedem Rechnungsjahre die Berpflegungs- 
foften durch ben Arbeitsverbienft gebedt. Die Verpflegung eines Sträflings pro Tag berechnete 
fih im Jahre 1863/4 anf 10%, Kr., 18545 auf 18 Ker., 1865,6 auf 10%, Kr, und 1856/7 auf 
11%, 8, 
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Der Zuſchuß aus der Stabtlaffe zur Deckung des Paſſioreſtes berechnet ſich 
für bie Jahre 1853/4 18545 1855,6 1856/7 

für einen Sträfling per Tag auf 48.2 Hl, 4 8r.3%/, Hlir. 5.1 Hr. 6 Kr. 6 Hlr. 

Wird diefem Zuſchuſſe noch ber 

Zins & 4 pCt. von 12,800 Fl., 

melde anf Anlauf und He el 

lung bes Gebäubes verwendet 

wurden, zugerechnet, fo ſtellt fich 

ber —8 einen Sträfling 

per Tag auf... 5,2 „ 7,7 „10,1 „1,7 7) 

Obwohl hiernach bie Koften der Anftalt fich jährlich merklich erhöht haben, was haupt⸗ 
fählih bie Folge der verminderten Anzahl der Sträflinge ifi, da bie Regieloften, 3. B. Befol- 
dungen, Beheizung, Beleuchtung, Reinigung, biefelben bleiben, fo find dieſe Koften, wie in ben 
Jahresberichten nachgewieſen wirb, immer noch viel geringer, als die Sträflinge im Poligeiarrefte 
verurſachen würben. 

Die Folgen und Wirkungen ver poligeilihen Strafanftalt werben in ven Jahresberichten 
ber Verwaltung im Allgemeinen als befriebigend bezeichnet. Die mwohlthätigfte Wirkung, heißt 
es im einem dieſer Berichte, übt bie Anftalt auf ſolche Menſchen aus, welche nicht ſchon ganz dem 
Lafter verfallen find und bei denen das Ehrgefühl noch nicht völlig abgeftumpft if. Eine ein⸗ 
malige Einfhaffung genügte, um fie wieder auf dem rechten Weg zu führen, ihr Ehrgefühl zu 
erweden und jomit ver menfchlichen Geſellſchaft zurüdzuführen, bevor fie gänzlich dem Lafter und 
Verderben angehören, 





Dad Schulweſen zu Königsber * i. Pr. zu Michaelis 1858. 
Aus ben amtlichen Berichten über die hiefigen Schulanftalten ergiebt fi für den vorſtehenden 
Zeitraum folgende — 


Lehrerzahl. _ Süterzabt. =, 











Schulen. Mäd⸗Zu⸗ 
chen. ſammen. 
A. Die Oymnajien, 

Das Friedrihs-Eollegium . . - 2 2 2 20 8119| — 819 

Das altftäbtiihe Stabt-Öymnaflum. . x». » El — 361 

Das kneiphöfiſche Stabt-Gymnafium . . ..: . 804 — 304 

B. Die. höheren Bürgerfhulen, 

Die Töbenichtihe höhere Bürgerfhule - . » » . 336 — 336 

Die Burgſch ule — * . . * 38) —— 380 

Die FEN höhere Tochterſchule wre 202 | 202 

C. Die Bürgerfhulen. 

Die Domſchule . . PER RER Te NP 3 13| — 113 

Die altſtädtiſche Kirchſchule a a ae 23591 — 259 

Die ſtädtiſche Mäphenihule ». » » 2 2... . — 179 179 

D. Die Volkéſchulea. 

12 ſtãdtiſche Elementar · Kirchſchulen. 1269| 992 2261 
4 nicht ſtädtiſche Ei: — —— A sil! 149 460 
9 Räptifche Armenſchulen - 2 2.0, = | 1313| 1329 | 2642 
3 nicht ſtädtiſche Arnen ſchulen Pe Er | 224 | 284 508 

R. Die FURKHUNBIER 
23 Privatihulen  . -»- » » — — 212 1345 | 1557 
Zufammen 60 Schulanfalten * | 


17* Lehrern, Schülern, 
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Hiervon zählten \ 
bie 3 Gymnafien. . . . 22 M. mit 984 Schülern, worunter 92 Freiſchüler, 


„ 8 böhern Bürgerfhulen 20 „ „ 98 „ ” 16 „ 
„» 8 Bürgerfäuln. . . 1. „ 51 u — 62 
„28 Bellsfhulen . . . 8 „ „ BI „ „ 3970 u 
» 23 Privatfhulen. . . 85 „u „ 157 „ " 18 


elite Eine BEER, N BEE PR EARER 
Zuſammen 206 Kl. mit 9881 Schülern, worunter 4208 Freiſchüler. 

Diefen Angaben zufolge bat im Laufe des Jahres 1858 abermals eine Vermehrung ber 

Schülerzahl und zwar um 308 flattgefunden, jo daß eime fortwährende Steigerung, nur mit 
Ausnahme des Jahres 1848 und ber nächſtfolgenden, auf biefem Gebiete bemerkt iſt. Die 
Schulen zählen feit 1840 nicht weniger als 2000 Schüler mehr. Die biesmalige Vermehrung 
vertheilt ſich faſt ausnahmeweiſe über alle Schulgattungen. 

Die drei Gymnafien haben fih um 52 gegen das vorige Jahr, um 226 gegen das Jahr 
1848 vermehrt; ebenfo bie zwei höheren Bürgerjchulen um 31 gegen das vorige, um 101 gegen 
das Jahr 1848. Diefe 5 höheren Schulen find in 15 Jahren zufammen um 534 Schüler 
gewachſen. Die 12 fäbtifhen Elementarſchulen, welche lange nicht zum Gebeihen gelangen 
fonnten, haben in biefem Jahre um 73 Schüler zugenommen. 

Die Armenſchulen haben ſich, trotz ber geſchärften Aufficht über ven Schulbeſuch, ber 
dadurch ein viel befferer uud far befriedigenber geworben ift, um nichts gehoben, jo daß bie viel 
beſprochene Annahme einer großen uneingeſchulten Kinberzahl ſich nicht zu beftätigen ſcheint. 

Die Zahl der 23 Privatſchulen ift fich gleich geblieben, 

Die Zahl] der Freiſchüler hat ſich bei allem biefem Wachsthum vermindert, was auf bem 
Wohlſtand der ſtädtiſchen Bevölkerung ein günftiges Licht werfen dürfte. Es find Jahre vor⸗ 
gelommen, im welchen bie Freiſchülerzahl die Hälfte ber vorhandenen Schüler überſchritt; 
gegenwärtig fehlen in den eigentlichen fäbtifhen Schulen nod 732, in dem hiefigen Schulen 
überhaupt 301 an der Hälfte, fo daß ſich diefes Verhältniß weſentlich gebeflert hat. 

Außer den oben genannten 9881 Kindern beſuchen noh die Kleinkinber-Bewahr- 
Unftalten 1314 Kinder. 





III. 
Monats- Chronik. 


Königreich PWreußen. 


a. Of- und Weſtpreußen. 

Königsberg, im Febr. In der am 25. v. Mts. ftattgehabten Sitzung ber Stabt- 
verorbneten trug ber fiellvertretenbe Vorſitzende Hr. Voigdt die Entfheibung bes Herrn Mini- 
fliers des Innern über die BVerpflihtung der hiefigen Stabt zur Leitung der Feuerlöſchhülfe im 
Umkreiſe einer Meile vor,, eine Angelegenheit, welche von dem Magiftrate bis im bie legte Ju⸗ 
ſtanz, bis in's Kabinet gefülhrt worden ift, aber ohne für ben Beichwerbeführer günftigen Erfolg, 
denn bie Weigerung bed Magiftrats, die Feuerlöſchhülfe zu gewähren, iſt nicht als gerechtfertigt 
erachtet worden, da fi aus ben Beflimmungen eines Reglements aus bem vorigen Jahrhundert 
folhe Berpflichtung nachweifen läßt. Hr. Szitnid fragte, ob ber Magiftrat benn fo ganz 
allein in biefer Angelegenheit gehandelt hatte, ohme bie Stabtverorbnetenverfammlung zu befra- 
gen? worauf ber Bürgermeifter Bigord erwiberte, baß ber Magiftrat gefeklih in Berwal- 
tungsangelegenheiten ſelbſtſtändig handeln kann und das in biefem Falle allerdings auch gethau 
hat, — Seitens des Magiftrats iſt nun mach biefer endgültig ergaugenen Entſcheidung eine 
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Berfügung an ben Branbbireltor Ringleb erlaffen worden, bie benfelben ammeifet, bei etwa 
entſtehendem Brande im Umkreiſe einer Meile von der Stabt, eine micht gefüllte Sprige alter 
Konſtrultion mit einem Sprigenmeifter und einem Aififtenten bei eigener Vertretung, aber erft 
auf Requifltion des Hrn. Polizeipräfidenten und ohne vorher vom Magiftrate einzuholende Ger 
nehmigung zu entfenben. Auch wurbe ein ziemlich umfaffender Schriftwechfel zwiſchen dem Po- 
lgeipräfidenten Maurach und dem Magiftrate, über bie in ber Sitzung ber Stabtverorbneten 
am 28. Dez. v. I. von dem Magiftratsdeputirten Hrn. Stadtrath Hartung abgegebene Erklä— 
rung, daß bie Etatsüberfchreitung beim örtlichen Polizeiverwaltungsfond pro 1857 c. 5000 Thlr, 
betragen, verlefen. Während der Polizeipräfident die im Jahre 1857 von ber Stabt zu leiften- 
beu außergewöhnlichen, nur ein Mal vorkommenden Ausgaben, 3. B. bie Koften, welche ber 
Ausbau des Polizeigebäudes erheifchte, die vielleicht erft mach Decennien wiederlehren bürften, 
nicht als ſolche etatsmäßige Ausgaben anfehen will, daß man jagen könnte, durch fie wäre ber 
Etat überſchritten worben, rechnet der Magiftrat dieſelben alle zufammen, balancirt fie gegen bie 
Etatsiumme und kommt dann zu einer Etatsüberjchreitung von 4756 Thlr,, einer Summe, 
welche auch Polizeipräfident Maurach nach folder Berechnung als richtig anerkennt, aber nicht 
als lediglich im Jahre 1857 vorgelommene Ausgabe beim königl. Polizei » Berwaltungs- Fonds, 
Nach feiner Aufftelung gehört zu diefer Summe eine im Jahre 1856 vorgelommene Etatsüber- 
ſchreitung von 1268 Thlr. 23 Sgr. 7 Pf., dann ein Zufhuß zu dem etatsmäßigen Reparatur: 
loſtenfonds des Polizeigebäubes pro 1856 im Betrage von 166 Thlr. 3 Sgr. Rechne man zu 
biefen beiden Summen no die im Jahre 1857 für nothwendig geworbenen Hauptreparaturen 
des Polizeigebãudes erforberlihe Koftenfumme von 2221 Thlr. 10 Sr. 6 Pf. hinzu, welde 
aber eben nicht, weil e8 eine ertraorvinaire, Überhaupt einmal zu leiftenbe und jobald nicht wie- 
berlehrende Ausgabe jei, ald eine Etatsüberfchreitung zu betrachten fei, fo bleibe, wenn biefe 3 
Summen abdirt und vom ber vermeintlichen Etats -Weberjhreitung von 4756 Thlr. 6 Sgr. 7 
Pf. abgezogen werben, nur immer eine wirkliche Elatsüberjcreitung pro 1857 von 1099 Thlr, 
29 Sgr. 6 Pf. Auf das legte Schriftftiid des Präfidenten hat der Magiftrat num noch geant- 
wortet unb zwar getreu feiner früher ausgefprodhenen Anſicht. — Gleich darauf wurde bie Aus» 
fertigung bes Etats der örtlichen Polizei» Berwaltung pro 185961 der Berfammlung vorgelegt, 
welche in der Einnahme auf 3867 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. und im der Ausgabe auf 61,719 Thlr. 
28 Sgr. 2 Pf., alfo mit einem Zuſchuß von 57,852 Thlr. 5 Sgr. 8 Pf. abſchließt. — 
Königdberg, im Febr. Aus der Stabtverorbneten» Berjammlung am 15. d. M. noti- 
ren wir Folgendes: Der Herr Hauptmann Jany flellte bei Gelegenheit einer Vorlage, betreffend 
bie Bewilligung einer Unterftägung für bie Wittwe eines verftorbenen Magiftrats-Unterbeamten, 
den Antrag, die verheiratheten Unterbeamten anzuweifen, daß ſie ſchon bei Lebzeiten für ihre 
Frauen forgen, indem fie biefelben in eine Wittwenlafje einkaufen. Es wurbe eine Kommiffion 
deshalb ernannt, welche in Berathung getreten if und, wie Hr. Jany in biefer Sigung mit 
theilt, dahin befchloffen hat, daß bie bereits angeftellten verheiratheten Beamten nicht mehr zum 
Einkauf ihrer rauen in eine Wittwenkafje heranzuziehen feien, weil es ihmen zu ſchwer fallen 
wird, ihe Gehalt, mit dem fie fih ſchon hinlänglich eingerichtet haben, nur noch zur Bezahlung 
von Wittwenkaffenbeiträgen zu verwenden. Dagegen hat bie Kommiffion beſchloſſen, daß ferner 
jeber anzuftellende Beamte, fobald er 350 The. jährlihes Gehalt Hat, angehalten werben joll, 
für feine Fran zu forgen, damit fie bei feinem bereinftigen Abfterben wenigfiens jährlich 50 Thlr. 
BWittwen-Penfion habe. Die Berfammlung genehmigt biefen Beſchluß und ebenfalls das noch 
bente vom Herrn Jany zu bemfelben geftellte Amendement, dahin gehend, daß auch die bereits 
angeftellten Beamten, wenn fie eine Gehaltszulage von minbeftens 50 Thaler erhalten, ferner 
gehalten fein follen, in ber eben angegebenen Art für ihre Frauen zum forgen, — Bisher bezog 
die Stabt nad dem $.4. des mit dem hiefigen Apothelern über die Arzneilieferung für die fädti- 
hen Armen beftehenben Eontraft vom 18. März 1850 von den Apothelern einen Rabatt, der auf 
38/ pCt. ſtipulirt war. Es muß biefer $. jedoch umgeinbert werben, weil nach ber feit bem 4- 
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Januar c. eingeführten neuen fgl. preuß. Arzuei-Taxe ein folcher Rabatt höchſtens bis zu 25 pEt. von 
ben Apothelern bewilligt werben barf. Herr Dr. Thomas, als Referent in diefer Angelegenheit, 
beantragt die Abänderumg bes $. 4., wie er verlangt wirb und ben Beſtimmungen ber neuen 
UrzneisTare angemefien if; er giebt dabei aber auch gleichzeitig bie Erllärung ab, baß bie 
Stadt wegen dieſer Herabjegung des Nabatts keine Mehransgabe haben wird, indem bie Preife 
für die Mebitamente nach der neuen Tare fehr viel geringer find; er führt beiſpielsweiſe an, 
daß bie Chinapräparate, welde bisher pro Strupel 6 Sgr. 6 Pi. lofteten, jetzt auf 4 Sgr. 4 
Pf. herabgefegt feien, ebenio fei es bei ven Jobpräparaten ꝛc. ber Ball. Gegen bie Abänderung 
bes 8. 4, des Kontralts wurbe nichts eingewanbt. 

Elbing. Aus der Stabtverorbneten ⸗-Sitzung vom 11. Februar c. iſt anzuführen: Bon 
den Mittheilungen des Magiftrats, daf der Prozeß der Stadtgemeinde wider Fistus wegen Her- 
ſtellung ber Fähr- Anftalt bei Neuſtädterfähre in 1. Inftanz zu Guuſſen der Kommune entichie- 
ben if, ferner daß Fiskus in feiner Prozeß⸗Sache wider die Stadtgemeinde wegen der Alludio⸗ 
nen am frifhen Haff in 1. Inſtanz abgewieſen ift, hat die Berfammlung Kenntniß genommen, 
Der Sparkaffen, Abichluß pro Januar c. weift einen Beftand von 388,844 Thlr. 3 Sur. 4 Bi. 
nad. — Die von dem Magiftrate vorgelegte neue Inſtruction für die Armenpfleger wirb 
genehmigt. 

b. Pommern. 

Stettin, 15. Febr. Im ber vorigen Sitzung ber Stabtberorbneten war auf Borfchlag 
bes Magiftrats der Beihluß gefaßt, die Stelle des verft. unbeſoldeten Stadtraths Wellmann 
nicht wieder zu befegen. Im ber heutigen Sitzung erhob fi nun eine Diekuſſion darüber, 
daß jener Beihluß zu der Annahme berehtige, in ber Folge folle bie Zahl ber unbefolbeten 
Stadträthe überhaupt um 1 Mitglied verringert fein. Man erkannte darin einen Irrthum, 
und jener Beichluß wurbe wieber aufgehoben. — Godann wurbe der Berfammlung Mittheiiung 
über die Gewerbefteuer-Tantieme-Bertheilung von 1858 gemacht. Es hat die Steuer Überhaupt 
etwa 35000 Thlr. betragen, wovon der Stabt 4 pEt. mit ca. 1400 Thlr. zu Gute kommen, 
und zwar fließt der Betrag zur Hälfte ber Kämmereilaffe, zur anbern Hälfte einigen nambaft 
gemachten Magiftratsbeamten als Gratifitation zu. — Das Küämmereilaſſen⸗Reviſionsprotololl 
vom 18. Januar d. 3. ergab eimen Beſtand von 21,000 Thlr. Ein für gewöhnlich jo erheb- 
licher Beſtand ohne zinsbare Anlegung — nur in einem Momate bed vorigen Jahres war mer 
niger Beftand vorhanden — murbe für micht gerechtfertigt erachtet, unb beſchloß man, ben Ma- 
giftrat zu erfuchen, die möglichſte Nutzbarmachung der von ber Kämmereilaſſe vereinnahmten 
Summen ind Auge zu faffen. — Der Magiftrat macht ferner ber Berfammlung bie Mittheir 
fung, daß buch Beruntreuung des Magazindieners K. dem Leihamte ein Schade von 250 bis 
260 Thlr. erwachſen fei. Um fernerhin derartigen Berluften vorzubeugen, ſchlägt der Mugiftrat 
vor: 1) die Summe von 120 Thlr. jährlich für Beſoldungen einer Nachtwache, von je 40 Zhlr. 
ä Perſon zu bewilligen ; 2) die Kaution ber Magazindiener (30 Thlr.) zu erhöhen, unb 8) 
namentlich für die äußere Sicherheit der Leihamts-Polalitäten Sorge zu tragen. Die Ber 
fammlung beſchloß, dur eine Kommiſſion diefe Angelegenheit prüfen zu laffen, und demnächſt 
über bie Borfhläge Beihluß zu faſſen. — Zwei Anträge in Betreff des Feuerlöſchweſens lagen 
vor; ber eine betraf bie Uebertragung ber oberften Leitung bes Löſchweſens auf einen techniſch- 
gebildeten Beamten; ber andere will bie Berwendung von militärifhen Kräften, namentlich ver 
Pionire, beim Ausbruch eines Feuers, nach dem Beifpiele anderer Feftungen, wie Magdeburg 
und ®logau, wo fi biefe Hälfeleiftung praftiih bewährt habe, Die Berfammlung über- 
wieß beide Anträge dem Magiftrat zur Erwägung, reſp. zur weiteren Verhaudlung mit bem 
Militairbehörben. — Rah einem Schreiben der Königl. Polizeibireltion an ben Magiſtrat wür« 
ben nunmehr, „nur noch 3 Jahre vorübergehen bürfen“, wo bie ganze Stabt mit Trottoirs ver⸗ 
fehen fein fol, Die ſtädtiſchen Behörden erkennen mun zwar eine folhe Zwangepflicht nicht 
an, find aber in Anfjehung ber Zwedmäßigfeit damit einverflanden, daß im ber. Folge ein 
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berartige® Geſetz ber Zmangspflichtigfeit beantragt werbe, und befchfießen zugleich, bie Polizeibi- 
reftion beſonders zu erjuchen, für die Ausführung ber zur Benutzung ber bereits vorhandenen 
Trottoirs befiehenben Borfchriften Sorge zu tragen, — Die zur Unterfuhung ber mangelhaften 
Straßenbeleuchtung wiebergefegte Kommiffion flattet ihren Bericht dahin ab, daß die Auftellung 
eines Kontroleurs ber Gasanfteder ꝛc. mit einem Gehalte von 240 Thlr. erforderlich fei. Ders 
felbe würbe darüber zu wachen haben, daß bie Latermen gehörig gepußt und bie Flammen zu 
verſchiedenen Zeiten bes Abends nach Verhältniß des Drudes regulirt würden. Außerdem aber 
follte berjelbe die Mußezeit zur Kontrollirung von Privatlonjumenten verwenden. Weiter wurbe 
von ber Kommiffion eine neue Organifation der Aufteder erforberlih gehalten. Im ber folge 
jollen 6 Anfteder in 12 Revieren fungiren, woburd fi eine größere Regelmäßigleit im Dienft 
und eine befjere Kontrolle erzielen laffe. Die Flammen jollten ferner um 11Y, Uhr ſämmtlich 
bis auf die permanenten Nachtflammen ausgelöfcht werben, dagegen aber jebe Flamme pro 
Stunde flatt 5 Kubiffuß Gas, im der Folge 6 Kubilfuß Gas Lonfumiren dürfen. Die vor⸗ 
bandene Anzahl Laternen, wie die Entfernung berjelben von einander wurbe für genügend er» 
achtet. Die Berfammlung erflärte fi) mit den Vorſchlägen der Kommiffion einverflanden und 
bewilligte für den Fall, daß biefelben auch beim Magiftrat Berüdfihtigung finden follten, bie 
erforberliden Summen. Zu bemerken ift noch, daß die Kämmereilaſſe in den Jahren 1851 bis 
1857 591,201 Thlr. auferetatsmäßige Ausgaben zu beftreiten gehabt hat, unb daß zur Dedung 
biefer Ausgaben bie Emiffion von 500,000 Thlr. Stabt-Obligationen nöthig gewejen. Der 
bei weitem größte Theil diefer Summe (338,073 Thlr.) ift für bie Ausführung großer Neubauten: 
ber Friedrih-Wilhelmsichufe, des neuen Waifenhaufes, der neuen britten Oberbrüde, bes neuen 
Dampfihiffbollwerls ꝛc. ıc. abforbirt worden; aber auh zum Anlauf von Grunbftüden find 
bebeutende Summen verwandt, fo z. B. für das Bolizeidireltionsgebäube 10,600 Thlr.. Sullows 
Speichergrundſtück 10,285 Thlr., desgl. Schultzſches 13,150 Thlr., Wellmanns 8000 Tpir. und 
mehrere Heinere Grunbftüde von zuſammen 7785 Thle.; außerdem wurben für Erwerbung 
einer Grundfläche von 39,000 Duabratfuß zum Nenbau eines Krankenhaufes in ber Neuftabt 
im Jahre 1856 26,286 Thle, angelegt. Die Einquartirungslaften haben, namentlich im Jahre 
1851 einen außerorbentlihen Zuſchuß, 42,383 Thlr., erfordert. Eben fo bedeutend waren bie 
Beiträge zu den Kreis-Chauffeebauten; es find dafür in 6 Jahren 69,400 Thlr. beigefteuert 
worben. 80,000 Thlr. Schulden find in Bjähr. Raten bei der Generalftaatsfaffe getilgt worben. 
5725 Thlr. wurben bei verſchiedenen Empfangsfeierlichleiten Allerhöhfter Herrſchaften veraus- 
er Zu den beiben Pferberennen und Thierſchauen im Jahre 1852 und 1857 wurben 2239 
r. und zum Sängerfeſt 300 Thlr. beigefteuert, Zur Abwenbung des Hochwaſſers 1854 und 
F wurden 2091 Thlr., und zur Abwehr ber Cholera in den Jahren 1855 und 1856 1267 
Ehlr.. verausgabt. An Entjhäbigung für ein durch Oderpfähle beſchädigtes Schiff wurden im 
Jahre 1852 3578 Thlr. bezahlt und dem Comitee für Beſchaffung billiger Nahrungsmittel im 
Jahre 1852 2000 Thlr. übermwiefen. 
Schievelbein, im Febr. Die Ausgabe ver Stabtarmenlafie pro 1858 betrug 604 
Eile. 2 Sr. 8 Pf. Zu biefer Summe hat die Stabthauptlaffe 459 Thlr. beigefteuert, wäh- 
rend ber freiwillige Bürgerbeitrag pro 1858 nur 59 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf. betrug. Es ift 
fehr zu bebanern, daß nicht allein dieſe Beiträge von Jahr zu Jahr geringer werben (pro 1856 
betrugen fie noch 77 Thlr. 8 Sgr. 6 Pf), fondern daß auch ſonſtige Unterftügungen ber Armen 
und Bebürftigen ganz fortgefallen find. Während vor einigen Jahren noch hierfelbft ein Frauen- 
Berein befland, welcher gegen eine geringe Bezahlung — nad Umſtänden auch ganz umfonft — 
eine felbft bereitete, gute und nahrhafte Suppe verabreichte, ober. geeigneten Orts eine Unter- 
fügung an Naturalien ober an baareım Gelbe, auch Brennholz, verteilte, geſchieht gegenwärtig 
nichts dergleichen mehr. Daß aber auch wirkliche Noth bei ben hiefigen Armen vorhanden if, 
troß ber ermäßigten Korn.» und Kartoffelpreife, und trot bes fehr milden Winters geht aus 
der obigen, zu möthigen Unterftügungen ber Nothleidenden verwendeten Summe nur zu deutlich 
hervor. 
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ce. Polen. 

Poſen, 9. Febr. Auf Beranlaffung der Stabtverorbneten » Berfammlung iſt vom Magi- 
firat eine Umarbeitung bes Regnlativs zur Erhebung der Einfommenfteuer vorgenommen, um 
daffelbe mit den neueren geſetzlichen Beftimmungen in Einflang zu bringen. Diefer Entwurf 
ift der l. Regierung vom Magiftrate zur Beftätigung eingereicht, ohne bie Stabtverorbnetenvers 
ſammlung darüber zu vernehmen, deren Mitwirkung der Magiftrat nicht für nothwendig erach- 
tete. Die Berfammlung fah Hierin einen Eingriff in ihre Rechte, da es fi um mejentliche 
Aenderungen in Bezug auf bie Steuererhebung handelt, und beſchloß, hieriiber bei ber k. Regie- 
rung Beſchwerde zu führen und dieſelbe zu bitten, dem Entwurf ohne Zuftimmung ber Stabt: 
verorbnietenverfammlung bie VBeftätigung zu verfagen. — Ein vom Magiftrat entworfenes Ort» 
flatut für die Unterftügungstaffen hiefiger Fabrikarbeiter wurde mit unerheblichen Aenderungen 
von der Berfammlung gebilligt. — Die Verpachtung des Theaterbuffets pro 1859 an ben frü- 
bern Pächter für 10 Sgr. pro Spielabend wird genehmigt. Bisher hatte biefe Pacht 14 Sr. 
betragen. — Die k. Regierung hat an bie fläbtiihen Berwaltungsbehörben das Berlangen ge- 
ftellt, ein Arbeitshaus in biefiger Stabt zu errichten. Die mit der Prüfung biefer Angelegenheit 
beauftragte Kommiſſion ift zu dem Refultate gelommen, daß das Bedürfniß eines Arbeitshaufes 
für die Stadt nicht vorhanden ift, ſchlägt jedoch vor, falls bie Regierung bei ihrem Berlangen 
beharren follte, eim foldhes in ven Räumen bes ehemaligen Kranzistanerflofter® für 10 Perfouen 
männlihen und 10 Perfonen weiblichen Gejchlechts einzurichten. Die Berfammlung nahm die- 
fen Vorſchlag an. — Bei den letzten Stabtverorbnetenwahlen war der Kalkulator Lück zum 
Stabtverorbneten gewählt worben, hatte aber bie Genehmigung bes Kreisgerichtspireltoriums 
nicht erhalten umb deshalb Die Wahl ablehnen müfjen, worauf vom Magiftrat eine Neuwahl 
angeorbnet wurbe. Die f. Regierung hat fi indeſſen veranlaßt gefunden, bie Genehmigung 
bes Kreisgerichtsbireftoriums zum Eintritt bes Kallulators Lück in die Stabtverorbnetenverjamm- 
fung zu erwirfen und ven Magiftrat hiervon mit dem Erfuchen in Kenntniß geſetzt, bie Neu- 
wahl nod auszufegen. Die Berfammlung lehnte indeß biefe machträglicye Genehmigung ab und 
erſuchte den Magiftrat, die Neuwahl nunmehr zu veranlaffen. — Ein Antrag, welde Nutzungen 
ber Kommune aus ber Polizeiverwaltung erwachſen und welche Kontrolle darüber befteht, wurbe 
vom Antragfteller für jetzt zurüdgezogen, ba über biefen Gegenftanb gegenwärtig Seitens bes 
Magiftrats Verhandlungen fchweben. 

Den 10. Febr. Unfere Stabtverorbneten haben im ihrer geftrigen Situng beichloffen, 
wei Petitionen am bem jet in Berlin verfammelten Landtag zur richten. Die erfte betrifft einen 
Antrag wegen Wieberverleihung ber frühern Rechte ber Realſchulen bei ben Entlaffungen und 
ſchließt fi im Weſentlichen ben bereits von vielen Städten unſers Baterlanbes an ven hohen 
Landtag eingegangenen Petitionen an. Auch von dem Vertreter unferer Stadt im Abgeorbne- 
tenhaufe, bem Dberbürgermeifter, Geh. Rath Naumann, waren dahin zielende Anträge hier ein⸗ 
gegangen. ine zweite Petition betrifft bie Entlafjung ber Stabt aus dem Zwangsverbande ber 
Provinzial-Fenerfocietät. Zur Ausarbeitung ver Petitionen wirb eine Kommifflon erwählt, die fich 
mit be Magiftrat vieferhalb in Einvernehmen fetgen fol, Aus Anlaß bes freubigen Ereigniffes, wel- 
ches unfer erhabenes Herrſcherhaus und mit ihm das ganze Land betroffen durch bie Geburt 
eines Prinzen, welder bereinft berufen ift, den Thron unfer® Baterlandes zu befteigen, hat bie 
Stabtverorbnetenverfammlung den Beſchluß gefaßt, eine ſtädtiſche Stiftung zu grünben, aus 
welchen talentvollen unbemittelten Zöglingen unferer Realſchule, bie fih wiffenfchaftlihen Studien 
ober dem höhern Gewerbsleben widmen wollen, Stipendien zu ihrer weitern Ausbilbung gewährt 
werben follen. Aus flädtichen Fonds hat die Verſammlung hierzu 1000 Thlr. bewilligt und 
ben Wunfch fund gegeben, daß biefer Betrag durch freiwillige Zeichnungen Seitens ber Ein- 
wohner unferer Stabt verflärft werbe, 

Bromberg, ben 5. Febr. Im der geftrigen Sitzung der Stabtverorbneten machte ber 
Borfigeude zumächft bie Mittpeilung, daß ber bisherige Vorſitzende ber Rechnungs» Revifions- 
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Eommiffton, Oberpoftbireltor Plath, wegen feiner andermweitigen amtlichen Beichäftigungen fein 
Amt als Stadtverordneter niederlegen müſſe. Die Berfammlung fah mit Bedauern einen Mann 
aus ihrer Mitte jcheiden, der ſich fo vielfache Berbienfte um bie Stabt erworben hatte. Als 
Anerlennung fir dieſelben votirte fie ihm durch Aufftehen ihren Dank. — Die Idee ber Erridh- 
tung einer Bürgerfchule am biefigen Orte neben ber Realſchule und den 4 mehrklaffigen Ele— 
mentarſchulen war ſchon feit längerer Zeit vege, theils weil das Schulgeld in ber Realſchule für 
weniger bemittelte Bürger fehr hoch ift und Befreiungen vom Schulgelde nur höchſt felten ge- 
nehmigt werben, theils aber auch, weil der Unterricht in ber Realfchnie eine Ausbildung erftrebe, 
bie viel Zeit koſte und daher für Bürgerföhne, vie fih einem Handwerke wibmen follen, zu 
lange währe. Man wollte daher nod ein Inftitut Schaffen, das zwiſchen der Elementar» und 
Realſchule fände und eine gewiffe Bildung etwa bis zum 15. Lebensjahre des Schillers zum 

Abſchluß brächte. Das fol nun eine Bürgerfchufe fein, die aus 3 Elementar» und 2 höheren 
Maffen befteht. Nach längerer Debatte entſchied fi die Berfammlung für den Kommiffionsbe- 
richt, der ſich dahin ausfpricht, daß die Bürgerfchule in ben Räumlichkeiten ber frühern Real- 

ſchule eingerichtet und unter einen befonberen Rektor geftellt werbe, und ſchon zu Oftern, jpäte- 

ſtens aber zu Michaelis c. ins Leben treten fol. — Der Ueberfüllung der Serta der Realichule 
fol durch Errichtung einer Paralellllaſſe aögehoffen werden. — Wegen Aufhebung des Zwanges 
zum Beitritt zur Provinzial » Feuerverfiherung foll durch unſere Abgeorbneten beim Lamdbtage 

petitionirt, und gleichzeitig im biefer Angelegenheit eine Borftelung an das Miniflerium gerich- 

tet werben. 

Bnin, 4. Febr. Im der letzten Stabtverorbnetenfigung botirte man bem Bürgermeifter, 
der mit etwa 500 Thir. beſoldet ift, eine Mehreutſchädigung für Belenhtung von 15 Thlr. 
jährlich und die Benugung einer Wiefe im Werthe von 18 — 20 Thlr. Andrerfeits aber hat e8 keinen 
erfreulichen Eindrud gemacht, daß in derſelben Situng den Nachtwächtern, deren jeder 3 Thlr. 
erhielt, 1 Thle. abgezogen wurbe, da ja für 2 Thlr. der Dienft auch verfehen werben könne. 


d. Shlefiem 
0. Bredlau. Die Realfhulfrage macht ihren Rundgang durch bie Commune, 
und mit Recht ſchon um beswillen, weil fie von ihrer wiſſenſchaftlichen, culturlichen und flaat- 
fihen Seite abjufehen, recht eigentlih eine commumale Frage ifl. Denn die Realſchulen 
Preußens wohl ohne Ausnahme find von Communen gegründet und erhalten, mit vom 
Gtaate, und Fundirung durch Stiftungen bürfte ſich nur bei höchſt einzelnen biefer jungen 
Anftalten und auch da nur theilweife finden (in Bredlau z. B. bei der Realſchule IL, genannt 
od heil. Geiſt“). Es mußte beumac das Intereffe ber bezliglichen Kommunen fi weſentlich 
betroffen fühlen, als duch Minifterialverfügungen an dem durch bie preuß. Berfaffung vom 
31. Januar 1850 vorgefunbenen, auf der Cabinets⸗-Ordre vom 31. Oftober 1827 und ber 
Eircular-Berfügung vom 8, März 1832 beruhenden Rechtszuſtande bedeutende Aenberungen 
dorgenommen wurben, geeignet, den Beſuch und fomit die Beiträge zur Erhaltungsfähigteit 
biefer Inſtitute gegenüber den Gymmaflen weſentlich zu beeinträchtigen, indem fie nicht mehr, 
auch wen fie den vom Gtaate geftellten Formen und Anforberungen genügten, buch ihr 
„Zeugniß ber Reife“ unbefchränkt zum einjährigen freiwilligen Militairbienfte, zum Eintritt in 
bie Poſt⸗, Forſt⸗ Bau⸗, Berg- oder Bilreau⸗ Carriere befähigen follten. Als Borbereitung- 
fähig für die Bauacademie wurden durch Berfügung vom 27. Mai 1850 nur einige der Real- 
ſchulen erfannt, für die technifhen Wemter bei ver Berg-, Hütten» und Salinen - Berwaltung 
buch Eircnlar-Berfügung vom 3, März 1856 das Zeugniß der Reife von einem Oymnaftum 
gefordert, als Bedingung zur Zten Prüfung in biefer Earriere, und durch Reglement vom 1. 
März 1857 bezüglich der Pofeleven wirb den Abiturienten ber Gymnaflen das Borreht des 
Bezugs von Dienftremunerationen bis 15 Sgr. pro Tag ein Jahr nah bem Dienfteintritte 
und zuläffiger Abkürzung ihrer breijäprigen Bildungszeit zuerlannt. — Den preußiſchen Stäbten, 
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welche nunmehr, nachdem für einem Erfolg freiere Ausſicht vorhanden, gegen’ biefe Beidränkun 
gen reſp. Beeinträchtigungen grundlegender Berechtigungen petitionirend aufgetreten find, bat 
ſich auch eine Anzahl ſchleſiſcher beigefellt, Umter bem vorigen Regime konnte man nur 
darauf Bedacht nehmen, wenigftens das BVeflehengebliebene zu erhalten gegen etwa weitere Ein» 
ſchränkungen, von denen dunlle Gerüchte gingen, entflofien ven beutlichen Zeichen, nach melden 
gegenüber den Realfhulen das Gegentheil einer Vorliebe zu walten ſchien. Jetzt hingegen 
nimmt man frühere Wünfche wieder auf, bie nämlich nach Gleichberechtigung ber Realſchulen 
bezüglidy des Geltens ihrer Vorbildung auch für das Univerfitätsftubium der Naturwiſſeuſchaften. 
Ih habe hier nur die Thatſache zu vermerken, deren Beurtheilung gehört auf eim anberes Feld. 
Auch feitens Breslau, doch mur feines Magiſtrates, ift ein hier einſchlagender Bericht und 
zwar an das Minifterium abgegangen, melder völlige Gleichberehtigung ber Realſchulen mit 
den Gymnaſien wünſcht, ausfchlieflih nur der Studienfächer, welche unbebingt bie umfafjenbere 
Haffiihe Vorbildung erheiſchen. Seltfamerweije haben bie Stabtverorbneten einem Untrage, 
auch ihre Stimme in ber Sache hörbar zu machen, nicht Folge gegeben; bie Gründe: bereite 
erfolgte Abſendung ebenerwähnten Berichtes, und bie zu weite Faſſung bes geflellten Antrages, 
bürften nicht fräftig gemug fcheinen, eine ſolche Paſſibität zu rechtfertigen, zumal Breslau ein 
boppeltes und vielleicht binnen Kurzem (denn beide hieſige Realſchulen find trotz jener Hem⸗ 
mungen überfüllt) ein breifaches Interefje bei ver Sache hat. 

Unter ben Neubauten, welde die Commune in Berjpeltive hat: höhere Töchterfchule, 
mittlere Schulen, und gelegentlih, wie gejagt, wohl unzweifelhaft eine dritte Realſchule ıc, 
das ſtädtiſche Mufeum, 2tes Wafjerhebewert zc., flehen für jegt am nächſten: bag Stadthaus, 
wejentlich für die Zwede des Stabtverorpneten» Eollegiums beftimmt, und bie „Salvater⸗ 
fire." Erſteres lommt nun fidher auf die Stelle des alten „Leinwanbhaufes“ zu fichen, 
befien Abbruch (hoffentlich unter Rettung feiner Sculpturen) mit bem Frühiahre beginnt. 
Anftehende 6 grunbfefte Krambuben find für 13,000 Thlr., und ein Nahbarhaus für 10,000 
Thlr. erworben worden. Den Hauptraum wirb der Situngsfaal füllen, daneben Amtswohnun- 
gen und Büreaux, im Untertheile Berlaufsläden, — Eine längere Geſchichte hat der Salvater- 
firhbau. Auf einem Plage an ber äußeren Promenabe, ehedem Feſtungsterrain, dann Gras- 
play, von Gartenzäunen umgeben, ſtand eine miebrige, häßliche, plumpe, Kleine Kirche aus 
Bindwerl, außen wie innen au bie Beſchreibung ber Arche Noahs erinnernd. Die Neubauten 
ber leiten Jahrzehende jchloffen ben Play ein und wuchſen ihr fammt ihrem fjogenannten 
Thurm über den Kopf, und vor 5 ober 6 Jahren brannte fie weg — wie vie Vollsſtimme 
behauptete: aus äſthetiſchen Urfahen, — Die Berhandlungen wegen eines Neubaues, feines 
Bo und Wie ſchweben aber ſchon viel länger, da nämlich Stadt ⸗ und einige Dorfgemeinven 
babei in Eonner zu wirlen haben. Die boppelte Seite des Gegenflanbes: wer find. bie zur 
Koftentragumg Berpflichteten umb in welchem Umfange? und: anf welchem Pla und nach wel- 
chem Plane fol gebaut werben? hatte die Fimanz«, die Kirchen» und bie Bau-Eommilfton in 
vorberatbende Thätigleit geſetzt. Kürzlich kam bie Sache denn vor die Stabtverorbueten umb 
es warb eutſchieden, daß bie Stabt diejenige Summe bergiebt, welche nad den Beiträgen ber 
Landgemeinden mit 10,000 Zhlr. und Hinzunahme ber Branbgelber mit 10,210 Thlr. zur 
Koftendedung noch fehlen wirt. Gegenbebingung iſt aber, daß das Verhältniß der Kirche zum 
„Allerheiligen-Hofpitale‘* reſp. deſſen Kirche gelöf, eim wirkliches Pfarrſyſtem gegrändet, ber 
Magiftrat (alfo die Stabt Breslan) als Patron anerkannt, und bie eingepfarrien Landgemeinden 
verbunden werben, zu allen Koften ein Drittheil beizutragen. Als Bauplag iſt — leiber 
bie frühere Stelle gewählt! Diefer ohnehin nicht große Raum — ber Promenade gegenüber 
fo ſchön zu einigen Anlagen und gelegentliher Aufflelung von Kunſtwerlen geeignet — wirb 
baburd zum Winkel, feine Häuferfronten werben gebedt und bie Kirche felber wirb, wenn 
fie anders den unbedingt erforberlihen Terrainraum gewähren foll, ſich vielmehr zu einer Art 
Thurm, vollgefhachtelt mit Chören unb Bühnen, geftalten müfjen, hoch auf jhmaler Grund- 


fläche. Die Baucommiſſion hatte fl gegen die Wahl dis alten Plages erflärt, — Bearbeiter 
ves Berichtes bezüglich der Leiftungen war Prof. Nöpell, welcher bie geſchichtlich⸗ vechtlichen 
Nachweiſe aus dem Schutt ihrer Verworrenheit Har heraußdgearbeitet hatte, Die Berathung war 
eine intereffante und belebte. 

Lebhafte Antheilmahme erweden in unferer Stadt auch die bezüglich der „Rechtes⸗ 
DOderufer- Bahn“ in dem Übgeorbmetenhaufe geftellten Anträge. Die Ausdehnung Breslaus 
nad Oſſen (auf ber polniihen Seite) fammt der Hebung bortiger Grundwerths- und Verlehrs⸗ 
Berhältnifie hängt weientlih mit biefem Ban und feiner Einmündung in unfere Obervorfläbte 
zufammen. Schon am 6. Mai v. I. hat die Stabt gemäß ben vom Miniflerium geftellten 
Forderungen ſich bereit erklärt, bie Berzinfung des für Ankauf bes Bahnterritoriums in ihrem 
Gebiete nöthigen Eapital® zu garantiren, jo lauge, bis die Bahn 3 Jahre hintereinander 5 pCenut 
Zinfen abgeworſen. Es umſchloß dies die Hergabe von vielleicht 10,000 Thlr. pro Jahr. Auf 
bie ımterm 12, Mai pr. erflattete Anzeige von ſolchem Beichluffe ging die Autwort ber Fönigl. 
Regierung erft unterm 10, Dezember ein, und zwar eine Aenderung der Form deſſelben ver- 
fangend. Weber diefe Form ſchweben z. 3. die Berkanblungen zwiſchen Magiſtrat umb 
Stabtverorbneten. — 

Ein vom Magiftrat entworfenes Regnlativ für bie Berwaltung bes ſtädti— 
hen Bauhofes erhielt die Zuftimmung ber Berfammlung. Daſſelbe zerfällt in drei Ab» 
ſchnitte, von denen ber erfle die Berwaltung ber Bau-Materialien, der zweite bie Berwaltung 
der Bau-litenfilien, der dritte das Kaflen- und Rechnungsweſen behandelt. Die unmittelbare 
Dper-Aufficht über die Bauhofs -VBerwaltung wird burd eine Commiſſion ber Stadt ⸗Baudepu⸗ 
tation, befiehenb aus dem Stabtbanrath als Borfigendem, aus einem flädtiichen Ban - Infpeltor 
und aus drei Mitgliedern ver Deputation, ausgeübt. — 

Die abermals nothwendig geworbene Bürgermeiffer-Wahl zu Brieg ift auf ben 
Göorlitzer Stadtrath Dr. Riedel, eimen noch jungen Mann, gefallen. Er erhielt bereits im 
erfien Wahlgange 30 Stimmen von 40; 10 fielen auf den Syndikus und Übgeorbneten Grott 
zu Brieg, fr welchen namentlich (wir fagen dies unbeſchadet feiner Verbienfte, namentlich als 
Berweſer des Blirgermeifter- Amtes während der langen Zeit vor beffen Erlebigung) von fatho- 
liſcher Seite agitirt worden war. Hoffentlich wird b’e jegige Wahl Beftätigung finden und 
fomit den Wahllämpfen — bie, wenn allzuoft und allaulang, veum doch vom Liebel werden — 
und dem ſchwanklenden Zuftande ein Ende gemacht werben. — 

(BDeriönlihes.) Zu Breslau ift durch Abgang des Stadtraths Barregfi eine be 
foldere Stadtrathsftelle erledigt: Gehalt 1000 Thlr. Der zu Wählende hat dem juri«- 
ſtiſchen Departement der ſtädtiſchen Verwaltung vorzuftehen und muß beshaib wo möglid das 
dritte juriſtiſche (Affeffor-) Eramen beftanden haben. — Zu Slogan feierte Kämmerer Linde 
fein 25jähriges Dienſtjubiläum. Magiftrat und Stabtverorbnete beglückwünſchten ihn und haben 
ihm eine Gehaltszulage von jährlich 100 Thlr. zugebilligt. — Die Amtsdauer des Bürger» 
meifters von Mustau ift abgelaufen und ift Meldung bis 2. Mär; (an Stabtv.-Borfl. Kraufe) 
ausgeſchrieben. Gehalt 250 Thlr. und 50 Thlr. Büreauloften. — Mit Ende April wirb ber 
Bürgermeifter-Boften in Schurgaft offen. — Das Gehalt bes Kämmerers zu Shweibnig 
iſt auf 800 Thlr. firirt, da die perjönlichen Zulagen des (beiläufig am Tage feines 25jäh- 
rigen Dienfljubiläums beerdbigten) vorigen Kämmerers Tham in Wegfall kommen, 

— 0. — Gr. Glogau, im Febr. Das Altivvermögen ber fäbtifhen Sparkaſſe beträgt 
wie bereit8 Seite 75 im biesjährigen Ianuarbefte angegeben worben: 138,725 Thlr., nur tre« 
ten bemjelben 291 Thlr. 26 Sgr. 7 Pf. baarer Beftand und Reſte Hinzu; es hat im Jahre 
1857 eine Vermehrung um 23,187 Thlr. 29 Sgr. 7 Pf. ſtattgefunden. Der Rejervefonde 
weift zwar nominell einen Beftand von 14,051 Thlr. 3 Ser. 2 Bf. nad, in Wirklichkeit und 
wenn eine Realifirung der Einlage-forderungen und Ausſchüttung der Mafje augenblicklich 
Rattfinden follte, würde biejelbe jedoch bis auf ca. 4000 Thlr. berabfinfen. Der Grund hiervon 
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liegt barin, daß bie disponiblen Gelber der Sparlaſſe zum größten Theile in Pfanbbriefen oder 
Staatspapieren coursmäßig angelegt, diefe aberzum Nominalwerthe in Rechnung gebracht find, 
bei einem Berlaufe jeboch nur zum Tagescourſe, alfo zum Theil erheblich unter dem Nominal- 
werthe realifirt werben können. — Diefer Uebelftand hat auch die Königl. Regierung zu Liegnitz 
veranlaßt, anzuordnen, künftig bei Bereinnahmung ber bem Eourfe unterworfenen Papiere nur ben 
Anlanfspreis derjelben in Anfag zu bringen, dagegen ben Neunwerth nebenher zu notiren, bem 
Refervefonbs auch nur den wirtlihen Gewinn, d. b. den nah Abzug ber Berwaltungsloften 
und Zinfen der Einlagen von den Zinfen ber ausgeliehenen ober im Wertbpapieren angelegten 
Rapitalien ſich ergebenden Ueberſchuß zuzuſchreiben. — Die feit dem 1. Juli 1857 eingetretene 
Erhöhung des Zinsfußes der Einlagen von 3 auf 3Y, pCt. hat einen erheblih fihtbaren Ein- 
fluß auf die BVetheiligung des Publilums nicht gerade gehabt, da dieſe vielmehr von äußeren 
finanziellen oder politiſchen Berhältniffen abhängig if. Das Statut der Sparlaffe enthält feine 
Befimmungen über die zinebare Anlegung ber Gelber, wohl aber find folhe im $. 5. bes 
Spartaffen-Reglements vom 12, Dezbr. 1838 dahin lautend anzutreffen, daß ben Kommunen 
erlaubt worden, bie Kapitafien auf pupillariſch fichere Hypothelen, inländifhe Staat6papiere und 
Pfandbriefe, auch auf andere völlig fichere Art anzulegen. Die Obfervanz bei hiefiger Spar- 
kaffenverwaltung hatte ſich nun unter Anlehnung an ben $. 3, ihrer Dienft - Inftruftion vom 
6, Dezbr. 1851 dahin ausgebilvet, daß zeither bei Ausleihung auf Hypothelen die ſtädtiſchen 
Organe entſchieden, bei Anlauf von Effellen aber das Kuratorium ganz unabhängig und jelbft- 
fläudig handelt. — Dies letztere Verfahren bebarf jebod einer anberweiten Regelung, ba gegen- 
wärtig bie inlänbifhen Staatspapieren jo verſchiedenartiger Art find und es nicht gleichgültig 
ift, welche Gattung berfelben und in welcher Quantität biefelben angelauft werben. Es wirb 
baber künftig eine Einwirkung ober Entfheidung der Finanz-Kommiffion oder der Häbti- 
fen Organe dahin einzutreten haben, daß diefelben auf einen befimm- 
ten Zeitraum ben An- uub Berlauf beffinmmter Staatspapiere ober be 
fimmter Pfanbbriefe unter Berüdfihtigung ber Kourje und Zeitver 
bältniffe dem Sparlafjfen-Ruratorium vorzufhreiben haben. 

Die Kuratoren der Sparlaffe bezogen zeither ein jeber eine jährliche Remuneration von 
100 Thlr., der Renbant ein Gehalt von 250 Thlr. Die Königl. Regierung hatte jedoch ange- 
orbnet, daß das Renbanten-Gehalt, fo lange kein Kontrolleur angeftellt worden, zwar verbleibe, 
zu ben übrigen Berwaltungstoften aber nur 50 ZThlr. verwendet unb ber für bie gefammte 
Sparkaffen-Berwaltungstoften auf 300 Thlr. feſtgeſetzte Betrag ohne ihre Genehmigung nicht 
verwendet werben bürfe. Dagegen zu remonflriren, hat fi ber Magiftrat unter dem 25. Aug. 
1857 veranlaßt gefehen und ift bie weitere Behandlung biefer Angelegenheit abzumarten. 

B. Xiegnig, im Februar. Die Bau Polizei ift jet buch den Erlaß der Baupoligei- 
Orbnung vom 22. April 1857 Seitens der Königl. Regierung geregelt und es bleibt nur zu 
wünfchen, daß bei dem vorhandenen Bedürfniß nah Wohnungen fi aud die Banluft mehr 
fleigern möchte. Dagegen find doch 268 Häufer im vergangenen Sommer reflaurirt und abge- 
pußt und ihmen eine, namentlich für den Fremdenverkehr zwedinäßige Reihenfolge dadurch ge- 
geben worben, daß bie Hausnummern nad der natürlichen Lage ber Häufer und Bauftellen in 
jeder für fich beſonders bezeichneten Straße auf einander folgen und mit biefer Strafe abſchließen. 
Außer den unmittelbar an die Poligei-Anwaltihaft abgegebenen Straffällen finb von der Po- 
Vigei-Abtheilung des hiefigen Magiftrats im Ganzen 514 polizeilihe Strafmandate wegen Po» 
ligei-Kontraventionen erlaffen und bagegen Überhaupt nur 99 Recurfe eingelegt worden, melde 
indeß größtenteils vom Polizeirichter zurüdgewiejen wurben. An polizeilihen Strafgeldern 
find 161 Zhle. 2 Sgr. zur Stabtlaffe eingegangen. Der Umfang der Polizei-Berwaltung hat 
dadurch bedeutend zugenommen, daß bem Dirigenten des Magiftrats noch bie keineswegs um- 
erheblichen Geſchäfte der Polizei » Berwaltung von ben 6 Kämmereidörfern übertragen find und 
bei ber nur zu wlnjcen bleibt, daß bie Stabt ihrer Bedeutung und ihrem Umfange gemäß 
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enblich auch in polizeilichen Angelegenheiten von ber lanbräthlichen Kontrolle enthoben werbe. — 
Der Breslauer Border -» und Hinter-Haag ift durch gemeinfamen Beſchluß ber fläbtifhen Be- 
börben unter Genehmigung der Königl. Regierung zum Kämmerei-Bermögen ber Stadt erflärt 
und fomit befreit von den Hütungsrechten ſtädtiſcher und vorfläbtifcher Bewohner, zum vollen 
Eigenthum der Stabt geworben. Bereits im Sommer 1857 find hieraus durch bie größeren 
Beibeerträge auch Mehreinnahmen von 395 Thlr. für die Kämmerei erwachſen, und es fteht 
zu erwarten, daß biefe ſich noch bebeutend fleigern werben, wenn erfl, wie bereits beſchloſſen, 
ber Hinterhaag zu Uder umgewandelt wird. Es ift ferner bereit® mit der Ausrodung ber 
Weidenſträucher auf dem Hinterhaage längs ber Katzbach begonnen worden, um bort eine Fläche 
don ca. 12 Morgen zu Wiefen ober Ader umzuwandeln, — Die ftäbtiihe Forft hat dadurch 
eine bedeutende BVerbefferung erfuhren, daß mehrere wichtige Wege in bemjelben mit nicht un« 
erheblichen Koften ‚eingerichtet worben find. Der für die Ablöfung ber Forſtſervituten gebildete 
Fond hat bereits bie Höhe von 5862 Thlr. 24 Sgr. 10 Pf. erreicht. 

Die Frequenz in den Schulen it im v. I. im Ganzen gefliegen. Das Gymnaflum 
bat zur Zeit 240 Schüler. Der Zuſchuß der Stadt zu ben Gehältern der Lehrer beträgt 878 
Thlr. 21 Sgr. 11 Pf. Die evangelifhe Stadt», incl. höhere Töchterfchule hat 1586 Schüler, 
Die Gemwerbefchule hat 64 Schiller. Um bringenden Bebürfnifien auch für Verbefferung ber 
bier fungirenden Lehrer und Beſchaffung anderer Dinge, namentlich eines chemiſchen Laboratorii 
gerecht zu werben, ift die Erhöhung ber an ſich mäßigen Schulgelder beichlofjen worden. Die 
Handwerlerfortbildungoſchule mit ca. 100 Lehrlingen, ift ein Juſtitut freier Selbſtbeſtimmung. 
Es’ erhält fich zwar auf dem bisherigen Niveau, will aber immer mod nicht recht vorwärts 
ſchreiten, umb zeigt recht eigentlich, wie man doch bei ums mur zu ſehr daran gewöhnt if, alles 
von ber Behörde und vom Regulativen zu erwarten. Es ift nicht zu leugnen, daß vor Allem 
den Handwerlern ein genügendes Maaf von Kenntniffen Noch thut und deshalb ift von ber 
Dbrigkeit wiederholt auf bie Wortbildungsichnie aufmerffam gemacht worben. So lange bie 
Sandwerker-Meifter wie Lehrlinge fih den regelmäßigen Beſuch berfelben micht zur ernſten 
Angelegenheit machen, jo lange Meifter und Eltern es gleichgüftig geſchehen laffen, daß ihre 
Lehrlinge und Söhne ven Unterricht verfäumen und ummiffend aufwachſen, ift eime durchgrei⸗ 
fende Befferung des Hanbwerkerflandes nicht zu erwarten, denn biefe muß nicht vom Geſetze, 
fondern von ben Perionen ausgeben, und hier ift wieder ber Wirkfamkeit ber Junungen und 
ihrer VBorftände ein befonberes Feld geöffnet. Ohne Zucht kann das Handwerk nicht gebeihen ! 

e. Brandenburg. 

— Berlin, im Febrnar. Nach Eröffnung der Situng ber Stabtverorbneten-Berfamn- 
fung am 8, d. Mts. gab ber Borfigende Herr Effe der Berfammlung offizielle Kenntniß von 
den auf die Gfücdhwunfd » Adreffen des Magiftrats und der Stabtverorbnneten - Berfammlung an 
Ihre Lönigliche Hoheiten ben Prinz» Reyenten und dem Prinzen Friedrich Wilhelm eingegange- 
nen hulbreichen Antwortfchreiben. — Die Stabtverorbneten Schulz I. und Lehmann II. über- 
reihen eine Petition der in ihren Stabtbezirfen wohnenben Einwohner, welche um Pflafterung 
der Eommunication vom Hamburger bis Rofenthaler und vom Rofenthaler nah dem Oranien⸗ 
burger Thore bitten. Nach kurzer Diskuffion beſchloß die Berfammlung, bie Petition an ben 
Magiftrat abzugeben, mit dem Erfuchen, ſich darüber zu äußern. — Der Beſchluß über einen 
Antrag der Samariter «Herberge wegen Befreiung von ber Miethöflener wurde ausgefegt, um 
erft von ber Schul-Deputation einen Bericht Über die Wirkſamkeit der Anftalt einzufortern. — 
Der Hauptlehrer derjenigen Schulen, bie erft vor kurzer Zeit in der Kaftanien » Allee gegründet 
worben, zeigte an, baf ber Zufland der Allee jetzt ein folder geworben, daß bie Kinder nicht 
mehr zur Schule gehen können und er daher nur fehr wenige Kinder in der Schule habe. Die 
Schul ⸗Deputation, welche glaubte, daß der Zuftanb nicht länger fo fortbeftehen Könne, hat ſich an den 
Magiftrat gewendet mit ber Bitte, einen Koften-Anfchlag für einen 6 Fuß breiten Weg, fo wie für 

Gräben zum Abflug des Waffers, machen zu lafjen. Der Magiſtrat ift baranf eingegangen und 
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ber Koften-Anfchlag, der angefertigt wurde, beläuft fi auf 360 Thir. Die Gelbbewilligungs- 
Deputation, welche der Anficht war, daß eime augemblidlihe Abhülfe erfolgen müſſe, befür- 
wortet die Bewilligung der genannten Summe, bie von der Berfammlung beum aud ausge 
ſprochen wurde. - Bekanntlich hatte das Tönigliche Polizei-Präfibium eine Berlegung ber beir 
den auf dem Schloßplatze abgehaltenen Zahrmärkte für wünſcheuswerth erachtet und darüber 
eine Wenferung der Rommumalbehörben verlangt. Die deshalb niedergeſetzte gemiſchte Deputa- 
tion bat fich zunächſt einfimmig für bie Belaffung bes Weihnachtsmarktes au feinem altem 
Orte ausgeſprochen, fi aber über bie verſchiedenen Vorſchläge, nach welchem Stadttheil die 
Jahrmärkte zu verlegen feien, nicht einigen können. In diefem Stabium gelangte die Angele» 
genbeit geftern wieber vor bie Verſammlung, bie ſich denn mach kurzer Debatte mit der Anficht 
des Polizei» Präſidiums, daß bie beiden Jahrmärkte ebenfalls mach der Friebriheflabt zu ver⸗ 
legen jeien, einverftanben erklärte, 

In der Situng der Stadtverordneten am 17. d. Mts. machte ber Director Bärwald 
der Verſammlung Mittheilung von ber Zunahme des Gasverbrauchs im legten Duartale bes 
vorigen Jahres. Un. September v. I. wurden durch die ſtädtiſchen Gas- Auflalten geſpeiſt: 
8885 öffentlihe und 72,028 Privatflanımen, ult. Dezember dv. 3. dagegen: 3881 öffentliche 
unb 75,691 Privatflammen. Es hat fomit ein Zugang von 46 Öffentlichen und 3663 Privat- 
flammen flattgefunden. — Stabtverorbnieter Schäffer referirte über das fHäbtijhe Armen- 
fhulmwejen pro 1858 Namens der Schuldeputation. Aus dem Bericht geht zunächſt heroor, daß 
eine wicht unbedeutende Erweiterung der Schulen und ebenfalld eine micht unbedeutende Ber- 
befferung ber Lehrergehälter ftattgefunben hat. Die in bem Fuhrmannſchen Haufe in der Mobs 
renſtraße errichtete Kommunalſchule befteht ans 6 Klaſſen und foll am 1. April od. 9. mit 
500 Schülern eröffnet werden. Die 4 Fabrilſchulen wurben im Ganzen nur von 126 Schü- 
fern befugt. Die Zahl der Schiller in allen ſtädtiſchen und Privatihulen betrug 26,133; bie 
Frequenz ber Kommunalichulen if gegen das Borjahr um 560 Schüler gefliegen, bie ber 
Privatihulen um 433 Schüler gefallen. 1491 Schulverfäumniffe haben flattgefunden umb 
692 Thlr. Strafen find verfügt. Zu Gehaltsverbefferungen derjenigen Lehrer an Schulen, in 
denen Kinder für Rechnung der Kommune unterrichtet werben, find 4360 Thlr. verwendet, im 
Ganzen zu Gehalts-Berbefferungen ftäbtifcher Lehrer 10,640 Thlr. — Es erfolgte bie Mitthei- 
fung, daß das vom den Kommmumal-Behörben vereinbarte Statut, betreffend die Ausdehnung 
des Orts-Statuts auf Kabril-Arbeiterinuen die Genehmigung ber königlichen Regierung erhalten 
habe, und der Magiftrat knüpfe daran nunmehr die nothwendigen Borfchläge, welche die Zu, 
flimmung der Berfammlung ohne Diskuffion erhielten. — $. 7. der Städte,» Orbnung enthält 
folgende Beftimmung: „Berfällt ein Bürger in Konkurs, fo verliert er dadutch das Bürger 
vecht; die Befähigung, daſſelbe wieder zu erlangen, kann ihm, wenn er bie Befriebigung feiner 
Gläubiger nahweifl, von ben Stabt-Behörben verliehen werben.“ Bisher ift von biefer Be- 
ſtimmung noch fein Gebraudy gemacht, dod find in der Monatsjchrift für deutſches Städtewefen*) 
Zweifel darüber erhoben worden, in welder Art diefer Artikel zur Anwendung zu bringen fei, 
unb namentlich, ob die volle Befriedigung der Gläubiger nachgewiefen werben müffe, oder ob 
aud ein Allord Geltung habe. Endlich aber ift es zweifelhaft geworben, ob überhaupt bie 
Konkurrenz der ſtädtiſchen Behörden bei der Nebabilitation einzutreten habe. Nach ben Beflim- 
mungen ber Konlurs⸗Ordnung ift zur Wiebereinfegung in ben früheren Stand ein gerichtliches Ver⸗ 
fahren nothwendig, und bie erhobenen Zweifel haben ven Magiftrat veranlaft, ein Gutachten 
eines feiner Rechtverftänbigen einzuforbern. Diejes Gutachten unterſcheidet num zwiſchen kauf 
männifhen und gemeinem Konkurs, Es erſcheint dem Gutachten nicht zweifelhaft, das mit dem 
faufmännifhen Konkurs das Bürgerrecht verloren gebe und bafjelbe nur wiebererlangt werben 
Lönne, wenn bie Wiebereinfegung in ben vorigen Stand vorhergegangen fei. In dem gemeinen 
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Koukurfe müfle dagegen ber Madmeis der Befriebigung ber Gläubiger geführt werben, 
ber ben Allord micht ausichlieft. Im Wolge beifen Hat der Magiftrat ein Konkluſum gefaßt, 
dahin gehend: die Kommunalbehörden feien berechtigt, da® durch Konkurs verlorene Bürgerrecht 
durch Beichluß wieder zu verleihen; biß dahin, fo lange dies geſchehen, dürfe das Bürgerrecht 
nicht ansgelibt werben. Bei dem kaufmännifchen Konkurje müſſe die Wiedereinjegung in bem 
vorigen Stand vorausgegangen fein. Died wurbe ver Berfammlung zur Kenntnißnahine mit- 
getheilt. — Auf Antrag des Stabtverorbneten Seibel beihloß die Berfammlung, ben Ma- 
giftrat aufzufordern, den Etat für bie ſtädtiſchen Lehrer fo fchnell als möglih der Verſamm⸗ 
lung vorzulegen, damit ben Lehrern bie ihnen bemilligten Gehaltszulagen am 1. April e. ge 
zahlt werben können. — Bei ber zum Schluſſe vorgenommenen Wahl eined Stadtſchul⸗ 
rathe (die Wahl bes Stadtſchulrathe Schulz läuft Ende Auguft d. 3. ab) wurde Herr 
Schulz für die nähften 12 Jahre mit 80 von 83 Stimmen wiebergewählt. 

+ Potödam, im Febr. Nah dem Verwaltungsberichte des Magiftrats über bie hiefl- 
gen Gemeinde-Angelegenheiten für das abgelaufene Jahr hat die Stadt gegenwärtig 2152 
fimmfähige Bürger mit einem Einlommen von 1,489,845 Thlr. Die über bie Beiträge ber 
Stadt zu ben Polizeiloften beftandenen Differenzen find von ben höchſten Staatsbehörben im 
Jutereſſe der Stadt entſchieden und namentlich beftimmt worben, daß bie Dienftiwohnung bes 
Polizei-Diveltors vom Fiskus unterhalten werden fol. Die Anträge der Stadt in Bezug auf 
die vom ihr geforderten Aufwendungen für die Provinzial »@ewerbejchule find dagegen von ben 
Berwaltungsbehörben mur zum Theil amerlannt und follen, weil fie zurüdgewiejen worben, im 
Rechtswege verfolgt werben. — Das ganze Altivvermögen ber Stabt beträgt 460,982 Thlr, 
Die Palfiva 243,968 Thlr.; es il daher ein wirkliches Bermögen von 217,013 Thlr. vorhanden. 
In den zinsbar belegten Kapitalien von 310,250 Thlr. und bei ben liegenden Gründen im 
Werthe von 41,947 Thlr. find nur umbebeutende Veränderungen eingetreten. Das Rechnungs 
weſen ift georbnet, bie Rechnungen pro 1856 unb zum Theil bis 1857 finb bedhargirt. Im 
Jahre 1868 hat bei ver Pafverwaltung ein ertraorbinairer Zugang von 3660 Thlr., und bei 
ber laufenden Berwaltung ein Ueberfhuß von 7156 Thlr. ſich herausgeftellt, aus beiden Be- 
Känden müſſen indefjen noch mehrere Bauten ausgeführt werben. — Das Altiv-Bermögen ber 
Stadt ift größtentheils im Aktien der Berlin-Botsvam-Magbeburger Eiſenbahn angelegt, biefe 
haben im laufenden Jahre 9 pCt. Zinfen abgemorfen; mit Nüdficht auf bie vortheilhafte An- 
lage wird die Stadt von dem men auszugebenben Stammaltien biefer Bahn ben als Altionair 
auf fie fallenden Autheil von 20,000 Thlr. Übernehmen, wozu das fläbtifche Wermögen bie 
Mittel bietet. Bei der Sparlaffe find die Zinfen von 3 auf 3’, pCt. erhößt worben, jeit ber 
Stiftäng bis zum Jahre 1858 haben die Einlagen bei derſelben 149,318 Thlr., die Zurüchzah⸗ 
Inngen 100,236 Thlr. betragen, ber vorhandene Beſtaud von 49,017 Thlr. überfleigt den pro 
1857 um 11,144 Thlr. und vertheilt fih auf 4928 Sparer. Im der Armenverwaltung finb 
bei den Koſten für die Armenanftalt erhebliche Erjparungen möglich geworben, dagegen bei beu 
Urmen-Unterftügungen, die überhaupt 18,588 Thlr. betragen haben, größere Aufwendungen 
nicht zu vermeiden geweſen. Das Schulweſen ift durchaus befriedigend, bie Schülerzahl in allen 
Lehranftalten im Steigen, Die Elementarfhulen haben wiederum durch Einrichtung mehrerer 
Klaffen erweitert werben müſſen; im benfelben werben 2745 Kinder in 41 Maffen unterrichtet. 
Bei dem günftigen Stande ber Rommunalverwaltung find denn auch bie Gehälter der Elemen- 
tarlehrer, namenllich der obern und mittleren Stellen, zufammen 24 Lehrerftellen, um 550 Thlr. 
jährlich verbeffert worben, 

— 0.— ®erleberg, im Februar. Ueber bie Verwaltung ber hieſigen Kämmereiforſten 
M von dem Magiftrate am 22. November v. J. folgender Bericht erftattet worden: 

Die ſtädtiſche Forft umfaßt einen Flächenraum von 9550 Morgen und lieferte früher 
durchſchnittlich einen Neinertrag von jährlich 10,100 Thlr. und feit Einrichtung eine® geordne⸗ 
ten Betriebaplans (im Jahre 1857) einen Reinertrag jährlich 11,500 Thlr., alfo zur Zeit 1 Thlr, 
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6 Sgr. 1 Pf, netto pro Morgen. Will man biefen Ertrag mit 5 pEt. zum 20fachen Betrage 
fapitalifiren, jo wälrbe ber Werth der Forſt — ohne bie Holzbeftände — fi auf 230,000 hie, 
fielen. — Der Betriebsplan von 1847 (von einem Techniker gefertigt) ift auf einen 100jähri⸗ 
gen Umtrieb berechnet. Man kam indeß bald zu der Weberzeugung, baß ein 8Ojähriger Um⸗ 
trieb vortheilhafter fei, weil der größtentheild magere Boben nicht im Stanbe wäre, bem acht ⸗ 
zigjährigen Bauholze noch fo viel Nahrung zuzuführen, daß ein Wachsthum zu erwarten ſtehe. 
Unter Genehmigung der Königl. Regierung wurde deshalb zu Anfang des Jahres 1854 bie 
Reduktion auf einen SOjährigen Umtrieb beſchloſſen und vabei beflimmt, baß bie dadurch er- 
fparten 20 Jahre fofort durch einen 1Qjährigen doppelten Holzhieb zur Abbürbung ber fläbti- 
(hen Schulden ausgebentet werben jollen, nachdem vorher feftgeftellt worben war, daß bies 
Projelt ohme Berlegenbeiten für die parmanente Erzielung von Bauholz ſehr wohl zu ermög⸗ 
lichen fe. Somit ift feit dem Jahre 1854 ein boppelter Holzhieb eingeführt, weicher mit bem 
Jahre 1863 feine Endſchaft erreicht. Die alljährlih vor dem beiden fläbtiichen Behörden ge- 
meinfchaftlih vorgenommene Juſpeltion der Forſt hat ergeben, baf die hier und ba audge- 
ſprochene Befürchtung, e8 werde bald ein Mangel an ausreichendem Bauholze eintreten, ganz 
unbegründet ift und daß fogar umfangreiche Reviere aus der erfien Abtriebsperiode noch refervirt 
geblieben find. — Der Etat für das Jahr 1857 veranſchlagte bie Forfleinnahme auf 26,426 
Thlr., die wirkliche Einnahme aber betrug 32,396 Thlr. — alfo mehr 5970 Thle. — Am 
Schluffe des Jahres 1857 blieben unverlauft 1192 Maftern Brennholz, welche im Lanfe bes 
Jahres 1858 einen Erlös von 3173 Thlr. ergeben haben. Die Ausgaben für das 3. 1867 bes 
trugen: Reifeloften und Diäten 241 Thlr., Holzſchlagerlohn 3105 Thlr., Kulturtoften 980 Thlr., 
Fuhrlohn 409 Thlr., Gehalt und Anweiſegeld 751 Thlr., Bauloften 261 Thlr., Koften ber 
Waldſtreuwerbung 108 Thlr., Ertraorbinarien, worunter 5576 Thlr., inll. 202 Thle, Koflen zur 
Abfindung der Weichholzberechtigten 5784 Thlr., zufammen — 11639 Thlr. Es ift mithin 
ein Ueberſchuß von 20,631 Thlr. verblieben. Für das Jahr 1858 ift diefer Ueberſchuß im 
Etat auf 23000 Thlr. veranfhlagt. Der Einſchlag pro 1858 beträgt 2740 Bauliehnen und 31 
Eichen, 5191 Klaftern diverfe Brennhölger, 372 Klaftern Duchforftungsholz und ift zum größten 
Theile verkauft. 

— C.— Landsberg a. d. W., im Febr. Zu dem im vorhergehenden Hefte S. 192 unb 
193 gemachten Mittheilungen über die hiefige Armenpflege ift noch machzutragen: Aus ben 
Mufilgelvern hat bie Armentaffe 142 Thlr. 20 Sgr., an Hunbefteuer 130 Thlr. uud als Zus 
ſchuß aus ber Kämmerei 1109 Thlr. 20 Sgr. 8 Pf. erhalten. An Armengeld find im Jahre 
1857 aufgebradht worden: von ben Grundftüden 1589 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf., von ben Perfonen 
2233 Thlr. 21 Sgr. 4 Pf. — Das Bermögen der Armenkaffe hat mamentlih burd ein berjel- 
ben zugewendetes Gejhent ver Königl. Eifenbahnbau- Kommiffion von 100 Tplr. einen uner- 
warteten Zuwachs erhalten. Nicht ohne Schwierigkeit war bei Begiun bes Winters 1857 u. 58 
bie Unterbringung mehrerer obdachloſer Familien, von denen ſchließlich 4 in ben Kellerräumen 
des Hospitals, 3 in denen bes Kranlenhaufes, freilich mit vielem Widerftreben, Aufnahme fanden. 
Im Laufe des verflofienen Sommers find eine Menge Heiner Wohnungen neu angelegt worben, 
ganz ift jebodh dem Bedürfniſſe dadurch noch nicht abgeholfen; denn abgefehen von 13 Familien 
und 2 einzelnen Männern, mit 39 Köpfen, bie in vier für Rechnung der Armenlaſſe gemiethe» 
ten Stuben untergebracht find, befanden fih (Ende Oltbr. v. J.) noh 3 Familien mit 14 
Köpfen und ein einzelner Mann in einer Remife ; hier liegt freilich bie Schuld, feine Wohnung 
zu haben, aud zum großen Theil an den Perjonen feld. — In die Sparlaffe, vie Ende 1856 
einen baaren Beſtand von 4184 Thlr. 25 Sgr. 9 Pf. hatte, find im Laufe des Jahres 1857 
23,576 Thlr. 6 Sgr. 10 Pf. neu eingelegt worben, zurüdgenommen find einfchließlih ber Zin- 
fen 20,792 Thlr. 23 Sgr. 7 Pf., aljo weniger 2783 Thlr. 13 Sgr. 3 Pf., Ende 1857 war 
ein baarer Beſtand von 6585 Thlr. 18 Sgr. 9 Pf., ber Refervefond ift erhöht worben von 
1441 Thlr. 12 Sgr. 1 Pf. auf 1771 Thle. 27 Ser. 1 Pf, bie Aktiva find gefliegen von 
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61,875 Täler. auf 64,500 Thlr. Die Zahl der Einlagen hat ſich vermehrt von 1604 anf 1711. 
Eine am 23. März v. I. genehmigte Brivat-Pfandleipanftalt Hat nur bis 1. Zuli befanden. — 
Durch ſtädtiſche Abgaben find im Jahre 1857 aufgebracht worben: (ohne bie Reſte) Grundab- 
gaben 6290 Thlr. 28 Sgr. 10. Pf., perſönliche Abgaben 15,560 Thlr. 29 Sgr. 9 Pf., reales 
Armengeld 1589 Thlr, 2 Sgr. 6 Pf., perfönliches Armengeld 2233 Thlr. 21 Sgr. 4 Pf. = 
25,674 Thr. 22 Sgr. 5 Pf. Dazu traten: Erbebungsloften des Mahl» und Schlachtfteuer- 
Zufhlages 274 The. 29 Sgr. 11 Pf, Kriegsſchuldenſteuer 2420 Thlr. 21 Sgr. 7 Bf, 
Chanfſeeſteuer 1075 Thlr. 20 Sgr. 1 Pf., Gewerbefteuer 7211 Thlr. 1 Sgr. 8 Pf., Maffen- 
ſteuer 298 Thlt. 12 Sur. 2 Pf., Einkommenftener 2662 Thlr. 10 Sgr., Mahlſteuer 9052 The, 
25 Sgr. 5 Pf., Schlachtfteer 8480 Thlr. 12 Sgr. 9 Bf., Braumalgftener 4454 The. 28 Sgr. 
I Pf., zuſammen —= 35,556 Thlt. 12 Sgr. 5 Bf. 

Bon den für ſtädtiſche Zwecke erhobenen Abgaben treffen alfo auf 
ben Kopf etwa 1 Thlr. 25 Sgr. 6 Pf., vonden Andern 2 Thlr. 16 Sgr. 
2 Bf, zufammen 4 Thlr. 11 Sgr. 8 Pf. — Das Altiovermögen ber Kümmerei, ein» 
ſchließlich 9070 The. 22 Sgr. 7 Pf. Einnahme-Refte, beträgt 280,006 Thlr. 24 Sur. 10 Pf. 
Die Paſſiva, einfchließlih der Ausgabereſte und Vorſchüſſe 178,610 Thir. 27 Ser. 5 Pf, Es 
übderfteigen mithin die Aktiva die Paffiva um 101,3 Zhir. 27 Sgr. 5 Pi. — Am Schluſſe 
des Berwaltungsberichts wird bemerkt: daß die ſtädtiſchen Behörden Magiſtrat und Stabtver- 
orbnete micht immer und micht überall ſich im ber Webereinfiimmung gefunden hätten, die für 
eine heilſame und erfolgreiche Verwaltung ber ſtädtiſchen Angelegenheiten durchaus erforderlich 
iR. Es wirb hinzugefügt, daß es bisher noch gerade in dem wichtigern ſächlichen Fragen ge- 
lungen wäre, die Entfcheidung ber Auffihtsbehörben zu vermeiden umb gern wolle der Magiſtrat 
Hertrauen, baf, wenn erft einige fireitige, mehr perfönliche und allgemeinere Fragen fiber bie 
gegenfeitige Zuſtändigleit feftgeftellt fein würden, ber oberfie Grundſatz der Städteordnung, daß 
ven Städten die Selbfiverwaltung ihrer Angelegenheiten zuftehe, auch bier zur vollen und uns» 
geſchmälerten Geltung lommen werde. 

—R.— &pandow, im Februar. I Die Bergleihung der Bevbllerungszahlen aus ver- 
ſchiedenen Zeiträumen ift unverkeunbar von Interefje für die Städte ⸗Verwaltung, da fie einen 
Schluß auf das Emporblühen oder Zurückgehen der Städte geflattet und die Beurtheilung ber 
ſtädtiſchen Verhältniſſe erleichtert. Tie nachſtehenden Notizen über den Stand und bie Ber- 
waltung ber Gemeinbe-Angelegenheiten ber biefigen Stadt für das Yahr 1858 beginnen daher 
mit ftatiftifchen Nachrichten über die Bevölkerung berfelben. 

Spandom zählte im Jahre 1808 bei Einführnug ber erften Stäbteorbnung 4387 Einw., 
im Jahre 1820 4921, im Jahre 1850 5589, im Jahre 1840 6348, im 3. 1849 7480 Einw. 
Die Einwohnerzahl ſtieg dann in drei Jahren bis zum Jahre 1852 auf 8153, und in aber- 
mals drei Fahren bis 1855 auf 10,309. — Nah ber neueften am 3. Dezbr, v. I. ſtattge⸗ 
fundenen Bolfszählung beträgt die gegenwärtige Einwohnerzahl 10,406, — Das Mitlitair und 
bie zu. demſelben gehörigen Familien find hierbei überall wicht miteingerechnet. — Die gegen- 
wärtige Stärke der Gamifon beträgt 2026 und bie Kopfzahl der zum Militaie gehörigen Fami⸗ 
fien-Mitgliever 256, jo daß Spandow gegemmwärtig mit Einfhluß des Militairs und der Anger 
börigen defjelben 12,688 Seelen zählt. — Der bedeutende Zuwachs der Bevölkerung während 
eines 5Ojährigen Zeitraums bat auf den Berlehr, anf Handel und Gewerbe belebend eingewirkt, 
während wiederum neue Einrichtungen auf verſchiedenen Gebieten menjhlider Thätigleit bie 
Bedingungen für bie fortfchreitende Bevölterung eröffnet haben, — Die Preiſe der Wohnungen 
und der Lebenshedürfwiffe haben fchon feit Jahren ihre frühere Höhe um Vieles überfliegen, 
und die Miethöpreife namentlich find gegenwärtig höher als im anderen Städte gleiher Größe. 
Die Bauluft hat demzufolge im neuerer Zeit mehr als fonft ſich geregt und wird ein neues 
Feld für ihre Thätigleit finden, wenn erft die Ausdehnung der Stabt durch Vorſchiebung ber 
Feſtungswerle auf dem Strehſow ermöglicht if. Im der zur Bebanung ganz geeigueten 
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Dranienburger-Borflabt uud ſelbſt in einem Theife der innern Stabt treten Baulufligen in. Folge 
ber feftungs-Rayon-Borfehriften leider micht zu befeitigende Hinberniffe entgegen. — Spanbow 
bat von Alters her feine Haupterwerböquellen außer im Aderbaun, namentlich im Haudel - und 
Schifffahrts verlehr gefunden. Die letztere hat im vergangenen Jahre eine feltene Höhe erreicht. 
Welchen Einfinß aber der kürzlich eröffnete Berlin »- Spandower Sciffiahrtötanal haben wirb, 
läßt fich zur Zeit noch nicht genügend überjehen, wiewohl eine Abnahme des Verlehrs befürchtet 
wird. . Im gewerblicher Hinfiht if vor Allem die Zahl der Händler von Gewicht, indem 248 
Berfonen fih mit dem Haudel ohne Taufmännifche Rechte beichäftigen ımb am Gewerbefleuer 
allein 1488 Thlr. aufbringen. Die Zahl der gewerbefteuerpflichtigen Schiffer beträgt gegen- 
wärtig 65, welche zuſammen 4143, Thlr, Gewerbeftener zahlen, Der Handel mit kanfmänni⸗ 
{hen Rechten wird durch 43 Perſonen ausgeübt und bringen biefelben an Gewerbefiener 774 
Tplr. auf.. In verhältmißmäßig großer Zapl find demnächſt die Gaſt⸗, Gpeifer und Schant- 
wirthe vertreten. Unter den 57 Gaft« und Schaufwirthen befinden ſich jebeh 8 Kauflente, 
weiche für den Schankbetrieb feine Gewerbefteuer zahlen. Die übrigen Schankwirthe bringen 
jährlich 368 Thlr. Gewerbefteuer auf, Bon den Übrigen Gewerbetreibenden zahlen 22 Bäder 
jährl. 208 Thir., 17 Schlächter 250 Thlr., 5 Brauer 58 Thlr., und 105 Handwerler 622 Thlr. 
Gewerbefteuer. 17 fleuerpflichtige Bubrleute mit 55 Pferden haben pro Pferd 1 Thlr. zu zah⸗ 
few, während 19 Fuhrleute mit je einem Pferde frei won ber Gewerbeſteuer find. Die Zahl 
der Haufirer beträgt 28 und ber Sahresbetrag ihrer Gewerbeſteuer 260 The. Bon ben 6 
Mühlen des Stabtbezirls wird eine Gewerbefteuer von 116 Thlr. erhoben, wozu eine Dampf- 
ſchneidemühle 60 Thlr. und die andere 24 Thlr. beiträgt. — Un Gemwerbefleuer ift im Jahre 
1858 überhaupt die Summe von 4401 Thlr. erhoben, während nad ber Gewerbeftenercolle für 
das laufende Jahr 4613 Thlr. aufzubringen find. Die gewerblien Unterftügungstaffen haben 
durch das Ortsflatut, nach welchem alle jelbfiftänbigen Gewerbetreibenden verpflichtet find, fi 
mit Beiträgen aus eigenen Mitteln bergeftalt zu betheiligen, daß bie bei einer Kaffe imteref- 
firten ſelbſtſtändigen Gewerbetreibenden zufammen ein Biertheil bes Betrages, welchen bie Ge⸗ 
ſellen zur Kaſſe aufbringen müffen, zu entrichten haben, eine größere Pebensfähigteit erhalten. 
Auch ift Seitens der Stabt denjenigen Geiellen-Unterftügungstaflen, welche für bie gejammten 
von ber Kranleuhand-Berwaltung zu liquibirenden Koften auflommen, eine Begünftigung im 
fofern zu Theil geworben, al® ber tägliche Berpflegungsiag von 7 Sur. 6 Pf. auf 5 Sgr. er⸗ 
mäßigt worben ifl. Bon biefer Berglinftigung haben bis jet bie allg. Gefellen-Kaffe, fowie 
die Gefellen-Rafjen von 6 verfchiebenen Innungen Gebraud gemacht und ihre Statuten betref- 
fenbermaßen ergänzt. — Der Aderbau, welcher namentlih von ben Bürgern in den Bor- 
ſtädten betrieben wird, hat durch rationelle Bewirtbihaftung im Allgemeinen gewonnen, Die 
Separation ber fläbtiihen Feldmark und das Ablöſungsverfahren hinfichtli der Hütungsberech⸗ 
tigung auf bem jog. Speftewiejen ift durch bie im November v. 3. erfolgte Bollziehung bes 
Anseinanderfegungs Rezeffes zum Abſchluß gelommen und enbli eine mehr gefiherte Grunb- 
lage wegen ber aus bemfelben hervorgehenden Rechte und Pflichten für den Grumbbefiger, wie 
für die ſtädtiſche Berwaltung gewonnen worben, 

In einem IL Artikel werben wir auf die Gemeinde-Angelegenheiten ber Stabt übergeben, 

fe Sachſen. 

Magdeburg, 15. Febr. Im der heutigen Sigung ber Stabtverorbneten kam unter 
Unberen auch ber Antrag des Sanitäts-Rathe Voigtel wegen Abhaltung von vierzehntäglichen 
Sitzungen zur Sprache, Im einem Schreiben vom 31. v. Mts. flellt der Stadtverordnete, 
Sanitätsrath Dr. BVoigtel, die Anträge: a) wie früher, alle 14 Tage eine Stabtverorbneten- 
Sitzung anzuberanmen und b) den Siyungstag fo anzufegen, daß bemjelben zwei freie Tage 
voran ‚gehen. — Referent trug obigen Antrag wörtlih vor, Aus demſelben verbient berbor- 
gehoben zu werben, daß der frühere Turnus wegen Abhaltung der Sitzungen verlaffen fei. 
Es werden die Sihungen angeführt, die feit biefer Zeit abgehalten worben wären. Die 
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Borlagen Fönnten nicht zwei Tage ausliegen, was geſetzlich vorgeſchrieben fei, weil ber Sonntag 
vorher wäre. Was nun biefen Autrag anlange, fo mäffe bemerkt werben, daß niemals regel- 
mäßig ale 14 Tage Sigungen der Verſammlung ftattgefunden hätten; ber größte Theil der 
anwejenben Berfamniung beſtehe aus Geichäftsleuten, denen die Nachmittagsftunden zum Ar- 
beiten jehr nöthig feien. Lügen der Verſammlung eilige Sachen vor, fo würde, wie befannt 
fei, außerordentliche Sitzung. jogleich gehalten. Er, Referent, wiffe nicht, daß die Etäbteorb- 
nung oder bie Geſchäftsorduuug befühle, zwei Tage vor ber Sitzung die Vorlagen auszulegen. 
Gegen bie Verlegung: des Gitungstages, etwa auf den Donnerftag, babe er Nichts; es würde 
dadurch bes Autragſtellers Wünſchen Rechnung getragen ; denn regelmäßig alle 14 Zuge Sitzungen zu 
halten, liege nicht genug vor. — Ein anderes Mitglied der Verſammlung. Im Berlin, wo 
der Gejchäftsfreis ber Stabtverorbneten größer als hier fei, beftehe allerdings die Einrichtung, 
baß alle 14 Tage (dies eim Irrthum des verehrten Mitgliedes, alle 8 Tage hätte er bemerken 
folfen) Sigungen gehalten werden follten; inbeffen fiele umter drei regelmäßigen Situngen 
immer eine aus, weil nicht hinreichende Beſchäftigung für dieſe wäre, Das Hauptmotiv zu 
biefem Antrage feine die Abficht zw fein, daß die Vorlagen der Verſammlung nicht anderthalb 
Tage, ſondern zwei Tage vor der Sitzung ausfiegen ſollten. Das Reglement ber Berfammlung 
beftehe feit 8 Jahren, uud es habe ſich Nichts gezeigt, was eine Aendernng beffelben nothwendig 
made. Im ber freifiumigften Städteorbnung von 1808 würde nur vorgefchrieben, daß einen 
Tag vor der Gigung bie Vorlagen der Verſammlung audfiegenfollten. Im der Städteorbnung 
von 1831 heiße es: am Tage vor 'ver Sitzung folle bafjelbe gefchehen und in ber Geſchäfts⸗ 
orbnung der Berfammlung wären anderthalb Tage zu dieſem Bmede vorgeſehen. Jeder in ber 
Berſammlung Fönute Veränderungen der bisher beftandenen Einrichtung belieben, umb fo bürfte 
es vielleicht vorlommen, daß Jemand 3, ein Anderer 4, wieber ein Anderer 12, ja fogar ein 
Bierter 15 Tage dor ber Sikung die Vorlagen einfehen wollte. — Der Untragfteller. Das 
Weſentlichſte in der Sache fei, daß jedes einzelne Mitglied der Berfammlung fi über die 
Borlagen des Magiftrates informire. Es könnten 30 Stadtverorbnete nicht in anderthalb Tagen 
die Schriftftüde ver Berfammlung einfehen. Er wolle nicht einmal vom Kämmereietat jprechen, 
fondern won andern Dingen, deren Kenutniß jedem Mitglieve ber Berjammlung nöthig ſei. 
Häufig habe die Berfammiung bis halb 9 Uhr Abends im Sitzungsſaale zufammengejefien, und 
aus Mangel au Zeit feien dann bie ſwichtigſten Sachen eilfertig abgemadht, weil Jeder ermübet 
geweſen wäre... Das fei das Motiv des Antrages. Cine anf dieſe Weife unterbrodhene Arbeit 
Bnne nad 14 Tagen wieber aufgenommen werben. Nachdem noch andere Gliever der Ber- 
fammiung fi gegen den Beigteljchen Antrag ausgeſprochen haben, fchritt die Berfammlung 
zur Abſtimmung und beichließt, daß künftighin die Sigungen ber Berfammlung am Douner- 
flage fattfinden, aber beftimmte Sigungen allvierzehntäglih nicht augefegt werben follen. — 
Mit einem Schreiben vom 9. d. Mis. überfandte der Magiftrat der Berfammlung ben Ber 
waltungsbericht des Sparlafjen-Direltorii aus dem Jahre 1858 und befürwortet den An- 
trag beflelben: von bem Reingewinn des Jahres von 25,356 Thlrn. 11 Pf. zur Ausgleihung 
ber Kours-Differenz ber Wertbpapiere die Summe von 10,219 Thlrn. 11 Sgr. wieberum abzu- 
ſchreiben. Dagegen erſchien es demielben fein Bedürfniß, die Sparlaffenverwaltung ein für 
alle Mal zu dergleichen Abjchreibungen zu erinächtigen. — Nah einem ausführlihen Bortrage 
des Referenten und einer längeren Debatte Über deufelben trat die Berjammlung dem Autrage 
bes Mogiftrats bei. — Nach einer ſehr umfangreichen Debatte wurde der Antrag: „Die Ber» 
fammlung befhließt, daß wenn der Magiftvat ſchwebende Anleihen gegen Pfand made, er bie 
Genehmigung der Berfammlung vorher einzuholen habe”, von einer auſehnlichen Majorität 
genehmigt. 

Naumburg, 7. Febr. Die Finanzzuſtände unferes ſtädtiſchen Haushalts haben ſich 
fo ausnehmend günſtig geftaltet, daß die Einnahme der Kämmerei aus dem Aujdlage zur 
Schlacht⸗ und Mahlſteuer allein in dem beiden legten Jahren die Ausgaben um mehr als 
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2500 Thfr. Überfhritten haben. Diefer günftige Finanzzuſtand kommt nunmehr allen ſteuer⸗ 
pflitigen Bürgern zu Gute, indem die Einlommenſieuer von 2 pCt. auf 1%, pCt. in biefem 
Jahre hat vermindert werden können. Außerdem ift es ber ſtädtiſchen Behörde. möglich ge« 
worden, die Gehälter ber ſtädtiſchen Elementarleprer wieder um 411 Thlr. jährlich zu erhöhen 
und damit einen ber lebhafteſten Wünſche zu erfüllen, welche jüngft von dem Lehrerſtande im 
iner an ben Magiftrat gerichteten Petition ausgeſprochen wurden. Gleichzeitig hat aud eine 
Gehaltsverbefferung der fünf ſtädtiſchen Subalternbeamten (dem Kafjen-Kontrofenr, dem Stabt« 
Steuer-Einnehmer, dem Polizei-Sefretair, dem Polizei⸗Kommiſſarins und bem NRegiftratur) 
fattfinden können; jedem berjelben ift eine Gehaltszulage von 50 Thin. jährlich bewilligt 
worben, was bei den hoben Lebensmittelpreiſen gewiß nur billig erfcheinen kann. | 

Zeig, 6. Febr. Das Refultat unferer Rämmereiverwaltung kann, wie wir dem durchs 
biefige Kreisblatt veröffentlichten Berwaltungsberichte pro 1858 entnehmen, als ein günftiges 
bezeichnet werben. Denn der Abſchluß ergiebt: 26,250 Thlr. 28 Sgr. 8 Pf. Betrag der Iſt⸗ 
und noch zu erwartenden Einnahmen, 24,069 Thlr. 20 Sgr. 2 Pf. Betrag der IR- und noch 
zu leiftenden Ausgaben, 2181 Thlr. 8 Sgr. 6 Pf. Ueberſchuß. 

— M. C.— Zorgau, im Febr. Der Magiftrat beabfichtigt, hier bie zeitherige Co mmunals 
Eintommenfteuer, melde 1 Thlr. 20 Sgr. vom Hundert beträgt, zu bejeitigen und an 
Stelle derjelben einen Zufchlag von 20 Prozent zu ber für hiefige Stabt befichenden Mahl- 
und Schlachtſteuer einzuführen, um das Gehäſſige und bie lngerechtigkeiten, welche eine Ber» 
mögensabihägung unvermeidlich mit ſich bringt, für bie Zukunft abzuwenden. Es haben fid 
Stimmen dagegen erhoben, namentlich au in ber Stabtverorbneten » Berjammiung. Man hat 
geltend zu machen gefucht, daß durch ſolche Art der Befteuerung bie weniger bemittelten Klaſſen 
der Bevölkerung bedrüdt würden. Zur Widerlegung biefer Meinung ift jedoch andererſeits her» 
vorgehoben worben, wie bie in Rede ftehende Steuer fi in ber Regel von ſelbſt fo vertheife, 
daß fie den Bemittelten ſchwerer treffe, al® ben Linbemittelten, wovon ber Grund barin zu 
finden fei, baf der Bemittelte einen größeren Hausfland zu haben pflege, meiftens auch 
beffer lebe, namentlih mehr Fleiih und weiße Badwaare konſumire. Letzteres ift ganz befon« 
ders von Erheblichkeit, da der Weizen viermal jo hoch verfteuert wird als der Roggen. Nach 
angeftellten Gemittelungen fommen umgefähr drei fünftel der ganzen Mahlſteuerſumme hiefiger 
Stabt durch die Abgabe vom Weizen auf. Es ift aljo ber größere Theil ber gefammten Mapl- 
fleuer faſt ausichließlih won dem mohlhabenderen Einwohnern zu tragen, während man annehmen 
kann, daß zu dem Übrigen zwei Fünfteln gedachter Steuer ber Wohlhabende noch ebenſo ſtark 
beiträgt, als ber weniger Wohlhabenve, denn es ift befannt, daß in den ärmeren Boltsflaffen 
die Kartoffel ven Hauptnahrungszweig bildet. Erwägt man nun nod, daß bem Arbeiterftande 
das Drittel der Mahifleuer, welches der Staat der Commune überläßt, zu Gute fommt, indem 
folches lediglich zu deſſen Beihäftigung verwendet wird; zieht man ferner in Betracht, daß der 
Unbemittelte hier der erheblichen Wohlthat ſich erfreut, feine ſchulpflichtigen Kinder in bie f. g. 
Armenſchule ſchilen zu dürfen, woburd er bie Bergünftigung erlangt, nur ben vierten Theil 
des Schulgeldes zu zahlen, welches für bie, bie |. g. Bürgerſchule befuchenden Kinder entrichtet 
werben muß (e8 beträgt dort Y. Sgr. und hier 2 Sgr. wöchentlich); läßt man endlich noch 
die am hiefigen Orte gemachte Erfahrung ſprechen, daß ber bisher von ber Communal-Einlom- 
menfteuer befreit gebliebene Arbeiter im Allgemeinen fi wohler befindet, als der Meine Hanb« 
werfer, der dazu mit herangezogen wurde: — fo barf das Beſtreben des Magiſtrats nur ge- 
billigt werben. 

Nach der im December v. I. flattgehabten Volkszählung beträgt die Seelenzahl det 
biefigen Bevöllerung inel. Militair 9719, Bergleiht man die Refultate der Bollszäplungen 
in ben Jahren 1852, 1855 und 1858 mit einander, jo flellt fi eine nur im ſehr wenigen 
Seelen befiehende Differenz heraus. Der Grund hiervon muß namentlich im dem Mangel an 
Fabriken und fonftigen gewerblichen Anlagen am biefigen Orte gefucht werben. Kommt Torgan 
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in das Eiſenbahnnetz, wozu bie befle Hoffnung vorhanden zu fein ſcheint, fo find, wenn man 
feine unmittelbare Lage am ber Elbe noch ins Auge faßt, die wefentlihften Bedingungen erfüllt, 
um es troß feiner Eigenfchaft als Feſtung zu einem Fabrik» und Handelsplatze zu machen. 
Alsdann iſt aud Hoffnung vorhanden, daß unfer Realgymnmafium, welches im Jahre 1852 
buch Anfügung von zumächft zwei, fpäter brei Realllaſſen an das eigentliche Gymnaſium ge- 
bildet. worben ift, eine ſtarle Frequenz erhalten wird, vorausgefett, daß die Realſchulen wieber 
im Befit ihrer früheren Rechte kommen, wonach die Abgangszengniffe der Realſchüler bie unbe- 
bingte Aufnahme in die Baualademie und Zulaffung zum Studium des Berg», Hütten- und 
Salinenfahs gewährten. Gegenwärtig iſt bie Frequenz ber Realllaſſen aus den angeführten 
Gründen hier nicht bebeutend, ungeachtet bie Anftalt durch vortreffliche Leiftungen der Zöglinge, 
weiche von ihe mit Abgangsprüfung entlaflen worden find, als eine fehr gute ſich bewährt und 
ber Herr Unterrichteminiſter ihr baher ſchon im Jahre 1857 das Hecht zu Entlaffungsprüfungen 
beigelegt hat. 

In dem Januarheft des „Centralblatts für bie gefammte Unterriätsverwaltung in 
Preußen“ findet man über bie Gehaltsverhältniſſe der Elementarlehrer die Mit- 
theilung, daß das durchſchnittliche Einkommen derjelben im preußifchen Staate 191 Thlr. betrage, 
und daß auf die Provinz Sachſen der größte Durchſchnitt, 231 Thlr., komme. Vergleicht man 
biermit die Befoldungen der hiefigen Elementariehrer, fo darf man folhe gewiß mit Recht ale 
beſonders gute bezeichnen. Das Durchſchnittsgehalt beläuft fich bier auf 312", Thlr. Die 
Gehälter deran unferen bürgerlihen Schulen angeftellten 16 Lehrer /aufier dem Rector, der 
Literat ift und 600 Thlr. Gehalt bezieht) ſtufen nämlich, wie folgt, ab: 500, 500, 400, 375, 
350, 325, 800, 300, 300, 300, 275, 250, 225, 200, 200, 200 Thlr, Der mit bem DOrganiftens 
amte betrante Lehrer erhält noch eine befondere Remuneration von circa 100 Thlr. 

Die feit 10 bis 11 Jahren hier beſtehende Handwerler-Fortbildungsſchule erfrent fich jet 
einer ziemlich regen Theilnahme. Die Zahl der fie bejuchenden Lehrlinge und Gefellen beträgt 
gegenwärtig 180. Diefe werben in 3 Abtheilungen unterrichtet, für beren jede 5 Unterrichts» 
ſtunden wöchentlich beftiimmt find. Ein Schulgeld wird nicht gezahlt. Die Unfoften der Auſtalt 
werben aus ben Ueberſchüſſen der hiefigen Spirkaffe gebedt. Um bie Schüler zu einem flei- 
figen Beſuche der Schule und zur regen Theilnahme am Unterrichte anzufpornen, ift feit 1857 
die Einrichtung getroffen, daß von dem unterrichtenden Lehrern am Schluffe des Semefters 
Zeuguiſſe Über Betragen, Fleiß und Leiftungen ber Schüler ausgeftellt und dem Magiftrate 
mitgetheilt werden. Letzterer hält darauf, daß bie Innungsbeifiger jo wie ber Borfigende ber 
Kreisprüfungs - Commiffton bei vorzumehmenden Meifter- und Gefellenprüfungen ſich dieſe Zeug- 
niffe vorlegen fafjen und bei der Entſcheidung über den Ausfall der Prüfung gebührendes Ge- 
wicht darauf legen. Die Einrichtung bat fi als eine gute bewährt. 

Im nächſtlommenden Jahre wird die Pionier-Abtheilung, welche gegenwärtig in Magbe- 
burg garnifonirt, hierher verlegt werben. Zur Unterbringung berfelben ift bei der in bem legten 
Jahren mit größtem Eifer betriebenen Befeftigung des hieſigen Brüdentopfs eine ſehr ſchöne 
Kaſerne eingerichtet worden, Bor Kurzem ift dieſſeits die Ordre eingegangen, alle Borkehrungen 
zu treffen, welche noch erforderlich find, um die Pionier-Abtheilung im Anfang des Sommers 
1860 hier aufnehmen zu können. Wie verlautet, wird alsvann die Verlegung ber jeht in Er» 
furt garnifonivenden Pionier-Abtheilung nah Magdeburg flattfinden. 

Eilenburg, im Febr. Aus dem Berichte über die ſtädtiſche Verwaltung (das Armen» 
wefen betreffend) ift Folgendes mitzutheifen: Für unfere fläbt. Armenpflege find 3390 Thlr. 
6 Sr. aus der Kümmereilaffe und überdies vom Kreisarmenverbande (des Deligiher Kreifes) 
ein Zuſchuß von 775 Thlen. erforderlich gewefen. Davon find unterflügt 356 permanente Al- 
moſenempfänger und 179 Perfonen zeitweife. Konflatirt wirb ferner die Wahrnehmung, daß 
die Koften der ſtädtiſchen Armenpflege von Jahr zu Jahr höber anwachſen, und biefer bevenf- 
lien Erſcheinung gegenüber das Beftreben der Armenverwaltung dahin angegeben: Die 
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Armenpflege, welche in wewerer Zeit-ihren eigentlichen Eharalter der Mildthätigleit und chriſtlichen 
Liebe fa verloren babe, und dahin ausgenrtet fei, daß bie Unterſtützungen als ein Rechtsan—⸗ 
fpruch gefordert worden, dadurch fegensreicher zu geftalten, daß die Sorge für die Armen. unter 
eine größere Anzahl von Armenpflegern vertheift und es jo ermöglicht werde, baß ber einzelme 
bie ihm überwiejenen Armen unter feine fpeziele Aufficht und Pflege nehme, bie qu. Familien 
in ihren Wohnungen aufjuche, Bedürftigleit, Arbeitsfähigleit m. dergl. felbft ermittele, ſich über» 
zeuge, ob durch Geld oder Naturalien mehr genügt werbe, unb zugleich bie Berwendung ber 
dargereichten Unterflügungen und ben Lebenswandel der Armen überwache. 
Sg. Bheinland und Weſtphalen. 

(-) Köln, im Februar, Das Budget ber Armen-Berwaltung pro 1859 iſt auf 
eine in Einnahme und Ausgabe balancirende Summe von 230,861 Thlr. feſtgeſetzt, und beträgt 
ber ſtädtiſche Zufhuß zu den Koften ber Armenpflege 41,916 Thlr., folglich weniger, als dies 
feit mehreren Jahren ber Fall geweien. 

Die Verhandlungen der Stabtverorbneten » Berfammlung am 21, v. Mies. wurden von 
Seiten des Vorſitzenden, Ober-Bürgermeifters Stupp, mit der Mittheilung eröffnet, daß bie 
Proceffe der Stadt Köln gegen bie Köln-Mindener und gegen bie Rheinische Eiſenbahn-Geſell⸗ 
haft in Betreff bes für die Zwede biefer Geſellſchaften erproprirten ſtädtiſchen Eigenthums 
auf dem Frankenwerft, jo wie am unb auf dem franfenplage und im Bullengäßchen von dem 
Rheiniſchen Appellationsgerichtshof entichieden worben jeien. Bezüglich der Köin-Mindener Ge 
ſellſchaft iſt das Urtheil des fönigl. Landgerichts, nach welchem bie an die Stabt zu zahlende 
Eutſchädigung 30,350 Thlr. beträgt, nicht reformirt worden ; Doch follen zwei Drimtel ber Pro— 
cehloften von der Stabt getragen werben und nur ein Drittel ver Gefellichaft zur Laft ‚fallen. 
Legtere glaubte belanatlid) zu gar keiner Entihädigung verpflichtet zu jein, meil ſie für bie 
binweggenommene dfjentlihe Straße eine andere berftelle. Gegenüber der Rheinijchen Ei» 
fenbahn-Gefellihaft wurde das Urtheil des erſten Richters. hinſichtlich des von derſelben erpro- 
prürten Theile® ber ehemaligen Morgue ebenfalls beftätigt; was Dagegen bie übrigen von ber 
Rheiniſchen Geſellſchaft in VBefig genommenen ftäbtifchen Grundflächen am Fraulenplatz und am 
der Trankgaſſe anbelangt, jo wurbe die vom königl. Landgericht auf 1 Thlr, pro Quadrat⸗Fuß 
feſtgeſetzte Entihädigung auf 1 Thlr. 5 Sgr. erhöht, jo baf die erpropriirende Gefellichaft ſtatt 
ber früheren Summe von circa 16,500 Thlen. nunmehr etwa 19,500 Thlr. zu zahlen haben 
wird. Ein Antrag berRheiniichen Eifenbahn » Gefellfchaft wegen der vom ihr eventualiter beab⸗ 
fihtigten Füuflihen Erwerbung des im Beſitze der Stadt, refp. der Schulverwaltung befindlichen 
Theiles des früheren Jejuiten-Collegiums, um mit benjelben das erzbifchöfliche Priefter-Seminar 
tauſchweiſe für die von demſelben zu erwerbenben Gebäulichkeiten zw entihädigen, fand im All« 
gemeinen eine günſtige Aufnahme, und ber von der Schulverwaltung für angemefjen erachtete 
Kaufpreis von 40,000 Thlrn wurde au von den Stabtverorbueten für angemefjen erachtet, 
welche nad dem Antrage ihrer vereinigten Commiffionen für Bau- und Rechts: Angelegenheiten 
fih nach kurzen Debatten tamit einverftanden erklärten, baß der Rheiniſchen Eiſeubahn-Geſell⸗ 
ſchaft der fragliche Theil des Iefuiten-Collegiums zum Kaufpreis von 40,000 Thlen. auf brei 
Monate am die Hand gegeben werbe. — Der Vorfigenve berührte hieranf bie vom Herru Han⸗ 
bels-Minifter im Jahre 1856 getroffene Anordnung, wonach die Abiturienten der Real» und 
° höheren Bürgerfchufe in Zukunft nicht mehr berechtigt fein follen, bie Königl. Bau Alademie zu 
beſuchen und im die höheren Aemter der Berg. und Hitten » Verwaltung aufzurüden. Das 
Collegium erfuchte ven Herrn Ober-Bürgermeifter, fich mittels einer an beide Häufer des Land⸗ 
tages zu rihtenden Eingabe bafür zu verwenden, daß bie vorbezeichnete Hintanfegung der Real- 
und höheren Bürgerfchulen wieder anfgehoben werbe, Der für den Schulbau von St, Peter 
eutworfene Plan, deſſen Ausführung gegen 34,000 Thlr, foflen fol, wurbe unter Vorbehalt eis 
niger Mobificationen genehmigt. Das meue Gebäude foll auf dem Cäcilienpfage errichtet 
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werben, und fo wird benm ber fromme Wunſch, daß dieſer biß jetzt durch einige alte und häßliche 
ſtädtiſche Baulichkeiten verunſtaltete Platz endlich einen beſſeren Aublick darbieten möge, wohl 
bald. in Erfüllung gehen. Die Koften des Baues ꝛc. hofft man reichlich aus dem Eildfe des 
jetzigen Schul-Rolals, jo wie ber ehemaligen Brauerzunft in der Schilvergaffe zu beden. 

= Unter den Borlagen ber am 27. v. Mis. abgehaltenen Siyung ber Stabtvererbneten- 
Berfammlung befand fich ein Antrag ber Ban-Eommiffton, welcher dahin ging, ven pro 1859 
noch zu Pflafterbauten verwenbbaren Fonds auf die Pflafterung von Apofteln-Alte-Mauer und 
einen muthmaßlichen Ueberſchuß von 500 Thalern auf die Pflafterung der Kettengaffe und bes 
Plüdhöfchens zu verwenden, er gab zu längeren Debatten Anlaß. Hierbei kam auch eine Ein- 
gabe von Bewohner ber Zofephftraße zur Sprache, aus welcher hervorging, daß man auch 
bort des Syſtems Doc Adam herzlich überbriffig if. Auch bes bei Regenwetter ſehr unlieb- 
famen Zuſtandes des: Gafinoplages wurde gedacht und auf bie biedfällige Verpflichtung ber 
Caſino⸗Geſellſchaft hingewieſen. Ein Mitglied des Eollegiums brachte noch die Rüge vor, daß 
die Wegichaffung des auf ben macabamefirten Straßen zufammengefegten Schlammes jehr nach⸗ 
läffig bewirkt werbe, Der Antrag der Bau⸗Commiſſion wurde genehmigt und binfichtlih ber 
Mittelſtraße auf das künftige Jahr vertröftet. Nachdem die Mitteilung von ber eben einge- 
troffenen frohen Botſchaft aus Berlin, der Geburt des Prinzen, entgegengenommen nad eine Bes 
glüdwänihung beſchloſſen war, vernahm das Collegium ven Bericht feiner Bau « Commifften 
über bie feitherigen Ergebniffe ber läbtifchen Ziegelei. Die Commiffion empfahl, in Berüdfich- 
tigung, baß ber zweite Stabt-Baumeifter für den befriebigenden Erfolg förmlich einftehen will, 
den verſuchſsweiſen Fortbetrieb ber Ziegelei auf eim Jahre, und biefer Antrag wurde ungeachtet 
einer fehr lebhaften Oppofition zum Beſchluß erhoben. Ein Mejcript des Herrn Dber-Präfis 
denten der Rheinprovinz in Betreff der hier zu errichtenden polytechniſchen Schule wurde ben 
vereinigten Commiſſtonen für Schul-, Finanz. und Gewerbeweſen zur Begntahtung der darin 
augexegten Frage llberwiejen. 

— e. — Bonn, im Februar. Wie wir aus dem Berwaltungsberichte pro 1858 erfehen, 
beträgt bie Geſammtzahl der Einwohner der Bürgermeifterei Boun nad der Zählung vom 
Dezember 18585: 20,100, Die Aufnahme im Jahre 1855 ergab eine Gefamnitjumme von 
19,892; ſonach if eime Bermehrung von nur 208 Köpfen eingetreten, Die Gründe biefer 
langfamen Zunahme der Bevölkerung zu erforichen und mitzutheilen, hat fich bie Verwaltung 
noch vorbehalten. In Beziehung auf bie finanzielle Lage der Gemeinde find namentlich bie 
Bemühungen ber Berwaltung, trotz ber gefleigerten Bedürfniſſe eine Erhöhung der Communals 
Einkommenfteuer abzuwenden, mit Erfolg gekrönt worden. Die Jahresrechnung pro 1857 iſt 
wie folgt fefgefeßt: bie Einnahme auf 151,584 Thlr., bie Einwahmerefte auf 745 Thlr., bie 
Ausgaben auf 125,041 Thlr., bie Reflausgaben auf 3882 Thlr, der Beſtaud auf 26,493 Thlr. 
Die Einnahme enthält: a. gewöhnliche Einnahmen 68,898 Thlr., b. außergewöhnliche Einnah⸗ 
men 82,635 Thle. Die letztere Summe wird durch emittirte ſtädtiſche Obligationen, davon 
bezogene Zinjen und einen Theil des vom Staate bewilligten Zuſchuſſes zum Landgerichtsbau 
gebildet. Die Ausgaben enthalten: a. an gewöhnlichen Ausgaben 62,743 Thlr., b. an außer- 
gewöhnliden reſp. einmaligen Ausgaben 62,297 Thlr. Nach Abzug der gewöhnlichen Ausga-⸗ 
ben und der Reflausgaben von den gewöhnlichen Einnahmen bildet ſich ein eigentlicher Com⸗ 
mumallafjenbeftand von 2772 Thlr., während ber Übrige Theil des Beſtandes ad 24,220 Tür. 
zu den außerorbentlidhen Baufonds gehört. Der Rechnungsabſchluß pro 1858 follte muth- 
maßlich eine Einnahme vom 122,153 Thlr., eine Ausgabe von 91,320 Thle. und einen Bes 
fland von 30,822 Thlr. ergeben. Bon dieſem Beflande gehören 28,048 Thlr. zu Rapitalien- 
Baufonds und 2774 Thir, zu den gewöhnlichen Communalgeldern, welche in ben Etat pro 
1859 übernommen find. Die uambhafteften Ausgaben bes Jahres 1858 befiehen im folgenden 
Pofitionen: 1) Verzinſung und Amortijation ſtädtiſcher Schulden 13,002 Thlr., 2) Koften ber 
Elementarſchulen excl. der. Kreifchuten 9970. Thlr., 3) Zuſchuß zum YWrmen „Budget 15822 
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Thlr., 4) Steafenbeleuchtung 3700 Thlr., 5) Cultustoſten 1486 Thle., 6) Unterhalt ver Ge⸗ 
meinbegebäube, ver Wange, Kanäle, Promenaden ꝛe. 4050 Thir., 7) Beiträge für dem Juſtizfonde 
unb die Provinzial-Inftitute, Heilanflalt in Siegburg, Befferungsanftalt im Brauweiler 26, 1415 
Tolt. — Obgleih für das Jahr 1859 zur Berzinfung und Amertifation ber neu creirten 
Baufhulden eine bedeutend größere Summe gegen. bie bes Jahres 1858 in den Etat über- 
nommen und fir mehrere im Jahr 1859 bevorfichende Ausgaben, namentlich für die Landwehr: 
Cavallerie · Uebung unb den Provinzial-Landtag Fürforge getroffen werben.mußte, auch bei dem 
Elementarſchulweſen, ber öffentlichen Beleuchtung u. ſ. w. eine Steigerung. der Ausgaben flatt: 
gefunden hat, if dennoch im Folge ber erhöhten Einnahme an Schlacht- und Mahlſteuer und 
des Ertrages au Werftgeldern (Ietstere ca. 2000 Thle.) eine Erhöhung der Eomminmal + Ein- 
tommenfteuer pro 1859 nicht in Ausficht genommen worden, — Die Bauthätigleit der Ge⸗ 
meinde war auch im verfloffenen Jahre eine ausgedehnte. Der Lanbgerihtebau hat'ywar 
aus mehrfachen Urſachen Berzögerungen erlitten, jedoch flieht bie rechtzeitige Bollenbung bes 
Baues zu erwarten. Berausgabt waren dafür bis zum Dezember 1858: 42,700 Thir., erfor- 
berlich waren: noch. 43,000 Thlr., jo daß der Anſchlag im Betrage von ca. 1700 Thir, über. 
ſchritten werben wird. Die Plarrfhule von St. Martin wurbe im April 1858 dem 
Gebraude übergeben, An Baufoften, die zu 14,400 Tplr. veranfhlagt waren, find verausgabt 
worden 14,218 Thle. Der Ban des neuen Rheinwerftes wurde bis auf wenige Kleinig- 
feiten beendet. Der urſprüngliche Koſtenanſchlag belief fi auf 27,900 Thlr., bie wirkfichen 
Ausgaben betragen 30,884 Thlr., es ergiebt fi daher gegen ben Anſchlag eine Mehrausgabe 
von 29854 Thlr. Auf dem ftädtijchen Friebhofe wurbe bie Einrichtung eines Leihen-Auf- 
bewahrungse-Haufes in Angriff genommen, babei jedoch zufolge ſachverſtändigen Gut- 
achtens von künſtlichen und koftfpieligen Apparaten zur Wiedererweckung vom Scheintode abge⸗ 
ſehen. Im Betreff der Straßenbauten ift nod zu erwähnen, daß ein Verſuch, die Anlage von 
Trottoirs durch freie Gewährung von werffleinernen Rinnen zu befördern, einen nur unbeben⸗ 
tenden Erfolg hatte, indem nur vier Trottoirs angelegt wurden, bei welchen dieſe Unterftüung 
Anwendung fand. — Die öffentlihe Straßenbeleuhtung, fo koſtſpielig fie auch ift, führte 
im Laufe bes Jahres wegen mangelhaften Lichtes zu öfteren Klagen gegen ben Gasunteruehmer; 
namentlich gelang es auch nicht, billige. Kaufpzeife der Gaſometer mit demſelben zu vereinbaren. 
Die Zahl der äffentlihen Flammen betrug im Dezember 298, davon 274 Gas- und 24 Oel⸗ 
laternen. — Die Sparlaffe und bie Darlehnslafje haben im Jahre 1858 erfreuliche 
Ergebniffe geliefert. Die vom 1. Januar bis ult. Oftober gemachten Einlagen betrugen 68,982 
Thle. Aus dem Zinsgewinne der Rheiniſchen Provinzial-Hülfstaffe erhielt die Kaffe zur Prä- 
milrung der betreffenden Einleger pro 1857 eine Summe von 528 Thlr. Zurildgezogen wur⸗ 
ben während obigen Zeitraumes. 53,366 Thlr. und betrug ber Beſtand ult. Oftober 192,708 
Thlr., worüber 2046 Sparlaoffenbücher vorhanden waren. Hiervon waren‘ auf Hypotheten 
115,062. Thlr., bei öffentlichen Inftituten und Corporationen 30,500 Thfr., in Werthpapieren 
24,220 Thlr. angelegt, und zum Betriebe des Leihhanfes 23,816 Thlr. verwendet. Im Leih⸗ 
baufe wurben während ber angegebenen Zeit auf 17,285 Pfänber 34,824 Tplr. ausgeliehen; 
durch Einlöfung won 16,745 Pfändern und Berlauf von 375 Pfänbern wurben an Kapital 
32,793 Thlr. und an Zinfen 2191 Thlr. vereinnahmt. Nah dem Rechnungs » Abjchluffe pro 
1857 betrugen ber Brutto-Gewinn 4098 Thlr., die Koften. 1742 Thlr., mithin der Mettos 
Gewinn 2356 Thlr. Die Darlehnslaſſe hatte am Schluſſe des Jahres 1857 ein Betriebe- 
Kapital von 11,233 Thle. Im Jahre 1857 wurden dur dieſes Kapital 579 Darlehen im 
Gelammtbetrage von 16,585 Thlr. ausgegeben. Während ber Zeit vom 1. Januar bis nit. 
Oktober 1858 beträgt die Ausgabe 451 Darlehne mit 13,723 Thlr. Endlich ift eine bebeutende 
Berminderung der Reftanten aus früheren Jahrgängen erfreulicherweife eingetreten, — Die 
gewerbliden UnterKügungs-Raffen, welde auf Grund bes Geſetzes vom 3. April 
1854 und bes Ortöftatuts für die Stadt Bonn gebildet wurden, traten im Laufe bes Jahres 
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ins 2eben, haben aber im Ganzen ein fehe wenig befriebigenves Nefultat ergeben. Zu ben 
Urfachen, welche den ungünftigen Stand diefer Kaffen herbeifligren, gehören, daß Biele. ohne 
genügenden Gefunbheits-Nahmeis Aufnahme finden und dadurch Mitglieder des Verbandes 
werben, welche ſehr bald ſchon die Kaſſe in Anſpruch neymen; ferner, daß noch immer viele 
Geſellen die Anmeldung unterlaſſen und ſich der Kaffe entziehen. Kleine Kaſſen, ſagt der Ber- 
waltungsbericht ſehr richtig, dürften überhaupt nicht wohl beſtehen können, weil die Zahl ber 
Theilnehmer eine zu geringe-ift.im Berhältuiffe zu den Koften ber Berwaltung.. Die Erfahrung 
bat gelehrt, daß, je größer die Zahl ber Theilnehmer, deſto geficherter da® Gebeihen der Kaffen 
if. Es wird daher darauf ankommen, bie.Heineren Kaffen in eine zu vereinigen und ben 
Betheiliglen den Vortheil der Unterftägungstaflen zum Bewußtſein zu bringen, — In Bezie- 
bung auf dag Elementarſchulweſen der Gemeinde war das Jahr 1858 ein wichtiges. 
Im April wurde die neue Pfarrſchule von St. Martin eröffnet und die fir dieſe Schule er» 
nannten drei Lehrer umd drei Lehrerinnen eingeführt. Durch das mit Eröffnung dieſer Schule 
eingeführte Pfarrfhulfyflem ift der Unterricht im den katholiſchen Schulen nunmehr fo georbnet, 
daß jeder Plarrbezirk feine eigene breiffaffige Knaben» und Mädchenſchnle bat. Sämmtliche 
Lehrerftellen find am allen Pfarrſchulen gleihmäßig botirt und fir alle Schufen gilt berjefbe 
Lehr» und Stundenplan. Auch für die katholiſche Freiſchule find gleihe Sätze ver Lehrers 
Gehälter wie für die Pfarrfchufen bewilligt. Jedes Kind im der Freiſchule koſtet ver Gemeinde 
6 Thlt. 29 Sgr. 6 Pf. File die evangeliſche Stabtichnfe ift die Beſchaffung befferer Lolalitäten 
für das nächſte Etatsjahr im Ausficht genommen. Die Sonntagsihule, welche durch einen Be 
beutenden baaren Zuſchuß umb freie Gewährung vom Schuflofalen feiten® ber Gemeinde Unter 
ſtützung erhäft, wurde im Jahre 1858 durchſchnittlich von 150 Schillern befucht, fo daß bie 
brei vorhandenen Lolale vollftänbig gefüllt waren. Bon biefen 150 Schülern waren 16 Ge— 
fellen, von ben 134 Lehrlingen waren 87 einheimiſche und 27 auswärtige. — Daß nad ber 
Zotalität vorſtehender Mittheilungen auch im Laufe des Jahres 1868 eine glückliche Entwidelung 
ber Gemeinde» Angelegenheiten der Stabt Bonn auf der Bahn des Fortſchritts nicht zu 
verfennen. if, glauben twir, den Worten des Berichts beiftimmend, ſchliehßlich noch ausſprechen zu 
mäffen. 
— n Elberfeld, im Februar. Das entichiebene Vorgehen des Bürger - Comitee® mit 
dem Projekt einer neuen Aetien ⸗Gadbeleuchtungsgeſellſchaft, wovon wir im Januar berichteten, 
bat bereits bem erwarteten Erfolg gehabt: Die Gasfabril v. d. Heybt& Comp. hat nad eini- 
gem Sträuben, aus Beſorgniß vor der ſtonkurrenz der neuen Geſellſchaft, ſich bereit erllärt, bie 
Bedingungen anzunehmen, die berjelben in der Sitzuug der Stabtoerorbneten vom 18. Januar 
Seitens der Kommune geftellt wurden. Wie jhon erwähnt, find bie Bedingungen folgende: 
1. der neue Bertrag wirb auf 8 Jahre geichloffen ; 2. die Geſellſchaft hat bie ſtädtiſche Stra- 
Benbeleudtung zu 2'/, Pfennig pr. Laterne und Stunde, fowie bie Beleuchtung ftädtifcher Ge⸗ 
bäude zu 2 Thlr. pr. 1000 Ebf. Gas vom Beginne des Vertrags am zu übernehmen; 3. bei 
Privaten darf bie Geſellſchaft in den erſten 4 Jahren nicht mehr ala 2 The. 5 Sgr. und in 
ben legten 4 Jahren nicht mehr als 2 Thlr, pr. 1000 Ebf. Gas berechnen. 

Beadhterswerth find die Borfchläge Über. die Bildung einer Aetien + Gasgefellichaft, welche 
das Bürger» Comitee der Hädtiihen Commiſſion vorzulegen beabfichtigte, deren Inhalt ungefähr 
folgeuber ift: „ Das Capital zur Erbauung einer neuen Gasfabrik wirb in Aetien & 50 Thlr. 
aufgebradht und werben bieje mit 5 und 6 p@t. verzinkt. Die Altiomaire verzichten außer ben 
Zinfen anf jede Dividende und foll, wenn das WUnfage» Kapital in 25 Jahren amortifirt, 
bie Fabril in die Hände der Stabt übergehen. Der Preis des Gaſes follte nicht höher wie 2 
Thlx. pr. 1000 Ebf. berechnet werben, und ſoll ber nach Abzug der Zinfen und der Amortifa- 
tion verbleibende Ueberfhuß in die ſtädtiſche Kaffe fließen. Nah fachverflindigem Ermeſſen bürfte 
fih die Berechnung für Eiberfeid folgendermaßen ftellen : 
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Bei einem Conſum von 80,000,000 Ebf. Gas, ſoviel die Gasfabril jetzt ſchon fabrichren 
fol, wärben die Einnahmen pr. 2 Thlr, & 1000 Ef. „ » » . » 60,000 Thln 
betragen. Die Ausgaben mwürben befiehen in: 

Binfen von .150,000 Thir, Anlagelapital à 6 pEt. . . +» +» 9,000 . 
Amortifation 4 plt. . » . . P 6,000 
80,000,000 Ebf. Gas in bie Safometer er Gonfnuienten geliefert 
ER Eh na ee 77 * 
Geenern ea. 4 
Berwaltungen eaaa. 2000 „ 


Summa 45,500 Thlr. 


mithin bliebe ein jährliher Ueberſchuß für die Kommunallaffe von 14,500 Thlr. Da nun 
vorauszufehen, daß der Conſum durch die billigeren Preiſe wohl auf das Doppelte fleigen würde, 
fo würde bei einem Berbraud von 60,000,000 Ebf. ver Kommunallaſſe in den erfien 25 Jahren 
eine jährliche Einnahme von beinahe 40,000 Thlr. zufließen, und diefe fi) nad) der vollſtäudi⸗ 
gen Amortifation noch um 15,000 Thlr. vermehren." — Bemerkt muß hierbei noch werben, daß 
ber obigen Annahme des Lieferungspreiies & 27%, Sgr. p. 1000 Ebf. Gas eine Dfferte eines 
namhaften Ingenieurs in Loubon zu Grunde liegt, der ſich erboten hat, das Gas zu biefem 
Preife in die Gafometer der Conſumenten zu lieferu, fämmtlihe Reparaturen ber Fabril zu tra- 
gen und biefelbe im beften Zuſtande zu erhalten. Wenn biefe Berechnung aber richtig if, jo 
wird bie Gasfrage kaum auf die Dauer des neuen Bertrages als erledigt angefehen werben lün« 
nen, da die Stabtlaffe je eher je befjer dem in Ausficht geflellten, jetzt der Gasfabrik zufließen- 
dem bebeutenben Gewinn für ſich zu erwerben ſuchen muß. 


(—) Aachen, im Febr Ju der am 25. v. Mts. flattgefundenen Gemeinberath® 
figung machte ver Borfigende ber Berfammiung Ditiheilung von den biäher gepflogenen Ber» 
handlungen, betreffend bie Anlage einer Straße, welde der Rentner, Herr Joſeph Jöbſes, auf 
feinem in der obern Wirihebongardftraße gelegenen: „Die Windmühle“ genannten Ter- 
rain in der Richtung von ber Harslampftraße zur Wirichsbongardſtraße bis an biein die Thea» 
terſtraße führende Gaſſe herzurichten beabficdhtigt. Diefem Prtojelte find in dem am 10. Juni dieſes 
Jahres aufgenommenen Protokolle die nachftehenben Hauptbebingungen vereinbart und zu Grunbe 
gelegt worden. Herr Joſeph Jobſes verpflichtet ſich nämlich: 

1, die projeltirte Straße in einer Breite von 86 Fuß anzulegen, wovon 24 Fuß anf bie 

Fahrbahn und je 6 Fuß anf die Zrottoirs kommen; 

2 das zur meuen Straße erforberliche Terrain von 81 Duabratrutfen der Stabt un: 
entgeldlich abzutreten. Dagegen foll ber mit diefer Straße parallel laufende Wallgang 
biß an das Eigenthum der Fräulein von Guaita, betragend 31’, Duadratruthen, bem 
ꝛc. Jöbſes von der Stadt umentgelblih überlaffen werben ; 

8, auf eigene Koſten bie Straße mit einem Hauptlanale zu verſehen, zu pflaftern und 
die Trottoirs anzulegen. Dagegen bezieht der Unternehmer bie Hälfte der Gebühren 
für Einmündungen in ven Hauptlanal, bis feine für letztern gemachten Auslagen ge- 
bedt find; 

4, die Strafe im Falle des Bebürfniffes auf eigene Koften fo lange zu belemchten, bis 
biefelbe zur Hälfte mit Häufern beſetzt fein wird; 

5. breit Jahre nach erfolgter höheren Genehmigung vie Straßenanlage jo weit ansgeführt 
zu haben, daß biefelbe gepflaftert und ber Abflußkanal angelegt if, Bei Nichterfül-⸗ 
lung der übernommenen Berpflihtungen hat der Unternehmer an bie Stabt eine Kon⸗ 
ventionalftrafe von 1000 Thalern zu zahlen, 

Das Bau-Comitee und demnach auch das Finanz» Komitee haben fi mit ber Ausfüh- 

zung biefes Straßenprojeftes nach bem vorliegenden Plane einverftanden erllärt. Der Stabt- 


275 


verordnete Sungbläth beantragte, bie fragliche Wötretung des Wallganges nur gegen einen billigen 
Preis zu bewilligen. 

Der Antrag wurbe zur Abftimmung gebracht umb mit:15 gegen 8 Stimmen angenom⸗ 
men. Die weitere Frage: Ob die Berfammlang der Ausführung des vorliegenden Straßenpro⸗ 
jeltes in Ganzen, zufüglich des angenommenen Amenbements bes Herrn Jungbluth ihre Zuſtim⸗ 
mung gebe, wurbe einftimmig bejaht. 

(—) Dortmund, im Febr. In der am 14. d. Mis. abgehaltenen Stabtverordne 
ten»-Berfammilung wurde ber unterm 81. v. M. gefafite Beichluß, dem Beitrag zur Lehr 
rer · Wittwenlaſſe aus ber Kämmereilaſſe betreffend, dahin mobiflcirt, daß ein jährlicher Beitrag 
von 100 Thlen. auf Widerruf umter der Bedingung bewilligt wurde, bie Jahresrechnung gut 
Kenntnißnahme der ſtädtiſchen Behörven zu bringen. 

Der Etat der allgemeinen Unterftügungstafle für Handwerks. Gefellen, Gehülfen unb 
Babrilarbeiter pro 1859 wurde in Einnahme und Ausgabe auf die Summe von 5452 Thlr. 
feRgeftellt. 

Die Beſchaffung eine® zweiten Marktplatzes, der nach dem Entwurfe des Stabtbauplanes 
eine Größe von 3 Morg. 153 Ruth. 20 Fuß befommen würde, rief eine lebhafte Discuſſion 
hervor, und wurde die fernere Berathung und Beſchlußnahme bie zur mächften Sigung aus⸗ 
gelegt. 

In der am 21. Webr. flattgefundenen Sitzung ber Stabtverorbneten wurbe der Normaler 
Beiolvungs» Etat für bie Forſtverwaltung auf die Summe von 300 Thlrn. fehgeftellt und voll» 
zogen, und bie Beichaffung eines zweiten Marftplatges durch den Anlauf des Gartengrundſtücke 
der Kran Wittwe Nitterhaus und des Kloſtergartens einftimmig abgelehnt. Die Berſamm⸗ 
Inng ernannte eine Commiffion, um die Motive, weiche beim obigen Beſchluſſe zum Grunde 
liegen, in eimer Denlſchrift mieberzulegen, gleichzeitig aber and Vorſchläge zur Herftellung eines 
zweiten Marktplatzes zu machen. 


Kaiſerthum Defterreich. 

Wien, im Febr. Im der 192ften Sitzung des Gemeinderaths am 19. v. Mu. 
teferirte der Bicepröfident Dr. Zelinta für die Finanzſeltion: Der Münchener Berein gegen 
Thierquälereien hat 100 Eremplare des von bem Baieriihen Hofrathe Hrn. Dr. Perner 
verfaßten Buches „Über bie Hauptgebrechen ber Erziehung“ und Rechenſchaftsberichte über bie 
Dirkfamleit des Vereines in den Jahren 1855 - 1868 mit ber Bitte um eine Unterflägung 
überfendet. Es wurde beſchloſſeu, eine Unterfügung von 50 Fl. Oe.W. zu erfolgen. Die 
Borflände des Germaniihen Mujenms zu Nürnberg haben unter Einjendung bed Aten 
Rechenſchaftoberichtes um eine fernere Geldunterftügung angeſucht. Es wurde beichlofjen, dieſem 
Inftitute 100 Fl. Oe.W. in Anerkennung feiner raſtloſen Beftrebungen um bie Erhaltung ber 
Dentmale Deutſcher Geſchichte, Kunft umd Literatur als Beitrag zu wibmen, Die Rehmung 
für die erfolgte Herftellung ſtabiler Berfiherungen im Wienfluffe zwiſchen der Stubenthor- und 
Radetzlybrücke weiſet einen Koſtenaufwand von 50,255 Fl. 56 Kr. C. M. aus. Diefe Rech⸗ 
nung erhielt die Genehmigung. Mit dem Statthaltereierlaffe vom 19, Dez. v. J. wurde be» 
fanst gegeben, daß zu Folge Erlaſſes des hohen Minifteriums des Junern vom 4. Deu. v. J. 
Se. 1.t. Upoftoliihe Majenät mit der Allerhöchften Entihließung vom 24. Sept. dv. I. anzu 
orbneten gerubte, daß vom Berwaitungsjahre 1868 bis 1850 angefangen, ber. Berforgungsanf- 
wand für die aus ber Gendarmerie und dem Militärpoligeimachlorps in die Penfion oder Invali« 
benverforguug lbernommenen Indivibnen aus dem Militairbudget ausgeſchieden und auf ben 
Geudarmerie bezüglichen Polizeifond übertragen werbe, — Bom 1, November 1858 angefangen 
find fofort die Ruhegenüſſe der Individnen dieſer Korps aus ben eigenen fonds und Kaflen 
ber fegteren zu zahlen, für vie in die Loloverjorgung der Invalivenbänfer Übernonimenen ober 
dahin Übertretenden Individuen aber die vollen Berpflegsauslagen dem Militäraerar zu refunbixen, 
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wogegen. jedoch von biefem Zeitpunlte am auch die in Gemäßheit der 68: 71. und 76, 
bes organifchen Geſetzes für die Genbarmerie bisher bei dem Militsir-Invalidenfonbs einflie- 
enden Genbarmerie-Strafgelver nicht mehr am: die Kriegslaſſe abzuführen fein, fonbern dem 
Genbarmerieetat als eigene Eiunahmen zu verbleiben haben werben. Diefe Mittheilung wurbe 
zur. Kenntniß genommen, Bize-Präfivent Khunm referirt Über vie Waifen-Beviflen in bem 
Jahren 1857 und 1858, Aus den erflatteten Berichten gebt hervor, daß im Sabre 1857 
1484 Kinder in der Pflege fich befanden, von denen mit Ende des Jahres noch 993 Kinder in 
felbiger verblieben find. Hierzu kamen im Berlaufe des Berwaltungsjahres 1858 nod 615 Kin⸗ 
der, fo. daß mit Rückſicht auf den mittlerweile erfolgten Austritt von Pfleglingen im ganzen 
Jahre 1124 Kinder in dem Armenbezirle und dem benfelben zunächſt gelegenen Ortſchaften mit 
dem Aufwande von 69,666 FI. 48 Kr. C. M. in ber Privatpflege verforgt wurden, 

Bon dem ftäptifchen Markttommiffariate und ben betreffenden Departements des Magi- 
ſtrates wurden wegen Uebertretung ver Markt», Sanitäts- und Zimentirungs-Borfchriften im 
Monate Januar d. 3. 133 Amtshandlungen geflogen. Hiervon betrefien 25 bie Bertilgung 
verborbener, auf ben verjchiebenen Märkten konfiszirter Biltualien, dann der ben Berläufern 
abgenommenen untichtigen Maßgeſchirre; ferner wurden 4 Barteien wegen Berfaufes von un. 
geniehbaren Fiſchen und Fleiſch, 10 wegen Außerachtlaffung ber Gebädsverſchleiß · und Sagungs- 
vorſchriften, 33 wegen Milhverjälihung, 12 wegen Gewidtsverfürung beim Fleiſch-, Fiſch., 
Kerzen», Kohlen, Holz» und Sirohverlaufe, 1 wegen Berfälfhung von Safran, 40 wegen un- 
befugten Haufirens, Standhaltens u. dgl., enblih 4 wegen Zimentirungsgebreden beanflanbet 
und angemeflen beftraft. ’ 

Im Berwaltungsjahre 1858 wurde unter bie Armen des Wiener Armenbezirles 
ber Betrag von 886,239 FI. 14 Kr. aus bem allgemeinen Berforgungsfonde, unb zwar 
389,607 Fl. 10 Kr. als Hanpbetheilungen an Pfrünbner unb 46,632 FL. 4 Kr. an, Aushilfen 
vertheilt. 

Trieſt, im Febr. Nach dem vom Magiſtrat feſtgeſtellteu Boranfchlag des Budgets von 
Trieſt für 1859 betragen die ſämmtlichen Einnahmen 1,950,184 Fl., die ſämmtlichen Ausgaben 
bagegen 2,470,859 Fl., das Defizit beläuft fi daher auf 520,675 Fl. Daſſelbe wirb aus ben 
Beftänden bes vorigen Jahres, ſowie durch den Berfauf von Nationalanfehens - Obligationen 
gebedt werben. Gegen den im Oftober dem Munizipalrath vorgelegten Voranſchlag ſtellt ſich 
eine Verminderung der ordentlichen Ausgaben heraus, bei den Koften ber Gentralverwaltung 
um 4908 Fl., dagegen eine Vermehrung bei den Koften für bie Sicherheitspolizei um 9000 FI. 
Die anferorbentlihen Ausgaben find um 10,000 Fl. gewadfen, und biefe Summe ift zum 
Bau (nicht zur Pflaflerung) von Strafen beftimmt. Auf diefe Weife ift ein Deficit eutflanden, 
daß um 14,092 Fl. größer if, als das nrfprünglich präfiminirte. Bon den fiir ben Straßenbau 
befiimmten 37,200 Fl. fommen 10,000 Fl. auf den Bau der Straße nah Miramar, 12000F1, 
auf den der Straße zwifchen Barcola und bem neuen Lazareth. 


Königreich Baiern. 

Münden im Febr. Der Magiftrat hiefiger Stadt veröffentlicht indem am 28. v. Mte. 
erjhienenen PolizeisAnzeiger die Ergebniffe der Gemeinde-Rehmung für. das Gtatsjahr 
1857 u. 1858, und es ift daraus Folgendes zu entnehmen: Die Geſammt-Einnahme 
beläuft ſich anf 1,973,511 Fl., barımter an Britden-, Pflafter-, Thor- umd MWegzöllen 84,249 
Fl., am Anffchlägen, und zwar vom Malze 383,929 Fl., vom Getreide und Mehl 69,486 Fl., 
vom Fleiſche 58,004 Fl., an Ginnabmen aus dem Anlehen vom Jahre 1857 699,073: Ft. 
Die Ausgaben betragen 1,922,973 Fl.; barumter Befolbungen und Funktionsbeziige 57,228 Fl., 
Penfionen und Alimentationen 14,660 Fl., Amteregie 21,401 Fl.; anf Gemeinde-Auftalten, 
und zwar für ben Kultus 5564 Fl., für Unterriht 2925 Fl., für Wohlthätigleit 1473 FL, 
für die Geſundheit 34,526 Fl. für die Sicherheit 41,968 Fl., für Imbuftrie und Kulm 
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40,106 Fl., für Markt, Waag- und andere Gemeinde Anfaften 40,106 Fl.; anf Bauten, und 
zwar für Lundbau 43,355 Fl., für Straßen» und Pflafterban 80,030 Fl., für Wafler- und 
Brüdenbau 77,231 Fl.; für Neubau nichts; doch dürfte die Pofition: Ansgaben auf Med» 
nung des Anfehens von Jahre 1857 mit. 743,719 Fl. hieher zu zählen fein. Weiter find ver 
ansgabt 90,000 Fl. an die ſtädtiſche Stiftungslaffe fiir Unterricht und Wohfthätigteit, 10,239 Fl. 
an die ftädt. Beleuchtungstaffe; anf die Schuldentilgung wurden in vier verſchiedenen Pofltionen 
(tonſolidirte Hauptſchuld, Maximilians, Getreivehalle-Baufchuld, von ben 8 Borfläbten über⸗ 
nommene Schuld, Marimiliansftraße-Baufchuld) zuſammen 240,999 Fl. verwendet. Die — 
ergiebt einen Aktivreſt von 50,537 Fl. 48 Kr. 


Der rechtotundige Magiftratsrath, Hr. Klauhßner, hat in der am 26. Jan. ſtatigefundenen 
Sitzung des Magiſtrats eine Tabelle über die gewerbſteuerpflichtigen Gewerbe und Gewerbsarten 
veröffentlicht. Die Zahl der Gewerbefteuerpflictigen dies» umd jenfeit der Iſar befäuft fi auf 
9,046. Im Jahre 1856 waren es nur 7885, alfo heuer mehr um 1161 Individuen. Davon 
find in München lauf. Jahres 3368 Gewerbsinhaber, 331 Handels» und 120 Fabrikgewerbe, 3795 
freie (in 280 verſchiedenen Beihäftigungen) Erwerbsarten, 60 Privilegien und 44 Gemwerbönie- 
berfagen. Die Zahl der freien Erwerbsarten theift fi wieder in 2651 fürmliche Licenzinhaber, 
die von 803 männlichen und 1858 weiblichen Inbividuen vertreten find, dann 1134 Markt 
und fonftige Patente. Im den Vorſtädten Au, Haidhauſen und Giefing erifiiren 685 Gewerbe, 
1080 Licenzinhaber und 14 Gewerbs-Nieberlagen. — Zum Bollguge ber Dienftbotenordnung von 
1781 hat das Staatsminifterium des Innern eine Inftruftion erlaffen, aus der Folgendes ber 
merlenswerth erſcheint: Nachdem bie landwirthſchaftlichen Dienftboten verpflichtet find, ſich wenig- 
ſtens auf ein Jahr zu verbingen, fo dürfen biefelben bei Eingehung eines Dienftvertrags felder 
weber eine kürzere Dienftzeit ala Jahresfrift zur Bebingung ſetzen, noch fich die eimfeitige Auf⸗ 
kündung oder Berlaffung bes Dienfies vor Ablauf der verordnungsmäßigen Dienftzeit bedingen, 
noch aud während biefer Zeit einfeitig den Dienft künden ober verlaffen, Für die Dienfl- 
berrichaften befteht dagegen bie Verpflichtung nicht, einen Dienftboten mindeſtens auf Jahres⸗ 
frift zu bingen, weshalb denfelben freifteht, landwirthſchaftliche Dienftboten mit deren Einwilli- 
gung aud auf kürzere Zeit als Yahresfrift zu bingen. Zum Eintritt in ftänbige ordentliche 
Dienfte können ledige dienftfähige Berfanen, welche zu Haufe entbehrlih find, ſich nicht in Be- 
fig genügender Subfiftenzmittel, um felbfiftändig leben zu können, befinden und fich über einen 
anbern ordentlichen Erwerb nicht zureichend auszuweiſen vermögen, oder bei welden ungeachtet 
dieſes Nachweiſes aus befondern Sicherheits « oder fittenpolizeilihen Rückſichten eine folhe Au⸗ 
orbnung nothwendig eriheint, von den Polizeibehörben, nach Umftänden nad Einvernehmung 
bes betreffenden Armenpflegichaftsrathes, unter Strafandrohung angewicfen werden. Perfonen, 
welche einer folden Weifung ohne genligenden Entſchuldigungsgrund nicht Folge leiften, ſowie 
Eitern, Pflegeeltern, Bormünder, welche von dem Dienfteintritte ihre hiezu angewiefenen Ange 
börigen abhalten, unterliegen einer Arreſtſtrafe. 


Durch eine Entſchliehung vom 14. Jan. hat das Königl. Staatsminifterium des Hanbels 
ben Grundfag hingeftellt, daß nach dem Geifle und dem Sinne der Gewerbsinſtruktion vom 
17. Dezbr. 1853 auch denjenigen, welche eine freie Gewerbsart betreiben, glei den Pri- 
vilegiumsbefigern geftattet werben kann, für bie ſelbſtverfertigten Erzeugniffe auferhalb des Ge- 
werböfiges Nieberlagen zu errichten, 


Nürnberg. Unterm 13. Ian. ift von dem hieſigen Magiftrat das Rechnungsergebniß 
ber biefigen Krantenhaus-Verwaltumg für 1857,58 mitgeteilt, woraus wir Nachſtehendes hervor⸗ 
heben: Einnahmen 54,815 Fl. 38%, He, darunter Zuſchüſſe aus Wohlthätigkeitsſtiftungen 
20300 Fl.; Attivausflände 358 Fl. 26 Kr.; BVerpflegungstoften des Tanfenden Jahres 7192 Fi. 
48 Kr.; Pflitbeiträge aus dem Sicherungsverbande 25,478 Fl. 25 Kr.; Ertrag ber aufge⸗ 
ſtellten Büchſe 4 FI. 4 Kr. ; Extrag aus Gartenmigungen 70 Fl. 38 Kr; Erſätze von beftrit- 
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tenen Leichen - und Beerbigungsloften 470 Fl. 23 Kr.; u. ſ. w. Ausgabe 58,700 Fl. 8%, Rei, 
darunter Befolbungen und Remumerationen 5126 FL 19 Kr. 3 Pf.; Berpflegung 20,224 Fl. 
23 Kr. '% Pl; Medilamente und dahin gehörige Gegenflände 6036 Fl. 52 Kr. 2 Pf.; Bruch- 
bäuder, Berbandzeuge, Berbaudwäſche 222 Ft. 30 Kr.: Kranfenlleider 1092 Fl. 45 Kr. 2 Pf.; 
Reinigung der Wäſche und Kleivungsftüde 1574 Fl. 38 Kr.; Beheizung 7476 Ei. 55 Kr.; 
Baulichkeiten und Reparaturen 2838 Fl. 29 Kr, 2 Pf.; Megie und andere Erforberniffe 1168 
5. 38 Ar; Rechnungspefelte und Erfjagpoften u. f. m. 5418 Fl. 12 Kr. 3 Pi. Abſchluß: 
Einnahme 54815 Bl. 38%, Rr.; Ausgabe 58700. Fl. 8, Kr.; Defizit 3884 W295, Br. 
weiches in Ermangelung von Dedungsmitteln in die nächſte Rechnung Übertragen wurde. :ı 

Es mehren fi die Fülle, in welchen zur Bejeitigung von Nachtpeilen wegen nicht recht. 
zeitig bewirkter Freiſagung von ber Lehre, wegen Unterlafjung bes boridrijtsmäßigen, gejellen- 
weijen Betriebs des erlernten Handwerks bei einem Gewerfsmeifter, ober in einer Fabril, wegen 
Uebernahme eines Auweſens oder Gewerbes von Erfüllung der Vorbedingungen zum Gewerbs- 
betriebe u. |. w. um Dispenjation von ber verorbnungsmäßigen Gejellenzeit nachgeſucht wird, 
Nah der Minifteriolentiließung vom 6. Juli 1856, die Gewerbsinftrultion vom 17. Dezbr. 
1853, hier die Dispenſation von der Geſellenzeit betreffend, kaun zwar allerdings bei dem Ob⸗ 
walten bejonder® bringender und berüdfihtigungswerther Berhältnijfe eine Dispenjation von 
der normirten Dauer des Gejellenftanbes eintreten, aber nur im Fällen gebotener Bedachtnahme 
auf das Wohl einer hilfsbedürftigen Handwerlerfamilie. Nimmermehr Können aber fahrläffige 
Handlungen und Unterlafjungen einen Dispenfationsgrundb bilden. Dies wird durch bejonbere 
Minifteriafentihließung gegemwärtig wiederholt eingeſchärft. Geſuche um Dispenjation yon ber 
Gejellenzeit find bei ver vom Heimathsorte verfegten Diftriftspofizeibehörbe zu Protololl au⸗ 
zubringen, welche biefelben nad. erjhöpfenber Sachinſtrultion der Königl. Regierung mit gut 
achtlichem Berichte in Vorlage zu bringen hat. Die Königl. Regierung hat bie ungeeiguet Be- 
funbenen ſofort abzuweijen und nur jene Geſuche dem Staatsminifterium in Vorlage zu brin« 
gen, welde fie bevorworten zu können glaubt. Dabei verfteht es fih von ſelbſt, daß eine Diss 
penjation von ber Gejellenzeit keine Nahfiht in Anfehung der Wähigleitsprobe begründe, und 
dagegen um fo mehr auf den Nachweis vollfommen genügender Befähigung, als der Borbebin- 
gung zur Konzeſfionsverleihung beftanben werben ınuß. — Datirt ift dieſer Miniſterialerlaß vom 
12, Novbr. 1858. Uuterzeichnet: Freih. v. d. Pforbten. 

Ich ſchließe hieran einige Nachrichten aus der am 18, Januar gehaltenen zweiten Sigung 
ber Kreis, Hanbeld» und Gewerbelammer, wie fie burch den biefigen Korreſp. von a. f. 
Dſchld. Nr. 41. in die Deffentlicheit gelommen find. Auch hier handelte es fih um eine In« 
terpretation des Gewerbegeſetzes, nämlich des PBaragraphes, die Fähigleitsprobe betreffend. Mau 
einigte fi bahin, das Petitum des Autrages an bie Regierung jo feftzuftellen, daß mur dann 
bie Dispenfation von ber Fähigleitsprobe ertheilt werben könne, wenn von einem kongeifionix« 
ten Gewerbe zu einem andern lonzejfionirten Gewerbe übergegangen werbe, — Den Autrag 
des Gewerberathes Rothenburg: bie Errichtung von tehnifhen Lehranftalten, reſp. Gewerbe» 
ſchulen in dem mittleren Stäbten bes Kreifes, wurde einftimmig beſchloſſen als ſolchen fallen 
zu faffen, bagegen im Hauptjahresberichte darauf hinzuweiſen, daß es al® ein begründetes Be- 
dürfniß erfcheine, berartige Anftalten andy im ben MHeineren gewerblichen Städten ins Leben zu 
rufen, und deßhalb der Königl. Regierung den Wunfch auszufprechen, dieſem Gegenſtande mög- 
lichſte Berüdfihtigung augedeihen zu laſſen, — Ein Antrag, die Einführung einer gemeinfchaft- 
Kuchen Elle für Deutſchland betreffend, wurbe zum Beſchluß erhoben. 

Der Antrag bes Hanbels- und Gewerberathes Erlangen, bie Einrichtung einer Zweig ⸗ 
bahn von Stodheim bis Hochſtadt zum billigen Bezug von Steinkohlen betreffend, gab in ber 
dritten Siyung ber Kammer zu fehr gründlichen Erörterungen über bie Brennmaterialfrage Ber- 
anlafjung, indem barauf hingetoiefen wurbe, baß bei ber immer zunehmenden Ausbehnung ins 
buftrieller Geſchäfte bie Dampfkxaft als Lebenselement bes heutigen Gewerbebetriebes angeſehen 


279 


werben miüffe, jo daß ber Bezug billiger Brennmaterialien ſehr hoch im Anfchlag zu kommen 
babe. Hauptaugenmert müſſe es daher fein, ben Gewerben wohlfeilere Steinkohlen zu ver- 
ſchaffen, was mur dur die Dazwiſchenkunft der Staaten, d. h. theils durch größere Auspdeh- 
mung ber Eifenbahnen vorzüglich in die Meinfohlenreihen Gegenden, theil® durch eine Berab: 
fegung der beftehenden Tarife file große und regelmäßige Bezüge erzielt werben könne. Bon 
diefem Gefihtöpuntte aus wurde beſchloſſen, daß nicht allein ik dem Hamptbericht der im Peti⸗ 
tum ausgefprochene Wuufch der Königl, Kreisregierung umterbreitet, fonbern noch bie weitere 
Bitte damit vereinigt werbe, daß auch ber Weiterführung der Prag + Fürther-Bahn zum An- 
ſchluſſe am die Oſtbahn alle gebührende Rüdficht zugewendet werben möge, wie es überhaupt 
ganz befonber® dankbar anerkannt werben würde, wenn es der Königl. Regierung gefiele, bie 
Mittel und Wege in Erwägung zu ziehen, um durch neue Gifenbahnverbindungen wohlfeilere 
Steintohlen, vorzüglich dem gewerbsreicheren Bezirlen zu verſchaffen 

Die Reftauration der Karthauſe, des Sitzes des germaniſchen Muſeums, jdhreitet vor⸗ 
wärts. Es fliehen ununterbrochen Gaben zu, aber noch nicht fo reichlich als es die Einrich« 
tung. einer fo großartig angelegten Anftalt erheiſcht. Der Erzherzog, Karl Lubwig, Statthalter 
von Tyrol, hat neuerdings 200 Fl. geipenbet, Wien 100 El. Die Stadt Coburg trat mit 
einem Jahresbeitrag von 10 Fl. bei. In Mannheim hat ſich ein Hilfsverein gebildet, ähnlich 
dem Berliner. Im ben Gelehrtenausihuß find neue Mitgliever, barınter hohe Zierben ber 
Wiſſenſchaft, aufgenommen, 

Fürth. Unfer Stadttheater ift nen und gefhmadvoll reſtaurirt. Außer der Bergröße⸗ 
rung der übrigen Zufchauerräume fufit es jett noch über 100 Sperrfige. Der Direltor hat 
einen Pachtſchilling von 700 FI. zu zahlen, und ba biefer zur Berzinfung bes ca. 25000 FI. 
betragenden Altienlapitals nicht ausreicht, fo hat hierzu der Magiftrat noch 500 F. bemilligt. 

Würzburg. Am 1. Januar fand in der Morſchule die dom polptehnifgen Verein 
alljährlich veranftaltete Preisvertheilung am folhe weibliche Dienfiboten, die trem und fleißig 
längere Zeit bei eimer Herrichaft gebient haben, flatt. Unter ben 68 Preisträgerinnen befanb 
fi eine, die 38, eine andere, welche 30 Jahre in einem unb bemfelben Dienfte war, Die 
Preife find in 3 Klaſſen von 5, 10 und 20 FI. getheilt, die Mittel dazu werben größtentheils 
durch Beiträge hiefiger Gewerbtreibenber zufammengebradt, welche fi vereinigt haben, keine 
Neujahr sgefchente mehr an die Dienfiboten ihrer Kunden zu geben, und lieber auf diefe Weiſe 
ihnen eine Spende zufließen zu laffen. 

Das feit 540 Jahren beftehende Bürgerfpital befigt ein Vermögen von mehr als 
600,000 Fl., und e8 wird beabfichtigt, befien Räumlichkeiten zu erweitern, bamit es eine grö⸗ 
Bere Zahl von Pfründnern aufnehmen kann. 

Regendburg. Die junge Frau Erbprinzeffin von Thurn und Taxis hat ven Armen 
ber Stabtgemeinde Regensburg die Summe von 1000 fl. zugemwenbet, 


Mit dem Ausban unfers Doms bürfte e8 num wohl Ernft werben. Der König bat bie 
betaillirten Pläne dazu genehmigt, und mit ber Leitung foll ber Architelt Denzinger bahier 
betraut werben. Die Originalpläne find noch erhalten. Das kommende Frühjahr dürfte wohl 
ben Anfang des Werkes jehen. 

Lindau. Die Gewerbſchule, worüber wir ſchon früher geichrieben haben, wird wohl 
bennähft, wenn auch vorläufig erft in 2 Lehrklaſſen, ins Leben treten. Die Erweiterung ift ber 
Zukunft anheingegeben. 

Speier. Unfer Stabtrath hat den Beſchluß gefaßt, ber bereits höhern Orts genehmigt 
if, daß von nun all alle Ausgaben für bie hiefige israelitiſche Schule aus der Stabtlaffe be- 
fleitten werben ſollen, und bie israelitifhe Schule bildet von nun au einen gleihberehtigten 
Teil der allgemeinen Vollksſchule. 
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Königreich Hannover, 


Stade, im Febr. Nah dem Vorauſchlage für die biefige Kämmereirchnung 
im Jahre 1859 bedarf es nur der Aufbringung von 3 Anlagen, jede zu ungefähr 200 Thir,, 
wiewohl ein Schuldenabtrag von 1000 Thlr. mit vorgejehen if. Die Einnahme ift zu 
16,387 Thle, veranſchlagt und befaßt, als bedeutendfte Bofition, die Meier - und Pachtgefälle mit 
5228 Thlr., bie Rente wegen bes abgelöj'ten Ruberzols mit 6620 Thle. und bie ſtädtiſche Acciie 
mit 1632 Thlr. Die Ausgabe, zu 16,357 Ihie, veranſchlagt, zeigt dagegen als größter Poften 
bie Bejoldungen mit 6496 Thlr,, die jonftigen Koflen der Stabtverwaltung mit 1167 Thle, 
die Beihilfe für das Gymuaſium mit 1690 Thlr., die Berzinfung ber Schulden mit 1572 Thlt. 
und einen Schuldenabtrag von 1000 Thlr 


Das Deficit der Armenrehmung erfolgte fruher theils aus der —— 
theils wurde es durch regelmäßige freiwillige Sammlungen, welche 1857 noch 2537 Thlr. ertru 
gen, gededt. Seit vorigem Jahre wird es indeſſen durch erzwungene Anlagen, welche nad) 
ſelben Fuße wie die Kämmereirechnungsanlagen repartirt werben, aufgebracht. Für das Jahr 
1859 ſoll es 20 Anlagen von 200 Thlr., aljo einer Summe von 4000 Zhlr, beduͤrfen. 

Münden, im Febr. Der Kämmerei-Haushaltsplan hiefiger Stabt pro 1859 ergiebt eine 
Einnahme yon 17,429 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. und eine Ausgabe von 13,922 Thlr. 18 Ser. 
2 Bf., alfo einen Ueberfhuß von 3507 Thlr. 4 Sgr. 4 Pi. Die beventenpften Einnahmepoften 
find an PBachtgefällen 1066 Thlr. 26 Sgr. 6 Pf, am Reimertrage des Steinlohlenbergwerls 
(nach dem Durchſchnitte der letzten füuf Jahre angenommen) 6176 Thlr. 3 Sgr. 7 Pf., und 
von den vormals von Graevemeyer'ſchen Güter, welche im Jahre 1848 von ber Kämmerei au- 
kauft find, 1390 Thlr., während bie erbeblichfien Ausgabepoften probuctiver Natur find, z. B. 
für Ablöfung von Grundlaften und Ankauf von Grunpftäden 4038 Thlr. 4 Pf., für bie Land» 
ſtraßen 1200 Thlr., für neue Culturen in den Sintel» und Deifterforftien 2049 Thlr. 5 Ser, 
Die einzige allgemeine, an Däufern und Grundftüden ruhende Kommunal + Abgabe if der f. g. 
Servis, welder für dieſes Jahr mit 2 Simplis geboben wird und 300 Thlr. beträgt, fo daß, 
wenn man nach der Anzahl der Bevölkerung rechnet, jeder Einwohner mit etwa 4 Sgr. befleuert 
if. Dagegen erhielt jeder Brauer aus den Stabtjorften 16 Klaftern Breunbol;, jeder Böbener 
10 Klaftern gegen ein Stammgeld von einigen Groſchen. 

Verden, im Febr. AZufolge des in dem biefigen Wochenblatte veröffentlichen Haut 
haltsplan® ber Verdener Stabtlaffe für das Jahr 1859 belaufen fih die Einnahmen anf 4969 
Thlr. 19 Sgr. 7 Pf., die Ausgaben auf 10,056 Thlr. 8 Sgr. 2 Pf., daher durd die Ge- 
meinbeabgaben 5116 Thlr. 18 Sgr. 5 Pf. zu deden find. Diefe werben nah der Ge- 
meinbeabgabenorbnung vom 1. Yuni 1853 erhoben, die im Ganzen auf angemefjenen 
Grumbfägen beruht, und deshalb auch mie Beſchwerden fiber unbillige Heranziehung ein. 
zelner Klaſſen ber ſtädtiſchen Einwohnerſchaft, wie fie aus anderen Städten, namentlich Sei- 
tens ber Angeftellten, bin und wieber vernommen find, Beranfaffung gegeben hat. Die 
fläbtifhen bdireften Gemeinde : Abgaben zur Beftreituug der fonft burd die laufenden Ein- 
nahmen nicht zu bedenben Ausgaben ber Stabt-Kafje beflehen hier mämlih in bem Quar- 
talgelve, dem Zinsgelde und ber Perfonalfteuer. Die erflere Abgabe ruht als Reallaſt auf 
den Häufern, ihr nicht unbebeutenber Betrag wirb durch bie verfhiebenen nach dem Flächeninhalt 
bemeffenen Klaſſen der Häufer beftimmt. Das Zinsgeld zerfällt indie Erwerbsfteuer und Ber- 
mögensftewer und ift won denjenigen fläbtiihen Gemeinbemitgliebern zu erlegen, welche ein Ge⸗ 
werbe oder ein zu bem Gewerben zu rechnendes Gefchäft treiben. Die Erwerbfteuer beträgt 
von jedem 100 The. Erwerb 8 Simpla & 6 Sgr. (1 Thlr. 18 Sgr.) und die Bermögens- 
fiener bei den erften 5000 Thlr. 4 Simpla a 6 Sgr. von jebem Tauſend und von jebem fer⸗ 
neren Tanfend 2 Simpla a 6 Sgr. Eine große Anzahl hiefiger Gewerbetreibenden hat an BO 
Simpla, mehrere haben noch darüber an Erwerbſteuer zu entrichten und außerdem noch, wen 
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anrehnungsfähiges Vermögen vorhanden ift, die Bermögensftener, bie bei einer nicht geringen 
Zahl zu 40, 60 bis 70 Simpla heranfteigt. Die Perſonalſteuer, welche von allen übrigen 
Gemeindemitgliedern zu entrichten if, bie kein Gewerbe treiben, beſtimmt ſich lediglich nach der⸗ 
jenigen Klaſſe, in welcher der Micht- Gewerbetreibende zu ber Landes » Perſonenſteuer herangezo- 
gen wirb, jo baß die Gefammtheit ber perjönlichen birecten Steuern nit in frage kommt. 
Es find 12 Klaffen der Berfonenftenerpflichtigen gebildet, von welden bie erfie 48 Simpla & 
6 Sgr. bie legte (zwölfte) 2 bis 4 Simpla zu erlegen hat. Die erften Angeftellten hieſiger 
Stadt find indeffen bislang nur zur 3. Kaffe mit 40 Simplis befchrieben, Es bürfte ſchon 
aus biefen Notizen fo viel hervorgehen, daß hier die Communalfteuer nad) Principien vertheilt 
if, die das größere Imtereffe, welches die Hausbeſitzer und die Gewerbetreibenden bei ben 
ſtädtiſchen Auſtalten haben, nicht unberüdfichtigt laffen, und daß hier jene Unbilligkeiten nicht 
vorlommen können, die eine nothwendige Folge eine Bertheilungs: Mafßftabes find, bei welchem 
bie combinirten perſonlichen birecten Steuern ohme jede Mobification zu Grunde liegen. 


Goslar. In Gemäßheit des $. 124. der revidirten Stäbteorbnung fir das Königreich 
Hannover vom 24. Juni 1858 hat der hiefige Magiſtrat unterm 25, Januar c. folgenden Aus. 
zug aus ber abgelegten Kämmerei-Rechnung de 1857 befannt gemacht: 

Nach der hiefigen Kämmerei-Hauptrehnung vom Jahre 1857 hat betragen: bie gefammte 
Einnahme 29,884 Thlr. 10 Sgr. I Pf., die gefammte Ausgabe 22,726 Thlr. 19 Sr. 2 Pf., bleibt 
mithin am 31. Dechr. 1857 Kafjen- Beftand 7163 Thlr. 15 Sgr. 7 Pf. Die nachflehende Bi— 
lance der laufenden Einnahmen und Ausgaben biefer Rechnung ergiebt dagegen folgendes Reful- 
tat: bie gefammte Einnahme hat betragen 29,884 Thlr. 10 Sgr. 9 Pf.; davon find abzufegen 
(als nicht zu den laufenden Einnahmen gehörig): 1. Kaffenbeftand ‘de 1856 6991 Thlr. 1 Sor. 
7 Bf. 2. aus Erinnerungen 14 Thlr. 23 Sgr. 3 Pf., 3. Rüdflände aus ben Vorjahren 69 
Thle. 14 Sgr. 2 Pf., 4. zurücgezahlte Vorſchüſſe 507 Thlr. 3 Syr. 2 Pf., 5. für verkaufte 
Grundftüde 239 Thlr. 12 Sgr., — 7822 Thlr. 6 Sgr. 2 Pf.; bleibt bie laufende Einnahme 
22,062 Thlr. 4 Sgr. 7 Pf. Die gefammte Ausgabe hat betragen 22,720 Thlr. 19 Sr. 2 Pf. 
Davon find abzufegen (als nicht zu den laufenden Ausgaben gehörig): 1. aus Erinnerungen 
6 Thlr, 16 Sgr. 8 Pf., 2. geleiftete Vorſchüſſe 3 Thlr. 23 Sgr. 9 Pf, 3. Rüdflinde aus dem 
Rehnungsjahre 178 Thlr. 5 Sgr. 10 Pf., — 188 Thlr. 22 Sgr. 3 Pf.; bfeibt bie Tanfente 
Ausgabe 22,531 The. 20 Sgr. 11 Pf. Mithin find im Jahre 1857 zugefeßt: 469 Thlr. 16 
Sgr. 4 Pf., welches durch verjdiebene, nad) Feſtſtellung des Etats pro 1857 fih noch als noth- 
wendig erwieſene und nmachbewilligte Ausgaben, als: durch die Anlage von euer» Wafferlei- 
tungs · Canãlen, für die Urbarmahung wüſter Pläge, durch die Mehrausgabe in Folge ber im 
Jahre 1857 hier flattgefundenen vielen Brände u. ſ. w. veranlaßt worden iſt. 

Was den Haushaltsplan der Stadt pro 1859 anbetrifft, fo hat berjelbe wegen verſchie⸗ 
bener zur Zeit noch muerledigter Differenzen, welche bieferhalb zwiſchen dem Magiftrate und ber 
Königl. Lauddroſtei zu Hildesheim entftanden find, noch nicht veröffentlicht werben können, 


Königreich Sachen und ſächſiſche Herzogthümer. 

— Dredden, 12. Febr. Im der heutigen Stabtverorbneten-Sigung berichtete ber 
Stabtverorbnete Lengnick über den vom ‚Stabtverorbneten Seyffarth in ber Sigung vom 24. 
November v. I. geftellten Antrag, bie Wiedereinführung einer befondern Feier des Johannis. 
tages ꝛc. betreffend. So fehr auch bie Berfaffungs-Depntation den Antrag in feinem erſten 
Theile willlommen heißen zu bürfen glaubte, fo konnte fie fih doch nicht für denſelben in ber 
Art verwenden, wie ber Antragfteller beabfihtigt zu haben fcheine, da noch biefelben Motive 
vorhanden feien, welche das Refcript vom 13. Januar 1831 veranlaßt hätten, durch welches 
unter den andern Feiertagen auch der Johannistag aufgehört habe, ſelbſtſtändiger Feiertag zu 
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fein. Damals aber hätten bie Lanbbewohner bie Verminberung ber Feiertage beantragt und 
für das. Land fünue eine Aenberung mur auf geſetzlichem Wege eintreten; um aber ben Jo» 
bannistag localiter zu feiern, bedürſe e8 nur einer befonbern Anregung, und es ſei baber am 
geeigmetfien, behufs weiterer Verfolgung biefe® Zwedes eine gemifchte Deputation nieberzufeen, 
weiche beffer als die Berfaffungs.Deputation diejenigen Schritte abzubahnen vermöge, bie eine 
ähnliche feier, wie in anſerer Schwefterftabt Leipzig, hervorrufen fünnten. Was dem zweiten 
Theil des Antrages anlange: bie feier bes Todtenfeftes auf diefen Tag zu verlegen, jo war bie 
Deputation der Anficht, daf die Todtenfeier fich mit einem Frühlingsfeſt nicht ganz gut vertrage, 
umb die Tobtenfeier am legten Sonntage nad Trinitatis, am Schluſſe des Kirchenjahres, alſo 
in der bisherigen Weife, am pafjendften flattfinde. Doch folle aud bie ber niederzuſetzenden 
Deputation überlaffen werben. Nah einigen Bemerkungen der Gtabtverorbneten Dr. Flem⸗ 
ming und Adermann warb ber bieranf geftellte Deputationsantrag einftimmig zum Beſchluß 
erhoben: Das Collegium ging num zur weiteren Berathung bes. Haushaltplanes über. Bei 
Poſ. 38 (Zufhuß an die Armenverforgungsbehörbe) entipann fi eine lange aber interefjante 
Debatte. Stadtverorbneter Adler glaubte nämlich im Intereffe der zur Stabtanlage Beitrags- 
pflihtigen eine Abminderung ber Pofition deshalb gerechtfertigt, weil die Jahre vorher ſtets ein 
ıninus gegen ben Borsnihlag beanjprucht hätten. Er warb babei durch die Stabtverorbneten 
Walther, Adermann und Anger unterftägt, während die Stattverorbneten Dr. Flemming, Krum⸗ 
bein, Gregor, Goltſchalck, Rülte, Jordan, Mittafh, Lengnid und ber Referent (Dr. Stübel) bie 
Deputation und die poftulirte Quote vertheidigten, indem fie verficherten, das ber breijährige 
Durdichnittsbebarf fammtliher Unterpofitionen genau biefe Forberung ergebe. Die brei Jahr: 
gäange, die hierbei zum Anhalt gedient, find die Jahre 1855, 1856 und 1857. Num wurde 
eingehalten, daß nad den Rechnungsabſchlüſſen im Jahre 1855 ein Wenigerbebarf von über 
5000 Thlr., 1856 ein foldher von über 12,000 Thlr. und 1857 ein folder von über 20,000 
Thlr. ſich ergeben habe, im biefen brei Jahren alfo circa 38,000 Thlr. mehr verlangt als ge⸗ 
braucht worden jeien, und fonad der verlangte Zufhuß von 24,363 Thlr. nad dieſem brei- 
jährigen Durchſchnitt viel zu hoc gegriffen fei. Um dieſes Räthſel zu löſen, ftellte Stadtv. 
Adler einen Antrag, ber, vom Stabtv, Walther modificirt, dahin ging: 1) ber Finanzdeputation 
nochmals zur Erwägung anheim zu geben, ob bie bei Pof. 38. poflulirte Zufhußfumme von 
24,363 Thlr. in Betracht, daß in ben vorhergehenden Jahren ſich bei dieſer Pofition ein gerin» 
gerer Bebarf ergeben habe, nit bebeutend zu vermindern fei und 2) die Abflimmung über 
diefe Pofition für heute auszuſetzen. Nah einigen von ben Stadtv. Krumbein, Walther und 
Gottfhaldüber die Fragftelung gemachten Bemerkungen warb dieſer Antrag in feinem erften 
Theile mit 28 gegen 20 Stimmen, im zweiten Theile mit 33 Stimmen abgelehnt und jobann 
Pof. 38. gegen 11 Stimmen angenommen, 

— In der am 16, Febr. ftattgehabten Sitzung ber Stabtverorbneten ging das Collegium zur 
Meiterberathung bes Haushaltplanes Über. Der Referent (Dr. Stübel) fühlte fi gebrungen, 
der Minorität gegenüber, welche vor acht Tagen gegen die Poſ. 38 (Zuſchuß an bie Armen» 
verforgungsbehörde) ſich erflärt hatte, Beruhigung zu verſchaffen, ba er damals nicht im Stande 
geweſen fei, das Räthſel zu Löfen, fowie dem Stabtrathe gegenüber das Zweifelhafte aufzulfären. 
Die Sade fei einfah. Es ſei der gebrauchte Minderbebarf in Anja gebracht mworben, ber 
auf bie Jahre 1855, 1856 und 1857 zufammen 38,000 Thaler ergeben habe, nicht aber ber 
jebesmalige Voranjhlag und der wirkliche Bedarf. Legterer habe in gedachten brei Jahren ca. 
27,000, 19,000 und 9000 Thaler, in (runder) Summe alfo 55,000 Thlr., mithin im Dad 
ſchnitt jährlich 18,000 Thlr. ergeben. Die nun noch etwa bleibende Differenz wies ber Rebner 
durch vergleichende Zifferreiben aus vielen Jahrgängen bergeftalt nad, daß bei einzelnen Unter⸗ 
pofitionen ber Pofition 38. des Ausgabe-Etats ſowohl die Einnahme als Ausgabe eine fo 
ſchwanlende, fo nah ben augenblidlihen Verhältniſſen ſich richtende fei, daß bald hier ber Ab⸗ 
ſchluß eine 6, 8, 1Ofache Ueberſchreitung, bald dort der Abſchluß eine ziemlih ähnliche Ber» 
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minberung zu Tage führte und fomit ber Boranfchlag volllommen gerechtfertigt baftehe. Der 
Borfigeube jprah tem Referenten, ber trotzdem, daß er nach dem Beſchluß des Eollegiums nicht 
nöthig gehabt hätte, wieber darauf zurüdzulommen, doch auch ſelbſt der Minorität gerecht ges 
worben jei, im Namen verfelben hierfür feinen Dank aus, 


— Reipzig, im Februar. In der Sigung am 26. v. Mts. war bie erfte Aufgabe ber Ber- 
fammlung bie Wahl eines rechtsfumbigen, zum Richteramte befühigten Stabtrath® auf Lebenszeit; 
von 56 Stimmen fielen 47 auf den Vorſteher Adyolat Julius Francke. Ziefbewegt dankte ber 
Ermählte für den meuen Beweis des Zutrauens und jhloß mit den Worten: „Ich gelobe hier» 
mit feierlich, alle meine Kräfte aufzubieten, um dies Vertrauen zu rechtfertigen, bamit Sie alle, 
alle einft fagen: die Wahl am 26. Januar 1859 war eine glüdlihe!” Nachdem nun nod eine 
Aufbefjerung des Gehalts bes zweiten Thomasjhulaufmärters, fowie eine Ausbefferung ber 
Wohnungen des Archibialonus (für 982 Thlr.), des Diolonus (874 Tplr.) und bes Subbia- 
fouus (549 The.) an der Thomaskirche ohne Debatte genehmigt worben war, berichtet Dr. 
Bogel als Borfigender des Bauausſchuſſes Über ben ermeuten Autrag bes Rathé, weitere 
10000 Thlr. für die nenen Parkanlagen zu bewilligen, die befanntli früher verweigert wurben, 
und zwar mit dem Berlangen, der Rath möge erft eine Rechnung über bie bieherigen Berwen- 
dungen unb einen Anſchlag über das noch zu Verwendende einreihen; er hat mun einen Be- 
richt gegeben, dem wir einiges entnehmen. Im Ganzen find 64197 Thlr.. bewilligt worben, 
und zwar waren 37267 Thlr. für Ausfüllung des Stadtgrabens, 4866 Thlr. zu Durhführung des 
Neumarklıs und Pflafterung der Straßen am Morigdamm, 10000 The. für die neuen Barlan- 
lagen; fermer 1036 Thlr. zu Arbeiten am Weinnäpfchen, 925 Thlr. zu Veränderung des Wegs 
an ber erfien Bürgerjchule, 282 nachträglich ebendazu, 8708 zu Chauffirung der Wege an ben 
Anlagen, endlich 1109 Thlr. bei ©elegenbeit des vorjährigen Budgets. Bon biefen 64197 Thlr. 
find nun nad dem Bericht des Raths verwendet: 13270 Thlr. für Gürtnerarbeiten, für bie 
Übrigen Arbeiten 423831 Thlr., ſowie filr die noch micht verauſchlagt geweſene Umlegung ber 
Gasröhren 544, zujammen 56,225 Thlr., ſodaß noch 7972 Thlr. vorhanden find. Crforbert 
werben aber noch: 4359 Tolr. für Gärtmerarbeiten, 11667 für bie übrigen Arbeiten unb zu 
Bollendung der Gasröhrumlegung, die nur auf 1024 berechnet war, nah 1135 (?) Thlr. 
Früher nicht mit aufgeführt waren: 182 Thlr. für Beränderung der Sanbgaffenröhrenfahrt, 
323 für gleiche Veränderung am Schnedenberge, 580 Thlr. für Abtragung ber Erdmaſſe am 
Königsplage, und alle biefe Koften find in den neuverlangten 10000 Thin, mitenthalten, wovon 
8135 Thlr. unbedingt möthig find, der Reſt aber gewünſcht wird, um Nachforberungen zu ver 
meiden. Die Koften jollen aus ber 18Ö6er Anleihe genommen werben; ber Verlauf ber Morite 
dammbaupläge wird erſt nach vollendeter Abebnung ftattfinden. Der Banausihuß nun findet 
bie Borlage des Raths nicht klar genug, fie laſſe namentlich nit erjehen, wofür bie bisherigen 
Ausgaben gemacht worben feien ꝛc., daher beantragte er einftimmig, die Bewilligung nochmals 
abzulehnen und ben Rath um ambermeite, ben einzeluen Sägen ber urfprünglihen Anſchläge 
entſprechende Rechnung über die bereits gemachte Verwendung zu erſuchen; diefer Antrag findet 
auch fofort einfimmig Annahme. 


— Bon den Regiftrandeneingäugen der Stabtverorbnetenverfammlung erwähnen wir eine 
Zuſchrift des Bürgermeifters Koch des Inhalte, daß er Namens des Raths uub ber Stabtge- 
meinde ein Beileibfchreiben an den König aus Beranlaffung des jüngften Trauerfalls abge» 
fanbt habe; ferner die Mittheilung, baß ber meulid zum Stabtrath erwählte Advolat 
Frande nunmehr beflätigt und im fein neues Amt eingeführt worben je. Dadurch ward 
für hente die Wahl eines Vorſtehers ber Stabtverorbneten nöthig, und nachdem ber Bicenor« 
ſteher Advocat Klein erklärt, daß er jetzt ebenfo wie vor acht Jahren dabei beharre, bad Amt 
eines Vorſtehers nicht Übernehmen zu wollen, fielen von 56 Stimmen 37 auf Mbvolat Dr. 
Joſeph; diefer war fomit als erwählt zu betrachten umb nahm unter banfbarer Auerleunung 
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der ihm erwiefenen Ehre, jowie ber Wichtigkeit der Stellung bie Wahl an; feine erfte Handlung 
als leitender Vorfteher war, daß er ben Antrag an bie Verſammlung ftellte, fie wolle bem 
Dank des Collegiums für bie treue Verwaltung bes abgetretenen Borfiehers zu Protololl er⸗ 
Mären und das Direktorium beauftragen, denn Stabtrath Frande’biefen Ausbrud des Dantes 
mitzutheilen; dieſer Vorſchlag fand einflimmige Annahme. Zwei weitern Schreiben des Rathe 
entiprehend, wurden über 600 Thlr. zur Erbauung, beziehentlid Ankauf von Meßbuden ver- 
willigt. Advotat Anſchütz berishtete im Namen bes Berfaffungsausfhuffes Über den Antrag 
des Advokat Roje, „man möge den $. 10. der Geſchäftsordnung des Collegiums dahin 
erflären, daß dem, welcher anf Schluß der Verhandlung anträgt, ſtets zunächſt das Wort er- 
theilt werbe”; der Ausſchuß flellte die Anträge: „Die Berfammlung erflärte: 1) Sie trete ber 
Anſicht Roſes beiz 2) erachte ſonach eine ausdrückliche Erklärung nicht nöthig; 3) fie gebe dem 
8. 9, den Zufag: „Der Bitte ums Wort bedarf es bei Antrag auf Schluß der Berhanblung 
nicht”, 4) fie gebe dem $. 10. die Ermeiterung, daß vor ber Abftimmung über den Schluß ber 
Berhandfung der Vorſteher erft die Namen ber bis dahin angemeldeten Redner nennen fol.” 
Der Vicevorſteher ftellte jhliehfih den Antrag: „Wer vor Stellung des Antrags auf Schluß 
der Verhandlung bereits ums Wort gebeten, fol and no angehört werden, wenn ber Schluß 
ber Verhandlung befchloffen iſt.“ Diefer Antrag warb mit 42 gegen 10 Stimmen angenommen, 
nachdem der erfte Antrag des Ausihuffes mit 32 gegen 20 Stimmen abgelehnt worden. Durch 
Profeffor Burfian erfolgte num Bortrag über die Angelegenheiten des Baues einer neuen Frei« 
ſchule; der Rath bebarrt bei feinem frübern Plane, nicht eine nene Bürgerſchule, fonbern ein 
neues Gebäude filr die Raths- und Wendler'ſche Freifchule herzuftellen, da er fich über die Taug- 
lichkeit des jetigen Gebäudes bei deffen Erwerbung allerdings getäufcht habe; indeſſen geht er von 
dein Play im Johannisthal ab und will den ber alten Breifchule unter Abbruch einiger nahen 
Zwingergebäute benugen, und verlangt dazu 60000 Thlr. Cine Minderung ber Zahl ber 
Rathsfreiſchüler fei Übrigens bereits (und zwar um 440) eingetreten; bie beffern ber jetzigen 
Räume des Freiſchulgebäudes follen dann für eine kleinere Bezirksfhule mit 600 Schülern ver- 
wendet werben. Der Ausihuß jchlägt, gegen drei Stimmen vor, dem Rath allenthafben bei- 
zuftimmen. Bei den Berhandlungen bezeichnet Dr. Reclam verfchiebene Mängel unferer Schu« 
len in gefunbbeitliher Beziehung als wahrhaft fchamerregend für eine Stadt, die fih Luruss 
bauten erlaubt, und fpridht die Anficht aus, e8 fei mit Erlangung einer neuen Freiſchule nichts 
gethan, man müffe vielmehr eine Erweiterung und Befferung der Schulen überhaupt herftellen. 
Im gleihen Sinne ſprach Dr. Helfer und beantragte Dr. Heyner: „Das Collegium befchließe, 
dem Rath zu erkennen zu geben, daß es feine Beranlaffung finde, von feinen am 8. April ein« 
Kimmig gefaßten, definitiven Beichlüffen unter 1 und 3 abzugeben, daß es vielmehr ernent und 
bringlich beantrage, der Rath wolle zuvörderſt und aufs fehleunigfte zur Errichtung einer vierten 
Bürgerfchule und ungefähren Ausdehnung der britten Bürgerfhule die nöthigen Schritte thun, 
feine Wahl eines geeigneten Platzes aber und bie erforderliche Beranfchlagung der Koften ıc. dem 
Collegium baldigſt mittheilen.“ Diefer von Dr. Heine bevormwortete Antrag fanb gegen eine 
Stimme Annahme, nahdem das nur von Profeffor Burftan vertheibigte Ausfhußgutachten mit 
29 gegen 16 Stimmen verworfen worden war. 

— Leipzig, 23. Februar. (Siyung ber Stabtverorbneten), — Das Befteuerungsiyften, 
welches zur Berzinfung und Tilgung der Kriegsihuld eingeführt worden war, wollte ber 
Stabtrath mindeftens theilweife zur VBeftreitung der vermehrten Gemeinbebebürfniffe fortbeſtehen 
laffen, dod erklärten die Stabtverorbneten am 17. December v. J., daß bie ungleihmäßige 
Bertpeilung der Laften nach biefem Syſtem eine grunbjäglicde Aenderung erforbere. Infolge 
befien hat der Stadtrath einen andern Finanzpfan entworfen und forderte die Berfammlung 
zur Ernennung von vier Mitgliedern für bie gemiſchte Commiſſion auf, welde fih mit Prü- 
fung dieſes Plans beihäftigen fol. Auf den Vorſchlag des Vorſitzenden erhielt ber Finanzaus- 
ſchuß den Auftrag, aus feiner Mitte dieſe vier Mitglieder zu wählen und zu den gemeinfchaftlichen 
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Berathungen abzuorduen. — Stadtv. Poppe liberreichte das Protokoll über bie bon ihm 
nnd einem zweiten Mitglieve des Finanzausſchuſſes mitworgenommene Revifion der ſtädtiſchen 
Kaffen, worin bie mufterhafte Orbnung, die in allen Kaffen vorgefunden wurbe, conftatirt ifl. 
Im Namen des Finanzausſchuſſes erflattete Stabtv. Poppe Bericht Über einige Conti des ftäd- 
tifhen Haushaltplans. Conto 1. Bejoldungen betreffend, wurbe im Betrage von 34,850 Thlr.; 
Eonto 2. Koften des Polizeiamts, mit 53,400 Thlr.; Conto 3, mit 4810 Thlr,; Eonto 4. Be» 
bürfniffe der Stadtverorbneten, mit 2406 Thlr. gutbeißen. 

— Gotha, 19. Febr. Der über die Berwaltung und ben Stand der Gemeinde » Ange» 
fegenheiten ber hiefigen Stabt im Jahre 1858 veröffentlichte Bericht theilt mit, daß ben Lehrern 
an ben von 1454 Kindern befuchten ftäptiihen Schulen vom 1. April 1858 an eine Gehalts- 
zulage von 1095 Thlrn. verwilligt worben ift, weldye duch Kaſſenüberſchüſſe und eine Erhö— 
bung des Schulgelves gebedt wird. 


— Gera, 9. Febr. Im der vorgeftrigen Gemeinderaths⸗Sitzung wurden verſchiedene 
wichtige Gegenftände erledigt. Zuvörderſt genehmigte der Gemeinderath ben fabträthlichen 
Plan zur Erbauung einer neuen Bürgerſchule an der Nilkolaikirche und bewilligte einftweilen 
zu diefem Zwecke eine Erigenzfunme von 50,000 Thlr., ſodann genehmigte er die Aufhebung 
der f. g. Fleifhbänte unterm Rathhaus. Die betreffenden Räumlichkeiten werben in ein Po- 
fizeilofal und ein Arreft-Lolal verwandelt werben. Ueber bie zwiſchen ben ftädtifhen Behörden 
und ber Regierung ſchwebende Differenz. die Aufnahme » Gelder ausmwärtiger Bränte hiefiger 
Beamten betreffend, beihloß ber Gemeinderath im Einvernehmen mit dem Stabtrath, das 
Rechtsgutachten einer auswärtigen Juriftenfafultät einzuholen. 


— R. Ehemnig, im Febr. Am 3. d. M. hatten bie biefigen Stabtverorbneten aber: 
mals Gelegenheit in ihrer Sigung für die beffere Stellung der Schullehrer in die Schranfen 
zu treten. Diefelben hatten nämlich vier Lehrern an der höhern Bürgerſchule eine Gehaltszulage 
von circa 40 Thlr. einem jeden berfelben, zugedacht, was indeſſen ver Stabtrath ablehnte und 
ale Grund feine Entihließung ausführte, daß keine Veranlaffung vorhanden fei, gegenwärtig eine 
Gehaltserhöhung einiger Lehrer eintreten zu laſſen, dies wielmehr als ſehr bedenklich erachtet wer⸗ 
den müſſe, weil die Lehrer ber niebern und mittlern Bürgerſchule fih dadurch verlegt fühlen 
und deshalb in ihrem Eifer machlaffen könnten. Wolle man einem ober dem ambern Lehrer 
eine Berbefferung feiner Einnahme gewähren, fo fei doch gewiß ber Zeitpumft dazu nur erft 
dann eingetreten, wenn bie in Ausficht geftellte Neorganifation der niedern und mittlern Bilrs 
gerſchule erfolgt fein wilrde. Auch fei der Stadtrath der Anficht, daß die betreffenden Lehrer 
mit ihrem gegenwärtigen Gehalt recht wohl zufrieden fein Mönnten, da biefelben, mit nur wenis 
gen Ausnahmen, erft vor kurzer Zeit eine Zulage erhalten Hätten. Dit diefen Anfichten waren 
indeffen die Stabtverorbneten nicht einverftanden. Sie erffärten fih dahin, daß die gegen- 
wärtigen Gehalte ber biefigen Lehrer im Hinblid auf die gefteigerten Beblrfniffe insgeſammt 
unzureichend feien und bie Lehrer keineswegs, wie ber Stabtrath behanptet, mit ihrem Loofe 
zufrieden fein fönnten, Auch glaubten die Stabtverorbnieten nicht, daß bie Lehrer der mittlern 
und niedern Bürgerſchule deshalb, weil einige Lehrer der höhern Bürgerſchule eine geringe 
Grhaltsanfbefferung erhalten follten, erbittert und nachläſſig werden würden, fie feien vielmehr 
der Anfiht, daß die Erflern darin nur das Beftreben der Stabtverorbneten erfennen werben, 
die Lage der Lehrer im Allgemeinen zu verbeffern. Auch bie Stabtverorbneten feien ber An— 
fiht, daß bei Reorganifation der niebern und mittlern Bürgerfchule die Gehalte der Lebrer eine 
Revifion und beziehentlidh einer Erhöhung bebürfen, hätten aber bereits ſehr lange anf dieſe 
Reorganifation zu warten gehabt, und glaubten, daß ben zu gering befoldeten Lehrern zuge- 
mutbhet werben Tonne, anf bie vielleicht noch im ferne Zukunft ſtehende Reorganifation zu 
warten. GEnblid) wurbe and darauf hingewieſen, daß die Stabtverorbnieten erft vor furzer 
Zeit, ohne äußere Veranlaffung, dem drei befoldeten Stabträthen eine Gehaltszulage von je 
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200 Thlr. zugebilligt hätten, und jetzt, wo e8 gelte, einigen Lehrern, beren Amt nicht minber 
wichtig fei, eine geringe Berbefferung ihres Gehalts zulommen zu laffen, jet foll gar keine 
Beranlaffung dazu vorhanden fein. Die Gehaltsverbefierung der Stabträthe jei nur deßhalb 
befchlofjen werben, weil man biefelben, 700, 800 und 1000 Thlr. den Zeitbebilrfniffen nicht 
mehr angemefjen erachtet hatte; baffelbe gelte bei den Lehrern, welche fi im ber nämlichen 
Lage befünden. Die Stabtverorbnieten beihloffen nun, bei ihren früheren Beſchlüſſen zu bes 
barren und trugen auf Berichterfiattung am die vorgefeite Regierungsbehörde an, falls ber 
Stabtrath diefem Beihluß nicht beitreten follte. 


Kurz baranf erfhien in der Sähftfhen Eonftitutionellen Zeitung eine Correfponbenz aus 
Chemnitz, welche diefen Gegenftaub berichtete und einige dem Stabtrath nicht ganz glnftige 
Bemerkungen enthielt. Hiervon nahm mun in ber Sitzung ber Stabtverorbneten am 17. Febr. 
deren Borfigender Beranlaffung, dem Collegium zu empfehlen, eine amtlihe Erklärnug ber 
Stabtverorbneten in das genannte Blatt einrüden zn laflen, deren Imbalt in der Hauptſache 
darauf hinaus lief, daß bie Stabtverorbneten im bem gebadhten Artilel eine Verlegung des 
Stabtrathes erbliden müßte und ſich verpflichtet fühlen, venfelben in Schuß zu nehmen. Ob 
wohl diefer Borfchlag vom Directorialtiihde aus warın verteidigt und fogar behauptet wurbe, 
daß Correfpondenten zwar berechtigt feien, objectiv über Verhandlungen, wie die in Rebe ſtehende 
zu berichten, daß biefelben aber keineswegs ihre fubjective Anficht über ſolche Verhandlungen 
äußern bürften, fo fand berfelbe doch eine mehrjeitige lebhafte Belämpfung und wurde auch 
fchließfih mit 27 gegen 6 Stimmen abgelehnt. 


Großherzogthümer Medlemburg. 


Schwerin. In der öffentlihen Situng bes Bürger + Ausihufles vom 17. Februar theilte 
ber Magiftrat mit, daß er nach dem Ableben des Stabtjecretär Ahrens die Berwaltung bes 
Stabtjecretariats interimiftifch dem Gerichtsjecretär Wolff Übertragen babe und deſſen 
Geſchäfte einftweilen durch einen Aubitor beforgen laſſe. Für benjelben wurbe bis Oftern eine 
Remuneration von 150 Thlen. begehrt und bewilligt. Der Antrag bes Magiftrats um nad. 
träglidhe Bewilligung ber auf bie Decoration und Einrihtung ber Raths— 
und Kämmereijeifion über den Anſchlag und bie :bewilligten 300 Thlr. aufgewandten 
296 Thlr. wurde der Deputation für Nevifion der Stabtlaffenrehnung pro 1857 zur Bericht- 
erftattung überwieſen. Ebenfo der Magiftratsantrag, zur Ausführung der vom Baumeifter Rich: 
ter und ber Kämmerei für nmöthig erachteten Reparaturen bes Stabthaujes 668 Thlr. 
zu bewilligen, einer Deputation überwiefen, und biejelbe zugleih beauftragt, aus beu Alten 
möglichft zu ermitteln, wieviel die Stabt bereits auf das Stadthaus (an Kaufgelb unb Repara- 
turfoften) verwandt habe, und ob es darnach nicht zwedimäßiger jei, zum Neubau eines 
Rathhauſes zu fchreiten, ftatt immer wieber neue erhebliche und Loftipielige Reparaturen auf 
bie® für bie Bedürfniſſe der Stadtverwaltung nicht zureichende Gebäude Ju verwenben. Endlich 
wurde ber Antrag angenommen, ben Deagiftrat zu erjuchen, daß er in Zukunft, wenn es fid 
um bie polizeilihe Nieberreißung baufälliger Gebäude handle, nicht auf das alleinige 
Erachten Eines Sahverfländigen Verfügung treffen, vielmehr 3 Sachverſtändige zuziehen möge. 
Der Antragfieller hatte ben Antrag in ausführlicher Rede unb mit beiondexem Bezug auf einen 
im vorigen Jahre hier vorgelommenen Fall motivirt wo der Magiftrat auf das Erachten eines 
einzigen Sachv erſtändigen die fofortige Wegräumung eines mit 3000 Thlr. belafteten Haujes be- 
foblen, auf bie durch ein anderweitiges fachverftändiges Erachten, daß das Gebäude durch Repa- 
Taturen noch fehr wohl zu erhalten ſei, begründete Vorftellung bei feinem Beſchluſſe verblieben, 
wo demnächſt in ber Recursinflanz das Minifterium des Iunern bie Verfügungen des Magiftrats 
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beflätigte, wo aber. dennoch inzwiſchen das Gebäude durch ereignete Heparaturen erhalten 
wurde und jet mit Genehmigung bed Magiftrats wieder unangefochten daſteht. 


Moftod, 14. Februar. Aus der Situng des 1. Quartiers theilen wir nach ber 
R. 3. Folgendes mit: Die Berfammlung befand fi noch immer im Zweifel darüber, wie und 
von welhem Material berneuanzufhaffende zweite Baggerzuconfiruiren fei. 
Mehrere Mitglieder des Duartiers haben deshalb von Stettin und Glasgow Nachrichten einge» 
zogen, welche jänmtli dahin lauten, daß es fich empfehle, den Schiffsförper des in Brahınform 
zu erbanenden Baggers von Eijen und nicht von Holz conftrwiren zu laffen. Damit flimmen 
auch die Anfidhten des E. E. Raths Überein und bat man deshalb kein Bebenken getragen, fid 
für einen eifernen Bagger zu entſcheiden. Zweifelhafter iſt das Quartier aber barüber, ob es 
zwedmäßiger fei, die Eimerleitern an ben beiden Seiten des Baggers anbringen ober benjelben 
in der Mitte mit doppelten Eimerreihen verſehen zu laffen. €. E. Rath hat die erflerwähnte 
Eonftruction empfohlen, während die vorliegenden Berichte fich faft durchweg fir bie zweite aus- 
fprehen. Ein ans der Mitte arbeitender Bagger fol in unruhigem Waffer fiherer liegen, als 
ein anderer, und babe deshalb bie preußifhe Regierung für den Jahdebuſen eine ſolche Bagger 
maſchine anfertigen faffen. Auch will man in Glasgow in Erfahrung gebracht haben, daß ein 
folher Bagger um hundert Procent billiger arbeite, als ein Bagger mit Eimerleitern an ben 
Seiten. Diefe Gründe, zu denen nocd einige andere minder wichtige hinzukommen, beftimmen 
bie Berfammlung, ſich ebenfals für die Conftruction der Eimerreihen aus der Mitte zu entjcheis 
ben, zumal der Bagger vorzüglich vor der Hafenmändung in Warnemünde, alfo in flets unru- 
higem Waffer, benugt werben folle. Bei der Wichtigkeit ver Sache wünſcht man jedoch, daß 
ein erfahrener Techniler nah Glasgow hinübergeſendet werde, ber fih dort und vielleicht auch 
auf der Jahde bie Bagger anfehe und demnächſt ein entſcheidendes Urtheil über die zwedmäßigfte 
Eonftruction des nen zu erbauenden Baggers abgebe. — Zwei Lehrer bei der Navigation 
Schule, welche außer dem Dr. Wiefe dort angeftellt find, haben um die Erhöhung ihres Ge- 
halts nachgeſucht. E. E. Kath iſt darauf nicht eingegangen und will auch das Quartier ‚auf 
biefe und ähnfiche Geſuche ſich nicht früher einlaffen, bevor die Gehalts » Erhöhungen für bie 
Lehrer an ber großen Stabt - Schule regulirt und feftgeftellt find. Man erſucht E. E. Rath 
wiederholt, bie beregte Sache zum Abſchluß zu bringen. — Die gefchäftsleitende Committe ber 
Landes-Gewerbe-Ausftellung hat von ben ihr von der Stabt zu ben Einrichtungen 
gemachten Borfhüffen von 1000 Thlr. den Betrag von 370 The, zurückbezahlt, und ift bie 
Berfammlung durch dies Reſultat, welches man von der erſten Ausftelung kaum erwarten durfte, 
vollkommen befriedigt. — Ferner wird noch ein Bericht der löbl. Armenorbuung über die Bes 
erbigung ber Armenfeihen verlefen und geht daraus hervor, baß nicht nur für die Be— 
Heidung ber bei ber Beftattung thätigen Perfonen geforgt, jondern auch ver Leichenwagen höchſt 
anfländig eingerichtet if. 


Dsnabrüd, 16. Februar. Der hiefige Magiftrat hat kürzlich mit ben Bürgerborftehern 
in einer gemeinſchaftlichen öffentlichen Siyung über den Hädtifhen Haushaltsplan für 
das gegenwärtige Jahr verhandelt. Wir Heben aus der Verhandlung folgende Daten vom allgemei« 
nerem Intereſſe hervor: 

Das ſtädtiſche Kohlenbergwerk am Piesberge ift befaftet: 

1) mit einer Schuld von 110,000 Thlr., welche contrahirt ift behufs des Baues ber 
Zweigbahn mach dem f. g. Hafeftollen. Dieſe Schuld fol auf 100 Millionen Ringel Kohlen 
dertheift werben, fo daß alfo auf je 1000 Ringel ein Auffchlag von 1Yı, Thlr. zum Wbtrage 
des Kapitals gemacht wird. 

2) Mit einer Schuld von 42,000 Thlr., welche zur Herflellung des Hafeftollens außer 
einer aus den Erträgen des Bergwerls erfolgten Summe von 8000 Thlr. verwandt find, Diefe 
Schuld fol anf die durch dieſen Stollen erſchloſſenen oberen Mittel, die angeftellter Veranſchlagung 
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zufolge bie Duantität von 30 Millionen; Ringel repräfentiren follen, vertheilt werben, fo 
daß auf je 1000 Ringel ein Aufſchlag von 1,0 Thlr, erfolgt. 

3) Mit eiver Schuld von 54,000 Thlr., welche aus Grundanläufen zur Anflebelung ber 
Knappſchaft herrührt. Da bie Stabt hierdurch einen Grundbcompfer erworben hat, deſſen Nutzung 
einen, mit dem Fortſchreiten der Kultur fteigenden Ertrag liefert, fo ift für biefe Schuld fein 
Tilgungsfonds beſtimmt. 

Außerdem ift noch eine Schuld von 34,000 Thlr. vorhanden, welche hat contrahirt wer⸗ 
ben müffen, um während der Zeit von ber Bollendung bes Hafeftollens bis zur Vollendung 
der Zweigbahn eine durch die Konkurrenz gebotene erhebliche Kohlenförberung in dem Hafeftollen 
zu befhaffen und die gewonnenen Borräthe zu lagern. Diefe Schuld fol aus dem Erlöfe diejer 
Borräthe gebedt werben, des gleichen bie dafür zu entrichtenden Zinfen, wenn ber Erlös dazu 
hinreicht. 

Die eigentliche ſtädtiſche Kaffe — die ſ. g. Lohnkaſſe — hat außerdem eine Schuldenlaſt 
don etwa 200,000 Thlr. Courant und 6500 Thlr. Gold, wobei jedoch die zuletzt berührte Schuld 
von 34,000 Thlr. mit in Aurechnung gebracht if. Zum Abtrage dieſer Schulden ſoll jährlich 
1 p&t. gezahlt und für ungünftige Jahre, in welchen biefe 1 pCt. etwa aus ben ſtädtiſchen In- 
traben nicht erfolgen fann, ein Hülfsfonds gebildet werben. Für beibes follen tie Ueberſchüſſe 
der ſtädtiſchen Sparkaffe die erforderlihen Mittel liefern. 

Endfid ruht noch auf dem ftäbtifhen Gaswerle eine Schuld von faft 100,000 Thlr., 
welche getroffener Befimmung gemäß mit 2 pCt. jährlih aus ben Erträgen der Anftalt gedeckt 
werben fol. Man bofit, daß dieſe Erträge außer den Zinfen ber angeliehbenen Summe bie 
nöthigen Abtragsfummen liefern und außerdem mit ber Zeit geftatten werben, baf ber jetzige 
Berlaufspreis des Cafes von 2, Thlr. pro 1000 Kubilfuß auf 2 Thlr. herabgeſetzt wird. 

Aus den Verhandlungen ift zu erwähnen, daß im Jahre 1858 aus ben ſtädtiſchen Koh— 
lenwerlen 615,000 Ringel abgeſetzt find und mit ber Zeit ein Tiefbau angelegt werben foll, der 
auf einen jährlichen Abſatz von 1,500,000 Ringel berechnet ift. 

Zeterow, 30. Ian. Im einer Beilage zur bentigen Nummer ber „Teterower Zeitung“ 
veröffentlicht der hieſige Magiftrat einen Ertraft aus der Teterower Stadtrechnung pro 
1857. Da es von allgemeinerem Interefje fein bürfte, über unferen Stabtfaffenbetrieb etwas 
Näheres zu erfahren, fo heben wir aus dem gebachten Ertrafte Wolgendes hervor: Die Ein- 
nahme ber Stabtfaffe betrug im Jahre 1857 46,373 Thlr. 37 Schl. 0 Pf, die Ausgabe 
41,270 ZThlr. 21 Schl. 2 Pf. fo daß am Jahresſchluſſe ein Kaffenvorratb von 5103 Thlr. 15 
Schl. 101%, Pf. verblieb. Der Shuldenftand ber Stabtlaffe vermindert fih von Jahr zu 
Zahr im erfreuficher Weife, im Jahre 1855 betrug derfelbe noch 41,092 Thlr. 40 Sch. 2Yı2 
Pf., im Jahre 1856: 86,710 Zhlr. 46 Schl. 9%, Pf. und am Schluffe des Jahres 1857: 
34,246 Zhlr. 6 Schl. 3 Pf. Es ift diefe Wahrnehmung um fo erfreuficher, als felbft in dem 
letztgedachten Jahre außer anderen bebeutenden Ausgaben für bie Senkung des Stabtiees ein 
ganz beträchtliches Opfer gebracht if. Wir heben aus dem fraglichen Ertrafte noch einzelne Po- 
fitionen hervor und zwar 1) aus der Einnahme. Die flädtifhe Forſt lieferte einen Netto- 
Ertrag von 4344 Thlr. 44 Schl. 2 Pf., aus der Torfwirthſchaft wurbe ein Ueberſchuß von 
748 Thlr. 39 Schl. gewonnen, an Ader-, Garten» Baht und für Heugras wurden 2681 
Thlr. 12 Schl. vereinnahmt; die Sportel- Einnahme des Magiſtrats, des Waifengerichts und 
ber Stabtbudh -Behörbe betrug 3470 Thlr. 24 Schl. ", Pf.; die Einlagen in die Sparkaſſe, 
welde in bie Stabtlaffe fließen, betrugen 11,337 Thlr. 1 Schl. 10 Pf. 2) Aus der Ausgabe. 
Die Gehalte der Rathsmitglieder, Subalternen, und des Kämmereiberechners beirugen 3559 
Thlr. 25 Schl. 6 Pf., die VBefoldung ber Diener incl. der Ausgabe für Dienflleivungen 612 
Thle. 2 Schl.; an die Sparkaffe wurden die gefinbigten Einlagen zurüdgezahlt mit 12,234 
Thlt. 2 Schl. 3 Pf.; Borfepläffe, insbefondere für die Seeſenkung, wurben gemacht bis zum 
Belaufe von 6646 Thlru. 43 Schl. 9 Pf.; zu den Vorarbeiten für die Eifenbahn wurden 300 
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Thlr. und für bie von dem patriotifhen Verein hier abgehaltene Thierfhau 48 Thlr. veraus⸗ 
gabt. In Bezug auf den am Schluffe des fraglichen Rechnungsjahrs verbliebenen, nicht unbe- 
trächtlihen Rafjenvorrath von 5103 Thlen. 15 Sch. 101, Bf. wollen wir nit unbe» 
merkt laſſen, daß unſere Stabtlaffe gerade in ben legten Mouaten des Jahres bedeutende Erhe⸗ 
bungen macht, über welde vor Ablauf des nächſten Autonii-Termins nicht verfügt werben faun, 
weil die Stabtlaffe außer anderen Ausgaben dann auc diejenigen ber Sparlaffe zu veden hat, 
Sonft muß es rühmlih anerfannt werben, daß unfere Verwaltung ſtets auf die förberfamfte 
Belegung ber vorhandenen Kafjenvorräthe, ſoweit foldhe zur Dedung ber laufenden Ausgaben 
nit erforderlich find, Bedacht nimmt. Die verfpätete Revifion biefer Rechnung muß ihren 
Grund in befonderen Hinderniffen gehabt haben, fonft pflegt unfere prompte Verwaltung damit 
fo lange nicht zu fäumen, was ja auch namentlih bei uns, wo man in diefer Beziehung früher 
fo bittere Erfahrungen gemacht hat, fehr zu empfehlen if. 

— Parchim, 1. Februar. In der heutigen Sitzung des Bürgerausichuffes wurde u. a. 
zur Sprache gebracht, zu welchem Zwede bie al® Ueberſchüſſe aus ber Landes» Steuerlaffe an 
die Etabtlaffe zurüdgezahlten Gelder am vortheilhafteften zu verwenden fein möchten. Ein Be- 
ſchluß hierüber wurde zur Zeit ausgefegt, von vielen Seiten aber angebeutet, daß ſolche Gelber 
am beften zur Bildung eines Fonds für demnächſtige Errihtung einer allgemeinen ſtädtiſchen 
Wittwenkaſſe zu verwenden fein würden. — Die zur Berathung vorliegenden Etats des Stabt- 
haushalts pro 1869 follen zunähft von einer Commiſſion geprüft und foll dann von berfelben 
barüber berichtet werben. — Der Bürger-Ausfhuß nahm Kenntniß von dem Magiftratsichreiben, 
wonach wieder jeder Einwohner, welcher Koru zur biefigen Mühle bringt, verpflichtet fein fol, 
daffelbe wägen zu laffen. Ebenſo wurde Kenutniß genommen von einem ferueren Magiftrats- 
fehreiben, in welchem der Magiftrat zur Zeit fih damit zufrieden erklärt, daß bei ber zunächſt 
eintretenden Balanz zur Wieberbefegung der Stelle eines nichtrechtsgelehrten Rathemitglieves 
ber Bürger-Ausihuß drei Kandidaten präfentirt, von denen ber Magiflrat den einen als Raths- 
mitglied zu wählen haben wird, der aljo bie definitive Aufhebung der Zufagbefiimmung zum 
$. 6. der Ordnung für die Magiftratswahlen 3. 3. nicht weiter begehrt. 

— Parchim, im Febr. Ju der Rath» und Bürgerfchafts- Sigung vom 12. d. M. if 
bie Angelegenheit, betreffend die Regulirung bes Stabt-Abgaben-Wejens mit Rüd- 
fiht auf die vom Bürger⸗Ausſchuß unterm 11. Dezember v. I. abgegebene Erllärung und bie 
fonftigen voraufgehenden Berhanblungen, zur weitern Beiprehung gelangt, in ber von Seiten 
des Magifttate-Gollegiums von ber Borausjegung ausgegangen wurde, daß e8 in der gegen« 
wärtigen Sachlage bei der von Seiten des Magiftrats mit Beftimmung der betreffenden De» 
putation des Bürger-Ausichuffes erfolgten Präpofitionen ohne irgend welche Gegen-Vorfchläge 
abgegebene ablehnende Erflärung ſich nicht beruhigen Fönne, Die Gründe diefer magiftratifhen 
Auffaffung find umfänglih dargelegt, und ift bie ganze Angelegenheit in verſchiedenen Ridhtun- 
gen durchſprochen worden. — Schließlih ging der Magiftrat mit dem Vorſchlage hervor, daß 
der Bürger-Ausihuß zu einer abermaligen jorgfältigen Prüfung der bisherigen Vorlagen im 
Zufammentreten mit dem Vragiftrats-Eollegium Deputirte aus feiner Mitte erwählen möge. — 
Es wird empfohlen, dieſe Deputation aus nicht zu wenig Mitgliedern zufammenzufegen, und ver» 
bieß ber Bürger-Ausfhuß, hierüber in nächfter privativer Verſammlung zu berathen und ben 
Magiftrat von dem gefaßten Beſchluſſe in Kemutniß zu jegen. 

— Nibnig, im Februar. Der Stand ber biefigen Sparlaffe ift folgender: Am 
1. Januar 1858 waren bei verfelben belegt 38,019 Thlr. 26 Bl. 3 pf., im Laufe des Jahres 
find eingelegt 8130 Thlr. 32 fl. 9 pf., durch Binfenzufhreibung 810 Thlr. 12 fl. 3 pi. 
Summa 46,960 Thlr. 23 Hl. 3 pf. Zurüdgenommen find 8094 Thlr. 17 Bl. Bleibt von 
835 Erebitoren belegt 38,866 Thlr. 6 Kl. 3 pf. 
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Großherzogtum Baden. 

Dforzbeim, im Febr. Bon Seiten unferer Gemeindebehörbe wurde jo eben ein umſaſ⸗ 
fender „Rehenfhaftsbericht und Nachweilung Über das gefammte Gemeinderechnungsweſen 
ber Stabt Pforzheim für das Jahr 1857, enthaltend bie Stabtredinung, Gewerbſchulrechnung, 
Almojenrehnung, Hofpitalrehnung, Waiſenhansrechnung und Sparkaſſenrechnuug, ausgegeben. 
Die Stadtrechnung mweift eine gefammte Einnahme fir das Jahr 1857 von 144,924 FI. 
und eine Ausgabe von 144,923 Fl. nad. Als die wichtigſten Einnahmspofitionen finb zu 
nennen: Ertrag von 2077 Morgen Waldungen 43,324 Fl.; Taren und GSchreibgebühren 
3113 F.; von Märkten 4565 Fl.; von Pflafter und Brüden 3730 Fl.; Umlagen 21,429 Fl.; 
Bürgereintaufsgelvder 7600 Fl. Die bedeutenderen Ausgabspoften find: Auf Waldungen 
4261 Fl.; auf Öffentliche Pläge, Brummen ꝛc. 4243 Fl.; Damm, Fluß-, Brüden- ꝛc. Bau⸗ 
koften 8251 Fl.; auf Kirchen und Schulen 10,449 Fl.; für Urmenpolizei 7526 Fl.; auf bie 
Gemteindeverwaltung 6586 Fl.; Zinfe von Baffivfapitalien 6813 Fl.; auf Anfhaffıngen von 
Liegeuſchaften 11,880 FL; angelegte Kapitalien 7148 Fl. ; abgetragene Paiftokapitalien 60,750 Fl. 
(die eigentlihe Rüczahlung beträgt aber nur 28,150 Fl., da 32,600 Fl. nen aufgenommen 
wurden), Das Vermögen ber Stadt beträgt 633,847 Fl., worauf 148,637 Fl. Schulden laften, 
fo daß ein reines Vermögen von 485,210 FI. vorhanden if. Aus den Nachweiſungen über 
bie verſchiedenen Bewegungen bes Gemeinderechnungsweſens führen wir an, daß ſich das Er⸗ 
trägniß der Waldungen im Rechnungsjahr 1856 beinahe nm 20,000 Fl. höher belief, als im 
Boranfhlag vorgefehen war; 1851 war das Mehrerträgniß 16,070 Fl. Dagegen ergab ſich in 
ber fraglichen Einnahmspofition in den Jahren 1848 bis 1855 ein Defizit von über 20,000 FI. 
And in der Rubrit „Zaren und Schreibgebühren" ergab fih eine Mehreinnahme von beinahe 
83 pCt. Aus der Zunahme diefer Poſition — 863 Fl. im Jahr 1850 und 3113 Fl. im Jahr 
1857 — ergiebt ſich ſprechend, „wie ehr die Gefchäfte in allen Zweigen ber Gerseinbeverwal- 
tung und dem Reſſort des Bilrgermeifteramtes ſich vermehrt haben,“ Hinfichtlic der ftäbt. 
Schuldentilgung bemerken wir, daß Ende 1846 die Gemeindewirtbfchaftsichulden 47,200 FL. bes 
trugen. Die Theuerung bes Jahres 1847, fowie vor Allem bie „erfhütternden‘ Ereigniffe ber 
Jahre 1848 und 1849 aber Tegten der Gemeinde folde Opfer auf, daß die obige Schufdenlaft 
um 62,795 #1. vermehrt werden mußte, fo bat am Ende des Jahres 1853, ba in folge ver 
fhiedener Unternehmungen, von Kriegs» und Zehntlaftentilgung noch mehrere andere bedeutende 
Ausgaben gemacht werben mußten, die Geſammtſchuldenlaſt fih anf 206,969 Fl. belief. Troy 
mandherfei, im Schuldentilgungsplane nicht vorgefehener größerer Unternehmungen war aber 
die ſtädtiſche Schuld bis Ende 1857 ſchon auf 183,419 FI. berabgegangen. Mon wirb fi von 
ber Bedeutung biejer Unternehmungen, fowie von der Ordnung in unferm Gemeinbehanshalte 
überzeugen, wenn von ben wichtigeren, von 1848—1857 unternommenen fläbt. Bauten ange- 
führt wird: Ausgabe für die neue (eiferne) Enzbrüde 85,785 Fl., für bie Wafferleitung 78,845 Fl., 
wovon inbefjen für Abgabe von Brunnenberechtigungen 20,650 FI. gebedt wurben, für Pfla- 
flerung 54,794 Fl., für Umbau des Rathhauſes 12,310 Fl., Aufwand für Straßen-, Weg-, 
Flußbauten ꝛc. über 40,000 FI. 

In den Ausgaben fiir Schulen ift von 1848 bis 1857 eine Steigerung von 5664 Fi. 
auf 10,249 Fl. eingetreten. Speziell trägt die Gemeinde bei: Füt bie ſämmtlichen Bolksjchus 
len 4000 Fl., für das Pädagogium und die höhere Bürgerſchule 1650 Fl., für die höhere Töch- 
terſchule 1000 Fl., für die Gewerbſchule 850 Fl.; nebſtdem für ſämmtliche Anftalten für Hei- 
zung ꝛc. 850 Fl. Außer dieſen Ausgaben erwächſt aus der Erbauung eines neuen Mädchen 
ſchulhauſes und ber Erweiterung bes bisherigen Schulgebäudes noh ein Aufwand von etwa 
70,000 $1., welcher aber durch beſondere Umlagen gebedt wird. 

Die Nachweiſung Über das eigentliche Gemeinderechnungsweſen fhließt damit, daß, wenn 
bei all den genannten bebeutenderen Unternehmungen, Bauten, Berbefferungen der Schulen ıc. 
ber früher aufgeftellte Schulventilgungsplan, ohme eine größere Belaflung bed einzelnen 
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Bürgers, als jeit Anfang der Umlagenerhebung ber Fall war, beumoch eingehalten werben konnte, 
bies neben dem exfreulihen Zuſammenwirlen aller nöthigen Kräfte vorzugsweiſe bem unger 
meinen Aufblühen üunferer heimischen Juduſtrie, der Bijouteriefabrilation, und ber daraus her⸗ 
vorgegangenen Vergrößerung der Stadt zu verbanfen fei. Die Bevöllerungszunahme im den 
legten 10, reſp. 9 Jahren von 7951 auf über 13,500 Köpfe ift bei einem andern Anlaf 
ſchon mitgetheilt. Ter im Rebe ſtehende Rechenichaftsbericht weiſt mum mach, daß im dieſer 
Zeit das Gefammtftenerlapital von 4,926,310 Fl. auf 8,971,665 Fl. gefliegen if, und daß in 
ben Jahren 1855 bis 1857 die Zahl der Häufer um 140 zugenommen hat, ungerechnet ben 
Umbau von Scheuern zu Wohnungen und bie Bergrößerung beftehender Wohnhäufer. Daß 
aber dieſe Vergrößerung vor Allem dem Aufſchwunge der Bijouterieſabrikation zuzuſchreiben iſt, 
ergiebt ſich daraus, daß bie Zahl der Bijouteriefabrifen und dahin einſchlagenden Geſchäfte, als 
Graveure, Guillocheure, Emailleure, im Jahre 1848 98 Etabliſſemente mit einem Gewerbſteuer⸗ 
Kapital von 873,125 Fl., 1850 69 Etabliſſemente mit einem Gewerbſteuer-Kapital von 
690,200 Fl., im September 1868 aber 198 Etabliffemente mit einem Gewerbefteuer-Rapital 
von 3,165,675 Fl. betrug. Die Zahl der hier wohnhaften ftewerpflichtigen Gehilfen war 1848 
202 mit einem Öteuerlapital von 101,100 Fl., und im Jahre 1855 808 mit einem Steuer- 
Kapital von 615,875 Fl. Das Refultat dieſer Nachweiſung if, daß die Bijouteriefabritition 
etwa zwei Drittel des ganzen Gewerbftener-Kapitals liefert. 

Aus der Gewerbſchnlrechnung heben wir hervor, daß 1857 die Einnahmen 
2615 Fl. und die Ausgaben 2128 FI. betrugen. Ein rafches Wachsthum der genannten Schule 
wird dadurch nachgewieſen, daß vom Jahr 1852 bis 1858 die Schülerzahl In ftetigem Steigen 
von 257 auf 585 anwuchs. Behufs der Anftellung eines zweiten Hauptlehrers, ſowie der Ber 
fireitung der vermehrten Schulbebürfnifie habe die Gemeinde ihren Beitrag von 600 Fl. 
auf 850 FI, erhöht. Aber au der Staat habe feinen Beitrag vermehrt, indem er, in dankens—⸗ 
werther Weife, den Lehrern noch beſondere Zulagen aus jeiner Kaffe bewilligte. — Die Alıno- 
fenrehnung weift pro 1857 eine Einnahme von 21,224 Fl. und eine Ausgabe von 22,797 
Fl., alfo ein Defizit nah. Wir heben als von Jutereſſe hervor, daß im genannten Jahr ber 
Beftand an „Pfründnern“, welcher den frühern Beftäuden ziemlich gleich kommt, 77 Köpfe 
beirug. Die eigentlihen Berpflegungstoften betrugen per Kopf jährlich 102 Fl. mit Einrech— 
nung der Berwaltungsloften 113 Fl., und wenn die Arbeitsverbienfte der Pfründner abgerech⸗ 
net werben, aber noch 78 Fl. — Nach ber Hoipitalrehnung beträgt die Einnahme des fläbtis 
ſchen Spitals 21,772 Fl. und bie Ausgabe 18,212 Fl. Die Zahl ber beitragspflichtigen Fa— 
brifarbeiter, Dienftboten und Lehrlinge betrug 1854 2600 und 1857 6130 Köpfe; die bezahlten 
Beiträge aber beliefen ſich 1854 anf 4663 Fl. und 1857 auf 10,046 Fl. Die Zahl der Kraus 
fen war 1838 nur 163, 1847 nicht mehr als 416, im Jahr 1857 aber 1569. Hofpital und 
Pfründnerhaus waren bisher in einem Gebäude vereinigt. Da die Räumlichkeiten aber nicht 
mehr zureichen, fo wirb in biefem Jahre noch der Bau eines neuen Pfründnerhaufes oder eines 
befonberen Hofpitals in Angriff genommen werben. — Die Wuifenhaus-Rehnung erfiredt fi 
über eine Einnahme von 5076 Fl. und eine Ausgabe von 4705 Fl. Die Zahl der im legten 
Jahr verpflegten Kinder betrug 40, und e8 war der Gefammtanfwaud für ein Kind 85 Ft. 
10 Kr., für die Berlöftigung allein 51 81. 44 Kr. — Nah der Sparktafjenrehnung bes 
trägt ber VBermögensftand der Sparkaffe im Ganzen 309,802 FI. Rechnet man bie Baifive, 
d. i. das Einlageguthaten von 2196 Betheiligten mit 294,046 Fl. ab, fo bleibt, als Referve- 
fond ein reines Bermögen von 15,756 Fl. Sehr erfreulich ift die ſich fleigernde Betheiligung 
bei der Sparkaſſe aus dem Berichte zu erſehen. 1854 betrug die Zunahıne der Einlagen 5441 
Fl.; 1855 11,840 Fl.; 1856 54,053 Fl. und 1857 80,085 Fi. 

Serzogthum Braunfchweig. 

— Braunfhweig, im Febr. Mit der Sigung der Stahtverorbneten am 20. v. Mts, 

begann eine neue zweijährige Periode. Sie wurde vom Herrn Oberbürgermeifler Easpari 
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mit einer Anfpradhe an die Berfammlung eröffnet, in welcher er einen Rückblick auf bie Thä- 
tigkeit ber fläbtifchen Behörde innerhalb der Ietsten zwei Jahre warf. Er bob babei hervor: 
den Abſchluß des Bertrags mit ber herzoglichen Landesregierung, deffen Ergebniß hinſichtlich 
ber der Stabt gemachten Zugeflänbniffe ein zufriebenfiellendes fei, beffen Hauptvortheil aber 
barin beftebe, daß die Anſprüche ber Stadt an den Staat für alle Zeiten feſtgeſtellt feien, bie 
Berbefferung der Bürger- und Vollsſchulen und ber pecuniniren Lage ihrer Lehrer bes Statuts 
Über die Organifation des Magiſtrats und die Berhältniffe ver Gemeinbebeamten, und bie all» 
gemeine günftige finanzielle Lage der Stabt. Für die neue Geſchäftsperiode bezeichnete ber 
Herr Dberbürgermeifter als zu löſende Aufgaben hauptſächlich die Einrichtung einer allgemeinen 
Bafferleitung, die Einführung einer Bauordnung und ben Erlaß eines Statuts zur Berbefle- 
rung ber Straßenpflafterung. Zum Schluß fagte derjelbe im feinem und des Magiftrats Nar 
men ber Berfammlung Dank für ihren einfichtsvollen Rath umd ihre kräftige Unterftügung, 
in®befonbere deren bisherigen Vorſitzenden für bie Beſorgung der Geſchäfte und bie unpar« 
teiifche Leitung ber Verhandlungen, da nur dem einmüthigen Zufammenwirken ber beiden 
ſtädtiſchen Berwaltungsorgane das zufriebenftellende Refultat der verfloffenen Geſchäftsperiode 
zuzufcpreiben fei. Hiernächſt conftitnirte fi die Berfanmlung durch die Wahl ihrer Borfigen- 
ben. Zum Borfigenden wirb mit allen Stimmen gegen eine ber bisherige Vorfigende, Herr 
Landſyndikus Defterreich, wiedererwählt. Zum ftellvertretenden Vorfigenben wurbe Herr Grotrian 
mit allen Stimmen gegen eine erwählt. Die Verſammlung ſchritt hieranf zur Wahl ihrer ver- 
ſchiedenen Deputationen und Commiſſionen. 
Freie Städte. 

vr Frankfurt a. M., Ende Febr. Nach den „ſtatiſtiſchen Mitteilungen über den Ei- 
vilftand der freien Stadt Frankfurt und ihrer Landgemeinden i. I. 1858” find im verfloffenen 
Jahre in der Stadt 344 Paare getraut worden, davon 50 im Oftober, 17 im Januar; ger 
boren 1396 Kinder, davon 130 im Oktober, 84 im Auguft, geftorben 1398 Perfonen, bavon 
76 im September, 160 im März. Unter den getrauten Paaren zeigten fi brei rauen: 
zwei frembe und eine biefige des Schreibens unkundig. Durch 38 Ehen wurden 55 Kinber 
legitimirt. Die beiden älteften Männer, welche in die Ehe traten, fanden zwiſchen 45 — 50, 
bie beiden älteften Frauen, welche ſich verbeiratheten, zwiſchen 50 — 55 Jahren. Sieben Ehen 
wurden rechtöfräftig geſchieden. Unter den 1396 Kindern waren 700 Knaben und 696 Mädchen ; 
1332 Iebend- und 64 todtgeborne, 1104 eheliche und 292 uneheliche, von biejen letzteren aber 
220 von fremden Müttern; endlich 14 Zwillingspaare. Unter den 1398 Werftorbenen waren 
934 Einheimifche und 464 Fremde; 734 männlichen und 664 weiblichen Geſchlechts. 256 flarben 
vor vollendetem erften, drei (Weiber) nach vollendetem 90. Lebensjahre. Die Zahl ber Selbfl- 
morbe betrug 31, davon 14 durch Erhängen, 12 durch Erſchießen ꝛc., durch Unglüdsfälle kamen 
11, durch Tödtung ein Menſch ums Leben. 

In den Landgemeinden betrug bie Zahl der Heirathen 73, der Geburten 473, der Tobes- 
fälle 332. Durch Selbftmord famen 9, durch Unglücksfälle 3 Menjchen ums Leben. (Bergl. 
Jahrgang 1858 ©. 275.) 

Die Ausgaben des Frankfurter Hauptvereins der Gufta-Aolfftiftung betrugen in bem 
Geſchäftejahr vom 1. Oktober 1857 bis 30. September 1858: 5482 Fl., die Einnahmen 
5782 Fl., darunter 2500 FI. Yahresbeiträge von 1106 Mitgliedern. Die Verwendung geihah 
in drei Drittheilen, jedes zu 1470 Fl. im Gefammtbetrag von 4410 Fl. Bon dem erften, 
birect verſandten Drittel kamen 200 FI. nad Barie und Lyon, 200 Fl. nach Algerien, 150 Fl. 
nad Haigerloh (Preußen), je 100 FI. nah Bingen, Hagenau, Oberkirch, Klezko, 80 an bie 
Baldenjergemeinden, 75 Fl. nad Sales ıc. Bon dem zweiten Über Leipzig verfanbten Drittel 
wurden 350 #1. zur „allgemeinen Liebesgabe“ für Schwarzwald beigeftenert, 150 #1. nad 
Agoritſchach, 300 FI. an die Ungariſchen Schulanfalten, je 100 FI. nach Lofig, Waiten und 
ZTenning, je 75 Fl. nah Schladming und Gelly ıc. gefandt, das britte Drittheil dem Central« 
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vorftanb im Leipzig zur Verfügung geftellt und außerdem Legate und Geſchenle mit Beftimmung 
bejonderer Berwenbung, in Betrag von 725 Fl., biefen Beſtimmungen gemäß verwendet, fo 
daß die ganze Spende fur nothleivende evangeliiche Gemeinden 3135 Fl. betrug. 

In dem Dr. Chriſtſchen Kinderkrankenhaus (Yahrg. 1857. S. 493. Jahrg. 
1858 ©. 275.) find zufolge des, das Jahr 1858 umfaffenden 15. Berichtes 144 Kinder behan« 
beit worben, davon genefen 82, ungeheilt entlafjen 3, geftorben 38, verbleiben auf 1859: 21, 
Der höhfte Stand betrug 33, der niebrigfte 9, der mittlere 21. Die Gefammtausgaben betru- 
gen 4824 1. 

In der mit dem Kinderkranlenhaus in demfelben Gebäude vereinigten v. Müplem’ichen 
Stiftung, welche beftimmt ift, wenig bemittelten verheiratheten Frauen für bie Zeit ihrer Nieder⸗ 
kanft eine geſunde Zuflucht zu gewähren, find 1855: 7, 1856: 9,1857: 7, 1858: 14 Kinder geboren, 

Der „Hülfsverein für hiefige Gewerbetreibende“ (Zahrg. 1867 S. 894, 
Jahrg. 1858 ©. 275.) Hat zufolge feines 14. Jahresberihts in der Generalverfammlung vom 
18. Januar 1858 neue Satungen angenommen, welde am 2, März vom Senat genehmigt 
wurden, aber „keine weſentliche Veränderung ber bisherigen Wirkſamleit herbeiführten.“ Es ift 
alfo auch nicht die Rebe von Umbilbung des Vereins in eine Darlehnslaſſe nach neueren Grund» 
fügen, fonbern bie bisherige Bermifhung von Almofen und Vorſchüſſen danert fort. Die Un- 
toften, meift Gehalte, betragen bie hohe Summe von 1200 Fl. Die Darlehen betrugen 1858; 
45250 Fl. (gegen 29155 Fl. im Vorjahr‘, wovon 42967 Fl. am Jahresſchluß zurückbezahlt 
waren. 632 Fl. wurden an Gefchenten für Nothleidende ausgegeben; das Reinvermögen be» 
trug am Zahresihluß 29375 Et. 

— Nach dem Zahresberiht des Vereins zur Beförderung ber Handwerle 
unter den ifraelitijhen &lanbensgenoffen find vom 1, September 1856 bis dahin 
1858 56 Lehrlinge nen aufgenommen worben, beren Gejammtzahl auf 852 geftiegen if; von 
letzteren find 652 ausgefchrieben worden, 125 haben das Handwerk verlaflen ober gewedhfelt, 
und 7 find geftorben, jo daß am 1. Sept. 1858 noch 68 in Lehre verblieben. Als Gefellen 
und Meifter wurden 65 unterftügt. Bon fänmtlihen 917 Unterftügten gehören nach ihrer 
Heimath 543 dem Großherzogthum Hefjen, 189 Kurheſſen, 46 Hefjen-Homburg, 29 Bayern, 14 
Naffan und 59 der Stadt Frankfurt an. Tie Berwaltung ging, durch ſchlimme Erfahrungen 
belehrt, bei der Unterbringung ihrer Zöglinge von dem Grundſatz aus, baß bie Loftipieligfien 
Lehren bei anerkannt tüchtigen Meiftern die eigentlich billigften feien, und mußten in Folge 
befien auch größere Opfer gebracht werben, fo wurben biefelben auch durch bie erzielten Erfolge 
gerechtfertigt, Mit ber Luft und dem Triebe zum Handwerk fteigen bie Leiftungen ber der Zög- 
finge und verdienen und finden Unerlennung; die jüngfte Ausftelung von Lehrlingsftüden 
brachte dreien berjelben, die ſich dabei betheiligen burften, verbiente Auszeichnungen. Der 
Berein leiftet innerhalb ber ihm geftellten beſcheidenen Grenzen das Möglichfte, und wenn einft 
die israelitiihen Handwerker nicht mehr zu den Seltenheiten gehören, fo darf der Verein fich 
rühmen, die Bahn zu folhem Ziele geöffnet und mit Eifer verfolgt zu haben. Außer biefem 
Berein beftehen hier nody zwei Stiftungen — die H. S. Goldſchmidtſche und Karoline Gold- 
ſchmidtſche — welche gleiche Zwede mit gleihem Erfolge fördern (vergl. Jahrg. 1857, &. 898.) 
Die Ausgabe in den genannten beiden Jahren betrug 6450, die Einnahme 6642 Fl. Bon ber 
Gründung des Vereins bis 1. Sept. 1858 find 852 Lehrlinge aufgenommen, davon ausge 
fhrieben 652, das Handwerk verlaffen oder gewechſelt haben 125, in ber Lehre geftorben find 
7, noch in der Lehre find 68. 

Die Frankfurter Krankenkaſſe für Handlungskommis hatte am 31. Dez. 
1858 ein Vermögen in Frankfurter Obligationen im Nominalwerth von 4300 Fl.; an Ber- 
pflegungsgelvern 296, an fonftigen Unkoſten 106, zuf. 402 Fl. Ausgaben, bagegeu an Ein- 
ſtandegeldern, Beiträgen ber Mitglieber, Geſchenlen von Mitgliedern und Nichtmitgliebern eine 
Einnahme von 1656 Fl., fo daß mit Zurechnung ‚des vorjährigen Saldo das erwähnte Ber- 
mögen um 1374 Fl. vermehrt werben konnte. | 
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— Das neunte Heft der Beiträge zur Statiftil der innern Bermwaltung 
des Grofihergogtbums Baden, welches kürzlich erſchienen if, enthält: Die Gemeinde 
des Landes, deren Bermögensverhältniife, Einnahme und Ausgabe. 
1. Hälfte, Seelrei® und Oberrheinkreie. Es ift dies eine Arbeit, weldhe aus bem, 
ſtatiſtiſchen Bureau des großh. Miniferiums des Innern hervorgegangen, wohl geeignet fein 
dürfte, die Aufmerkfamkeit auch in weiteren Kreiſen zu beanfpruden. Das Werk, welches in 
feiner Ausftattung der Berlagsoificin der Ehr. Fr. Müller'ſchen Hofbuchbruderei zu Karlörube 
zur Ebre gereicht, ftellt in 47 Drudbogen in einer Maſſe von überfichtlih gehaltener Detailan- 
aben den ölonomiſchen Zuftand der einzelnen Gemeinden des Landes ganz erſchöpfſend bar, 
* daß nicht leicht eine grage hierüber, jo weit fie nur überhaupt ein allgemeines Intereſſe 
darbieten mag, barin unbeantwortet bieiben wird. 

So viel belannt, beſitzt noch fein audres Land eine Statiftif diefer Art, und wenn bie® 
Merl, was in aller Bälde der Fall fein dürfte, vollftändig beemdigt ift, und wenn uamentlic 
aud) die Einleitung, weldye eine furze und fahlihe Darftelung der Berfaffung, Verwaltung, 
überhaupt der gefeglihen Normen und Einrichtungen der Gemeinden bringen foll, erſchie⸗ 
nen fein wird, jo dürfte eine Grundfage geſchaffen fein, welchen Allen, die ſich mit ben dlono- 
mifhen &emeindeverhältnifen amtlich oder fonft uns einem Anlaß beichäftigen over folde 
Materialien zu allgemeinen Unterfud,ungen uud Gombinationen gebrauchen, meientlihen Nuten 
und eingebende Aufichlüffe gewährt, zumal alle Angaben auf den forglihft erhobenen, geprüften 
und gefichteten amtlichen Nachweiſen beruhen. Iſt auch vorerft das Ganze nur auf das Er- 
gebniß eines Jahres gebaut, fo find doch viele ſeht wefentlihe Punkte der hier behandelten 
ölonomiichen Verhältuifje der Gemeinden nicht leiht einem Wechſel unterworfen, fonbern meift 
bis zu einem gewijlen Grade von ftabiler Beſchaffenbeit, jo daß die Bublilation einen bauernben 
Werth behalten birfte, und mamentlih dann, wenn fpäter auf neuen Erhebungen gegründete 
gleiche Darftellungen eriheinen, durch Vergleichung fruchtbringend werden möchte. 

Wenden wir ung zu dem Inhalte jelbft, jo ift ſolcher eim nicht minder erfrenfiher. Es 
ift hier nicht zuläffig, im das große Detail aller dieſer mumerifchen Angaben näher einzugeben ; 
es genügt, bier den Lejern im Allgemeinen * überſichtliche Zuſammenſtellungen vor nn 
zu legen, woraus fie fi) ein Gejammtbild der Gemeindezuftände Babens zu maden im Stande 
fein und wodurch fie zugleich auf dem reihen Inhalt des Werks aufmerkfam gemacht werben. 

Die Tanfenden Gejammteinnabmen betrugen im Jahr 1854 im Geelreis 
1,001,358 Fl., im Oberrbeintreis 1,509,981 Fl. Davon mwurben anfgebradt durch Beiträge 
zu den Gemeinbebebürfniflen im Seekreis: 460,913 Fl., im Oberrbeintreis 662,803 Fl., und 
war mittelft Auflagen auf bie Bürgernugungen im Seelreis 47,450 Fl., im Oberrbeinfreis 
36,331 F.; durch Gemeindeſteuern im Seetreis 367,839 Fl., im Oberrheintreis 563,671 Fl. 
fonflige Beiträge bed Staates und anderer Wonds, Verbrauchsſteuern u. ſ. w. im Seefreis 
45,623 Fl., im Oberrbeiufreis 72,800 Fl. Die vom 100 Fl. Steuerfapital erhobenen Umla⸗ 
gen find für die Jahre 1854 und 1857 für jede einzelne Gemeinde angegeben, und es ift bei 
der Bergleihung beider Jahre die Wahrnehmung zu machen, baf im vielen Gemeinben bie 
Umlagen des Jahres 1857 beträchtlich miederer fiehen, als jene von 1854, Cine Bergleihung 
mit dem neneftlen Stand im Jahre 1859 würde wohl noch ginfligere Ergebniffe liefern.) Der 
Reſt der Gejummteinnahmen, welcher die Beiträge zu ben Gemeindebevürfniffen weit überfteigt, 
beträgt im Seefreis 540,445 Fl., im Oberrheintreis 847,178 Fl., und bildet größtentheils den 
Ertrag des Gemeindevermögens. Hiervon heben wir namentlich hervor: den rs aus Ger 
bäuden und Gemwerbseinrihtungen im Seekreis mit 15,327 Fl, im Oberrheinfreis 21,142 SL; 
von Aedern und Wieſen im Seefreis 52,593 Fl., im Oberrheinfreis 134,431 Fl.; von Wa 
dungen im S.K. 221,993 Fl., im O.K. 419,608 Fl.; von fonftigen Liegenfdaiten, 

u, f. w. im S.8. 20,503 Fl. im DR. 21,661 $1.; Zinfen von ausftehenben —— 
S. K. 37,508 Fl., im O.K. 54,276 Fl.; die übrigen Einnahmen rühren von Taxen, Mar 
anftalten, Iagdpachten, Pflaftergeldern, Weiden, Fahrniferlds u, f. w. ber. 

Die laufenden nee Ber betrugen in bemfelben Jahre im Seelreis 
1,063,741 Fl. im Oberrheintreis 1.676,557 Fl. Uuter diefen Ausgaben find namentlich ent 
balten: auf Gebäuden und Liegenſchaften, die einen Ertrag abwerfen, im S.K. 127,023 rag 
im D.«8. 185,989 Fl.; auf Gebäude und Liegenichaften obne Ertrag im S.K. 54.346 2 
im OK. 84,271 BL; auf Damm-, Fluß-, Brüden- und Weg-Bauten im &.-R. 125,356 FI., 
im ©.-8. 161,926 1; auf Kirchen mud Scäulanfalten im &.-K. 100,212 Fl., im O 
159,077 Fl.; auf den Sicerbeits-, Gefunbheitd«, Feuer⸗, Maaf- und Gewichts», Gem 
und Armenpolizei im S. K. 207,189 Fl. im DR. 462,878 Fl., worunter bie Armenpolige 
im ©... mit 116,279 Fl., im O. K. mit 323,592 $1.; Gehalte, Gebühren u. ſ. w. ber Ge 
meindebeamten im SR. 94,840 $L., im Of. 1 ‚915 Fl.; anf den Viehſtand im S. K. 
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39,087 Me im O.K. 25,869 Fl.; Zinfen von Schulblapitafien im S.K. 9,672 Fl., im 
D.-R. 121,322 Fl.; Abgang, Berluft und Nachlaß im S.-R. 51,260 F., D.-R. 101,906 Fl. u. ſ. w. 
— Das Gemeindevermögen nah bem Stande am 1. Januar 1855 betrug im 
Seetreis 14,152,934 Fl., im Oberrbeintreis 21,120,092 #1. und nah Abzug der Schulden im 
©.-R. mit 2,486,029 Fl., im O.K. mit 3,100,272 Fl., das reine Vermögen im S.K. 11,666,904 
„im O.K. 18,019,820 Fl. Darunter find begriffen: Gebäude und Gewerbseinrichtungen, 
ertbanihlag im ©.-8. 2,232,210 F., im D.8. 2,838,312 Fl.; Weder und Wiefen im 
S.“ſt. 40,778 Morgen, Wertbanfhlag 3,376,563 Fl., im DR. 24,626 Morgen, Werthan- 
ſchlag 4,657,506 Flz Waldungen im S.:K. 127,304 Morgen, Wertbanihlag 5,691,587 Fl.; 
DR. 159,324 Morgen, Wertbanihlag 9,866,265 Fl.; ſonſtigen Liegenſchaften, Weiden u, f. w,, 
S.K. 20,217 Morgen, Wertbanihlag 370,780 Fl., O.K. 34,841 Morgen, Werthanſchlag 
358,760 #.; Orundgefälle und Berechtigungen Wertbanihlag, S.K. 343,366 Fl. D.-R. 
219,819 Fl.; Gerärhitaften, Werth nah dem Inventar S.K. 597,603 Fl., O.K. 1,074,845 
Fl.; ausftebende Kapitalien S.K. 520,983 Fl., O.K. 735,868 Fl.; Einnahmsrückſſtände und 
Kaffenvorrath S.-K. 972,806 Fl., O. K. 1,358,251 Fl. Unter den oben genannten Schulden 
find enthalten: Heimauzablende Kapitalien S.K. 2,140,604 Fl., DR. 2,577,377 EL; Aus 
gaberefte S.K. 327,774 Fl. O.K. 426,227 Fl. Die Steuerfapitalien nad bem Ge— 
meindelotafter von 1854 betrugen, und zwar : jeme der Ortöbürger und der ihnen hbinfichtlich 
der Gemeindeſteuer⸗Entrichtung Gleichgeſtellten ©.-8 85,391,715 Fl. O.K. 170,175,160 Fl.; 
der Ausmärler und gen Einwohnern 5.8. 15,762,235 Fl., O.K. 27, 139, 190 Fl. 
zuſammen S.⸗K. 101,153,950 Fl. O.«K. 197,314,350 #1.; der Stand der vom Kataſter aus- 
geihlofienen (nmlagefreien) Steuerkapitalien war im ©.-f. 8,122,135 Fl., O.K. 12,036,310 Fl. 
Bürgernugungen beftchen im S.-R. in326, im O.K. in 296 Gemeinden und Ortfchaften ; 
das Flächenmaaß des Almemguts beträgt in S.K. 31,211, im O.“K. 15,786 Morgen; bie 
Zahl der Bürger und Bürgerwittwen, die baffelbe im Genuß hatten, betrug (im Jahre 1854) 
im S.⸗K. 23,022, im O.K. 19,997; aus den Gemeindewalbungen bezogenen Holzgaben u, ſ. w. 
im ©.-8. 22,665, im D.-8. 33,112 Bürger und Bürgerwittwen und es wurben im Ganzen von 
biefen be er im S.K. 44,657 Klaftern Scheitholz, 865 Klaftern fonftiges Hol, 602,207 
Bellen, 8,440,000 Stüd Torf; im O.K. 37,411 Klaftern Scheithofz, 1903 Klaftern fonftiges 
Holz u. |. w, 1,859,747 Wellen. 

Das Flächen maß der Gemarlungen beträgt im S.K. 980,979 babifhe Morgen 
ober 64,ına DrMeilen; im O.K. 1,115,568 badifhe Morgen oder 74,12 D.-Meilen. Behufs 
der Bergleihung fügen wir noch bei, daß fi die Zahl der Bewohner nach der 1855er Zäh⸗ 
lung — die 1858er ift noch nicht zufammengeflellt — im S.K. auf 194,066, im O.K. auf 
334,750 belief. 


— 





IV. 
Literatur. 


Die „Beitfchrift des Vereins für Lübed’ihe Geſchichte und Altertbumsfunde” 
Heft 1. im Jahre 1855; Heft 2, im 3. 1858 zu Lübeck im Berlage von Fr. Asichenield er⸗ 
ſchienen, will zunächſt für gelegentlihe Mitteilungen der Mitglieder‘ des genannten Vereins 
einen Bereinigungspunft bilden, nad dem Beilpiele vieler verwandten vaterländiſchen Gefell- 
ſchaften. Ohne fih an die Verpflichtung einer in regelmäßigen Perioden wieberfehrenden Ber- 
Öffentlihung zu binden, hoffen die Herausgeber doch in mit zu langen Zwiſchenxäumen bie 
Früchte fpezieller Arbeiten und Unterfudungen vorlegen zu können. Dies ift num innerhalb 
dreier Jahren mittelſt der zwei erjchienenen Hefte in anſprechender Weiſe geichehen, Wie bie 
Stadt Lübed in ihrer hiftorifhen VBedentung als Mittelpunkt der Hanfe weit über lolale Be- 
ziehungen binausreicht, fo nehmen felbft die jpeziellen Berhältniſſe aus ber Vorzeit biefer Stabt 
einen allgemeinern Charakter an, umb dienen ber hiſtoriſchen Kenntniß in weiter Berzweigung, 
Daß aber der Kunde des deutihen Städteweiens in feiner früheften Entwidelung, — in feiner 
Blürbezeit, wie leider auch in feinem Berfalle hier eine reihe Yundgrube geöffnet ift, verbürgt 
das forgfältige Duellenftudium, dem fi ber gemannte Berein gewidmet bat, wie ber Reid. 
thum hiſtoriſcher Erinnerungen, die in Schriften und Dentmälern den Ruhm ber alten Hanfe- 
flabt verkünden. — Zu den höchſt Iehrreihen Abhandlungen, welde das Iite Heft der Zeit- 
fchrift enthält, gebört „die Gejchichte der erſten Gold-Ausmünzungen zu Lübel im 14. Jahr⸗ 
hundert“, vom Senator H. C. Dittmer, p. 22—78, welche gleichzeitig fir das deutſche Münz- 
wejen im Mittelalter einen zuverläffigen 8 weifer abgiebt. — Ein zweiter Aufſatz, welcher 
durch beide Hefte geht: „Aus dem * des Lübedihen Bürgermeiſters Heinrich Brockes 
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yom Oberappellationsrath Pauli,’ vergegenwärtigt uns bie Sittengeſchichte deutſcher Stäbte zu 
Ende des 16ten und Anfang des 17ten Jahrhunderts. — Die Streitigkeiten und Verhandlun⸗ 
gen Lubeds mit König Johann Hans von Dänemark zu Ende des Üten, und Anfangs bes 
Isten Jahrhunderts find nad den Quellen en vom Prof. G. Waitz. Auch enthält bus 
zweite Heft ein chronologiſches Berzeihniß der Aebte des lübeckiſchen Benediktinerkloftere Cismar 
von E. F. Diooger in Minden, jo wie einen Beitrag zur Gefchichte des lübeckiſchen Rechts vom 
Ober-Appellationsraty Pauli, Einer Abhandlung „Alt-Lübed”, von Paſtor 8. Kiug if eine 
Karte nebſt brei Zafeln Abbildungen beigegeben, welde zur Orientirung fiber die Lage von 
Alr-Lübed weſentlich beitragen. Diefes Alt Lübeck lag eine Meine Meile von dem jegigen Lübeck 
und erfttedte fih vom rechten Ufer der Schmartau, bei deren Einfluß in die Trave längs bieler 
bin. Die erfte beftimmte Nachricht über diefe Stadt (Linbice) findet fich bei Adam von Bremen, 
weicher erzählt, daß zur Zeit des abokritiihen Königs Gottſchalt in dem einzelnen Städten Ber- 
eine bheiliger, lanoniſch⸗lebender Männer, jo wie auch von Mönden und Nonnen entftunden 
wären, wie es die bezeugten, die in Lübed, Didenburg, Lenzen, Razeburg und andern Städten 
die einzelnen gejehen hätten, Weitere Nachrichten über Alt-Lübel und deſſen Zuflände und 
Schidjale bis zu feiner Zerſtörung giebt dann Helmold im feiner Chronik der Slaven, 
Seine Dlittheilungen über jene zu ihrer Zeit nicht unbedeutende Stabt find die einzig ficheren, 
Alle jpätern Geſchichtsſchreiber haben ihre Nacprichten über Alt-Lübed im Wejentlihen aus ihm 
geihöpft; was fie fonft noch im diefer Hinficht Hinzufügen, find VBermuthungen und unbegrän- 
dete Dypotheien. —g. 


Gefhihte der deutfhen Städte und des deutſchen Bürgerthums von F. W. 
Berthold, w. Profeffor der Gejchichte zu Greifswald. 2. Ausgabe 1. u. 2. Lieferung. Leip- 
zig. T. DO. Weigel 1859. — Wir haben dieſes Werk bereits im 1. Bande pag. 101. ic. dieſer 
onatsfgrift angezeigt, als es im erfler Ausgabe erihienen, wie denn überhaupt bei verſchiede— 
ner Gelegenheit in dieſer Monateſchrift am bie hervorragenden Bervienfte des verftorbenen Hifto- 
riters um deutſche Städtelunde, wie Überhaupt um die fernige Darftellung deutſchen Handelns 
und Weſens in der Vorzeit erinnert worden iſt. Berthold, der mit Fug und Recht fo recht 
eigentlich ein deutſcher Hiftorifer war und der Ergründung ver deutſchen Borzeit feine unermüd- 
liche Thätigleit und fein umfangreihes Wiffen widmete, ſchied aus unſerer Mitte, unter der Laft 
von Arbeiten und Mühen faft erbrüdt, ohne bie Freude zu erleben, daß fein bier vorliegendes 
Werk, deffen Sammlung und Bearbeitung ihn länger als dreißig Jahre befchäftigte, in zweiter 
Ausgabe an die Deffentlichkeit trat. In dieſer ift das zur erften Ausgabe erſchienene kurze Bor: 
wort des Herrn Berf., aus dem Mai des Jahres 1850, wieder abgebrudt, und bereits an ber 
oben citirten Stelle dieſer Monatsſchrift angeführt, Die in der jetzigen Ausgabe vorliegenden 
zwei Hefte (das ganze Werk erſcheint in 9 monatlichen Lieferungen & 10 Ngr.) umfaffen die Zeit 
vom Urfprunge deutſcher Städte bis zur Ausbildung bed Gemeinderaths, Ausgangs bes 12, 
Zahrhunderts. Im erften Kapitel heißt es zur Einleitung: „das Wort „Bürger“ gebört zu den 
älteften des deutichen Sprachſchatzes. Schon Ulfilas, im 4. Jahrhundert Ueberjeger der heiligen 
Schrift in das Gothifche, bedienet ſich deffelben, um das ihm vorliegende griechiſche Wort Polites 
u übertragen; er bildet es f[pradhgereht „Baurgja“ „Baurgjaus“ in ber Mehrheit, von 
Bamge (fprih Borgs) Burg, was allein als annähernde Bezeihunng an Sprade und Borftel- 
fungsbereich feines Voiles fi) bot, da die Germanen Städte im griechiſchen und römiſchen Sinne 
nicht fannten, dagegen befeftigte Orte im ihrer urſprünglichen Heimath vorfanden. Das Wort 
Burg ſelbſt ift einer Wurzel entfprofjen, welche beziehungsweiſe, gleichſam ‚vorahnend, ben Ge⸗ 
ſammtbegriff einer kommenden Welt umſchließt. Burg ift von bergen (fhirmen, ſchiltzen) abge- 
feitit, und Bürger ift demnach der fi oder einen andern bergenbe, des Geborgenen. Merk- 
wirbig fpricht fich in dieſer Wortfügung der Inhalt der geihichtlihen Entwidelung des germanischen 
Bürgertbums aus. Die erfte bange Sorge und die MHuge Vorſicht bes a Berbergenden ; Roth⸗ 
and und Bebrängnig, Wahrhaftigkeit des Geborgenen; behagliche Sicherheit, gesenteitige Bürg⸗ 
chaft und Verbürgung des Eigenthums, der Perſon und bes Rechts; endlich höchſte Steige⸗ 
zung und Verallgemeinerung bed Begriffs als Staatsbürgerthum.“ 26 
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Heft IV. Jahrgang V. April 1859. 


Die Neal. und höhern Bürgerfchulen, vor dem Landtage 
der Preuß. Monarchie*). 


1. Beridt der Kommiffion des Abgeorpnetenhaufes für das 
Unterrihtöwefen über 35 Petitionen, die Redhtsverhältniffe 
ber Real- und höheren Bügerſchulen betreffend. 


Das Vorfteheramt der Kaufmannfchaft zu Königsberg i. Pr., das Kurato- 
rium ber Realjchule zu Lippſtadt, der Magiftrat und die Stabtverorbneten zu 
Mühlheim a. R., der Magijtrat zu Siegen, der Ober » Bürgermeifter und bie 
Stadtverorbneten zu Barmen, der Magiftrat und die Stabtverorbneten zu El— 
bing, der Magiſtrat zu Yandeshut, der zu Danzig, der zu Küſtrin, der zu Burg, 
ber zu Halberjtabt, der zu Lübben, der Magiftrat und die Stadtverorbneten zu 
Torgau, der Magiftrat zu Görlig, die Stabtverorbneten- Verfammlung zu Trier, 
der Magiftrat zu Magdeburg, der Ober-Bürgermeifter zu Cöln im Einverftänd- 
niß mit der dortigen Stabtverorbneten-Berfammlung, der Magiftrat und bie 
Stadtverorbneten zu Tilfit, der Magiftrat zu Stettin, der Bürgermeifter und die 
Stabtverorbneten zu Aachen, der Magiftrat zu Afchersleben, das Kollegium der 
Burgfirche zu Königsberg i. Pr. als Patron der dortigen höheren Bürgerfchule, 
ber Magiſtrat und die Stabtverorbneten zu Perleberg, der Magiitrat zu Brom: 
berg, der zu Frankfurt a. O., der Magiftrat und die Stadtverordneten zu 
Meferig und zu Pofen, ver Magiftrat zu Königsberg i. Pr., der Ober- Bürger: 





Die große, Zahl der von ftäbtifhen Behörden über biefen Gegenftand eingegangenen 
Petitionen, vor Allem bie Wichtigleit des Gegenflandes au für mihtpreußiidhe Städte 
reötfertigt bie ausführliche Mittheilung ber gepflogenen Verhandlungen. Im einem ferneren 
Artifel gedenken wir einen getreuen Auszug der Diskuffion über den vorliegenden Bericht Im 
Abg je zu geben, Der Herausgeber. 
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meifter und bie Stabtwerorbneten zu Düſſeldorf, ver Magiſtrat zu Potsdam, ber 
Magijtrat und die Stadtverordneten zu Graudenz und zu Franftabt, die Han- 
delsfammer der Kreife Reichenbach, Schweidnitz und X | Ti vi Magiitrat 
zu Memel und der Magiſtrat nebit ven Stabfverorpneten zu fter jtellen in 
35 Betitionen die unfichere und geführbete Yage dar, in ber fich die Real- und 
höheren Bürgerfchulen befinden und fnüpfen daran eine Reihe von Bitten um 
Abänderung dieſes Zuftanbes. 


Nachdem die Alferhöchite Kabinets-Orbre vom 31. Oftober 1827 den 
Grundfag ausgejprochen hatte, dap, mer als Civil-Supernumerar zugelaffen 
werben wolle, unter Anderem nachwelfen müſſe, Daß er ein Gymmaſium oder 
eine höhere Bürgerfäufe fregitentirt habe und aus der erjten Klaſſe einer foldhen 
Anftalt mit dem Zeugniß der Reife entlaffen ſei, und nachdem diefer Grund— 
fat in mehreren ſpäteren Minifterial: Erlaffen, namentlih dem Negulative des 
— Finanz-Miniſters für das Forſt-Lehr-Inſtitut zu Neuſtadt-Eberswalde, 
d. d. den 15. Auguſt 1830 und der Berfügung des Herrn Miniſters der Un— 
terricht8-Yngefegenbeiten am den Direftor der Betr chule in Danzig, d. d. ben 
19. Auguft 1830, eine erweiterte Anwendung auf die Zulaſſung zum Forſt-, 
Bau- und Poftfache gefunden hatte, erging am 8. März 1832 ein Girkular- 
Refkript des Miniſters der Unterrichts: Angelegenheiten, welches bei denjenigen 
Neal- und höheren Bürgerfchulen, die durch ihre Einrichtung im Stande wären, 
ben gejtellten Bedingungen zu entjprechen, fürmliche Entlaffungs - Prüfungen an- 
ordnete. Vorangeſchickt wird darin, daß die Verfügung erlaffen werde, nachdem 
die Königl. Minifterien des Krieges, der Finanzen, des Innern und der Bolt, 
fowte das General-PBoftamt, fich über die Bedingungen erklärt haben, unter wel— 
chen den mit dem Zeugniß ver Reife entlaffenen Zöglingen der Realſchulen die 
Begünftigungen zugeftanden werden dürften, welche bisher von dem Nachweije 
des Beſuchs der oberen Klaſſen der Gymnafien abhängtg gemacht war. Sodann 
aber heißt e8 im $. 1. der dem Refkript beigefügten Inftruftion: 

Der Zwed diefer Prüfung ift: 

denjenigen Jünglingen, welche ven Unterricht in einer vollftändigen 
höheren Bürger» und Realfchule genoffen haben, und mit genügen- 
ben Kenntniſſen aus derjelben entlajjen werben können, die bisher an 
den Beſuch der oberen Klaſſen der Gymnaſien gefnüpfte Berechti— 
gung zum Eintritt in den einjährigen freiwilligen Militairdienſt, in 
das Poft-, Forft- und Baufach und in die Büreaus der Provinzial- 
Behörden zuzufichern. 

Diefe Vorſchrift, welche feit 1832 durch mehrfache Neffripte ber einzelnen 
Minifterlen auf die verfchiedenen Dienftzweige angewandt und durch ein Reſkript 
des Herrn Finanz Minifters vom 5. April 1840 auch anf die Zulaſſung zur 
zweiten Pritfung bei dem Bergfach ausgedehnt wurde, beabfichtigte im Jahre 
1849 der damalige Unterrichts: Minifter, Herr von Yadenberg, gefetlich feſtzu— 
jtellen und zu erweitern. Der NReorganifations-Entwurf für das höhere Schul: 
weſen, den er damals ausarbeiten ließ, enthält deshalb im $. 6. die Beſtimmung: 

das Real-Gymnaſium nimmt die Zöglinge auf, welche fich für die 
höheren Kreife des bürgerlichen Yebens cine allgemeine wiffenfchaft- 
lihe Bildung erwerben oder für einzelne Fächer, bet deren Studium 
die Kenntniß der beiden alten Sprachen nicht erforberlich ft, weiter 
ausbilden wollen, 
und in ber Konferenz von Schulmännern, welchen dieſer Entwurf im April bie 
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Mai 1849 zur Berathung vorgelegt wurde, beſchloß man, biefen Paragraphen 

in der Art ausdehnend zu faſſen, daß er lauten jollte: 
das Real-Gymnaſium nimmt vorzugsweije Diejenigen Zöglinge auf, 
welche fich in demfelben hauptfächlih auf der Grundlage moderner 
Bildungs-Elemente fir die verſchiedenen Nichtungen des bürgerlichen 
Lebens eine allgemeine wifjenfchaftliche Bildung erwerben, oder fich 
für höhere Fachjchulen oder für Studien innerhalb ber philofopht- 
ſchen Fakultät vorbereiten wollen. 


Diefer Entwurf hat befanntlih niemals gefetlihe Sanktion erlangt. Da- 
egen erfolgte bald darauf eine Modifikation des in ber Inftruftion vom 8. 
ürz 1832 aufgeftellten Grundfates nach der entgegengefetten Richtung Hin, 
indem der Herr Handelsminifter bei der neuen Organifation der Bau-Afademie 
in ber Belanntmadhung vom 1. Auguft 1849 im $. 6. sub I. a. beftimmte, 
daß alle die, welche Prüfungen für den Staatsdienft ablegen wollten, beim Ein- 
tritt in die Akademie unter Anderem vorzulegen hätten: ein Zeugniß über vie 
Reife des Abgangs aus der erften Kaffe eines Gymnaſiums oder einer derjent- 
gen Realfchulen, welche der Handelsminifter als folche bezeichnen werbe, bei 
denen entjprechende Abgangs-Prüfungen ftattfänden, und die einen hinlänglichen 
Grund von Schulbilvung gewährleifteten. Im Anfchluß hieran wurde demnächſt 
durch eine gemeinjchaftliche Verfügung des Herrn Unterrichts- und des Herrn 
Handels⸗Miniſters vom 27. Mai 1850 angeorbnet, daß diejenigen höheren Real- 
und Bürgerfchulen, welche zum Eintritt in die Bau-Afademie genügende Zeug: 
niffe zu ertheilen berechtigt fein follten, außer der etwa bamit verbimdenen Vor— 
ſchule ſechs gejonderte Klaſſen und in den beiden oberen einen je zweijährigen 
Kurfus haben müßten. Eine große Zahl von Städten beeiferte fich, diefen Au— 
forderungen zu entjprechen, und fobald dies nachgewiefen war, ertheilten bie 
beiden Herren Minifter den betreffenden Schulen durch gemeinfame Reſtripte 
= — zur Ausgabe annehmbarer Entlaſſungs-Zeugniſſe für Kandidaten des 
ufachs. 

Auch dieſe ſo modifizirten Grundſätze hat der Herr Handels-Miniſter aber 
ſpäter verlaſſen. Er publizirte am 18. März 1855 anderweite Vorſchriften für 
die Ausbildung und Prüfung derer, welche ſich dem Baufach widmen, und be— 
ſtimmte darin (A. 8. 5. und B. 8. 12. und 13.), daß Jeder, der Bauführer 
werden, oder In die Königliche Bau-Akademie aufgenommen werben wolle, ben 
Nachweis über die Reife des Abganges zur Univerfität beizubringen habe. Die- 
jenigen, welche vor Publikation diefer Vorſchrift in eine Realſchule eingetreten 
waren, deren Abgangs-Zeugnig bis dahin als genügend angenommen worden, 
ſollten ausnahmsweiſe noch bis zu Meichael 1858 einfchließli auf Grund des 
Nachweifes über die Reife des Abganges aus der erjten Kaffe der Realjchule 
zugelaffen werden. Ebenso erließ der Herr Handels-Minifter eine Cirkular-Ver— 
ordnung vom 30. März 1856 mit neu redigirten Vorfchriften über die Befühi- 
gung zu ben technifchen Aemtern der DBerg-, Hütten» und Salinen- Verwaltung 
unb bejtimmte darin, daß, wer die Elenen- und die zu den höheren Aemtern 
erforberliche Affeffor-Prüfung abzulegen beabfichtige, auf einem Gymnaſium die 
vorfehriftsmäßige Abiturienten» Prüfung beftanden und das Zeugnif der Reife 
zur Univerfität erlangt haben müſſe. Nur für die, welche ſich auf die Ablegung 
der Eleven-Prüfung bejchränfen wollten, genüge das Zeugniß der Xeife einer 
derjenigen Realſchulen, welche in einer dem Reſtript beigefügten Nachweifung 
benannt jeien. 
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Endlich erlieh der Handels-Minifter unter dem 1. März 1857 ein revidirtes 
Reglement über die Annahme und Beförderung der Poft-Eleven, in welchem es 
zwar, hinfichtlich der Zulaffung der in den Poſtdienſt Eintvetenden, bei den Be— 
jtimmimgen ber Inftruftion vom 8. März 1842 belafjen, zugleich aber angeoronet 
wurde, daf denjenigen jungen Männern, welche die Reife zur Univerfität nach- 
gewieſen hätten, ſchon ein Jahr nach ihrem Eintritt in den Poftdienft eine Diä- 
ten-Remuneration ‘gegeben werden bürfe, während im Allgemeinen die Regel 
gilt, daß Jeder wenigſtens drei Jahre unentgektlich dienen müſſe ($. 5.). Ebenfo 
it es im $. 12. der Entjcheidung des General: Poftamts überlaffen, bei denje— 
nigen, welche das Zeugniß der Reife Er die Univerfität befigen, bie Vorberei— 
tungszeit von drei Jahren auf ein Jahr abzukürzen. 


Gegen dieſe Erlaffe wenden fih nun ſämmtliche Petenten und bitten: 

Das hohe Haus wolle bei dem Staats-Miniſterio bevorworten, daß 
den Zöglingen der Real» und höheren Bürgerfchulen für diejenigen 
Berufszweige, welche nicht Univerfitätsbildung vorausfegen, insbe- 
fondere beim Staatsdienft im Bau-, Berg: und Poſtfach eine gleiche 
Berechtigung wie den Schülern der Gymnaſien wieder eingeräumt 
werde. 

In einigen der Petitionen wird daneben das Verhältniß der Realfchulen 
zur Militair- und zur Forſt-Karriere hervorgehoben. 

In Betreff der Militair- Karriere beftimmt zwar die unter bem 4. Febr. 
1844 Alterhöchit genehmigte Verordnung des Kriegs-Minifterii vom 3. ej., daß 
Jeder, der die Neife für die Prima eines Gymnaſiums nachweife oder das Ent» 
laffungszeugnig einer NRealjchule beibringe, auf Avancement zum Offizier in bie . 
Armee eintreten dürfe; aber hinterher iſt durch die Allerhöchſte Kabinets-⸗Ordre 
vom 23. Ianuar 1849 angeoronet, daß nur Diejenigen, welche die Reife zur 
Univerfität nachweifen, Anſpruch darauf haben, von dem Bortepee- Fühndriche- 
Eramen dispenfirt zu werden. Die Zöglinge der Brogymnafien und Realſchulen 
find durch das Reſkript des Herrn SKriegsminifters vom 17. März 1849 aus- 
brüdlich von diefer Berechtigung ausgefchloffen. 


In. der Forft- Karriere tft den mit dem Zeugniß der Reife entlaffenen Zög— 
lingen ver Realfchulen der Befuch der höheren Forft- Lehr: Anftalt zu Neuftabt- 
Eberswalde, die Zulaffung zur Oberförfter-Prüfung und der Eintritt in das rei— 
tende Felvjüger-Korps geftattet, vagegen bedarf nach dem Allerhöchft genehmigten 
Regulativ. über die Befähigung zu den höheren Aemtern der Verwaltung Jeder, 
der die Karriere als Forjt:Referendarius und Negterungs-Forft-Rath einschlagen 
will, die afademifche Vorbildung. 

Auch in diefer Beziehung wünſchen die Petenten Gleichftellung der Real— 
ichulen und Gymnaſien. 

Weiter gehen die Anträge ver ſtädtiſchen Behörden zu Tilſit und Pofen. 
Sie bitten: 

Das Hohe Haus wolle dahin wirken, 
daß den Realfchulen auch die ihnen im Jahre 1849 in den Vorla- 
gen des Herrn von Ladenberg in Ausficht gejtellte Erweiterung 
ihrer Befugniffe zu Theil werde. 

In der Petition aus Pofen werden dabei insbefondere die Wünfche dahin 
formulirt, daß den Realfchulen mit Einfchluß der Berechtigung ihrer Sekundaner 
zum einjährigen Militairdienſt die Befuguiß zur Entlaffung ihrer Schüler in bie 

philoſophiſche und mebizinifhe Fakultät der Univerfität ertheilt werde: 
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An diefe Anträge ſchließen einzelne Petenten noch Bitten an, welche bie 
geſetzliche Regelung der Realfchulen bezweden. Es beantragt nämlich 

das Kuratorium der Realfchule zu Lippftabt: 
Das hohe Haus wolle fich dafür ausfprechen, daß die Berechtigung 
zur Vorbildung für alle Staatsämter im Bau-, Berg- und Poftfach 
fortan allen von dem Königl. Unterrichts-Dinifterio anerkannten Re- 
alfchulen von felbft zuftehe und nicht erft von einem andern Mini- 
jterio bejonders verliehen werben möge; 

ber Magiftrat zu Eüftein: 
Das hohe Sans wolle dahin wirken, daß den Realſchulen ein be 
ftimmter, von den Behörden der einzelnen Verwaltungszweige anzu— 
erfennender Kreis der Befugniffe, eine gleihmäßige Organtfation 
durch ein feftes Neglement und damit eine Har ausgefprochene Stel: 
lung im Staat, namentlich den anderen Lehr-Anftalten gegenüber, 
gewährleijtet werde; 

ber Magiftrat zu Perleberg und die ftäbt. Behörden zu Frauftabt endlich: 
Das hohe Haus wolle eine Gefegesvorlage erwirfen, durch welche 
der Wirkungsfreis der verfchievenen Lehr-Anftalten gegen einander 
abgegrenzt und feftgeftellt werde. 

Zur Rechtfertigung diefer Anträge heben die Petenten die hohe Bedeutung 
hervor, welche die Realfchulen für die Bildung der Nation haben. Sie weiſen 
ferner auf die großen Gelomittel hin, welche von ven Kommunen auf diefe An- 
jtalten verwandt find, und behaupten, hierauf geſtützt, daß die Erlaffe des Herrn 
— — indem ſie das Beſtehen der Realſchulen gefährdeten, wich— 
ir geiftige und materielle Intereffen des Yandes verlegen. Der nachtheilige 

nfluß der Erlaffe auf die Realfchulen trete um fo mehr hervor, als in Folge 
davon ben Zöglingen berfelben auch die Anftellung im Privatdienft, 3. B. bei 
Privat-Eifenbahnen, erſchwert werbe. 

In Anerkennung diefer Thatfachen feien gleiche Anträge, wie die jett geftell- 
ten, im Jahre 1856 von dem Rheinifchen Provinzial» Landtage und im Jahre 
1858 von dem Weftphälifchen Landtage einftimmig bevorwortet. Indeſſen weder 
bies, noch die bei dem Herrn Handels-Minifter eingereichten Gefuche der Kauf: 
mannfchaften zu Breslau und Elbing hätten eine Aenderung herbeigeführt. 

Zum Nachweife ihrer Behauptung, daß die volfftändigen Realfchulen mit 
ihrem achtjährigen Kurfus und ihrem auf wilfenfchaftliher Grundlage beruhen: 
den Linterricht vorzugsweife geeignet feien, ſowohl für die bürgerlichen Berufs— 
zweige als für das Bau-, Berg- und Poftfach vorzubereiten, weijen die Peten- 
ten auf ihre Progamme hin und vergleichen biefelben mit dem von dem Herrn 
Unterricht8-Minifter unter dem 7. Januar 1856 aufgeftellten Normalplan für 
Gymnaſien. Sie berufen fich auf das Urtheil der Räthe des Unterrichts-Mi- 
nifterii über die Leitungen ihrer Schulen und heben hervor, daß eine Reihe 
ausgezeichneter Beamten des Bau: und Bergfachs aus ben früher noch bei wei: 
tem unvollfommneren Realjchulen berworgegangen fei, daß der Herr Handels— 
Minifter noch im Dezember 1854 über die mangelhafte mathematische Vorbil- 
bung geklagt habe, welche fich bei der Aufnahme in die Bau-Alademie vorzugs- 
weiſe bei denjenigen Schülern gezeigt habe, die aus Gymnaſien hervorgegangen 
feien, und daß auch in nenefter Zeit die Prämien der Bau - Afademie vorzugs- 
weile Zöglingen der Realfchulen zuerkannt fein. Es follen namentlich nach der 
Angabe in einer Petition in den legten drei Iahren von den vertheilten ſechs 
Prämien den Zöglingen der Realfchulen fünf und nur eine einem Gymnaſial⸗ 
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Zögling zugebilfigt ſelen — eine Ungabe, welche von dem Kommiſſarius bes 
Herrn Handels: Minifters dahin berichtigt ift, daß von ben in den lekten fieben 
Jahren vertheilten 14 Prämien fehs an Realſchüler und acht an Gymnaſial— 
Schüler gelangt feten. 

Mehrere der Petenten berufen fih daneben auf ben Artikel 26. ver Ver— 

faffung, welcher fagt: 
Ein befonderes Gefet regelt das ganze Unterrichtswefen ; 

und auf den Artikel 112., welcher beftimmt: 
Bis zum Erlaß des im Artikel 26. vorgefehenen Geſetzes bewenbet 
ed Hinfichtlich des Schul- und Unterrichtswefens bei ben jett gel- 
tenden gefeglichen Beftimmungen. 

Da die Inftruftion vom 8. März 1832 in Verbindung mit der Allerhöch- 
ften KRabinets-Orbre vom 31. Oftober 1827 unb mehreren Landtagsabfchieden, 
namentlich dem erften Rheintfchen vom 13. Yult 1827, dem zweiten Schlefifchen 
vom 22. Februar 1829 und dem vierten Preußifhen vom 3. Mat 1832, ftehe 
und dba bie den Realfchnlen durch jene Inftruftion mit Zuftimmung fänmtlicher 
betheiligten Mintfterien eingeräumten Rechte bis zur Feftftellung der Verfaffung 
nie angegriffen feien, vielmehr im Vertrauen auf bie gefeliche Geltung verfelben 
in allen Provinzen des Staats zahlreiche Realſchulen mit bebeutenden Opfern 
begründet worden, müffe man annehmen, daß diefe Rechte als gefetlich feftfte- 
bend anerkannt feten, und nur durch das zu erwartende Unterrichts-Gefeg, oder 
doch nur unter Mitwirkung der beiden Häufer des Landtages aufgehoben werben 
dürften. Am menigften fünne man es für zuläffig halten, daß der Herr Han—⸗ 
belsmintfter allem und ohne Mitwirkung des Herrn Unterrichts-Miniſters Ver—⸗ 
fügungen erlaffe, welche den Realſchulen jo mefentliche Nechte entziehen. 

Die Kommiffton fir das Unterrichts-MWefen bat diefe Petitionen in ber 
Sikung vom 7. Februar berathen, hat die Sache dann auf den Antrag bes 
Herrn Handelsminifters ausgefegt, weil bie über ben Gegenftand von ihm eine 
geleiteten Berbandlungen mit dem Herrn Unterrichtsminifter noch nicht zum Ab- 
Schluß gebiehen waren, und hat fie hierauf in der Situng vom 25. Februar in 
< Gegenwart des Herrn Geheimen Ober-Bauraths Hübner, als des Kommifjarius 
bes Minifterit für Handel und Gewerbe und öffentliche Arbeiten, und des Herrn 
Geh. Ober-Regierungs: Raths Wiefe, als des Kommiffarius des Mlintfterii ber 
geiftlichen, Unterrichts- und Meentzinal » Angelegenheiten, wieder aufgenommen. 
Dabei gab ver * Kommiſſarius des Handels⸗Miniſterii folgende Erklärung ab: 

Seit Erlaß der Beitimmungen vom 1. Auguft 1849 fei nicht allein ber 
Umfang und die Bedeutſamkeit der öffentlichen Arbeiten ſehr wefentlich geftiegen, 
fondern es ſei ſeit diefer Zeit auch vom Staate der Betrieb und bie fpezielle 
Verwaltung größerer Eifenbahnbauten übernommen. Daraus jei der Bauer: 
waltung ein umfaffenderer und bebeutfamerer Wirkungsfreis als früher zuge- 
fommen; deshalb denn aber auch für die Baubeamten eine fpezielle Kenntniß 
der VBerwaltungsnormen und Sicherheit und Gewanpheit in ſachgemäßer An- 
wendung und Durchführung berfelben nothwenbig geworben; beiſpielsweiſe bei 
ben verſchiedenen Erpropriations - Angelegenheiten, bei ben Einleitungen unb ber 
Durchführung von Eifenbahn-Anlagen und Eifenbahnbetrieb, bei Mleliorationgs 
sc. Entwürfen, bei den Konzeffionirungen der verjchievenartigiten gewerblichen 
Anlagen, bei der Beurtheilung und der Durchführung der baupolizeilichen Be- 
ftimmungen ıc. 

Es habe deshalb auch bereits im Jahre 1850 der bamaligen erſten Bau- 
behörbe, der Ober-Baubeputation, ihr eine direlte Mitwirkung bei ber Verwaltung 
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ausſchließender Standpunkt, durch Einverleibung in die Bau-Abtheilung bes 
Handels-Miniſteriums genommen werben müſſen; dann ferner won 1851 ab eine 
durchgreifende Neorganifation ver Iofalen Bauverwaltung erfolgen und dabei den 
Baubeamten eine umfafjendere Wirkſamkeit und eine größere Selbftftändigfeit 
zugeiwiejest werben müfjen. Nachdem in Folge diefer Reorganiſation auch eine 
entfprechende Aenderung der Vorfchriften für die Ausbildung der Baubeamten 
nothwendig geworben, Fonnte in Berüdftchtigung der den Baubeamten zugewie- 
fenen umfaſſenden und nach allen Richtungen hin eimgreifenden Wirkfamteit, 
nicht davon abgejehen werden, daß nothwenbig auch die Beitimmungen über 
beren Schulbildung einer Revifion und Wenderung unterliegen müßten. 

Der Standpunkt der für die Schulbildung der Baubeamten zugelafjenen 

Realfchulen war — nach kompetenten lirtheilen — ein fehr verfchiedener und, 
wie ſich allmälig ergab, für den Beruf der höheren Baubeamten nicht genit- 
gend. Die in Ausficht genommene Regulirung des Realſchulweſens war dabei 
nicht zu einem Abfchluffe gebiehen, aus dem überfehen werben konnte, inwieweit 
den Realſchulen, je nach ihrem höhern Standpunkt, pie Befugniß der Vorbildung 
der künftigen Staats-Baubeamtten ohne Gefährdung der Intereffen der Bauner- 
. belaffen bleiben durfte. 
' e barüber gehörte technifche Baus Deputation erachtete die Univerfitäts- 
Reife für die Baubeamten als ein in ven Verhältniſſen begründetes Bedürfniß. 
Auf den dringenden Antrag diefer, im ihrer Stellung als Kuratorium der Bau— 
Akademie mit der Ausarbeitung der neuen Borjchriften fir dieſe beauftragte 
Behörbe, erging ſodann, und wie ſchon bemerkt, lediglich im Intereſſe ver Staats: 
Bauverwaltung, unterm 18. März 1855 mit den fonftigen Vorfchriften über die 
Ausbildung der Baubeamten bie Beftimmung, welche für die Aufnahme in die 
Bau-Afademie die Reife für die Umiverfität fordert. Dabei hatte die Erwägung 
mit leiten müffen, daß für die aus den Banbeamten hervorgehenden Mitglieder 
der Königl. Eifenbahn-Kommiffariate und Eifenbahn-Direftionen, die der Königl. 
Regierungen — die Ober-BausInfpektoren und die Regierungs- nnd Bauräthe 
— und die vortragenden Minifterialräthe kein geringerer Grab ver Schulbildung 
zuläffig erachtet werben konnte, als ſolche von allen übrigen Mitgliedern der be- 
nannten Staatsbehörden — auch von den Forft:Infpeftoren und Forſträthen — 
gefordert wird, aljo die Univerfitatsreife, welche zur Zeit in den Realſchulen 
noch nicht erlangt werden kam. 

Wenn dabei auch rüdjichtlich der Schulbildung der übrigen Baubeamten — 
der Königl. Kreis-, Yand-, Waffer- und Eifenbahnbaumeifter und der Königlichen 
Bau-Infpeftoren — das Zurüdgehen auf die Realfchulen als ein Bedürfniß der 
— nicht anerkannt werden kann, ſo ſind doch im Intereſſe der Real— 
ſchulen und bei dem unverkennbaren Streben, in ihren Leiſtungen vorzuſchreiten, 
die betreffenden Reſſorts bereits dazu übergegangen, die Anforderungen zu ver— 
einbaren und feſtzuſtellen, unter welchen Realſchulen für die Ausbildung der Kö— 
niglichen Baumeiſter und Bau⸗Inſpeltoren demnächſt zugelaſſen werben können. 
Eine Veröffentlichung dieſer Anforderungen ſowie der betreffenden Realſchulen 
lönne in nicht weiter Friſt gewärtigt werben. 

Wenn die Intereffen der Bau-Verwaltung hiebei nöthigen, für bie vorbe- 
eichneten höhern Bau-Beamten die Univerfitätsreife feitzubalten und deshalb 
Kir deren Schulbildung die Realſchulen zur Zeit noch auszufchliegen, jo würde 
doch auch diefer Ausschluß für diejenigen Realſchulen fallen können, deren Abi- 
turienten die Berechtigung verliehen würde, ohne weitere Genehmigung in bie 
philoſophiſchen Falultaͤten der Preußifchen Univerfitäten eintreten zu bürfen. 
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Der Herr Kultus-Mintfter habe fich bereit erflärt, ein folches Ziel für bie 
Realſchulen in Erwägung zu nehmen. 

Bezüglich der Beamten der VBergverwaltung werde bemerkt, daß in ben 
Borfchriften vom 3. März 1856 in Betreff der Schulbildung im Wefentlichen 
nur das fejtgehalten ift, was bereits in den Beſtimmungen vom 27. März 1839 
feftgeftellt war; das tft: 

daß diejenigen, welche fich zu den höheren Aemtern der Bergverwaltung 
befähigen wollen — zu Direktoren und technifchen Mitgliedern ber 
Dber:Berg:Aemter und zu Direktoren ber Berg-Aemter — auf 
einem Gymnafium die vorfchriftsmäßige Abiturtentenprüfung beftanden 
haben müffen; 

daß dagegen für diejenigen, welche fich auf die Ablegung der Eleven- 
Prüfung befchränten wollen, das Zeugnif der Reife von ben dazu 
bezeichneten Realfchulen genüge. 

Wenn inzwilchen im Jahre 1840 ꝛc. Ausnahmen von den Beitimmungen 
vom 27. März 1839 in Betreff der höheren Bergbeamten zugelaffen feien, fo 
babe, nachdem erkannt worden, daß foldhe Ausnahmen den Interefjen der Berg- 
verwaltung nicht entſprächen, auf den Antrag der Bergabtheilung des Handels: 
Minijtertums, bei dem bie Ausbildung und Prüfung der Bergbeamten regelnden 
Erlaß vom 3. März 1856 bezüglich der Schulbildung auf die Beftimmungen 
vom 27. März 1839, das tft auf die Forderung der Reife für die Univerfität 
für die höheren Bergbeamten, zurüdigegangen werben müſſen. 

Was jodann die Poftbeamten betrifft, fo ſei zur bemerken, daß die Beftim- 
mungen im $. 5. und 12. des Reglements vom 1. März 1857, wonach e8 zuläffig 
ift, daß den Gymnaſial-Abiturienten früher als den Realfchul-Abiturienten Diäten 
bewilligt werden, daraus hervorgegangen, daß die Lernzeit in den Gymnaſien eine 
längere fei, als in einer Anzahl ver Kr die Schulbildung der Poft-Eleven zuge- 
laſſenen Realſchulen. Es fei Abficht, die Abiturienten derjenigen Realfchulen, 
bei welchen zweijährige Kurſe für Prima und für Sefunda beftehen und zur Ent- 
laffungs-Prüfung nur diejenigen zugelaffen werden, welche diefe Kurfe abfolvirt 
er in der betreffenden Beziehung alsbald den Gymnafial-Abtturienten gleich- 
zustellen. 

: ae Herr Kommiffartus des Unterrichts-Minifteriums fprach ſich in folgen- 
er Art aus: 

Ueber die Motive, durch welche der Herr Handelsminifter ſich bewogen 
gefunden habe, tim Intereffe feines Reſſorts die Verfügung vom 18. März 1855 
zu erlaffen, habe fich ver Herr Kommiſſarius beffelben ausgefprochen. 

Vom Standpımkt des Unterrichts-Miniftertums könne bezeugt werben, Hr 
die Realfchulen nach Erweiterung ver Lernzeit und Vervollftändigung des Klaf- 
ſenſyſtems im Allgemeinen weder zurücdgegangen, noch ftehen geblieben feien, 
ſondern ſich durch das eifrige und gewiflenhafte Bemühen ihrer Direktoren und 
das meift rühmliche Streben ver an ihnen befchäftigten Yehrer, nad bem zu 
Grunde liegenden Begriff und dem bisherigen Lehrplan, größtentheils angemef- 
fen entwidelt haben. Ebenfo könne bezeugt werben, daß die Entziehung einzel- 
ner Berechtigungen die Lehrer-Rollegien nicht entmuthigt, ſondern unleugbar zu 
neuer, wetteifernder Kraftanftrengung angeregt habe. 

Wenn die Preufifchen Realſchulen einerfeits diefe allgemeine Anerkennung 
verdienten, fo könne anbererfeits die thatfächlihe Wahrnehmung nicht in Abrebe 
geitellt werben, daß unter ven gleichberechtigten Anftalten berjelben Kategorie 
eine bebeutende Verſchiedenheit der Leiftungen ftattgefunden habe und noch Statt 
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finde, und daß einige von ihnen, theil® in Folge mangelhafter Ausftattung mit 
Lehrkräften und Pehrmitteln, theils durch die Befchaffenheit des Lehrplan und 
ber Xehrziele, Hinter den Anforderungen zurücbleiben,. welhe an höhere Bil: 
dungsanftalten von wiffenfchaftlichem Charakter geftellt werden müſſen. 

Bon Seiten des Unterrichts-Miniftertums fei deshalb eine Revifion, wie der 
Realſchulen felbft, jo des Einrichtungs- und Lehrplans verfelben und eben fo 
des Abiturienten-Prüfungs-Reglements eingeleitet, und zu dem Ende über die bei 
ber Realichul-Organifation wichtigften Punkte zuvörderſt die gutachtliche Aeuße— 
rung der Königlichen Provinzial-Schul-Kollegien und einzelner durch Einfluß und 
Erfahrung im Schul- und BVerwaltungsamte bewährter Männer erfordert wor: 
ben, mit dev Abficht, unter Berüdjichtigung diefer Vota und nach reiflicher Er- 
wägung aller in Betracht kommenden Berhältniffe, fowohl Modifikationen des 
Lehrplans und des Abiturienten- Prüfungs» Reglements eintreten zu laffen, als 
auch eine nothwendig erfcheinende Sonberung von höheren und niederen Anftal- 
ten derfelben Kategorie vorzunehmen und wegen der an ihre refp. Abgangszeug- 
niffe zu knüpfenden Berechtigungen mit ben betreffenden Herren Refjort-Miniftern 
in Kommunikation zu treten. 

Der Abſchluß der gedachten Revifionen und neuen Fejtfegungen, zum Theil 
durch den inzwifchen eingetretenen Meinifterwechfel verzögert, ftehe, nachdem bie 
gutachtlichen Berichte der Provinzialbehörden nunmehr größtentheils eingegangen 
feien, in nicht weiter Friſt zu erwarten. 

Der Herr Handelsminifter habe die Bereitwilligkeit ausgefprochen, denjeni- 
gen Realfchulen, welche ihm demnächſt als folche würden bezeichnet werben, bie 
nach Ausstattung, Einrichtung und Yehrziel den erforderlichen Grad wifjenfchaft- 
liher und allgemeiner Ausbildung mit Sicherheit erwarten laffen, das Recht des 
Beſuchs der Bau:Afademie einzuräumen. Vom Standpunkte beider Reſſorts 
werde die Kenntniß des Yateinifchen dabei als ein nothwendiger Beſtandtheil der 
erforderlichen Vorbildung angefehen. 

Ob in Bezug auf den wiffenfchaftlichen Charakter der betreffenden Real: 
ſchulen Reffort- Veränderungen herbeizuführen feien, werde Gegenftand weiterer 
Erwägung fein. 

ür den Eintritt" in die höhere Staats-Baubeamten-Karriere halte 
ber Herr Handelsminijter auch für die Zukunft die Beibringung eines Abitu- 
ee erforderlich, welches, gleichviel ob von einem Gyhmnaſium oder 
einer Realſchule ausgeftellt, die Berechtigung verleiht, ald maturus in die phi- 
loſophiſche Fakultät Preußiſcher Univerfitäten aufgenommen zu werben. 

Unter welchen Bedingungen es für zuläffig erachtet werben könne‘, dieſe Befug- 
niß auch auf einzelne Nealfchulen auszudehnen, verfpreche ver Herr Unterrichts- 
Miniſter in Verbindung mit den über das Realjchulwefen eingeleiteten Verhand— 
lungen in —— zu ziehen. 

Beide Herren Kommiſſarien fügten hinzu, daß es vorausſichtlich ausführbar 
ſein werde, die beabſichtigte neue Organiſation und Sonderung der Realſchulen 
fo zu beſchleunigen, daß den höheren Anſtalten dieſer Art ſchon zu Michael d. J. 
das Recht eingeräumt werden könne, Schüler mit der Befugniß zum Beſuch ver 
Bau-Alademie zu entlaffen. Dagegen könne eine Erklärung darüber, ob und 
wenn es möglich fein werde, einzelnen Realjchulen das Recht zur Entlaffung für 
die philofophifche Fakultät der Univerfitäten und damit das zur Ertheilung eines 
zu ber höheren Staats, Bau- und Berg-Beamten-farriere qualifizirenden Ent- 
laffungs-Zeugniffes zu ertheilen, für jet nicht abgegeben werben, weil dies fpä- 
terer Erwägung vorbehalten bleiben müffe. 
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Die Kommiffion glaubt nicht annehmen zu können, daß diejenigen Anträge 
der Petenten, welche ver Berüdfichtigung würdig erfcheinen, durch dieſe Erflärung 
der Staatö-Negierung eine genügende Erledigung gefunden haben. 

Der von mehreren Petenten aufgejtellten Anficht, daß die den Realſchülern 
durch die Anftruftion vom 3. März 1832 und fpätere Minifterial-Erlaffe einge- 
räumten Befugnijfe nach den Beitimmungen der Berfafjung nur durch das in 
dem Art. 26. verheifene Unterrichts: Gefeg oder doch überhaupt nur duch ein 
Geſetz aufgehoben oder modifizirt werden durften, kann nicht beigetreten werben, 
weil der Art. 112. der Verfaffung nur von den damals geltenden geſetzlichen 
Beitimmungen fpricht und Miniſterial-Erlaſſe zu diefen nicht gerechnet werden 
fönnen. Die Inftruftion vom 8. März 1832 fteht allerdings mit der Aller- 
höchiten Kabinetsordre vom 31. Oftober 1827 und mehreren Landtags-Abſchieden 
in einem gewijien Zufammenhauge, aber nur infofern, als fie den in dieſen 
Königlichen Verordnungen den Realjchulen ertheilten Rechten nene Bewilligungen 
binzufügt. Diefe neuen Bewilligungen können daher bis jett als gefelich feit- 
geftellt nicht angejehen werden, und daß die in der Allerhöchſten Kabinets-Ordre 
vom 31. Oftober 1827 gegebenen Zufagen durch die fpäteren Minijterial- Ber- 
orbnungen aufgehoben feien, wird von feiner Seite behauptet. 

Um fo gerechtfertigter ift aber der Wunfch der Petenten, daß diefe bis jett 
fehlende gefetzliche Regelung der Verhältniffe möglichſt bald erfolge. Es jteht 
bemfelben die in dem Art. 26. der Berfaffung ertheilte Zufage zur Seite, und 
ed läßt jich daneben nicht verfennen, daß die bei der Erhaltung der Nealfchulen 
betheiligten geiftigen und materiellen Intereffen von zu großer Wichtigkeit find, 
als daß es angemefjen erfcheinen könnte, ihnen eine baldige fefte Ordnung durch 
gefeglihe Maßregeln vorzuenthalten. 

Wie groß die dabei konkurrirenden materiellen Intereffen find, erhellt aus 
den Thatfachen, daß im Januar 1857 bereits 60 Nealfchulen bejtanden, auf 
denen mehr als 17000 Schüler von mehr als 800 Lehrern unterrichtet wurden, 
daß der Gefammt-Etat diefer Schulen die Summe von etwa einer halben 
Million jährlich erreicht, und daß daneben auf die Erbauung der Schulhäufer, 
fowie auf die fonftige Ausstattung der Schulen große Summen verwandt find. 
Daß aber auch das geiftige Interefje der Nation nicht minder dabei betheiligt 
ift, beweift die Ihatfache, daß die Nealfchule, ganz abgefehen von der Frage, ob 
und inwieweit fie zu Staats-Aemtern vorzubereiten geeignet ift, die Aufgabe hat, 
für die verfchiedenen Richtungen des bürgerlichen Lebens eine allgemeine wiljen- 
ſchaftliche Bildung zu gewähren. 

In einer Zeit, im welcher Induftrie und Gewerbe Fortſchritte gemacht haben, 
welche zur Löſung der ihnen geftellten Aufgaben eine wiffenfchaftlihe Bildung 
nothwendig erfordern, find Schulen diefer Art von der weitgreifendften Bedeutung, 
und fchon deshalb muß e8 in hohem Grade für wünfchenswerth erachtet werben, 
daß fie durch Erlaffung eines Geſetzes bald eine feite Bafis fir weitere Ent: 
widelung erhalten. 

Daß die gefeglihe Normirung derartiger Verhältniſſe im Allgemeinen 
ſchwierig ift, und daß die noch nicht beendete Organifation der Realfchulen diefe 
Schwierigkeit erhöht, kann nicht verfannt werden, aber gerade bei diefer neuen 
DOrganifation tritt ein Abfchnitt in der Fortbildung der Schulen ein, welcher be> 
fonders dazu erfordert, den Erlaß eines Gejeges damit zu verbinden und damit 
bie im Art. 26. der Berfaffung gegebene Verheifung zu erfüllen. 

Nicht minder hält aber die Kommiffion die Bitte der Petenten, daß ben 
Realſchuien die duch die Verfügungen des Herrn Handels-Minifters vom 
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18. März; 1855, 30. Mai 1856 und 1. März 1857 ihnen entzogenen Befug- 
niffe in vollem Umfange wieder gewährt werben mögen, in Beziehung auf 
diejenigen Schulen, welche den an die NRealfchule zu ftellenden Anforderungen 
vollftändig genügen, zur Berückſichtigung fir geeignet. 

Ob es der Stellung der verfchiedenen Minifterien zu einander entfprechend 
war, wenn ber Herr Handels Miniſter Anordnungen, welche tief in bie bishert- 
gen Rechte ver Realjchulen eingriffen, abweichend von dem frühern Geſchäfts— 
gange für fich allein und ohne Mitwirkung des Herrn Unterrichts-Minifterd er: 
ließ, tft eine Frage, deren Erörterung e8 bier nicht bedarf, weil jegt gemeinfame 
Erklärungen beider Herrn Minifter vorliegen. 

Daß aber das fehlen eimer folchen Gemeinfamleit des Handelns Folgen 

gehabt hat, welche noch jekt für die Beurtheilung der Sache nicht unerheblich 
find, erhellt daraus, daß der frühere >> Unterricht3-Dinifter feinerfeits in 
neuerer Zeit gerade dahin ftrebte, die Gymnaſien noch mehr als früher zu 
Anftalten zu machen, deren Zwed ausfchlieglih die Vorbereitung für gelehrte 
Bildung Gr bejchränfte durch ein Reſtript vom 7. Iamuar 1856 bebin- 
—— den Unterricht in den Naturwiſſenſchaften auf den Gymnaſien. Er 
eſtimmte durch eine Verfügung vom 12. Januar 1856, daß die mündliche 
Abiturienten-Prüfung ſich bei den Gymnaſien fortan weder auf die deutſche 
Sprache und Literatur noch auf Franzöſiſch, Naturbeſchreibung und Phyſik er— 
ſtrecken ſolle, und er ſprach ſich endlich in der Cirkular-Verfügung vom 2. Dezb. 
1856 dahin aus, daß es wünſchenswerth ſei, aus den Gymnaſien mehr und 
mehr diejenigen Schüler zu entfernen, welche nicht ſowohl um ihrer wiffenfchaft: 
lihen Ausbildung willen in diefelben eintreten, als um bie mit der Aufnahme in 
die höhern Klaſſen verbundenen Rechte zu erlangen. Die Richtung, nach wel- 
cher die Gymnaſien fortgebilvet werden, fteht 6 mit der Anordnung, welche 
die Aspiranten des Bau- und Bergfachs in fie verweift, noch heute nicht in 
Uebereinftimmung. 

Will man indeffen auch auf diefe Thatfache, als eine vielleicht nur wor: 
übergehende Erfcheinung kein Gewicht legen, jo läßt fich doch daran nicht zweifeln, 
daß die in Rebe ftehenden Anordnungen des Herrn Handels-Minifters die Exi— 
ftenz der Kealfhulen in hohem Grade gefährden, und daß diefe Gefahr auch 
durch die jetst beabfichtigte Modifikation diefer Anordnung nicht befeitigt werden wird. 

Ob e8 wegen der mangelhaften Ausjtattung und Leiſtung einzelner Real: 
Schulen nothwendig tft, eine Sonderung unter ihnen eintreten zu laffen und die 
jenigen Anftalten, welche” den an eine vollftändige Realſchule zu machenden An- 
forderungen nicht genügen, fo lange dies nicht der Fall ift, aus der Stellung 
als höhere Lehranftalten auszufcheiden, muß der Erwägung des Herrn Unter— 
richt8- Minifters überlaffen bleiben, weil nur er die Veiftungen ber einzelnen 
Schulen beurtheilen kann. 

Soll aber allen Anftalten biefer Art, bis zu einem Zeitpunkt, deſſen Ein— 
tritt nur wenigen überhaupt in Ausficht gejtellt wird und auch bei dieſen völlig 
ungewiß ift, die Berechtigung zur Vorbildung für die böhern Aemter des Bau— 
und Berg⸗Faches entzogen bleiben, jo wirb dieſes alle Eltern, welche ihren Kin- 
dern die Möglichkeit einer folchen Karriere erhalten wollen, nöthigen, fie den 
Gymnaſien anzuvertrauen. Denn daß Eltern von vorn herein darauf verzichten 
follten, ihren Kindern die Qualififation für die höheren Aemter der zu erwäh— 
lenden Laufbahn zu verjchaffen, ift nicht denkbar. Das AZuftrömen der Schüler 
zu den Gymnaſien wird dadurch vorausfichtlich jo gefteigert werden, daß bie 
Errichtung neuer Gymnaſien nothiwendig wird. 
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Neben dieſen die Realſchulen zu erhalten oder gar neue zu errichten, wird 
weder mit den Mitteln der Kommunen in Uebereinſtimmung ſtehen, noch durch 
bie den höheren Klaſſen dieſer Schulen verbleibende Schülerzahl gerechtfertigt 
ſein. Man wird ſich deshalb entſchließen, von den vollſtändigen Realſchulen 
einen Theil in Gymnaſien zu verwandeln und die übrigen, denen dann die äußere 
Nöthigung fehlt, das Maß ihrer Leiſtungen auf der Höhe zu erhalten, welche 
den richtigen Erforberniffen allgemeiner wiffenjchaftlicher Bildung entſpricht, 
werden theild zu Mittelſchulen herabiinfen, theil® in Fachſchulen umgefchaffen 
werden. Dafür, daß dieſe Gefahr nahe liegt, fpricht die erhebliche Thatſache, 
daß feit 1855 die Zahl der Zöglinge in den obern Klaffen der Gymnaſien zus, 
in den obern Klaſſen ver Realfchulen aber abgenommen hat. 


Gerade darauf, daß die Zahl derjenigen Schüler nicht verringert wird, 
welche den ganzen Kurfus der Schule durchinachen, kommt es aber für die Er- 
haltung der Anftalt an, weil fie nur an diefen ihre Aufgabe volfftändig erfüllen 
kann. Wenn daher dies wichtige Element gefchwächt wird, entzieht man ben 
Nealfchulen eine fir ihr Beftehen unerläßliche Bedingung, und fett damit bie 
Nation der Gefahr aus, eine für die Bildung derfelben wichtige Gattung von 
Unterrichts-Anftalten zu verlieren. 


Daneben läßt fich ferner nicht verfennen, daß eine mit ven Grundſätzen ber 
Billigfeit nicht vereinbarte Härte darin liegt, wenn nicht bloß denjenigen Real- 
fchulen, welche den zu machenden Anforderungen nicht entfprechen, fondern allen 
Nealfchulen die ihnen eingeräumten Rechte ganz oder doch theilweife entzogen 
bleiben. Als die Inftruftion vom 8. März 1832 die Aufgabe der Realfchulen 
feftftellte, beeiferten fich die Kommunen, ihren Schulen die zur Erreihung des 
geſteckten Ziels erforderlichen Mittel zu gewähren. Als dann im Jahre 1850 
auf Beranlaffung des Herrn Handelsminijters eine neue Organiſation angeordnet 
wurde, brachten die Städte die dadurch entitehenden größeren Koften abermals 
mit Bereitwillfigkeit auf. Sie thaten dies in der Erwartung, damit dauernde 
Rechte für ihre Schulen zu erwerben. Diefe wurden ihnen hierauf in einer 
Reihe von Verfügungen verliehen, welche bis zum Schluffe des Jahres 1854 Hin 
und zwar mit von dem Herrn Hanbels-Minifter erlaffen find. Wenn den Schu: 
fen daher unmittelbar darauf, 1855, 1856 und 1857 dieſe Rechte von dem 
Heren Handelsminifter wieder entzogen find, kann man die Klagen darüber nad) 
den Grundfägen der Billigfeit nur für begründet erachten. 


Jedenfalls ließe fih unter diefen Umftänden bie innere Berechtigung ber 
getroffenen, und der jett beabfichtigten Anordnung nur dann anerfennen, wenn 
fie durch das Intereſſe des Staatsdienſtes nothwendig geboten wäre. Daß dies 
der Fall ift, kann aber nicht als feitgeftellt angefehen werden. 


Die Aufgabe der Realfchule tft durch Lehrgegenftände, welche den Kultur: 
beftrebungen der Zeit nahe ftehen, allgemeine wiffenjchaftlihe Bildung zu ver- 
ſchaffen und fich fo neben die Gymnaſien, als die Pflanzftätten der auf das 
Studium der alten Sprachen gejtügten gelebrten Bildung, zu ftellen. Ob bie 
Löſung diefer Aufgabe überhaupt möglich fei, tft feit einer Reihe von Jahren 
Gegenſtand Lebhafter Erörterung gewefen und fann nur nach den Refultaten 
ber darüber gemachten Erfahrungen beantwortet worden. 

Während der Fortführung dieſes Streits find nun aber in Preußen 60 
folher Realſchulen in großen wie in Heinen Städten entjtanden und zur Blüthe 
gelangt, und damit ijt die Frage, ob das Beftehen folder Anftalten überhaupt 
berechtigt ift, als faktisch entſchieden anzufehen. 
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Ganz davon verfchieben ift die Frage, ob die Nealfchulen bereits diejenige 
DOrgantfation haben, welche ihnen zur Erfüllung ihrer Aufgabe nöthig if. 
Die Realfchule ging als Reaktion gegen den ausjchlieglichen Unterricht in ven 
klaſſiſchen Sprachen, bei welchem auf die Anforderungen des bürgerlichen Lebens 
feine Rücdficht genommen wurde, anfänglich zu dem entgegengefegten Extrem über 
und nahm, um eine Vorbildung für bejtimmte Berufszweige zu geben, Lehrge- 
genftände auf, welche theild der Gewerbe: und Handelsschule, theild gar keiner 
Schule angehörten. Später wurde der richtige Grundgedanke, daß der Zweck 
jever Schule die Erzielung fittlicher und intelleftueller Bildung fei, immer mehr 
von ihr feitgehalten. So entitand eine allmähliche Entwidelung der Realfchule, 
deren erſten Abfchnitt die Inftruftion vom 3. März 1832 und deren zweiten bie 
im Jahre 1850 ausgeführten Anordnungen bezeichnen. Daß diefe Reorganifation 
noch nicht beendet tft, erhellt aus dem Reſkript des frühern Herrn Unterrichts- 
Minifters vom 2. Dezbr. 1856 und den gegenwärtigen Erklärungen des Herrn 
Kommiſſarius diefes Minifterii 


Wenn nım während diefer allmählichen Entwidelung der Realjchule von 
Einem der Herrn Minifter die Bemerkung gemacht wurde, daß die Zöglinge 
einiger oder aller Nealfchulen den Anforderungen nicht genügten, welche im In— 
terejfe des Dienjtes an ihre allgemeine Bildung gemacht werden mußten, fo war 
es ficher nothiwendig, dies dem Herrn Unterrichts-Minifter mitzutheilen und auf 
Bejeitigung der Mängel zu dringen. Ebenfo war es, wenn die Königliche Bau— 
Deputation mit Rüdficht auf den umfaffenderen und bebeutfamern Wirkungsfreis 
ver Bawverwaltung, im Jahre 1855 es für erforderlich erachtete, die Anforde: 
rungen am die Schulbildung der Bau-Beamten zu erhöhen und wenn ber Herr 

andels⸗Miniſter diefe Anficht billigte, ficher nöthig, bei dem Herren Unterrichts- 

inifter darauf anzutragen, daß diefem Bedürfniß des Dienftes bei der Reor— 
gantfation der Nealfchulen Nechnung getragen werde. Daß es aber nothwendig 
war, ohne die Refultate der damals bereits in Ausficht genommenen Regulirung 
des Realfchulwefens abzuwarten, ſämmtliche Zöglinge diefer Schulen von dem 
Eintritt in die Staats-Karriere des Bau- und Berg-Faches oder auch mur in 
die höhern Aemter verfelben auszufchliegen, kann nicht zugegeben werden. — 


Die Beitimmung des Grades der für ein beftimmtes Reſſort erforderlichen 
Fachbildung iſt Sache jedes einzelnen Herrn Minijters; wie diefe Bildung 
aber erworben wird, ift für ihn gleichgültig. Jedenfalls ift die Baus-Deputation 
als eine technische Behörde nicht in der Lage, ein entjcheidendes Urtheil darüber 
abzugeben, ob die Realſchule überhaupt geeignet ift, allgemeine wifjenfchaftliche 
Bildung zu gewähren. Die Entfcheidvung über diefe Frage, von ber die prin- 
zipielle Berechtigung der Realfchule überhaupt abhängt und die deshalb tief in 
das ganze Unterrichtswejen des Staats eingreift, kann vielmehr nur dem Herrn 
Unterrihts-Minijter zuftehen. 

Da die neue Organifation der Realfchulen erjt im Jahre 1850 und ben 
folgenden Jahren begann, war e8 überdies unmöglich, ſchon im Jahre 1855 ein 
ficheres Urtheil über die Wirkfamfeit dieſer Maßregel zu füllen, und ebenfo ift 
es ammöglich, heute auszufprechen, daß die Realſchule auch in der volllommneren 
Verfaffung, welche ihr nach den Erklärungen des Unterrichts Meinifterti jet ge- 
geben werben foll, nicht die geeignete Bildung zu den höhern technischen Aemtern 
gewähren könne. 

Eine Gefahr im Verzuge, welche dazu nöthigte, mit dieſen neuen Anord- 
nungen fofort vorzugehen, iſt endlich ebenfalls in keiner Weije vorhanden, 
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Denn einerjeits berirfen fich die Petenten mit Recht darauf, daß bie aus- 
gezeichneten Bau- und Berg-Beamten, welche die großen Aufgaben dieſer Ver— 
waltung befriedigend gelöjt haben, theilweife aus Realſchulen hervorgegangen 
find, welche bei weitem weniger leifteten als die jegigen, und andererſeits beweift 
der Umjtand, daß das Berhältniß, in welchem vie Prämien der Bau-Afabemie 
den Zöglingen der Kealjchulen zuerkannt find, für dieſe Schulen nicht ungünftig 
ift, wenigftens die Ihatfache, dag auch diefe Schulen qualifizirte Zöglinge zu 
bilden im Stande find. 

Aus diefen Gründen befchloß bie Kommiffion einjtimmig, dem Hohen 

Haufe vorzufchlagen: 

Daſſelbe wolle bei Ueberweijung ber Petitionen an bie Königliche 

Staatd- Regierung die Erwartung ausiprechen, 

1) daß diefelbe die geſetzliche Feftitellung der den Real-Schulen zuftehen- 
den Befugniſſe durch baldige Vorlegung des in Artifel 26. der Ver: 
fajjungsurfunde verheißenen Gefeges herbeiführen werde, und 

2) daß fie bis dahin, daß diefe erfolgt it, denjenigen Schulen, welche 
ben zur Zeit bereits bejtehenden und dem fernerhin von dem Herrn 
Unterrichts DMiinifter aufzuftellenden Anforderungen an volfftändige 
Real-Schulen genügen, rejp. genügen werden, bie ihnen durch die 
Reſkripte vom 18. März 1855, 30. Mai 1856 und 1. März 1857 
entzogenen Rechte in vollem Umfange wieder gewähren werbe. 

Die Nachtheile, welchen die Zöglinge der Realjchulen, im Vergleich mit 
denen der Gymnuaſien, in der Militair- und Forjtbeamten- Karriere unterworfen 
find, erjcheinen minder bedeutend und können, da fie auf gefeglichen Anordnungen 
beruhen, nur im Wege der Geſetzgebung ausgeglichen werden. Bei ber Hr 
winfchenswerth erklärten gejetlichen Feſtſtellung der Verhältniſſe wirb indeſſen 
auch dieje Frage zum Austrage gebracht werden müſſen. 

Was endlich die von einigen Petenten gewünfchte Ausdehnung der Nechte 
der Realfchulen im Sinne des 1849 von Herrn von Ladenberg entworfenen 
NReorganijations-Plans betrifft, jo darf nicht überfehen werben, daß biefe mit 
ber damals beabjichtigten, aber nicht ausgeführten Neorganifation der höheren 
Schulen überhaupt in einem untrennbaren Zuſammenhange jteht. Noch ift der 
Bildungs-Prozeß, den die Realſchule durchzumachen hat, nicht beendet. In dem 
Kampfe, durch den fie fich neben der altberechtigten Inftitution ber ae gie 
eine fefte Stellung zu erringen fucht, waren bisher alle Vortheile auf Seiten 
der Gymnaſien. Die Ausbildung, welche die Behandlung ihrer Lehrgegenftände 
im Laufe von Jahrhunderten durch die fortgefettte Thätigfeit ausgezeichneter 
Schulmänner gewonnen hat, iſt "ein großer Borzug diefer Schulen. Sie er- 
freuen ſich einer geficherten Griftenz und vielfacher Unterftügung Seitens des 
Staats. Sie befigen die beſſern Dotationen und in Folge davon ausgezeichnete 
Lehrkräfte. Sie vereinigen endlich bei fih ven ftrebfameren Theil der Jugend. 
Wenn unter folhen Umftänden die Gymnaſien mehr leiften als die Realfchulen, 
denen alle dieſe Bortheile fehlen und denen durch die neueren Anorbnungen 
jelbjt diejenigen Rechte entzogen find, welche fie ſchon beſaßen, jo kann das weder 
überrafchen, noch als entjcheivend angejehen werden. Wejentlih anders wird 
fh die Sache geftalten, wenn auch die Realſchulen eine gemeinfame Organt- 
jation, ein beftimmtes Verhältniß zum Staat, und eine geſetzlich geficherte Exiſtenz 
erhalten haben. Dann erft wird man zu erkennen vermögen, was fie zu leiften 
im Stande find, und daun erjt wird der Zeitpunkt gefommen fein, barüber zu 
entſcheiden, ob und wie weit man bie Befugniffe diefer Schulen ausdehnen kann, 
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Erfcheinen hiernach der Kommiffion diefe Anträge der Petenten nicht zur 
Berücdfichtigung geeignet, jo liegt doch feine Veranlaffung vor, fie von den 
andern Anträgen zu trennen und über fie zur Tages-Ordnung überzugeben, weil 
die Grenze, bis zu welcher bie Petitionen der Berüdjichtigung für würdig er- 
achtet find, ohnehin aus dem in Antrag gebrachten Beſchluſſe hervorgeht. 

Die Kommiffion beantragt hiernach: 

Das Hohe Haus wolle bejchließen, die betreffenden Petitionen der Königl. 
Stants-Regterung zur Berüdfichtigung zu überweiſen und zugleich die 
Erwartung auszufprechen, daf 

1) die Königl. Staats-Regierung die gefetliche Feftftellung der ven 
Realichulen zuftehenden Befugniſſe duch baldige Vorlegung des im 
Art. 26. der Verfaſſungsurkunde verheißenen Geſetzes herbeiführen 
werde, und \ 

2) daß die Königl. Stants-Regierung bis dahin, daß dies erfolgt ift, 
denjenigen Schulen, welche den zur Zeit bereits beſtehenden und ven 
fernerhin vom Deren Unterrichts: Meinifter aufzuftellenden Anforde- 
rungen au vollitändige Realfchulen genügen, vefp. genügen werben, 
bie ihnen durch die Weffripte vom 18, Mai 1855, 30. Mai 1856 
und 1. März 1857 entzogenen Rechte in vollem Umfange wieder 
gewähren werbe. 

Berlin, den 10. März 1859. 


Die Kommiffion für dad Unterrichtsweſen. 





Einige Borfchläge im Gebiete des gemeindlichen Feuer:Löfch: 
' . und Hettung: Zefens. 
Bon Th. Delsner. . 

Das Feuer tfteine Gewalt, welche bei unferen jegt ncch zumeift üblichen Bau— 
ftoffen allerorten um ſich greifen und verwüſten kann; und jelbjt wenn einjt nur 
Eifen und Stein zum Aufbau verwendet werben follten, wird es immer noch an 
Ausrüftung und Geräth des Angreifbaren genug finden; es iſt nicht am einzelne 
Dertlichkeiten gebunden, wie das Wafjer an bie Flußthäler; aber es nimmt — 
Ausnahmefälle befonderer Bosheit oder jeltfamen Zufalles abgerechnet — feinen 
Urfprung ſtets an einem Punkte, fann auch bei verheerenditem Umfange nie eine 
ſolche Ausdehnung erlangen, wie die Waſſerfluth. Diefe Momente zeigen, daß 
menſchliche Gegenwirfung feinem Uebergreifen mehr gewachfen* ift, als dem 
des Wajjers. 

Daß dies Gegenwirfen ein vorbereitetes, ficheres, erfolgreiches fei — und 
dies kann e8 nur fein bei geeigneter Organifation und zureichenden Mitteln 
— das ijt recht eigentlich eine communale Aufgabe, eine Sorge und Pflicht 
ber Gemeinschaft, der ſolidar verbundenen Cinzelnen, gegen Alle. 

Feuersbrunſt gefährdet reſp. zerftört nicht allein Geſundheit, Leben, Befit- 
thümer; fie tft auch geeignet, nachhaltige Wirkungen anderer Art zu ftiften, gegen 
welche die durch erforderliche Neubauten in Umlauf fommenden Summen mur 
faum merfbar in die Wage fallen. Die Zahl der Hände, welche beim Brande 
einer Fabrik müſſig werben, tft z. B. weitaus größer, als die durch deren Neu- 
bau befchäftigte. Wieviele Störung in dem Erwerb von Handwerkern bringt. 
nicht jeder Brand eines von ſolchen bewohnten Haufes! Kleinere können fich oft 
nie davon erholen und verfallen dem Proletariate. Auf allen. Grundbefigern 
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faftet da, wo ber folibarifehe Verficherungverband innerhalb der Gemeinde fich 
abfchlieft, die Beitragsquote zur Brandentſchädigung gleihwie eine Steuer 
Erhöhung. 

i — Folgen treten ein, auch wenn die Abgebrannten verſichert waren. 
Darum muß es Streben fein, Brände zu vermeiden — was mun freilih in 
fester Inftanz Sache der Einzelnen iſt — fie im Ausbruche zu erftiden ober 
doch den möglich mindeſten Umfang gewinnen zu laffen. Die Berfiherung 
vermag nicht, zertrünmerte Gliedmaßen wieberherzuftellen, vermag nicht, Leichname 
wieber zu beleben, nicht, jo manches Gut, daß einen hohen fubjectiven, aber fei- 
nen Tar-Werth im Gelde hat, wieder zu erfchaffen. 

Der Einzelne fteht mit feiner Kraft dem aus den Schranken gebrochenen 
Elemente machtlos gegenüber, und Viele find es, die unter feinen ſchlimmen 
Folgen zu leiden haben. So ift denn die Abwehr befjelben die Organtjation 
der Löfchhülfe zur Bewältigung des Elementes, und ber Rettunghülfe, um 
ihm das Bedrohte zu entreifen, Sache ber Gemeinſamkeit. Und derjenige 
Berband, welcher für ſolche Organifation den Boden bietet, iſt recht eigentlich 
die Gemeinde felbft. Nirgend tritt die Bedeutung der „Gemeinde“ gegen 
über der Zeitneigung zu einem Auflöfen in Atome entſchiedener hervor, als in 
ven zwei Punkten: -Armenpflege und Hülfe in und gegen Gefahr. Vieles 
Andere, jelbft das Schulweſen, fann (ich fage: ee, von Privaten beforgt, 
in Unternehmung gegeben werden; Armenpflege und Hülfe in Nothftand, wenn 
fie gediegen, durchgreifend, zweckerfüllend fein follen, nicht. 

Wir geben in Nachfolgendem einige Winke zu Herftellung einer ſolch zwed- 
erfüllenden Organifirung gegen Branpfälle. 

I. Der erfte Angriff: vorläufige Löſch- und Hülfsthätigfeit. 

Wir kennen Die Einrichtung von „Feuerzetteln.“ Sämmtliche Hansbefiter 
oder faͤmmtliche Bürger*) einer Stabt find verpflichtet, eine oder mehre Perfo- 
nen mit Eimern 2c., refp., wenn fie Pferbebefiger find, auch Geſpann auf bie 
Brandftätte zu ſchicken. Diefe Perfonen müſſen unferes Ortes (Breslau) beim 
a ehe der betreffenden Behörde vorgejtellt werden, um über ihre 

auglichkeit befinden zu laſſen (damit nicht unbrauchbare Schwächlinge, Knaben zc. 
auf der Brandſtelle erfcheinen); auch tft geftattet, die Verpflichtung — 1 Thlr. 
pro Mann) abzulöfen, wofür die Commun Behörde Mannfchaft beforgt. Jeder 
Pflichtige erhält beim Duartalbeginn einen „Feuerzettel“, welcher entweder auf 
alle geraden (das 2. 4. 6. ꝛc. Heuer) ober auf alle ungeraden Zahlen (das 
1. 3.5. ıc. Feuer) lautet, wasmaßen jeber weiß, ob er fich einzufinden babe oder 
nicht. Dauert’ ein Brand weit über eine Stunde, fo wird bies gleichſam ale 
ein neues Feuer angefehen, zum zweiten Male alarmivt und die unbefchäftigte 
pille einberufen. Nach jedem Brande wird in ben öffentlichen Blättern be- 

annt gemacht, als das wievielte Feuer derjelben gelte, ba dies unter Umftänden, 
. B. eben bei doppeltem Alarmiren oder bei raſch unterdrüdten Bränden, zwei- 
— ſein kann. 

Es beſtehen ferner an vielen Orten „Rettungs-Vereine“, Geſellſchaften 
von kraͤftigen, im Turnen und Steigen gewandten, rejpectablen Männern, die 
ſich in Rotten theilen für Wachtdienſt über die geretteten Sachen und für die 
berſchiedenen Arbeitzweige, auch auf Vereinskoſten Rettungsgeräthe: Rettungs⸗ 
leitern verſchiedener Art, Rettungsſchläuche, zum darin Herablaſſen von Sachen 


*) In Breslau jetzt (b. ſeit Aufhören des Unterſchieds von „Bürgern unb 
nSchutverwandten‘‘) alle geskiährigen Einwohner. — 
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und Berfonen, Taue, Laternen, Helme, Piden u. ſ. w. anfchaffen, die von ben 
Mitgliedern zur Stelle zu bringen find. So in Pofen (von wo die Erfindung 
der „Antonie”, eines befondern Nettungsfeiles ausgegangen), in Breslau, in 
mehren Städten Sch lefiens. 


Diefe Borfehrungen genügen nicht in Städten von nur einiger Aus- 
dehnung, wo die Entfernung, das Heranlommen um viele Minuten, ja um 
Biertelftunden verzögert. Che fie auf der Brandſtätte angelangt find, ift das 
Schlimmſte gefchehen: das Feuer hat um fich gegriffen. Nur die wenigjten 
Gemeinden aber dürften im Stand fein, eine befoldete Löſchmannſchaft mit Ein- 
richtungen gleich denen von Berlin ins Leben zu rufen. Es bebarf aber einer 
Beranftaltung folgender Art: 


Die Organifation einer proviforifhen Wacht: und NRettungshülfe 
bis zum Einrüden der geordneten Löſch- Nettungs- und Wahtmannfchaften ift 
es, die auf dem Boden der Menfchenliebe für ausführbar gehalten werden 
muß und fogar von der Selbftfucht und dem eigenen Vortheile befürwortet wird. 
Alle achtbaren Perfönlichkeiten — eines Viertels, Bezirkes, oder wie fonft bie 
Abtheilungen des ſtädtiſchen Körpers benannt fein mögen, — treten in jedem 
Biertel- oder Halbjahre jofort nach beendetem Wohnungswechfel unter Vorfig 
des Bezirksvorſtehers zuſammen. Sie erhalten ein einfaches Erfennungszeichen, 
wie man es leicht im Geldtäſchchen und dergleichen überall bet fich führen Kann. 
Dies Zeichen muß alle Biertel- vefp. Halbjahre erneuert und verändert werben; 
damit dies fo wenig Eoftiptelig als möglich, muß es eben ein höchſt einfacher Gegenstand 
fein. Die gedachten Perfönlichkeiten orten fih nah Straßen, oder wie fonft, 
doch in nicht zu Heinen Gruppen, wählen ihre Obmänner und mehrere Steliver- 
treter für diefe. Diefes freiwillige Vorgehen wird zur Ortsgewohnbheit 
der ſich alsbald Niemand mehr zu entziehen wagen wird. Bei jedem Ausbruche 
eined Brandes eilen die zur Hand befindlichen an den Ort beffelben; vie 
Schwächeren beſetzen ihn und bewachen bie geretteten Gegenftände, die Stärferen 
retten und leiften Löſchhülfe ſoweit thunlich, bringen womöglich auch Löfchmittel, 
(Kannen, Eimer) mit zur Stelle. ‘ 


Die Ordnung im Löſch- und MWachtdienft muß, nach freiem Willen und 
Körperkräften, ſchon bei der erwähnten Bezirks-Berfammlung gefchehen. Den 
Dbmännern ift pünktlich Folge zu leiften. Selbſt an Feiertagen wird, bei der 
Menge jo erwachfender Kräfte, immer eine fir den erften Angriff genügende 

f von Hülfeleiftenden in ihren Wohnungen anweſend jein. Auch kann Jeg— 
licher überall, wo er fich befindet, nicht bloß in feinem Bezirke, eintreten und 
bat zıt dem Ende die Marke bei fich zu führen. Daß diefe vorläufige Löfch- zc. 
Hülfe mit der auf alle ſtädtiſchen Einwohner, Wirthe und dergleichen nach oben 
vermerkter Weiſe umgelegten regulären Löfchpflicht nicht einerlei und mit ber- 
felben keineswegs in Collifion iſt, liegt am Tage. Sollten nicht jo viel Men- 
Ihenfreundlichkeit und nicht jo viel Einficht in das eigene Wohl vor- 
handen fein, um eine folhe Organifation zu ermöglichen? Wenn irgendwo, fo 
dient bier ein Jeder nur fich jelbft und thut nur, Was, wenn er einmal 
der leidende Theil wäre, ihm ſelbſt unendlich willlommen fein würde! Uno ein 
Uebermaß von Zeit- und SKraftaufwand wird ja dabei feinesiweges verlangt. 
Die weitere Ausführung der Organifation, fowie die Fernhaltung unveiner Ele— 
mente würden ben örtlichen Eigenthümlichkeiten und Gewohnheiten anzupaffen 
und ohne Schwierigkeit fein. 
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I. Der Wachtdienſt und bie Stanale. | 

An größeren Städten ift die Gefahr gegeben, daf der Ausbruch eines yo 
den Wöfchpflichtigen der anderen, unb um fo mehr der davon entlegneren Stabt- 
teile, und nun gar erjt ein Feuer auf benachbartem Orte nicht bald genug be 
fannt werde. Piergegen Hilft die Einrichtung eines [harfen Wachtdienſtes 
bei Tag wie bei Nacht. Für Tag und Nachtdienft muß ber Thurmwächter 
minbejtens alle zehn Minuten einen Umgang halten; da man von Menfchen 
nicht Uebermenshhliches verlangen fann, muß während der Nacht ein mehrmaliger 
Perfonenwechiel ftattfinden; denn förperlihde Ermüdung verfagt zuletzt bie _ 
ſpanute Aufmerkſamkeit, und wenn der Mann darauf mit zehn Amtseiden 
gefchiworen wäre. In größeren Städten, wo mehre Thürme mit Wachtbienft ver- 
ſehen find, läßt fich die Einrichtung noch vollkommner treffen. 

Menn 3. B. jeder von drei Ehren verpflichtet ift, von Viertelſtunde 
zu Viertelftunde einen Umgang zu halten, und wenn diefe Umgänge fo geordnet 
werden, daß fienicht gleichzeitig, mess je fünf Minuten auseinander fallen 
(indem 3. B. ber eine Thürmer um 5, 20, 35 zc. Minuten, dev andere Thür: 
mer 10, 25, 40 ꝛc. Minuten, der dritte bei den Viertelſchlägen umgehen); fo 
muß jede Lohe fpäteftens fünf Minuten nah ihrem Ausbruche be- 
merft werben. | 

Die Signale, weiche den Thürmern zu geben obllegen, müffen auf eine Art 
Zeichenfprache und die möglichite Deuttichtelt eingerichtet fein. Zweckmäßig it 
3. B. das Aushängen von Fahnen bei Tag, von Johan bei Nacht, einer ro- 
then nach der Richtung der Branpftätte, einer weißen nach der entgegengefekten, 
ebenfo das Anfchlagen der Glocken nach verfchledenen — zur Andeutung der 
Richtung (5. B. Oſtvorſtadt einmal, Nordvorſtadt zweimal u. ſ. w., Binuenſtadt 
viele ununterbrochene Schläge.) Außer dem Feuerhorne beſitze der Thürmer ein 
Sprachrohr, um, ſobald fie ihm bekannt geworben, die genauere Dertlichkelt won 
Zeit zu Zeit hinabzurufen; doch muß er vorgehends auf deffen Gebrauch ein: 
geitbt werben, weil font die Worte als umnartifulivtes Geroll durch die 
Luft geben. / 

Die Straßenwächter feien nicht allein mit Hörnern oder fonftigen Alarmir⸗ 
Inftrumenten verfehen, ſondern auch angewiefen, daß ein jeder, in deſſen Wacht- 
bezirf ein Brand auslommt, fofort den nach der Stadtmitte nächſten Nachbar- 
wächtern dies und dem Gegenjtand des Brandes zurufen, unb fo weiter durch 
die ganze Stabt. | RG 

Mit Hülfe ſolcher Einrichtung, in Verbindung mit präcifen, ſcharf dig 
ciplinirtem Wächterdtenfte überhaupt, wirde — wenn man auch nicht vie 
Schnelligkeit der telegraphenbewaffneten Berlins erlangte, wo (Faktum!) die Löfch- 
mannfchaft im Dinterhanfe bereits arbeitet, ehe man im Vorderhauſe vom Brande 
weiß — doch ein ſchleuniges Berufen eined jenen Dienftpflichtigen (Sprigen- 
leute, Gefpann, Rettungs- und Militairmannſchaft) auf feinen Bolten jtattfinden. 
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II. Die Löſchmaſchinerie. nit ee 

Schleuniges Eingreifen tt, fowohl für Menſchen- und Sachenrettung, 
wie für Dämpfung des Elementes und Schützung bedrohter Nachbarſchaft das 
Allerwejentlichite; feine noch fo norzügliche Löſchhülfe vermag fpäter wieber- 
zubringen, was in ben erjten Momenten verfäumt und verloren wurde. Die 
Gewalt des Elementes wächſt mit der Stoffmenge, bie es erfaßt, dem Raume, 
den es gewinnt, ing Kubifche; und — was einmal zerſtört ift, muß — von ben 
Veuerfaffen zur Yaft genommen werben. 
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Unerläßlih iſt es, daß ſtets Sprigenbefpannung bereit ftehe, ftatt 
daß dieſelbe — vielleicht vom entgegengefetten Ende der Stadt her — arbeit: 
müde und jchwerfällig berangetrottet fommt. 

Allerdings würde auch nur ein müßig ftehendes Pferbepaar zur ee 
unb Pettungsleiter- Beipannung das Jahr hindurch 200 bis 300 Thlr. koſten, 
den Anfaufspreis ungerechnet. 

Wir ge folgende Sätze an, die fich nah Ort- und Zeitpreifen aller 
dings vielfach abändern werben: 


na 2 5 055 «KO EU 
aa ee 
Ruben a FE 
Putzzeug, Schmiere zc. 10 „ 


Abnutzung der * 15 %, —— 
dergleichen Geſchirre ꝛc. 0 % -» » ... 5 „ 
Summa . . 271 Thlr. 


Rechnen wir nun den Ankaufpreis zu 200 Thlr.; ben von Geſchirr, Deden, 
Striegeln ıc. 25 Thlr.; fo treten zu Obigem noch 11Y, The. an DVerzinfun 
des Anlage-Capitald. Für einen befonderen Knecht wären (wöchentlich 2 Eh.) 
104 Thlr. anzufegen. Von biefer aufs Höchfte gegriffenen Geſammtſumme, 
wie fie einen Brivat-Nutpferde- Befiter treffen würde, fallen für vorliegenden 
Eommunalzwed mehrere Boften fofort wefentlich Fleiner, bie Stall- 
miethe aber unter Umftänden gänzlid. Die Abnukung an Gefchirr —— 
wie an den Thieren ſelbſt wird, wenn ſie allein für den qu. Zweck dienen ſollen, 
eine um vieles geringere fein, als bei ſolchen, die Tag für Tag im Zuge find; 
der Knecht aber kann fehr wohl beim Brande felbft, und auch anderweit wohl 
Dienfte leiften, die ihn von ber Stallung nicht zu weit entfernen. 


Um noch viel Bedeutenderes aber wird die Summe ſich fir den vorliegen- 
ben Fall und Zwed ermäfigen, und wird bie Auslage von Ankaufgeld 
ganz zu umgehen fein, wenn man mit einem größeren Zubrwerkbefiger oder mit 
deren mehreren Vertrag jchlieft, daß fie die erforderlichen Gefpanne jtets bereit 
halten. Es können diefelben num abwechjelnd biejenigen Pferde hierzu beftimmen, 
welche gerade Raſt haben. Die Raftftunden würden allerdings eine weitere 
Ausdehnung erhalten, als dies fonft wohl ber Fall wäre; Übrigens geveichte dies 
zugleich zum förperlichen Nuten ver Pferde, uud ber betreffende Arbeitsverluft 
würde bem Eigenthümer aus der zu zahlenden Entſchädigung gedeckt. Daß die 
Stallungen in möglichfter Nähe der betveffenden Sprigenhäufer zu wählen, ver: 
ſteht fih von felbft. 


Die Mittel zur Dedung der bezüglichen Ausgabe aber durch eine 
Umlage bet den ftäbtifchen — aufzubringen, wäre meines Erachtens 
eben jo leicht, als gerechtfertiget. Eine Summe ſelbſt von einigen tauſend Tha— 
fern vertheilt fih anf ſolche Wetfe fo, daß der Einzelne fie kaum fpürt. Ueber 
dies aber fommt fie, da wo communaler Verficherung - Verband obwaltet, den 
— auf der anderen Seite ſofort wieder zugute, inſofern ein raſches 

greifen der Spritzen die Zerſtörung einſchränkt und ſomit die auszuſchreiben— 

den Brandſchadengelder ermäßiget. Sollte man, da der Vortheil größerer 

Sicherheit allen Einwohnern zu ſtatten kommt, die Heranziehung bloß der Grund— 

befitzer zu jener Summe für unſtatthaft halten, fo repartire man ſie auf Alle; 

fie wird dadurch nur um jo minder läßig. Seitens ber Oberbehörden wird 
21 * 
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fiher nichts entgegengeftelit werben. Auch tft anzunehmen, daß die Verſiche— 
rungs-Geſellſchaften gern mit einer Beiftener zur Hand fein werden. — 
IV. Die eigentliche ftädtifhe Feuer-Hülfe fowie bie der 
NRettung- Vereine, 
muß feſt und zweckmäßig gegliedert fein, vom oberften Leiter abwärts bie Reihe 
herunter, ein Jeder für ganz beftimmte Stellung nach oben und unten, und für 
ganz bejtimmte Dienfte; jo muß fharf und ganz militairifch disciplinirt 
fein; es muß in ihr, fobald fie auf der Branpftelle tft, elne unbebingte 
Unterordnung berrfchen und nöthigenfalls mit fofortigen kräftigen Zwang- 
mitteln bergeftellt werben bürfen, wie bei dem Heer im Felde, bei der Mann: 
fchaft auf einem Seefhiff. Denn Beringungen und Zuftände find in biefen 
Fällen ganz ähnlich, dem überwältigenden Elemente, heiße es Feuer oder Waſſer 
oder Menjchengewalt, gegenüber. iberftrebende Glieder müffen fofort befeiti- 
get und nachgehends, bei erwiefener Schuld, ftrenger beftraft werben, als unter 
ruhigen Umftänden. Zum Disputiren auf dem Kampfplat ift nicht Zeit. Dies 
gilt ebenfo von Sprigenleuten, wie von Nettungvereins-Gliedern und von euer: 
zettel- Inhabern und bergleihen. Die bürgerlihe Stellung wie das perfönliche 
Belieben hören hier auf, dem Commando ift einfprudlofe Folge zu 
leijten. Wer fich nicht fügt, wird hinweggeſchafft. 

Nur fo u zu erwarten! 

Don einem Manne, der fich jahrelang theoretifh und praktiſch mit dem 
Gegenftande befchäftigt hat, dem Kupferftecher und Lniverfitäts - Zeichenlehrer 
Prof. Waitz zu Breslau (Erfinder einer compenbdiöfen Rettungsleiter und eines 
Rettungsfahrzeuges) find, um die Einrichtung eines wirklichen Yöjch- Corps aud) 
Gemeinden von geringerer Kojten-Tragfähigkeit, als der Berliner, zugänglich zu 
machen, ſchon vorlängjt Vorſchläge ausgegangen, Rettungsvereine aus zwei 
Klaffen von Mitgliedern zu bilden: aus Wirkenden und Zahlenden. 
Nur die Minderheit einer Einwohnerfchaft wird Geſchick, Kraft und Luft befigen, 
bie zur perfönlichen Rettungsthätigkeit nöthigen Hand- und Fußkünſte zu erlernen 
und zu üben; eine überwiegend große Menge aber wird gern nach ihrem bezüg- 
lihen Bermögen einen Beitrag an Geld geben, wenn fie dafür bie Gerräbr 
einer zuverläffigen und leiftungsfähigen Hülfe erkauft. So könnte aus freier 
Vereinsthätigfeit heraus ein feftes, gefchuktes und alfezeit bereites Löfch - Corps 
angeftellt und befoldet und mit allem zubehörigen Apparate ausgeräftet werben. 
Ihm könnte ganz wohl die andere Abtheilung des Vereines in georbneter Weiſe 
fi eimreihen, nur wäre dann eben eine Mannfchaft, gleihfam der Stammkörper, 
ſtets fofort zur Stelle und thatbereit, und die ganze Organtfatton der Löfch- xc. 
Hülfe würde, diefen wohlgegliederten und bisciplinirten Körper fich an- und ein- 
reihend, eine folche wie fie fein muf. 

Zur Beförderung des alsbaldigen Eingreifens fchlägt der Obengenannte 
(da die Legung von Telegraphendrähten, wie in Berlin, nicht überall ausführ- 
bar, fei e8 aus Geld-, fei e8 aus Dertlichfeits-Hinderniffen) — fortwährenbe 
Patrouilfen von Mitgliedern der Löſchmannſchaft vor, und zwar reitenbe, bamit 
fie, jobald fie durch Zufammenlauf von Menfchen, durch Rauch, oder durch be- 
fondere Meldung vom Ausbruch eines Brandes Kunde erhalten, auf's fchnelifte 
Meldung thun Fünnen. Auf diefe Weife würde dem gewichtigen Bebürfniffe ger 
nügt, auch folhe Brände, die im Innern der Häufer, in Kellern, Küchen ꝛc. 
entjtehen, bald zu bewältigen; follen folche erit durch aufiteigende Lohe zur 
Kenntniß des Thürmers fommen, fo ift das ganze Gebäude mindeſtens jchon als 
verloren anzufehen. 
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Das fHädtifche Feuerlöfchweien in Altenburg, SHerzogtbum 
Sachſen A., betreffend. 


Es ift eine nicht zu verfennende Erfcheinung, daß man in ber neueren Zeit 
faft aller Orten der Verbeſſerung der Feuerlöfchanftalten eine größere Aufmerkfamfeit 
wibmet, Es iſt dies eine erfreuliche Thatſache, da gerade biefer Verwaltungs- 
zweig von hoher Wichtigkeit für den Staat, die Gemeinde und das materielle 
Wohl der Bürger ift und doch größeren Theils mehr zeither vernachläffigt worden 
iſt, ala gend ein anderer Theil der Gemeinde-Verwaltung; um fo erfreulicher, als es 
ſcheinen Fönnte, daß man in ber Neuzeit bei dem immer mehr ausgebildeten und 
Immer reichlicher benutzten Berficherungswefen und bei der mit fo günftigem 
Erfolg benutzten öffentlichen Wohlthätigkeit gerade einer größeren Sorglofigfeit 
gegep die Feuersgefahr fich hingeben Fönnte, die deshalb jet den Einzelnen an 
jeinem Vermögen weit weniger bedroht, als früher. Trotzdem hat jedoch in ber 
That diefe größere Obforge ihren guten Grund und wird wohl erflärlich, wenn 
man in Erwägung zieht, daß fich in nenerer Zeit in fehredenerregender Weife 
die Fenersbrünfte vermehren; wenn man der traurigen Erfahrung das Auge nicht 
verfchließen kann, daß gerade die durch die erwähnten Umſtände herbeigeführte 
Br Sorglofigfeit und die oft genug dadurch veranlaften Verbrechen einen wefent- 

hen Grund der Vermehrung der Brände bieten, und wenn man berüdfich- 

tigt, daß neben ver Gefahr für das Vermögen jever Brand mit einer Menge anderer 
unerfegbarer Nachtheile verbunden ift und fchlieflich der Verluſt doch befteht, 
mag er den Einzelnen, den Staat oder die BVerficherungs-Gefellfchaft treffen. 
Gründe genug, die e8 den Behörden des Staates und den Gemeinden gebtete- 
riſch zur Pflicht machen, diefem Theil der Verwaltung eine ernfte Thätigfeit 
zu wibmen. 

Die Aufgabe ift freilich eine fchwierige; fie ift namentlich doppelt ſchwierig 
für Städte von mittlerer Größe. Großen Städten ftehen ftet3 bie finanziellen 
Mittel und die geeigneten Perfönlichkeiten, diefen wefentlichjten Erforderniſſen 
zur Einrichtung einer georbneten Feuerwehr, zu Gebote ımb nachdem ih— 
nen durch die unfchägbaren Verdienſte eines Stabell in Berlin der Weg gezeigt 
worben ift, wie ohne Betheiligung und Störung des Publitums ſchnelle, faft 
augenblidliche Hilfe in der zwedmäßigiten Art und Weife bei Feuersgefahr ge 
boten werden kann, fo hängt es in der Regel nur noch von dem guten Willen 
ver leitenden Behörden ab, fich dort zweckmäßige Anftalten zu verfchaffen. Auch 
Heinere Städte find hierbei in einer günftigeren Lage; in ihnen wird ber Ort 
ver Gefahr augenbliclich bekannt, die Bewohner ftehen mehr in dem Verhältniß 
einer Familie zu einander und find zu fchneller, aufopfernder Hilfe jeder Art 
bereit, fie gehorchen leichter dem größeren Anfehen ver Behörden und die Neben- 
gefahr der Eigenthumsverlegungen durch Diebftahl und vergleichen find gewogen, 
weil fich alfe einander kennen. Man bat hier weder mit ber Schwierigkeit 
ſchneller Kundgebung, noch mit der Theilnahmslofigfeit und der Böswilligfeit zu 
fümpfen und ber Zwed im Wefentlichen ſchon erreicht, wenn für gute und braud)- 
bare Löſch- und Rettungs-Apparate geforgt ift. 

Weit ſchlimmer daran find die Miittelftäbte, fie leiden unter den Nachihei- 
len der großen und Heinen Städte in diefer Gefahr und genießen doch der Bor- 
theile nicht, die bier wie dort in ihrer Art zur Belimpfung derfelben geboten 
find. Zu der foftfpieligen Einrichtung von Telegraphen zur ſchnellen Kundgebung 
bes Ortes ber Gefahr und zu Unterhaltung ftehender Feuerwachen langen na— 
türlih bie Mittel nicht aus, der Hindernde Zudrang Neugieriger ift größer, ber 
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zur Hilfe bereiter geringer unb wenn fich auch thätige Hilfe zubrängt, fo tft es 
meift nur für die in die Augen fallende Thätigkeit, während für die fo wichtigen 
aber befchwerlichen Arbeiten des Wafferbeibringens, ver Beifeitefhaffung und 
Bewachung der geretteten Sachen und dergleichen Gefchäfte ſich nur Wenige fin- 
den und ſchnell in ihrer Thätigkeit erlahmen. 


Die fonach recht ſchwierige Aufgabe, in einer Mittelftabt ein geordnetes unb 
zwedmäßiges Feuerlöſchweſen einzurichten, ift indeffen in neuerer Zeit in hiefiger 
Stadt in recht befriedigender Weife gelöft worden und wir haben mit verhält: 
nigmäßig geringen Mitteln und einem nicht bebentenden jährlichen Aufwande 
eine Feuerwehr erhalten, die allen unter den vorliegenden Berhältniffen möglichen 
Erforbernifjen entfpricht und bisher in den verfchiedeniten Gefahren fich ausgezeichnet 
bewährt hat. Es dürfte deshalb auch wohl im allgemeinen Intereſſe gerechtfer- 
tigt fein, diefer Einrichtung zur weiteren Benutzung wenigftens in allgemeinen 
Umriſſen öffentlich zu gedenken. 


Es bejtand in der Stadt Altenburg mit circa 16000 Einwohner zwar jchon 
feit vem Jahre 1838 eine neue Feuerlöſchordnung, ähnlich, wie fie damals in 
vielen Städten ins Leben traten, fomplizirt, mit unpraftifchen fchwerfälligen Eins 
richtungen, mehr auf dem Papiere, als mit irgenb welchem günftigen Erfolg. 
Die Bedienung der vorhandenen 13 Sprigen war danach einzelnen Innungen 
überwiefen und zu den übrigen Gefchäften unter verfchievdenen Abtheilungen Kart 
bie ganze dienftfühige Bürgerſchaft berufen, fo daß bei gewilfenhaftem Erſcheinen 
der mafjenhafte Andrang jede geordnete Thätigfeit ftörte und fich dabei doch allen 
befehwerlichen Dienjtleiitungen entzogen wurde. Das einzige praftifche Inftitut 
dabei war eine Anzahl fog. Feuerknechte aus dem Stande der Maurer und 
Zimmerleute, denen bie eigentliche Löfcharbeit ubertragen war und benen man es 
neben dem glüdlichen Zufalle zu danken hatte, wenn Altenburg von großen 
Bränden verſchont blieb. Später bildete fih in Anerkennung der ungenügenden 
Zuftände ein freiwilliger Verein, der die Dienfte einer Wachmannfchaft und 
Rettungs- und Bergungsmannfchaft übernahm, boch tft diefer auch zu einer ge- 
orbneten erfolgreichen Thätigkett nicht gelangt und dem Sauptüßelftande, bem 
ungeorbneten Andrange von Menfchen, dem Mangel einer geregelten Thätigkeit, 
ber Nichtbeforgung ber wichtigen Wafferbeifhaffung und der Verhütung von 
jederlei Eigenthumsvergehen war damit nirgends abgeholfen. 


Bei diefen Zuftänden, wie fie leider noch an ben meiften Orten bejtehen, 
that Hilfe in der That Noth. Sie trat num auch ver einigen Jahren mit ber 
Entjchievenheit und dem Verſtändniß ein, der man die jetige glüdliche Umge— 
ftaltung zu danken hat. 

Bei der neuen Drganifation ging man von ben gewiß richtigen Anfichten 
aus, daß vor Allem eine Abſperrung der Branpfielle von allem Aubrange Un— 
berufener jtattfinden müffe, daß ferner nicht mehr Perfonen zu Dienften — 
würden, als zur Belämpfung ber Gefahr nöthig find und ohne gegenſeitige 
Hinderung in Thätigkeit treten können, daß nur geeignete Perfonen dazu gewählt 
und in der Weife verpflichtet würden, daß man fich auf ihr Erfcheinen und ihre 
georonete Thätigfeit verlafjen und fie zur Verantwortung ziehen kann, wenn fie 
ihre Pflichten nicht erfüllen, daß die ganze Anftalt unter einheitliche Dberleitung 
geftelit, jedem Einzelnen ſeine beſtimmte Dienfte angeiwiefen, die Mannfchaften 
an unbedingten Gehorfam und völliges Stillfchweigen im Dienft gewöhnt und 
mit den zweckmäßigen Ausrüftungen und Löſch- und Rettungsapparaten verjehen 
werben müljen. 
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Auf dieſe Grundlagen Hin tft die Organifation ber Feuerwehr burchgeführt. 
Die Abjperrung der Brandftelle und die Bewachung der geretteten Effekten, 
beides Dienfte, deren Verrichtung von Bürgern gegen Bürger immer mit 
Schwierigfeiten verbunden ift, wurden bereitwilligft bon dem hier garnifonirenden 
Militär übernommen und follten, wen mat nicht, wie in größeren Städten 
militärifch geordnete Schugmannfchaften oder wenigitend Dürgermilttär zur Hand 
hat, inmer dem Militär übertragen fein, wo dazu die Füglichkeit worhanden ift. 
Sobald der Feuer- oder Allarmruf ertönt, eilt das Militär, jelbft mit allarmi- 
rend, an bie Branbftelle, beſetzt diefelbe in geeigneter Abgrenzung und läßt nur 
noch die mit Uniform ober Kennzeichen vwerfehenen Perfonen zu, entfernt auch 
bie ſchon zugelaufenen Unbetheiligten, übernimmt ferner die Bewachung ber ge- 
räumten Effekten auf den in jedem Bezirk im Voraus beftimmten Räumungs- 
plägen und ſchickt Patrouillen durch die Stadt. 

Die zum Feuerwehrdienſt berufenen Mannfchaften zerfallen in zwei Ab- 
theilungen: 

1. die eigentliche uniformirte Feuerwehr und 
2: bie übrigen bürgerliden Spritzenmannſchaften. 

Die eigentliche Feuerwehr ift nach Maaßgabe der ihnen zugewiefenen Dienfte 
in fünf Unterabtheilungen: 

A. Zum Löſchen. 


a) die Arbeitsmannfcaft. 

Sie beiteht aus 50 Mann, nicht über 50 Jahr alten, zur Hälfte 
aus den Zimmergefellen und zur Hälfte ans den Maurergeſellen ges 
wählten Perfonen, denen bie unmittelbare Bekämpfung des Feuers durch 
Zuleitung der Schläuche, Einreißung übertragen ift. Sie find mit kur— 
zen Waffemöcken und Beintleidern von hellgrauem Drill mit Metall- 
tinöpfen mit rothen Abzeichen, mit Mefiinghelm mit fichernder Einlage, 
einem breiten rothen Gürtel mit Beil und Nettungsleine und einer Art, 
Fläche- und Spighammer amdgerüftet; tragen am Helm und Arme 
fichtbar fortlaufende Nummern und jeder eine Legitimationsfarte mit 
einem kurzen Auszuge der wichtigiten Dienftobliegenheiten. Sie find in 
vier Sektionen abgetheilt, an der Spike jeder Sektion jteht ein Unter- 
führer und deſſen Stellvertreter. Die ganze Abtheilung fteht unter 
einem Dberführer, dem ein Adjutant beigegeben if. Oberführer, Ad- 
jutaut und Seltionsführer find mit leicht erkennbaren Auszeichnungen 
verjehen. Der vierten Sektion iſt die Bedienung einer leicht transpor- 
tabeln ſog. Parifer Pombierfprige überwieſen. Die drei erfteren Sel- 
tionen, in jo weit fie nicht zu Beifchaffung von Geräthfchaften fomman- 
birt find, fammeln fih an der Braudſtelle und treten ſofort unter dem 
erjten erfcheinenden Unterführer in Thätigleit, bie vierte Seftion am 
Aufbewahrungsort ihrer Sprite. 

b) die Sprigenmannfchaft. 

Sie befteht aus 10 Mann Bedienungsmannjchaft und 40 Mann Drud: 
mannfchaft. Ihr ift die Bedienung einer großen, nah dem Muſter 
der Berliner Feuerwehr eingerichteten und dort gebauten Schlauchiprige 
zugewiefen. Die zehn Mann Bebtienungsmannfchaft ift nach ben Ber— 
liner Inftruftionen, zugleich auch zum Gebrauch der Steigleitern und 
bes Rettungsſackes, welche fich an der Spritze befinden, einererzirt. Sie 
ift mit Berliner Lederhelmen, Drill, Waffenröden und Beinkleivern mit 
punfelblauer Abzeichnung, breiten blauem Gürtel mit Steighalfen 


Rettungsleine und Beil ausgerüftet. Die Drudmannfchaft mit Armbinben 
und Nummern tft ans den zunächft den Aufbewahrungsort der Spriße 
wohnenden tauglichem Berfonal ausgewählt und beforgt zugleich den 
Transport der Sprige zum Branpftelle. Die Manufchaft hat einen 
- Oberführer und je einen Unterführer. 
ec) die Waffertransportmannichaft. 

Sie befteht aus 70 aus dem Stand der Tagelöhner ausgewählten 
jüngeren und fräftigen Berfonen und beforgt mitteljt zweträderiger mit 
meffingenen Ausgußhölzern verjehenden Wafferfüflern die Zubringung von 
Waſſer zur Brandftelle, die hier entweder unmittelbar in die Spritzen 
oder im bereitgehaltene größere Gefäße geleert werden. Die Warfler: 
füffer find in den werjchiedenen Bezirken der Stadt vertheilt und 
die Mannfchaften nach ihren Wohnungen in der Nähe. der Aufbe- 
wahrungsorte für diefe im voraus bejtimmt und zu deren Beifchaffung 
und den Waffertransport verpflichtet. Außer der ftrengen Wintermonate 
find die Wafferfäffer ftets mit Waffer gefüllt. 

Die Mannfchaft ift mit Lederfappen und Nadenledern und Drilf- 
Warfenröden mit hellblauer Abzeichnung, Gürtel und Ziehbändern 
ausgerüftet und in fechs Sektionen abgetheilt, an deren Spike je ein 
Unterführer fteht. Die ganze Mannfchaft fteht unter Leitung eines 
Dberführers und Stellvertreters deffelben. 

Außerdem wird der Waffertransport noch mittelſt zweier großer nach 
Berliner Mufter eingerichteter Wafferwagen durch die Nolipferde be— 
jorgt. Auch diefe werden ftets gefüllt gehalten. 

Daneben wird ſelbſtverſtändlich, wo dies nach der Lokalität thunlich, 
auch mittelft Zubringer, Schläuchen, Wafferdämmung, Brunnen, die 
ſämmtlich zum Anfchrauben von Schläuchen eingerichtet find, die Bei— 
Ihaffung des Waflers beforgt. 

Die fämmtlichen, mit den fchwereren, bezüglich gefährlicheren Feuer- 
wehrdienften betrauten Mannfchaften unter a. b. e. ftehen nicht nur, 
wie alle übrigen Mitglieder der Feuerwehr in eidlicher Pflicht, ſondern 
werben auch für ihre Dienfte bezahlt. 

Die Bezahlung folgt nach einem befondern Tarif und dient die Yegitima- 
tionsfarte, mit welcher diefe Mannfchaften ſämmtlich verjehen find, zum 
Nachweis des Erfcheinens. Vor der Entlaffung von der Brandftelle 
nehmen die Führer die Karten ab, und wird von Allen, die feine Karte 
abliefern, angenommen, daß fie nicht erfchienen find, danach aber Be— 
zahlung oder Beitrafung bemeifen. 

Für die zuerft im Dienft Exrfcheinenden find befondere Prämien und 
Belohnungen ausgefekt: 

B. Zum Retten. 
d) die Rettungs- oder Steigermannſchaft. 

Dieſe Mannfchaft befteht aus 50 Mann jüngeren, rüftigen und ge— 
wandten Leuten. Ihr Dienft ift freiwillig und unentgeltlich; fie bilden 
unter fich einen Verein, ballotiren über die Aufnahme in den Berein 
und wählen ihren Unterführer felbft. Die Betätigung der Aufnahme 
und Wahlen fteht dem Stadtrath zu. Die Mannfchaft ift in brei 
Seftionen mit je einem Führer und Stellvertreter defjelben-getheilt, an 
der Spite verjelben fteht ein Oberführer mit einem Abjutant zur Seite. 
Ihre Ausrüftung befteht aus forgfältig fihernden Meffighelmen, weißen 
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Drill⸗Waffenröcken und Beinkleivern mit grüner Mbzeichnung, ſtarkem 
Leibgürtel mit Steighafen, Nettungsleine und Beil und einem Feuerzeug 
mit Licht. Ihre ſämmtliche gemeinfchaftlihe Ausrüftung an einem gro- 
pen drei Stocdwerk langen Rettungsfade oder Schlauche, Seilen, 
Stridleitern und vergleichen ift im Fenerrüftungshaufe auf einem Leicht 
fahrbaren Karren gepadt, welcher von einer voraus beftimmten Abthet- 
lung der Mannfchaft an die Branpftelle gebracht wird. 

Ihre Obliegenheit befteht in Rettung von Perfonen und Eigenthum 
aus ben unmittelbar vom Feuer ergriffenen oder beprohten Räumen. 

Ste werden an einem zu biefem Zwed erbauten Gerüft nach ben 
Inftruftionen der Berliner Feuerwehr in dem Gebranch der Yeitern und 
fonftigen: Apparaten militärifch eingeübt und halten während ber ganzen 
günftigen Jahreszeit wöchentliche Uebungen. 

‘Ueber Strafen und Belohnungen und fonftige Dienftangelegenheiten 
— fie ſelbſt nach ihren von der Behörde genehmigten Vereins— 
tatuten. 

d. endlich, die Bergungsmannſchaft, 
beſtimmt zum Weitertransport der von der vorigen Abtheilung geretteten 

Perſonen und Effekten in die Aufbewahrungsplätze und Räumung der 
nur vom Feuer bedrohten Wohnungen, fo weit dies vom Kommandan— 
ten ber Feuerwehr angeordnet wird. In Fällen, wo das Militär aus- 
wärts und fo lange daſſelbe noch nicht in ausreichender Menge erfchie- 
nen, verfieht diefe Abtheilung gleichzeitig mit die Dienfte ver Wachmann- 
fchaft bei Abfperrung der Branpitelle und Sicherung dev geräumten 
Effekten. Lettere find überhaupt der befonderen Obſorge dieſer Abthei- 
fung anvertraut und hat fie auf deren ficheren und gejchligten Trans— 
port umd georbnete, getrennte und forgfältige Verwahrung ihr WAugen- 
merf zu richten. 

Die Mannfchaft befteht aus 100 Berfonen aus dem Beamten, Kauf- 
manns- und folchem Handwerfsftande, welche mit ben Effekten wohl um- 
zugehen wiffen und auf deren Ehrlichkeit man unter allen Umftänden 
bauen kann. Sie find in fechs Sektionen mit je einem Unterführer 
und befien Stellvertreter eingetheilt, an ihrer Spige fteht ein Ober- 
führer nebjt Adjutanten. Ihre Ausrüftung befteht aus einem weißen 
Drillrock und einem Hut, beides mit fichtbaren Nummern und Seftions- 
abtheilungen verfehen. Außerdem find diefelben mit den erforberlichen 
Tragen, Rörhen, Süden, Laternen ꝛc. ausgerüftet, die in verfchiebenen 
Bezirken der Stadt verwahrt und von bejtimmten Mitgliedern zur 
Stelle geſchafft werben. 

Ihr Dienft ift freiwillig und unentgeltlich, fie ergänzen ſich Seftions- 
weife felbjt und forgen auch für ihre perfönliche Ausrüftung. 

Sämmtliche Mannjchaften ber Feuerwehr find mit laufenden Nummern an 
der Kopfbedeckung und mit Karten mit furzer Inftruftion verfehen. 

Neben biefer eigentlichen Feuerwehr beftehen nur noch 
2) zehn verſchiedene Sprigenmannfcaften 
für die in den in der Stadt vertheilten Sprigenhäufern aufbewahrten Sprigen. 

Für jede Sprige find 40 Mann ausgewählt, die im Bezirk jedes einzelnen 
Sprigenhaufes wohnen; fie find nur durch breite verſchiedenfarbige Armbinden mit 
ber Nummer ihrer Sprige abgezeichnet. Iede Mannjchaft hat einen Führer 
und zwei fachverftändige Wehrführer. 
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Diefe Mannfchaften haben ihre Sprigen felbft an die Brandſtelle zu fchaf- 
fen und bort nach erhaltener Inftruftion zu bedienen. Es treten jedoch zunächſt 
nur bie brei zuerſt an ber Branpftelle erfchienenen Spritzen dort in Thätigfeit, 
bie fpäteren werden zur Verhütung der Anhäufung von Perfonen am Orte ber 
Gefahr nicht in den abgefperrten Raum gelaſſen, fie ftellen ſich außerhalb deſſel 
ben georbnet an der Sprite auf und ber Führer läßt feine Ankunft und feinen 
Etandort an deu Kommandanten der Feuerwehr melden, welcher diefelben nad 
Bebürfniß zum Dienft, resp. zur Ablöfung der in Thätigfeit begriffenen Mann: 
fchaften beruft. 

Zwei diefer Mannfchaften, welche größere Zubringer zu bedienen haben, 
verfügen fich mit diefen jofort an bie fir jeden Bezirk im Voraus beftimmten 
Waſſerplätze (Teiche, Baffins, gedämmte Waffer :c.) und vermitteln bier die 
Füllung der Wafjerfüffer zum Transport nach der Branpftelle. 

Sewohl dieje, wie alle übrigen Mitglieder der Feuerwehr find mit genauen, 
gebrudten Dienjtinftruftionen verjehen. 

An der Spige der ganzen Feuerwehr fteht ein Kommandant, dem vier Ab: 
jutanten beigegeben find. Don letteren ift einer ein technifcher Bauverſtändiger, 
ber dem Kommandant zur technifchen Berathung ftets zur Seite zu bleiben bat. 
dem zweiten Adjutant liegt hauptfüchlich die Ueberwachung ber Löfchapparate 
und Ausrüftungen, die Sorge für deren Iuftanphaltung und die Leitung ber re 
gelmäßigen Ablöfungen der Mannjchaften ob, während ver zweite und britte Ab- 
jutaut zu. Ueberbringung der Befehle und Anweiſungen, Austunftserhaltung :c. 
Seitens des Kommandanten verwendet werben. 

Der Standpunkt des Kommandanten ift am Tage mit einer Fahne, in 
ber Nacht mit einer rothen Laterne bezeichnet. 

Außerdem ift noch ein Arzt und ein Chirurg mit den nöthigen Hilfsmitteln 
bei ber Feuerwehr angeftellt, die fich, bis ihre Hilfe in Aufpruch genommen wird, 
bei dem Kommandanten aufzuftellen haben, wo auch in der Regel der Oberbür: 
germeijter und Bolizeidireftor feinen Standpunkt nimmt, weil von bier aus bie 
ganze bienjtliche Thätigkeit geregelt wird. 

Diefe Bedientefte, jo wie die fonft noch thätlich bei einem Brande beſchäf— 
tigten Perfonen, als ber ftäbtifche Bauverwalter und ber Röhrenmeiſter, welche 
die Wafferzubringung mit zu leiten haben und bie Schornfteinfeger find mit 
entfprechenden Abzeichen verjehen, während andere Berfonen, benen der Zutritt 
zur Stelle gejtattet fein muß, 3. B. den Mitglievern der Polizetauffichtöbehörben, 
der Staatsanwaltichaft und des SKriminalgerichts, den Verficherungsagenten und 
Aerzten Baffirkarten ausgehändigt worden find, gegen deren Vorzeigung fie das 
Militär in den abgefperrten Raum gelangen läßt. 

Außer den regelmäßigen Uebungen, welche die Arbeits-, Sprigen-, Waffer: 
transport und Rettungsmannſchaft abhalten, muß jeve Sprigenmannjichaft jühr- 
lich mindeftens zwei Sprigenproben abhalten. Außerdem findet jedes Jahr eine 
Generalprobe mit Probealarmirung ftatt, zu ber, der Verſammlungsort, aber 
nicht die Zeit vorher befannt gemacht wirb. 

Ueber die Brände und jeder Art Proben haben die einzelnen Führer Rap: 
port an den Kommandanten zu erjtatten, ber danach das Weitere anoronet. 
Unter ver Spezialanfficht des zweiten Stabsahjutanten ift ein Materialienauf⸗ 
jeher angejtellt, ver die Injtanphaltung aller ltr alter Feuerlöfch- 
apparate und ber Ausrüftung zu überwachen hat, das Reinigen der Schläuche, 
das Schmieren der Sprigen und Wafjerfäffer, die Füllung ber. Letzteren, bie 
Transportgeräthichaften, deren gehörige Padung die Zugänglichkeiten zu dem 
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Verwahrungsorten und vergleichen zu überwachen hat, dafür bezahlt wird, aber 
auch für jeden Mangel und Fehler verantwortlich fit. 

As Hauptaufbewahrungsort für die Löſch- und Nettungsapparate ift in ei- 
nem höher gelegenen Theile der Stadt ein Feuerrüſthaus erbaut, welches im 
Parterre fechs Fhorflügel mit ſechs fo gemauerten Fahrbahuen hat, daß die Wa- 
gen Leicht, eigentlich won felbjt durch die geöffneten Thore nach Beſeitigung der 
Stügen laufen. Der Raum ift mit Gasbeleuchtumg und Feuerzeug verfehen und 
bie Lem öffnen fich mittelſt eines einzigen Drudes. * ſtehen die Berli— 
ner Schlauchſpritzen mit Zubehör, die Pariſer Pombierſpritzen, ver Geräthichafts: 
farren für die Arbeitemannfchaft und der der Rettungsmannfchaft, ein Wagen 
nit Feuereimern, ein Wagen mit zwei großen Gefäßen zum Unterfegen an bie 
Sangerfprigen und Entleerung der Waſſerfäſſer. Sechs Stück Wafferfäffer und 
ber dritte Theil der Geräthfchaften ver Bergungsmannfchaft. Die oberen Räume 
find zum Aufbewahrung der Mejervefchläuche, deren Reinigung und Trocknung 
und zur Verwahrung jonftiger Reſerveausrüſtungen bejtimmt. Ueber das en 
deſſen Inftandhaltung, Deffnung, Beleuchtumg und Bewachung iſt ein Auffeher 
bejtelft, außerdem find noch drei Schlüffel dazu in der Nachbarfchaft vertheilt. 

Neben dieſem ee find noch in den verſchiedenen Bezirken ber 
Stabt zehn Sprigenhäufer, wortn neben den Sprigen theilweiß Wafferfäffer und 
Geräthe anderer Art verwahrt werden, vorhanden, bie in ähnlicher Weife über- 
wacht werden und wozu in der Nachbarfehaft Schlüffel vertheilt find. Feuer— 
leitern und größere Feuerhafen werden an verfchiedenen offenen Plägen der Stadt 
verwahrt. Die Kundgebung einer Feuersgefahr erfolgt durch die Sturmglocken auf 
den Stabtthürmen, wo ftehende Nachtwachen fich befinden, in der Weife, daß durch 
die Zahl der Sturmfchläge in Abſätzen zugleich der Bezirk der Stadt bezeichnet 
wird, wo das Brandunglüd ſtattfindet; außerdem durch die Feuerſignale des 
Militärs durch die Straßen. Das Stürmen und Allarmiren währt jedoch nur 
fo fange, bis man annehmen kann, daß bie Kunde von der Gefahr in alfe 
Theile der Stadt gebrungen if. Die Richtung des Feuers wird überbem noch 
durch anf den Thärmen ausgehängte Fahnen oder Laternen, je nachdem es zur 
Tag» oder Nachtzeit brennt, angegeben. Die Militärhauptwache, ver Oberbür- 
meijter und Kommandant werden außerdem durch befondere Boten der Nachtpos 
lizeiwache, auf der zugleich ftet8 in Wechſel einige Mitgliever der Feuerwehr anwe- 
fend find, vom Ort der Gefahr in Kenntniß geſetzt. 

Dies in etwas weiteren Umriffen das Bilb des hier fett einigen Jahren 
beftehenden Feuerlöſchweſens, welches fich, wie bereits erwähnt, zeither bewährt 
und namentlich auch dazu beigetragen bat, bem Publikum Vertrauen einzuflößen 
und eine allgemeine Beruhigung während einer Feuersgefahr in den Bewohnern 
berbeizurufen. Der erf e Aufwand, welcher theilweis durch die Munifizenz 
unferes fir Förderung des Gemeinwohls jo beforgten NRegentenhaufes und aus 
* öffentlichen Kaſſen mit beſtritten wurde, betrug unter Benutzung des vor- 
bandenen Materials circa 3000 Thlr., während die Unterhaltung eine jährliche 
Ausgabe von circa 4—500 Thlr. verurfachte. 

Wenn wir vorſtehend etwas jpezieller in bie Befchreibung eingegangen fin, 
fo findet dies gewiß in der Anficht feine Rechtfertigung, dag wenn man die Auf— 
merkſamleit Auf ein nutzliches Imftitut eines Ortes lenken will, dies wenigftens 
ſo detaillirt geſchehen muß, daß diejenigen, welche daſſelbe etwa zum ſter 
nehmen wollen, ſoweit davon in Kenntniß geſetzt werden, daß fie daſſelbe in 
allen einzelnen Theilen kennen lernen und prüfen können. 
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Bevölkerung, Häuferzabl und Steuer: Ertrag der Städte ded Großherzogthums 


Bam ..:; — 
Neubuchow..... 
Krlom .....% . 
Lage so.» . 
Neuflabt . . R 


Berdlin ...:.:. . 
Stavenhagen 

Neulalen 2...» 
Zeifn -o. 0... +° 
Sternberg . ... 


Mahow.....»- R 


Guoien .. =“. * 
— = 25 565 
Hagemw....:. . 
Boigenburg +.» - 





Medienburg: Schwerin 1808 und 1858. 


Bepdllerung: 
1808*. 1858. 
592 1456 
827 1798 
563 1845 
804 1859 
1255 1859 
787 1894 
670 2034 
1101 BE 
1442 2241 
1123 2288 * 
1416 2841 
1429 2411 
914 2420 & 
891 2470 
1032 2471 
1050 2609 
1098 2545 
808 2654 
1117 2615 
1298 2618 
1074 2740 
920 3014 
1054 3100 
1511 3201 
2310 3455 
1518 3457 
2028 3503 
17194 3504 
1044 3547 
1186 3634 
1672 4274 
2347 4429 
2126 4459 
1764 4489 
3116 5181 
3334 6671 
5501 10647 
6219 12875 
8148 21745 
10744 24999 


Häuferzapl: 
1808. 1858. 
101 197 
142 235 
100 221 
151 285 
186 219 
140 231 
130 203 
231 360 
160 215 
221 324 
218 285 
328 325 
158 204 
227 354 
175 257 
235 319 
202 2% 
164 429 
232 322 
181 231 
197 287 
196 348 
251 340 
318 448 
323 375 
263 322 
274 370 
400 570 
272 611 
342 619 
328 b55 
427 544 
346 451 
414 619 
437 491 
608 854 
803 986 
1295 1333 
1020 1626 
2182 2642 


Steuerertrag 
in Thlru. Cour.: 
1808. 1858. 

702 1505 
1308 1736 

470 1226 

877 1585 
1017 2110 

742 2340 

568 1132 
1400 2366 
1694 2733 
1015 2657 
1883 2982 
1476 2924 
1549 2715 
1168 1944 

8% 2064 
1498 3076 
1381 2774 
1117 3720 
1302 2150 
1927 2509 
1531 3009 

758 2627 
1972 4146 
1827 2864 
6251 7463 
2676 4443 
3106 5738 
2318 3531 
1560 4175 
2011 3380 
2568 4368 
33%0 6855 
2760 579 
1780 4932 
3360 6319 
6897 9267 
8674 15807 

14048 32798 

— 84660 


*) Bei der Einwohner⸗Zählung won 1808 find bie Kinder unter fünf Jahren und 
(außer in den größeren Städten Pardim, Schwerin, Waren und Güſtrow) bie Juben micht 
mitgezählt. Im ber neuen Bhlnng find beide mit enthalten, — Die Reihenfolge ber Stäbte 

8 


ift in Obigem nach ber je 


en Einwohnerzahl beftimmtt, 
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Die in ber Anmerkung erwähnte Abweichung in ber Grundlage ber Zählungen läßt 
nun zwar eine genaue Vergleichung nicht zu. Indeſſen hat fi, nach den bier gegebenen 
Zahlen, die Bevölterung im Laufe der leiten fünfgig Jahre 

weniger als verboppelt in ben Städten Boigenburg, Dömitz, Gadebuſch, Grabom, 
Malchin, Nenftabt, Penzlau und Waren. (Unter biefen iſt die Zunahme am geringften in 
Neuftabt, Dömitz und Grabow, wo die Benötterung von 1808 nur um bie Hälfte angewachſen 
if, am flärkfien in Maldin und Waren); 

ungefähr verboppelt in ben Städten Gröpelin, Güſtrow, Lübz, Parchim, Blau, 
Rehna, Möbel und Wismar. (Im Eröpelin beträgt die Einwohnerzahl von 1858 gerade bas 
Doppelte berjenigen von 1808) ; 

mehr als verboppelt in ben Stäbten Brüel, Bitzow, Crivitz, Gnoien, Goldberg, 
Hagenow, Laage, Neubudow, Ribnig, Roftod, Schwerin, Sternberg, Sülz, Teſſin, Teterow 
uud Warin; 

faft verbreifagt in den Städten Neulalen unb Gtavenhagen; 

ungefähr verbreifadt in ber Stabt Marlow; 

mehr als verdreifacht im ben Städten Grenesmühlen, Kralow, Malchow, 
und Schwaan (bie ſtärkſte Zunahme zeigt Grevesmählen mit faft 245 pct. 

Die minbeft bendfferten Stäbte (unter 2000 Einwohner) ‚find jet: Warin, Neubudom, 
Krakow, Laage, Neuftabt, Brüel. 

Die mindeft bevöfferten Stäbte (unter 1000 Einwohner) waren 1808: Kralow, Warin, 
Marlow, Brüel, Laage, Schwaan, Neubudow, Neulalen, Stavenhagen. 


Die Zunahme der Bevölkerung in Schwerin beträgt etwa 167; bie in Roſtock beinahe 
188 p&t. 

Was die Häuferzahl betrifft, jo gab es 1808 Gtäbte mit weniger als 200 Hänfer 14, 
1858 nur eine (Warin). Städte von 201 bis zu 300 Häufern gab es 1808 elf, von welchen 
jetzt noch zwei (Babebujdh und Sülz) fidh im berfelben Kategorie befinden; 1858 gab es deren 
13. Bon ben 7 Städten von 301 bis zu 400 Häufern, die 1808 vorhanden waren, find zwei 
noch in derjelben Kaffe, BPenzlin und Grabom; jet gehören hierher 11 Städte. Zwiſchen 
401 und 500 Häufern gab e® 1808: drei, 1858: vier, zwifdhen 501 und 600 Häufern 1808 
feine, 1858: 4, zwiſchen 601 und 700 Häufern 1808 eine, 1658: 2, nnd von mehr als 700 
Häufern 1808: vier, 1868: fünf Stäbte, 

Die ſiärkſte Zunahme zeigt Hier Schwaan mit faft 162 pEt., vemnähft Green es. 
mäblen mit faft 12 pEt., und Krakow mit 121 pCt. 

In Betreff des Steuer-Ertrages lönnte eine genauere Ermittelung ber Zunahme nur 
mit Berüchſichtigung bes geänderten Kontributions:Mobus, und mit Zugrunbelegung einer 
mehrjährigen Durchſchnittszahl aus beiden Perioden berausgeftellt werben. Im Allgemeinen 
aber kann bemerkt werben, daß der Steuerertrag ſich vermehrt hat 

foft um das Doppelte in Golbberg, Güſtrow, Laage, Marlow, Parchim, Penzlin 
und Waren; 

um mehr als das Doppelte in Bükom, Lübz, Maldin, Neuftabt, Schwerin, Stern- 
berg, Sülz, Teſſin, Warin und Wittenburg; 

fat um das Dreifadhe in Teterom; 

um mehr als das Dreifade in Brüel, Grevesmühlen, Kralow, Malchow und 
Schwaan. 
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Die Kommunal: Abgaben in der Stadt Eüftein 
(in ven Jahren 1855, 1856 unb 18657). » 

Die Kommunal » Bebürfniffe der Stabt werben auf verſchiedene Weiſe aufgebracht, näm- 
lich durch Grund-Servis, burdh eine Kommunal-Eintommenfteuer, durch Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
flener-Zufchläge, durch Hunbefteuer und durch eine Abgabe für Luftbarkeiten, Zu den Kommu- 
nalabgaben gehören aud bie Einzugs+ und Hausftandegelber. 

I. Grund⸗Servis. 

Der Grunbjervis ift eine Staatsabgabe, welche die Stabt mit 1500 Thir. jährfih an 
bie Königl. Kaſſe zu entrichten hat, bie aber in Gemäßheit des $. 6. bes Abgabengeſetzes vom 
80. Mai 1820 von den ftäbtifhen Grunbbefigern wieder aufgebracht werben muß, Die Ber- 
theilung biefer Abgabe auf die einzelnen Grunbbefiger geſchieht nach folgenden im Jahre 1833 
aufgeftellten Grundfägen : 

a) Die Häufer find je nach der Größe und ber Zahl, refp. dem Miethswerthe ber im 
benfelben vorhandenen Wohnungen in 6 Klaſſen getheilt. Der Servis beträgt für 
ein Haus 1, Klaſſe 6 Sgr., 2: Maffe 5 Sgr., 3. Klaſſe 4 Sgr., 4. Klafle 3 Sgr., 
5. Mafje 2 Sgr., 6. Maffe 1 Sgr. Gehört zu einem Haufe noch ein Hinter ober 
Nebengebäude, welches zu Wohnungen benugt wird, fo wird ſolches außer bem 
Haupt-Gebäube wenigftens in Klaſſe 6. noch beſouders veranlagt; 

b) von jedem am rechten ober linten Oderufer belegenen Morgen Wieſe ift jährlich 
4 Sgr. zu entrichten ; 

e) von dem Morgen Aderlandb if, wenn er am linken Oberufer liegt, 4 Sgr., und 
wenn er im der kurzen Borftabt belegen if, 1 Sgr. zu entrichten. 

Im Laufe der Jahre hat fih durch Maffen-Berfegungen, und in Folge neuer Anfiebe- . 
lungen die Einnahme an Servis in der Art vermehrt, daß fie die an ben Staat abzuführenbe 
Quote wefentlich überſteigt. Die Solleinnahme betrug unter VBerüdfictigung der Zu- und 
Abgänge: 

pro 1855; 1763 Thlr. 20 Sgr. 3 Pf., 
” 1856: 1759 " 24 u 
„ 187:108 „ 2 — u 
I. Die Kommunal-Einlommenfteuer 
befteht feit dem Jahre 1833. Das von der Königl. Regierung im Jahre 1856 geftellte Ber- 
langen, „die Erhebung von Zufchlägen zur Klaſſen- und MHaffifigirten Eintommenfleuer an bie 
Stelle der Kommunalfteuer zu ſetzen,“ hat biefelbe aus ben von ber Stabtverorbnetenverfamm- 
lung gegen die Dedung des ſtädtiſchen Bebilrfniffes, durch die gedachten Zufhläge geltend ge- 
machten Gründen wieber fallen laffen, aber die Entwerfung und Einreihung eines Kommunal- 
Eintommenfteuer-Regulativs verlangt. 

Das Einnahme-Sol an Kommunal-Einlommenfteuer betrug incl. Zu- und Abgang: 
pro 1855 2417 Thlr. 7 Pf.; pro 1856 3062 Thlr. 25 Sgr. 11 Pf.; pro 1857 3386 Thlr. 
6 Spr. 4 Pf. Bon diefer Steuer traf auf den Kopf der Bendtkerung unter Zugrunblegung 
ber aus der Klaſſenſteuerliſte hervorgehenden Seelenzahl ber betreffenden Jahre: 1855 10 Sgr. 
Yas Pf., 1856 12 Sgr. Pf., 1857 13 Sgr. 1/3 Pf. 

II. Mahl» und Schlacht-Steunerzuſchlag. 

Diefer Zufchlag, fog. Kommunal-Steuerzufchlag beträgt 50 pCt. Die den Bewohnern 
ber innern Stabt, jowie den Bädern der Borftäbte aus demſelben früher gewährte Bergütigung 
von jährlich 500 Thlr. iſt vom 1. Januar 1856 in Wegfall gelommen. Es find an Kommu- 
nalſteuerzuſchlag eingelommen 1855 8568 Thle. 6 Sgr. 5 Pf., 1856 4230 Zhle. 3 Sgr., 
1857 4392 Thlr. 10 Sgr. 4 Pf. 

Nah S. 3. ber Städte-Orbnung vom 80. Mat 1858 follen Militair-Speife-Einridhtun- 
gen und Ähnliche Anftalten von den Berbrauchöftenern befreit bleiben. Es muß biefen Anfalten 
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daher ber für das darin konſumirte Fleisch und Mehl eutrichtete Kommunalſteuer-Aufſchlag zur 
Mahl» und Schlachtſteuer Seitens der Stabt zurüderftattet werben. An bergleihen Erftattun- 
gen find gezahlt im Jahre 1855 213 Thlr. 19 Sgr. 1 Pf., 1856 272 Thlr. 25 Sgr. 8 Pf., 
1557 206 Thr. 12 Sgr. 3 Pf, Hierbei ift zu bemerken, daß mit dem 1. Yan. 1857 die Rück⸗ 
erftattung an den Vorſtaud der Offizier-Speifeanftalt aufgehört hat, weil der Magiftrat auf das 
Minifterial-Reftript vom 7. Februar 1825 aufınerffam wurbe, welches bie Offigier-Speifean- 
flaften von der qu. Begünftigung betreffs des Rommunal-Steueranffchlages ausdrücklich aus» 
fließt. Werben num dieſe RNüderftattungen von ber machgemwiefenen Einnahme an Kommu— 
nalftener-Zufchlag in Abzug gebracht, fo bleibt reine Einnahme: 1855: 3854 Thlr 17 Sgr., 
1856 3957 Thlr. 7 Sur. 4 Pf., 1857 4185 The. 238 Ser. 1 Pi, Bon diefer Steuer traf 
auf den Kopf der Bevollerung 1855 14 Sgr. '!as Pf., 1856 17 Sgr. VPf., 1857 18 Sgr. 
Yso Bf. 





IV. Önnbe. Steuer. 


Diefe zur Berminderung der Hunde auf Grund der Allerh. Kab.-Orbre vom 29. Ahril 
1829 eingeführte Abgabe fließt zur Armenkaſſe. Die Soll-Einmahme betrug 1855 86 Thlr., 
1856 74 Thlr., 1857 126 Thlr. 15 Sgr. 


V. Abgabe für Luftbarleiten, 


Geſetzliche Beſtimmungen geftatten, bie öffentlichen Tanzluftbarleiten mit einer zur Orts- 
Urmentafje fließenden, von dem betreffenden Wirthe zu entrichtenden mäßigen Abgabe zu bele- 
gen. Diefer Abgabe unterliegen auch Wirthe, bei denen gefchloffene Gefellichaften Kanzvergnü- _ 
gungen abhalten. Die hier beftehenden geſchloſſenen Geſellſchaften zahlen firirte Beiträge. Die 
einzelnen Tanzwirthe entrichten für die Zanzerlaubniß bis 10 Uhr Abends 10 Sgr.; über 10 
Ubr 20 Sgr. Es find an biefer Abgabe eingelommen: 1855 79 Thlr., 1856 63 Thlr. 
20 Sgr., 1867 78 Thlr. 10 Ser. 


VI. Einzugs- und Hausſtandsgeld. 

Das über die Erhebung des Einzugs- und Hausftandsgelde® unterm 27, Oftober 1853 
entworfene und vem 2. Novbr. ej. a. beflätigte Negulativ ift im Jahre 1858 revidirt, reip. 
nen aufgeftellt worben, und zwar in Beranlaffung einer minifteriellen Beftimmung, nad wel⸗ 
der das Hausflandsgelb nicht nur bei der Erwerbung eines Wohnhaufes, oder beim Beginn 
eines Gewerbes oder Kunftbetriebes, wie das alte Regulativ feſtſetzte, ſondern bei jeder Begriln- 
bung eines ſelbſtſtändigen Hausftanbes überhaupt zu entrichten fei. 

Außerdem find ale neun in das revibirte Regulativ folgende Beftimmungen aufgenom- 
men: Stundungen und Terminaljahlungen des Einzugs- und Hausſtandsgeldes find unzuläffig. 
Wer feinen Wohnſitz von Cüftrin verlegt, und länger als ein Jahr auswärts bleibt, zahlt, 
wenn ex zurücklehrt, dad Einzugsgeld. Bon der Entrichtung des Hausſtandsgeldes ift Jeder 
befreit, der bereits am feinem früheren Wohnorte einen Hausfland gegründet hatte. Es find 
eingelommen a) an Einzugsgelb: 1855 510 Thlr., 1856 455 Thlr., 1857 690 Thlr.; b) an 
Hausftanbsgelb : 1855 171 Thlr., 1856 195 Thlr., 1857 216 Thlr. 

Zum Schluffe mag hier noch einer ber Stabtlaffe zufließenden Einnahme gebacht werben, 
bie zwar feine Kommunal-Abgabe if, aber im gemiffer Beziehung zu berfelben fleht. Es ift 
Dies das den mahl- und fchlachtfieuerpflichtigen Städten durch das Gefe vom 6. April 1848, 
reſp. 1. Mai 1851 zur Berwenbung für Kommunalzwecke überwiefene Drittheil des Nobertrages 
der Mahlſteuer. Es find davon eingelommen: 1855 1338 Thlr. 14 Sgr. 1 Pf, 1856 
1628 Thir. 16 Ser. 9 Pf., 1857 1672 Thlr. 29 Sgr. 4 Pf. 
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Berwaltungsberiht der Feuerwehr zu Memel für das Jahr 1868.- 

Es ift wohl nicht im Abrebe zu ftellen, daß bie eigenthlimlichen Berhältuifje, unter 
denen bie erfte Feuerwehr des preuß. Staates, bie Berliner, geſchaffen wurde, bie ſehr bebeu- 
tenben Koften, welche biefelbe zu ihrer Unterhaltung noch flet® erfordert, jo wie bie. Stellung, 
in welche die Berliner Kommunal-Behörden andern Behörden gegemüber durch biejelbe oft- 
mals gelommen find, im Allgemeinen an vielen Orten eine für die Errichtung eines ſolchen 
Inſtituts nicht günftige Meinung hervorgerufen haben, indem man zwar bie große Nütlicpleit 
eines georbneten Feuerlöſchweſens allgemein anerlennt, dabei jedoch ber Auficht il, baß bie 
Koften einer Feuerwehr mit ihrem Nugen für gewöhnlich im nicht richtigem Verhältniſſe ſtehen 
und daher die Einführung verjelben für Provinzialftäbte nicht geeignet ſei. Wenngleich hier 
die Anſicht nicht weiter ausgeführt werben fol, daß durch richtige und angemefjene Bertheilung 
der duch Einfliprung von Feuerwehren entftehenden Koften auf alle biejenigen Faltoren, melde 
bei einer folden Einführung ein großes Iutereffe haben, als: ber Staat, die Kommunen, bie 
Käbtifgen und länblihen Keuer-Gozietäten und die Feuer-Berfiherungsgeiellihaften, die nöthi- 
gen Mittel, fih ohne große Mühe beſchaffen laſſen würden, jo glauben wir bod, dem Borur- 
theil ber zu großen Koftipieligleit vor Feuerwehren ſchon durch bie machfolgenden Notizen, 
welche bem vorjährigen Berwaltungaberiht der biefigen Feuerwehr entnommen find, in fofern 
begegnen zu können, als biejelden zur Evidenz beweifen, daß jelbft mit micht bebentenden Mit- 
teln eine brauchbare Feuerwehr geichaffen und verwaltet werben lan. Außerdem halten wir 
bejonbers ben gegenwärtigen Zeitpunkt zur Beſprechung von Fenerwehr- Angelegenheiten für ge- 
eignet, weil durch bie letthin bereits im einigen Fällen erfolgte und zu weiteren Hoffnungen 
berechtigende Rüdgabe der Polizei» Verwaltungen an bie Kommunen, leteren zu einem ganz 
ſelbſtſtändigen Vorgehen in biefem Verwaltungszweige Gelegenheit geboten worben iſt. "Auch 
in biefer Beziehung bieten bie biefigen Verhältniffe eine Analogie, indem hier die Polizei fäb- 
tiſch und biefer Umftand in der Weife praftiih benutzt worden ift, daß man dem Polizei» Iu- 
ſpeltor auch das feiner Stellung ſehr paßlihe Amt des Dirigenten der Feuerwehr übertragen hat. 

Der Berwaltungsbericht enthält num im Weſentlichen folgende Mittheilungen : 

Die Feuerwehr wurde, nachdem ihre Einführung bereits kurz nach dem im Oltbr. 
1854 flattgehabten großen Brande von den Kommunal Behörben befchloffen worben war, am 
1. Januar 1856 duch Anftellung der Mannfhaften fattiih ins Leben germfen, nachdem ſchon 
vorher ihre Organifation, die nötbigen Baulichkeiten und fonftigen Ginrichtungen vorbereitet 
waren. Diefelbe hat feit ihrem breijährigen Beftehen allen vorgelommenen Bränben wirffam 
wiberftehen und fie in kurzer Zeit überwältigen lönnen, fie hat ſich auch dadurch mütlich be- 
wielen, daß ſchon im erften Jahre ihrer Thätigleit 3 Branbftiftungsfälle Lonftatirt werben 
konnten und fpätere Inbuftrie-Brände, welche, wie man anzunehmen berechtigt ift, früher öfters 
ftattgehabt haben, nicht vorgelommen find. Sie hat ferner auf das Sinken der Prämien flir 
Feuer-Berfiherungen fehr günftig gewirkt und erfreuet fi) des Bertrauens ber Einwohnerſchaft. 

Die Fenerlöſch-Deputation. Während bie laufende Verwaltung ber Fenerwehr 
und bie Berwenbung ber buch ben Etat normirten Gelber allein dem Brand-Infpeltor obfiegt, 
werben bie etwa nöthigen organifhen Aenberungen, die Beihaffung newer Geräthe und fon- 
ſtige wejentlihe Angelegenheiten von ber Feuerlöſch⸗Deputation bevathen, welche aus bem Ober- 

‚ bürgermeifter als Borfigenden, dem Branb-Infpeltor, dem flellvertretenden Brand-Infpeltor, 
den Branbmeiflern und einem Bürger-Depntirten befteht. Diejelbe hat im lebten Jahre ur 
eine geringe Anzahl Sitzungen gehalten, da die Verwaltung nunmehr vollſtändig georbnet ifl 
und wenig Brände flattfanden, mithin Material zur Berathung nicht öfter Yorlag. 

Das Perſonal betreffend, fo haben im Folge von Entlafjungen eines Ober-Feuer- 
manns und von 4 Feuermännern Neubefegungen biefer Stellen flattgefunben, jeboch mit we- 
fentlihen Mobifilationen gegen die urfprängliden Engagements-Bebingungen. Der neu ange- 
ſtellte Oberfeuermann erhält, während bas für ben Oberfenermann ausgewworfene Gehalt 25 Thlr. 
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monatlich being, mir 23 Thlr., und bie neu amgefteliten Feuermänner erhalten ftatt eines 
Gehaltes von 18 Thlr,, monatlih nur 16 Thlr.; auch find biefelben nicht auf Lebenszeit und 
mit Benfions-Berechtigung, ſondern auf breimonatlihe Kündigung angeftellt. 

Ihrer erlernten Profeifion nach befinden fih zur Zeit unter den aus 2 Oberfeuermän- 
nern und 8 Feuermänuern befieheuden Stammmannjdaften 2 Maurer, 2 Zimmerleute, zwei 
Tiſchler, 2 Stellmacher, 1 Schloffer und 1 Schornfleinfeger. 

Unter dem übrigen Perfonal, beftehend aus 24 Sprigenmeiftern, 2 Wafjermeiftern, 20 
Bumpern, 10 Maurern, 10 Zimmerleuten, 7 Kämmereilutjhern und 5 Hülfskutihern, haben 
feine wefentlichen Beränberungen ſtattgefunden. 

Bezüglih der Geſpanne hat ſich gegen das Borjahr Nichts geäubert, indem fowohl bie 
14 Kämmereipferbe, von benen ſtets 4 nebſt zwei Kutfchern während ber Tageszeit und 8 nebft 
4 Kutſchern zur Nachtzeit auf Feuerwache waren, als aud bie bameben noch miethsweife enga- 
girten 4 Pferde wie bieher im Branbfalle thätig waren. 

Baulihleiten. Durch Berbeirathung mehrerer Feuermänner war ein Mangel an 
Dienftwohnungen entftanden, welchem duch Einrichtung einer Wohnung für einen Feuermann 
in dem unmittelbar neben ber Fenerwache belegenen Kaftellansgebäude abgebolfen wurbe. 

Löſchgeräthe. Da ber bisherige, aus 70 Stüden, a 50 Fuß = 3500 Fuß befle- 
bende Borvath von Schläuchen für alle Fälle nicht ausreichend ſchien, fo wurde derſelbe durch 
Neubeihaffung von 300 Fuß Gummiſchlauch und 300 Fuß Hanfihlaud, jo wie durch vier 
Gummi ⸗Saugeſchläuche vermehrt. Weitere Nenbeihaffungen wurden nicht vorgenommen, ba- 
gegen einige Heinere Berbeflerungen an ven vorhandenen Löſchgeräthen eingeführt. 


Telegraph. Da bie zwiſchen ber Feuerwache und bem Kämmereihofe fattfindenbe 
große Entfernung unb bie Abgelegenheit des legteren das Erſcheinen ber dort wohnenden Rut- 
fer mit den mit auf Feuerwache befindlichen Pferden im Brandfalle öfter verzögert hatte, 
biefe Geſpanne aber für die beim feuer jo wichtige Wafferzufubr beftimmt find, fo wurbe eine 
telegrapbifche Berbinbung beider Punkte durch eine 240 Ruthen lange oberirbijche Peitung aus- 
geführt. Im ber Wachtftube der Feuerwehr befindet fi ein MWederknopf und im Schlafzimmer 
bes Kämmereiaufiehers ein Weder-Apparat, welcher bei der Berührung bes Kuopfes fih in Be- 
mwegung fest. Das Erjcheinen ver Pferde vom Kämmereihofe auf der Feuerwache, wofelbft bie 
von ihnen zu befpannenden Mafjergeräthe ftehen, ift durch biefe Anlage bis auf die geringe 
Zeitdauer von 6 Minnten abgekürzt worben. Die Koften biefer Einrichtung haben 224 Thlr. 
7 Sgr. 8 Pf. betragen, von denen 177 Thlr. I Sgr. 8 Pf. durch freiwillige Beiträge feiten® 
der hierzu aufgeforderten ener-Berficherungsgefellichaften bereits gebedt find; bie Dedung bes 
Reſtes ſteht in Ausſicht. 

Thätigkeit ber Feuerwehr Auch im dieſem Jahre lag ben beſoldeten Stamm- 
mannfhaften neben dem Wacht- und Feuerdienſt die Beauffihtigung bes Oeffnens ber beiben 
Zugbrüden über ven ſchiffbaren Dangefluß und die Annahme der Stenerquittungen von ben 
Schiffen und Kähnen ob, und die Oberfenermänner hatten wie bisher, die Beauffihtigung der 
Lagerungen anf den fläbtifhen Bohlwerlen. Während der mehrmonatlihen Erkrankung eines 
ſtädtiſchen Exelutors wurde das Amt beffelben durch einen Feuermann verjehen, und ebenfo 
mwurben aubere zur Aushülfe bei Kanzlei» und Boten-Dienften benukt. 

Der Eintritt der neuen Feuermänner machte umansgefegte Erercierübung nothwendig 
um fie für ihren Dienft auszubilden; auch die Uebungen ber Spritenmeifter, jo wie mehrfache 
Probefahrten der Kutſcher mit den Train’ ber Löichgeräthe fanben währen der Sommer- 
monate ftatt. 

Appelle ver geſammten Mannfchaften fanden zwei Mal flat. Nächtlihe Allarmirungen 
der Feuerwache, um ſich von dem bereiten Zuftande der Mannſchaften, Pferbe und Geräthe 
Ueberzeugung zu verichaffen, wurden von bem Branb»Iufpeltor, reſp. deſſen Stellvertreter im 
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Laufe des Jahres 20 vorgenommen. VBefichtigungen ber Einrichtungen ber Feuerwehr durch 
angefehene frembe Perfonen fanden 4 ftatt. Im Folge von Feuermeldungen rüdte die Bener- 
wehr bei feuern 7 Mal, und bei blindem Lärm 3 Mal aus, Feuer außerhalb ber Stadt, bei 
denen bie Feuerwehr zum Abrüden bereit war, fanden 6 ftatt. Bon ben Fenern in ber Stabt 
erreichte fein einziges eine größere Bebeutung, obgleich das eine während bes Sommers auf 
einem Schiffsbauplatz ausgebrochene wegen ber vielen anf dieſem Platze lagernden brennbaren 
Gegenftände, ber im Bau begriffenen Schiffe u. f. w. bei ber großen Dirre leicht einen ge 
fährlihen Umfang hätte nehmen können. 

Koften der Feuerwehr. Der Unterhaltungs-Etat warf aus: 
Tit. J. Befoldungen . . . . . . 3456 Thlr. 
„ DD. Belleivun . . . 500 „ 
„ IM. Unterhaltung ber Geräthe x. 300 „ 
‚„ IV. Koften bei Bränden . : 780 
„V. Ererzirübungen . . .. 156 „ 
» VI. Insgemein . » » » 2. ..808 „ 


Summa 5500 Thlr. 
Die wirkliche Ausgabe hat betragen: 
ad Zit. I. Befoldungen . » » . . . 8312 Thlr. 24 Sgr. — Pf. 
„ „ IL Belleivung a Pe Te 4 
„ LI. Unterhaltung bee Gerathe ıc.. 556 „ 10 „ 6,” 
» » IV. Koften bei Bränden » . » ». 288 „ 0 „u  -u 
or V. Srerzierübungen . x... 2 „2 „. 6. 
„ m VL Sutgmdn. - . 0 0: co HM. 1. 0, 


Summa 4945 Thlr. 13 Sgr. 9 Pf. 

Es find fomit gegen den Etat gejpart worden: 554 * 16 Sgr. 3 Pf. 

Zu ben einzelnen Titeln ift Folgendes zu bemerken: 

ad Tit. I. Beſoldungen. Die vorgelommene Sefparnif von 143 Thlr. 6 Sgr. ift 
burch das betreffenden Ortes bereits erwähnte heruntergeſetzte Gehalt der nen angeftellten Ober» 
und Yeuermänner entſtanden. | 

ad Tit. 1. Bekleidung. Durch bie möglichſte Delonomie ift e8 gelungen, hierbei 
ein Erſparniß von 74 Thlr. 10 Sgr. zu machen, und dabei noch bie Feuerhandwerler und 
Pumper, denen etatsmäßig feine Dienfilleidung, fondern nur ein Dienflabzeihen zufteht, mit 
einer folhen aus Kittel und Mütze beftehenden Kleidung, meift aus den abgelegten Garnituren 
der übrigen Mannfchaften, verfehen zu können. 


ad zit. 11. Unterhaltung ber Geräthe. Die bei biefem Titel vorgelommene 
Ueberfreitung von 255 Thlr. 10 Sgr. 5 Pf. motivirt fi vollſtändig durch die Neubeichaf- 
fung ber an betreffender Stelle ſchon erwähnten Löſchgeräthe (Schläuche ꝛc.) 

ad Tit. IV. Koften bei Bränden. Die bier gemachte Erſparniß von 496 Thlr. 
20 Sr. ift eine Folge der nicht häufig vorgelommenen Brände, 


ad zit, V. Ererzier-Uebungen. Es find erfpart worben 113 Thle.7 Ser. 6 Pf., 
weil die nicht permanent befoldeten Mannfhaften (Sprigenmeifter :c.) fi im bem wenigen 
Uebungsſtunden eine® Eifers und einer Anftelligleit befleißigten, welhe eine öftere Wieberho- 
fung ber Uebungen um fo weniger nothwenbig machten, al® bei bei geringern Bränben feine 
Gelegenheit war, bie etwanigen Mängel Einzelner ganz fpeziell beurtheilen zu können. 

ad Tit. Vl. Insgemein. Diefer Titel if nicht nur abfoloirt, fondern um 16 Thlr. 
16 Sgr, 10 Pf. überſchritten worden. Es erklärt ſich dies aus dem Umflamde, daß die Koften 
für Heizung und Erleuchtung der Wachlokale dev Feuerwehr bisher zuſammen mit allem übrigen 
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für den Stabthaushalt nothwendigen Heizungs» und Exrleudtungs-Material beichafft und vers 
vechnet worben waren, während fie nunmehr auf ben Etat ber Feuerwehr 
fr Od... ... 0.180 Dir 
für Holz ⸗ Kohlen u 0.08 60 7) 
in Summa mit 210 Tplr. 
übertragen worben find, ohne daß biefe Uebertragung im Etat vorgejehen mar. 
Zur Ermittelung ber wirllichen Unterhaltungsfoften der Feuerwehr im vorigen Berwal- 
tungsjahre, fo wie ber ferneren Unterhaltungstoften berfelben für die Zukunft wilrbe folgende 
Berechnung maaßgebend fein: 


Verausgabt find im verfloſſenen Jahre .. .. rot. 4950 The, 
davon find als einmalige und nicht wieberfehtenbe Ausgaben in Abzug 
zu bringen: 


1) Für Neubeihaffung von Schläuden x. . . . 275 Thlr. 
2) Für Druck und Einband der Inftruftionsbüherr 25 „ 





300 ” 


verbleiben: 4650 Thlr. 
Dazu kommen bie Koften für die in Folge ver Errichtung der Feuer⸗ 
wehr gejhehene Vergrößerung des Kämmerei⸗Fuhrweſens, welche auf 
einen andern Titel des Stabihaushaltes gebucht find, mit: 
1) Zwei Kutfcher-Gehalt a 144 Ehlr. . . . . 288 Thlr. 
2) Bier Pferde-Fonrage & 100 The. . . » . 400 „ 
8) Sulbeldla &o - «sa 0 2 2 0 5 5 BB. 





700 Thlr. 


Summa 5350 Thlr. 
Davon geht ab als eigenthümliche Einnahme der Feuerwehr ber jähr- 
liche Beitrag ber Kommune Bommels Vitte zur Stabtlaffe in bie 
bort übernommene Löfchverbinblihleitt - » «2 2 0.0. 50 „ 


Summa Summarum 5300 Thlr. 


Es — demnach dieſe Summe als diejenige zu betrachten fein, welche für bie jährliche 
Unterhaltung ber Feuerwehr genügt, voransgefett, daß nicht zu häufige und große Brände in 
dem Berwaltungsjahre ftattfinden. 

Schluß. Dem vorftehenden Berichte würden noch folgende die Feuerwehr angehende 
Ereigniffe hinzuzufügen fein. 

Der Branbinfpeltor wurde feinen Dienſtpflichten ſowohl durch eine längere Reife ent- 
zogen, als auch zu biefem Zwecke beurlaubt, um einer Aufforderung bes Magiftrats zu Danzig, 
demfelben bei Organifation einer Feuerwehr daſelbſt behilflich zu fein, zu genügen; feine Ge- 
ſchäfte wurden während biefer Zeit buch dem ftellvertretenden Brand-Infpeltor geführt. Am 
13. Auguft wurbe die Feuerwehr mittelt Telegramms zur Löſchung eines in Tilſit ausgebros 
cheuen großen Feuers aufgefordert, und biefer Aufforderung aud durch Mobilifirung eines De— 
tachements Folge gegeben. Da jebod vor der Abfahrt ein zweites Telegramm eintraf, wonach 
man bes Feuers Herr geworben war, fo unterblieb die Erpebition, zu ber beflimmt waren 
1 Branbinfpeltor, 1 Oberfeuermann, 3 Beuermänner, 9 Sprigenmeiftler, 3 Sprigen, 1 Waſſer⸗ 
zubringer und ein Zug von 6 Rädertienen. — Nidt nur, daß dem Magiftrat vielfahe Requi- 
fitionen von auswärtigen Behörden Betreffs ber biefigen Einrichtungen zugingen, je wurbe auch 
auf Anfuhen des Magiftrats zu Danzig ein zum Oberfenermann für bie dort zu errichtende 
Feuerwehr beftimmter Beamter bei der biefigen Weuerwehr einen Monat lang ausgebilvet und 
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mit allen in fein Amt einſchlagenden Pflichten möglichft bekannt gemacht. Schließlich ift zu be» 
merlen, baß bie bereits früher ausgearbeiteten und benutzten Inftruftionen für bie Dienftver- 
richtungen der einzelnen Beamten, nachdem fie auf Grund ber mehrjährigen Erfahrung nunmehr 
mit ber Praris vollftändig in Einklang gebracht worben find, gebrudt und bie nöthigen Erem- 
plare an bie Mannfhaften ausgetheilt worben find. 

Soweit ber Berwaltunge-Bericht, dem wir nur noch zum Schluß die Anfiht hinzufügen 
wollen, daß bie hiefige Feuerwehr zur Zeit wohl die geeignetefle ift, um fie als Borbild für 
folge Einrihtungen in Provinziaffläbten zu benugen, da bie Berliner in allen ihren Dimen- 
fionen für einen folden Zwed zu großartig ift, die Königsberger, Danziger und Breslauer 
aber noch nicht völlig organifirt find. Leider begünftigt die ifolirte Lage unferer Stabt eine 
Befihtigung an Ort und Stelle nicht; es ift aber mit Beflimmtheit anzunehmen, daß ber 
Magiftrat jeglicher Requifition, die hiefigen Feuerlöſch-Einrichtungen betreffend, bereitwillig ent- 
ſprechen werde, 





Statiſtiſche Nachrichten über die Stadt Eilenburg, Kreis Delitzſch, 
Regierungs-Bezirt Merjeburg. 
Nah der im Dezbr. v. I. vorgenommenen Vollszählung zählt bie Stabt gegemmärtig 
10,043 Einwohner, bat fi mithin gegen bie Zählung im Jahre 1855 um 142 Seelen vermehrt. 
An Gebäuden zählt die Gefammtftadt Eilenburg (d. i. einfhließlih ber im Jahre 1856 
mit derfelben vereinigten früheren 6 Amtsvorfläbte Hinterftabt, Torgauer Steinweg, Sand, 
Leipziger Steinweg, Ziheppebende und Thal 31 öffentliche Gebäude und zwar: 4 Kirchen unb 
Bethäufer, 7 Schulpäufer, 7 Armen» und Krankenhäufer, 1 Rathhaus, 1 lanbesherrliches Schloß, 
11 Kommtunal» und geiftlihe Gebäude, und 2868 Privatgebäube; nämlich 699 Wohnhänfer, 
184 Fabrifgebände und Deühlen, 1985 Ställe, Scheunen, Schuppen und Nebengebäube. 
Unter ven 10,043 Seelen befinden fid: 
a) Kinder vor vollenbetem 5. Sabre. . . 676 Knaben, 677 Mäbchen, 
b) vom 6. bißzum 14. Jahre. . . . 119 „ 1128 „ 
0) u» 2 vn 1% m ee. 489 Perfon. 466 Perf, weibl. Geſchl. 


mi. Geſch. 
d) — 20. [23 24. 1 . ° 9 « 293 " 385 " " [73 
De ee Bee 469, „ 6b49, J 
t) " 33. [TE 45. 2 0 BEE DE: 822 "no 921 2 " " 
g) " 46. " " 60, " ® + . ® 708 „# " 707 [2 " „ 


h) über 60 Jahre lt - - - oo oo U. mn BB oe ” 


Summa 4877 P. m. G. 5166 Perf. weibl, Geſchl. 

In der Ehe leben 1742 Perſonen männ!., 1762 Perſonen weibl. Geſchlechts; 20 Ehe⸗ 
männer waren zur Zeit ber Zählung auswärts beſchäftigt. — Dem Religionsverhältniffe nach 
find zur Zeit bier 8891 evangel. Ehriften, 142 Kathofifen und 10 Juden. — Die Zahl ber 
Blinden beträgt 142, bie der Taubftummen 2, 

Der Biehftand befteht gegenwärtig aus 194 Pferden, 2 Ejeln, 8 Stieren, 8 Ochfen, 1% 
Kühen, 31 Stück Jungvieh, 493 Schaafen, 186 Ziegen, 422 Schweinen. 

Die Beftrebungen ber biefigen ftädtifchen Behörden, die Stadt Eilenburg mit dem norb- 
deutſchen Eifenbahnneße in direlte Berbindung zu ſetzen, find mit ernentem @ifer wieber auf- 
genommen, ımb haben bei ben mit intereifirenden Stäbten, Korporationen ımb Privaten leb⸗ 
bafte Theilnahme und Unterflügung gefunden. Daß fih zur Anftrebung einer Eifenbahnlinie 
von Halle iiber Eilenburg und Torgau nach Hamsdorf gebildete Komitee fteht jetzt in Begriffe, 
bie Nivellirung, Kartirung und Beranfhlagung dieſer Bahnlinie ausführen zu laffen. 
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Das in Eilenburg feinen Endpunkt findende, im Jahre 1849 begonnene Unternehmen 
eines Aktien» Chauffeebaues von Frankfurt a. d. O. bis hierher zur Herftellung einer fichern 
Berlehroſtraße zwiſchen Frankfurt a. d. O. und Leipzig, hat während bes Jahres 1858 wenig. 
ſtens in biefiger Gegend keine Förberung erfahren. — Der Wunſch der fläbtifchen Behörden, 
fowie ber Bürgerfchaft, aus der die Stadt tangirenden Staats-Telegraphen-Linie Guben - Halle 
durch Einrichtung einer Telegraphenftation hierſelbſt Nutzen zu ziehen, hat ſich nicht verwirklichen 
lafien, ba bie vom Staate für die Stations-Errichtung erforderliche jährliche Einnahme-Garan- 
tie von 885 Thlr. mad) vielfeitiger Erwägung der Verhältniffe nicht übernommen werden konnte. 

Das Mogiftrats-Rollegium befteht gegenwärtig aus dem Bürgermeiſter, zwei befolbeten 
und brei unbefolveten Magiftrats-Afjefjoren, von welchen der erſte befolbete Affeffor als Beige 
orbneter fungirt. Die Stadtverorbneten-Berfammlung zählt zur Zeit 24 Mitgliever. Der für 
bie jährlichen Berwaltungstoften von ber Königl. Regierung feftgefehte Normal-Befolbungsetat 
fetst 2050 Thlr. für Magiftrats-Mitgliever (drei Empfänger), 2606 Thle. 10 Sgr. für magi⸗ 
ſtratualiſche Subaltern u. Unterbeamte, incl. Nachtwächter (18 Empfänger) u. 725 Thlr. 10 Sgr. 
für übrige ſtädtiſche Angeftellte (Armenärzte, Förfter, Flurſchütz, Thürmer u. ſ. w.) 16 Empfän- 
ger, zufammen 5381 Thlr. 20 Sgr. aus, d. i. 483 Thlr. mehr, al® der im Jahre 1847 auf- 
geftellte Etat, dem Kafenperfonal, welches aus dem Rendanten: a) der Kämmerei-faffe, b) ver 
Sparkaffe und c) ver Schul» und Armenkaffe, fowie d) aus dem Stabt-Steuer - Einnehmer 
befteht, Tiegt die Verwaltung ſämmtlicher ſtädtiſchen Kaffen ob, mit alleiniger Ausnahme ber 
Kirchenkaffen beider Parochien, welche von beſonderen Rendanten verwaltet werben, fowie ber 
Paßgebühren, Transport- umb Servisgelder⸗Kaſſe, veren Führung dem beiden ſtädtiſchen Selre- 
tairen übertragen if. Das — der Stadt beſteht in den nachſtehend ſummariſch 
aufgeführten Beſitzungen: 

a) 15 Gebäude, welche zu 61287 The. 15 Sgr. abgefchägt find umb mit Ausfhluß ber- 
jenigen Räume, welche von ber fläbtifchen Verwaltung felbft benutzt werben, ober 
unentgeldlich überlafſen worben find, einen Ertrag 
bringen von . . . . . 1194 Tl. 10 Sgr. — Pi. 

b) 444 Morgen 88 O.⸗R. Aderland mit einem Ertragevon 205 „ Bu rn 

co) 438 „ 86 „ Wieſen mit einem Ertrage von 4562 „ 27 „ 8, 

d) 1694 „ 161 „ Forſten mebft den Weivenhae- 


gern umb Nebennugungen mit einem Ertrage von .„. 28 „ d, —u 
e) 23 Morgen 132 D,-.R. Abhänge, —— ꝛc. mit einem 
Ertrage von — 15 " 9 [2 ur. 


f) Gräfereien, DbRanfagen x. a ae er er FE re DR a 
g) Garten, En er ee RB 


h) Obftanlagen Pa Er FE Er EEE A " 
i) Jagden . ee 0 2 LT — 8 „ 15. 1, 
k) Fifchereien . "zur wer‘ u... 45 2 20 2 —n 


Summa 2951 Marz. 107 0. Mt. 7 = 573 Thlr. 26 Sgr. 1 Pf. 
Die Einnahmen aus dem Einzugsgelde und ber Hausftanbsftener hat nach ben in ven Jahren 
1855 u. 1858 ftattgefunbenen Erträgen mit 500 Thlr. etatifirt werden können. Das Kapi- 
talvermögen ber Stadt beträgt 8123 Thlr. 11 Sgr. 2 Pf., welche jägrlih 315 Thlr. 3 Ser. 
1 Pf. Zinfen bringen. Dagegen belaufen fi die Schulden auf 21,688 Thlr., welche jährlich 
mit 1135 Thlr. 20 Sgr. 2 Pf. verzinfet, refp. amortifirt werben. Die zur Herftellung bes 
Gleichgewichts in der Einnahme und Ausgabe bei der Kämmereifaffe eingeführte Kommunal» 
fleuer wird in Form eines Zuſchufſes von 40 pCt. zur Klaſſen- und Einkommenſteuer aufge 
bracht und gewährt einen ungefähren Ertrag von 3000 Thlr., welcher Tebigfih zur Dedung 
eines Theil des Armenbebürfnifjes verwendet wird, — Die Stabt mit Einfluß der inlommu— 
nalifirten Vorſtädte unterhält 8 Schulen: 
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2 bie Bürger » Knabenjhule mit 7 Lehrern, 344 Schülern in 6 Klaſſen, 
" * Mädcheuſchule „ 6 " 386 " " 6 " 


. „Volls⸗Knabenſchuue 5 BU „tn 
d) ff Mäãdchenſchule " 4 " 348 7) ” 4 " 
©) „VBerg⸗Knabenſchule u .: MM, „SG » 
f) "” Berg · Mädchenſchule | " 215 7 " 8 " 
8) " Halbtagsichule „ 1 12 148 " ”„ 2 " 
h) „Fabritſchule a i- 5: Mb u „I m 


Summa 2134 Schüler, 30 Klaſſen. 


16 Lehrer unterrichten im mehreren Klaſſen. Die brei erfien Klaffen ver Bürger-Mäbchenichule 
und bie beiden erften Klaſſen der Bolts-Mäpchenihule werben durch zwei Lehrerinnen in weib- 
lichen Arbeiten unterftügt, Zum Unterhalt der Schulanftalten zahlt die Kämmereilaffe einen 
jährlichen Zufhuß von 1414 Thlr. 11 Sgr. 2 Pf. Das Schulgeld beträgt a) im ber Bürger- 
Kuaben- und Mädchenſchule jährlih in Klaſſe 6: 2 Thlr.; im Kaffe 5: 2 Thlr. 15 Sgr.; 
in Klaſſe 4: 3 Thlr.; im Maffe 3: 4 The; im Kaffe 2: 5 Thlr.; im Klaſſe 1. 6 The; 
b) in ter Volloſchule jährlich: in den beiden unterften Klaffen 1 Thlr. 18 Sgr.; im bem vier 
Mittelllaſſen 2 Thlr.; in ben beiden Oberklaſſen 2 Tplr. 12 Sgr.; c) im ber Fabrilſchule 
ar in beiden Klaſſen 2 Tyler. 5 Sgr.; d) in der Bergſchule jährlich: in den beiden unter 
ſten Klaſſen 1 Thle. 12 Sgr.; in ben Mittelllaſſen 2 Thlr.; im den obern Klaffen 2 Thlr. 
12 Sgr.; e) in ber Halbtagefhule: in den unterften Klaſſen 1 Thlr. 6 Sgr.; in ben obern 
Klafſen 2 Thlr. — Zur weitern Ausbildung der Lehrlinge hiefiger Gewerbetreibender ift eine 
Fortbildungsſchule eingerichtet, am welcher zur Zeit 115 Lehrlinge Theil nehmen. Der Unter- 
riht wird in 2, nad dem Grade ber Ausbildung abgegrenzten Abtheilungen von 3 Lehrern in 
wöchentlih 4 Ston., Montags-Abends und Sonntage Mittags ertheilt und unentgeldlich gewährt. 
Neben ven öffentlihen Schulen befleht noch eine Lonzeffionirte Privatihule mit 19 Schülern, 
und auferbem eine Kleinkinder-Bewahranftalt, welche ſich ber lebhafteſten Theilnahme der Ein- 
wohner erfreut. Gie ift durchſchnittlich täglich von 30 Kindern beſucht und hat eine Einnahme 
und Ausgabe von pp. jährlih 255 Thlr., zu welchem ans ber Kämmereilafſe jährlich 30 Thlr. 
zugeichoffen werben. 


Zur Unterhaltung der Armenanftalten gewährt bie Kämmerei einen jährlichen Zufhuß 
von 50% Thlr. Im vergangenen Jahre wurben 356 Perſonen fortlaufend, und 179 Berfonen 
zeitweife mit Almofen unterflügt. — Die Einlagen bei der Sparkaffe betragen 34000 Thlr., 
und ber Rejervefond befigt 13526 Thlr. 7 Sr. 8 Pf. — Die Straßen-Beleuchtung erfolgt mit 
66 Laternen (worunter jedoch 14 Dellaternen) durch Photogen, welches zum Preife von 7 Sgr. 
6 Pf. pro Litre = 1%, Pd. excl. Fracht von Hamburg bezogen wird, Ueber bie Einrichtung 
einer Gasbeleuchtung find bereits mehrfahe Unterhandlungen gepflogen, jedoch bis jetzt aus 
dem Grunde ohne Erfolg geblieben, weil nah den erhaltenen Offerten die Straßenbeleudtung 
durch Gas ganz erheblich theuer zu ftehen fommen würde, als bie gegenwärtige, billigen An- 
ſprüchen wohlgenügende Beleuchtung durch Photogen. Die Fenerlöfhanftalten find in befrie- 
digender Berfaffung — auch ift die Stabt jet im Beſitze von brei großen unb zwei Meinen 
Drudiprigen, nebſt ven dazu gehörigen Sturmfäflern, Schläuden, Waffereimern u. f. w. Mit 
der Berfhönerung der nähften Umgebungen der Stabt find unter thätiger Mitwirkung bes Ber- 
Ihönerungsvereins fehr anerlennenswerthe Fortſchritte gemacht worden. 


Nah dem pro 1859 verfaffungsmäßig fetgejegten Etat ber Kämmereilafje betragen bie 
Einnahmen: 


1) vom Grumbeigentbum . . “0.0. 18,859 The. 19 Sgr. 9 Bi. 

2) Binfen von vRapitalien a er BD. Ba Mi 

j] von Berechtigungen „u. 0: .:: DB „ —- nn 

4) Beiträge aus andern Raffen — > 62 „ 3„. 10, 
5) mr en ber Armen-Anfalten .. OO u. — u 
6) a — > DEE l, 
umma r r — Sgr. — Pf. 
Hierzu am Kaffenbeftand pro 1858 . . . 38000 — — 
Summa Summarum i y ff) = m m 

Die Ausgaben betragen : 
1) Berwaltungsloflen . . . 0. 55% Thlr. 6 Sgr. 6 Bi. 
2) Zinfen von Baffiv-Rapitafien ı u. * Amortifation — 15 „ 20 „ pn 
3) Grundfleuern und andere Abgaben . . . . . 338 „ 4 „ 6. 
4) Benfionen und Wartegelber . . . sie 2 tn. MM „ 6 er 
5) Zur Unterhaltung der geiftlihen Anfalten. . . -».. 0 „ 6. 3 
6) * „Schul ⸗Anſtalte..1414, 11 —535 
M) u Pr „der Armenanflalten -. - » » . 0% „ — un 
8) " " „ ber Gebäude . . 2» 2 2 00. BO " 18 „ 8 u 
9) Forfivermaltung . . . ...:..:. 18 „ 13. — 
10) zur Straßenbeleuchtung u. Bolipei- und Sigeretpmeen 0 u» nr — 
11) Separationd » und Prozeß-Koften . . . . 20. u, — — 
12) Entfhädigungen und Aequivalene - » » » 2 2. Bu) nn 
13) Insgemein ee er . 45 „ 7„ 10, 





Deutſche Continental: Gas: Gefellihaft in Deflau. *) 
(Betriebs-Refultate des Monat Januar 1859.) 












Gaspro- 
= dultion. Beinen 
Kubilf. engl. lomı. ‚San. am. ebr. Bunahme. 











1 BED... . 1871 | SB | 528 | 2 
2 beim ad R. -» - “1 1,276,700 | 3,39 | 32 
3 | Borsdbam 22er 5268 44 
4 ‚ Deflau. . 2773 68 
5 | Ludenmwalbe 98, \ 1,843 1, 1 
6 | Slabbad - Rent 1,488,700 | 3,580 | 3,592 ; 12 
7 | Hagen . 896,797 ' 2,318 235 | 12 
8 | —— — 3,526,400 | 4,509 4,338 | 171 minus **) 
s je... 0% | ' 10 


10 | Krlu . 

11 | Nordhauſen Dieſe brei "Anftalten 
12 | emberg waren im Yan. 1858 
13 | Gotha noch nicht im Betrieb. 





Summa 
Im der gleichen Periode des Vorjahrs { | ‚29, 
Zahl | 4,000,648 "123,993 | 

Zunahme }oc,. 97 4 | 

* Bir werben dieſe Nachweiſung der Betriebs-Refultate künftig allmonatlich geben, unb 
find germ bereit, vom den im Januarhefie aufgeführten andern beutjchen Gasanſtalten ebenfalls 
derartige Nachweife aufzunehmen; bitten daher die geehrten Dagifräie, = uns hierzu in Stand 
fetgen zu wollen. Der Herausgeber. 

*) In Folge Niederbrennens eines Kunflreiter- Circus im vorigen Monat, find 183 
Flammen in Abgang gelonmen, 
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Betriebs - Refultate des Monat Februar 1859, 


Gaspro, | 
duttiou. Flammenzahl. 


Kubikf. engl. am. 




















1 Frantfurt a. d. O.. 1463931 | 5,213 65226 13 
2 alpin ud... 0 | 3 3 
3 | PBotsdom . . . 1,742,100 , 5,268 | 5,295 27 
4 | Deflu . ‚120 2,778 , 2,785 12 
5 | Sudemwalde . . 570810 184 | 14 | — 
6 | Glabbadeftheyp . 1,210,70 3,592 ' 3,60 88 
7 wen ..',.: 132,115 | 2,325 | 2,368 43 
8 Warſchau 2,706,500 4,338 | 4,855 17 
9) Erfurt 1124,10 397 | 857 | — 
10 | Rralaı . . 1,076,100 2,1659 ı 238077 | 148 
11 | Norbhaufen 537,609 , 2,019 | 2,034 15 
12 |emberg . 0... 949,700 2,152 | 2154 2 
18 | Gotha. 2... 75733 3,205 | 3207 2 
| | 





| ) 
Summa 33183 42174 42566 392 
In der gleichen Periode des Vorjahre | 11.384.386 29435 | 
I 3,087, 13,131 
Basapne — 7 | 4 | 


Die Ga8-Anflalten No. 11—13. waren im Februar v. I. noch nicht im Betrieb. 
Deffau, den 18. März 1859, 


Das Direktorium der Deutjchen Continental» Gas - Gejelffchaft. 





Zur Berichtigung ded Aufſatzes: „Statiftit der deutſchen Gasanftalten”. 
(Sannarbeft 1859. ©. 25., 28., 36. und 56.) 
Deffau, ben 7. März 1859, 

Nah einem uns zugegangenen Schreiben des Direktors der Imp. Cont. Gas-Affociation, 
Heren Drory in Gent follen fih im unferer Statiftil hinſichtlich ber Anftalten jener Gefell- 
ſchaft einige Irrthümer eingefhlichen haben. Obwohl unfere Zufammenftellung auf ben beftiimm- 
ten Mittheilungen ber betreffenden Stäbtevorftände beruhen, fo wollen wir, um bem Bunfde 
des genannten Herrn zu eutſprechen, body eine Berichtigung der pp. Angaben erfolgen laffen. 
Diefe Berichtigungen find im MWefentlichen folgende: 

Ian Aachen ift der Privatgaspreis nicht 2 Thlr. 15 Sgr., fonbern 2 Tple. pr. 1000 
Kubilfuß engl. und wird in größeren Abnahmen noch ein Rabatt gewährt. Der Preis wurbe 
zwar auf 3 Thlr. feſtgeſetzt, es ift aber nie ſoviel bezahlt worden. 

‚Berlin befigt 4, nit 3 Gasanftalten, wie unfere Statiftit jagt; 2 davon gehören ber 
Stadt, bie andern beiden ber gebachten engl. Gefellihaft. Die Gefommtabgabe ber letzteren 
im Jahre 1858 war 239 Mill. Chf. Die Abnehmer find nur Private, Wir gaben den Preis 
ber engl, Anftalt auf 1 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf. pr. 1000 Kbf. an; bies ift infofern unrichtig, ale 
wir nur ben Minimaljag anführten, währen der Preis ber engl. Anftalten in Wirffichleit ftets 
nur 5 pCt. niebriger ift al8 derjenige der Kommunalauſtalten. 

In Frankfurt a. M. follen 1000 Kbf. nidt 7 Fl. 30 Kr., fonbern nur 4 Fl. und 
zwar ſchon ſchon feit Langen koften. 

Ebenſo ift in Wien ber Preis für das Privatgas niht 5 Fl. €. M. pro 1000 Kubikf,, 
jonbern pro 100 Kbf. 26—28 Kr. €. M., alſo etwa 4 FI. 20 Kr. pro 1000 Kf. 

x. 
Deutfhe Continental-Gasgeſellſchaft. 
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III. 
Monats -Ehbromik. 


Königreich Preußen. 


a. Oſt- und Weſtpreußen. 


Koͤnigsberg im März. Im ber Sitzung ber Stadtverordneten am 8. d. Mts. zeigte 
der Magiſtrat au, daß die König. Regierung von den ihr zur Beſtätigung reſp. Auswahl vor⸗ 
geihlagenen Berfönlichkeiten bie Herren Boigbt, Iungmann, Willert, Roſochacki, Roßbach, Thulle, 
Scheffler und Bittrich beſtimmt hat, welche für die Jahre 1859- 61 als Eivilmitglieber bei ber 
Kreiserfaglommiffion fungiren follen. — Bei ver Revifion der Stabthauptlafje am 16. Februar 
wurbe ein Beſtand von 42,675 Thlr. 7 Sgr. 4 Pf. vorgefunben. Bei der Reviſion bes Leih- 
amtes betrug folder 526 Thlr. 6 Sgr. 7 Pf. Es flanden auf Pfänber im vorigen Momate 
aus 61,860 Thlr. 25 Sgr., jet ift die Summe 64,684 Thlr. 5 Sgr., alfo jegt mehr 2823 
Thlr. 10 Sgr. Im Laufe des Monats wurden 2060 Darlehnsgeichäfte gemacht. — Bei ber 
Revifion der Sparlaffe betrug ber Beſtand 1588 Thlr. 9 Sgr. 5 Pf. In dieſem Monat find 
1823 Thlr. 2 Sgr. 6 Pf. mehr eingelegt worden als im vorigen. — Die Stabt Danzig über- 
reiht eine Zufammenftellung der finanziellen Reſultate ber ſtädtiſchen Verwaltung, über welche 
ein Bortrag weiter nicht gehalten, fondern die Zufammenftellung iu ber Regiftratur zu Jeber- 
manns Anficht ausgelegt wird. — Beim Titel 1. des Fonds zu militairiihen Zwecken „An 
Servisvergätung“ if pro 1858 gegen bie Etatsfumme von 6630 Thlr. eine Ueberſchreitung von 
1148 The. 27 Sgr. 5 Pf. vorgelommen, welde genehmigt wird, zumal bei eben dieſem Fond 
und Titel im der Einnahme gegen das Etatquantum 6680 Thlr. auch 2198 Thlr. 12 Ser. 
10 Bf. mehr eingelommen if, die Ueberjchreitung ber Ausgabe alſo eigeutlich nichts auf ſich hat, 
— Der Öffentlichen Sitzung folgte noch eime geheime Beratung, im der bie Wahl des Beige- 
orbmeten für die hiefige Stabt für bie neue ſechsjährige Dieufperiode vorgenommen werben 
ſollte. Diefelbe ift jedoch unterblieben und ſoll erft in ber nächſten Stabtverorbneten » Sitzung 
erfolgen. Der bisherige Beigeorduete iſt Herr Bürgermeiſter Bigord, welcher noch nad) ber 
Gemeinbeorbnung als Bürgermeifter auf 12 Jahre, dagegen als Beigeorbneter nur auf 6 Jahre 
gewählt wurde, welche letzte Dienftperiode alabald zu Ende geht. 

—A— Infterburg, 10. März. Bei ver vorgefirigen Sitzung ber Stabtberorbneten 
wurbe die von bem Magiftrat beantragte Einrichtung eimer vierten Elementarſchule und bie 
Anftellung dreier Lehrer mit reſp. 250 Thlr., 200 Thlt. und 180 Thlr. genehmigt, ba bie Ueber⸗ 
füllung unferer Elementarſchulen und bie dadurch bedingte Nothwendigleit zur ſchleunigen Be⸗ 
ſchaffung der erforderlichen Räumlichkeiten und Lehrkräfte anerkannt werben mußte. Diefe mit 
dem 1. Oftober d. 3. zu eröffnende Schule ſoll jedoch mur zur augenblidlihen Abhilfe bes 
vorhandenen Bedürfnifſes dienen, während fpäter — vielleicht im Fünftigen Jahre — eine Bür- 
gerſchule eingerichtet werben wird, welche bie bißherige Lücke zwifchen der Realſchule und bem 
jetsigen Elementarſchulen ausfüllen ſoll. 

—6— Danzig, im März. Die Straßenbeleuchtung hierſelbſt hat im Jahre 1857 ge- 
toſtet: a) für Gehalte nnd Penfionen 444 Thlr., b) für bie Gasbeleuchtung 8000 Thlr., c) für 
die Oelbelenchtung 1961 Thlr. 22 Sgr. 9 Pf., zuf. 10,405 Thlr. 22 Sgr. 9 Pi. 

Die Gas-Anftalt hat im Laufe des Etatsjahres 1856,57 folgende Einnahmen ge 
habt: am Beleuchtungsgeldern von ber Stabt 8004 Thlr. 18 Ser. 1 Pf., an vergleichen von 
den Privaten 31,861 Thlr. 27 Spr. 6 Pf., für Coals 11,057 Thlr. 25 Sgr., für Brenze 49 
Ehfr,, für Aſche und Kalt 149 Thlr. 15 Sgr., für Theer 2534 Thlt. 15 Sgr. für Mieths⸗ 
zinfen 517 Thle. 24 Sgr. 10 Pf., für biverfe 1107 Thlt. 26 Sgr. I Pf., vom ber Einrichtung 
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ber Privatlichte 6726 Thlr. 3 Sgr. 1 Pf, von ben Miethezinfen ver Gasmeſſer 1971 Thlr. 
13 Sgr. 8 Pf., in Summa 64,424 Thlr. 18 Sgr. 11 Pi. 

Die Ausgaben dagegen haben für biejelbe Zeit betragen: für Gasloften 21,240 Tpir. 
5 Bf., für Reinigungsmaterial 660 Thlr. 11 Sgr. 4 Pf., für Arbeitslöhne 3710 Thlr. 9 Ser. 
4 Bf., zu Reparaturen der Gebäude 4657 Thlr. 6 Sgr. 8 Pf., für Neubauten 441 ZThlr. 19 
Sgr. 10 Pf., für das Röhrenfyflem und die Laternen 1114 Thir. 25 Sgr. 9 Pf., für die Ge- 
räthe 127 Thlr. 23 Sgr. 6 Pf., für biverfe Bebürfniffe 1116 Thlr. 6 Sgr. 10 Pf., für Bü— 
reaufoften 382 Thlr. 19 Sgr. 1 Pf., für Abgaben und Affeımanz- Prämien 369 Thlr. 11 Ser. 
10 Pf., für Gehalte und Tantieme ver Beamten 1960 Thlr., fiir Gehalte der Anzünder 1115 
Thlr., für Zinfen 9357 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf., für die Amortifation 5500 Thlr., fir die Einrich⸗ 
tung ber Privatlichte 6199 Thlr. 15 Sgr. 2 Pf., für die Gasmefjer 3590 Thlr. 7 Ser. 1Pf., 
auf. 61,542 Thlr. 12 Sgr. 4 Pf. Die Anftalt hat in dem Etatsjahre einen reinen Ueberichuß 
geliefert von 6320 Thlr. 8 Sgr. 10 Pf. 

Nachdem am Schluffe des Jahres 1857 von der Stabtverorbneten - Berfammlung bie 
Decharge der General-Bau-Rehnung der Anftalt erfolgt und bie gegenfeitige Auseinanverfegung 
ber Anflalt und ber Kämmereilaffe erfolgt ift, fo hat bie Anftalt der Kämmereilaſſe den von ber» 
felben für bie Amortifationsquote des Jahres 1855 mit 5100 Thlr. geleifteten Vorſchuß erflat- 
tet und bagegen ben für das Baulapital ihrerfeits geleifteten Vorſchuß von 4579 Thlr. 26 Sr. 
11 Pf. ausgezahlt erhalten. Gleichzeitig hat die Gasanftalt die vorhandenen Materialien ber 
früßeren Delbeleuchtung unb das von dem Bau zuridgebliebene Material übernommen und 
deren Werth an die Kämmereilaſſe gezahlt. Bezüglich auf die Gasanftalt werben biefe Kafjen- 
Berfuren erft in der von berfelben für das Etatsjahr 1857/58 abgelegten Rechnung nachgewieſen. 

Der Gefammtbetrag der Koften ver Anftalt ift definitiv auf die Summe von 227,500 
Thlr. feftgeftellt worben. | 

Danzig im März. In der am 1. d. Mts. abgehaltenen Stabtverorbnetenfigung wurde 
vom Borfigenden bie Mittheilung gemacht, daß die am 28. Februar geſchloſſene Kandidatenlifte 
zur neu zu befegenden Stabtlämmerer » Stelle 31 Meldungen nachweiſe. Bon ben Afpiranten 
hätten 13 ſtudirt und 9 unter biefen das Staatseramen beftanben, zu bem übrigen zählten 2 
Bürgermeifter, 5 Rendanten, 5 Ralkulatoren u. ſ. w. Der Vorſchlag des Magiftrats, bie frü- 
here Deputation ber Stabtverorbneten-Berfammlung zur Prüfung ber Meldungen zu vergrößern, 
mwurbe angenommen. — Das Revifionsprotololl des flädtifchen Leihamts hat wiederum eine 
Steigerung bes Kapitals von 61,000 auf 64,000 Thlr. ergeben. Die Pfänder betragen 23,043 
Thlr. — Die Koften für die legte Stabtverorbnetenwahl belaufen fi auf 271 Thlr. 17 Ser. 
— Die Mitglieder des Stabttheaters hatten fih in einem ſehr ſchwungvollen Schreiben au ben 
Magiftrat und die Etabtverorbneten-Berfammlung um Befreiung von der Kommumalfteuer ge» 
wanbt. Ihr Geſuch wurde nach einigen Gegeniprüchen gewährt. 


b. Pommern. 


Stettin, 8. März. Im der heutigen Stadtverordnetenſitzung wurde zunächſt mitgetheilt, 
daß nach dem Beſchluſſe ver Verſammlung in Betreff der beſſeren Nutzung der Kämmereil aſſen- 
gelber, der Magiſtrat mitgetheilt habe, daß ſchon früher einzelne Beträge auf kürzere Zeit aus— 
geliehen feien, daß aber künftig die Beftände bei ber Königl. ober der Nitterfchaftlihen Bant 
belegt werben follen. — Der Kaufmann Albert Haafe bat fein Grundftüd vor dem Ziegen- 
thore, Über welches ſchon früher Berkaufsunterhandlungen für die Stabt gepflogen wurben, aufs 
Neue angeboten und zwar fordert er diesmal 120,000 Thlr. weniger, im Ganzen nämlich nur 
100,000 Thlr., die er bereit ift, in 4392prozentigen Stabt-Obligationen anzunehmen. Der Ma- 
giftrat Schlägt vor, einer Kommilfion aus Mitgliedern des Magiftrats und der Stabtverorbneten 
bie Unterhandlungen zu Übertragen. — Auf einem vorliegenden Antrag, Behufs nüglicher und 
zwedentjprechender Einrichtung des projeltirten neuen Kranlenhaujes, eine Sahverftänbigen-Rom- 
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miffion auf Koſten der Stabt zu entſenden, mm von den beften Einrichtungen anderer Kranken⸗ 
bäufer des In- ımd Anslandes zum Nuten der bıesjeitigen Anftalt Kenntniß zu nehmen, be» 
fließt die Berfammlung, dem Magiftrat biefen Antrag mit dem Bemerlen zur Erwägung an⸗ 
heimzugeben, baß von der Berjammlung erforderlichen Falles die Bewilligung der Gelbmittel 
erfolgen würde. — Es liegt im ber Abficht der Regierung, das neu zu genehmigende Statut 
der Krantenkafje für Babrilarbeiter mit dem bisherigem im Jahre 1852 fanktionirten Ortsftatut 
ber Gefellen - Krankenlaffe zu verihmelzen, demnach eine gemeinſchaftliche Kaffe unter amtlicher 
Berwaltung zu bilden, wozu der Magiftrat die Hälfte der VBerwaltungsfoften zu tragen und bie 
reſp. Meifler nach der Kopfzahl ihrer Arbeiter einen beflimmten Beitrag zur Kaffe beizuftenern 
hätten. Der Magiſtrat hat bie Beränberung des Ortsſtatuts der Gefellen - Rrantenkaflen abge- 
lehnt und bie Verſammlung, welche hierüber ebenfalls gehört werben follte, ift dieſer Anficht 
einftimmig beigetreten. — Ein zu Ungunften ver Stabt entſchiedener Entihäbigungsprozeß, den 
der Befiger der Muthgebermühle, Friedrich, mit ber Stabt, wegen Anſpruchs von 604 Thlr,, 
als Holzentſchädigung bei dem Neubau jeines Erbpachtsgrundſtücks führte, hat dadurch eine gün- 
ige Wenbung für die Stabt genommen, daß ſich, jedoch erft nach Abfaſſung des Erkenntnifſes, 
die Ablöfungsurktunde in den Magiftratsaften vorgefunden hat, welche ſchon in früheren Jahren 
mit einem Vorgänger des Friedrich abgefchloffen wurde. Die Mitgliever des Magiftrats-Kolle- 
giums haben jedoch eiblich zu erhärten, daß fie vor Infinuirung bes letzten gerichtlichen Er⸗ 
lenntniſſes von dem Vorhandenſein dieſer Ablöjungsurkunde (datirt vom 13. Auguft 1760) feine 
Kenntniß gehabt haben. — Zu der nothwenbig geworbenen Erweiterung der Magiftrats + Regi- 
fratur und zu noch amberen baulichen Veränderungen ber oberen Räume des Nathhanfes wer- 
deu bie erforderlichen 1500 bis 2000 Thlr. bewilligt. 

—C.— Gtargard auf der Ihna, im März. Dem von dem Magiftrate hierſelbſt 
über die Geſchäftsthätigleit der ftäbtifchen Behörden in den brei Jahren 1855, 1856 und 1857 
als Grundlage für die Etats-Entwürfe dev drei nachfolgenden Jahre 1859, 1860 und 1861 
erftatteten Bericht vom 15. Dezbr. v. Jahres entnehmen wir in Bezug auf die Kommunal- 
Befteuerung bie nachflehenben Mittheilungen. Die direkte eigentlihe Kommunal: 
feuer ergab eine wirkliche Ifeinnahme im Jahre 1855 16,545 Thlr. 8 Sgr. 11 Pf.; 1856 
16,604 Thlr. 10 Sgr. 3 Pf.; 1857 17,734 Thle. 5 Ser. 5 Pf., zuf. — 50,883 Thlr. 24 Sgr. 
7 Pf., macht per Fraktion jährlih 16,961 Thlr. 8 Sgr. 2 Pf. Es iſt hiernach im Jahre 
1857 die erhebliche Steigerung diefer Einnahme hervorzuheben, welche gegen das Jahr 1856 
über 1000 Thlr. beträgt; obwohl do im dem Maaße der Heranziehung ber Steuerpflichtigen 
eine Aenderung nicht eingetreten war, fo daß dieſe Mehreinnahme allein auf Rechnung ber 
Zunahme der Nahrungsquellen in der Einwohnerſchaft, namentlich im Gewerbebetriebe und ber 
dadurch zugenommenen Steuerkraft der Einwohnerfchaft zu bringen if. Mit Rüdficht hierauf 
und bezüglich bes Umftandes, daß fir das Jahr 1858 wefentlih nene Beftenerungsebjelte für 
Kommumalftener hinzugetreten find, haben daher die ſtädtiſchen Behörden eine Erleichterung der 
Einwohnerihaft in ver Herabfegung der Kommmmmalftenerportion von 1 Thlr. 15 Sgr. auf 
1 Thlr. 10 Sgr, beichloffen, wodurd namentlich für den ärmeren Theil der Einwohner eine 
weſentliche Erleihternng gewährt worden ift. Unter ben neu binzugetretenen Beſteuerungsob⸗ 
jelten ift im erfter Reihe zu erwähnen die Eifenbahn, deren Werkftätten, Beamte und 
Arbeiter, Um einen UWeberblid hierüber zu gewähren, diene folgende Zufammenfteiung ber 
Einnahmen hieraus für das Jahr 1858, für welches zuerit bie Momente zu derjenigen Vollſtändigkeit 
zufammentreten, in ber fie überhaupt beftenerungsfähig find. Es ift pro 1868 eingelommen: 
1.Bon der Stargarb-Bofener Eifenbahn: a) Kommunal-Einlommenfteuer 518 Thlr. 
4 Sgr.; b) Kommunal-Gebäubeftener 168 Thlr. 8 Sr. ; c) Kommunalfteuer von den Werkftatts- 
Arbeitern ıc. 708 Thlr.; d) Kommunalſteuer won den Beamten 228 Thlr. 29 Sgr. 8 Pf. Sa. 1628 
Thlr. 11 Sgr.8Pf. 2. Bon der Stettin-Berliner Eifenbahngejellihaft: a)Rommu- 
nalgebänbefteuer 73 Thfe. 1Bfgr. ; b) Kommunalſteuer der Beamten 217 Thlr. 12 Sgr., mithin alfo von 
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beiden Eifenbahuen überhaupt 1914 Ihr, 11 Sgr.8 Pf., eine neue Einnahme, aus welcher allein 
ſchon ohne Rüdficht auf die übrigen Vortheile, der hohe Werth ber Eifenbahnanlagen für die Stabt 
erfichtlich jein wird. Diefer Werth wird fich aber no im weit höherem Maaße bolumentiren, 
wenn nad Intriebjegung ber Kolberger Bahn auch bie unter ber Poſition 2. mod fehlende 
Gebäude- und Einlommen-, jowie an Steuer von Werkftattarbeitern und Beamten ihre vollgül- 
tigen Pofitionen nachmweifen werben. Als Anhalt hierfür mag bienen, daß in ber jetzigen 
Werlſtätte jährlich ppr. gezahlt werben: an Gehältern 40,000, au Arbeitsverbienft 53,000 Zhlr. 
— 93000 Thlr. — Ein anbermweites neues Moment für die Kommunalſteuer ift durch bie 
GSasanftalt Hinzugetreten. Die Beranlagung berjelben ift im Dezbr. d. I. erfolgt und ergiebt 
folgendes Refultat: a) pro 1857 Gebäubeftener 24 Thlr. 4 Sgr. 6 Bi. Einlommenflener 
90 hl. = 114 The. 4 Ser. 6 Pf.; b) pro 1858: Gebäubeftener 21 Thlr. 14 Sgr., Ein- 
fommenftener 150 Thle. = 171 Thlr. 14 Sgr. — Die durchſchnittliche jährliche Ifteinnahme 
der Kommunalftener von 16,961 Thlr. 8 Sgr. 2 Pi, vertheilt fih im nachſtehender Weiſe auf 
die einzelne Befleuerungsquellen, nämlich: a) aus dem Hausbefig 25417 Thlr.; b) aus dem 
Lanbbefig 1408 Thlr. 15 Sgr.; c) aus dem Gewerbe 8851 Thlr. 8 Sgr. 2 Pf.; d) Rapitale 
2449 Thle. 15 Sgr.; e) aus bem Gehalte 1711 The, Summa wie oben 16,961 Tplr. 
8 Sgr. 2 Pi. — Nimmt man die birelte Rommmnalfteuer allein, 'jo beträgt nad) ber Bolls- 
zählung pro 1855 ber burchichnittliche Abgabenja pro Kopf ber Benöflerung 1 Thlr. 8 Sur. 
8Pf. alfo 3 Pf. weniger pro Kopf wie nad ber früheren Etatsperiode; mach ber inzwiſchen 
geftiegenen Bevölkerung würbe fi biefer Durchſchnitt noch weiter verringern müſſen. Die 
Revifion des Kommunalfteuer-Regulativs hat fie noch micht zum Mbfchluß bringen laflen, in 
Beranlafjung von Umftänden, welde theilmeife der Verwaltung nicht unmittelbar unterworfen 
find; inzwiſchen ift wenigftens infoweit zur Ausgleichung des Mifverhältniffes in der Beſteuerung 
des aus bem Gewerbe und aus der Lanbwirthichaft fließenden Einkommens ſoviel gefchehen, 
daß mit Rüdfiht auf dem in meuerer Zeit jo erheblich geftiegenen Werth des Grund und Bo- 
den® bei der Beftimmung deſſelben, bie zu feinen Gunften im Jahre 1846 getroffenen Berein- 
barungen wegen Heranziehung bes Wirthſchaftsviehes im vergangenen Jahre aufgehört haben. 
Die zweite Eiunahme- Duelle find die Erträge aus der Mahl- und Schlachtſteuer, unb 
die Refultate find folgende. Es ift eingelommen: pro 1855 Zuſchlag zur Dahl» und Schladt- 
teuer 4528 Thlr. 29 Sgr. 10 Pf. Mahlftener- Drittel 4009 Thlr. 13 Sgr. 7 Bi. — 8638 Tür. 
18 Ser. 5 Bf.; pro 1856 Zuſchlag zur Mahl» und Schlachtſteuer 5407 Thlr. 10 Sgr. 9 Pf, 
Mahlſteuerdrittel 5097 Thlr. 26 Sgr. — 10,505 Thlr. 6 Sgr. 9 Pf.; pro 1857 Zuſchlag 
zur Mahl. und Schlachtſteuer 6046 Thlr. 25 Sgr. 11 Pf., Mabifteuerbrittel 5816 Thlr. 8 Pf. 
— 11,862 Thlr. 26 Sgr. 7 Pf., zuffammen 30,906 Thlr. 21 Sgr. 9 Pf., per Fraftion 
10,802 Thle. 7 Sgr. 3 Pf. Für die nächften Jahre werben auch hier bie nen zu errichtenden 
Werlſtätten nicht verfehlen, ihren günftigen Einfluß geltend zu machen, fo daß unter jonft gleir 
hen Berhältnifjen eine entfprechenbe Erhöhung wohl noch zu erwarten fein bürfte. Die britte 
Einnahmequelle if enblih das Einzugs- und Hausſtandégeld, weldes im Jahre 1856: 
1650 Zhlr., 1857: 1808 Zhlr. 15 Sgr., und im vergangenen Jahre bis inch Oktober 
1278 Thlr. brachte. 


ce. Pofen. 

Poſen, 24. März. Im ber gefirigen Sitzung der Stabtverorbneten wurde zunächft, ba 
die Entlaftung der Kämmereifaffenrehnung pro 1856 noch nicht zur Erledigung. lommen konnte, 
die Wahl des Stabtbauraths vorgenommen, Es waren im Folge bes erlafjenen Konkurrenz 
ausjhreibens neum Melbungen zu dieſer Stelle eingegangen. Nachdem ber Borfienbe bie 
Berſammlung durch Mittheilung ber eingefanbten Bewerbungen und Attefle über die Qualifi- 
kation ber Bewerber inftrwirt hatte, wurbe zur Mbftimmung geſchritten, bei welcher ber Ober- 
JZugenieur Wollendanpt zu Ratibor von 23 Stimmen 18 erhielt und fomit zum Stabtbauvath 
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gewählt if. Der Magifttat wurbe erjucht, das Weitere biernach zu veranlaffen. — Mehrere 
Mitglieder der Stabtverorbnetenverfammlung haben ben Antrag geftellt, ven Magifttat zu er- 
ſuchen, derſelbe möge am bie Anftellung der Kommunalbeamten die Bedingung knüpfen, daß 
biefelben, falls fie verheirathet find, duch den Beitritt zur Wittwenkaffe ober durch 
ben Einlauf in Lebensverfiherungsanftalten die Eriftenz ihrer Angehörigen bei 
ihrem etwaigen Ableben ſicher ftellen, da der Kommune durch Unterſtützung der Hinterlaffenen 
von Kommumalbeamten bedeutende Laften erwachlen, Die Finanzkommiſſion, ber biefer Antrag 
zur Prüfung vorgelegen, empflehlt deſſen Annahme, und die Verſammlung erhebt ihm zum 
Beſchluß. 

Es wurde Bericht erſtattet Über die Koſten für bie Geſtellung ber Landwehrpferde von 
Seiten der Stabt fiir das Jahr 1858. Für den Anlauf ber Pferde find danad 4724 Thaler 
verausgabt: und ber Berlauf der Pferde hat 3198 Thlr. ergeben. Die Koften betragen alfo 
1526 Thlr. Dies Refultat ift als ein ziemlich günftiges zu bezeichnen, da die Ausgaben pro 
Pferd und Tag trog ungünftiger Konjunkturen nur ca. 1 Thlr. betragen. — Der Magiftrat 
hat mit ben hiefigen Apothelern das Webereinlommen getroffen, daß biejelben die Lieferung ber 
Medilamente für die ſtädtiſchen Imftitute in ber bisherigen Weife einftweilen wieder übernehmen, 
unb verpflichten ſich biejelben zu einer bebingungsweijen Rabattbewilligung von 27, pCt. flatt 
ber bisherigen 33%, pCt. Die Berfammlung ertheilt ihre Genehmigung. 

Natel, im März. So jehr fih auch ber Wohlthätigkeitsſinn unferes Stäbtchens bei 
größern und Meineren Beranlafjungen bewährt haben mag, fo liegt doch die Armenpflege 
bier im Ganzen no im Argen und läßt viel zu wünſchen übrig. Wer allwöchentlic die Schaar 
von zerlumpten Bettlern fieht, die aus der Borftabt zu 30—40 an ber Zahl die Häufer über- 
finthen, ver müßte glauben, baß bier für Arme nichts geſchehe. Dem ift jedoch nicht fo, denn 
ſowohl bie Privatwohlthätigleit, al® auch die Kommune wird gar flark in Anſpruch genommen 
und leiften nach Kräften das Möglichſte. So vielfach dieſe tief in die hieſigen Zuſtünde eingrei- 
ſende Frage ventilirt worben if, namentlich in den letzten Motbjahren, wo Kommiſſionen zu- 
ſammengetreten waren, um dem Unheil Abhülfe zu verichaffen, fo ift im Ganzen doch mod 
wenig geſchehen, baffelbe von Grund aus zu kurriren. So fam feiner Zeil folgendes Projekt, 
das wohl geeignet wäre, Abhilfe für dieſen Uebelftanb zu gewähren, in Anregung. Die Stabt 
befigt ein Kranfenhaus, das unter ber täichtigen Leitung bes Dr. Manfiewicz fi in gutem 
Zuftande befindet. Diefes Haus follte erweitert werden und eine Zufluchtsſtätte für Arme bil- 
den, jedes Betteln jedoch mit der nachdrücklichſten Strenge inhibirt werben. Den Armen follte 
dam je nad Kräften Arbeit gegeben werben, womit fie zum Minveften die Hälfte ihres Unter- 
halte verbienen könnten. Den Zufhuß follte alsddaun zum Theil bie Kommune gewähren, zum 
Theil follte er von Privaten aufgebracht werben. Jeder Bürger würde mit größter VBereitwil- 
figkeit fich zu einer regelmäßigen, freiwilligen Beiftener, bie er ja ohnedies allwöchentlich den 
Armen fpenbet, verftehen, um dieſes wohlthätige Werk zu unterftügen und biefe höchft ſtöreude 
Beläftigung 108 zu werben. Im ben leiten Jahren ruhte biefe Angelegenheit ganz. Jetzt wirb 
fie wieber, wie man hört, von Neuem atıgeregt und foll in ber Stabtverorbnietenverfammlung 
zur Sprache gebracht werben. Möge diefe Angelegenheit, ber Niemand eine große Bedeutung 
für unfere fozialen Zuflände wirb abfpreden Können, gründliche Erörterung und nachhaltige 
Erlebigung finden, 

— In der legten Stabtverorbnetenfigung, bie in Anweſenheit bes Landraths, ber fie an- 
beraumte, ftattfand, wurbe über bie Schritte berathen, um zu bewirfen, daß die Pofen-Brom- 
Berger Eijenbahn über Nalel geführt werbe, und zunächſt dafür ein Komitee gebildet. Die Opfer: 
willigleit unferes Stäbtchens und des Kreiſes bürfte hierbei ficherlich Hinter ven gehegten Erwar⸗ 
tumgen nicht zurückbleiben. Im der That läßt fich micht in Abrede ftellen, daß, wer bie hiefigen 
Berkehrsverhäftuiffe kennt, bie Maleler Linie in Lommserzieller Beziehung, was ein weſentlicher 
Faltor bei Anlegung von Eiſenbahnen ift, ganz befonderer Berüdfigtigung gewifienhaft empfehlen 
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kann. Nakel ift ber Knotenpunlt der Gegend und bildet ben Stapelplag für bie Produlte aus 
feiner nörblihen Umgegend 10-12 Meilen weit; norbweflih und fildfich zieht bie Stabt in 
fehr ausgebehntem Maafe den ganzen Verkehr an fich, jo daß von bier jährlich im Durchſchnitt 
20,000 Wilpel Getreibe erportirt werben. Die Perſonen ⸗Frequenz der Oflbahn wies vor einiger 
Zeit, als wir Gelegenheit hatten, Kenntniß davon zu erhalten, bei ber hiefigen Station eine 
monatlihe Durchſchnittseinnahme von 3000 Thlen. nad. Das bürften Momente fein, bie nicht 
unmefentlich ins Gewicht fallen. Die Behauptung, daß, wenn die Linie Über Nafel gewählt 
wilrbe, ein Theil der fruchtbarſten Gegend unferer Provinz feitwärt® liegen bliebe, dürfte fich 
unferem Dafürhalten nah kaum als flichhaltig erweifen. Große Städte, die allerdings auf bie 
Frequenz einer Eiſenbahn einwirken, werben durch bie Naleler Linie nicht ausgeſchloſſen, deun 
auf der ganzen Richtung findet fih wohl keine Stabt, die fih mit Nalel in Bezug auf ben 
Berkehr und günftige Lage mefjen fünnte, wenn es auch im Bezug auf Einwohnerzahl hinter 
mancher anderen zurüdfteht. Der immenje Aufihwung, den Nakel in ben letzten 20 Jahren 
genommen, liefert ven beften Beleg bafür. 


d. Sälefien 


0. Breslau. Eine der Erbſchaften alter Zeiten, der ungeflärten Rechtsfragen, ift neuer- 
lich im folgender Weife ihrer Erlebigung näher geführt worben. AZufolge der Refolute ver Re- 
gierung vom 31. Auguft 1854 und des Minifteriums der geifllichen, Unterrichts. und Mebizinal- 
Angelegenheiten vom 14. Januar 1856, waren bie Parodianen ber bei ber Belagerung von 
1806 von der Stabt (Feſtung) und in Aſche gelegten Tathofifhen St. Nicolailirhe nicht nur 
mit ihrem Antrage, daß Fiskus in Folge der Säkularifation gehalten fei, den Neubau der Pfarr- 
ſchule zu St. Nikolai nach dem gegemmärtig erweiterten Schulbebürfniffe auf alleinige Koften 
auszuführen, abgewieſen, jondern, unter Vorbehalt des Mechtöweges, für verpflichtet erachtet 
worden, jelbft zu dem für ba® gegenwärtige Schulbebürfniß ungenügenben, nur anf eine Schul- 
ſtube und eine Lehrerwohnung berechneten, auf 5440 Thlr. veranſchlagten Neubau bes Schul- 
hauſes ein Drittheil der Geldausgaben zu tragen umb außerdem bie erforberlihen Hand⸗ und 
Spannbienfte unentgeltlich zu leiften. Der Schulen-Borftand ad St. Nilolanum, zur Erffärung 
hierüber gedrängt, hatte fih mit dem Geſuche an ben Magiftrat gewendet, berfelbe wolle 
feine Bermittelung dafiir eintreten laffen, daß bie den Parochianen zur Laft gelegten Bau- 
koften aus RämmereisMittelm berichtigt werben, und benjelben überhaupt mit Rath und 
That beiftehen. Magiftrat fommunizirte das Geſuch ber Stabtverorbneten »- Berfammlung mit 
dem Beifügen, er halte ven Antrag für billig und ſchlage vor: tie Stabt möge, ohne eine Ber- 
pflichtung dazu anzuerlennen, eventuell für Dasjenige eintreten, was ben Parodianen zur 
Lat gelegt werde. Seine Anfict fei, baf im Wege Rechtens die Aufhebung ber interimiſtiſchen 
Feſtſetzung fich erreichen laffe. Dem entſprechend Lönnte dem Schul-Borftande erklärt werben, 
daß, nach dieffeitigem Dafürhalten, der Fiskus die Koften des neuen Schulpausbaues allein zu 
tragen habe, daß jebod die Stabt bereit fei, eventuell für denjenigen Beitrag einzutreten, welcher 
der Schulgemeinde im Wege Rechtens zur Laſt gelegt werde und daß fie aud bie etwaigen 
Koften des anzuftellenden Prozefie® tragen werde. Die Berfammlung trat dem Borfchlage mit 
der Mobifilation bei, bie Erklärung dahin abzugeben, bie Stabt wolle für ben fall eines un- 
günftigen Ausfalles des Prozeſſes den den ſtädtiſchen Parochianen (es find and mehrere 
Dörfer eingepfarrt) auferlegten Beitrag bis zu ',, ber Bauloften und die Prozeßloſten infomweit 
übernehmen und auf die Kämmerei übertragen, al® zn jenem ein Drittheil und ben Progeh- 
foften bie ſtädtiſchen Parochianen zu Tontribuiren haben würden (es find aud mehrere Dörfer 
eingepfarrt). Mit ber Zuftimmung warb ber Antrag verbunden: Magiftrat wolle a) bei bem 
Königl. Kultusminifterium die Wiederaufnahme der Berhandlungen wegen Uebernahme ber 
katbolifhen Pfarrſchulen feitens der Stadt gegen eine angemeflene Eutſchädi⸗ 
gung und namentlich bie Veflätigung ber am 26. Movember 1856 von ben Kommifjarien ber 
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König, Regierung, des fürſtbiſchöflichen Stuhles und des Magiſtrats getroffenen Bereinbarung 
nachſuchen; b) nad Entſcheidung des obengebadhten Streitfalles bei den hohen Staatsbehörben 
bahin wirken, daß auf legisfatorifchem Wege die Ausführung des 8. 4. des Sälnlarifations- 
Ebilts vom 30. Oktober 1810 in Bezug auf die Schulen beftimmt werbe. Auch anderweite 
Schulſachen beihäftigen uns ſtark. Die Stabtverorbneten haben abermals (zum 4. Male) den 
Borſchlag zur Errichtung von Mittelfhulen für Knaben abgewiejen und wollen Erhö— 
dung von Elementarſchulen um eine 4. Kaffe und Gründung neuer nah Bedarf. In bie 
— zunächſt eine — Allaſſige Elementarſchule hofft man die Ueberfüllung der untern Real- und 
Oymnafiale-Maffen abzuleiten. Die propomirte Mittelfchule follte 5 RL. Haben unter einem Reltor 
und 2 Kollegen von gelehrter Bildung, im übrigen unter Vollsſchullehrern. Im den obern 
Klaſſen die Anfänge von Latein und Franzöſiſch. Schulgeld monatlid 1 Thlr. — Im Berfolg 
ber früheren Berhanblungen über die Reorganifation ber höheren Töchterſchule waren ber 
Stabtv.-Berf. zur Befinbung überwiefen:; der Entwurf zu einem Leltionsplane für die neue 
Töchterſchule zu Magdalena nebſt Etat; der Entwurf zu dem Leltionsplane für die höhere 
Töchterſchule nebſt Etat. Zu dieſen Vorlagen gab das magiftratnalifhe Anſchreiben fol- 
gende Erläuterung: Die Errichtung einer neuen höhern Töchterſchule ift Gegenfland mehrfacher 
Erörterungen im den Sigungen der Schulen-Deputation gewefen. Diefelbe hat fih, vorbehalt- 
li einzelner Erinnerungen gegen bie Lektionspläne, mit dem vorgelegten Projelt einverftanden 
erffärt, Letzteres bezwedt die Beibehaltung der jetigen höhern Töchterſchule in 
ihrer bermaligen Einrichtung; mur fol biefelbe in ein nem zu erbauendes 
Gebäude auf bem Plate zwiſchen der Graf Hendelihen Neitbahn und dem Zwingergarten 
verlegt werben. Außer dieſer achtkfaffigen Höheren Töchterſchule fol eine fünfllajjige 
Töchterſchule (alfo cin Analogon zu der proponirten Ruabenmitteljchule) unter dem Namen 
höhere Töchterfchule zu M. Magdalena errihtet und in dem Lolal der jegigen achtklaffigen 
höheren Töchterſchule untergebracht werben. Der Etat filr bie neue 5klaffige Lehranftalt, bei 
welder das Schulgeld für die zwei unteren Klaffen auf 13 Thaler, filr bie brei oberen Klafjen 
auf 16 Thaler jahrl⸗ "angenommen, (auswärtige Schülerinnen haben durchgehends 24 Thaler 
zu zahlen), veranlagt bie Ausgabe auf 6280 Thaler (darunter 960 Thlr. künftig wegfallend), 
zu deren vollffänbiger Dedung ein Kämmerei-Zufhuß von 2120 Thlrn. erforberli if. 
Der Etat ber achtlfaffigen Schule, bei welcher das Schulgeld für bie fünf unteren Klaffen mit 
24 Thlen., für die drei obern Klaſſen mit 30 Thlen. jährlich normirt if, bemißt die Ausgaben, 
jeboch ohne Lokalmiethe, auf 7285 Thlr., die Einnahme auf 8800 Thlr. — Der Bau einer 
mafjiven ober vielmehr eifernen Oberbrüde, ber erfien am hiefigen Orte, iſt nunmehr in 
Ausfiht genommen. Alle unfre bisherigen und auch die hierdurch zu erſetzende lürzeſte beſtehen 
aus Holz. — Der Plan für ben Neubau, unter Anwendung einer Eifenbahn-Konftrultion, 
projeltirt den Bau ohne Mittelpfeiler und ohne Aufzugllappe für die ftehenden Maften ber 
Schiffe, mit einer freien Durdflußöffnung von 90 Fuß zwiihen ben beiderfeitigen Stirnpfei- 
lern, Er zieht zwei Ansführungweiien in Betracht, die eine, bei welder die Brüdenbahn von 
brei eiſernen Blechträgern getragen wird, bie ambere, bei welcher die Träger aus Gitterwerl be- 
fliehen, giebt aber fchließlich ber letzteren den Borzug wegen bes gefälligeren Ausjehens und 
wegen des geringeren Gewichts. Die Koften find veranfhlagt auf 40,057 Thlr. und jollen auf 
bie Berwaltungsjahre 1859 und 1860 gleihmäßig vertheilt werben, Den Bau-Eonfens bat 
die Stadtgemeinde bereits erhalten, mit demfelben iſt aber an die Kommune das Berlangen ge- 
ftellt worden, ober- und unterhalb der hiefigen Brücken- und Schleufen mechaniſche Bor- 
richtungen aufzuflellen, mittelt beren das Nieberlegen und Aufrichten ber Schiffsmaften 
feicht und ficher ausgeführt werben könne. Gegen diejes Verlangen hatte der Magiſtrat prote- 
flirt, daranf Berufung nehmend, daß ſolche das Interefje ber Schifffahrt allein betreffende An- 
lagen nicht zu dem fläbtifchen Obliegenheiten gehören dürften. Der Beſcheid hierauf war noch 
nicht eingegangen. — Die Stabtverorbneten haben dem Plane zugeftimmt, eine nn Eröffnung 
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der Konkurcenz und Aufftellung der Ausfägrungs-Bebinzungen, nebſt fpeztellen Koſtenau 
{lägen beantragend. Gegen bie vorgeſchlagene Anhängung der Bußpfade außerhalb ber 
Gitterträger wird fi wohl mandes Bedenlen geltend machen, Meberhaupt werben .bie Bres⸗ 
lauer ſich ſchwer gegen das — in Deutſchland allgemein übliche — Rechts und Lints finden : 
man iſt am dergleichen Selbſtpolizei hier durchaus nicht gewöhnt. Zur Beleuchtung ber ſog. 
Erfparniß bei hölzernen Brüder folgende Zahlen: Koften einer Holzbräide von den Dinten- 
fionen ber vorliegenden ca. 30,000 Zhlr.; bie der eifernen, f. oben; bie letteren gewähren 
eine 5mal längere Dauer umb bei weitem weniger Reparaturen, auch ba der Mittelpfeiler fehlt, 

weniger Gefahr bei Eisgang. 

— B.— Piegnig, im März. Der vom hiefigen Magiftrat erflattete Berwaltungsberiht 
für das Jahr 1857/58 ftellt in Ausſicht, baf ber von ber Stabtverorbrreten-Berfammlung ge- 
nehmigte Armenlafjen-Etat, welcher für die Jahre 1858 bis 60 gift, wicht überjchritten wird, 
fondern im Gegentheil noch eher [etwas erfpart werbe. Hiervon findet die Anficht eine ge- 
wiſſe Unterftügung, daß im Ganzen die Maffen-Armuth hier gerade nicht im Steigen if. Zur 
Zeit find 440 Aimofen-Empfänger, alfo ca. 2—3 pCt. unferer Bewohner, und bieje erhalten 
an bireften moratlihen Almofen jährlich ca. 4500 Thlr. — Die Öffentliche Armenpflege wurbe 
inbeffen aud Im vergangenen Jahre durch Privatwohlthätigkeiten, und namentlich durch ben 
Brivat-Armen-Berein, Frauenverein, und ven Berein zur Unterftügung mit Brennholz bedeu⸗ 
tenb unterftütst; ſowie insbejonbere and durch die Geſellen- und Babrikarbeiter-Unterfilgunge- 
Kaffen, die im ber That der Kommune eine gamz erhebliche Laſt abgenommen haben, Seine 
Konigl. Hoheit, der Prinz von Preußen, bat bei feiner jingften Anweſeunheit hierſelbſt den 
Armen der Stabt ein Gnabengefhent von 200 Thlr. gemacht, die am Geburtstage Sr. Maje- 
flät des Könige, am 15. Oltbr. v. I. größtenteils zur Bertheilung lamen. Ein ferneres bes 
deutendes Gefchent von mehreren taufend Thalern ſteht der Armenlaſſe ſchon in der nächften 
Zeit dom der verwittweten Frau Banquier Prausniger, geb. Caro, zur Zeit in Breslau bevor, 
— Die Speife-Anftalt läßt immer mehr und mehr ihren wohft ätigen Einfluß für bie 
Stabtarmen nicht jverfennen, obfchon fie im vergangenen Jahre befonderz: materielle Vortheile 
für fich nicht erzielt hat. Sie verabfolgte 23,861 Portionen mit Fleifh, ‘A 17% Sgr. und 
72,821 Bortionen ohne Fleiſch, & 1 Sgr., zuf. 96198 Portionen, d. i. ca. 3000 Portionen mehr 
als im Borjahre. Am Ueberſchuß verblieben ult. Septbr. trog allen dem doch noch 16 Thlr. 
22 Sgr. 1 Pf. Das ſtädtiſche Lazareth hat im v. I. gleichfalls durchſchnittlich eine 
geringe Auzahl von Kranken beherbergt, nämlich durchſchnittlich ca. 30 bis 40 täglich, während 
früher noch einmnl fo viel da waren. Dieje geringe Anzahl Kranker ift indeffen für die Laza- 
rethtafſe als ſolche eben nicht von Vortheil, ba viele Ausgaben doch ohne Ritdflät auf bie Zahl 
gemacht werben miüffen und dem entſprechend nicht gerabe die Einnahmen fleigen. 

Meiffe, im März. Nah 8. 26, der Stäbte-Orbmung vom 30. Mai 1853 iſt bei ber 
zweiten Wahl bie abfolute Stimmenmehrbeit nit erforberlih, Der Fall it im Geſetz nicht vor- 
gejehen, wie e8 gehalten werben foll, wenn bie bei ber zweiten Wahl gewählte Perfon die Wahl 
nicht ammimmt. Diefer Fall hat fi) hier ereignet nnd ift Gegenſtand einer Beſchwerde an bie 
Königl. Bezirks-Regierung geworben. Der Magiftrat orbnete, ba eine bei ber zweiten Mahl 
gewählte Perfon die Wahl ablehnte, eine anderweite Wahl an; ber Befchwerbeführer verlangte, 
daß die Königl. Regierung bie anderweite Wahl nichtig erklären, und demjenigen ald gewählt 
anerkennen folle, welcher bei ber zweiten Wahl nächft dem Gemwählten, ver die Wahl abgelehnt, 
bie meiften Stimmen erhalten hatte. Die Königliche Regierung bat darauf entſchieden: daß 
als gewählt zum Stabtverorbneten nach $. 26. der Stäbteorbnung nur derjenige anzufehen fei, 
welcher entweber im 1, Scrutinium bie abfolute, ober im 2. Scrutinium mindeſteus bie relative 
Majorität, d. h. einfach die meiften Stimmen für ſich hätte. 

Daran folge umgekehrt, daß Jemand als gewählt nicht angefehen werben Fönne, fo 
lange ein anderer mehr Stimmen für fich Hätte, und daß alfo eine Afcenfion nicht ſtattfiude. 
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Nähme ber per plurima Gewählte die Wahl nicht an, ein all der im $. 26, nicht vor⸗ 
gefehen fei, jo wäre biejelbe als erfolglos, reſp. als nicht vollzogen zu betrachten und ba® ganze 
Bahlgefhäft müffe von Neuem vorgenommen werben. Dem dadurch entfiehenben Zeitverfuft 
hätten fid bie Wähler ſelbſt beizumeffen, wenn Sie einem zur Annahme nicht Verpflichteten 
bie Stimmen geben, ohne fi über deſſen Willfährigleit vorher zu bergewiflern. 

Es könne daher dem Antrag, biejemigen Perjonen für gewählt zu erachten, welche nach 
be mit ben meiften Stimmen Gemwählten, bie meiflen Stimmen erhalten habe,n wicht flattge- 
geben werben. 


e. Brandenburg. 


Derlin, im März. Die Stabtv.-Berj. genehmigte in ihrer am 3. d. Mts. ftattgehabten 
Sigung,‘ baß auch für das zweite Quartal b. 3. bie Erhebung von Sublevations - Beiträgen 
unterbieibe, Die Sublevationslaffe enthält einen Baarbeſtand von 22,769 Thlr., eim Betrag, 
weicher jelbft für das ganze lanfenbe Jahr zur Dedung der Einquartiernngsfoften ausreichen 
würde. — Ein Herr Schmibt aus England hatte dem Friedrichs⸗Waiſenhanſe vor einiger Zeit 
die Stimme von 105 Pfd. Sterl. zum. Gefchent gemacht, für welche einer Anzahl Waifentnaben 
Unterricht im der framzöftichen Sprache ertheilt werben ſollte. Derfelbe verfprach nad einigen 
Dahren zurüchulehren, um fih von dem Erfolge bes Unterrichts zu überzeugen. Da er indeſſen 
wicht wieber erſchienen ift, jo hielt da® Kuratorium des Waijenhaufes für nöthig, feinen Bericht 
derüber abzuflatten, vermochte ihn inbeffen in England nicht aufzufinden und auch die Bemü+ 
humgen bes preußiichen Geſandten in London, deſſen Bermittelung angerufen wurbe, blichen er- 
folglos. — Dies Baltum wurde der Berfamminng zur Kenntnißnahme mitgetheilt. — Der 
Berein zur Befferung fittlich verwahrlofter Kinder hatte bisher von der Kommune alljährlich für 
86 Rinder pro Kopf die Summe von 48 Thlr. erhalten. Die Armendiretion hatte jedoch An- 
Raub genommen, dieſe Beihilfe and für das Jahr 1859 bei ber Berfammlung zu beautragem, 
weil dem Berein ans dem Bermächtniß des Weinhändlers Debel eine ſehr erhebliche Summe 
zugefallen fei. Der Berein hat ſich deshalb an ben Magiftrat gewendet und biefer befürwortete 
bie Beroilfigung ber Beihülfe pro 1859 bei der Berjammlung, welche biefe Bewilligung denn 
auch mit Rückſicht darauf, daß ter Berein die Erbſchaft noch nicht ausgezahlt erhalten, aus⸗ 
ſprach. — Das Königliche Polizei » Präfivium hat an den Magiftrat das Erſuchen gerichtet, im 
Berathung zu nehmen, auf welche zwedmäßige Weile eine Verbreiterung des Durchgangs von 
ber Fiſcherbrücle nach dem Mühlendamme herzuftellen fei. Der Magiſtrat bat das Schreiben 
ber Baubeputation vorgelegt, und dieſe hat ſich dahin entjchieben, daß die Häufer Mühlendamm 
No. 20. und 21. anzulaufen und abzureißen feien. Einen Bogen zu fchlagen über bie Durch- 
fahrt Hält die Deputation nit für zwedmäßig. Die Befiter ber beiden Hänfer haben bei frä- 
heren Berhanblungen bie Summe bon reſp. 15,000 und 25,000 Thlr. für ihre Häufer gefor- 
dert, welcher Preiß bon den Sachverfländigen als ein jehr hoher erachtet wurde. Der Magi- 
ſtrat hat deshalb bei der Berſammlung zugleich bie Genehmigung erbeten, die Ausfertigung einer 
Erpropriatione-Orbre Allerhöhften Orts beantragen zu bürfen. Die Berfammlung genehmigte 
den Magiftrats-Antrag. — Die Berjammlung beſchäftigte ſich hierauf mit der Angelegenheit 
wegen bed Baues des neuen Rathhauſes. Der zur Vorberathung biefer Angelegenheit nieder⸗ 
gejeßten Deputation waren brei Fragen vorgelegt: 1) ob ber Bau mit ober ohne Läden erfol- 
gen folle ; 2) welcher von ben prämiirten Plänen erwählt werben unb 3) wen bie Leitung bes 
Baues übertragen werben jolle? Die Deputation hat fich zunächſt nur mit der erſten Frage 
befäftigt, da vom ber Beantwortung berjelben die Entſcheidung ber beiden anderen Fragen ab- 
hängig if, und fi) mad) eingehender Beratung mit 21 gegen 5 Stimmen für ven Ban ohne 
Läden entſchieden. In ber Berfammlung, in welcher fi) ebenfalls eine längere Diskuffion über 
bieje Frage erhob, fand bie Auficht der Kommiſſion bie entichiebenften Verteidiger, unb bie 
Sachverftänbigen namentlich wieſen nach, baf ber Ban mit Läden nicht allein erhebliche Mehr⸗ 
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often verurſachen würde, fonbern baß auch bie Zwedmäßigleit und das Bedürfniß gegen ben- 
felben ſprächen. Mur zwei Stimmen vertheidigten einen derartigen Bau, inbem fie auszuführen 
fuchten, daß durch die Vermiethung ber Läden eine erhebliche Summe zur Berzinfung bed Ban- 
fapital® erzielt werben mwiürbe, bei ber Abſtimmung eutſchied fich die Verſammlung jedoch faft 
einftimmig für ben Bau des Rathhauſes ohme Läden. 

In der am 17. v. M. abgehaltenen Sigung der Stabtverorbneten-Berfammlung wurbe 
der Verwaltungsbericht der ſtädtiſchen Sparkafje für das verfloffene Jahr auszüglich mitgetheilt. 
Die Einnahme belief ſich auf 778,918 Thlr. baar und 1 Mill, 864,882 Thlr. in Dokumenten, 
die Ausgabe auf 763,248 Thlr. baar und 171,100 Thlr. in Dokumenten, ber Beftand am Jah⸗ 
resihluß anf 25,667 Thlr. baar und 1 Mill. 693,782 Thlr. in Dokumenten. — Die Königl. 
Regierung zu Potsdam hat in einem Reſkript vom 23, Februar d. I. die Nichtigkeit der An- 
fiht des Magiftrats (melde in ber Verſammlung bezweifelt worden war) amerlannt, wonach 
neugewählte Mitglieder ber Berfammlung erft nad Berlauf ber gejeglihen Rellamationsfrift 
eingeführt werben dürfen. — Die Berfammlung bewilligte auf fernere ſechs Jahre bie Summe 
von 600 Thlrn. jährlich zur Bertheilung von Stipendien an Stubirende ber biefigen Univer- 
fität. — Die fläbtifhen Fortbilduhgsanftalten wurden im laufenden Schuljahre 1858-59, im 
Sommerhalbjahr von 1149, im Winterhalbjahr von 1249 Perſonen befucht. Die meiften Theil- 
nehmer find Haubwerksgefellen und Lehrlinge, eine ziemlich anfehnliche Rubrit nahmen Kauf- 
manndgehülfen, Mechaniler u. f. w. ein. Die Mehrzahl der Theilmnehmer gehört dem jüngern 
Lebensalter bis zum 20. J. an, doch ſtehen Biele aud in weit höherem Alter. Die Koſten ber 
tragen jährlihd 3903 Thlr., von denen nur ein Meiner Theil durch freiwillige Beiträge ge- 
dedt i 


R. Spandow, im März. II. Eine Aenderung bes Gemeinbebezirts hieſiger Stabt ift 
umgeachtet ber vielfachen Berhanblungen über die beabfichtigte Einverleibung der Gewehr⸗ und 
Pulver-Fabrik, des Dorfes Damm, der Grumbftilde des ehemaligen Amtsfeldes und bes Klo- 
fterhofes nicht eingetreten. Dagegen find die Zweifel, welche hinfichtlih der Gemeinbe-Ange- 
börigleit des in dem Weinbergen liegenden, ehemals Raueſchen ober Amtsweinberges geherricht 
haben, durch Eutſcheidung der Königl. Regierung vorläufig dahin gelöft, daß berfelbe als ein 
zum Gebiete der Stabt gehörige® Grundſtück auf Grund der Aderfeparation ber Beiländer er- 
achtet worden. Inzwiſchen ift binfichtlic einer dem Beſitzer des Gutes Hafelhorft gehörigen, 
vor bem Berliner Thore inmitten ber übrigen ftäbtifhen Grunbflüde belegenen Wieſe Streit 
entftanden, ob bie Wieje zum Stabibezirte von Spanbow ober zum Rentamtöbezirte gehört, 
unb bat biefer Umſtand Beranlafjung gegeben, bie Rechte der Stabt hinſichtlich aller an ber 
Spree belegenen, bisher zum Stabtbezirte gezählten Wiefengrundflüde zu wahren. Als ein 
Mittel zur Feftftellung des hier verbunfelten Beſitzſtandes, erachtet der Magiftrat den Antrag 
auf Separation ber betreffenden Grunbftüde, uud hat deshalb der Stabtverorbnetenverfjammlung 
Borlage gemacht. — Das nach Borfchrift der Stäbteorbnung vom 30. Mai 1853 angefertigte 
Logerbud enthält außer einer Einleitung 5 Abjchnitte, welche bie innere Stadt, bie Borfläbte 
und beren Umgebung, bie Feldmark, die Forſt und die Grunbftüde und Gerechtigleiten auf 
fremdem Gemeindegebiete umfaflen. — Ueber die vergleihsweife Aufhebung bes der Stabtge- 
meinbe in dem Königl. Fallenhagen und Neuendorfſchen Forftrevier zufiehenben Hütungsrechts 
Ihwebenben Berbanblungen zwiſchen dem Magiftrate und dem Forfifisfus in Betreff berje- 
nigen Hütung, welche in ber ftäbtifhen Forft von verfhiebenen Intereffenten ausgeilbt wirb 
und über beren rechtlichen Grund und Umfang nichts Sicheres fefftebt, find ebenfalls Verhand⸗ 
Inngen eingeleitet. Hierbei if durch Kommunalbeſchluß das Prinzip angenommen, daß eim be- 
fonderer privatrechtlider Titel für die Ausübung ber Aufpätung in der Forſt nicht vorhanden 
und baß bie Behütung der Yorft mit Schaafen ber Forſtwirthſchaft nachtheilig, und deßhalb 
aufzuheben ſei. Die Grenzftreitigkeit um das Terrain zwifchen dem ehemals Mohringſchen 
Grundſtüde, dem Birkenwälbchen und ber Speeteſchanze ift noch immer nicht erlebigt und liegt 
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die Sache gegenwärtig ber Stabtverorbnetenverfammlung vor. Endlich beſteht noch hinſichtlich 
bes Grunbeigenthums der Stadt ein Streit wegen des Scharngebänbes, deſſen theilmeife Be- 
nugung die Stabt durch einen Vertrag vom Jahre 1720 ber hiefigen Bäder-Iunung überlaffen 
hat. Die Meinumgsverjchiedenheit, welche deshalb auch zwiſchen den beiben fläbtiihen Behör⸗ 
ben ſchwebte, ift zwar im neuefter Zeit durch einen Erfaß ber Königl. Regierung, welche ber 
Anfiht des Magiftrats beigetreten ift, hoffentlich beigelegt, es finb aber bie früher eingeleiteten 
Bergleihsverhandlungen mit der Bäder-Innung noch nicht zum Abſchluß gebichen. — Eine 
Enttäußerung ftäbtifher Grundftüde hat nur im unbebeutendem Umfange und nur zu gemein- 
nügigen Zweden flattgefunben, indem bie Stabt zur Erbauung von Familien⸗Häuſern Bau— 
fellen in ber Oranienburger Vorſtadt an Privatunternehmer unentgeldlich und zur Anlegung 
eines Kirchhofes einen Meinen Theil des in den Schülerbergen belegenen Forſtgrundſtücks an 
bie Iudengemeinbe käuflich überlaffen hat. 


In der Zahl des Berwaltungs-PBerjonals ift feine Veränderung eingetreten; auch haben 
die Älteren Berwaltungs-Deputationen feine Veränderungen erlitten, wohl aber find ihrer Zahl 
neue Deputationen binzugetreten, namentlich die Gasanftalt-Deputation und bie nach ber neuen 
Kaffen-Inftrultion erforberlihe Kaflen-Kommilfion. Die Kaffenverwaltung ift als befonbere 
Abtheilung des Magiftrats eingefegt und die Delonomie»Deputation hat auf Grund bes Re— 
zefles die Vertretung ber Separations » Interefjenten hinfichtlih ber Ausführung ber Gräben, 
Brüden » und Wege-Arbeiten übernommen. 


Die Stellung des Magiftrats zur Auffichte-Behörbe hat eine Veränderung noch nicht 
erfahren, wiewohl auf Grund der Stäbteorbnung und der ftatiftifchen Feſtſtellung, nad welcher 
Spandow in bie Reihe der Städte fiber 10,000 Einwohner getreten ift, ber Antrag formirt 
worben, daß bie Königl. Regierung unmittelbar die Auffiht über das Kommu- 
nalmwefen übernehmen und fomit alle Berichte bes Magiftrats direlt einzureichen feien. 
Nachdem die Volkszählung jetzt wiederum mehr als 10,000 Einwohner nachgewieien, wird in 
höherer Iuftanz die Anwendung der geſetzlichen Beftimmungen dem betreffenden Beſchluſſe ge» 
mäß beantragt werben. — Den Beichlüffen ber Stabtverorbnneten-Berfammlung bat der Magi- 
firat grumbfäglich in allen Sachen, im melden nicht bie volle Weberzeugung von ber Rechtmä- 
Bigfeit feiner abweichenden Anficht vorwaltete, Iebiglich zugefiimmt. Meinungsverſchiedenheiten 
fuchte man auf dem geſetzlichen Wege durch Einfegung gemiſchter Deputationen zur Ausgleihung 
zu bringen. Im wenigen Wällen, namentlich im ber bereits erwähnten Angelegenheit, bas 
Scharngebäube betreffend, und in einem Kompetenzftreit, betreffend bie Befugnifje bei ber Kom- 
mmmalfteuer-Beranlagung ift die Entfheibung der Königl. Regierung eingeholt worben, und 
zu Guuſten des Magiftrats ergangen. — Die Geſchäfts-Journale weifen nad, daß im 9. 1857 
bei dem Magiftrate 13,500, bei der Armendireftion 680, bei ber Forfibeputation 127, bei ber 
Schuldeputation 218, und bei der Polizeiverwaltung 7556, im Ganzen alfo 20,031 neue Sa- 
hen zur Bearbeitung vorlagen. Außerdem ift ein befonderes Journal über bie Angelegenheiten 
der Gasanftalt geführt, welches beim Abſchluſſe gegenwärtigen Berichts 860 Vortragsſachen 
zählte. Die Kanzlei hatte im Jahre 1857 11,747 volle Bogen zu fchreiben, mworunter ſich auch 
Rechnungs» und Liftenbogen in größerer Zahl befinden. Die Zinkumdrudpreſſe, auf welcher 
eine Menge von Formularen gefertigt werben, ift von großem Bortheile für bie Stabt und 
erfparte eine Ausgabe von ca. 300 Thlr., welche entftanden wäre, wenn alle anf der Umbrud«» 
prefie gebrudten Sachen durch ben Buchdruck oder durch Lithographie, ober in ber Kanzlei hät- 
ten vervielfältigt werben müſſen. Bei ben ftattgefundenen Stabtverorbneten-Erfagwahlen war 
gegen frühere Jahre bie geringe Betheiligung der Wähler zu beffagen. Die Lifte ber ſtimm⸗ 
fähigen Bürger weiſt in ber I. Abtheil. 73, in der II. 249, und im ber III. Abtheil. 620 Wih- 
fer nach, weldye mit einem Gefammtfteuerbetrage von 16,720 Thlr. 10 Sgr. 11 Pf. eingetragen 
find. — Die Grunbflüde der Stabt find mit Hypothelenſchulden nicht belaftet, mit alleiniger 
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Ausnahme eines bei dem Anlauf eines Hanfes übernommenen Kapitals von 3600 Thlr. Da- 
gegen befigt die Stadt ein Kapitalvermögen von 16,589 Thkr. 1 Sgr. 10 Pf. Auf Grm der 
Zuftimmung ber Stabtverorbneten-Berfammlung vom 12. Novbr. 1857 hat ber Magifirat mit 
Allerh. Genehmigung vom 22. März 1858 bie Emiffion von GStabt-Obligationen im Betrage 
von 50,000 Thlr. vollſtãndig bewirtt. 

In einem III. Artikel ſoll auf die einzelnen Berwaltungszmweige Übergegangen werben. 

Hapelberg, im März. Der vom Magiftrat unter bem 22. Jannar c. erflattete Ber- 
mwaltungsbericht über den Stand unferer Gemeindeangelegenheiten während des Jahres 1858 zer⸗ 
fällt in 14 Abfchnitte, in welchen ber Reihe nach zur Kenntniß gebracht werben: Reſultate ber 
Separation, Erläuterungen zum Haushaltsetat pro 1859, jo wie zur Jahresrechnung von 1858, 
Subfanz-Berwaltung, Refervefonds, die Stabtforft, Kommunal-Bauten, Armen- und ranten- 
pflege, jo wie milde Stiftungen, Schulwefen, Sicherheits - Anftalten und gemeinnützige Einrich- 
tungen, Aichungsamt, Sparkaffe und Pfanbleihanftalt, ECorporationen unb Bereine, eudlich Ab- 
gaben und fatiftiihe Nachrichten. 

Was zur Kenntniß der anf weiteren Streifen entiprechenben Kommunal» Berhältniffe 
bienen mag, wollen wir bem vorliegenden Bericht entnehmen, und zwar nach ber eben bezeich- 
neten Reihenfolge, 

Was die Separations-Refultate betrifft, jo wirb ihmen bie gebührende Aner- 
kennung gezollt und nadhgewiefen, welchen günftigen Erfolg fie für die Kultur des Bobeus er- 
zielen. Die Separation für die Havelberger Stadtfeldmark, welche feit dem Sabre 1819 
ſchwebte und von 1836 bis 1847 geruht hatte, ift im Herbft 1868 zur Wusführung gelangt. 
— Die Kommune felbft befitt jet auf ben Gemeinbe-Felbmarlen an ertragsfähigen Aeckern, 
Wieſen und Weide-Reviere 1092 Morgen, an ertragslofen Flächen 142 Morgen, an beſtandeuem 
Forſtreviere 1487 Morgen, an noch zu beflellendem Forſtrevier 319 Morgen, aufer ben Grunb- 
Rüden, welche fie auf fremden Feldmarken befigt, und melde 167 Morgen Weder, einſchließlich 
Diefen und 177 Morgen beſtandenen Forſtreviers betragen. Während vor ber Geparation 
biefe Befigungen (exel. ber Forften) nur einen Ertrag von 2851 Thlr. gewährten, flellt ber 
Etat pro 1859 von den jeigen Befigungen ber Kommune (exel. der Forftreviere) eine Ein- 
nahme von 3548 Thlr. auf. Diefe Bermehrung beruht auf ſehr mäßigen Vorausſetzungen, 
welche verftatten, daß eine noch größere Einnahme binnen Kurzem erfolgen dürfte. 

Der neue Etat pro 1859 flieht in Einnahme und Ausgabe mit einer Summe 
von 12,050 Thlr. oder mit einem Mehr von 1050 Thfr. gegen ben Etat von 1858, Der 
in der Ausgabe angefegte Ueberfchuß, beſtimmt zur Dedung von Ausfällen und Ctatsüber- 
ſchreitungen, event. zur Bildung eines Reſervefonds, beträgt 1600 Thlr.; im alten Etat war 
bafür nur die Summe von 700 Thlr. beftimmt. Diefer günftige Abſchluß ift zum Theil 
dem Ergebnif ber Separation zuzufchreiben, außerdem aber noch andern, inzwiſchen eingetretenen 
einzelnen günftigen Berhältnifien, wie 3. B. höhern Miethefägen won Gebäuben. Yür ben 
Rathsleller if ein Parhtzins von 450 The, gegen früher 246 Thlr. erzielt. Auch bie neu ein⸗ 
geführte Hunbefteuer hat den Einmahme-Etat bereichert, jo wie bie Erhöhung bes Zinsfuhes 
von 4 p&t. auf 42, für bie ausgeliehenen Kapitalien. -- Auch bie Erfparniffe an den Aus- 
gaben nad dem Etat pro 1859 find nicht umerheblih, indem 83 Thlr. am firirten Eutſchüdi⸗ 
gungen fortfallen; 420 Thlr. Benfionen, 100 Thlr. Zufhuß zur Armenlaffe, 86 Thlr. Zinfen 
für abgetragene Schulden an bie Sparkuffe, 18 Thlr. GServis- Entfhäbigung für ben zweiten 
Militaiv-Rehnungsfüprer, defien Stelle aufgehoben if. Unter den Mehrausgaben des meuen 
Etats befinden ſich 100 Thlr. Gehaltszulage des Bürgermeiftere, welche demſelben auf ben ein: 
getvetenen Todesfall feines penfionirten Dienftvorgängers zugefihert war. ferner 50 Zlr. 
vermehrter Zuſchuß zur Schullaffe, in Folge von Gehaltszulage an Lehrer; 97 Thlr. Mehraus- 
gaben zu gemeinnütigen Einrichtungen ; 850 Thlr. zu außerorbentlichen Forſtlulturen; 48 Thlr. 
Erhöhung der Landarmengelvbeiträge. 
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Die Jahres rechnung pro 1858 giebt zu folgenden Bemerkungen in dem erwähnten 
Beriht Aulaß: Nah dem Etat pro 1857, der auf das Jahr 1858 verlängert war, find Ein- 
nahmen und Ausgaben auf 11000 Thlr. angenommen, Soviel es ſich aber bisjetst überfehen 
läßt, wird bie Jahresrehmung im etatsmäßigen Bereiche nachweilen: Einnahmen 13465 Thlr., 
Ausgaben 11,280 Zhlr,, folglich Ueberſchuß 2185 Thlx. Diefes günftige Reſultat kommt 
bauptfählih auf Rechnung des Ertrages der Stadtforſt, welcher im Jahre 1858: 3848 Thlr,, 
ober gegen bag Etaisjoll von 2000 Thlr. Brutto 1848 Thlr. mehr betragen hat. — Dazu find 
220 Thlr. Mehr-Einnahmen als Pachtzins von Grundftüden gelommen; ferner 19 Thlr. 

Mehr · Cinnahmen an Einzugs- und Hausſtandégeld; 152 Thlr. buch den Verkauf 
der für bie Berwaltung entbehrlich geworbenen Zuchtbullen (in Folge der Separation); 172 
Thlx. Mehr-Einnahme an Kommunalſteuer. — Bei der Ausgabe find zwar mehrere Erſpar⸗ 
niſſe, zuſammen etwa 900 Thlr. gegen den Etat eingetreten, unter benen bie bebeutendflen : 
419 Thlr. weniger erforberlih geweſener Zuſchuß zur Armenkaffe; 86 Thlr. erſpart 
an Zinfen für bie an bie Sparlaffe abgetragene Schuld von 2000 Thlr.; 59 Thlr. erjpart an 
Einquartierungsloften. Dieſe Erjparniffe aber waren nicht ausreihend, um bie Mehrausgaben 
zu beden, welche ſich auf 1900 Thlr. belaufen. Unter ihnen befanden fih 350 Thlr. mehr er 
forberlich geweſener Zufhuß zur Schultaffe, 130 Zhfe. für Feuerlöſchgeräthe; 470 Thlr. Mehr⸗ 
koften für bie Unterhaltung der Kommunalgebäube und Straßenpflafter; 17 Thlr. für bie erſte 
Einrihtung ber Hundeſteuer; 48 Thlr. Mehrbetrag des Landarmengelbes, 64 Thlr. Mehrbe- 
trag an Gerichtsloften; 148 Thlr. Koften für bie verfuchte Hemmung des Durchbruchs eines 
Dammes beim vorjährigen Hochwaſſer. 

Das Subftanz-Bermögen ber Stabt-Kommune, jo weit e8 bie Rechnung ber 
Kämmereilaffe berührt, betrug am Schluß bes Jahres 1857 an Aftivis 63,051 Thlr., unb zwar 
an Kapitalien und zinstragenben Efjelten 55,708 Thlr., an Baarbeſtand 7031 Thlr. und Ein- 
nahmereften 311 Thlr. Im Laufe des Jahres iſt dieſen Altivis nichts hinzugetreten, davon 
aber 3850 Thlr. abgegangen, fo daß ult. 1858 ein Beftand von 51,858 Thlr. blieb. Dem 
Baarbeftande find im Laufe des Jahres 3855 Thlr. hinzugetreten, fo daß berfelbe, ba nichts 
abgegangen if, ult. 1858 — 10,886 Thle. betrug. Die Einnahme ⸗Reſte beliefen ſich Eude 
1858 auf 308 Thlr.; und das gefammte Subflanz- Vermögen würde fi) bemnad auf 63,053 
Thlr. beredjnen laſſen. — Bei biefer Gelegenheit bemerkt der Bericht: das vorgeichriebene 
eigentliche Lagerbuch über ſämmtliche Bermögenstheile der Stabtlommune ift noch nicht ange» 
fertigt. Es muß die Aufertigung aud einfiweilen noch ausgeſetzt bleiben, weil ber Austauſch 
son Grundflüden der Stabtlommume in Folge der Separation erſt im neuerer Zeit noch flatt- 
gefunden hat, und feraerhin noch flattfinden wird, ber Beſitzſtand ber Kommune alfo wohl 
noch einem fortwährenden Wechſel unterworfen ift, der eine fortwährende Umarbeitung bes Las 
gerbuches erheiihen würde. Da übrigens von einem Baarbeftande von 10,886 Thle., fo wie 
von einem Rejervefonds, betragenb 3700 Thlr., bie Rebe geweſen, jo barf nicht angenommen 
werben, daß berjelbe wirklich in baarem Gelbe vorhanben if, indem fi umter den vorbezeich- 
neten Summen z. DB. 800 Thlr. Einnahmerefte befinden, und von ihnen im Intereffe ber 
Subftanz zu Bauten und Meliorationen 10,880 Thlr. verwendet wurben, barunter 5530 Thlr. 
zum Ban ber Chauffee von Havelterg bis zur Elbe, 3770 Thlr. zu neuen Wegen, Gräben 
und Brüden. Außerdem find aus ven bezeichneten Fonds an Borfhüffen 2100 Thlr. beftritten 
worben, jo baß eim effektiver Baarbeftand nur von 806 ZThle. bleibt, welcher zur Beftreitung 
der ‚laufenden Ausgaben erforderlich ift. 

Bei dem Refervefonds heißt e8 im Bericht: Die Buch- und Rehnungsführung ifl 
fo eingerichtet, daß alle Einnahmen, welchen eine Berminderung oder Entwertfung ber Sub» 
flanz bes Kommimalvermögens zu Grunde liegt, fo wie alle Ausgaben, welche zur Ergänzung 
und zur Erweiterung bes Subflanz-Bermögens verwendet werben, abgejondert von den Cin» 
nahmen und Ausgaben ber etatemäßigen Verwaltung, verrechnet werben. Auf jene Einnahmen 
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und Ausgaben ift bemgemäß im Etat feine Nüdficht genommen. Letzterer enthält vielmehr im 
Allgemeinen nur Einnahmen, welche das Subftanzvermögen als jährliche Revenite abwirft, ober 
bie ſonſt fortlaufend jährlid wiederkehrenden, und Ausgaben, welche zur Unterhaltung ber Sub- 
ſtanz zum Betriebe der fläbtifhen Verwaltung erforberlich find, ober aus fonftigen Gründen 
ſich alljährlich wiederholen. Es ift biefe Einrichtung getroffen, um genau tontroliren und 
daranf halten zu können, eimerjeits, daß das Subſtanzvermögen confervirt, und nicht etwa zum 
Bortheil ber lebenden, und Nachtheil ber Fünftigen Generation beeinträchtigt und verfümmert 
werbe. Und anbererfeits, daß bie Nutungen des Subflanzvermögens ac. der lebenden Ge— 
neration in bem gejeßlichen Grenzen zu Gute kommen, und bie Einwohner nicht etwa mit 
Abgaben belaftet werben, zu Gemeinbebetürfniffen, zu deren Dedung die Nutzungen des Ge— 
meindevermögens bie Mittel darbieten. Bei Nuganwendung biefer Einrichtung kann vermöge 
des gegenwärtigen inanzzuftandes ber Kommune ber Zeitpunkt nicht mehr fern fein, wie bie 
Einwohner in ben perfönliden Kommmmal-Abgaben erheblich ermäßigt, und ber geifligen umb 
materiellen Bortheile und Annehmlichkeiten zu grünbender gemeinnütiger Anftalten und Ein- 
richtungen theilhaft gemacht werben fönnen, 

Soll aber dieſes ſchöne Ziel erreicht werden, fo ift die Beihaffung eines Fonds von 
minbeftens 19,000 Thlr. erforberlih, der hauptſächlich die Beſtimmung bat, etwa vorlommenbe 
anßerorbentlihe Ausgaben, zu deren Beſtreitung bie etatsmäßigen Einnahmen nicht ausreichen, 
das Subſtanzvermögen aber nicht in Angriff genommen werben barf, jo wie etwa vorkommende 
erhebliche Ausfälle zu beden, damit behufs Beichaffung der zur Beflreitung folcher Defizite er- 
forberlihen Mittel nicht wieder zur ‚Einführung erhöhter Kommumalabgaben gefchritten werben 
muß. Es erſcheint volllommen gerechtfertigt, die jährlichen Ueberſchüſſe der etatsmäßigen Ber- 
waltung zur Bildung eines ſolchen Refervefonds zu verwenden, zumal fo lange von ben Ein- 
wohnern Kommunalabgaben erhoben werben, die zur Gewinnung ber Jahresüberſchüſſe erheblich 
mitwirken. Der günftige Rehnungsabfhluß pro 1857 geftattete mit der Bilbung biefes Re- 
fervefonbs dem Anfang zu maden. Es ift ber Ueberſchuß aus ber etatsmäßigen Berwaltung 
pro 1857 mit 1516 Thlr. auf ein beſonderes Konto übertragen. Denfelben wirb ber lieber. 
(hut de 1858 mit etwa 2185 Thlr. beim Sahresfchluß zugefchrieben werben. Wenn num auch 
in Zufanft nicht jo hohe Ueberſchüſſe eintreten werben, fo wird doch auch in ben nächſten 
Jahren jährlich 1000 bis 1200 Thlr. dem Reſervefonds zugeführt werden können, unb es wirb 
daher binnen wenigen Jahren das geftedte Ziel erreicht fein. Aus der Forſtverwal turg 
ergiebt fich, da die Stabtlommume nach der im Jahre 1858 erfolgten Separation 1984 Mrg. 
Forftreviere befit, wovon 140 Mrg. Bauholz, 1474 Mrg. Nadelholz, und 320 Mrg. noch 
nicht ultivirte Meviere find. Jährlich werden 10 bis 12 Morgen beftandener Fläche abgetrie- 
ben und wieber beftellt, außerdem bie nötbigen Durchforftungen vorgenommen. Im J. 1858 
bat die Abholzung von 12 Morgen 2600 Thlr. Brutto - Einnahme eingetragen; außerbem find 
noch aus den Forften 978 Thlr. eingenommen, im Ganzen alfo 3578 Thlr. Dazu find ge- 
fommen durch außerorbentlihe Einnahmen 478 Thlr., worunter 250 Thlr. für verlanfte Pap- 
peln an ben Öffentlichen Wegen und für eine Durdforftung im Damlader Revier 208 Thlr. 
Die Koften betrugen für Forſtkulturen 99 Thlr., an Holzſchlägerlohn 414 Thlr., Einlommen ꝛc. 
ber Forfibeamten 576 Th'r., alfo im Ganzen 1089 Thlr., jo daß ſich die Nettoeinnahme ans 
der Forft auf 2759 Thlr. herausftellt. Bei der Separation übernahm die Kommune im Wege 
bes Vergleichs die Anfertigung ſämmtlicher Wege, Gräben und Brüden auf ihre Koften, und 
bie Interefjenten dagegen bie künftige Unterhaltung der Gräben und Feldwege. Für die Grä- 
ben, Wege, Brüden ac. find verausgabt 3740 Thlr. Außerdem ift für ven Bau einer Chauſſee 
nach ber Röbelfchen Eibfährftelle die Summe von 5580 Thlr. veransgabt. 

(Fortfegung im nächſten Heft.) 

—R.— Perleberg, im März Die Frequenz der biefigen Schulen war im v. I. eine 

febhafte; fie betrug a) im der Nealfchule 256, b) in ber Bürger- umb Elementarſchule 200, 
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c) im ber Töchterſchule 249, d) in der Niebern Bürgerſchule 519, zuf. 1224, gegen das Borjahr 
mehr 18 Köpfe. Unter dieſen Schillern und Schülerinnen befinden ſich 164 Auswärtige, von 
welchen auf bie Realſchule allein 133 kommen. Die in der höheren Töchterſchule im Jahre 
1857 angelegte Selecta zur Ausbildung von Erzieherinnen zählt zur Zeit 9 Schülerinnen. Die 
Schulgeld-Einnahmen betragen 5370 Thlr. Für den Turnunterricht an der Realſchule, ben 
8, jährlich mit 75 Thlr. befoldete Lehrer leiten, wird kein befonderes Schulgeld erhoben, daſſelbe 
ift ebenfo wie das bis vor zwei Jahren befonder® erhobene Ginheizungsgeld, zum Schulgelbe 
geihlagen. Zur Dedung ber Gejanmt-Ausgaben des Schulweſens, ercl. des zum Werthe von 
240 Thlr. gelieferten Heizungsmaterial® und des Nutungswerths und der Unterhaftungstoften 
der Schulgebäude, ſoweit das Schulgeld und bie jonfligen Einnahmen nicht veichen, hat bie 
Kämmereikaffe einen Zufhuß von 3780 Thlr. geleiftet. Bon ben baaren Ausgaben für bas 
Schulweſen im Betrage von 10,020 Thlr. lommen auf Lehrerbeſoldungen 9213 Thlr., auf fon- 
flige Befolbungen und Penfionen 234 Thle., auf ſächliche Ausgaben 573 Thlr. — Dieje Koften 
werben ſich innerhalb ber nächſten 10 Jahre um 2330 Thir. erhöhen, nachdem Behufs einer 
den Berhältniffen entſprechenden Gehaltsverbefferung ber Lehrer fürzlich ein Normal ⸗Beſoldungs⸗ 
Etat von dem fläbtifchen Behörben in anerfennenswerther Weije aufgeftellt und verfafjungsmäßig 
genehmigt worben ift, nach welchem biefe 2330 Thlr. in zehn Terminen mit jährlich 233 Thlr, 
bleibend zur Anwendung kommen. 

Der ſchon im Herbfte 1850 von den Gemeinbebehörben beichloffene Neubau einer Real- 
ſchule if leiber immer noch nicht in Angriff genommen, Unter biefer ganz außergewöhnlichen 
Berzögerung hat am meiften bie Schule ſelbſt zu leiden, weil das alte Schufhaus neben ver⸗ 
ſchiedenen höchſt unpraltifchen Einrichtungen bie Schüler in Räume zufammenpreßt, bie größ- 
tentheil® nur für die Hälfte derfelben ausreichend find. Nachdem die Erörterung ber techniſchen 
Borfragen, bie Prüfung ber in Borfchlag gebrachten Bauplätze nach ihrer Lage und Ausbeh- 
nung, ſowie die Einforberung und Prüfung der bautechnifhen Gutachten mehr al® vier Jahre 
in Anfprud genommen hatten, entichieb fi der Magiftrat im Sommer 1855 auf Grund forg- 
fältiger und umfafjender Erdrterungen für drei Gärten im ber Wittenbergerfiraße, als den beten 
uud bilfigften Bauplat, fand aber bei der Stabtverorbneten-Berfammlung heftigen Wiberfprud). 
Nachdem eine anf Grumb ber Beftimmungen ber Stabtverorbneten eingefetste gemeinſchaftliche 
Kommiffion fi mit entfchievener Majorität dem Beſchluſſe bes Magiftrats angefchloffen, ift 
demnãchſt auch bie Königl. Bezirls⸗Regierung bemfelben beigetreten mit ber Anweifung an ben 
Magiftrat, fofort den Kaufvertrag zur Erwerbung abzuſchließen, und mit dem Ban felbft vor⸗ 
zugehen. Während ber Magiftrat ſich bie Grundſtücke übergeben läßt und bie Kaufgelder mit 
zufammen 2160 Thlr. zahlte, bejchwerte fi die Stabtverorbneten-Berfammlung über die Re- 
gierungs-Entfheibung, welche Letstere indeß durch den Herrn Oberpräfiventen kürzlich beftätigt 
worben if. Demnähft hat die Stabtverorbneten-Berfammlung weitere Beſchwerde beim Königl. 
Miniferium des Innern befchloffen und eine Kommiſſion eingeſetzt, welche nad einem neuen 
Bauplate recherchiren fol. Nachdem bisjett überhaupt 18 Baupläte in Borfchlag gelommen, 
hat die Stabtverorbneten-Berfammlung ſich darauf beſchränkt, gegen die magiftratualifhe Wahl 
zu proteftiren, ohne felbft irgenb einen andern Pla in Vorſchlag zu bringen, ober ben etwa 
vorgeſchlagenen feftzuhalten, und es ift deßhalb ber gedachte letzte Beſchluß ber Stabtverorbne- 
tenverfammlung nur um fo febhafter zu bebauern, als durch demfelben dem Hrn. Minifler Flott- 
well zugemuthet wird, er folle nunmehr die im feiner Eigenſchaft als Oberpräfident erfaffene 
Berfügung aufheben. 

— 6.— Bielenzig, im März. Am Schluffe des Jahres 1857 betrug das Guthaben 
der Sparkaffenbuh-Inhaber ans 380 Büchern: an baarem Gelbe 21574 Thfr. 7 Ser. 7 Pf. 
Im Jahre 1858 wurden 100 neue Bücher ausgegeben und überhaupt in bie Kaffe neu einge- 
fegt 15013 Thlr. 10 Sgr. 4 Pf. Die ten Einlegern bis nit. Dezbr. 1858 gewährten Zinfen 
a 3, pEt. betragen 662 Thlr. 20 Sgr. 7 Pf. Davon find im Laufe des Jahres ausgezahlt 
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117 Th. 19 Sgr. 9 Pf., und dem am Schluſſe des Jahres verbliehenen Kapitalguthaben ber 
Sparlaſſenbuch⸗ Inhaber zugeſchrieben worden 545 Thlr. 10 Pf., find zufammen 57132 Thlr. 
18 Sgr. 9 Pi. Dagegen wurde iu demſelben Jahre aus der Kaffe erhoben das ganze Gut⸗ 
haben aus 55 Büchern und ein Theil des Guthabens aus andern Büchern, überhaupt 14937 
Ehlr. 28 Sgr. 5 Pf., an banrem Gelde 22193 Thlr. 2 Sgr. 1 Pf., bleibt 22194 Thlr. 20 Ser. 
4 Bi. Die Sparkafje hatte am Schluſſe des Jahres folgende Altiva: a) Staats · Auleihſcheine 
von 1850 bis 1854: 4000 Thlr.; b) Zielenziger Stabt-Obligationen 3875 Thlr.; c) Hypothe⸗ 
tenobligationen 11300 Thlr.; d) Schuldſcheine gegen Berpfänbung von Hypothelen-«Obliga- 
tionen und Staatspapieren 2965 Thlr.; c) baares Geld 54 Thlr. 20 Sgr. 4 Pf, Summa 
2219 Thlr. 20 Ser. 4 Pf. 

— tg Bernau, im März. Der unter dem 21, Januar d. 9. ausgefertigte Berwal- 
tungsbericht über unfere Communalverhältniſſe pro 1857/58 giebt ugs Anlaß, bie wejent- 
lichſten und wichtigften Punkte aus dieſem eben jo umfafjenden wie gründlichen Berichte hier 
mitzutheilen. — Die bereits zu Enbe des Jahres 1857 eutflandene und in das Jahr 1858 
übergegangene anhaltende Arbeitslofigkeit hat bie Bevöllerung Bernaus beſonders hart ber 
troffen, indem hier Weber und Seidenwirker faft zwei Fünftel ber gefammten Einwohnerfchaft 
ausmachen, jo daß die Commune erheblihe Opfer bringen mußte, um über bie aus Gewerbe- 
flodung entflandene Calamität hinwegzulommen. Es ift jebenfalls für bie Bevöllerung Ber- 
naus eine Rebensfrage, wenn bie durch bie erwähnten Arbeiter fonft aljährlih am Löhnen er- 
worbene Summe von circa 150,000 Thaler zum großen Theile ausfällt. Uebrigens iſt biefe 
Krifis auch bis jetzt noch nicht überwunden. Trotz biefer unglnfigen Verhältniſſe aber hat 
fi die Einwohnerſchaft doch vermehrt; fie betrug am Schluß des Jahres 1857: 4684 Perjo- 
nen unb nad ber Zählung vom 3. Dezember v. 3. 4888, ober mit Einfluß ber 144 Per- 
fonen, welche die ſtädtiſchen Etabliſſements bewohnten, 5032 Perfonen. — Ein großer Berluf 
ſteht der Commune in ihrer Forft bevor, die etwa 3000 Morgen Kiefernwald umfaſſend im 
Jahre 1858 von den Raupen heimgefuht wurbe, — 

Nach der Lifte ber fimmfähigen Bürger waren im Jahre 1858 vorhanden: im ber er⸗ 
flen Abtheilung 37 mit einem Gefammtfteuerbetrage von 23825, Thaler; im der zweiten Ab⸗ 
theilung 85 mit 2400", Thaler; im der britten Abtheilung 401 mit 2484%, Thaler; insge- 
fammt alfo 523 flimmfähige Bürger mit einem Gefanmtfteuerbetrage von 7267%, Thaler, — 
An Zournal-Nummern find bei der Verwaltung im Jahre 1858 zu bearbeiten geweſen 10299 
ober 949 mehr als im Jahre 1857. Verhaftet wurden 341 Perjonen ober 165 mehr als im 
vorhergehenden Jahre. Polizei-Strafrefolute wurben 189 erlaffen, darunter allein 63 wegen 
Erregung ruheſtörenden Lärmens und Berübnng groben Unfuge. 

In Folge wieverholter Diebftahlsverfuche, die gegen bie Kämmereilaffe unternommen 
wurben, traf man unter bem 8. Mai die Auordnung, Bürgerſicherheitswachen herzuftellen, bie 
vom 9, Mai 1858 bis zum 9. Januar d. I. befanden haben. Allnächtlich von 11 Uhr Abende 
bis 4 Uhr Morgens übten acht Bürger, je vier eine Stunde, abwechielnd Patrouillendienh. In 
biefer Weife wurden in 245 Nächten von 1935 Einwohnern die Sicherheit der Stabt bewacht, 
und barauf ber firengern Jahreszeit wegen biefer Wachtdienſt eingeftelt. — Danlend wirb im 
Beriht anerkannt, daß bie Stabtverorbneten das Gehalt des Bürgermeifters um jährlich 
100 Thlr., fo wie das bes Kämmerer um biefelbe Summe und die Gehälter der Polizei» 
Erecutiv-Beamten um 200 Thaler erhöht haben. 

Das die Rämmerei-Berwaltung betrifft, fo ift feit 1857 in dem Sämmerei-Ber- 
mögen feine wejentlihe Beränderung eingetreten, Die Altiva ber Commune beflanden am 
Schluſſe des Jahres 1858 an 8200 Thaler; deren Zinfen zur Kämmereilaſſe fließen; ba biefe 
Aktiva am Schluffe bes Jahres 1857 nur 6750 Thaler betrugen, jo hat bie Kommune im 
Jahre 1858 an Kapitalien 1450 Thaler mehr erworben, jo daß ſich bie Finanzlage a von 
dieſer Seite mehr und mehr verbeſſert hat. 
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Die Paſſiva ber Kämmerei befiehen zus Zeit nur im eier Privatforberung zum Betrage 
von 9000 Thaler, fo daß nach Abzug ber Aktiva bie Commune überhaupt nur 800 Zhaler 
Schulden hat. — Die Dedung der Paſſiva ift abſichtlich mur deshalb bisher nicht erfolgt, weil 
bie Commune auf bie angeführte Schuld nur 4 pCt. Zinfen mach getroffenen Bereiubaruug 
giebt, während fie zum großen Teile 4., theil® auch 5 pCt. Zinjen bezieht und dadurch ewi- 
ſchieden Vortheil hat. Umter ben Ausgaben ber Kämmereitaſſe im verflofienen Jahre ber 
merfen wir, fürfBefolbungen, Penfionen ꝛc. 3648 Thlr., Polizei-Berwaltungs- und Haftkoften 230 
Tple., Zinfen ans Darlehnen 367 Thlr., zur Unterhaltung ber Zuchtbullen 82 Thlr. Andere bemertend- 
werthe Ausgaben find unter dem Titel „Steuerverwaltung“ beſonders aufgeführt. — Nach dem Kim- 
merei-Etat find die Einnahmen und Ausgaben je auf 12,646 Thlr. oder um 1090 Thlr. höher als 
im vorhergehenden Etat aufgeftellt. Unter ben Einnahmen find normirt an Grunbfleuer 1027 Thlr., 
an Erbzinfen 2c. 1112 Thlr., an Zeitpacht 621 Thlr., an Forſtnutzungen 4179 Thlr., an Eommus» 
nalftener 4300 Thlr. Unter den etatsmäßigen Ausgaben find zu erwähnen: an Stenern, 
welde von ber Commune dem Staat zu zahlen find, 1702 Thlr., au Zinfen, veip. Abtragung 
von Schulden 567 Thlr., für Schul» und Unterrichts - Anftalten 1150 Thlr., für Polizei und 
Rechtspflege 590 Thlr., fir Armenpflege 1542 Thlr., für Bauten, Wegebeſſerung und Straßen- 
pflafterung 1022 Thlr., zur Forſtverwaltung 1581 Thlr., zu Befoldungen ber Magiftratsmit- 
glieder umb ber Unterbeamten 2616 Thlr., zu Penfionen 60 Thlr., insgemein 505 Zhlr. — 
Die pro 1858 erfolgte Veranlagung ber Communalabgaben weift 4373 Thlr. nah, wovon zum 
Schluß des Jahres 4140 Thlr. eingelommen waren, jo daß im Rüdflande 233 Thlr. ver- 
blieben. Um die Abgaben einzuziehen, mußten übrigens häufig nachdrücliche executiviſche Mit- 
tel in Anwendung kommen. — Für bie Führung verſchiedener Prozeffe, welde bie Commune 
unternommen hatte, mußten im Laufe des Jahres an Koflen 217 Thlr. gezahlt werben. — 

Der ſchon vorhin erwähnte Stillſtand in der Gewerbethätigleit während bes Jahres 
1858 hatte zur Folge, daß bei der zahlreich hier vertretenen Rlaffe der Weber und Seidenwir- 
ter nad) und mach über 600 Stühle eingehen mußten. Außer den aus Commmnalfonbs zahl⸗ 
reich verabreichten Unterftügungen wurbe aud Seitens der Commune ben am meiften bebräng- 
ten Webern Arbeit befehafft und zu bem Ende vorerft eine Summe von 1000 The. beflimmt, 
wozu eine Beiſteuer von 500 Thlr. aus Staatsfonds fam. Die Beichäftigung der Weber in 
diefer Weife dauert von Mitte Februar bis Ende Juni d. I. und verurſachte einen Koftenauf- 
wand von 2698 Thlr. — An Einzugs- und Hausſtandsabgaben find 46 Thlr. eingezahlt wor« 
ven. 31 Berfonen find von außerhalb mit ihren Familien eingezogen, und Ortsangebörige haben 
15 bie Nieberlaffung erworben. — Im Jahre 1858 ift mit höherer Genehmigung ein Aichungs 
amıt hier eingerichtet mit einem Koftenaufwanb von 290 Thlr., wogegen au Gebühren bereits 
im verfloffenen Jahre 69 Thlr. aufgelommen find, 

Hinſichtlich der Forſt verwaltung ift der bedauerliche Umftand ſchon erwähnt, daß 
circa 3000 Morgen Kiefern ⸗Beſtaud von den Raupen heimgeſucht worden find. Um dem Ue⸗ 
belftande entgegen zu treten, hat man bie gefunden Reviere von ben franten durch Aufwerfen 
von Gräben getrennt, und außerdem mit vieler Kraftanftregung Millionen von Raupen geſam · 
meit und getöbtet. Es wirbe ein ungeheurer Verluſt für die Stabt fein, wenn ber Holgbe- 
fand auf dem ganzen Waldraum gänzlich abgeftorben wäre und abgetrieben werben müßte. 
Nach dem Stadthaushalts · Etat für 1858 hatte bie Forft zur Kümmereitaſſe 8168 Thlr. au 
liefern. Es find aber im verfloffenen Jahre eingeliefert für verlaufte Hölzer 2801 Thlr., am Schla⸗ 
gelohn 1645 Thlr., an Forſtſtrafgeldern 99 Thlr. Ausgaben für die Forſt find gefeiftet 1854 
Thaler, für Holgfplagelopn und einſchließlich ambere Leiftungen für Gehälter ıc., inöge- 
fammt 3038 Thlr. 

Die Einnahmen und Ausgaben für bie Kirchen werben durch eine beſondere Kaffe ver» 
waltet. Mad) dem für dieſe aufgefteliten Etat follen einkommen 1681 Tple, bagegen finb bie 
Ausgaben normirt auf 1073 Thir. worunter an Befoldungen und NRemunerationen 448 Thlr., 
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an Bau- und Reparaturloften 324 Thlr. Die wirffihen Einnahmen und Ausgaben weichen 
nur in einzelnen Punkten von dem Etat erheblich ab, wie für Befolbungen und Remuneration 
548 Thlr. veransgabt find. Durch eine fparfame Verwaltung ber Kirchenkaſſen ift es möglich 
geworben, 1200 Thle. zinslich anzulegen, jo daß bie Aktiva der Kirche zur Zeit im Ganzen 
4150 Thlr. ausmachen, wogegen Paſſiva nicht vorhanden find. 


Die Schulkahſe befand fih im demfelben traurigen Zuftande, wie im Jahre zuvor. 
Zur Regelung ihrer Berhältniffe ift ein Etat aufgeftelt. Daruach waren die Einnahmen nor- 
mirt auf 49 Thlr. 15 Sgr. Zinfen, 756 Thlr. Schulgelbbeitrag, 10 Thlr. Vermächtniſſe, 310 
Thlr. Schulzuſchüſſe aus verſchiedenen Kaffen, 15 Thlr. 7 Sgr. insgemein. Die Ausgaben be- 
trugen an Gehältern 1111 Thlt. 18 Sgr., zur Anfhaffung von Lehrapparaten 8Thlr. 3 Sgr., 
zu Vermächtniſſen 10 Thlr., 23 Thlr. 8 Sgr. insgemein. Tie Einnahmen haben aber lange 
nicht ausgereicht, die Ausgaben zu beden, jo daß Seitens der Kämmereilaſſe für bie Schullafſe 
1015 Thlr. gezahlt werden mußten. Nun ſchuldet aber fchon aus früherer Zeit dieſe Kaffe jener 
350 Thlr. welcher Betrag aus dem vorhandenen Vermögen ber Schullaſſe gebedt worben if. 
Die Befoldungen betragen, wie vorhin erwähnt, im Allgemeinen 1111 Thlr. 18 Sr. ; davon bezieht 
jährlich der Rector 400 Thlr., der Eomtector 350 Thlr., der Kantor 8O Thlr. der franzöfiiche 
Eantor 50 Thlr., der Küfter 120 Thlr., der Organift 40 Thlr., ein Lehrer 186 Thlr., ein zwei- 
ter Lehrer 150 Thlr., eine Lehrerin 75 Thlr., der Schulcalfaltor 20 Thlr. 18 Sgr. — Die 
Übrigen Gehälter werden aus ber Kämmereitaſſe gezahlt. — Am Schluffe des Jahres 1858 
waren in allen Klaſſen der biefigen Schulen 864 ſchulpflichtige Kinder, oder 11 mehr als im 
Jahre 1857 vorhanden. Die Frequenz ber einzelnen Klafjen wechſelte von 32 Schillern bie 97. 
— Im Intereffe der unbemittelten Eltern ift höchſten Orts petitionirt, daß außer ber Ofler- 
confirmation alljäprlid noch eine zweite Confirmation zu Michaelis flattfinden möge. 

Die Armenverwaltung if im Verhältniß zur Größe ber Gtabt eine umfangreiche 
zu nennen und bat fich im verfloffenen Jahre in Folge ber mehrfach erwähnten Gewerböftodung 
une noch mehr ansgebehnt. Es wurden an 67 Perſonen laufende und an 46 Perjonen au« 
Berorbentliche Unterftügungen im Gefammtbetrage von 1525 Thlr. gezahlt. Zwei Armenärzte 
erhalten ein firirtes Gehalt von 100 Thlr., und für Armenmebizin find 107 Thlr. verausgabt. 
Im Armenhaufe befanden fich 56 Perfonen, Es ift mit Ausnahme ber Altersihwachen gegen 
biefelben das im $. 119. des Strafgeſetzbuchs vorgeichriebene Verfahren eingeleitet worden, 
wae bie vortrefflihe Folge gehabt hat, baf die meiften biefer Perfonen bie ſtädtiſchen Armen- 
häuſer am Schluffe des Jahres verließen und ſich ſelbſt Wohnungen beichafften. — Die Ber- 
waltung des Lazareths foftet 566 Thlr. Im Krantenhaufe wurden im Jahre 1858 behandelt 
und verpflegt 21 Perfonen auf Koften des Lanbarmenfonds, 21 auf Koften der Kommune und 
20 auf Koften der Gejellen-Srantenkaffen. An Eriminaltoften ift nad dem besfalls abgeichlofle- 
nen Rezeß ber Betrag von circa 320 Thlr. gezahlt worden. . 

Die Bauverwaltung bat die Summe von 1810 Thlr. abforbirt, und die Straßen- 
Erleuhtung 298 Thlr. gekoftet. Zur Unterhaltung ver Feuerlöſchgeräthſchaften, 
bie ſich laut Bericht im vorzüglichen Zuftande befinden, wurden nur 29 Thlr. verwendet, wäh- 
venb im vorhergehenden Jahre 223 Thlr. für biefelben verbraucht wurden. — Die Polizeis 
Berwaltung hat nad) vorgängiger Berathung mit dem Magiftrat und nad erfolgter Prüfung 
Seitens ber Königl. Regierung unterm 10. Februar 1858 eine Polizei-Berorbnung zur Er- 
haltung ber Sicherheit, Bequemlichkeit, Ordnung, Ruhe und Neinlichkeit anf ben öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plägen bes Polizei-Bezirls der Stabt Bernau erlaffen. — An Landwehr: 
pferbegelbern wurden 160 Thlr. zur Kreiskaſſe abgeführt. 

Im verflofienen Jahre find von hiefigen Einwohnern erhoben und zur Staatslafje abge- 
führt worden: Klaſſenſteuer 3129 Thlr., Gewerbeſteuer 935 Thlr., Grundſteuer 1025 Thlr. 
Außerdem iſt aus ber Communallafſe an Landarmengeldern für den hurmärkiſchen Laudarmenfonds 
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412 Thlr., an Kriegsftenern 675 Thlr. zur Staatslaffe gezahlt. An neuen Grunbftüden (Ab- 
öfungsfumme der Eriminaltoften) find 320 Thlr. entrichtet. — An Feuerkaſſengeldern find von 
biefigen Einwohnern im Jahre 1858 für die bei der Öffentlichen Societät verfiherten Gebäube 
erhoben und abgeführt 713 Thlr., bei der Stäbte-fFeuer-Gocietät find verfihert Gebäude mit 
314,275 Thlr. und zwar in ber erften Klafſe mit 109,825 Thlr., in ber zweiten mit 176,050 
Thlr., in der britten mit 21,075 Thlr. umb in ber vierten mit 7825 Thlr.; bei Privatgejell- 
ſchaften dagegen mit 246,650 Thlr. Die Hädtifchen Gebäude find mit 13,400 Th!r. bei ber Aachen» 
Münchener Geſellſchaft verfichert und find davon im Jahre 1858 an Fenerlafiengelbern 25 Thlr. 
20 Sgr. bezahlt. Bon biefigen Einwohnern find nach der Staatslafje an klaſſifizirter Ein- 
kommenfteuer 582 Thlr. abgeführt worden. — Was die Steuerverhältniffe hiefiger Einwohner 
fomit im Allgemeinen betrifft, fo erreichen biefelben gewiß eine nicht gewöhnliche Höhe. Nah 
der im vergangenen Jahre aufgeftellten und höhern Orts eingereichten Nachweiſung fallen auf 
ben Kopf umferer ſtadtiſchen Bevölkerung 3 Thlr. 21 Sgr. 11 Pf. Schließlich erwähnen wir 
noch, daß ber Rezeß Über bie bereits jeit dem Jahre 1825 ſchwebende Separation ber hiefigen 
Feldmark trot der wiederholten recht dringenden Anträge noch immer wicht anfgeftellt if. Es 
ift deshalb Beranlafjung genommen, bei dem König. Minifterium für die lanbwirtbichaftlichen 
Angelegenheiten Beichwerbe zu führen, in Folge deſſen beſtimmte Weifung 'ergangen ift, daß 
bie Aufftellung deſſelben beſchleunigt und vejp. bis zum mäcflen Sommer beenbigt wer- 
ben ſoll. — 


fe Sachſen. 


H. Magdeburg, im März. Die Bevöllerung ber Stabt hat nad ber meueflen im 
Dezbr. dv. 3. flattgehabten Zählung in nicht umbebeutender Zahl zugenommen; fie beträgt jetzt 
58,694 Seelen der Civilbevöllerung, 6561 Seelen der Militair- Bevöllerung, und zwar 5425 
des Militaire und 1136 deren Familien :c., alfo in Summe 62,255; in ber Neuſtadt beträgt 
biefelbe 12,296 und in der Sudenburg 5,126, zufammen 82,677 Seelen im Stabtlreife. Im 
Uebereinftimmung mit obiger allgemeiner Vermehrung ber Bevölkerung bat auch bie im Monat 
Juli v. I. berichtigte Bürgerrolle wiederum eine Vermehrung ber flimmfähigen Bürger um 
128 gegen das vorige Jahr ergeben, ihre Zahl beträgt demnach jet 4,118, vom bemen zur 
J. Bahlabtheilung 282 mit einem jährlichen Einkommen von 45000 Thlru. bis 2300 Thlen., 
zur 11. Wahlabtheilung 1108 mit einem jährlihen Einkommen von 2300 bis 800 Thlr,, zur 
II. Wablabtheilung 2635 mit einem jährlichen Einlommen von 800 bis 300 Thlr., und 
193 Hausbefiger mit einem Ginlommen von weniger als 300 Thlr. gehörten. 

Zur Eintragung in die Bürgerrolle find im Laufe des Jahres 316 neue Bürger gelom- 
men; Bürgerbriefe haben 563 Bürger erhalten, von benen eine größere Anzahl fchon früher 
zur Eintragung in die Bürgerrolle gelommen, wegen ber Differenz binfichtlich der Stempel» 
pflichtigleit der Bürgerbriefe mit ſolchen aber noch nicht verfehen worden war. Um Aufnahme 
in den Preußiſchen Unterthanenverband behuſs der Nieberlaffung in der hiefigen Stadt, haben 
29 Ausländer im verg. Jahre nachgeſucht. Davon haben bie Aufnahme erlangt: 5 Kaufleute, 
1 Buchbinder, 1 Schmiebegefell, 1 Friſenrgehülfe, 1 Dachdedergefelle, 1 Reftanratenr, 1 Kunft- 
gärtner, 1 Pofterpebitionsgehülfe, 1 Medanitus, 1 früherer DOelonomie-Iufpeltor, 1 Kutſcher, 
1 Arbeitsmann und eine umverehelichte Tapifferiewwaarenhändferin, während eine Drecdpslergefelle, 
1 Tiſchlergeſelle, 1 Maurergeſelle, 1 Kutſcher, 1 Hausknecht und 2 Arbeitsleute abgemwiefen wor- 
den find, und über 5 Gefuche die Berbandlungen noch ſchweben. Zur Nieberlaffung aus dem 
Inlande haben fi 619 Perfonen gemeldet. 

—C— Guhl, im März. Nach der im Dezember v. 9. ftattgefundenen Volkszählung 
hatte die Stabt 8198 Civil- und 12 Militärs, zufammen 8210 Einwohner, während bie Zahl 
der Einwohner nad ber Zählung vom Jahre 1855 8148 betrug. Hierunter befinden fi) 8060 
Evangeliſche, 26 Ratholiten, 81 Diffiventen und 41 Juden. Im Laufe des Jahres 1858 find 


in ber Hieflgen Stabt 24 Perfonen reſp. Familienhäupter und zwar 20 Inlünder und 4 natu- 
valifirte Ausländer anfgenommen worden; verzogen find 16, Im Kirchenjahre 1858 finb ge- 
boren 331, geftorben 203 und 71 Paare haben ſich verheirathet. Nach der im Juli v. J. anf» 
geteilten Bürgerrolle waren 724 wahlbereditigte Bürger vorhanden. Erfreulich if es, daß ſich 
bei den Ende ©. 9. flattgefundenen Wahlen zur Ergänzung der Stabtverorbneten-Berfammlang 
bie ſtimmberechtigten Bürger in größerer Anzahl, als bei worhergegangenen Wahlen betheiligt 
haben. Im ber dritten Abtheilung haben 73, in ber zweiten Abtheilung 26 umb im ber erflen 
Abtheilung 18 wahlberechtigte Bürger abgefiimmt. Das Kapitalvermögen ber Kommmıme befteht 
gegenwärtig in 19,001 Thlr. mit einem Zinfenertrage von 773 Thlr. 17 Sgr. 9 Pi. Die 
Baffioa belanfen ſich anf 31,388 Thir. 15 Sgr. und bie jährlichen Zinfen davon auf 1290 
Ehe. 5 Sgr. 8 Pf. An Kommunalftenern find aufgelommen: a) Zufchlag zur Einkommen» 
und Klaſſenſteuer von 120 p&t. 3706 Thlr. 9 Sgr. 8 Pf., b) Einzugsgelb 380 Thlr., c) Haus⸗ 
Aandageld 322 Thlr. 15 Sgr., d) Bergnügungsftener 64 Thir., e) Schulgeld 987 The. 27 
Sgr. 6 Pf., in Summa 5410 Thlr. 22 Sgr. 9 Pf. — Bei ber hohen Wichtigkeit des Betrie⸗ 
bes der Brauerei file ben Näbtifchen Hanshalt wird der BrauereisVBerwaltung Seitens 
der Gemeindebehörde die größtmöglichſte Aufınerkjamkeit zugewendet. Einer gebeihlichen Ent 
widelung bes Betriebes ver fläntifchen Brauerei fliehen aber vielfache Hinderniffe entgegen, welche 
ihre Erflärung in dem eigenthümlihen und Lomplizirten Berhäftniß der Kommume zu ihren 
Wirthſchaftspächtern finden. Immerhin bleibt es ſchwierig, in allen einzelnen Fragen, welche 
fih auf diefe Angelegenheit beziehen, denjenigen Weg ausfindig zu machen, auf welchem bie 
beiberfeitigen Jutereſſen gleihmäßig gefordert werben. Es finden im biefer Beziehung gegen- 
wärtig Berathungen und Berhafiblungen fiatt, welche hoffentlich zu einem erwünfdhten Ziel füh- 
ven. Unbererfeits Hat man fi angelegen fein laſſen, bie Einrichtung ber Mälgerei und Branerei 
zu verbeflern und bie Bebürfniffe berfelben, foweit fie die Erzielung eines guten Fabrilates be- 
bingen, zu befriedigen. Im Winter 1857,58 ift der neue Felſenleller duch Anlegung eimes 
meuen Sttanges in ber Länge von obmgefähr 70 Fuß erweitert und im Herbſt v. I. eine neue 
englifche Malzdarre im umtern Malzhauſe eingerichtet worden. Die Refultate der Brauverwal- 
tung find ungeachtet der erheblichen Preisfteigerung, welche bie Gerfle und der Hopfen im Herbft 
v. I. erfahren haben, nicht ungünftig zu nennen. Es find im v. 3. 68 Gebräube Lagerbier 
und 55 Gebräude Doppelbier abgebraut worden. Der vorausfichtlide Gewinn wird ohngefähr 
5265 Thlr. betragen, während ber Etat 5677 Thlr. annahm. Hiervon find jedoch die Zinfen 
bed Betriebskapitals, die Binfen von dem Werth ber Gebäulichkeiten, ber Utenſilien, ſowie ber 
Betrag der jährlihen Abnutzung in Abrechnung zu bringen. Der Grund bes Ausfalle liegt 
teils in ber vorgenommenen Ermäßigung des Preifes für das Doppelbier, theil® im ber im 
Herbſt v. I. eingetretenen erheblichen Steigerung des Preijes der Gerfie und bed Hopfens. — 
Erfreulich find die Ergebniffe der Armenverwaltung, weil fie nicht allein ben Beweis Lie- 
fern, daß die Armuth gegen frühere Jahre nicht unerheblich) abgenommen hat, fondern daß and) 
bei der Berabreihung von Unterflügungen an Bebürftige mit möglichfiet Sorgfalt verfahren 
und Almoſen nur baun gewährt werben, wenn ein unobweißbares Bedürfniß vorliegt, Es iſt 
dies eben ſowohl eine Folge ver beſſern Geftaltung ber NRahrungsverhältuiffe der hiefigen Stabt, 
als der reichen Kartoffelernten ber beiben letzten Jahre und des guten Gefunbheitszuftanbes, 
welcher hier geherrſcht hat. Indeſſen it micht zu verfennen, daß das günfiige Reſultat zum 
großen Theil au den Bemühungen des Armenpflege ⸗Vereins unb dem morafifhen Einfluß, 
welcher durch benjelben ausgeübt wird, zu danken if. Der Ießtere ift von großem Werth umb 
nicht hoch genug anzufchlagen und es ift allen denen öffentlicher Dank auszuſprechen, welche ſich 
bei diefem Werke der Liebe betheiligten und ihre Kräfte demſelben nod jet widmen. Möge 
ihr Eifer nicht erfalten und der Verein zum Segen ber Stabt eine immer größere Ausbreitung 
umb Betheiligung unter ben Bewohnern derſelben finden, damit fein ferneres Beſtehen geſichett 
bleibe, Bei bes Armenlaſſe find bis zum Schluſſe dieſes Berichts verausgabt: 1) an Gehältern 
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71 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf., 2) zurlinterflügung der Armen 1185 Thlr. 24 Sgr. 9 Pf., 9) anf 
Legate 38 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf., 4) an Medizin und Begräbnißfoften 143 Thlr. 16 Sgt. 2 Pf., 
5) zur Unterftügung anderer Anftalten 57 Thlr. 20 Sgr. 2 Pf., 6) an Zinfen von Kapitafien 
4 Thlr., 7) Insgemein 13 Täler, 22 Sgr. 6 Pf., zuſammen 1510 The. 20 Sgt. T Pf. — 
Bei ver Bau-Berwaltung find, wenn man von ber neuen Eimichtung ber Mälzerei ab» 
fieht, die Ausgaben im dem Grenzen bes Etats geblieben. Es find überhaupt 1245 Thlt. 26 
Sgr. 10 Pf. veransgabt worben. Außerdem ift der Ausban einer Straßenfronte mit einem 
Koftenaufwand von 149 Thlr. 19 Sgr. bewirkt worben, zu welchem ber Kommune inbeß aus 
Staatsfonds 70 Thlr. gewährt worben find. — Bon der Polizeiverwaltung find im Laufe bes 
verg. Jahres 109 Strafmandate erlaffen worben. Unter Polizeiaufficht fliehen gegenwärtig 25 
Perfonen. Unter 331 Geburten famen 42 umeheliche vor. Konkubinate wurben 20 polizeilich 
verfolgt. 

g. Mheinland und Weſtphalen. 
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(—-) Köln, im März. Zu Beginn ver Stabtverorbnneten-Berfammlung am 10. d. Mts. 
theilte die Verwaltung mit, daß die Eintrittsgelder zu den am Montag und Dienflag anf dem 
Gürzenich ftattgehabten zwei Mastenbällen eine Summe von 6243 Thlr. ergeben haben, Eine 
zweite Mittheilung betraf die Errichtung bes britten Gymnaſiums, beziehungsweiſe ein bieferhalb 
an das Ober-Bürgermeifteramt ergangenes Schreiben des Provinzial-Schirl-Collegiums, wonach 
das hohe Minifterium der geiſtlichen, Unterrichts- und Mebizinal-Angelegenheiten damit einder: 
ftanden if, daß bie Koften ber Erbauung und Ausftattung des neuen Gymnaſiums aus dei 
von der Rheinifchen Eifenbahn-Gefellfchaft zu feiftenden Entfhäbigung für den botanischen Garten 
gebedt werben. Der Borfigende, Oberbürgermeifter Stupp, fügte hinzu, daß er in folge bor- 
bemerfter erfreulicher Verfügung bereits Einleitung zur unverweilten Inangriffnahine des Baues 
babe treffen laſſen. Ein Schreiben des Kirchen-Vorſtandes der Pfarrkirche zum heiligen Andreas, 
worin berjelbe den Antrag flellt, zu der auf 5200 Thlr. veranfclagten baulichen Herftellung 
des Thurmes der genannten Kirche einen Zuſchuß von 3200 Thlr. aus dem Sammelfonbs für 
Kirhen-Bauten zu bewilligen, wurbe nady kurzen Debatten dahin erledigt, daß das Kollegiim jur 
Erhaltung eines der bebeutfamften Bau-Dentmale der Stadt Köln eine aus dem erwähnten 
Sammel-Fonds zu beftreitende Beihülfe von 2500 Thlr. votirte. Das Projelt, bie Urſulaſtraße 
durch Anlegung einer neuen Straße mit bem Entenpfuhl in direlte Berbitibung zu bringen, 
hatte der Königl. Regierung Anlaß gegeben, bie Erbreitung des ſüdlichen Theiles der Strafe 
Urfulaffofter, desjenigen Theiles nämlih, welcher ven Hunnenrüden mit bem Urfulapfate ver» 
bindet, als rathſam zu empfehlen. Die Stabtverorprieten-Berfammlung erachtete dieſe Stra» 
Benerbreitung ebenfalls für zwedimäßig und wählte eine der hierfülr vorgeſchlagenen Linien, unb 
zwar biejenige, welde eine Erbreitung anf 24 Fuß bedingt. Hiernähft kam ber Umbau 
bes Rathhauſes zur Verhandlung und veranfafte längere Debatten. In der Hauptſäche 
banbelt es fi um bie Frage, ob ein volfländiger Neubau oder aber ein Umbau mit Erbal- 
tung und Berbefferung des Vorhandenen vorzuziehen fei. Das Kollegium hielt inzwiſchen für 
nöthig, daß vorab die vom Stadtbaumeiſter Raſchdorf ausgearbeiteten Projekte durch den Drück 
vervielfältigt und an bie Mitglieder vertheilt würden, um eine gemauere Prüfring und Ermä- 
gung biefer wichtigen Sache zu ermöglichen. In der nächſtfolgenden Situng erftattete ber Bäl- 
geordnete Krank den Jahresbericht Über die zu beim Geſchäfts-Reſſort beffelben gehörigen Zweige 
der flädtifchen Berwaltung. Der Bericht verbreitet fich über bie Bewegung bes Perjonenftanbes 
der Stadt Köln, über bie Grund- und Gewerbefteuer derſelben, das Feuer-Berfiherungsmefen, 
die Eiuquartierung, und fhließlih Über die Ergebnifje der gewerblichen Unterftiitungstaffen. 
Wir werden fpäterhin im Stande fein, aus bem mit größter Sorgfalt ausgearbeiteten Berichte 
eingehende Mittheilungen zu machen. Nachdem Herr Frand feine Berichterftattung beendet, 
kam die Heransgabe eines Urfunden- Buches aus dem reihen Material unferes ftäbtifchen 
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Archivs zur Sprache, Der Antrag ber Verwaltung, zur Herausgabe bes erften Banbes für bie 
Yahre 1859 und 1860 einen Koften -Zufhuß von 600 Thlr. zu bewilligen, wurbe genehmigt. 
Der folgende Gegenftand betraf den projeftirten Canal im Martinsfeld, deſſen Koften über- 
ſchlägig zu 5000 Thlr. angenommen werden. Nach kurzen Debatten genehmigte das Kollegium 
dieſe Kanal-Anlage, welche das am Südende ber Pantaleonsftrafe an ber Stelle des ehemaligen 
Duirins-Convents zufammenfirömende Wafler ber Theophanienftraße entlang nah dem Stabt- 
graben leiten ſoll. 


@iberfeld, den 20. März. Welch ſchöne Früchte die Sparſamkeit bringt, wirb Fol- 
genbes befunden: In ber geflrigen Sparkaffen-Sigung wurde eins der älteften rüdfländigen 
Buͤchelchen No. 2402 zur Zahlung präfentirt, für welches am 16. Januar 1830 die Summe 
von 180 Thlr, preuß. Couraut eingezahlt war. — Der Empfänger refp. Beſitzer, der nach ben 
Statuten nur noch auf fernere Berzinfung eines Jahres rechnen konnte (das Kapital wirb näm⸗ 
lich nur 30 Jahre verzinfet), empfing dafiir die Summe von 440 Thlr. 4 Sgr. 2 Pf. au 
bezahlt. Fälle, wie der vorftehende, fommen allerdings felten vor, und wirb durch biefe Mit- 
theilung gewiß Maucher angeregt, das einmal in der Sparkaffe rubenbe Gelb, fo lange wie 
möglich, liegen zu laſſen. — Die Einlagen in geftriger Situng betrugen 4834 Thlr., umb 
wurden 2986 Thlr. 15 Sgr. 7 Pf. ausgezahlt. 


—n Barmen, im März In dieſem Frühjahre ift die legte Hand zur Bollenbung 
einer Reform angelegt worben, welche un® ans einem wirren Durdpeinanber in ben wünſchens⸗ 
werthen Zuftanb georbneter Hausnummern verjegt hat. Die nunmehr nahe vollendete neue 
Numerirung ber Gebäude im hiefiger Stabt war aber auch in ber That nicht Tänger 
hinauszuſchieben. Die Bezeihnung der Gebäude, wie bisher, durch Seltionen und Nummern, 
letstere planlo® durch Stabt- und Landbezirk laufend, war mit großen Webelftänden verbunden, 
und zeigte ſich als wicht mehr geeiguet für eine Stabt von über 44,000 Seelen. Geit ge 
raumer Zeit fonnten neue Nummern überhaupt nicht mehr gegeben werben, falls man nicht 
noch größere Verwirrung hervorbringen wollte, ſondern es erhielten Neubauten flets die Nuım- 
mer des zumächft gelegenen Haufes, und zum Unterfhieb bie fortlaufende Littera bes Heinen 
Alphabets. Aber auch diefe Bezeichnungsart zeigte ſich bald als Höhft mangelhaft und unge- 
nügenb, ba eine Reihenfolge bei den Zwiſchenbauten nicht immer beobachtet werben fonnte und 
das Alphabet fehr bald zu Ende war, Man mußte alsdann wieder zu andern Hüffsmitteln 
feine Zuflucht nehmen, woburd die Verwirrung immer größer wurde. Die Nothwenbigkeit 
einer neuen Numerirung mußte ſonach wohl allerjeit# amerfannt und es fonnte die Ausführung 
berjelben nicht beanftanbet werben. Es wurde baber auf den Antrag bes Oberbürgermeifter- 
Amtes aus der Mitte der Gtabtverorbneten eine KRommiffion für ben Gegeuftand gebilbet, 
welche für die Durchführung der neuen Bezeichnung der Gebäute und Straßen folgende Haupt- 
Prinzipien feſtſetzte: 1) Im Stabtbezirt wird jede Straße und jeber öffentliche 
Play für fih numerirt und fällt bie Eintheilung in Seltionen fort, indem dafür bie 
Straßenbezeihnung eintritt; 2) die Numerirung der einzelnen Straßen bes Stabtbezirts foll 
fo erfolgen, daß rechts die graden und links bie umgraden Zahlen fortlaufen, 
wobei angenommen wirb, daß hierbei die Richtung der von Eiberfelb nah Schwelm führenden 
Staatsftraße als Anhalt, und die Grenze von Elberfeld als Ausgangspunkt dient. Ebenfo ſoll «6 
mit bem dieſer parallel Tanfenden Straßen gehalten werben. 3) Die Numerirung ber Duer- 
ſtraßen foll jo erfolgen, daß: a) wenn diefelben in die Diüffeldorf-Schwelmer Staatöftraße ein- 
münben, erflere von bier aus fortlaufend, wie vorher befchrieben, ftattfinden fol; b) wenn bie 
Straßen nit in die Hauptfiraßen einmünben, fo begiunt bie Numerirung an demjenigen Ende 
biefer Straße, welches der Hauptſtraße zunächſt gelegen if. 4) In Straßen und öffentlichen 
Plägen, an welden bebaute Pläge mit umbebauten abwechlelu, die zur Aufnahme neuer Häufer 
geeignet find, wird fir je 4 bie 5 Ruthen Raum am ber Straße ein weitere® Haus unterftellt, 
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und das nächffelgenbe Haus veıngemäß unmerirt. 5) Die gegen bie‘ Banlinie zurücktretenden 
Häufer werben berjenigen Hauptfiraße eingereiht, ber fie am nächſten liegen, und zu ber fie 
gehören. 6) Die in den Kreuzungepnukten der Strafen gelegenen Häufer erhalten nur die 
fortlaufende Nummer der freguenteren ober derjenigen Straße, im welcher ſich der Hauptein- 
gang befindet, 7) Sämmtlihe Hof» und Hintergebäube erhalten bie Nummer des Haupt: 
hauſes mit den fortlaufenden Littera® des großen römifchen Alphabets und, wird hierbei feft- 
gefellt, daß ſammtliche, umter einem Dach gelegenen Räumlichkeiten eines Hiuterhanfes, nur 
ein Gebäude ausmachen. 3) Im Landbezirk gefähieht die Numerirumg nad Sektionen, deren 
jede eim für ſich abgeſchloſſenes Syflem bildet. Wo bagegen bie Landgemeinde geregelte Straßen 
enthält, oder deren Hauptfirafien mit denen der Stabt eng verbunden find, erfolgt die Nume— 
sierung ganz jo wie im Stadtbezirk. Jene Sektionen follen den Namen ber Ortjchaft führen, 
wie z. B. Sektion Leimbach, Sektion Heybt u. ſ. w. Nach dieſen Grundfägen bat die Kont- 
miſſion mit der Ausführung der Arbeiten im Sommer v. 3. begonnen und bie Aufnahme des 
ganzen Stadtbezirke mit der bisherigen Bezeihuung der Gebäude, der Reihenfolge der Straßen 
nad, ſowie deren Beſitzer und deren neuer Bezeichnung vollſtändig bewirkt. Auch hat bie 
Uunfnahme und neue Bezeichnung des Landbezirls größtentheils flattgefunden, und wird, wenn 
letzteres vollftänbig geſchehen iſt, ein gedrucktes Verzeichniß der Oeffentlichkeit übergeben werben, 
damit ſolches einer genauen Prürfumg durch bie Eigenthiimer und Hypothelen-Gläubiger unter- 
wörfeh werben kann. Hiernächſt wirb durch das Abnehmen der alten Nummerſchilder und das 
Anbringen neuer mit der neuen Bezeichnung das Gejhäft der neuen Numerirung beenbigt. 

(—) Aachen, im März. In ber Gemeinverathefigung am 4. d. Mts. kam folgenbe. 
im Novemberheft 1858, &. 1026 d. Monatsjchrift bereits näher erwähnte Angelegenheit aber- 
mal8 zur Verhandlung: Aus ben Erträgen der frühern Spielbank ift der ſtädtiſchen Schuffaffe 
die Summe von 40,023 Thlr. 15 Sgr. als Dotationsfonds für bie Elementarſchulen über- 
iwiefen mb davon bie Zinfen mit 1801 Thlr. 1 Sor. 8 Pf. im Schuletat pro 1859 von ber 
Staptverorbieten-Berfanmlung in Einnahme geftellt worben. Hierdnurch und meil bei ber Bes 
gutachtung des Schuletats fiir das laufende Jahr von der Stabtvertretung nur biejenigen Ge— 
haltsſätze der Lehrperjonen im Ausgabe geftellt worden find, welche vorausſichtlich und fontraft 
lich in biefem Jahre zur Berwendimg kommen, bat ſich der fläntifche Zuſchuß für die Efemen- 
tarſchulen anf die Summe von 13,002 Thlr. 26 Sgr. 9 Pf. geftellt. Bon ber Königl. Regie» 
rung iſt dieſer Zuſchuß jedoch, namentlich durch bie Berfügung vom 18. Febr. d. J., anf bie 
Sunme von 16,778 Thlr. 28 Sgr. 5 Pf. erhöht worben, indem die Zinſen des gedachten 
Dotationsfonds zur Berflärkung deffelben im angegebenen Betrage von 1801 Thlr. 1 Sar. 
8 Bf. in Angabe geflellt und die Normal-Gehaltsfäge and da, mo biefelben nur theilweiſe am 
geiftfiche Lehrerinnen und Hülfslehrer gezahlt werben, feftgehalten worben find, fo daß fih va» 
durch eine Mehrausgabe von 1975 Thlr. ergiebt. Es liegt mithin zwifchen dem von ber Staht- 
verorbneten-Berfannmlung bewilligten und von ber Königl. Regiering fefgeftellten ſtädriſchew 
Zuſchuß für die Elementarſchulen eine Differenz von 5776 Thlr. 1 Sgr. 8 Pf. welde Summe 
bet der allgemeinen Umlage in Zugang kommen fol. Nachdem ver Herr Borfitgenbe baranf 
hingewieſen hatte, daß bie über die beiden vorliegenden Fragen feither gepflogenen Verhaud— 
fangen der Verſammlung voffünbig bekannt feien, beſchloß viefelbe einſtimmig, gegen die Ber: 
fügungen ber Königl. Regierung im Betreff ber Verwendung ber Zinjen des Schuldetations- 
fonbs und ber Disponibelftellung ver Normal-Lehrergehälter da, wo nur ein Theil derſelben 
verausgabt wirb, insbeſondere gegen bie angezogene Verfügung vom 18. Febrnar d. I. beit 
Rekurs zu ergreifen. 

—0— Dortmund, im März. Ans dem veröffentlichten Verwaltungsbericht für 1858, 
die Ergebniffe der Berwaltung des Jahres 1857 enthaltend, entnehmen wir, was zunächſt das 
Steuerweſen anbetäfft, daß die klaſſifizirte Einlommenſteuer von 124 (im Jahre 1856 nut 
92) Rontribuenten einen Betrag von 8682 Thlen., die Klaſſenſtener bei 8238 Kontribuenten 
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eine Summe vom 16,571 Thlr. 15 Ser. (gegen 6680 Kontrib. und 12,495 Thle. Steuer i. 3. 
1856), die Gewerbefleuer 6554 Thlr. und bie Grundfteuer bei einem Cataftral-Reinertrage bon 
62,285 Zhlr. 29 Sgr. 11 Pf. einen Betrag von 7510 Thlr. 1 Sgr. 10 Pf. ergab, welcher 
von 1695 Eontribuenten anfgebracht wurde. — Bezüglih der Stadtverwaltung mirb be- 
merkt, daß das ſchuldenfreie Kiämmerei-Bermögen zu Ende bed Jahres beflanb: 1) aus 
Heinen Grunbzinfen von 1155 Thlru. 7 Ser. 6 Pf.; 2) aus dem fläbtifhen Gebäuben; 
3) aus 40 verfchiedenen Garten und Weide-Parzellen; 4) ans bem Forſtparzellen Gräfing-, 
Weſter und Burgholz; 5) aus einem Kapitalverındgen von 64,506 Thlr. 24 Sgr. und 6) aus 
verſchiedenen Berechtigungen, bie eine Eiunahme von 850 Thlrn. 22 Sgr. 11 Pf. gewährten. 
Die Forften lieferten durch Holzverläufe eine Einnahme von 8997 Thlr. I Sgr. 6 Pf. (gegen 
7619 Thlr. pro 1856), wovon mad Abzug der mit 59% Thlr. 19 Ser. 2 Pf. verwendeten 
Kulturkoften ein Reinertrag von 8403 Thlr. 20 Sgr. 4 Pf. verblieb, Der geſondert gebildete 
Fonde zum Neubau des Rathhauſes betrug im Jahre 1856: 17901 Thlr. 23 Sgr. und er 
höhte fih dur eine Einnahme von 785 Thlrn. 3 Sgr. 3 Pf.im Jahre 1857 auf 18,486 Thlr. 
26 Sgr. 3 Pf. Die Einnahme aus dem Kämmereivermögen bat nach ben brei Hanptabthei- 
fungen betragen: 1) vom Grunbvermögen 10,190 Thlr. 11Sgr.; 2) an Berechtigungen 1644 
Ehle. 9 Sgr. 10 Pf.; 3) an Zinfen von Kapitalien 984 Thlr. 6 Sgr. 2 Pi. Die Zinsein- 
nahme ift nur deshalb fo gering geweien, weil von dem zur Gasanftalt hergegebenen Kapitale 
von 20,000 Thlr. weder Zinfen noch Dividenden zur Hebung gelommen find, — An Kom- 
munalfteuer wurbe erhoben: 1) Hundeſteuer 414 Thlr. 15 Sgr. und 2) als Zuſchlag zur 
Grund: und Klaffenfieuer die Summe von 28,675 Thlr. 24 Sgr. 10 Pf, zufammen 29090 
Thlr. 9 Sgr. 10 Pf., wogegen im Jahre 1856 die Steuern nur 18,190 Thlr. betrugen. Die 
Polizeiftrafen haben 1256 Thlr. ergeben. — Für die Unterhaltung ber fläbtijchen 
Gebäude, Straßen ıc. wurden verausgabt 7813 Thlr. Die Straßeubeleuchtungskoſten 
erreichten ben Betrag von 2473 Thlr. 11 Sgr, 3 Pi Die Mehrkoſten ber Gasbeleuchtung 
gegen die Oelbeleuchtung haben ſich auf ca. 1129 Tpir. gefiel. Die Einnahme ber Kim- 
mereilaffe betrug 49,501 Thlr. 18 Sgr. 8 Pf., die Ausgabe 41,007 Thlr, 21 Sgr. 8 Pf., 
mithin ber Beflanb 8493 Thlr. 27 Sr. — Zu Betreff der Spezial-Berwaltungen if 
zu bemerken: die Einnahme des Gymmafiı ms betrug 7694 Thle. 5 Sgr. 3 Pf., bie Aus, 
gabe 7705 Thlr. 1 Pf., mithin Vorſchuß 10 Thlr. 24 Sgr. 10 Pf. Zur Dedung ber Schul- 
ben ber Auſtalt von 5670 Thlr. ift aus dem Fonds des Gymnaſiums bereits ein Kapital von 
1073 Thlr. erübrigt, welches bei der Sparkaffe belegt if. — Das Gymmafium befuchten am 
Ende des Jahres 1857: 158 Schüler. Der Feldhoffſche Stipenbienfonds hat 70 Thlt. 20 Sgr. 
6 Pf. aufgebracht ; diefe Summe wurde für zwei Stipendien verwandt. Der aus Beiträgen 
der Lehrer gebildete Lehrerpenjionsfonds betrug im Beginn des Jahres 1087 Thlrx. 
und erhöhte fih durch Beiträge, Zinjen ıc. um 373 Thlr. wovon inbeß 119 Thlr. zur Beftreitung 
einer Penfion verwendet wurden. — Die Sonntags» un. Handbwerler-Fortbilbung® 
ſchule wurbe von 300 Schülern beſucht. — Bei ber Armenverwaltung betrug bie 
Einnahme (incl, 5938 Thlr. 20 Sgr. 7 Pf. Defizit pro 1856) 15,476 Thle. 29 Ser. 1 Pi. 
die Ausgabe 3058 Thlr. 24 Sgr. 9 Pf., ſouach blieben für die Armenpflege zu verwenden 
12,418 Thlr. 4 Sgr. 4 Pi. Für letztere wurben jebod 13,418 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf., und 
jwar: an wöchentlichen, rejp. monatlihen u. f. w. Ansgaben 10,094 Thlr. 13 Sgr. 10 Pf, 
an Hausmiethen 890 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf, an Belleivungstoften 365 Thlr. 5 Sgr. 7 Pi. 
für Pflege armer Kinder 290 Thlr. 20 Sgr. 8 Pf. für Schul. und Unterrihtsloften 378 Thlr. 
28 Sgr. 7 Pf., an Arznei» und Kurkoſten 374 Thlr. 17 Sgr. 3 Pf, an Begräbnißloften 
118 Thlr. 17 Sgr. 3 Pf., für Unterflügung Reiſender 2 Thule. 24 Sgr. 6 Pf. und Wohl- 
thätigleitsanftalten 902 Thlr. 27 Sgr. 4 Pf. verausgabt, fo daß fih ein Defizit von 1000 Thlr. 
18 Sgr. 2 Pf., und mit obigem Zufhuß aus ber Kämmereilaſſe pro 1856 zu 5938 Thlr. 
% Sgr. 7 Pf. im Ganzen ein Defizit vom 6939 Thlr. 8 Sgr. 9 Pf. heransgeftellt hat 
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Dieſe Summe wird durch den Zuſchuß ans der Kämmereikaſſe pro 1858 von 6622 Thlr. 
23 Sgr. 7 Pf., welder für da® Jahr 1858 als muthmaßliches Defizit auf den Etat gebracht 
if, faft gededt werben. Im Ganzen find im Jahre 1857: 526 Familien und einzeln ſtehende 
Perfouen unterftügt worden. Der Bericht bemerkt hierzu, daß bei einer Einwohnerzahl von 
18,917 Seelen und bei ben Koften ber Armenpflege zu 13,418 Thlr. 22 Sgr. 6 Bf. anf den 
Kopf ber Bevöllerung 21 Sgr. 3Y, Pf., und baf bei dem etatsmäßigen Defizit von 6720 Thlru. 
auf den Kopf 10 Sgr. 8 Pf. kommen. — Das Jungfrauenfift zum Kohl garten hatte 
eine Einnahme von 656 Thlr. 3 Sgr. 3 Pf., eine Ausgabe von 484 Thlr. 29 Sgr., und 
zwar Adminiftrationsloften 33 Thlr. 13 Sgr. 6 Pf., Präbenden 420 Thlr.; es konnten ſonach 
171 Thlr. 4 Sgr. 3 Pf. zur Berbefferung des Fonds zinsbar angelegt werben. Das Kapital 
Bermögen, welches Ente 1856: 8397 Thlr. 15 Sgr. beirug, erhöhte fih im Jahre 1857 auf 
8597 Thlr. 15 Sgr. — Durch Allerhöchften Erlaß vom 15. Januar d. I. ift unfer jeitheriger 
Dürgermeifter Zahn, nad vorbergegangener Wiederwahl Seitens der Stabtverorpnneten-Ber- 
fanmfung, für eine fernermweite 12jährige Amtsdauer beftätigt worben. — Die im letzten De- 
zennium ftattgefundene und noch andauernde Bedeutende Bermehrung der hiefigen Bevöllerung 
muß nothwenbig auch eine räumliche Vergrößerung der Stadt zur Folge haben, zn deren In- 
angriffuahme und Regelung ber Dlagiftrat einen Stadtbauplan hatte entwerfen und publi« 
ziren laffen, gegen welchen jedoch nicht weniger ala 52 Proteftationen eingelaufen waren. Die 
Stadtverorbneten-Berfammlung, in deren Sitzung am 10. März die Angelegenheit zur Sprache 
fam, faßte den Beichluf, eine Kommiffion nieberzufegen, welche den Stabtbauplan einer noch⸗ 
maligen Prüfung und Begutachtung zu unterwerfen und namentlich den großen Koftenaufwand 
in Betracht zu ziehen habe. — Nachdem, wie ſchon berichtet, die Stabtverorbneten das Magis 
firat6-Projelt wegen Beſchaffung eines zweiten Marltplatzes in hiefiger Stabt abgelehnt, übergab 
die betreffende Commiſſion in der Sitzung am 10. d. Mts. eine Denlſchrift, worin bie Motive 
zu bem gefaßten ablehnenden Beſchluſſe und Borſchlage bezüglih der Herflellung eines zweiten 
Marktplates in einem andern Stabttheile miebergelegt find. Die Berfammlung trat einfim- 
mig den in ber Denkjchrift ausgefprochenen Anfichten bei. In berjelben Sitzung wurde noch 
der Antrag eines Mitgliedes: „eine Finanz-Kommiffion zum erwählen, Behufs Aufftellung eines 
Planes zur Beſchaffung der außergewöhnlichen Mittel, deren die Stabt Dortmund im dem 
wählen Jahren bedarf’, zum Beſchluß erhoben und dem Magiftrat überwieſen. 


Kaiſerthum Defterreich. 


Wien, im März. In der am 16. dv. Mts. flattgefundenen (193,) Sigung des Gemein. 
deraths referirte der Dr. Celinfı über das Präliminare des Bürgerfpitalfonds für das Jahr 1859, 
Der Boranfchlag, nad welchem die Einnahmen dieſes Fondes 355,093 Fl., die Ausgaben aber 
nur 354,244 51. Oe.⸗W. betragen, fomit noch ein Ueberihuß von 849 FI. De. W. vorhanden 
ift — werben genehmigt. Der Kommune wurde das Haus Nr. 53. am Neubau, welches eine 
Area von 4691, Duabratllafter bebedt, zur Einföfung angeboten und von dem gegenwärtigen 
Eigenthümer der Einldfungsbetrag mit 35,000 #1. C. M. fefgeftellt. Durch die Demolirung 
dieſes Hanfes wird eine Verbindung zwifchen der Neuftift- und Rofranogaffe, dann der Haupt- 
ſtraße am Strogengrunde und der Kaiſerſtraße in der Jofephflabt gewonnen und die Möglich- 
keit der Herftellung einer unterbrochenen geraden Verbindung zwiſchen den Hauptſtraßen ber 
Borflädte Mariahilf und Aifervorflabt angebahnt, Es würde buch die Demolirung biejes 
Hanfes die dortige Paffage für ven Wagenverkehr weſent lich verbefjert und berfelbe in bie ver⸗ 
ſchiedenen Querſtraßen abgeleitet. In Berückſichtigung ber weſentlichen Vortheile, welche durch 
die Demolirung dieſes Hauſes für bie Erweiterung und Verbeſſerung erzielt werben, wird ber 
Ankauf diefes Haufes zur Demolirung um den Preis von 35,000 Fl. C. M. unter den vom 
Magiftrate beantragten Modalitäten genehmigt. — 
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Eine noch wichtigere Berbefierung in Paffageridficgten, nämli die Erweiterung. ber ſehn 
beengten und gefährlichen Paſſage an ber Ede ber Enten- und Pelilaugaſſe in St. Uri kann 
durch die gegenwärtig nad längeren Berbanblungen zu Stande gebrachte Erwerbung bes Hau⸗ 
ſes Nr. 21, daſelbſt — durchgeführt werden. Die Berbefjerumg der Kommunilatioun erſcheint 
an biefem Punkte jet um jo bringenber, als fich ſeit der Eröffnung der Weſtbahn die Wagen- 
frequenz daſelbſt troß der Gefährlichfeit der Pafjage ſehr gefteigert hat. Das Hans Nr. 21, 
bat eine Area von 358 D.-Klit., von welcher — um die Straße daſelbſt auf 6 bis 8 Klafter 
zu verbreitern, 44 DO.-Rlit. abgetreten werben müſſeu. Der Anlauf dieſes Haufes, deſſen Er- 
werbung bei ber nachgewiejenen Nothwendigleit bereits in ber legten Sitzung prinzipiell beſchloſſen 
wurde, wird num — nachdem der Magiftrat die früheren Verhandlungen wieber aufgenommen 
und in Folge deſſen die Herabjegung des Preifes auf ben Betrag von 60,000 Fl. C. M. be- 
wirft bat, gemehmigt und zugleich die theilweiſe Demolirung ber Realität befchlofjen. 

Die in Folge der Penfionirung bes k. !. uud Magiftratsrathes Iguaz Holzapfel zur 
Beſetzung kommende Magiftratsrathaftele der zweiten Kategorie mit bem Jahresgehalte von 
2100 #1, Oe.W. und dem fpftemmäßigen Quartiergelde von jährlih 420 Fl. Oe.⸗W. wird 
dem Wagiftrats-Gelretair Anton Bulowsly verliehen. Da fermer der Magiftrat in dem vor- 
gelegten Referate vom 21, d. M. vie Bermehrung feines Konzept⸗Perſonales buch bie um 
Laufe der legten Zeit wieberholt eingetretene und bedeutende Erweiterung feines Geſchäftolreiſes 
als eine unabweislihe Nothwendigleit erflärt und begründet, fo wurde beſchloſſen: vorläufig 
eine Magiftrutsrathöftelle zweiter Kategorie mit dem Sahresgehalte von 2100 FI. De.⸗W. und 
dem fpflemmäßigen Quartiergelde non 420 El. De, -W. nen zu ſyſtemiſiren und biefelbe zu- 
gleich dem Magifirats- und Präfivial-Gelretair Anton Jojephi zu verleihen. 

Bon dem ſtädtiſchen Marktlommifjariate und den betreffenden Departements des Magi« 
firates wurben wegen lebertretung ber Markt, Sanitäts- und Zimentirung · Borfhriften im 
Momate Februar 182 Amtehandiungen gepflogen. 

Seit 1. September 1858 if die Ausübung der Gerichtsbarkeit über mehrere 
Mebertretungen bes allgemeinen Strafgejeges vom ber früheren zuflänbigen Ge- 
richtsbehörde an den Magiſtrat übergegangen. Hierdurch haben ſich bie Geſchäftsagenten des- 
jelben neuerbings nicht umbebentenb vermehrt, indem während bes Berlaufes von vier Monaten, 
nämlich in ber Zeit wom 1. September bis Ende Dezember v. J., bereits 1272 Webertretungs- 
fällen verhandelt worden find. Hierbei befanden fi 548 Individuen in Berhaft, 331 Inbi- 
vibuen aber auf freiem Fuße; gegem unbelannte ober flüchtige Thäter wurden 318 unb auf 
Rechnung fremder Behörden 75 Amtshaudlungen geführt. 

— g Brünn, im März.*) Nah dem Beſchluſſe des Gemeinde ⸗Ausſchuſſes vom 2. No- 
vember v. I. ift ver Vorauſchlag für die vereinte Gemeinde unferer Stabt pro 1859 feflgeftellt. 
Die Einnahmen betragen danach 174,509 FI, und fallen unter fünfzehn Rubrilken, von be- 
nen wir die Sahrmarkts-Gebühren mit 5275 Fl., die Bürgerrechtstaxen mit 81 Fl., die Tagen für 
Aufnahme in den Gemeindeverbaud mit 504 Fl., bie Interefjen von Altiv-Kapitalien mit 
1867 Fl. Zinstreuzer mit 73500 Fl., ben Berzehrungs-Gemeinde-Zufchlag mit 63000 Fl., den Ein⸗ 
fommenfterer-Gemeinbezufchlag mit 6300 Fl., die Getreide-Einfchreibegebiihr mit6300 Fl., politiſche 





*) Mir benutzen bie Gelegenheit biefer Mittheilung, um eine dem zu Wien erfcheinenden 
„Wanderer“ entlehnte Notiz, welche das Dezemberheft 1858 Seite 1120 dieſer Monatsfchrift 
enthält und worin bemerkt wird, daß bloß die Gemeinbeverwaltungen ver öſterreichiſchen Städte 
Bien, Salzburg, Trieſt, Agram nnd Temesmar ihre Verhandlungen zur SKenntniß 
der Deffentlichkeit bringen, dahin zu berichtigen und zu erweitern, daß bie Gemeinberepräjentang 
des Kronlande, Hauptftadt Brünn, auch nad der in folge der Allerh. Entihließung vom 
7. Januar 1852 eingeftellten Oeffentlichleit der Sitzungen ber Gemeinde-Ausfhüffe nicht anfge- 
hört hat, ihre Verhandlungen in ber Form von Anszügen ans den Sigungs +» Protofollen re- 
gelmäßi durch die Landeszeitung zu veröffentlichen, und dieſer Borgang jet ber im Jahre 

851 erfolgten Organifitung der Gemeinde beobachtet wirb. 
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Zaren mit 1260 Fl., Aufuahmetaxen und Schulgeld ans den Realſchulen mit 4850 Fl. und 
Schulgeld ans ben Bollsſchulen mit 9450 FI. aufführen. — Die Unsgaben belaufen ſich dagegen 
indgefammt auf 197909 Fl. fo daß ſich Hiernach gegen bie Einnahmen für das Jahr 1859 ein 
Abgang vom 23,400 Fl. herausſtellt. Diefe Ausgaben fallen unter zwanzig Rubriken, von bes 
nen wir bie bemerkenswertheſten bier folgen laffen: Befoldungen, Dinrnen und Löhnungen 
39,5% Fl. Remunerationen und Aushilfen 1218 Fl.; Kanzleis-Anslagen 6508 Fl.; Sanitäte- 
Auslagen 35145 Fl., worunter die Dotation für den Kranken» und Siechenhausfonds allein 
30,000 Fl. beträgt; Sicerheits-Auslagen 23,485 Fl., worunter die Koften ber Feuerwache 
765 #1. Straßenbefprigung 2500 Fl., Auffiht und Unterhaltung der Gejänglinge 2396 Fl., 
Realſchul ⸗Auslagen 12,323 FL, Boltefhulen 14,785 Fl., wornnter 13,702 Fl. fir Befolbungen, 
Koften der Wafferleitung 26,980 FI, wohin zu rechnen: für Errichtung eines Waſſerreſervoirs 
am Frangenberge 8000 Fl., für einen Referve-Dampfteffel 9060 Fl., für Erhaltung ber Waffer- 
feitung überhaupt 5000 Fl. Für umborbergefehene Auslagen find 10500 Fl. beftimmt und 
für außerorbentfiche Auslagen 8200 Fl., wohin der Aufban eines Zimentirungshaufes mit 
7000 Fl. gehört, fo wie bie Errichtung einer Speifehalle mit 1200 Fl. Zur Tilgung ber 
Pıffiv-Eapitalien und Imtereffen find 11588 Fl. beſtimmt und zwar zur Dedung bes Real» 
Ihulban-Anlehens 9000 Fl., für die Bauftelle zur Oberrealſchule 1323 Fl. und zur Dedung 
bes Kaufihillings pr. 12000 Fl. Eon. M, für vie Polizeikaſerne, zahlbar in 12 Yahresraten, 
1260 #1. — 

Zaibach, im März. Wie dem Rechnungseabſchluſſe umjerer Sparkaffe zu entnehmen if, 
hat diefelde am Schluſſe des Jahres 1858 ein Vermögen von 2,739,508 51. CM. verwaltet, 
und zählte am biefem Tage 11,161 Iutereffenten. Im Lanfe des verflofienen Jahres haben 
7302 Parteien 737,517 Fl. eingelegt, welhe Summe mit den fälligen Zinfen von 4 pCt. auf 
824,660 Fl. anwuchs. Ende 1857 betrug das gefammte, von ber Sparkaffe verwaltete Ber- 
mögen nebft unerhobenen Ziufen 2,526,815 Fl. C.M. Cs bat fih daher nicht mur bie Ans 
zahl der einlegenven Parteien vermehrt, fonbern aud das Einlagskapital bat fih um 504,449 Fl. 
erhöht. Das ber Sparkaffe eigenthümlich zuftehende Capital, der Reſervefond, erhlelt im Jahre 
1858 einen bebeutenben Zumads, theil® aus dem eigenen Erträgniffen, theild aus ben Zins 
überjhüffen bes Imterefienten-Kapitals, und fiellte ſich nach Abzug aller Regielofien und anber- 
weitiger Auslagen am Schluß des Jahres mit 207,812 FI. heraus. Wie immer, hat auch bies- 
mal die Direktion ber Sparfaffe den Armen Laibachs ein Geſchenl von 800 FI gemadht. 


Königreich Baiern. 
Münden im März Wie fehr regfam es im unſerer Refidenz auf dem Gebiete ber 
Kunf und Wiſſenſchaft zugeht, darüber wird es dem Publikum an genügenden Nachrichten nicht 
fehlen. Unſer allen geiftigen Beftrebungen mit hohem Intereſſe zugethaner König hat au in 
dieſem Jahre bebeutende Summen ſowohl für rein wiſſenſchaftliche Zwecke, als auch wiederum 
einen auſehnlichen Preis für das beſte Drama, das feinen Stoff aus ber baierifchen oder pfäl- 
ziſchen Geſchichte wählen fol, ausgeſetzt. Das Streben unjeres Königs ift ſelbſt ein Zulturge- 
ſchichtliches im höchſter Bebeutung und baf er gerade bem heute fo eingehend verfolgten kultur: 
geſchichtlichen Stubien fein förderndes Wohlwollen zuwendet, ift für das wiffenfhaftlihe Ber- 
ſtändniß dieſer jungen, leider auch vom Dilettantismus nicht frei gebliebenen Wiſſenſchaft be- 
fimmt von nachhaltiger Bebentung. Dameben gedeiht aber unter feiner Regierung and bie 
Kunft, wie ein jüngft mitgetheilter Bericht fiber unſern Kunftvereim in befriebigenber Art 
nahweif. Die Zahl feiner Mitglieder hat ſich auf 3242 erhoben, bie Jahreseinnahmen betru- 
gen 42,632 Fl. und bie Ausgaben 42,610 Fl. Für dem Anlauf von Gemälden und andern 
Kunftwerten, deren Berloofung am 16. Yebruar, dem Stiftungstage bes Bereins, ftattfand, ud 
tm verflofienen Jahre 27,897 Fl. verausgabt worden, dann 3,900 Fi. für bie Herflelung des 
Bereinsgejhenles. Der Refervefonde des Bereins ift bis auf nahezu 18,000 FI. angewachfen, 
fo daß ber Berein ſich bald eim eigenes Gebäude wird anjhafien können. 
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Bon dem Reichthum mancher Pfarreien giebt die von St. Peter einem Begriff. Deren 
Gefammtsermögen beläuft fih auf 443,842 Fl. (rentirlihes 280,146 Fl., nicht ventirliches 
163,626 FL.) Die Kirhenrechuungen ergaben im abgelaufenen Jahre 25,146 FI. Einnahme und 
23,287 Fl. Ausgaben, die 32 Kultusfliftungen biefer Pfarrei haben ein Vermögen von 1,065,909 
Fl., deren Einnahmen betrugen im abgelaufenen Jahre 79,204 Fl., die Ausgaben 67,183 Fl. 

Nürnberg. Wie bereits berichtet ift, geht man bier bamit um, ben ehemaligen Scher- 
fersgarten und Glaisbühl zur Anlage neuer Wohnungen zu verwenben. Bereits hat man über 
den Stabtgraben am Ende ber Lorenzergaffe nah biefer Seite hin eine neue ſchöne fteinerne 
Brüde gebaut, um damit die Kommunikation zwiſchen ber Stabt und ber fünftigen Borftabt 
vorzubereiten. Weber die bisherigen Koften der ganzen Anlage, veren Anlauf der genannten Re- 

alitäten und ven Brüdenbau hat die Stabtlämmerei unterm 7. Februar Rechnung gelegt, wo» 
nad die Summe der Einnahmen 58,372 FI. 51 Rr. beträgt, darunter Zuſchüſſe von ber Stabt- 
fümmerei 54,500 Fl., fonftige Einnahmen (freiwillige Beiträge zum neuen Thor- unb Brüden- 
bau) 2109 Fl. Die Summa ber Ausgaben beläuft fih auf 58,277 Fl. 25 Kr., darunter für 
den Anlauf des Amweſens 52,848 Fl. 19 Kr. 2 Pf., auf Herftellung eines neuen Thors ſammt 
Brüde über den Stabtgraben 4597 Fl. 27 Kr. 3 Pf. 
Bei ver Halbjahrsrehunung der erften Wöhrber Leichenkaſſe (Wöhrd ift eine der Vorftäbte 

Nürnbergs) hat ſich folgendes Refultat ergeben: 

Die Einnahmen betragen . . » » . 6813 FI. 184, Mr. 

bie Ausgaben . 2 0 2 2 0 00. 869 FH. 32 Mr. 


verbleibt ein KafjenbeftandO? . 3119 Fl. 46% Ar. 
mit einem Gefammtvermögen von 38,539 FL. 42. Kr. von 9979 Mitgliedern. 

Bon bem germanifchen Mnfeum ift der fünfte Jahresbericht erichienen, vom 1. Januar 
bi® 31. Dezember 1858. Derfelbe ift 6%, Bogen flark und wirb wohl im biefer Zeitfhrift aus- 
führlicher darüber berichtet werben. 

Bei dem ausgebehnten, vielverzweigten Verkehr de Mufenms mit gelehrten Anſtalten, 
Bereinen, mit feinen Gönnern und Organen u. ſ. w. ift es eine weſentliche Förderung feiner 
Zmwede, daß gegen eine jährliche Averfalportovergütigung die von bemfelben zur Anfgabe tom- 
menben und ins Innere des Poftvereinsgebietes beftimmte Drudjahenverfenbungen unter Band 
von ber Einzelportoberechnung von num an freigelaffen werpen, — Ans Oeſterreich find dem 
Mufeum wiederum zwei erfreuliche Zeichen ber Anerkennung zugelommen: Erzherzog Karl Lub- 
wig gewährte eine Unterftügung von 200 Gulden und ber Gemeinberath der Stabt Wien lief 
abermals einen Beitrag von 100 Fl. ð. W. überfenden, nachdem derfelbe ſchon früher eine gleiche 
Summe bewilligt hatte. Erwähnenswerth ift auch eim Gejhent der Mairie von Straßburg: 
bie Copie eines Theils bes von Erwin von Steinbah entworfenen Aufriffes bes Straßburger 
Miünfters in Größe des Originale. 

Lindau. Im den biefigen bürgerlichen Kreifen erörtert man bie Aufhebung der Unmit- 
telbarkeit der magiftratifchen Berwaltung hiefiger Stabt, um baburd eine Minderung ber 
polizeilihen Berwaltungsfoften und Erleichterung des Gemeinvehaushalts herbeizuführen. 


Königreih Hannover. 


Sannover, 21. März. An ber wirthſchaftlichen Geſellſchaft für Norboftbeutichland, 
welche am 28. Februar und 1. März zu Bremen ihre erfle Verſammlung hielt, haben fid) einige 
ſtädtiſche Beamte im vorderſter Reihe beteiligt. Landrath Neubourg, Bürgermeiſter von 
Stade, führte in zwei Sitzungen unter drei den Borſitz. Er und Bürgermeiſter Müller im 
Brafe hatten den Aufruf zur Begründung des Unternehmens mitunterzeichnet. Außer ihnen 
nahm noch Syndilus Mutenbecher aus Oldenburg, Herausgeber bes bortigen Gemeinbeblattß, 
an der Zufammenkunft Theil. Die Bürgermeifter Bardhaufen von Lüneburg, Grumbrecht von 
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Harburg, Hantelmann von Emben waren nur zufällig abgehalten, mit von der Partie zu fein. 
Hierans wird man wohl entnehmen dürfen, daß and) das ſtädtiſche Gemeindeleben von jenem 
Bereine einige Anregung erwartet. In der That ift die Wirthſchaftslehre, ſeit fie praftifch ge- 
worben ifl, von mannigfaltiger Anwendbarkeit, nicht allein auf ben Haushalt, fondern auch auf 
bie hauptſächlichen Berwaltungszweige einer Stadt. Schon Über bie Grenzen biefer Verwaltung 
bat fie unzweifelhaft ein Wort mitzufprechen, fo gut wie bie Wiffenfchaft des öffentlichen Rechts. 
Die vielbeftritteme Frage 3. B., ob die Anlage von Gasbeleuchtung auf ftäbtifche Koſten und 
Gefahr unternommen werben jolle, könnte vom ihr immerhin einiges Licht empfangen; und ge- 
wiffe Zweifel an der Zuftändigleit ber Gemeinde als folcher wirben wahrfcheinlich eher ſchwin⸗ 
ben, wenn der Spruch der wirthſchaftlichen Wiljenfhaften zufällig ebenfo lauten follte wie das 
überwiegende Ergebniß bisheriger Praris. Bor allen aber wird die Wirtbichaftelehre herange⸗ 
zogen werben müſſen, wenn es fi um bie fehwierigen ımb zarten Verhäliniſſe der Armenpflege 
banbelt.. Im biefem bat bie locale Rontine Überhaupt gar vielerwärts — wir dürfen es wohl 
ghne Uebertreibung behaupten — förmlich Bankerott gemacht. Mehr oder weniger bewußt ſeh⸗ 
nen ſich daher allenthalben benfende Armenpfleger nach einer Art Erleuchtung von außen ber. 
Die Univerfalmittel wollen es dieſem moraliſchen Krebsſchaden gegenüber ſowenig thun ale 
phyſiſchen Uebeln. Es wäre beswegen ſchön, wenn bie wirthſchaftliche Gefellichaft für Nordweſt⸗ 
beutihland ihr Augenmerl von vornherein auch ber ftäbtifhen Armuth zumenden und ihren 
Pflegern eine Stätte verfchaffen wollte, wo bie heimiſche Erfahrung ausgetauſcht und verglichen, 
auswärtige Erfahrungen zur Hilfe gerufen, unb überhaupt ber frifche Strom bes Gedanken 
über jene traurigen Gefilve geleitet werben Lönnte, anf bemen bie Barmberzigleit mit bem 
Elend ringt und menſchlicher Unabhängigkeitötrieb einem zwiefahen Kampfe mit der Noth und 
mit dem rohen Almoſen feine ruhmwürdigſten Schlachten fchlägt, bald fiegreich, bald erliegend. 

Hannover, im März, Die Verhandlungen der Kommiſſion wegen bes Anfchluffes ber 
Borfläbte an die Hauptflabt, welche nach der Zählung im December v. 3. 1966 Wohngebäude 
und 33,467 Einwohner hat und nad der Vereinigung circa 60,000 Ginwohner zählen wirb, 
find jest fo ziemlich ihrem Abſchluſſe nahe, jo daß im Laufe dieſes Jahres das Gebiet ber 
Borftädte der Berwaltung des Magiftrats unterftellt-werben faun. Die legten Schwierigleiten 
machte das K. Coufiftorium, dem bie Oberaufficht der im der Borftabt befindlichen und im traurigen 
Zuftande befindenden Vollsſchulen zuftand, welche daſſelbe nicht aufgeben wollte. Die Stabtver- 
waltung war bisjett jo glüdtich, jede Confiftorialeinwirfung anf das ſtädtiſche Schulweſen zu 
entbehren, worans man gewiß nicht ganz mit Unrecht dem blilhenden Zuſtand unferer vielen 
Schulen ableitet. Da bie Stadtverwaltung bisher unbeihränft und mit Liebe ohne hierarchiſchen 
Drud, Lehrer anftellen, Gebäude bauen, Gehalte normiren konnte, wie fie es eben für ange- 
mefjen hielt. Das Konfiftorium, das mit Zähigfeit fich überall hineinmifcht, wo Kirhen- unb 
Schulfahen zur Frage lommen, und ben Gemeinden möglihft die Luft felbftthätig zu fein ver⸗ 
feidet, iſt bisjetzt mit feinen Prätenfionen auf die Stadtſchulen noch nicht durchgedrungen, allein 
wir fürchten, daß bei ber annoch herrſchenden kirchlichen Störung bo am Enbe das 8, Mini» 
flerium ber geiftlichen Angelegenheiten die Confiftorialeinigungen endlich wird berüdfichtigen 
müffen. Ginftweilen aber werben bie vorftäbtiihen Schulen den ſtädtiſchen vollſtändigſt gleich 
geftelit werben, mit bem Anfchluß der Vorſtädte wird das jegige aus 11 Bolanten beftehenbe 
Magiftratscollegium ber Hauptflabt durch zwei redhtsgelehrte und einen bürgerlichen Senator ver» 
mehrt, und das jeßige Bürgervorfteher « Collegium durch ein neues erjet werben. Die Stadt 
hat jetzt die Erbauung einer IL Stadttöchterſchule (Mittelſchule), befchloffen, nachdem noch nicht 
einmal die Neubanten der neuſtädtiſchen Bürger- und Freiſchule vollendet find, Auch durch bie 
Berlegung des Padhofs am den immer umfangreicher werbenden Eiſenbahnhof und durch ben 
Bau einer neuen Mahlmühle werben die Finanzen ber Stadt jehr in Anfprud genommen werten. 

In Hameln hat das K. Conſiſtorium dem dortigen Magiftrate aufgegeben, eine II. 
Privattöchterſchnle nicht zu geftatten, ohne ben Rechtogrund eines ſolchen Borgehen® anzubeuten, 
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Die jest beftchende wirp nämlich vom einem der mobernen Richtung zugethauen Geiftlichen W. 
geleitet ; die neue jollte von Lehrern allein unternommen werben, wozu iubeh and) nubegreiflicher 
Weiſe daß K. Oberjchulcollegium jeine Genehmigung verfagte, wos ed formell nach dem new- 
ſten Gefege bie 8. Diener betreffeud laun. 

Münden, 16. März, Nachdem Königliches Miniſterium des Innern bie fofortige Wie» 
derholung der Wahl eines Vürgervorfichers aus dem britten Wahlbggirle hiefiger Stabt, welche 
Wahl durch unzureichende Theilnahme der Wahlberechtigten vereitelt war, gemehmigt hatte, wurde 
für jenen Bezirk in dem heutigen Termine der Bürger Lubwig Beune zum Bürgerborficher von 
den zahlreich erihienenen Wahlberechtigten durch Majorität gewählt. 

Nach dieſer Vervolfländigung des Bürgervorfieher-Eollegimms wird bie Neuwahl eines 
Senators für den verftorbenen Senator Krone vorgenommen werben. 

Küneburg, 18. März. Aehnlich wie in Einbed ift hier ein vagirender Gelehrter ergrif- 
jeu, ver es fich zur Aufgabe madte, in Göttingen, Hannover, Eelle u. |. w. angefehbeue Ber- 
fönlichleiten anfzufuchen und ihnen Geld abzuborgen. Er wird wahrſcheinlich mittelſt Zmang- 
paß feiner Heimath Thüringen zugeführt werben. 

Eelle, 19. März. Laut in den Anzeigen veröffentlichten Stabthunehaltungsplans pro 
1859 beträgt die Einnahme 29930 Thlr. 27 Gr. 9 Pf. und compenfirt fid mit der Ausgabe. 
An einzelnen Vofttionen find hervorzuheben: Einnahme: Zinfen von ausgeliehenen Kapitalien 
2992 Thlr. 3 ©r. 5 Pf.; Pacht- und Mietbgelver 3761 Thlr. 25 Gr.; vom Torfinoore 700 
Thlr.; vom Leihhanje 300 Thlr.; fiir Gewinnung des Bürgerrehts 800 Thlr.; Markſtättegelder 
445 Thlr.; Perſonenſchoß 2600 Thlr.; Hänferfhoß 1316 Thlr.; Perſonenſchoß Auswärtiger 
200 Thlr.; Gemeinbe-Mahiftener 300 Thlr.; zuriidgezahlte Kapitalien 9225 Thlr.; angelichene 
Kapitalien 6000 Thlr. — Ausgabe: Befoldungen 6392 Thlr. 29 Gr. 1 Pf; Penfionen 150 
Thlr.; Zinfen 2267 Thlr.; Bau- und Unterhaltungstoften ſtädtiſcher Gebäude ıc. 10700 Thir.; 
behuf Enftivirung ſtädtiſcher Grunbftüde 1085 Thlr; für Erleuchtung und Reinigung ber Stra- 
ben 1130 Thlr.; abgetragene Kapitalien 1000 Thlr.; ansgellehene Kapitalien 5000 Thlt. — 
Heute ift Generalverfammlung ber Altionaire der „Ilfeber Hütte“; geſtern if ber endgültige 
Kontralt, die Anleihen betreffend, mit der Meiniger Bank abgefhloffen und bier unterzeichnet. 
— Das Gericht, daß die Kindesmörberin entbedt, wirb als ein irriges bezeichnet, die werhaf- 
tete Perſon aus Burgsdorf fol wegen Verdachts von Diebereien verhaftet fein. 


Deönabrüd, 18, März. Geftern war bier in einigen Stabtvierteln Wahl von Bürger 
vorſtehern. Im erften Stabtviertel wählte man Buchhalter Fr. Meyer, Leberbänbler Meut, 
— Kauſmann Fr. Piepmeyer und Tuchhänbler 3. H. Schieferbeder, im vierten Stabtviertel Kanf- 
mann Friedrich Schulte. 

In hiefiger Gasanftalt werden Berfuche mit der Herftellung von Torfgas gemacht, wozu 
der Robfloff von Emden hierher geſandt worben if. Das Ergebniß iſt ziemlich befriedigend, 
wirb aber hier nicht bie Kohlen verbrängen. Für Oftfriesland, wo man noch mehre Gasanla- 
gen vor bat, wäre ein ficheres und günftiges Ergebniß fehr erwünſcht. 


Dödnabrüd, 4. März, Heute, au dem Geburtstage von Bürgermeiſter Stüve, begab 
fi eine Deputation von Hofbefigern aus den Aemtern bed Fürſtenthumse Dsnabrüd unter ber 
Führung des Gutsbefigers Lebebur zu Wetter nach dem Rathhauſe, wo gerabe Magiftratefigung 
war, und übergab Stüve folgende Adreſſe: 

Fünjundzwanzig Jahre find verfloffen, hochgeehrter Herr Yanbrath und Bürgermeifter, 
feitbem die Abldfungsgefege tem Hofbefigern im biefigen Fürſtenthum drückende Laften des 
Grundeigenthums, laum erträgliche Beſchränkungen ber perjönlichen Freiheit abgenommen, 
die Früchte ihres Fleißes ihnen geſichert und bie Möglichleit begrüudet haben, daß durch Thä— 
tigkeit und günftige Verhältniſſe ein früher unbelaunter Wohlſtand ſich entwidelt hat. Dem gro- 
ben Zwede, dieſe Ablöſungsgeſetze, gegründet auf billige und gerechte Ausgleichung von. Recht 
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umb Pflicht, ins Leben zu rufen, haben Sie Sich mit erfolgreicher Thatjache gewidmet. Dies 
und andre Verdienſte haben vor kurzem im hieſigen Fürſtenthum den Gebanten angeregt, durch 
Begründung einer Stiftung das Andenlen daran einer kommenden Zeit zu überliefern, und es 
haben fich bereits verſchiedene Gemeinben bes Fürſtenthums daran betheiligt. Die Unterzeich⸗ 
neten haben den Auftrag erhalten, Ihnen zu Ihrem Geburtstage bie bisher zuſammengelegten 
mit dem Erſuchen zu überreichen, fie zur Begründung einer Ihren Namen tragenden 
Stiftung zu verwenben. Die Stiftung fei den Nachlommen ein Beweis, daß fo große Ber 
dienfte um das Wohl der Lanbleute unter dieſen ‚nicht ohne Beachtung geblieben find, Möge 
fie zum Förberung des Zwecks wozu Sie biefelbe beſtimmen werben, fegensreich wirken, Ihnen 
aber verliehen fein, noch viele Jahre im ungefchwächter Kraft- dem Wohl Ihrer Mitbirger Sid 
zu wibmen. 

Diefe Adreſſe, Stüveſche Stiftung Überichrieben, ift mit einer vorläufigen Summe von 
1600 Thalern überreicht worden. Gtüve hat der Stiftung die Beftimmung gegeben, daß fle 
„zur Beförberung einer den BVerhäftuiffen des Dsnabrüdichen Bauernflandes angemeffenen Bil- 
bung“ verwandt werben fol. Da erſt Beiträge aus etwa einem Drittel ber ſämmtlichen 
Bauerſchaften eingelommen find, jo ſteht mit Zuverſicht zu erwarten, daß im mächfter Zeit bie 
Summe noch erheblich fi vergrößern wird. Kamen doch heute noch eimige 100 Thaler nad 
geichehener Weberreichung ein, Daß die Sache von gewiffen Seiten Gegner gefunden bat, ift 
ſehr erklärlich. Man hat ſich aber doch nicht gefhent, bie alberuften Gerlichte wegen ber Ber- 
wendung ber Gelder auszmbreiten, z. B. daß fie die itafienifche Revolution zu unterftügen ber 
ſtimmt feien! Auch follen Lanbgendarınen dagegen gewirkt haben. Wber kein Gefch kann eime 
freie Schenkung unterjagen, wenn nur bie Form beobachtet und nicht ohne Erlaubmiß der Be- 
hörde collectirt wird. Ueber ven fpäteren Verlanf wirb feiner Zeit berichtet werben, In 
1200 Eremplaren ift obige Woreffe abgebrudt und an die Abgeordneten ber Memter zur Ber- 
theilung im ihrer Heimath übergeben. 

Emden, 5; März. Die am 29. Januar vollzogene und anf den Holzhänbler Hm. M. 
5. Willrath gefallene Wahl zum Senator hat, wie ber „Oſtfr. 3.” mitgetheilt wirb, bie höhere 
Beflätigung erhalten. Aus London wird vom 2. März berichtet, daß die telegraphiſche Ber- 
bindung zwiſchen Lonbon und Emden nichts zu wünſchen übrig lafſe. 

Glandthal, 26. Febr. Rad den am 3. December v. I. vorgenonmmenen amtlichen Er- 
bebumgen befinden fi im Bezirle der Berghauptmannſchaft Clausthal gegenwärtig 32,871 Be- 
wohner, unb zwar 15,798 männliche und 17,073 weibliche. Davon kommen auf die ſelbſtſtäu⸗ 
dige Stadt Elausthal 8918 Einwohner, auf bie amtefäffigen Städte (St. Andreasberg 4094, 
Altenau 1962, Grund 1380, Lautenthal 2068, Eibingerode 3215, Wildemann 1280, Zellerfelb 
ri 18474 und auf bie Harzortichaften und einzelnen Etabliffements 5479 Bewohner. Nach 

der Religionsverſchiedenheit teilt ſich dieſe Bevöllernug in 31,762 Lutheraner, 18 Siefunnbete, 
78 Katholilen, 8 Angehörige fonftiger chriſtlicher Secten und 5 Juden. 

Im Tommmunion-Unterharzifgen Gebiete beläuft fich die Seelenzahl auf 675, wovon 
324 auf die männliche, 351 auf die weibliche Bevöllerung kommen. Bon ben Bewohnern bed 
Eommmmion-Unterharzes gehören 674 der chriftlich-Tutherifchen, 1 ber katholiſchen Kirche an. 


Königreich Sachien und fächftiche Herzogthümer. 

Dreöden, im März. In ber am 9. d. Mts. abgehaftenen Stabtverorbneten 
figung referirte Stabtv. Schmibt im Auftrage der Verfaffungsbeputation Über bie Berände- 
rung ber Flurgrenze zwiſchen dem Dorfe Cotta und ver Stadt Dresben. Ein Gutsbeſitzer in 
Cotta hat nämlich fläbtifche Flurſtüde gegen Eottaer umgetaufcht und verlangt beshalb and eine 
bemgemäße Veränderung ber Flurgrenze zwifchen gebuchten Gemeinden. Der Stadtrath ift nicht 
abgeneigt, dem zu willfahren, bie Berfafjungsdepntation erachtet es aber für bedenllich, wegen 
der Imtereflen eines Winzelnen eine berartige Veränderung vorzunehmen, im Hinblid anf 
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möglicherweife daraus entſtehende Gonfequenzen. Die vereinigte Berfafjungs- und Finauzdeputation 
berichtete durch Stabto. Teucher über den Umbau des Neuftläbter Kirchendaches und die Dar 
leihung des erforderlichen Aufwandes. Schon im vorigen Jahre war das Collegium mit dem 
Stadtrathe barliber einig, ber Neuftäbter Barochialgemeinde von ber GStabtgemeinbe ein Capital 
von 32,000 Thlr., zur Hälfte unverzinslich, Hierzu vorzuftreden, nur im Betreff der Mobalität 
ber Amortifation herrſchten Zweifel darüber, ob und inwieweit das Nenftäbter Kirchenärar bei- 
zuziehen ſei. Da nun aber die königl. Eonflftorialbehörbe erklärt, vor Austrag des Rechtſtreits 
wegen ber Neuftäbter Realſchule könne aus dem Kirchenärar Nichts bewilligt werben, : fo gab 
das Collegium nach einigen, einen längern Zilgungsplan bezweckenden Wenferungen ber 
Stabtv. Schmibt und Eifenftud dem Befchluffe des Stabtrathes feine Zuſtimmung: ber Pa- 
rochialgemeinde bie Summe von 32,000 Thlr., zur Hälfte unverzinsbar, vorzuſchießen und bie 
Tilgung durch eine Parohialanlage nah 6 Pf. vom Hundert bes Grunbwerthes und 2 Pf. 
vom Thlr, des Miethzinfes dergeftalt zu bewirken, daß zuerft die verzinslihen 16,000 Thlr. zur 
Amortifation gelangen nnd ſonach in 20 Jahren bie ganze Summe von 32,000 Thlr. reftitwirt 
werbe, wenn nicht durch einen Zuſchuß aus dem Kirchenärare diefe Summe früher getilgt wer- 
ben follte, — Der Stabtrath veröffentlichte den Rechnungsabſchluß über Einnahmen und Aus- 
gaben beim Bürgerhofpital. Nach dieſer Ueberſicht ergiebt fih and im biefem Jahre eim 
Zuwachs für ben hierzu beftimmten Fond von 4220 Thlr. 25 Ngr. 9 Pi. Die Einnahmen 
betrugen nämlih 4580 Thlr. 5Ngr. 4 Pf., worunter die Zinfen von außenſtehenden Eapitalien 
mit 1549 Thlr. 20 Ngr. 8 Pf., die Bermächtniffe und Verehrungen mit 1392 Thlr. umd bie 
. freiwilligen Beiträge mit 872 Thlr. 17 Nor. 6 Pf. als flärkfie Poften auftreten; während bie 
Ausgaben nur 859 Thlr. 9 Nor. 5 Pf. betrugen, wovon 260 Thlr. 29 Nor. 4 Bi. 
als Verpflegungs- und fonftiger Aufwand für bie Hofpitaliten den Hauptpoften bilbet, Der 
Eapitalfond, welder am Schluffe des vorigen Jahres 35,008 Thlr. 21 Ngr. 7 Bf. erreicht 
hatte, ift nun durch den oben erwähnten Zuwachs auf 39,224 Thlr. 17 Nor. 6 Pf. gefliegen. 
Leipzig, im März. Der am 9. d. Mts. abgehaltenen Berfammlung der Stabtverorbneten 
lag eine Zufchrift des Raths vor, die bie Umgeftaltung ber Abgabe zum Grünen Bud betrifft, wie 
fie in der gemifchten Deputation zwifchen Rath und Mitgliedern des Stabtverorbnetencollegiums 
vereinbart worben; bie Vorfchläge gehen dahin: 1) Der Name „Grünes Buch“ wird abs 
geſchafft; ebenſo bie Loftipielige getrennte Verwaltung dieſer Steuergelber, ba fie von der Stabt- 
Renereinnahme mit erhoben werben foll; 2) der Ertrag foll für allgemeine Bedürfniſſe des 
Stadthauspaltes (mit für Schuldentilgung u. dgl.) verwendet werben; 3) bie annoch mit ben 
Stabtverorbnneten zu vereinbarenden Anfäge der Steuer werben künftig als feftfiehenbe betrachtet ; 
4) ber Rath will einerfeits eine Grundſteuer von 1%, Pf. auf die Steuereinheit, andererſeits 
eine Miethöftener im ber Meile erheben, daß auf Miethen von 100—150 Thlr. 3 Pf., auf 
Mietben von 150 - 300 Thlr. 6 Pf., auf höhere 9 Pf. für den Thaler zu zahlen find (alſo faft 
die bisherigen Anfäge; die Wohnungen umter 100 Thlr. blieben aber nunmehr verfchont) ; 
enblich fol eine Lurusftener für Equipagen (b5—10 Thlr.) und Reitpferbe ‘3 Thle ) beibe aljo 
gegen früher erhöht, gezahlt werden, die Stener anf Felder (bie flets von unbebeutendem Er⸗ 
trag war), auf Gärten und Wiefen, jowie die auf Bebiente ſoll aufgehoben werben. Die bis- 
berige Ermäßigung und Befreiung rüdfichtlic der Miethoſteuer folle aufhören, jedoch wäre mit 
den Umiverfitätsprofefforen darüber noch befonbere Einigung, eines älteren Vertrages halber, zu 
treffen. Das Ergebnif der Steuer (für 1858 auf 17,000 Thlr. allein für Grunbfteuern ange- 
lagen) joll 1Y, Simplum der Kommunalanlage betragen; bie Zuſchläge zur Gewerbe» und 
Perfonalftener würden num künftig ſchwanken, je nad Bebürfniß. Der Rath fpricht fi in feie 
ner AZufchrift für den Grundſatz aus, die Miethaftener nur in Verbindung mit einer Grund» 
ftener als recht anzuerlennen, ohne eine foldhe wilrden bie Miether im Nachtheil ſtehen. Die 
Sache wirb vom Finanzausſchuß in Berathung gezogen werben. Ein weiteres Schreiben bes 
Raths legt den Plan zur Erbanung einer Laudfleiſcherhalle mit 80 Ständen vor; al® ihre Stelle 
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ift der Plawifche Play erwählt, ber nach Mitternacht Liegt; ber dortige Meßleinwandemarkt ſoll 
dann im bie Ritterſtraße verlegt werben. Die Koften find zu circa 15,400 Thlr. veranfchlagt, 
bie entſprechende Rentabilität wird mit Sicherheit erwartet. Der Plan gebt an deu Bauaus— 
ſchuß. Ein Schreiben verſchiedener jüngerer Sleiihermeifter, das den Wunſch ausfpricht, es 
möchte berjelbe oder ein ähnlicher Miethserlaß wie ben 33 ältern Meiitern auch allen übrigen 
Fleifhermeiftern gewährt werben, wurde auf acht Tagr ausgelegt, Damit Gelegenheit geboten fei, 
daß ein Mitglied des Kollegiums biefen Wunfch zu feinem Antrag machen könne. Eine fernere 
Rathszuſchrift theilt mit, daß ber verftorbene Bürger, Schwertfeger und Hansbefiger Rötzſch, 
außer einem Legate von 50 Thlr. für die Peftalozzi - Stiftung, auch ein Legat von 300 Thlm. 
für das Iohannishofpital und eins von 200 Thlen. für die Thomasſchule ausgeſetzt habe, jedoch 
letztere unter der Bedingung, baß feine Beerbigungäftelle für immer unantaftbar bleibe und baf 
das Thomanerhor aljährlih am Johannistage zwei Arien an feinem Grabe finge. Der Rath 
bat befchloffen, auf dieſe Legate ber erjchwerenben, möglicherweife unausführbar werbenden Be- 
bingungen halber Berziht zu läften, jo baß das Gelb der Univerfalerbin zufällt; die Stabtver- 
orbneten traten dieſer Anficht ohne Debatte fofort einftimmig bei, 

In der am 16. d. Mts. flattgefundenen Sigung ber Stabtverorbneten » Berjammlung 
hatte bie vorhin erwähnte Eingabe mehrerer Fleifhermeifter der Stabtverorbnete Dr. Bogel zu 
ber feinigen gemacht und fie wird aljo zur Berathung fommen. Namens des Ausihufjes zum 
Baus, Delonomie- und Forfiwejen berichtet Stabtverorbneter Dr. Bogel in längerer Weife über 
die beantragte Nachverwilligung zu ben neuen Parkanlagen, welche ſchon mehrfach zur Berhanb- 
lung gelommen if. Zu ſechs verſchiedenen Zeitpunkten haben die Stabtverorbneten 54,197 Thlr. 
zur Ausfülung bes Stabtgrabens und für die übrigen Bauarbeiten, fir die nenen Parkanlagen 
aber ein Ouantum von 10,000 Thlr., welches der Rath als hoch gegriffen bezeichnete, jo daß 
es jedenfall® ausreichen zu follen ſchien, bewilligt. Im April 1858 indeſſen verlangte ber Rath 
eine Nahverwilligung von 10,009 Thlr., beſonders weil die Anlage fi) als ſehr thener berans- 
fiellte. Diefe Summe warb nicht verwilligt, vielmehr ber Rath erjucht, dem Kollegium erft 
Rechnung Über das Verwendete und Anfchläge über das noch Nothige zugehen zu laffen; feine 
am 3. September ertheilte Antwort erſchien dem Kollegium nicht genügend, da bie Aufftellung 
dem Anſchlage nicht entſprach. Klarere Berechnung ift nun jet eingegangen, und auf Grund 
berjelben berichtete eben der Ausſchuß: 1) Zunächſt verwahrt er das Kollegium gegen ven Bor: 
wurf ber Saumijeligkeit, ben ihn das Rathsſchreiben mache, und fchreibt alle Schuld ber nicht 
befriebigenden Rehnungsaufftellung feiten® des Naths zu. Für die Plane des Bauamts find 
nun früger im Ganzen, wie oben bemerkt, 54,197 Thlr. verlangt worben, die vorliegenden fehr 
Haren Rechnungen des Bauamts aber zeigen, daß bereits ein Mehr von 705 Thlen. ohne Zu- 
fimmung ber Stabtverorbneten verausgabt worden if. In Hinblid darauf flellt der Ausſchuß 
den Antrag, „ben Kath um firengere Beachtung des dem Kollegium desfalls zuſtehenden Be- 
fugniffes unter Berufung auf $. 186d. ber Stäbteorbuung zu erſuchen“. Diefer Antrag findet 
einfimmig Annahme. 2) Bei dem Bericht über die Nachverwilligung jelbft ſpricht der Aus- 
ſchuß zuerſt den Grundſatz aus, es lönne bie ausführende Behörde allerdings Eriparnifie bei 
der einen Pofition auf eine andere Poſition verwenden; nicht aber dürfe fie Erſparniſſe oder 
Gelder, bie durch Wegfall einer Pofition verfügbar blieben, für ganz andere Dinge, als bie ver- 
anſchlagten verwenden, wie ber Rath e8 allerdings gethan habe. Fir die vorzunehmenben bau- 
lichen Arbeiten find noch faft 8182 Thlr. erforberlih (darunter 945 Thlr. für Schlenfen, 280 
Thlr. für Neuaufftellung des Thaer'ſchen Denkmals, 500 Thlr. für Chauffirung); ſonach liegt 
im Ganzen ein Bebürfniß von 55,904 Thlrn. für bie Pläne tes Bauamts vor, und es findet 
ſich alfo mur eine Meine Ueberfchreitung des Voranſchlags um 1796 Thlr.; dieſe werben ebenfo 
einftinnmig verwilligt als bie anberweite Berwendung der au andern Pofltionen gemachten Er⸗ 
ſparnifſe. 3) Andererſeits waren für die Gärtnerarbeiten ſtatt der bewilligten 10,000 Thir. nad 
Angabe des Raths bereits 13,270 Thlr. verwendet worden; nach Berechnung ber Gtabtver- 
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ordneten fleigert fich bie Summe des Berausgabten aber von 13,270 Zhlen, auf 18,881 Thir., 
weil ber Erlös für umgeſchlagene Höfer aus ben alten Anfagen mit verwendet werben ifl, und 
es wird befchloffen, ven Rath zu erfuchen, er möge dieſen Betrag (561 Thle ) nit als Nuten 
und Eonto der meuen Anlagen aufführen, fonbern ihn bei den alten Anlagen laffen. Die jet 
noch geforderte Nachverwilligung von 8181 Thlrn. fleigert alfo den Gefanmtbebarf für bie 
neuen Anlagen auf ziemlich 18,182 Thlr.; dieſe Heberfchreitung hat zumeift ihren Grund in ben 
theuern Erdarbeiten und in den Anpflanzungskoſten, die dadurch fehr geftiegen find, daß mar 
feinere Bäume und Sträucher von auswärts, von Hamburg unb Potsdam, bezog, berem Her» 
ſchaffung allein über 416 Thlr. koſtete; fo foftete eime Linde, wie fie nach ber Berficherung bes 
Stadtverordneten Dr. Heyner für 5-6 Ngr. in Schkeudnitz zu haben feien umb in Menge nach 
Hamburg verfandt wilrden, von Hanıburg bierher bezogen 1 Thle. 15 Nor. Der Ausſchuß bes 
antragt daher, „zwar bie 8181 Thle. zu bewilligen, jedoch den Rath zu erfuchen, daß er den 
Gãrtner ammweife, bie nöthigen feinern Hölzer nicht aus Potsbam oder einem andern entfernten 
Drte, fonbern aus hiefiger Gegenb zu begiehen“, umb bie fanb einflimmige Annahme. Die 
ganze Nachverwilligung von über 10,000 Thlr. foll à conto ber Anleihe von 1856 entnommen 
werben. 
Der wichtigfte Gegenftand ber amt 23, d. Mts, flattgefiinbenen Verhandlung ver Stabt- 
verorbmeten war bie Berathung über den Borfchlag des Raths, an Stelle ber bisherigen Kriege- 
ſchuldentilgungsſteuer (Abgabe zum Grünen Buch) eine Grund⸗, Mieth- und Furusfteuer treten 
zu laffen. Der Finanzausichuß ſprach fich faft durchweg für die Borfchläge des Raths ans. — 
Nach einer langen Verhandlung wurden enblich mit anſehnlicher Mehrheit die Anträge des Rathe 
und bes Ausfhuffes faft ſämmtlich abgelehnt und nur die Purnsfteuer, betreffend Equipagen 
umb Reitpferbe, genehmigt; dagegen fand ber Antrag des Seren Dr. Heyner mit 42 gegen 13 
Stimmen Annahme: „Der Rath möge ben etwaigen Bedarf zur Zeit, wen er nicht ans Kaf- 
ſenüberſchüſſen zu beden wäre, durch Zufchlag zur Kommunalanlage aufbringen.” 

Ehemnig, 17. März. Rad dem Haushaltphane für unſere Stabt auf das lau⸗ 
jenbe Jahr, welcher mit dem Stabtverorbnetentollegtum in ber Hauptſache ſchon im vergangenen 
Jahre feftgeftellt war und nunmehr gebrudt vorliegt, weiſt bie Gefammtüberficht ver einzelnen, 
babei im Frage kommenden Kaſſen eine Einnahme von 195,106 Thalern und eine Ausgabe von 
19,030 Thalern nad. An direkten Kommunalanlangen find 43,000 Thlr,, an divelten Paro- 
chialanlagen 12,651 Thaler aufzubringen, geftiegen gegen das vorige Jahr um ungefähr 
2650 Thlr. 

— R. — Ehemnig im März. Im ihrer fetsten Sitzung verhanbelten vie Stabtver- 
orbneten unter anbern wieder über mehrere Schulfahen. Der erſte Gegenftand betraf die Real- 
und höhere Bürgerſchule. Der Stabtrath hatte nämlich die Errihtung von zwei nenen Klaffen 
in der Realſchule, ſowie Anftellung von 3 ?ehrern beantragt und zugleich empfohlen, bie Ueber» 
fanden in dieſer Anftalt wie zeither mit 7’, Ngr. künftig mit 10 Ngr. zu honoriren. Hierbei 
it zu bemerken, daß vor einiger Zeit, um ber Realſchule gleih von vornherein einen gewiffen 
Umfang zu geben, ungeachtet mehrjeitigen Widerſpruchs bie 1. und 2. Maffe der höheren Bür- 
gerichnle mit der Realſchule ale 3. und 4. Kaffe verſchmolzen wurde, was indeflen das Königl. 
Euftnsminifterium nicht genehmigte, vielmehr bie Trennung ber letztgenannten beiden Mafjen 
und ihre Wiebervereinigung mit ber höheren Bürgerſchule anordnete. Beide dem fraglichen Be- 
rathungsgegenftande nahmen nun die Stabtverorbneten Gelegenheit auf das unzwedmäßige jener 
Berihmelzung von zwei Klaffen der höhern Bürgerfchufe mit ber Realſchule binzumeifen und 
auf alsbaldige Trennung berjelben zu bringen und fie beantragten deshalb, daß das Schulgeld 
im der Realſchule erhöht werde, weil daffelbe zeither niebriger war, als in den obern Klaffen ber 
böhern Bürgerjchufe und beshalb auswärtige Eltern veranfaßte, ihre Kinder fieber in die Real- 
ſchule zu Schicken, wünſchten daß von Anftellung eines britten neuen Lehrers noch abgefehen 
werbe, bemwilligten bie Anftellung von 2 neuen Lehrern, ſowie bie Erhöhung des Honorare für 
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bie Ueberftunben, jebodh ‚unter ber Bebingung, daß bie Ueberſtunden auch im den übrigen Gtabt- 
ſchulen um 2%, Ngr. erhöht werben. — in anderer die Schule betreffender Gegenftanb war 
bie, durch das Geſetz vom 28, Dftober v. 3. die Fefiftellung der Gehalte der flänbigen Lehrer 
in ben Elementarſchulen betreffend, dem hiefigen Lehrern zu gewährenben Alterszulagen. Die 
deshalb vom Stabrathe angeftellten Erörterungen haben ergebeu, daß bie Lehrer ber höhern Bür⸗ 
gerihule von dem gebachten Geſetze nicht berührt morben, weil fie insgeſammt bereits einen 
höheren Gehalt beziehen, als fie nach dieſem Geſetze zu beanfpruchen haben und nur einigen 
Lehrern ber mittlern und wiebern Schule bie gejetzliche Zulage zu gewähren if. Es hatten in⸗ 
deſſen 8 Lehrer, welche leer ausgeben jollten, beim Stadtrathe darum gebeten, daß auch ihnen 
die Wohlthat des neuen Geſetzes zu Theil werde. Es ergab ſich nun hierbei, daß dieſe 8 Leh- 
ver ſchon jehr lange, zum Theil bis 20 Jahre, an ben hiefigen Schulen angeftelt find, bie 
Ständigleit jedoch erſt im Jahre 1846 erlangt hatten. Es ergab ſich ferner, daß dieſe Lehrer 
nach dem Schulgeſetze vom Jahre 1835 die Ständigleit weit früher hätten belommen ſollen, 
ihnen aber auf ihre Anfuchen ſtets vom Stadtrath verweigert worden iſt, bis endlich die Königl. 
Kreisbireltion im Jahre 1846 amorbniete, daß mur ber Tte Lehrer ein Hülfslehrer fein dürfe, bie 
übrigen hingegen flänbig werben milſſen. Obwohl nun dieſe Lehrer, zum Theile wenigftens, 
am ihrer Zurücſſetzung uunſchuldig waren, jo fanb es doch der Stabtrath darum nicht fllr ange 
meſſen, denſelben biejenigen Alterözulagen zu gewähren, melde fie zu beamfpruchen hätten, wenn 
fie rechtzeitig flänbig geworben wären, weil ihnen das formelle Hecht nicht zur Seite ſteht, faud 
aber ausreichende Billigleitsgründe, ven mehrerwähnten 8 Lehrern diejenige Alterszulage vom 
1. Jannar b. J. zu gewähren, weiche fie nach bem zuerftangezogenen Gefehe vom Jahre 1858 
erft mit dem 1, Mai 1862 zu beanipruchen hätten. Die Stabtverorbneten traten diesmal bem 
Beſchluſſe des Stabtrathes bei und bewilligten hierzu bie geforderten 360 Thlr., ohne mehr zu 
beantragen, erſtens, weil das Gejeh vom Jahre 1858 ausdrücklich beftimmt, daß die Alterszu- 
lage nur von benjenigen Lehrern beanfprncht werben Töne, welche al® ganz tüchtig und tabels 
baft erlanut werden, aber bei Erörterung biefer letzteren Frage durch bie Schulinſpeltion leicht 
unangenehme Konflikte mit einigen Lehrern entfiehen könnten, umb zweitens, weil bie embliche 
Regulitung der Lehrergehalte noch in Ausfiht ſteht und dies dann bie befte Gelegenheit fein 
wird, nothwenbige Aufbefjerungen vorzunehmen. 

HB. Gotba, im März. (Deffentliche Armenpflege und jonftige Wohlthätigkeitsanſtalten.) 
Im Allgemeinen läßt fih das Ergebniß der Verwaltung des hiefigen ſtädtiſchen Armenweſent 
im abgelaufenen Jahre als befriedigend bezeichnen. Gelegenheit zu nährendem Erwerb und 
günflige Gefunbheitsverhäftniffe ber Urmen-Bevölterung haben ebenfo wie das Beftreben, Unter- 
fügungen nur im Falle gänzliher Arbeitsunfähigkeit zu gewähren, in gleichem Maße gewirft. 
Ans Mitteln der Armenkaffe wurden im Ganzen 220 Familien theil® fortlanfenb, theils außer⸗ 
ordentlicher Weiſe unterftügt. — Die Unterftägungen wurden gewährt durch Beiträge zur Haus— 
miethe, außerorbeutliche Gelbverwilligungen, Brot, Mittagsloft, Holz, durch freie Medizin, un⸗ 
enigeltliche ärztliche Behandlung und durch Erziehungs. und Lehrgeld für arme Kinder. Die 
Geſammtein nahme der Armenkaffe hat fih anf 10,565 Thlr. 8 Sgr. 1 Pf., die Gefammtaus- 
gabe auf 10,530 Thfr. 14 Sgr. 1 Pf. belaufen. Der Einnahme-Ueberfhuß demnach 34 Thlr. 
24 Sgr. ergeben. Das Attiv- Kapital der Armenkaffe betrug ult. Dezember 1858 6930 Thlr. 
22 Gr. 9 Pf. hauptfählih in Legat-Kapitalien. — Die Selbflbewirtbfhaftung des Armen» und 
Arbeitshaufes hat auch im v. 3. ein glinftiges Nefultat gehabt; der Betrieb von Feldwirthſchaft 
zunähft auf ben Bedarf der Anftalt gerichtet, hat fich bewährt: Durch weſentliche bauliche Ber- 
änderungen wurbe bie Möglichkeit eines Verlehrs beider Geichlechter befeitigt, umb die Trennung 
der Armenhausbewohner von ben Arbeitshäuslern bewirkt. Der höchſte Perjonalbeftand in bei- 
den Abtheilungen befief fi auf 102, ver niebrigfte auf 72 Köpfe, gegen 116 und bezüglich 88 
Köpfe im Borjahre. Die Gefammteinnahne betrug 4892 Thlr. 1 Gr, 6%, Pf. Die Gejammt- 
ausgabe 4877 Thlr. 10 Sgr. 4 Bi. Kaffenbeftand ult. Dezember 14 Thlr. 21 Gr. 2%, Pf. 
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— Im Hofpital Maria Magdalena find im Rechnungsjahr 1857/58 von den 48 Pfrlinduern 
deſſelben 2 geftorben und 2 andere dafür eingerüdt. Der Rechnungsabſchluß weift in Einnahme 
5155 Thlr. 24 Gr. 4 Pf. und in Ausgabe 4309 The. 7 Pf. mit einem Kaffenbefland von 
346 Thlr. 28 Sgr. 7 Pi. nad. Der Kapitalftod betrug mad dem Abfchluffe 59,605 Thlr. 1 
Gr. 1 Bf. — Im von Frantenbergihen Kranlenhauje find im Jahre 1855 neu aufgenommen 
worben 505 Perfonen, aus dem Borjahre Übergegangen 30 Perſonen, im Ganzen ärztlich be- 
banbelt worben 535 Berfonen, 23 weniger als im Borjahre, ALS genefen entlaffen wurben im 
Lanfe des Jahres 477, weſentlich gebeffert 4, in das Irrenhaus abgegeben 2, geftorben find 52. 
Im Behandlung blieben am Jahresſchluſſe 16 Perſonen. Die am meiften berbortretenben 
Krankheiten waren Kräge, an welcher 128 Perfonen, Syphilis 44, Barioliden 39, Rhenmatis- 
mus und Gicht 47 Perfonen ärztlich behandelt wurden, — Tas größere Sterblichkeitsverhältniß 
zu dem, 26 Perfonen betragenden vorjährigen, findet feine Erllärung darin, daß 14 Lungen» 
ihwindfüchtige, 4 Kreböfrante, 2 mit allgemeiner Waſſerſucht, 2 mit Gehirnapoplerie und 1 mit 
Marasmus behaftete Perjonen, im Ganzen 23 folder Perjonen zu ben Todten zählen, deren 
Wiederherſtellung vorausfichtlich nicht zu bewirken war. Das Berhältuik der Berpflegungstage 
zu ben Berpflegten ift ein unglinfliges gegen die Vorjahre. Im Yahre 1853 wurden 504 Pa- 
tienten 6598 Tage, im verfloffenen Jahre jedoch 535 Patienten 10,753 Tage verpflegt. Ob⸗ 
wohl dieſes Verhältniß auch unginftig auf die Delonomie der Anſtalt wirlen mußte, jo hat bie 
Einführung der Selbſtbewirthſchaftung, ungeachtet der durch diejelbe bebingten größeren Ber- 
waltungstoften, ohne die Belöftigung der Patienten zu ſchmälern, das glnftige Refultat gelie- 
fert, daß der Etatstitel für Verpflegung der Patienten 656 Thlr. 25 Gr. gegenüber ben früber 
der Hansverwaltung gewährten Belöftigungspreifen eripart und der Kapitalſtock erheblich ver- 
mehrt werben konnte. Die Munbverpflegung eines Kranken kam durchſchnittlich 3 Sgr. 9 Pf. 
und ca. >, Pf. gegen 8 Gr. für erſte, 6 ®r. 5 Pf. für zweite, und 51, Gr. für dritte Koſt, 
früher gewährten Säge. Der Kapitalftod betrug ult. Dezember 1868 85,517 Thlr. 24 ®r. 
6 Pf. und Hat fih gegen da® Borjahr um 800 Thlr. vermehrt. — Bon ben vorhandenen 
Stiftungen ift insbeſondere ber reihen Stiftung des vormaligen hiefigen Staats - Minifters, 
Hrn. Frhr. Bernh. dv. Lindenan, dankbar zu gebenfen, welcher behufs Unterſtützung ber Kin- 
der armer Eiterm bei ihrer Entlaffung aus ber Schule ein Kapital legirt hat, beflen Zinſen 
nach dem Ableben ber damaligen Nutznießer ca. 800 Thlr, betragen werben. Mit dem Be— 
trage von 175 Thlr. Zinfen ift dafjelbe bereits anfällig geworben und zur Berwenbung ge- 
kommen. 

+ Gotha. Nah der im Dezember v. 3. vorgenommenen Boltszählung hat bie hiefige 
Stabt 15,684 Einwohner. Darunter befinden fi 5595 Männer und Zünglinge, fowie 6272 
Frauen und Jungfrauen Über 14 Jahre, 1957 Knaben und 1860 Mädchen unter 14 Jahren. 
Die Zahl der Familien beträgt 3755. Bei der im Dezember 1855 ftattgehabten Vollozählung 
belief fi die Einwohnerzahl auf 15,291. Es hat fomit im Laufe ber — 3 Jahre 
die Bevölkerung um 393 Seelen zugenommen. 


Branfenberg, 9. März. Der Hanshaltplan für 1859 weift 8500 Thlr. Einnahme, 
darunter 3500 Thlr. direlte Kommunalanlagen, und gleiche Höhe ber Ausgaben nah. Die 
Stabtlaffe jhießt zur Schuldentilgung 252 Thlr., zur Armenlaffe 1400 Thlr., zur Schullaſſe 
1050 Thlr, 





Großberzogthbum Baden. 


Karlsruhe im März Aus der hiefigen Stadtkaſſen-Rechnung für 1858 ent- 
nehmen wir folgende Darftellung. Nach den Nachweiſungen diefer Rechnungen betrug bie Ein- 
nahme im genannten Rechnungsjahre 221,692 FI. 40 Kr., 57,193 Fl. 53 Kr. mehr ale ber 
Boranihlag des Budgets, Darunter befanben fih: Kaflenvorrath 5125 FI. 10 Kr., Rüdflände 
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2327 51. 47 Kr. von früheren Jahren, und am laufenden Einnahmen: 1) Ertrag an Gebäun- 
den und Liegenſchaften 5894 FI. 27 Kr.; 2) Ertrag von Berechtigungen 37,430 Fl. 41 Kr. 
darunter Stand und Boutiquenzinfen 21,085 Fl. 46 Kr., Pflaftergelver 9618 Fl. 22 Mr.; 3) 
aus. fuhrendem-Bermögen 11,544 Fl. 49 Kr; 4) Beiträge zu ben Gemeinbebebürfniffen 
100,202 Fl. 16 Kr., darunter Umlagen 29,566 FI. 19 Kr,, ben Reſt mit 70,635 #1. 57 kr. 
aus Ottroi; 5) fonfiige Einmahmen 5166 Fl. 15 Kr.; 6) umeigentliche Einnahmen 35,992 Fl. 
45 Rr.; 7) Grundfiodseinnahmen 18,008 FI. 80 Kr.; zufammen 221,692 #1. 40 Kr. Die 
Ausgabe betrug im Ganzen 213,882 Fl. 44 Mr, und zwar 58,100 Fl. 43 Kr. mehr, als 
nad dem Budgetbetrage vorangefchlagen war. Unter den Ausgaben, deren einzelne Poften anf. 
zuzählen bier zu weit führen wlirde, Befinden fich folde für Wegbauten, Pflafterungen ꝛc. mit 
14,095 Fl. 82 &r., Rückerſatz an Standgeld 6973 5. 29 Kr, Auslagen für bie Meffen 4433 

Fl. 20 Kr., Koften auf Kirhen- und Schulanfalten 11,188 Fl., auf vie Armenpolizei 13,197 

5. 37, Kr., Aufwand für Feierlichleiten 7963 Fl. 21 Kr., für Gehalte ter Genteindeverwar- 

tung 9786 Fl. 49 Kr., Auflieferung am bie Amortifationstaffe für Stabtkaffe-, Kriegstoflen-, Ein- 

quartierungs«, Waflerleitungs- und Stabtpflafterungs - Schulden 51,685 Fl. 28 Kr., angelegte 

Rapitalien 17,288 Fl. 30 Kr. Die Einnahmen betragen 221,692 5. 40 Kr., die Aus- 

gaben 213,832 Fl. 44 Kr., ver Kaffenreft 7859 Fl. 56 Me. Das Berm Ögen der Stadt be» 

hebt: 1) im Liegenſchaften 312,000 Fl., 3. B. Rathhaus 118,550 FL, Töchterſchule 11,250 Fl. 

kathol. Schulhaus 20,900 Fl., Infanterielaſerne 86,300 Fl., Bürgerhofpital 39,650 Bl. u. f. w,; 

2) in Fahrniffen 35,440 Fl. 20 Rr.; 3) in Einnahmsrüdftänden 141,706 Fl. 17 Kr.; 4) Raf- 

jenvorrath 7859 FI. 56 Kr.; 5) Vorräthe 4540 Fl. 36 Kr; 6) Kapitalien zu Stiftungen ꝛc. 

beftimmt 37,650 &1.; 7) Bürgerwehrrequifiten 11,380 5. 25 Rr.; zujanmen 550,577 Fl. 44 

Kr. Die Schulden betragen im Ganzen 20,907 #1. 7 Kr., fomit reines Vermögen 529,670 F1. 

37 Kr. Seit vorigem Jahre hat diefes ih um 14,273 Fl. 11 Kr. vermehrt. 


— Die neuaufgefiellten Bürgerwittwen-Kafjfen-Rehnung von 1857—58 zeigt 

eine Einnahme von 12,550 Fl. 8 Kr., darunter 3764 5. 48 Kr, Geſellſchaftsbeiträge und 1356 
Fl. Einkaufsgelver, und eine Ausgabe von 11,280 Fl. 18 Kr., worunter 4613 Fl. 6 Fr. aus- 
bezahlte Wittwen- und Waifenbenefizien; ber Kaſſenvorrath beträgt 1269 Fl. 19 Kr. Das Ber- 
mögen befleht in 29,879 #1. 28 Kr., die Schulden in 4467 FI. 10 Kr.; das reine Vermögen 
in 1743 Fl. 38 Kr. und bat fi) biefes im Laufe des Rehmungsjahres um 1743 Fi. 38 Ar. 
vermehrt. Die Zahl ber beitragepflictigen Mitglieber beträgt 1680, die Zahl ber bezugsberech⸗ 
tigten Wittwen und Waiſen 871, wovon 278 jahrlich 10 Fl., 13 jährlich 15 Fl. 63 jährlich 
20 Fl. 7 jahrlich 30 FL. und 10 jährlich 40 Fl. erhalten. Die Gewerbeſchulrechnung pro 1853 
weilt 1946 Fl. 39 Kr. Einnahmen und 1936 Fl. 27 Kr. Ausgaben und einen Kaſſenvorrath 
von 10 Fl. 12 Kr. nad. Der Beitrag aus der Stadttaſſe betrug 1920 Fl. Das Bermögen 
befteht aus dem Pabſt ſchen Stiftungslapital von 500 Fl., dem obigen Kafjenvorrath und ben 
Inventarien zu 2809 #1. 3 Kr., zufammen 3319 Fl. 45 Kr. Schulden find feine vorhanden. 
Die Bürgerwehrrehnung ift mit dem 1. Dezember 1858 abgejchlofjen und geftellt und 
fänmtliche Aktiva und Paſſiva find der Stadtkaſſe überwiefen worden. Im vorigen Jahre be 
trugen die Einnahmen und die Ausgaben 10,712 FL. 25 Kr. Die ſtädtiſche Amortifations 
tafje war am 1. Januar 1859 ſchuldig: auf 3Ysprogentige Partiafobligationen 34,956 BL. 
ſodann Eonto-Eorrent-Belder an bie Stabtlaffe 9790 Fl. 45 Kr., an den Schulfonds 500 > 
an die Frienhoflaffe 1000 Fl., am die Gewerbeſchulkaſſe 500 Fl. an bie gr ” 
20,500 FL, Zafferlitungs-Raffe 35,800 BL, Winterfiftung 6050 Yl., enblich Zufguß für ben 
Kaſernenbau 15,000 Fl., zufammen 222,511 Fl. 45 Kr. Der Bermögensftand betrug am z 
en Tage 48,516 Fl. 58 Kr., fomit reiner Schuldenftand 173,994 Fl. 47 Rr.; davon — 
auf bie Stabtlaffe 120,538 Fl. 21 Kr., auf die Kriegskoſten- und Einquartierumgstaffe & ber 
8. 31 Kr. und auf bie Dafferleitungskaffe 18,200 Ft. 55 Kr. Im Jahre 1858 hat fi 
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Schuldenſtaud um 29,248 AL 385 Kr. vermindert. Die ftäbtiihe Erjparniß- und Leid» 
bauskafje hat einem Altivfland von 941,884 Fl. 50 Kr. und eimen Baifioftand von 784,708 
Fl., alfo reines Bermögen, welches ald Kejervefonde dient, 185,176 Bl. SU Kr. Bei ber Er- 
fparwißlafje waren am 1. Januar 1858 angelegt 707,027 Fl. dazu kamen 2489 weitere Aula» 
gen und Naczahlungen mit 290,254 FL; dagegen wurden Rüdzahlungen zu 212,573 FI. ge- 
macht, fo daß am 1. Januar 1859 die Sparguthaben 784,708 Fl. betrugen. Der Kapitalftod 
bat fi alſo um 77,681 Fl. vermehrt. Am obigem Sparguthaben haben 3906 Einleger Theil, 
224 mehr, als im vorigen Jahre. Der Gelbverfehr betrug 525,860 Fl. 43 Kr. Jeder Ein- 
wohner von Karlsruhe und Umgegend kann alljährlich 200 Fl. einlegen, und zwar in Einlagen 
von 5 bis 100 Fl., und feine Einlagen jeven Werktag Bormittags ganz ober theilweiſe wieber 
zurüduehmen. Die Zinfen laufen zu 3%, pEt. Im Jahre 1858 wurden im Leihhauſe 18,867 
Pfänder eingejegt, 11,075 prolongirt, 18,581 ausgelöft und 925 verfleigert. Der Pfänderver- 
tehr betrug der Stüch zahl nad 49,248, 3736 weniger als 1857. Im Lanfe des Jahres wurden 
auf Bfänder geliehen 161,042 Fl. 15 Kr.; am 31. Dezember waren noch auf Pfäuder ausgelie⸗ 
ben 140,019 81. 30 Kr., wovon 87,141 #1. 30 Kr. uuf badiſche Staatspapiere und 52,878 Fl. 
anf gewöhnliche Pfäuder. Die Winterfliftung, deren urfprängliches Kapital 6000 Fl. betrug, 
bat fih um 227 Fl. 9 Kr. vermehrt. 


SKarlörube, 23. März. Die biefige Gewerbebant wurde am 1. Auguft 1855 zur Unter» 
flügung ber Meinern Gewerbe von einer Anzahl hiefiger Einwohner auf Aktien gegründet. Bald 
aber wurde e8 nothwenbig, dieſe Anftalt für alle hiefigen Einwohner zugänglich zu machen. Die 
Darleipen erfolgen gegen einfahe Bürgſchaft und wöchentlihe Nüdzahlungen von 3 Kreuzern 
vom Gulben, gegen boppelte Bürgſchaft auf Couto-Corrent und gegen Hinterlegung von Werth- 
papieren. Im verfloffenen Redhnungsjahre 1858—59 wurben auf einfache Bürgichaft 241 Dar- 
leben von 15 bis 600 Fl., auf doppelte Bürgſchaft 19 folhe von 40 bis 500 Fl. und gegen 
Hinterlegung von Wertbpapieren 17 von 25 bis 300 Fl., im Ganzen 277 Darlehen im Ge- 
jammtbetrage von 35,419 Fl. gemacht. Vom 1, Auguft 1855 bis 1. Juli 1858 betrug ber 
Gejammtbetrag der Darlehen 67,690 Fl. in 548 Darlehen und da® reine Vermögen beſtand aus 
biefem Zeitraum in 601 Fl. 11 Kr. Im Rechnungsjahr 1858 — 59 betrugen die Einnahmen 
42,722 #1. 27 u, darımter 16,679 Fl. 47 Kr. Rüdflände vom vorigen Jahr, 22,071 Fl. 9 
Kr. zurückbezahlte Darlehen vom laufenden Jahr, 721 FI. 8 Kr. Zinfen von Darlehen, 4100 
5. Unlehen bei ver Leihhauskaſſe und 129 Fl. 24 Kr. Gefchente von Aktionären; die Ausgaben 
beteugen 42,012 #1. 10 Rr.; worunter 35,419 FI. Darlehen, 4349 FL. 29 Kr. angelegte Gel⸗ 
der auf Eonto-Gorrent und 1700 FI. zurüdbezahlte Anlehen; es ergab fi fomit ein Kaflen- 
vorrath von 710 Fl. 17 Kr. Der reine Bermögensftand beſteht jet, nad Abzug der Paffiven 
mit 12,985 #1. 42 Kr. von den Altiven im Betrage von 14,058 Fl. 8 Kr., in 1122 Fl. 26 
Kr. und hat ſich alfo im abgelanfenen Rechnungsjahr um 521 Pi. 15 Fr. vermehrt. Ge ift 
dieſes Refultat um fo erfreuficher, als fih am 1. Juni v. 3. dahier noch ein Vorſchußverein 
gegrimbet hat, welcher ähnliche Zwecke verfolgt und ſich bald auch eines großen Zubrangs von 
Mitgliedern zu erfreuen hatte. 





Heſſiſche Staaten. 


Kaflel. Nach dem Rechnungsabſchluß der Kaſſeler Spatlaffe vom Jahre 1858 be. 
trugen am 31. Dezember 1858: 1) bie Paffiva in der Kapitalanlage von 5737 Intereffenten 
uehf den Zinfen davon (welche am 1. Januar 1859 zum Kapital geſchlagen wurden) 132.266 
Thlr. 9 Sgr. 5 Hlr.; 2) die Aktiva in infänbifhen Werthpapieren und Darlehen und in Raf- 
ſeuvorrath 135,057 Thlt. 20 Sgr. 4 Hlr., wonach fid bis einſchneßlich des Jahres 1858 ein 
Zinjenüberfguß von 2791 Thle 10 Sgr. 11 Hlr. als Refervefonbs ergiebt. 
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Großherzogthum Luremburg. 

V. Luremburg, im März. Der Bürgermeifter und die Schöffen unferer Stadt haben, 
in Gemäßheit der Borfchrift des Art. 29, des Geſetzes vom 24. Februar 1843 über bie Ein- 
richtung der Gemeinben kürzlich ben Bericht über die Berwaltungslage der Stabt während 
des Jahres 1858 erftattet. Derſelbe giebt unter den verfchiedenen Verwaltungstiteln ein Hares 
umb lehrreiches Bild von den Zufländen umferer Kommune. Wir laffen bier die wichtigften 
Angaben dieſes Berichts, bie zur Bergleichung mit den BVerhältniffen anderer Kommmmen Anlaß 
bieten fönnten, folgen. — Die Eivil-Bevöllerung ber Stabt wurbe nad der Zählung 
zu Anfang bes Monats Dezbr. v. I. auf 13,074 Seelen ermittelt, Bom 1. Yan. bis 31. Dez. 
1858 wurden 401 Kinder geboren, und farben 373 Perſonen, einjchließlih 25 tobtgeborne 
Kinder. Heirathen wurden 110 gefchloffen. In Betreff ver Gemeindeverwaltung ift zu 
bemerken, daß neben dem Bülrgermeifter Herrn Heldenftein und ben zwei Schöffen C. Simonis 
und Ulveling der Gemeinberath aus fünfzehn Perfonen beſtand, mit Einſchluß ber beiden Schöf- 
fen. Der Gemeinberath hielt im Laute des Jahres 24 üffentlihe Sitzungen, im welchen über 
143 Angelegenheiten berathichlagt wurde. Biermal konnten bie Sitzungen nicht ftattfinben, 
weil bie erforberlihe Mitgliederzahl nicht gegenwärtig war. Das Stabtvermögen befteht 
1) aus Privateigenthum, welches ber Gemeindbeverwaltung zur freien Dispofition fteht, für ca. 
1,350,000 Fr.; 2) aus Gemeinbegütern, bie einem beflimmten Zwecke zugewiejen find, 
1,560,000 Fr. und 3) aus einem Befitthum bes ben fläbtifchen milden Stiftungen zugehörigen 
Bermögens 2,050,000 $r., im Ganzen alfo aus 4,960,000 Fr., in Anfehung welcher Summe 
die Stadtſchuld von etwa 200,000 Fr. als fehr gering erſcheint. Die im Monate April 1858 
angefertigte Lifte ber Wähler, welche den Cenfus von 10 Fr. bezahlen, betrug 726 Namen. 
Nach Ausweis der im Stabtfelretariate geführten Bücher, find während des Jahres 1858 1200 
Angelegenheiten bei ber Gemeinbeverwaltung zur Berhandlung gelommen. — Die Dienftver- 
richtungen der Lokalpolizei brachten bie Aufftellung von 319 Protofollen mit fich, durch 
bie 111 Zuchtpolizei-Bergehen und 208 einfache Polizeivergehen Lonftatirt wurben. Im Betreff 
bes Perfonals der Lolalpolizei wirb bemerkt, daß es viel zum wünſchen übrig ließ. Die Eie- 
mente, aus welchen das Polizeitorps zufammengefett iſt, mögen an und für fi als gut zu be- 
trachten fein, aber man vermißt bei ihnen ben Geift des gemeinfamen Strebens, das innige 
Bewußtſein von ber Bebentung bes ihnen anvertranten Amtes, fo wie von ber Nothwenbigkeit, 
unter allen Umſtänden als eine zuverläffige Stüte der Autorität, als ein Mufter der nüchternen 
DOrbnnungsliebe und als mwohlmeinender Natbgeber des ihrem Schute anbefohlenen Einwohners 
aufzutreten. Diefes unbefriebigende Verhältniß bilrfte wohl Nahrung in dem falfhen Wahne 
gefunden haben, indem ber Anführer der Polizeimannfchaften Über feine eigentliche hierarchifche 
Stellung befangen geweſen zu fein ſcheint. Da in fetter Zeit ber in biefer Hinficht möglicher 
Weiſe beflandene Irrthum aufgehört Haben mag, fo bärfte wohl eine allfeitige Beſſerung in 
unferm ganzen ſtädtiſchen Polizeiwefen zu gewärtigen fein. An bie Refultate der Viehzählung, 
woraus unter anberm erhellt, daß ein Eſel ſich in der Stabt nur vorfand, kuüpft fih die Be- 
merkung, baß im Jahre 1858 die Ausbeutung ber Bürgerlatrinen im Accord gegeben war für bie 
Summe von 3630 Fr. zum Bortheil der Gemeinbelaffe. Für die Jahre 1859, 60 und 61. ift 
dies Geichäft für bie Summe von 1090 Fr. pro Yahr in Entreprife gegeben. Der Bericht 
erwähnt ferner die Jahr» und Wochenmärkte der Stadt, und führt bie Durchichnittspreife ver 
im Laufe des Jahres verkauften Cerealien und Viltualien an, worauf bie fpezifizirten Angaben 
der Dftroiftener folgen, deren Gefammt-Ertrag 123,864 Fr. ausmachte. Das von 
außerhalb der Stabt zugeführte Bier hat einen Minderertrag von 658 Fr. als im borangegan- 
genen Jahre gegeben, indem durch Sinlen der Weinpreife das Bier vernadhläffigt wurde, Bon 
den Eßwaaren gab bas Rindvieh einen Ausfall der Steuer von 1673 Fr., ber zum 
Theil gebedt wurde durch dem Mehrertrag ber Schweine mit 1361 Fr. — Die unter 
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Zuftimmung der Übrigen Zollvereind-Regierungen erfolgte Vereinbarung zu Grunde nehmen, 
fiellte der Gemeinderatb am 20. Oftbr. 0.9. ben neuen Oftroi-Zarif definitiv feſt, dem zufolge 
viele Artikel, die früher beftenert und nicht unergiebig geweien, ausgelaffen worbeu find, Dahin 
gehören bie Seefiihe und Muſcheln, die Befen, die lebernen "Fußbelleidungen, die Haare unb 
Federn, die Lohriuden, das Leder, die Häute, die Möbel, die Papiertapeten, bie Seife und bie 
Durchgaugsrechte. Dafür werden Steuern erhoben vom Schlachtvieh, der Fourage und ben 
Baumaterialien. Der Einführung einer Marktfteuer auf Getreide haben fih Schwierigkeiten wiber- 
fest, bie bis jetzt noch nicht überwunden find. — Der Holzſchlag des Forſtjahrs 185758 er- 
ſtredte fi über einen Flächenraum von 11 Heltaren, und ergab in öffentlicher Berfleigerung 
den Ertrag von 17,645 Fr. Außerdem wurde aus der Forft- und Jagdvermaltung eine Summe 
von mehr als 3000 Fir. gewonnen, wogegen bie Ausgaben für biefen Titel der Berwaltung 
fih auf 7008 Fr. beliefen. — Unter der Rubrit Gemeindebanten wurben verausgabt zur 
Erhaltung der Schulgebäude 3419 Fr., ber Straßen und Wege 3830 Fr., ber Dafferleitungen, 
Brüden und Brunnen 3748 Fr., der Feuerlöſchgeräthſchaften 1116 Fr., der Straßenbeleuhtung 
9000 Fr. — Das Unterrichtsweien ber Stabt umfaßt eine Reihe von Lehranfalten, wie das 
Athenäum, die Primärfhulen, Keinkinder-Schulen und Mufil-Schule. Die erflere Auſtalt 
if in Volziehung des Art. 13, des Geſetzes vom 23. Juli 1848 über ben höhern und mittleren 
Unterricht dem Staate zur Verfügung geftellt; doch belief fi der von der Stadt zu tragende 
Antheil an ben Gefammtausgaben dieſer Anftalt pro 1857 auf 15,483 Fr. Die Primär 
Schulen waren während des Schuljahrs 1857—58 im Winter von 1828 und im Sommer 
von 1703 Kinvern beſucht. Ein großer Theil der ber untern Vollsllaſſe angehörigen ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder bejuchen entweber feine Schule oder befinden fie doc jehr unregelmäßig. 
Zur Abftelung dieſes Uebelftandes bürften wohl die der Verwaltung zu Gebote fiehenben ge- 
jeglichen Mittel als unzulänglich erſcheinen. Durch Gemeinderats sBeihluß vom 10, Februar 
1858 find die Gehaltsverhältniffe ſämmtlicher Lehrer und Lehrerinnen nad beftimmter Bafis 
feftgeftellt worben;; fie betragen im Minimum von 800 bis 1600 Fr., und im Maximum von 
1000 bis 1800 Fr. jährlich für die Lehrer der Kuabenfhulen und für die Mädchenſchulen von 
700 bis 1100 Fr. im BRinimum und 900 bis 1300 Fr. im Marimum, Dieſe Gehälter be- 
greifen zugleich die Wohnungsentihäbigung. Die Ausgaben für die Primärſchulen belaufen fi 
1858 ohne Inftandhaltung der Shulpäufer anf 29266 Fr. Das entrichtete Schulgeld betrug 
ca. 8000 Fr. Die Zahl ver Kinder, welde die Kleiulinderſchulen befuchten, war im Winter 
364 und im Sommer 188. Tas v. 3. 434. Im der Muſilſchule waren fir das erfle Halb- 
jahr 188 Schiller und für das zweite 177 eingefchrieben. — Die Armenpflege ber Stabt 
beruht auf einer Neihe von Inſtituten. Zunächſt iſt das MWopithätigleitsbureau zu 
erwähnen, zu deſſen Einkünften im Jahre 1858 gehörten 2521 Br. an Zinfen ber ausgeliehenen 
Rapitalien, 1453 Fr. an milden Gaben, 2078 Fr. aus Kollelten und Subjfriptionen, 125 fr. 
aus den Armenkaften, 2875 Fr. aus Lotterien, Dällen, öffentlichen Beluftigungen ꝛc. 800 Fr. 
aus dem Antheil an dem Ertrage ber Terrain-Konzeffionen auf ben Kirchhöfen ber Stadt, 
12000 Fr. als Beiftener aus der Gemeindelaſſe, 830 Fr. aus ber Staatslaffe, 3084 aus einem 
Bermächtniß. Die Ausgaben betrugen für Berwaltungstoften 1350 Fr., zeitweife und zu- 
fällige Unterflügungen 1451 Fr., gewöhnliche oder ſtändige Unterftügungen 9500 Fr., Berpfle- 
gung verlaffener Kinder 4300 Fr. (Die Anzahl der während bes verflofjenen Jahres auf 
Koſten des Mohithätigleitsbiireaus verpflegten Kinder belief fih auf 59; im letzter Zeit waren 
es nur mod 45); für Urzneifpende 6000 Fr. Zur Beförderung ber Gefunbpeitsrefultate in 
den Wohnungen der Armen wurden verausgabt 500 Fr, für Särge 400 Fr., für Brennholz 
2000 Fr.; für Lebensmittel 1000 Fr., für Kleidungsftüde 15000 Fr. — Eine weitere Innung 
ber Armenpflege bilden die Hospizien, vom benen ein® für Greife und Siehe, ein zweites 
als Waifenhospiz, ein Irrenhaus und bie Stiftung ber fFelungs- Arbeiter vorhanden fin. 
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Dos Erſtere hatte am Schluß v. I. eine Bevöllerung von 160 Perjonen und unterftilte aufer- 
bem 56 Perjonen in ihren Wohnungen, Im Waiſenhauſe befanden fih 84 Kinder; im Irren- 
baufe zum Schluß des Jahres 47 Perjonen. — Die Höhe der Stabtihuld wurde bereite 
angebentet; fie betrug zu Ende v. I. umter acht verſchiedenen Titeln imsgefammt 194,996 Fr, 
und ‚erforbert im laufenden Jahre 10,484 Fr. als Zinſen und 3116 Fr. zur Tilgung. — Die 
muthmaßliche Finanzlage der Stabiverwaltungen am Ende d. 3. 1858 geſtaltet fih wie folgt: 
1) Einuahmeslleberihuß des Budgets 3,161,79 Fr.; 2) Einnahme» Ueberſchuß der Rechnungs: 
Auffielung vom I. 1851 33,545 Fr. ; unvorhergefehene Einnahmen d. 3.1858 14,784,09 Fr.; 
4) mutbmaßliche Erſparniſſe auf den im Budget ausgeworfenen Ausgaben 4,100 Fr., zuſammen 
65,590,88 Fr. Davon gehen ab: 1) Der Betrag des erſten Artilels des Bubgets von 1858 
11,000 Fr.; 2) der Minberertvag ber Einnahme des Budgets von 1858 9015 Fr., zufammen 
20,015 #1. Das Jahr 1859 beginnt demnach mit einem Guthaben von 35,575 Fr. 


Großherzogtbümer Medlenburg. 


Schwerin, im März. Aus der öffentlichen Sigung bes Bürgerausſchuſſes am 25, v. M. 
theilen wir mit: Nach dem ausführlichen Berichte ber Deputation über die eingeführte Straßen- 
polizei-Orbnung vom 31, März 1856 hat der Magiftrat diefe zwar vielfach anders publi- 
zirt, als diefelbe im Jahre 1851 vom B.-U, berathen worben ift: die Berfammlung fieht fich 
nad eingehender Berathung jedoch nicht veranlaßt, hiegegen zu remonftriren. Dagegen wirb 
dem Antrage der Deputation gemäß beichlofien, ven Magiftrat zu erfuchen, ben $. 8. ber 
Straßenpoligeiorvnung dahin abzuändern, daß von ben Höfen der Häufer der Dung in dichten 
wohlverſchloſſenen Wagen den ganzen Tag abgefahren werben dürfe. — Der Antrag des Ma- 
giftratd: zur Berichtigung der Rechnung bed von ber Banpolizeibehörde als Sachverftänbigen 
zugezogeuen Baumeifters Richter 225 Thlr. für das Jahr 1858 zu bewilligen, wird einer De- 
putation zur Begutachtung überwieſen und der Magiftrat erjucht, diefer Deputation das erfor- 
berlihe Altenmaterial vorlegen zu laſſen. 


Noſtock, im März. Das erfte Quartier war am 16. d. Mis. zufammengetreten, um 
manche Rüdftände zu erledigen, und wurde zuerfi das Aufnahme⸗Protololl der Stabtlaffen-Redh- 
nung von Johannis 1856/57 verlefen. Die Gefanmt- Einnahme beträgt 501,722 Thlr. 3 
Säl. 6 Pf., die Gefanmt-Ansgabe dagegen 479,054 Thlr. 17 Schl. 6 Pf. und ift ein 
Kaffenbeftand verblieben von 22,667 Thlr. 34 Schi. Scheidet man bie orbentlihen Einnahmen 
und Ausgaben von den anferorbentlihen, jo beftehen bie erfteren in einer Summe bon 276,736 
Thlr. 1 Sc. 3 Pf., die orbentligen Ausgaben belaufen fi anf 228,567 Thlr. 20 Schl. 9 
Bi. Es blieb alſo eim Ueberſchuß von 48,168 Thlr. 28 Schi. 6 Pf. Die auferorbentlichen 
Ausgaben find in diefem Rechuungsjahre vorzüglich deshalb fo hoch gelommen, weil allein auf 
die Einrihtung der Gasanftalt 118,354 Thlr. 9 Schl. in demſelben verwendet find. 
Diefe Anftolt wirb fi aber nach und mach durch jährliche Amortifation nicht allein vollſtändig 
bezahlt machen, fonbern flellt der Stadt auch noch einen bebentenden Gewinn bereinft in Aus- 
ficht. — Die Rechnung giebt im Webrigen Teine Veraulaſſuug zu fpeziellen Anträgen, nur 
wũnſcht man, daß €. E. Rath dem Duartiere fofort noch Johannis, wenn es irgend thunlich 
fei, einen Boranſchlag über die muthmaßlichen Einnahmen und Ausgaben ber Stabt in bem 
bevorftehenven Rechnungsjahre von Johannis 1859/60, fo wie einen General-Abihluß der Rech⸗ 
nung des dann abgelaufenen Jahres vorlege. — Die Berfammlung Hat fi kurz nach dem 
vorigjährigen Pfingfimarkte darüber beſchwert, daß den fremden Berläufern zum Abliefern ber 
veräußerten Waaren noch mehrere Tage nah dem Ablaufe bes Marktes eingeräumt würden, ba 
unter bem Borwanbe des Ablieferns unoch vielfah Haudel getrieben werbe. Aus einem von 
Seiten E. E. Raths vom 2, Polizei⸗Amte eingeforberten Berichte ift nun zwar erfichtlich, daß 
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die fremben Kaufleute das Abfteferungsgefchäft wirklich über den Sonnabend ber zweiten Woche 
hinaus ausdehnen dürfen, das 2. Polizei-Amt hält aber dafür, daß dadurch eigentlich Kontra- 
ventionen gegen das beftehende Verkaufs-Berbot nicht veranlaßt würben. Die Polizei laffe bie 
fremben Händler durch ihre Diener fpeziell überwachen und ſtehe es aud ber 2. Kramer-Rom- 
pagnie frei, etwaige Kontraventionen zur Anzeige zu bringen, Das Quartier hält jedoch dafür, 
daß, ba nach gefetglicher Beflimmung Handel und Wandel am Sonnabend Abenb der zweiten 
Woche aufhören folle, biejes Verbot auch noch ben fremden Kaufleuten duch Auſagen v. 
©. ver Gewettbiener ausdrücklich eingefchärft werbe, ſelbſt das Ablieferungs-Geichäft, worin je- 
denfalls ein Wandel erfinblich, mit dem Sonnabend eingeftellt werben müffe. Hierin liege 
gegen bie fremben Berkäufer um fo weniger eine Härte, als bie lange Dauer des Pfingftmarktes 
ihnen hinreichend Gelegenheit unb Zeit zur Fortfendung der Waaren biete. 


Nöbel, im März. Die Einnahme ber hiefigen Armenkaffe im Jahre 1858 hat betragen 
1576 Thlr. 13%, Schl., die Ausgabe 1479 Thlr. Schl., mithin bleibt ein Kaffenvorrath von 
97 Thlr. 18 St. 


Teterow, 4. März. Nachdem die biefige Kaufmannfchaft bereit8 im Jahre 1855 bei 
ber Grofiberzoglichen Stener-Anftalt Anträge auf Firirung ber Hanbelsfteuer gemacht, welche 
aber derzeit Seitens der Stener-Anftalt abgelehnt worden, ift e8 nunmehr ber umfichtigen und 
energifchen Vermittelung des Herrn Bürgermeifters Wilbrandt gelungen, zwiſchen der Grofiher- 
zoglichen Stener-Anftalt und dem biefigen Handelsſtande ein Uebereinfommen zu Stanbe zu 
bringen, wornach ber Leßtere, vorläufig auf ein Jahr, ein Firftener-Ouantum von 2000 Thlr, 
als Hanbelsftener an bie Stenerlaffe zu zahlen hat. Die vesfallfigen Verhandlungen haben 
zwifchen dem Herrn Steuerrath Beet; aus Schwerin, als Vertreter der Stener-Anftalt, und dem 
biefigen Magiftrat, als Bertreter unſerer Kaufmannſchaft, ftattgefunden, Die Befätigung Sei- 
tens bes großberzoglihen Finanz» Minifteriums ift inzwiſchen erfolgt. Nachdem bereit vor 
Jahresfriſt au die Hausſchlacht- und Mahlſteuer hier firirt worden, find unfere hiefigen Steuer- 
verhältmiffe alfo num im eim jehr erträglihes Proviforium hinübergeleitet worden, von welchem 
wir hoffen wollen, daß er der Borbote befferer befinitiver Steuer-Zuflände fein werde. Wie 
umerträglich Übrigens die bisherigen biefigen Steuer-Berhältniffe den Iutereffenten waren, geht 
don daraus zur Genüge hervor, daß die einzelnen Steuer - Quoten binnen 24 Stunden ge- 
bedt waren. 

In unferem ftäbtifchen Forft giebt e8 im biefem Winter fo ungewöhnlich viel Eich⸗ und 
Buch-Maſt, daß die hiefige Schweine-Heerde, obgleich biefelbe ſchon feit dem Herbfle bort wei- 
bet, noch immer reichliche Nahrung hat und ſich in einem ſehr wohl genährten Zuftande befinbet, 
Hätte das Vieh nicht täglich den weiten Weg nach bem Forft und Abends zurüd nad) ber 
Stadt zu machen, wodurch e8 natürlich ſehr angeftrengt wird, fo würde es ſicherlich durchgehends 
fett geworben fein. 

Zur anderweitigen Beſetzung ber buch bie Penfionirung des Herrn Wegener am 1. April 
d. J. vacant werdenden Stelle bes Kämmerei-⸗Berechners hat unfer Magiſtrat durch bie hieſige 
Zeitung eine Aufforderung zur Bewerbung an hieſige qualifizirte Einwohner erlaffen und wird 
es denn auch vorausſichtlich an Bewerbern nicht fehlen, von welchen demnächſt der Bärger-Aus- 
ſchutz drei Kandidaten dem Magiſtrat zur Auswahl präſentirt. Die Stelle trägt etwa 350 Thlr. 
ein, erforbert aber bie faft ausſchließliche Thätigleit eines geſchäftslundigen Mannes. 


Waren, 15. März. Daß unjere Nahbarftabt Teterom feit Kurzem das erfle Beifpiel 
einer Hanbelsftenerfirirung aufzuweiſen hat und hierin nicht ohme Dank gegen ben 
Magiftrat und deffen Borftand den Segen harmonifhen Zufammenwirtens beffelben mit ben 
großherzoglichen Steuerbehörden und dem hohen Minifterio erkennt, hat auch bei dem hiefigen 
Handelöftande den lebhaften Wuuſch eine® gleichen Fortſchrittes vege gemacht und in ber That 
wäre demſelben, als Ausgleichung für fo manden Drud der Zeitverhäftuiffe, wohl zu wünfchen, 


381 


daß auch er bald zum feften Steuerſätzen an Stelle ver jeigen ftüldweifen Einzelverſteuerung 
aller Waaren gelangte. Folgen dann auch noch aribere Städte fo gutem Beifpiele, fo würde 
aud für bie bevorſtehenden Stenerverhanblungen am beften vorgearbeitet und das durch biefel- 
bem etwa zu Erzielenbe, nämlich eine Art Rlaffenfteuer der Kaufleute, faltiſch ſchon vorhanden 
und anſcheinend nur noch nöthig fein, den Fortbeftand folher Handelsftenerfirirungen ver ge- 
jeglichen Regelung entgegenzuführen. 


Herzogthbum Braunichweig. 


Braunfhweig im März. In der Stabtverorbnetenfigung am 24. v.Mts. be» 
richtete der Stabtverorbniete Wantelius Namens ver Finanzlommiffton über einen Antrag des 
Stadbtmagiftrats, die ſtädtiſche Walkemühle zu Delper betreffend. Bereits früher war von ben 
ſtädtiſchen Behörden beichloffen, bie Grundſtücke diefer Mühle nebſt der Waſſerkraft an bie Re- 
gierung für 5666 Thaler zu verkaufen, unb war dabei ein damit verbundene Gebäube vorbe- 
halten. Die Regierung bat fi erboten, für dieſes Gebäude noch 834 Thlr. zu geben, fo daß 
die Mühle im Ganzen einen Kaufpreis von 6500 Thlr. ergeben würde, vom welcher Summe 
bie auf 1000 Thlr. vereinbarte Entſchädigung des bisherigen Pächters wegen ber biefem zu er» 
flattenben Baulichleiten abgehen würde. Die Kommiffion empfahl die Genehmigung des nad- 
träglihen Verlaufs des Gebäudes, welchem Antrage die VBerfammlung beitrat. — Herr Häus— 
ler berichtete Namens der Statutenlommiffion über bie vom Magiftrate eınpfohlene Genehmi⸗ 
gung eines von ber Armenanftalt anzuftellenden Prozeſſes. Eine vor Kurzem verftorbene Wittwe, 
deren Tochter ſechs Jahre lang im Pflegehaufe aufgenommen ift, hat vor ihrem Tode faſt ihr 
gefammtes Bermögen, im Betrage von 700 Thlr., verfchentt. Da hierdurch nicht nur bie 
Pflichttheilsrechte der Tochter, jondern auch die Rechte der Armenanftalt auf Erftattung ber von 
ihr gegebenen Vorſchüſſe verletst find, jo Hält die Kommiffion einen günftigen Ausgang bes 
Prozeſſes für gefihert und im Intereffe der Armenanftalt für gerathen. Die Anftellung bes 
Prozeſſes wurde genehmigt, 


Fürftenthümer Neuß. 


Aus Gera, 12, März läht fi die Weim. Ztg. fchreiben: Wir können unferm Stabt- 
rathe und Gemeinderathe, insbefondere letzterem, die Anerkennung nicht verfagen, daß fie Beide 
bie Intereſſen ver Gemeinde in jüngfler Zeit entſchieden vertreten haben. Der erfte Fall betraf 
die Differenz mit der Regierung, die Anzugsgelder der auswärtigen Bräute hie]. 
Beamter. Unfere ſtädtiſchen Vertreter haben, da die Regierung auf ihrer Anficht beharrt, 
beichloffen, das Rechtsgutachten einer auswärtigen Fakultät über die Frage einzuholen und dann 
eventuell den Rechtsweg gegen bie Einzelnen zu beſchreiten und bie nicht entrichteten Anzugs- 
gelver einzullagen. Wir haben uns ben betreffenden Paffus im Gemeinbeftatut angefehen und 
nach unferer perfönlichen Ueberzeugung muß das Gutachten der Yuriftenfalultät für den Stabt- 
rath ausfallen. Der zweite Fall wurbe in fetter Gemeinderathsſitzung zur Sprache gebracht. 
Seit einer Reihe von Jahren bat die Eifter oberhalb Gera's ſich faft ein ganz neues Bett ge- 
graben. Ein fo frieblicher Fluß die Elſter gewöhnlich if, fo reißend und gefährlich wirb fie 
bei Hochwaſſer im Sommer, ein ziemlich häufig eintretender Fall. Es treten dann häufig Ueber- 
ſchwemmungen ein, die das Ufer zur Linken und Rechten oft eine halbe Stunde ins Land hinein 
unter Waſſer ſetzen. Dadurch und durch die lebhafte Strömung, welde ber Fluß oberhalb 
Gera's hat, ift die Gefahr entflanden, daß in nicht zu ferner Zeit Eifter und Mühlgraben (ein 
für unſere ſtädtiſchen Gewerbe höchſt wichtiger Kanal der Elſter) ſich vereinigen wilrben. Die 
Regierung hat, um dem tworzubeugen, bie Uferbanten vorgenommen. Im letter Gemeinberathe- 
ſitzung verlangte fie num die Rüdzahlung der Koften (bis auf einen Betrag don 50 
Thalern, welder aus der Smuptftantsfaffe zu beftreiten) aus hieſiger Kämmereilaſſe. Sie 


382 


macht babei geltend, daß bie Gefahr ber Bereinigung von Elfter und: Muhlgraben vorgelegen 
daß dadurch beſonders bie fläbtiichen Iutereffen bebroht geweien und deßhalb die Gemeinde zu 
Erflattung ber Koften anzugehen fei. Der Antrag auf Erflattung wurde jedoch eutſchieden von 
ben fläbtifhen Vertretern zurüdgemwiefen. Der Fluß ift öffentliches, d. h. Staatseigenihum. 
Der Nugen, den er gewährt: durch fFifcherei, Anlegung von Müplenwert kommt, fo viel une 
befannt, hauptſächlich der Fürſtl. Kammerkaffe zu gute, die Gemeinde Gera unterhäft überdieff 
den Mühlgraben und beftreitet aus der Kämmereitaffe alle Ausgaben, welche die Iuftanbhaltung 
defjelben erfordert, ein Waſſerbaugeſetz exiſtirt nicht, — Alles das kam bei ber Frage ins Spiel 
und entſchied für die Zurüdweifung der Regierungsforberung. 


Fürftentpum Schwarzburg. 


Sonderöhaufen, 21. März. Im dem vorgeftern ausgegebenen Stüde bes Regierungs- 
blattes wird durch das fürftliche Landrathsamt bekannt gemacht, daß, nachdem ber Oberbürger- 
meifter und beffen Beigeordueter wegen Einleitung ber Kriminalunterfuhung von ihren Yem- 
tern bei dem Stadtrathe ſuspendirt worden feien, höchſten Orts und im Cinverfländniffe mit 
ben Stabtverorbneten die fommiffarifche Verwaltung der Geſchäfte des Stabtraths im ihrem 
ganzen Umfange dem Amtstommiffair lang bi® auf Weiteres übertragen worden fei. Die 
Berhaftung des Oberbitrgermeifters, fowie bes Beigeorbneten ift bereits erfolgt (erfterer iſt im 
feinem Haufe unter gerichtlicher Wache detinirt), ebenfo bie des Regiftrators. Die betreffenden 


Befehle find vom Kriegsgeriht ausgegangen und follen durch herborgetretene Mängel in ber 
ſtädtiſchen Verwaltung veranlaßt worben fein. 


Freie Städte. 


Bremen, 18. März. Unterm 11. d. hat der Senat der Bürgerſchaft, den vom ber 
Finanzdeputation aufgeftellten Entwurf bes Budgets für das Jahr 1859 mitgetheilt. Are 
außerorbentlide Einnahme einſchließlich des Caſſabeſtandes von 102,878 Thlr. find 
196,153 Thlr., als gewöhn liche Einnahmen 1,118,935 Thlr. angeſetzt, dagegen die anfer- 
ordentlichen Ausgaben zu 273,670, bie ordentlichen zu 1,177,978 Thlr. veranſchlagt. 
fo daß ein Deficit von 136,561 Thlr. fi ergiebt. Die Finanzdeputation bemerkt dazu im 
iprem Berichte: Das Budget von 1858 ergab ein Deflcit von 56,109 Thlr. 31 Gr. Der 
Abſchluß der Generaflaffe am 31. Dezember 1858 einen Gaffenfaldo won 102,878 Thlr. 23 Gr., 
mithin einen Unterfchieb von 158,987 Thlr. 54 ®r. Die Einnahmen des Jahres 1858 waren 
nad; dem Budget veranſchlagt zu 1,313,796 Thlr. 17 Gr. Durch bie größeren Erträge von 
der Acciſe, der Conſumtionsabgabe, bes Wechſelſtempels, ber Eifenbahn und anderer Erhebungen 
überfiieg bie Einnahme den Boranfchlag um 125,430 Thlr. 40 Gr. indem fie ben Betrag 
von 1,439,226 Thlr. 57 Gr. erreichte. Die Ausgaben waren veranfchlagt zu 1,369,905 Tpir. 
45 Gr. Dazu wurden im Laufe des Jahres nachbewilligt 67,350 Thlr. 2 Gr. Totalbetrag 
der bewilligten Ausgaben 1,437,255 Thlr. 70 Gr. Es find jedoch mur verausgabt 1,336,348 
Thlr. 34 Gr., mithin weniger 100,907 Thlr., 36, und ergiebt ſich baraus ber Gaffenfaldo von 
102,878 Thlr. 23 Gr. Nach dem Vorftehenden hat die Mehreinnahme betragen 125,430 Thit. 
40 Gr. Die Minderausgabe 100,907 Thlr. 36 Gr. Zufammen 226,338 Thlr. 4 Gr. Das Deflcit 
bes Budgets betrug nämlich 56,109 Thlr. 31 Gr. Die Nachbewilligungen 67,350 Thlr. 22 
Er. Dazu der Eafjenjaldo 102,878 Thlr. 23 Gr., welches den gleichen Betrag ergieht vou 
226,338 Thlr. 4 Gr. 

So günftig diefes Ergebniß in feinen Einnahmen und durch bie Verminderung in ven 
bewilligten Ausgaben aud ift, jo mag dabei doch nicht überſehen werben, daß bie Ausgaben 
des Jahres gegen die Einnahmen deſſelben ein Defieit von 87,666 Thlr, 45 Gr, ergaben, 
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wenn nicht der Caſſenſaldo vorhanden, durch anderweitigen Zufluß zu decken geweſen fein 
würde. Der Caſſenſaldo betrug nämlich am 1. Januar 1858 190,534 Thlr. 68 Gr., am 31. 
Dezember 1858 aber nur 102,878 Thlr. 23 Gr, mithin weniger 87,656 Thlr. 45 Gr. 

Das Budget bes laufenden Staatshaushalts ergiebt ein Deficit von 136,561 Thlr. 2 Gr., 
den Einfommenjhoß wie bisher nur zu 1 Prozent mit 80,000 Thle, veranſchlagt. 

Die Deputation hofft, daß theils durch höhere Einnahmen, als die veranichlagten, theils 
durch Erfparung in ben Ausgaben das Deflcit gebedt werde. Sie empfiehlt ferner eine neue 
Schägung des Werths der Grunpftüde in der Vorſtadt vorzunehmen. Dem allgemeinen Be- 
sicht folgen die Spezialbubgets der Eifenbahn und Bahnhofsanlagen, jo wie die Fonds für 
außerordentliche Verwendungen, ferner die Berichte der Depntation für das Militair, über 
Vauweſen, der Deputation bei der Eifenbahn, bei den Häfen und Hafenanftalten, bei der Con» 
voye und Strombau ꝛc., mit Erläuterungen zu betreffenden Aufügen im Budget. 


Frankfurt a. M., 18. März. Zufolge Rehnungsablage der Erſparungs— 
Anftalt, vom 1. Jannar bis zum 31. Dezember 1858, aufgegeben am 12, Februar 
1859, waren e8 am Schluffe des Jahres 2150 Einfeger mit einem Guthaben von 228,839 FI. 
38 Kr. 

Zufolge Berihtdpes Pflegamts des Almofenfaftens der ifraelitifhen Ge— 
meinde über deffen Wirkfamteit im Jahre 1858 betrug das Vermögen des Almojenlaftens 
am 1. Januar 1828 47301 Fl. 25 Kr., im Laufe des Jahres find eingegangen 19652 #1. 
31 Kr., davon wurden 9190 Fl. 34 Kr. für Spenden und Verwaltungsfoften (bie letsteren be⸗ 
trugen nur 253 Fl. 26 Kr.) verwenbet, fo daß am 1. Januar das Bermögen ber Anſtalt be— 
trug 57743 Fl. 22 Kr., außerdem 2000 Fl. 3 °, Oeſtr. Metall., 100 Fl. Oeſtr. Nationalanl,, 
400 Fl. 3, %, Frankfurter Otfigationen. 

Nach dem Berichtüber den Beſtandunddie Wirkfamleitdesfgrauenperein 
im Jahre 1868 ſind im Jahre 1858 die Mitglieder zahlreicher geworden und ſo auch der 
Betrag der Beiträge von 4437 Fl. 32 Kr. auf 4519 Fl. 14 Kr. geſtiegen. Der größte Theil 
der Unterftüßungen ift dem Krankenfache zugefloffen mit 3237 Fl. 12 Kr., welche an 360 Per- 
fonen unb Familien vertheilt wurden, davon 1075 Fi. 32 Ar. baar, im Uebrigen an Lebens- 
mitteln (3. B. 2302 Pf. Fleiſch, 17839 Bortionen Suppe ıc.) Kleidung und Brennmateriale, 
Mit 568 Ft. 57 Kr. wurden 61 hülfsbedürftige Wöchnerinnen von frankfurt und Sadfen- 
haufen; mit 1526 Fl. 42 Kr. 153 Berfonen und Einzelne auf den Dörfern unterftügt und auf 
den Ortſchaften außerdem 14320 Portionen Suppe vertheilt. Die Bemühungen des Bereins, 
arbeitsfähigen Bebürftigen durch weibliche Handarbeiten Berbienft zu fchaffen, haben 1858 einen 
fteigenden Erfolg gehabt. Der Lohn flieg von 8920 Fl. 41 Kr. im Jahre 1857 auf 9457 Ft. 
28 Kr., welde fi auf 155 Näherinnen und 78 Striderinnen vertheilen. 

Die Schule war von 20 für Rechnung des Bereins gehaltenen Freiſchülerinnen und 
10 Koftlindern, für melde 80 Fl. Koftgeld an die Bereinskafje gezahlt wird, beſucht. Daburd) 
und im Folge bes nachträglichen Eingangs eines Legats von 1126 Fl., ſowie der ärariſchen Be— 
willigung von Brennholz konnten die auf 6171 Fl. fih belanfenvden Koften der Schule mit dem 
gewöhnlichen Zuſchuß von 800 FI. aus der Bereinsfafle beftritten werben. Durch die Suppenanftalt 
des Vereins wurden im Februar, März, November und Dezember 1858 und Januar 1859 
66,138 Bortionen vertheilt, davon 32,368 Portionen auf Koften des Vereins, die Übrigen auf 
Koften anderer Stiftungen unb von Privatperjonen. Die Gejammteinnahme betrug 7940 Fl. 
25 Kr., die Ausgabe 6463 FI. 42 Kr., jo daß ein Saldo von 1476 Fl. 43 Kr. aufs Jahr 


1859 verbleibt. 
Nach dem 23. Bericht des Pflegamts der Anftalt für Irre und Epilep— 


tifche betrug das Vermögen berjelben am 31. Dezember 1857 36962 Fl. 8 Kr., am 31. De- 
zember 1858 50265 FI. 39 Kr. Die Gefammteinnahme im Jahre 1858 betrug 25753 Fl. 
22 Kr.; die Gefammtansgabe 25605 FL 13 Kr., jo daß fih ein Ueberſchuß von 148 FI. 


384 


9 Kr. ergiebt. Der Baufonds ift von 31907 FL. 15 Kr. auf 34469 FI. 58 fr. gewachſen, wo- 
bei bie zum Neubau bereits erworbenen Grunbftüde nicht miteingerechnet find. 

Der Kranlenbeftand am 1. Januar 1858 war 46 Männer, 48 Frauen, zufammen 
.94. Aufgenommen im Jahre 1858 14 Männer, 25 Frauen, zufammen 39, alfo im Ganzen 
133, bavon 60 Männer, 73 Frauen, und barunter 116 Geiftesfranfe und 17 Epileptiſche. 
Abgang: genefen 3 Männer, 10 rauen, zufammen 13; gebefjert: 3 Männer, 2 Frauen, zu» 
jammen 5; ungeheilt 2 Männer, 2 Frauen, zufammen 4; geftorben 8 Männer, 3 rauen, zu» 
fammen 11; im Ganzen 33, nämlich 16 Mänmer, 17 Frauen, darunter 31 Geiftesfrante und 
2 Epileptiſche. Sonach lieben am 1. Januar 1859: 100 Krante, nämlih 44 Männer und 


56 Frauen. Die Zahl der Verpflegungstage betrug 42,894, davon 36,127 für Kranle, 6767 
für Bebienftete, 


Budget der freien Stadt Frankfurt für 1859. 
(Bergl, Jahrgang 1858, ©. 331.) 
AZufolge Gefeß vom 11. März 1859 ift der VBoranfchlag ber Einnahmen und Ausgaben 
folgenvermanßen feſtgeſetzt. 
A. Einnahmen. 
1. Dienft der Recheneikaſſe: 

a) Gehälter von fläbtifhen Grundeigentum . » » 2. . 145,000 Fl. — Mr. 
b) Sporteln, Strafen, Stempeln, Bahtgelder . « x » 2... 256,10 „ — 
c) Accife und Berbrauhsabgaben - - » 2 2 2 0 00 0. 412,70 „ — 
d) Hanbelsabgaben und Staatstelegraph. . » 2.0. 59,500 „ — 
e) Einnahmen aus ber eis und ben beidliahen . 43,000 „ — 
f) Steuern der Dorfihaften. . . » — .. 11,784 „ 4. 

g) Berſchiedene Einnahmen - 2 >» 2 2» 2 2 8 2.0... 10,500 — 
1,478,534 FIl. 44 ſer. 
II. Dienſt ver Schuldentilgungskaſfſe. 
a) Reinertrag ber Eifenbahnen . . . s . 400,000 Fl. — Kr 
b) Einlommenſteuer, Wohn- und Miethftener, Loncrie 0. 4606,000 — 
) Zinſen v. Altivlapitalien, Autrittsg., Erlös v. verlauften Gütern . 30,000 „ — 
— —— — — 


925,000 FI. — fr. 
II. Dienft ver Pfandamtstaffe - 2 2 2 2 2 2 22. 8,000 


Summe der Einnahmen 2,411,534 Sl. 44 Kr. 
B. Ausgaben. 
I. Dienfi ber Redeneitajfe. 


a) Obere Staatsbehörben und Kanzleien . 


* .. * . 143,398 Fl. TR. 
b) AJuftigbebördten . . . . 


a ar ae 000 MR 
c) Berwaltungsämterr . . er tr Auer BER: Su 
d) Militair und Polizei . . are e 493,259 „ 45 
e) Kirhen-, Schulen- und Stubieniefen . >. ee... 11668 „ 9 
f) Armenweſen und Unterfttungen ar ar len et MEBRE  S 
8) Penfionen, Suftentationen, ewige Rente - » 2 =»... 120,462 „ 82 „ 
h) Unvorhergefehene Ausgaben . . 2 2 2 22. nn. BL12 „u — 


" 


1,478,282 FL. 24 ft. 
II. Dienſt der Schufventifgungslafle - © = = 22 0 0 0 2. 601570 m 20 m 


1. Dienft der Pfandamtslafe . 2 2 2. 2.7693 „ 54 „ 
Summe ber Ausgaben 3,887, 510 I. 35%. 
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Bermifchtes. 
Die C. WB. Runde’fhe Stiftung in Hannover. 
(Bon Dr. H. Schläger in Hannover.) 


Wir haben bereits im Jahrgang 1857 S. 215, dieſer Zeitfchrift die Fremde gehabt, über 
bie werkthätige Liebe ber verflorbenen Eheleute Striehl einen kurzen Bericht zu erftatten, jetzt 
find wir in ähnficher Lage von einer Stiftung Nachricht zu geben, bie den Namen bes um das 
Gemeinwejen unferer Hauprflabt verbienten Mannes auf lange Zeiten in danlbarem Anbenfen 
erhalten wird. Je mehr die Klagen von gewiflen Seiten über Abnahme bes kirchlichen Lebens 
lant werben, je mehr man bemüht ift, mit äußeren Formen wieder bie fcheinbar erflorbene 
Kirchlichkeit in dem Vordergrund zu ſchieben, je mehr halten wir uns verpflichtet, auf bie Be- 
weiſe vom tief religiöfem Sinne zweier Ehremmänner in unferer Stadt hinzumweifen, die mit aller 
Macht gegen die Uebergriffe des modernen proteftantifchen Kirchthums anlämpften. Die Sena- 
toren €. 2. Bruns und E. W. Runde. Erſterer fliftete Prämien für bie beften Rechner und 
für die beften Schönfchreiber auf ber hiefigen Bürgerſchule, weil er ſelbſt an fich erfehen hatte, 
daß mit ber Volllommenheit in biefen Disciplinen ein äußerlich glückliches Leben am Beften 
zu erzielen fei, letzterer hinterläßt bei feinem am 3, Februar d. I. erfolgten Tode ein Tefla- 
ment, aus dem wir folgendes hier hervorheben. „Mad den Erfahrungen, welche ich gemacht habe,” 
ſchreibt Runbe im $. 3, feines ZTeftaments, „‚gehören Perſonen weiblichen Gejchlehts aus dem 
Mittelftande, melde vaterlos find und nicht ſoviel Vermögen befigen, um davon anfländig ober 
fo leben zu lönnen, wie fie e8 im ihrer Jugend gewohnt gewefen umd ihrer Geſundheit ober 
fonftiger Verhältniſſe wegen nicht bei andern Leuten bienen, oder ſich ſonſt ihren Lebensunterhalt 
erwerben Fönnen, zu den unglüdlihften und befflagenswertheften Menſchen, ſolchen Perjonen 
eine Berbefferung ihrer Lage zu gewähren, ift ber Zwed meiner fegtwilligen Anorbnungen. Es 
foll nämlich aus den Auffünften meines Nachlaſſes ben vaterlofen unverheiratheten Töchtern in 
der Stadt Hannover anfäffig gewejener Kaufleute, welche eines unbefcholtenen Aufes fi zu 
erfreuen und das 25. Lebensjahr zuriicgelegt haben, in dem alle eine angemefjene Beihülfe 
gewährt werben, wenn ihre Bermögensverhältniffe nicht von ber Art fein follten, um einen 
folgen Zufhuß entbehren zu können; follte ver Kanfmannsfland derartige Competentinnen überall 
oder nicht im genügenber Anzahl barbieten, fo fönnen nur vaterlofe Töchter aus dem fonftigen 
gewerblien Bürgerſtande ber Stabt Hannover, wenn bie fonftigen Boransfegungen bei ihnen 
zutreffen, zur Theiluahme am dieſer Stiftung zugelaffen werben, doch fo, daß ben hiefigen 
Kanfmannstöchtern ſtets ber Borzug verbleibt, — Ich habe daher bie Königl. Reſidenz Hannover 
zum Erben meines Nachlaſſes eingefett, und zwar foll dem Magiftrate als Vertreter ber einge- 
festen Corporation Alles, was ich nachlaffe, und worüber ich nicht befonders verfügt habe, zu 
Theil werben, bamit er baffelbe, nachdem das in Erfülluug gebracht if, was id) fonft verorbnet 
habe, zur Errichtung einer meinen Namen tragenden Stiftung verwende, welde geeignet ifl, 
jenem von mir angebeuteten Zwede zu entſprechen. — Die Zinfen des Kapitalfonds follen dazu 
benußgt werben, ben im Eingange biefes Paragraphen näher bezeichneten Perfonen, fo lange fie 
unverbeirathet deſſen bebürftig und würdig find, beftimmte Leibrenten zu gewähren. — Diefe 
Renten jollen entweder 120 Thaler oder 80 Thaler jährlih betragen und von beider Gattung 
ſolcher Renten eine gleiche Anzahl vorhanden fein, bergefialt, daß jo oft die Einkünfte bes 
Stiftungsfonds nahhaltig um 200 Thlr. jährlich fi fleigern, zwei neue Renten von 120 und 
80 Thlr. gejhaffen werben, während bie nicht 200 Thaler betragenden jährlichen Ueberſchülſſe zur 
Bermehrung des Capitalfonds verwendet werben.” — Der Berwaltungsrath biefer Stiftung foll 
beftehen: a) aus dem Stabtbireltor oder beffen Stellvertreter als Vorſitzenden; b) bem jemwei- 
figen älteftien (bürgerlihen) Senator des Magiftrats-Collegii (dieſe Stelle hatte der Verſtorbene 
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lange Jahre inne); c) dem erflen fiubirten Stabtjelretair; d) dem Vorfitzenden des Bürger- 
vorfleher-Collegit ober beffen Stellvertreter; e) dem Senior des geiftlihen Stabtminifteriums ; 
t) dem erften Prediger der Marktkirche und wenn biefer (wie jett) zugleich Senior fein follte, 
dem erften Prediger ber Egidienlirche. Borlbergehend find auch bie beiden Teflamentserecuto- 
ren und ber vom Teftator ernannte Rehuungsführer Mitglieder des VBerwaltungeraths auf ihre 
Lebenszeit. — Gegen die Beichlüffe und Berfügungen des Verwaltungsraths foll ber Rechts— 
weg gänzlich ausgeichloffen fein. Perſonen, die fih dadurch gelräntt fühlen oder glauben, daß 
nicht der vom Teftator getroffenen Anordnung gemäß verfahren fei, follen jeboch befugt jein, 
eine Beichwerbe dagegen beim Magiftrate und Bürger Borfleher-Eollegio einzubringen, die barüber in 
gemeinſchaftlicher Abftimmung mach Mehrheit ver Stimmen enticheiden. — Zur Bejorgung ber 
Kaffengefchäfte wird aus der Zahl der fläptifchen Kaſſenbeamten ein Rechnungsführer gewählt, 
ber eine angemeffene Kantion deshalb zu beftellen hat; dem aber and nach Berhältmiß feiner 
Mühwaltungen ein angemefjener Gehalt auszuwerfen iſt. — Der Inhalt des Teflaments jell 
gedruckt, allen Bedachten mitgetheilt und alljährlich in der erften gemeinfchaftlihen Sigung ber 
ſtädtiſchen Collegien vom Stadtſelretair vorgelefen und für bie Protofollführung eine Remune- 
ration von 10 Thlr. aus der GStiftungslaffe gezahlt werben. — Im $. 4. des Teſtaments 
wirb dem Magiflrate noch die fernere Berpflichtung aufgelegt, aus dem Gtiftungsfond Ein- 
tauſend Thaler Gold zum Zwece ber Errichtung eines Leichenhaufes au bie zu biefem Zwecke 
beſtehende Comitte zu geben ober zu verwenden, mit der Erbauung eines ſolchen Hauſes 
binmen Jahresfriſt mach dem Ableben des Taflators anzufangen und demnächſt ficher zu vollenden. 


Damit ift im Wefentfihen der Hauptinhalt des Teflaments wiedergegeben, ba die übri- 
gen Legate und Befimmungen ben Charakter bes Privaten tragen, auf bie es für unſern 
Zwed bier nicht ankommt, wenn glei baburdy der liebevolle Sinn des ſtets unverheirathet ger 
bliebenen Senators ſich noch weiter dokumentirt, daß aber dieſe Stiftung, welche nad vorläufi- 
gem Ueberfchlage aus einem Kapitale von 80 bis 90000 Thir. befteht, auferorbentlih viel 
Segen fliften und manche verborgene Thräne trocknen wird, ſteht nicht zu bezweifeln. Runde 
war ein Kaufmann, genoß als ſolcher allgemeines Vertrauen, wodurch er bemm auch am 
21. Januar 1840 in den Rath der Stadt gewählt und als lebenslänglicher Senator am 16. 
März 1840 beeidigt wurde. Als folder Teitete er das Stabtbaumwerk, den ſtädtiſchen Padhof 
und bie ftäbtifchen Ziegeleien und vertrat den Magiftrat im dem Verwaltungsrathe des von 
Senior Böbeder für unverbheirathete Mädchen aus dem gebildeten Mittelftande gegründeten 
Schwefternbanfe mit reger Theilnahme, in welcher letzteren Dienfte er bEhft wahrſcheiulich auf die vor- 
treffliche Idee feiner Stiftung gekommen ift. 1856 ſchied er ans dem Magiftrate, feines Alters 
wegen, freiwillig aus, und ift am 3. Februar 1859 an einem Sclaganfalle plötzlich geftorben. 
Ein unabfehbarer Zug folgte feiner Leiche, und der von ihm als Leihenprebiger fih ausprüdlid 
erbetene Senior Bödeder hielt am T. Februar eine Grabrebe, in der es heißt: „Der Herr gab 
ihm ben Köfllichen Gedanken ein, mit dem Ermwerbe feines Fleißes und feiner Einſicht im weite 
Ferne hinaus — nah menſchlicher Weife möglich die bebürftigen Töchter feines Standes und 
unferer Stabt als „Bürger Runde * mit ächtem Bürgerfinn zu fegnen und fomit auch jenfeit des 
Grabes in deren bankbaren Empfindungen eine reubenernte zu halten ohne Auſhören.“ — 
Schließlich müffen wir noch bemerken, daß Runde ſtets zu denen gehörte, melde bie Rechte 
der Stadt gegen Webergriffe mit Zähigleit vertreten, fo z. B. bei der Steinaderfhen Prediger- 
wahl, und daß er, wie auch aus dem oben mitgetheilten Anorbnungen hervorgeht, gern jebe 
vegiminelle Einmifhung von den fläbtifhen Angelegenheiten, ale ihuen felten förberlih, ferne 
zu halten bemüht war. 


IV. 
Fiteratur. 


Wie alljährlich, hat auch ber diesjährige Freiburger Adreßkalender ein vollſtändiges 
ſtatiſtiſches Haudbuch des Oberrheinkreiſes geliefert. Als neununddreißigſte Bortfegung ber Bei- 
träge zur Gedichte der Stabt Freiburg und bes Breisgaues ift im biefem Jahrgang „Eine 
Wanderung durch Freiburg; Altes und Neues“, von C. I. vorausgeichict. Der Aufſatz eut⸗ 
hält für den Freiburger und für Jeden, der Freiburg kennt, mandes Imtereffante ; und es 
kann auß der gezogenen Parallele von Sonft und Jetzt in ver äußeren Erſcheinung ber Stadt 
bie große Veränderung erfannt werben, welche ber Lauf der Zeit auch im einer Heineren Statt 
hervorzurufen im Stande if. Da, wo jetzt ſich wieber eine neue Borflabt erhoben hat, nördlich 
von ber Kaferne und an den Karlsplatz anlehnend, ftanb vor Zeiten eine Borftabt, bie Neuen 
burg genannt, welche fih bis zur jeigen Künzerſchen Fabril ausdehnte. Sie zählte einmal 
503 Wohnhäufer und 2 Kirchen, wurde aber bei ber Befeftigung der Stabt 1678, nachdem fie 
ſchon 1644 durch die Belagerung faft ganz zerflört worden war, gänzlich abgetragen. — Im 
Jahre 1801 zählte Freiburg 845 Häufer, Herdern 71, Wiehre 63, zufammen 979 Häufer; jet” 
zähft Freiburg 1063, Herdern 189, Wiehre 147, die Gefammtgemeinde 1349 Häufer, alfo ein 
Mehr von 370 Häufern. Eine Zufammenftellung der Bevöfferungsverhältniffe wurde vor hır- 
zem ſchon im dieſem Watte gegeben. Im Ganzen zählt Freiburg jet 16,731 Einwohner. — 
m Älterer Zeit war die Hauptſtraße, erft feit Kaifer Joſeph's IT. Befuh im Jahr 1777 Kaiſer⸗ 
firaße genannt — woher aud das Gaſthaus zum „Römifchen Kaifer”, ehemals „zum Storlen“, 
ale das Laiferliche Abfteigequartier feinen Schild hat — ver Sit bes Adels und ber höhern 
Bürgerffaffen; jetzt iſt nur noch im drei Häufern in biefer Straße zu ebener Erbe kein Öffent- 
licher, mit einem Magazin oder Laben verbundener Geſchäftsbetrieb. Der Wunfch, welcher ge- 
legentlich der Erwähnung des Miünfters ansgefprochen wird, wirb gewiß allgemein getheitt, 
blirfte aber fo ſchnell feiner Erfüllung nicht entgegengeben. Es follte nämlich der Chorbau bes 
Münfters eben fo frei geftellt werden, wie es bie übrige Kirche von allen Seiten ifl. Der 
Vorſchlag, der hierzu gemacht wird, iſt gar nicht von ber Hand zu meifen, nämlich es follte 
alljährlich amd der Rent- und Beurbarungstaffe gemeinihaftfich ein Haus angelauft und nieber- 
gelegt werben. Im Laufe einiger Jahre wäre fo allerdings bie Arbeit getban und bie Stabt 
um eine große Verſchönerung reider. Allein wir zweifeln an feiner baldigen Berwirffihung. 
Steht ja doch immer noch ber eben fo plan- wie ſtylwidrige Anbau auf der Süpdſeite, der jetzt 
auch gar feinen Zweck mehr hat. — Das Schwabentyor und das Martinsthor find die beiten 
einzigen Weberrefte ber fechzehm Thürme, welche ehemals die Stadt umgaben. Sollen wiht au 
fie noch dem Gange ter Zeit weichen miffen? Wir hoffen es. Wir halten das Alte heilig. 
aber gönnen dem Neuen Rechnung. Die Stadt hat ſich längft über jene Thürme hinausge 
dehnt, warum follen nicht auch fie ihren Vorgängern aus gleichem Grunde folgen ? Daben wir 
doch das ſchönſte Andenken der alten Zeit inmitten der Stadt: weithin verkündet ber erbabene 
Thurm die Größe, die aud der ältern Zeit eigen war. 


(Sur Geſchichte Bres lau's.) In dem Berein für Geſchichte und Alterthum Schlefiens 
ſprach am 2, Februar Privatbocent Dr. Grünhagen über bie ältefte Auszeichnung der 
Bredlauer Rathsherren und deren Bebeutung für die Geſchichte Breslau's. Wenige Städte 
werben ſich rühmen Tönen, vollffändige Verzeichniffe ihrer Rathsherren und Schöppen aus fo 
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früher Zeit zu befigen wie Breslau. Unfer Verzeichniß reicht ohne Unterbrehung vom 9. 
1287 — 1741 und zeigt feine Echtheit ebenfowohl durch die Schrift, als durch bie dem Jahre 1320 bei- 
gefügten Worte: Haec scripta sunt per manum Nicolai notarii anno suo primo anno videlicet 
1320. Die wenig würdige Form, in ber biefes wichtige Dokument uns erhalten ift, ſcheint bie 
Urfache gewefen zu fein, daß ber um bie Gefchichte Breslau's und die Eonfervirung feiner Alter- 
thümer hoch verbiente Franz Faber, Nathefchreiber von 1542—65, eine Abſchrift jenes Ber- 
zeichniffes anfertigte, daſſelbe faft bis zu feinem Todesjahr fortführte und mit analiftiihen Zu— 
fügen begleitete. Original und Wbfchrift befinten fih auf bem hiefigen Rath8- Archive 
eine zweite vollftänbige Abfchrift befist Herr Kaufmann Sonnenberg hierſelbſt. Die Wich— 
tigfeit biefer Verzeichniffe, deren unfere Breslauer Gefchichtsfchreiber nirgends in ihren Schrif- 
ten Erwähnung thun, leuchtet auf ben erften Blick ein. Bei der Armuth an biftoriichen Dent- 
malen für bie mittelalterliche Geſchichte Breslaus erfahren wir manche wichtige Notiz über bie 
Veränderungen ber Breslauer Verfaffung, über bie Zahl der Eonfuln, bie Theilnahme der Zünfte 
n. A. erft aus dieſer Onelle, obwohl grade in Bezug anf diefe letztere wichtige Frage der Um— 
fand, daß die Bezeichnung des Standes neben dem Namen in vielen Fällen weggelaffen  ift, 
bie Benugung des Berzeichniffes fehr erfchwert. 

Die in der Faberfhen Handſchrift beigefügten hiſtoriſchen Notizen find zwar zum größten 
Theile ſchon in den Origines Wratislavienses von Franz Faber, einer bis jet noch ungebrud- 
ten, aber in vielen Hanbfchriften verbreiteten Chronit, ber Hauptquelle ver Polſchen Jahrbücher, 
wiedergegeben, doch enthalten fie auch daneben noch manches Intereffante, 3. B. wird hier nu- 
fere einzige Nachricht über den erſten Aufftand in Breslau vom J. 1333, bie aus einem und 
verloren gegangenen Manufcripte des. Rath8- Archivs entnommen, in Fabers Orig. unb aus 
biefem in Kloſes Gef. I. 636 mitgetheilt ift, aber beidemal unvollftändig und abgekürzt, bier 
in ber urfprünglichen Faſſung mitgetheilt. 


Ein „Allgemeines Adreßbuch der k. k. Haupt» umb Reſidenzſtabdt Wien“ joll nun 
auch erfcheinen. Die Förſterſche Verlagshandlung hat die Herausgabe eines ſolchen „nah amt- 
lien Quellen” vorbereitet. Außer der Genealogie des Kaiferhaufes wird bafjelbe enthalten: 
a) den Nachweis ſämmtlicher Einwohner von Wien, ohme Unterſchied des Standes und Ge— 
werbes (Militair-, Staats. u. Civilbeamte, Kauflente, Künftler, freie Gewerbe und Private; 
mit Ausfhluß der Gewerbegehülfen, Tagelöhner und Dienftboten) alphabetiih von A bis 3 
nah Namen geordnet, nebft Bezeichnung des Charakters, Titels u. f. w., mit genauer Woh- 
nungsangabe; b) Nachweis fänmtlicher Behörben, öffentlicher Inftitute und Gebäube, fo wie 
ber wiffenswertben Privatanftalten und Geſaudtſchaften; c) Nachweis ſämmtlicher Hausnummern 
Wiens und Umgebung; d) Taren für Wahrgelegenheiten und Stanbpläge ber Fialer, Ein- 
fpänner und Stallwagen, mit Angabe der Verlehrsſtraße und Abfahrtszeit. — Im Laufe April 
d. I. fol diefes Buch ausgegeben werben. 


Die Gemeindegüterbücer, deren Anlegung, Ergänzung und Kortführung in Würt- 
temberg, mebft allen damit verwandten Materien, namentlih Kortführung der Steuerkatafter, 
Berfahrungsweife bei neuen Gebäude: und Grundfteuer » Einfhägungen, bei ben Stenerfägen, 
bei Führung des Kontraltweiens, Anweifung zur Bearbeitung der Servitutenblicher, der Prä- 
miſſe zu Koftenvoranfchlägen und Aftorben. Bon ©. W. A. Hauber, Güterbuchskommiffär. 
gr. 8. br. 1 fl. 48 fr. — Die immere Selbſtſtändigkeit der Gemeinde ift zunächſt von ber Be- 
fähigung ber Organe bebingt, von welchen fie verwaltet wird, Die vorliegende Schrift giebt 
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allen Gemeinbebeamten Württemberg’ Gelegenheit, fich im Face bes Steuerweſens zu orien- 
tiren, umb jene Kenntniffe anzueignen, welche zu einer richtigen Verſehung der ihnen obliegen⸗ 
den einzelnen Gejchäfte nothwendig find, und fi) auf biefem Wege zur jelbfiftändigen Bearbei- 
tung des Steuerfaßes, guter Fortführung der Güterbücher ꝛc. ꝛc. heranzubilben. 


Die gegenwärtige Gemeindeordnung im Großherzogthum Heſſen. Syſtema⸗ 
tifch bearbeitet und erläutert von Frie drich Auguſt Kühler, Großherzoglichem Geheimen 
Regierungsrathe in Gießen. 8%. Darmftabt, 1859, — Mit dieſem Werke bringt bie ©. 
Jonghaus'ſche Hofbuchhandlung eine ſchätzeuswerthe Bereicherung ber betreffenden Literatur, 
Der Berfafler, der durch fein „Danpbuh der Local-Staatsverwaltung im Groß. 
herzogthum Hefjen, mit Anleitung zur Gejhäftsführung ber, Localbehörben, insbefonbere 
der Bürgermeifter und Gemeinberäthe, Localpolizeibeamten, Kirchen- und Schuloorflände ꝛc.“ 
zur allgemeinen Anerlennung ein ſehr praktifches Hilfsmittel für bie Organe ver Localverwal- 
tung geſchaffen, und damit eine correcte Behandlung ber Gejchäfte erleichtert und weſentlich ge- 
förbert hat, giebt im dem vorliegenden Buche eine im Allgemeinen nah der Reihenfolge der 
Gemeindeorbnung vom 30. Juni 1821 geordnete Zujammenfellung und Erläuterung ſämmt⸗ 
licher fi darauf beziehenden Gejetse, Verorduungen und reglementären Berfügungen, fo daß er 
im Vorworte mit Recht jagen darf, das Ganze fielle die großherzogliche Gemeindeord: 
nung der Gegenwart dar. Wer es erfahren hat, in wie viele befondere Beftimmungen fich 
das aus ber Gemeinbeorbmung nun jeit beinahe vier Jahrzehnten entwidelte Rechtsmaterial 
abzweigt, wie auch zu feiner Ergänzung auf Vorſchriften zurücdgegangen werden muß, die ſchon 
vor ihrem Erlaffe beftanden haben, ber wirb dem Berfafjer für feine ebenjo vollftändig als Har 
und überfichtlich ausgearbeitete Schrift Tebhaften Dank willen. Sie wirb ohne Zweifel außer 
den zur Verwaltung ber Gemeinbe-Angelegenheiten zunächſt Berufenen, auch jebem Bürger, 
ber feine Rechte und Pflichten in der Gemeinde kennen lernen will, und Denjenigen, welche zu⸗ 
weilen nur mit einzelnen heilen derſelben in Berührung treten, wie ben Richtern und Rechts⸗ 
anwälten, al® ein zuverläffiges Hülfsbuch unentbehrlich werben. 


Die Geſchichte des deuffhen Handels von Dr. Johannes Falke, erſter Selretair 
bes germantichen Muſeums in Nürnberg. Erfter Theil. Leipzig. Verlag von Guſtav Mayer 
1859. 8. Diefe Monographie bildet den britten Band eines größern Werkes, welcher unter bem 
Titel: „Deutfches Leben.” Eine Sammlung geſchloſſener Schilderungen aus ber beutfchen Ge- 
ſchichte mit beſonderer Berücſichtigung der Culturgeſchichte und der Beziehungen zur Gegenwart 
in bem genannten Verlage erſchien. Ein folder Anbau der deutſchen Gefchichte, nament- 
lich im Bezug auf bie einzelnen Zweige bes fozialem Lebens, ver Künfte, ber gewerblichen und 
merfantiliihen Berhältniffe, der Sitten und Gebräuche, ift in hohem Grade dankeuswerth und er- 
fprießlich, um den Sinn und das Intereſſe der gegenwärtigen Generation zur hiſtoriſchen 
Kenntniß ber Grundlagen binzuleiten, auf denen fih das deutſche Vollsleben nach allen geifti- 
gen und materiellen Richtungen hin während verfloffener Jahrhunderte zu einer bedeutenden 
Höhe entwidelt hat. Im ähnlicher Weife wie das oben erwähnte Werk ift bereitS vor einigen 
Jahren ein anderes im ähnlicher Richtung begonnen und weiter fortgeführt, von dem auch bereits 
in biefer Monatsſchrift wieberholte Anzeige geſchehen ift, wir meinen bie zu Leipzig im Verlage 
von T. D. Weigel erjheinende Sammlung von Monographien deutſcher Culturverhältniſſe 
unter dem Titel: „das beutiche Bolt, bargeftellt in Bergangenpeit'unb Gegenwart, zur Begrün- 
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bung ber Zufunft.” Namentlich haben wir bie auf beutfches Stäbteweien bezüglichen Wono- 
graphien biefer Sammlungen, wie Bartholds Geſchichte der beutichen Städte und bes deutſchen 
Bürgertfums (4 Theile), jo wie deffelben Berfafjers „Geſchichte ver Hanfa’ in drei Bäuben in 
ihrem hoben Werthe für bie Keuntniß deutſcher Stäbte-Entwidelung und deutſchen Biülrgerle- 
bens gern erwähnt und beiproden. — An das zulegt genannte Werl des abgeſchiedenen ädht 
deutſchen Hiftorifers reiht ſich nun gleichfam die oben erwähnte uns vorliegende Monographie 
„die Geſchichte des beutihen Handels.” Ueber Bebeutung, Umfang und Einfluß, welde fich 
am eine folge Aufgabe der Gefhichtihreibung für das deutſche Stäbteleben und das beimifche 
Burgerthum ſelbſt ſchneßen, mögen die eigenen Worte des Herrn Berfaffere, die er im Vorwort 
voranftellt, hier ſprechen: Wir fehen den Handel bei der Gründung umferer größten und ſchön⸗ 
fen Städte die bebeutfamfte Rolle übernehmen, wir fahen in frühen Jahrhunderten keine Stadt 
nabrudsvoll an das Tageslicht der Geſchichte emporftreben, ohne daß nicht der Handel ibm die 
Schwungkraft und die Mittel zu einer weitragenden Stellung gegeben hätte, wir fahen in je- 
nen Zeiten auch kein voll entwideltes bürgerliches Gemeinwefen, das wicht zugleich mit ganyer 
Theilnahme aller feiner Mitglieder den deutſchen Handel hätte tragen und mehren helfen. Auf 
ber Bilbung ber innern Berhäftniffe der Städte, anf die Glieberung und bie Organifation der 
Bürgerihaft, auf die Darftellung und Entwidelung des Bürgerlebens, auf bie Charakterbildung 
des gefammten Bihrgertfums fahen wir gleichfall® dieſen Handel einen ebenfo maßgebenden 
Einfluß Üben, wie er es war, ber bie Stellung des ganzen Standes zu den übrigen Ständen 
umd dem ganzen Reiche, der einen tiefgehenden Einfluß auch auf auswärtige Länder, anf einen 
beträchtlichen Theil unfers Weltiheile® begründete. Im Mittelalter nämlich war es der „beut- 
fhe Bürgerftand‘‘, welcher eine deutſche Pofitit im Norben von Europa, bie das Reich feit 
Heinrichs des Löwen Tod mußte fallen laffen, zum größten Theil auf bie eigenen Schultern 
nahm und Jahrhunderte hindurch mit einer Kraft und einem Erfolg aufrecht hielt, deſſen das 
Reich mit Anfbietung aller Mittel nach andern Richtungen kaum jemals fähig war. — Arbeit 
und Kapital find die Grumblagen und die erflen Bebingungen eines Bürgerthums nudb ber 
Handel ift die Thätigkeit, weldye jene in biefe® verwandelt nnd burch dieſes jene Täf, in Aus- 
Übung erhält, ihr die Freudigleit und Nachhaltigkeit giebt, ohne welche eine kraftvolle, nie ru- 
benbe, ſtets vorwärts ftrebende Entfaltung unmöglich ift. Der Handel aflo ift Die Thätigkeit, 
welche vor ben andern dem Bürgerthum eine jelbfiftändige Stellung, das Bewußtjein einer 
Unabhängigkeit, einer auf eigene Kraft und Talent ruhende Sicherheit ſchafft; ohne einen ge- 
funden Handel ift ein männliches Bürgerthum eine Unmöglichkeit. Das Stubium der deutſchen 
Städtegeichichte, bemerkt der Herr Berfafler weiter, lehrte auch in folder Weile die Bebeutung 
des Handels kennen und gab mir den erften Auſtoß zu biejem Geſchichtswerle. — In Betreff 
ber Ausführung dieſes Werkes aber fügt derſelbe bie Erläuterung hinzu: „Ich war zmeifelhaft 
ob ich dafjelbe ben Anfprücen gemäß, welche ein Gelehrter an ven Gelehrten flellt, mit bem 
gefammten wiſſenſchaftlichen Apparat ausrüften, jedes gewonnene Reiultut gewiſſenhaft mit feinen 

Nachweiſen und Belegen befchweren und bei jevem Sag mehr die Kritit des Beurtheilers ale 
bie Befriebigung bes Leſers im Auge behalten follte. 


Mit Recht bemerkt der Herr Verfaſſer aber: Was nütt der ganze Umfang bes Willens, 
wenn ber Kreis derjenigen, welche von baher Bildung fuchen, nicht täglich ſich mehr. Und 
wie anders fann dieſes gefhehen, als wenn aud die Wiffenfchaft bem entgegen zu kommen 
fizebt, welcher fie ſucht? Der beutiche Handel ift das Eigenthum eines beträchtlichen Theiles 
unfered Bolles, darum mag e8 wohl gerechtfertigt erſcheiuen, wenn ich bei einer Geſchichte dieſes 
Handels nicht auf die Wenigen allein, ſondern amf eine große Anzahl vom Leſern Ritdficht 
nehme und dieſes Wert als eine Abtheilung einem größern einflige, das bes Volles innere Ge⸗ 
ſchichte für dieſes Voll felbft darzuftellen die Aufgabe hat. — Und gern befeumen wir, baß ber 
Herr Berfafler auf Grund tiefer und umfaſſender Stubien feines Gegenftandes es vermocht hat, 


eine eben fo anziehende al® lehrreiche Darftellnug der deutſchen Hanbelsgejchichte uns vorzuführen, 
beren erfler kuͤrzlich erfchienener Band in zwei Abtheilumgen „bes Handels Gebiete, Wege und 
Baaren‘, fo wie des „Hanbel® Formen und Einrichtungen‘ behandelt. Die erſte Abtheilung 
aber enthält folgende vier Perioden der deutſchen Handelsgefhichte: Die Zeit der Römerherrichaft, 
bie Zeit des romaniſch⸗germaniſchen Fraulenreichs, vom ber Entfiehung eines ſelbſtſtändigen 
bentjchen Reiches bis zur Eroberung der Oftfeeüften und die Blüthezeit des beutichen Handels 
im Mittefalter bis zur Entbedung neuer Gebiete und Wege. In der ten Mbtheilnng tft das 
Material. nach drei Wbichnitten zerlegt, von denen der erſte ben Grofibandel und bie Nieber- 
laffungen, der zweite den Kleinhandel und die Märkte, der dritte endlich den Geldhandel um: 
faßt. —g. 


329 
Anzeigen. 


In allen Buchhandlungen ift zu haben: 


Gewerbliches Adreßbhuch. Fuhrer in die Induftrie des Regierungs-Bezirks 
Arnsberg, von S. W. Mannftädt, (Zu Jacobi's Hütten- und Ge 
werbefarte.) 1859. gr. 8. geb. a 15 Sgr. 








Im Berlage der Hofbuchdruderei von Trowitzſch & Sohn 
in Frankfurt a. d.O. find erfhienen und durch diefelbe fowie durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen: | 


Die durch Minifterial- Verfügung vom 31. März 1849 vorgefchriebenen 
Zeugniffe über die beſtandene JMeifler: refp. gefellen : Prüfung. 


In fanber lithographirter Ausführung, das Bud (24 Erempl.) zu 15 Ser. 


Protokolle zu den Meiſter- und Gefellen- Prüfungen, 
entworfen von bem Decernenten bed Magiftrats zu Sranffurt a. d. O. 
für Gewerbefachen. 


Lithographirt & Buch 10 Sgr. 


Normalitatut, 
welches den Behörden durch Verfügung des Könige. Minifteriums für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten am 8. Januar 1850 zur 
Benugung bei der Aufftellung des Innungsftatuts zugefertigt ift. 
Mit Bemerkungen 2, Sgr. aremplar, ohne Bemerkungen 1’, Ser. 











Statut für die Synagogen:Gemeinde zu Frankfurt YO. 
In Ato. auf Schreibpapier. Geh. Preis 7, Ger. 
Diefes Statut ift als Mufter für andere Gemeinden höheren 
Orts empfohlen worben. 





Das Gefek vom 31. December 1842: 1) über die Aufnahme new 
anziehenber Pelun, 2) über bie Berpflichtung zur Armenpflege, nebft bem 
vom 21. Mai 1855: zur Ergänzung ber beiden vorgenannten Gejeke. 
Gr. 8vo. Geh. Preis 1Y, Ser. 


ern 


Drud der Hofbuhdruderei von Trowitzſch u. Sohn in Frauffurt a. d. D. 


Monatoſchrift 


Deu eich e 8 
Städte: um Gemeindeweſen. 


Unter Betrath mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 


u. Piper, 
Dberbürgermeifter der Stabt Frankfurt a, d. O., Mitglied bes Preuß. Herrenhanfes, Mitglied 
bes Bereins für Geſchichte der Mark Brandenburg. 


Unter Berantwortlichleit der Verleger. 
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Heft V. Jahrgang V. Mai 1859, 
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Die Neal. und höheren Bürgerfchulen vor dem Landtage 
der Mreuß lRonarchie 5 


U. Verhandlungen in der Plenarfigung des Haufes der Abgeord- 
neten am 21. März; 1859. 


Auf Grund des (im Aprilheft der Monatsfchrift mitgetheilten) Commiffions- 
Berichts wurde die Diskuffion über die gegenwärtige Yage ver Real- und höheren 
Bürgerfchulen im Preußiſchen Staate von dem Berichterftatter (Abg. Tamnau) 
mit einigen Bemerkungen eingeleitet, „um den Zwed des von der Commiſſion 
gejtellten Antrages deutlicher erkennen zu laſſen.“ Diefe nämlich hat vorzugs- 
weife darauf Gewicht gelegt, daß der Unterrichts: Minifter derjenige fei, welcher 
die Anforderungen an die Realfchulen zu ftellen habe und dem die Realfchulen 
allein unterworfen find. Die Veranlaffung, um diefen Gefichtspunft hervorzu- 
heben, lag nach des Berichterjtatterd Meinung vornämlich darin, daß die Ref- 
fortverhältniffe der Unterrichts - Anftalten fich e einer nicht erfreulichen Unklar: 
heit befünden. Um viefe Behauptung zu begründen, werben einige hiftorifche 
Nachweife beigebracht: „Bei der Organifation der oberften Staats» Behörden 
im Jahre 1816 wurden dem damaligen Departement für Kultus- und Unter: 
richts- Angelegenheiten, aus dem fpäter das Unterrichts-Miniſterium (se. das 
Miniftertum für geiftliche, Unterrichts: und Medizinal: Angelegenheiten) entjtan- 
den ift, ſämmtliche Unterrichts» Anftalten unterworfen, fowohl bie Akademie ber 
Wiffenfchaften, als die Bau- Akademie, fowohl die gelehrten Schulen, als auch 
die Bürgerfchulen und die Induftriefchulen.” Später wurden fümmtliche Pro- 
vinzial⸗ Gewerbefchulen, das Gewerbe - Inftitut und die Bau-Akademie zum Ref- 
fort des Handelsminifters gewiefen. Ob aber ſolche Mafregel richtig gewefen, 
liegt des Berichterjtatters Anficht nach außerhalb des Gebiets der hier zu erör- 
ternden Petitionen; das aber unterliegt feinem Zweifel, daß alle Unterrichte- 
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Anstalten, die fich mit der allgemeinen Bildung beichäftigen, allein zum 
Reffort des Unterrichts» Minifteriums gehören. Nach viefem Grundfat ift denn 
auch im Jahre 1832 verfahren worden, als den Realſchulen das Recht der 
Abgangs-Prüfungen mit dem Recht zur Entlaſſung ihrer Zöglinge in das Poft-, 
Berg- und Baufach ertheilt wurde. Wie die Verfügung vom 8. März 1832 
ergiebt, bat fich damals der Unterrichts-Minifter mit den verfchiedenen Refjort- 
Miniftern über die Bedingungen geeinigt, unter denen diefe Rechte eingeräumt 
werden fünnen, dann aber hat er die betreffende Berfügung erlaffen. Ganz 
abweichend davon wurde im Jahre 1849 verfahren, als von Seiten, des Han— 
delsminiſters die Belauntmachung erlaffen wınde, welche den Eintritt) in die 
Bau⸗Akademie regelt. In den darauf folgenden Jahren var 1304-1854 
wurde wiederum ein anderes Berfahren beobachtet, denn in dieſer Seit erließen 
die beiden Meinifter fir Handel und Unterricht gemeinjchaftlich diejenigen 
Verfügungen, durch welche den einzelnen Schulen das Recht zur Entlaffung für 
die Bau-Akademie gewährt wurde. Damm endlich trat von 1855 ab wieder das 
Berfahren von 1349 ein, indem der Handelsminifter nun wieder allein anord- 
nete, daß nur die Zeugniſſe der Neife für die Univerfität für den Cintritt in 
die Bau-Akademie genügend wären, und ebenfo im Jahre 1856, als er bejtimmte, 
dag nur für die niederen Aemter des Bergbaues die Zeugniffe der Realfchulen 
genügend fein ſollten. — Dieſer Wechfel der Befugniffe hat die Commiſſion 
beftimmt, ein bejonderes Gewicht darauf zu legen, daß der Unterrichte: 
Minifter es jei, welcher die Anordnungen über die Schule zu treffen habe. — 
Schließlich fügte der DBerichterftatter noch eine Bemerkung in Bezug auf die 
Frage Hinzu, ob zu höhern Nemtern des Baufachs der Nachweis, der Reife für 
die Univerfitit nothwendig ſei. Er. wies nämlich auf das Regıtlafid “über "die 
Befähigung zur Berwaltung höherer Nentter bin, welches im Jahre 1846 erlaj: 
jen, durch Alferhöchite Kabinets-Ordre vom 27. Februar 1846 beftätigt und 
dann in der Gejeg- Sammlung abgedrudt if. Im $. 15. dieſes Regulativs 
werben die Qualitäten der „Neferendarien des Baufachs“ beſtimmt; diefen nun, 
aus der Zahl der Bau-Conducteure hervorgegangen, welche eben uux ‚den Unter 
richt auf Nealichulen genofjen haben, wird dort eine höhere Yaufbahn in ihrem 
sache in Ausficht geſtellt. — im 

Vor Beginn der weitern Diskuffion jtellte nun der Abg. Reichenſperger 
(Köln) ein von dem Kommiffionsantrage (f. Seite 311 d. Monatsfhrift) in 
formeller Weife abweichendes Amendement, dahin lautend: „1) die betreffenden 
Petitionen der Königl. Staats-Regierung zur Berücdfichtigung zu überweifen, 
eventuell, wenn dieſer Antrag nicht angenommen werden jollte, 2) die betvef- 
jenden Petitionen der Königl. Staats- Regierung zur Berüdfihtigung zu ‚über 
weifen und zugleich die Erwartung auszufprechen, daß denjenigen Schulen, welche 
den zur Zeit bejtehenden und fernerhin vom Herrn Unterrichts» Minifter aufzu— 
jtellenden Anforderungen an vollftändige Nealfchulen genügen, veip. genügen wer 
den, die ihnen burch die Kefcripte vom 18. Mai 1855, 30. Mai 1 uud 
7. März 1857 entzogenen Rechte im vollen Umfange wieder gewährt werden.“ 
Nachdem diefer Antrag ausreichend unterftügt war, begründete ihn der Abg. 
Reichenjperger, indem er davon ausging, daß die Hauptfrage immer bleibe, 
welche Anforderungen man an die Realfchulen jtellen foll; dieje Anforderungen 
aber jind ihrer Natur nach dem Wechjel unterworfen und von vornherein nicht 
füglich zu firiven; am wenigften können fie durch ein Geſetz (wie dies der Com— 
miffions- Antrag beabfichtigt) geregelt und firirt werden. Der Rebner iſt der 
Anficht, daß der Herr Handels: Deinifter von dem Standpunkte aus, der ihm 
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einmal gegeben war, nicht füglich anders handeln konnte, daß er die Anfor- 
derungen an die Realjchulen, wie geſchehen, erhöhen mußte. Es handelt fich 
bier um den Gegenfag zwiſchen ver idealiftifch-Hlaffifchen Nichtung und ver 
realiftifch- praftifchen, Die fich bekanntlich feit Jahren fchon auf dem Gebiete des 
Unterricht8 und ganz befonders auf dem des Kunſt-Unterrichts fo lebhaft befüm- 
en. Nach Anficht des Redners bat fich diefer Prozeh zur Zeit noch immer 
nichtsweniger als volltommen geklärt, jo daß es fchon aus diefem Grunde nicht 
angemeffen erjcheint, bald mit dem Erlaf eines die Materie regulivenden Geſetzes 
vorzugehen. Vorläufig müſſe der gefunde Menjchenverftand und die Erfahrung 
den Ausſchlag geben und beide Faktoren dürften auf Seiten der Bittfteller jtehen. 
Uebrigens erklärt ber Redner, daß er fich im großen Ganzen feinesweges ein 
Urtheil über die Realfchulen zu füllen erlaube, da er diefelben nicht näher fen- 
nen zu lernen Gelegenheit gehabt, und auch abgejehen davon, fich nicht für 
competent erachte; wohl aber habe er vernommen, daß die berechtigte realiſtiſche 
Tendenz derſelben nicht felten in eine materialijtifche umfchlüge. Nachdem 
darauf der Redner die umfaffenden Anforderungen, welche von Seiten der Regie— 
rung an die Bau -Akademiler geftellt würden, erörtert hat, brüdt er feine Ver— 
wunderung ans, warum der Handels-Miniſter fich jelbit die Auswahl der Gan- 
didaten verichränft habe, indem doch von denen, die in Realſchulen gebildet wor- 
den find, Einige durch die That zeigen könnten, daß fie zu höhern Staatsftellen 
befähigt, ja daß fie glänzende Genies find, daß fie mehr zu leiften vermögen, 
als die jogenannten Univerfitätsreifen. Schließlich berief fich der Redner noch 
auf die Zuftände Englands, wo gar feine Eramina (für Baubeamte?) beftänden 
nnd wo bie freie Concurrenz jo ziemlich Alles in das rechte Verhältniß brächte. 
Der zweite Redner in diefer Diskuſſion, Abg. Dr. Edjtein, ergriff das 
Wort, nicht obgleich er ein Gymnaſiallehrer fei, ſondern weil er dies fei, 
weil in dem Intereſſe der Realjchulen das Intereſſe der Gymnaſien zugleich mit 
wahrgenommen werte. Es handle fich dabei nicht um Idealismus und Realis- 
mus, nicht um Humanisınıs und Realismus, auch nicht um Meaterinlismus, 
denn auch die Realfchulen hätten das Humanitätsprinzip vorangeftellt. Theore— 
tifch, bemerkte der Redner, babe er allerdings etwas ketzeriſche Anfichten; aber 
diefe habe er für feine Perfon und nicht im Haufe der Abgeorbneten zu ver- 
treten; er wolle im Intereſſe der Realfchulen. mit vollſter Ueberzeugung reben. 
Die verjehlevenen Stände müfjen — davon wird ausgegangen — auch eine ver- 
fchiedene geijtige Lebensbildung empfangen; man hat einmal angenommen, daß 
die Sonderbildung durch die Fünftige Pebensftellung der zu bildenden Jugend 
bebingt fei, — Induftrie und Gewerbe verlangten eine befondere Bildungsftätte, — 
zweierlei Anftalten zur Vorbildung der fogenannten höhern Stände haben wir, 
Gymnaſien und Realjchulen; — die Realfchulen find nur durch das Bürger: 
thum, durch die Städte entjtanden. Mit großen Opfern haben die Städte biefe 
Anftalten gegründet und erhalten, in unſerm Staatshaushalts-Etat find von 
60 Realſchulen vielleicht kaum 6, die ſich eines Zujchuffes aus Staatsmitteln 
zu erfreuen haben. Diefe Realfchulen haben vom Staate Berechtigungen erhal: 
ten, namentlich durch die Verordnung vom 8. engl 1832, betreffend die Matu- 
ritäts- Prüfungen, welche der Redner die magna charta der Realfchulen nannte. 
Damit nahmen fie erjt die Stellung und den Charakter öffentlicher Bildungs: 
Anftolten in unferem Staate ein. Auf Verlangen der Staats -Regierung eriweis 
texten fie fpäter ihre Lehrkräfte und Lehrmittel, um gewiffe Berechtigungen zu 
erlangen. — Nun gründete aber der Handels-Minifter Provinzial» Gewerbe: 
fchulen mit Berechtigungen, die denen der Reaffchulen wu Gymnaſien tbeilweife 
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weit voranftanden, und dann famen feit 1855 alle die Schläge „gegen bie armen 
Schulen, die doch alle Wünfche des Herrn Handels-Miniſters erfüllt Hatten.” 
Der Redner beleuchtet ſodaun die Folgen jener Mafregeln: „Die Stübte, die 
mit großen Koften Realfchulen gegründet hatten, haben biefe Inftitute in Mip- 
kredit gerathen fehen; — das Publikum wurde mißtrauifch gemacht, es fchidte 
die Kinder wieder mehr auf die Gymnaſien, und die Städte wurden dadurch in 
ihren materiellen Intereffen ſchwer beeinträchtigt; — eine Anzahl von Real- 
ichulen hat fich dadurch ſchon genöthigt gefehen, fih in Gymnaſien umzuman- 
deln, und man bat fie deswegen fehr gelobt; — jett, wo andere Anfichten 
maßgebend werden, verwandeln fie fich vielleicht wieder in Realſchulen; — man 
bat den Realfchulen die Schüler genommen, welche in der Ausficht auf gewiſſe 
Beamtenftellen die Maturitäts- Prüfung beftehen müſſen, und num find bie obern 
Klaſſen der meiften Klaſſen leer und verödet; — die Realfchulen jtehen da wie 
ein Körper, der unten und in der Mitte anfchwillt und oben in ein ganz ſchmäch— 
tiges Häuptlein ausgeht; — die NRealfchulen find in ihrer Eriftenz verkümmert, 
und auch unferm Volke ift damit ein Bildungs: Element verfümmert worden, 
welches bei den jeßigen Yebensverhältniffen unentbehrlich if. — Dies waren 
der Hauptfache nach die Gründe, mit denen der Abg. Dr. Edjtein den Antrag 
der Commiſſion unterjtütte. 

Der nächte Redner, Abg. von Ammon, begann mit der Bemerkung, daß 
der Gegenftand der Petition durch die trefflihen Worte des Herrn Vorredners 
fo gründlich erſchöpft fei, daß er es nicht wage, dem noch ein Weiteres hinzu- 
zufügen. Einen Punkt nur wolle er berühren im Intereffe der Heineren, ber 
jogenannten unvollftändigen Nealjchulen, welcher vie Befähigung der Zulaffung 
zum einjährigen Meilitairdienfte betreffe. Diefe fei neuerdings abhängig gemacht 
entweber von dem halbjährigen Beſuch der Sekunda eines Gymnaſiums, oder 
von dem Zeugniß der Reife auf einer vollitändigen Realſchule. Die Befähigung 
zum einjährigen Militairdienft erwerbe nach des Abg. v. Ammon Behauptung 
durchaus feinen Anfpruch auf Staatsfücher; allerdings follten auch aus den ein- 
jährigen Freiwilligen die Yandwehr- Offiziere genommen werben, aber ein folcher 
Anſpruch stehe keinem einjährigen Freiwilligen an fich zu. — Der Rebner 
wünfchte, daß die Fleinen Nealjchulen auch das Recht erhielten, Prüfungen 
Behufs des Anſpruchs auf einjährigen Militairdienft vornehmen zu dürfen. — 

Einer ausführlicheren Erörterung unterzog ſodann wieder der Abg. Nau— 
mann (Pojen) den vorliegenden Gegenftand. Er begann als Abgeorbneter der 
Stadt Pojen mit dem fpeziellen Interefje diefer Stabt zur Sache: „Die Stadt 
Pofen hat zur Errichtung einer Realjchule etwa 40,000 Thlr. aufgewandt und 
fie gewährt noch einen jährlichen Zufhuß von 5000 Thlr., was zufammen ein 
Kapital von eirca 150,000 Thlr. repräfentirt,“ — und erklärte weiterhin das 
Wort genommen zu haben, weil er glaube, daß der Commiffions - Bericht in 
feinen Motiven hinter den von ihm gehegten Erwartungen zurüdgeblieben fei. 
Der Redner ftellt zumächft die Mittel und Bedingungen, unter welchen die Real- 
ſchulen entjtanden, und dann die Beſchränkungen, die ihnen auferlegt, gegenüber 
und zieht daraus den Schluß, daß unter fo bewandten Umftänden bie Schulen 
jelbjt vollftändig verfehlt fein müßten. Denn die Realfchulen follen gerade für 
die Fächer, von denen bier die Rede ift, vorbilden; kann nun aber ein Real- 
fhüler felbjt duch die Maturitäts - Prüfung nicht die Befähigung zum Bau—-, 
Berg-, Poſtfach ꝛc. erreichen, fo muß die Folge fein, daß diefe Schulen über- 
haupt nicht für geeignet erachtet werden, die Schüler auf jenen Höhepunkt der 
Geiftesbildung zu führen, der überhaupt von ihnen erwartet wird. Doch dies 
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tft nur eine Confequenz der Ironie, von welcher ab fich ver Redner wieder zum 
Commiffions»Bericht wendet, der da ausfpräce: „es fei billig, daß den Neal- 
ſchulen das wieder gewährt werde, was ihnen entzogen worben.” Der Redner 
glaubt, es fei zu wenig, von Billigfeit zu reden, es handle fich von gutem 
Rechte; die Städte, die bei Zuficherung beftimmter Rechte und in der Erwar— 
tung, daß ihnen diefe Rechte nicht gefchmälert worden wären, Schulen der Art 
errichteten, hätten ein Recht, zu verlangen, daß ihnen die Gerechtjamen wieder 
gewährt werden, die ihnen entzogen worden feien. — in weiterer Vorwurf, 
den ber Redner gegen den Commiffions» Bericht erhebt, betrifft den Punkt, daß 
derſelbe nicht das Verlangen der Städte Pofen und Tilſit beabjichtigt habe, 
welche nämlich das Gefuch jtellten, daß den Realfchulen auch die ihnen im Jahre 
1849 in den Vorlagen des Herrn von Ladenberg in Ausficht geitellte Erwei- 
terung ihrer Befugniffe zu Theil werde. In jenem Reorganifations-Ent- 
wurf fir das höhere Schulwefen lautete $. 6.: „Das Real-Gymnaſium 
nimmt vorzugsweife diejenigen Zöglinge auf, welche fich in demfelben hauptfäch- 
ih auf der Grundlage moderner Bildungs- Elemente für die verfchievenen Rich- 
tungen des bürgerlichen Lebens eine allgemeine wifjenjchaftliche Bildung erwer- 
ben, bie fich für höhere Fachfchulen oder für Studien innerhalb ver philo- 
fophifhen Fakultät vorbereiten wollen.” Der Redner glaubt auf Grund 
biefer von Fachmännern ausgefprochenen Anficht behaupten zu dürfen, daß es 
die höhere Aufgabe diefer Realſchulen war, gleichberechtigt mit den Gymnaſien, 
diefelben Zwede, diefelben Ziele zu verfolgen, nur mit verjchiedenen Mitteln. 
Theoretifch darüber zu ftreiten, ſei unnütz; der Redner hofft nicht nur, daß bie 
Realſchulen durch die Praris fich nicht blos für die Studien ber philojophifchen 
Fakultät bewähren werben, fondern er glaubt, daß fie auch die Vorbereitung 
für die medizinische und juriftifche Fakultät fein können, fo daß eigentlich mur 
die theologifche Fakultät — wir fehen faum aus welchem Grunde, — benn bie 
Kenntni der hebräiſchen Sprache ließe fich ja auch auf einer Realjchule erwer- 
ben — von der Vorbereitung auf diefen ausgefchloffen bliebe. Der Redner 
ftelite übrigens im Sinne feiner Beweisführung fein Amendement, weil bie 
Herren Commiffarien der Minifterien, nach Ausweis des Commiffions- Berichts, 
erflärt haben, daß auch die Frage: ob die Realfchulen das Recht haben follen, 
fir die Studien der philofophifchen Fakultät vorzubereiten, in Erwägung gezogen 
werben jolle. — 

Nachdem ſodann der Abg. Diefterweg auf das Wort verzichtet hatte, 
erklärte fich der Kultus-Minifter von Bethbmann-Hollweg ausführlicher über 
den jtreitigen Gegenitand, indem er zunächit allgemeine Gefichtspunfte voran- 
ftellte, wie: Schulzwang und Schullaft in Bezug auf die Volksſchule find eben- 
fowohl als unfere allgemeine Militairpflicht unfern freigefinnten Brüdern jenfeits 
des Kanals Thorheit und Aergerniß, während wir fie als wejentliche Bedingungen 
der Bildung und Mehrfraft unfers Volkes betrachten. — Eine Rechtöfrage ift 
die vorliegende über die öffentliche Berechtigung der Realfchule.. — Wie mein 
Minifterium zu diefer Frage fteht, darüber erwartet das hohe Haus mit Recht 
eine Erklärung. Nachdem der Minifter nun den Ursprung und die Nothiwendig- 
feit der klaſſiſchen Studien auf den Gymnaſien in kurzen Zügen gefchilvert, fucht 
er die Berechtigung der Nealfchulen aus der realiftifchen Richtung ver Zeit nach: 
zuweifen. „Zunächit war es eine Forderung des Yebens, eine praftifche For— 
derung, bie Forderung bejtimmter Berufsarten, die fie hervorgerufen hat, und 
diefem Bedürfniß kann würdig nicht genügt werden durch bloße Fachſchulen, 
Gewerbe: und Handelsſchulen, weil von dieſen Fachſchulen eben jene allgemeine 


8 _ 


wiſſenſchaftliche, veligiöfe, vaterländifche und literarifche Bildung ausgeſchloſſen 
ift, die wir als ein hohes Gut für jeden höher Gebilveten erkennen müſſen. — 
Ebenfowenig faun diefer Forderung genügt werben durch das Gymnaſium ohne 
feine Selbſtbeſchädigung, ohne daß es eine Maſſe von Bildungsftoff in fich auf: 
nähme, wodurch der Schüler mehr verwirrt als gehoben und gefördert witrbe, 
ohne praftifche Interefien zum Eintritt in das Gymnaſium aufzurufen, bie bem 
Prinzip tiefer wiſſenſchaftlicher Bildung entgegen find.” — Der Minifter führt 
zur Erläuterung verfchievene Einzelnheiten an, wie bie praftifche, angewandte 
Meathematif, die Naturwiffenfchaften, die Uebung und Fertigkeit in neueren 
Spraden: Die Aufgabe der Schulverwaltung, führt der Mintjter fort, kann 
alfo feine andere fein, als das Wachsthum biefer jüngeren Schwefter, wie 
fie mit Recht genannt ift, zu fördern. Es find die ihrem Weſen entfprechenven 
Anforderungen an fie felbft zu ftellen und die nothwenbigen Mittel ihr zuzumen- 
ben und bie betreffenden Kreife, namentlich die Communen, zu ermuntern, bazu 
Hülfe zu leiften. Es muß aber zweitens auch ihr die richtige Stellung im 
Staate angewiefen werden. Dies iſt überhaupt möglich und anch bisher gefchehen 
durch abminiftratives Necht, wenn ich jo fagen darf; denn auch biefes ift 
ein Recht, und vie Realſchule iſt bisher keinesweges achtlo® geweſen. Es find 
auch durch das adminiſtrative Necht newichtige Privilegien an ihren Beſuch, an 
ihre Vollendung geknüpft worden, die gegenwärtig unbejtritten noch beftehen. — 
Aber alferdings, jo lange die Entſcheidung in Einer Hand ruht, oder wie Juftus 
Möfer gefagt bat: Wenn Einer entfcheivet, ſchlägt die Weisheit leicht in Willfür 
um. ben dieſes lehrt ja die vorliegende Frage, und daran knüpft fich mm 
wieder die andere: ob es nicht möglich fei, die Willfür auf diefem Punkte durch 
das Geſetz auszuschließen? Die geſetzliche Regelung — dies will ich mit 
Beziehung auf das Unterrichtsgeſetz bier ausgeiprochen haben — iſt möglich, 
weil e8 fich bier zunächſt nicht um methodiſche, willenfchaftliche Fragen, ſondern 
um öffentliche Nechte und um deren Bedingungen handelt. — Allein baß bie 
geſetzliche Regelung auch der Nechtsverhältnifie, welche doch rückwärts wieder in 
den Bildungsgang eingeht, nicht zu übereilen jei, das, glaube id, wird Jeber 
von und anerkennen, wenn er einen Blick auf die Stelle des Berichts wirft, wo 
der $. 6. eines im Jahre 1849 entworfenen Unterrichtsgeſetzes vorgezeichnet tft. — 
Ih kann ſchlechterdings feine Zufage geben, wann es möglich jein 
wird, eine gefetliche Regelung dieſes Punktes eintreten zu lafjen 
Die Staatö-Regierung tritt alfo in diefem Sinne dem erften Antrage der Com- 
miffion nicht entgegen. — Um fo wichtiger ift der zweite Antrag, der bie Frage 
betrifft: was bis dahin auf adminiitwativem Wege gefchehen kann und gefchehen 
joll? Eine Antwort darauf liegt mir um jo mehr ob, als diefer Antrag, den 
Sie wahrfcheinlih annehmen werden, die Sache auf meine Schultern wälzt, 
meinem Miniſterium ein großes Vertrauen erweilt, damit aber zu gleicher Zeit 
eine große Verantwortlichfeit auferlegt. Darauf hin num bemerkte der Miniſter: 
Ih betrachte es erftens als eine wichtige Aufgabe des Minifteriums, die Real: 
ſchulen in ihrer eigenthümlichen Bedeutung zu fördern, ebenfowohl zu fürdern 
wie andererſeits das Gymnafium; ich betrachte e8 zweitens für unerläßlich, was 
gegenwärtig von NRealfchulen, oder dem Aehnlichen vorhanden ift, zu Elaffifiziren, 
die höheren, ihre Aufgabe vollftändig löſenden Realſchulen zu unterfcheiden von 
denjenigen, die diefes nicht zu leiften vermögen. Es wird drittens Gegenjtand 
fernerer forgfültiger Erwägung fein, ob diefes Ziel nicht auch durch Veränderung 
der Reifortverhältnifje gefördert werden könnte. Was viertens das Verhältnig 
der Realfchule zur Univerſität betrifft, fo iſt dies allerdings eine Aufgabe, bie 
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in noch fernere Zufnnft gerückt werden muß; denn wenn im mächiter Zeit es zur 
Ausführung kommen follte, daß nur diejenigen Realjchulen die gewünjchte Berech- 
tigung erhielten, welche ihren Abiturienten das Mecht zum Eintritt in die Uni— 
verfität, wenigitens in die phHofophiiche Fakultät, gäben, jo wäre. die Gefahr 
eines zweifachen Abweges vorhanden: entweder erſtens der, daß Anforderungen 
an bie Realſchule geitellt würden, die fie nicht erfüllen fünnte — und jo würde 
die ganze Sache illuforifch und ſchlüge zu ihrem VBerderben aus, — oder zwei— 
tens würde die Univerfität in ihrer hoben wiljenfchaftlihen Aufgabe herabgezogen. 
Weber das Eine noch das Andere fünmen wir Alle wünſchen. Alfo ob und 
inwieweit ed möglich fein wird, den Realſchulen den Zutritt zu Univerſitäts— 
itudien im Allgemeinen zu eröffnen, darüber muß gleichfalls fernere Erfahrung, 
fernere Erwägung die Entjcheidung bringen. Nur das glaube ich hier ausſprechen 
zu bürfen, daß auch die Umiverfität auf die Dauer fich diefem Bildungsgange 
wicht wird verfchliegen können, daß fie ſich alfo nach dieſer Seite wird öffnen 
müffen, wo fie es vorher nicht zu thun vermochte, ohne der Erfüllung ihrer 
hohen Aufgabe Etwas zu vergeben. Gelingt es nun, diefem Ziele näher zu 
rüden, fo bin ich der Ueberzeugung, daß fein Reffort-Minifter fich der Kräfte 
wird entfchlagen können, die die vollftändige Realſchule ihm darbietet, die ben 
gerechten Anforderungen, die ex zu machen hat, entfpricht. 

Diefe legten Worte, welche Herr von Bethmann: Hollweg äußerte, enthielten 
einen unmittelbaren Uebergang zu der Mittheilung, welche nunmehr ber Han: 
bels-Minifter über die vorliegende Frage machte. Er bemerkte, daß bei 
den Berfügungen, welche die Petitionen hervorgerufen, der Gedanfe ihm fern 
elegen habe, die Fortentwidelung der Realfchulen zu hemmen. Nur die Sorge 
fir die feinem Reſſort amvertrauten Intereffen, die Sorge für die Hebung 
der Bauverwaltung fei dabei mafgebend geweſen. — Es waren bis zum 
Erlaſſe der Verfügung jährlich höchitens 30 Schüler aus Realſchulen in bie 
Bau⸗Alademie eingetreten, eine Zahl, die zur Gefammtzahl von 17000 (Real⸗ 
ſchülern) in einem jehr Kleinen Verhältniß ftcht. Es geht übrigend aus der Ver- 
fügung vom Jahre 1849 hervor, daß es keineswegs die Abficht war, die Schüler 
der Realfchulen von der Aufnahme in die Bau- Akademie auszufchliefen. Bei 
der damaligen Berfajfung war aber ausbrüdlich ausgegangen von einer von dem 
damaligen Herrn Kultus» Meinifter beabfichtigten Reorganijation der Realfchulen. 
Der damalige Herr Kultus - Mäinifter erachtete den Standpunkt der Realfchule noch 
nicht genügend geförbert, daß fie fühig feien, ven Anforderungen zu genügen, die 
im Intereife der Bau-Akademie geftellt werden müſſen. Er wollte eine neue 
Organiſation bewirken, biefelbe war aber nicht fofort zu bewerkſtelligen. In ben 
darauf folgenden Jahren wurden diejenigen Realſchulen vorläufig bezeichnet, 
welche, obwohl fie noch nicht den Standpunft erreicht hätten, welchen ber Herr 
Kultus: Minifter im Auge hatte, dennoch zunächſt fich eignen müffen, um ihre 
Schüler in die Bau-Akademie aufzunehmen. Es erfolgte fonach die Zulafjung 
aus diefen Schulen, deren Zahl mittlerweife weit mehr anwuchs, als anfangs 
für zuläffig erachtet wurde. Es war mittlerweife eine neue Organifation der 
Bauverwaltung für nöthig erachtet worden. Es wurde für nothiwendig erachtet, 
höhere Anforderungen an die Dualififation der Baubeamten zu jtellen, denn es 
wurde in der Verwaltung angenommen, daß mitunter eine Einſeitigkeit jtattfand, 
daß nicht alle Anterefien, die von den Baubeamten ins Auge gefaht werben 
müſſen, ebenfo wahrgenommen waren, wie die technifchen Angelegenheiten. — 
Im Interejie der Bauverwaltung ift durch die gefteigerten Anforderungen fein 
Abbruch geichehen, es hat die Zahl der Bewerber fich feit jener Zeit fait ver: 
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doppelt. Im Interejje der Banverwaltung liegt demnach ein Bedürfniß nicht 
vor, in dieſen Anforderungen nachzulaffen. Es war nun die Vorftellung bes 
Euratoriums der Bau-Afademie, die Anlaf gab zu denjenigen Verfügun— 
gen, die Gegenftand der Petitionen find. Im diefer Vorjtellung war ausgeführt, 
daß die aus den Nealjchulen aufgenommenen Schüler im Allgemeinen den an fie 
zu ftellenden Anforderungen in Bezug auf ihre allgemeine wiffenfchaftliche Aus— 
bildung nicht genügen, daß daher, bis die beabfichtigte Organtfatton eingetreten, 
es unzuläffig (zweckmäßig?) fei, die Aufnahme auf die Gymnaſialſchüler zu 
beſchränken. Es ift dabei der Gedanke einer Rechtsverlegung fern geblieben. 
Es find diefe Verfügungen ergangen im Jahre 1855. Drei Seffionen haben 
inzwifchen ftattgefunden, ohne daß der Gegenjtand nach meiner Kenntniß irgend: 
wie angeregt wäre; ich habe heute zum erſten Male gehört, daß im Jahre 1856 
von dem Herrn Kultus » Minifter eine Auskunft gewünfcht worden ift; ich habe 
davon feine Kenntnif gehabt, ich wiirde mich ſonſt beeilt haben, felbft diejenige 
Auskunft zu geben, welche gewünfcht worden wäre, und es würde bies eine 
Beranlaffung gewejen fein, die Sache noch weiter zu erörtern. Daß eine Nechts- 
verlegung nicht beabfichtigt worden, geht auch daraus hervor, daß eine Petition 
des Rheinifchen Provinzial: Landtags auf Antrag beider Refjort- Minifter Aller- 
höchſten Orts abgelehnt worden ift. Damals wurde auch von Seiten des Kul— 
tus Minifters ausdrücklich hervorgehoben, daß die Frequenz der Nealfchulen feit 
ben betreffenden Verfügungen nicht ab=, fontern zugenommen hat. — Der Gedanke 
an eine Rechtöverlekung hat alfo nicht vorgelegen. Uebrigens habe ich fofort 
aus Anlaf der jest vorliegenden Petition die Initiation ergriffen, um mich mit 
dem Herrn Kultus-Miniſter darüber zu verftändigen, unter welchen Modalitäten 
und aus welchen Realfchulen in Zukunft, ganz eingedenf der früher ſchon beſtan— 
denen Abficht, Schüler in die Bau-Akademie zuzulaffen feien, und es hat 
auch ſehr bald eine Verftändigung ftattgefunden, daß eine Zulaffung der Schüler 
aus denjenigen Realſchulen erfolgen kann, welche ver Herr Kultus: Minifter mir 
dann bezeichnen wird, wern gewiſſe Anforderungen und Maßgaben erfüllt fein 
werben, die der Herr Kultus Minifter ſelbſt als nothwendig erachtete. — Der 
Gegenftand war alfo, was die Zukunft betrifft, in dem Sinne erledigt worden, 
wie die hohe Commiſſion ſelbſt in ihrem Antrage e8 als wünfchenswerth bezeich- 
net. Es tft fchon von anderen Herren Eollegen gejagt worden, daß wir unferer- 
ſeits gegen den Antrag, den die Commiffion geftellt hat, nichts zu erinnern haben. 

Mit diefen Aeukerungen der beiden KReffort-Minifter war die vorliegende 
Angelegenheit ihrem Weſen und ihrer Bedeutung nach, foweit eine parlamen- 
tarifche Debatte dies vermag, erſchöpft. Da ſich aber noch einige Abgeorbnete 
zum Worte gemeldet hatten und nicht darauf verzichten mochten, trat noch eine 
Art Nachlefe von befonderen Argumenten für das in Rede ftehende Thema ein, 
von welchen einige bier angeführt werden mögen. 

Der Abg. Gneiſt bemerkte: Die Realfhulen find einmal ein anerkanntes 
Element unferer Voltsbildung geworben; — die Verpflichtung, daſſelbe zu ſchützen, 
> ein Departement vorzugsweife aufrecht zu erhalten. Es ift dies das 

epartement des Mintfters für — und Gewerbe; — das Verletzende, das 
ſchwer Empfundene der neuern Maaßregeln liegt nicht blos in ihrem materiellen 
Inhalte, ſondern gerade in ber Sache, von der dieſe Mafregel ausgeht. 

Der Abg. Dr. Beigfe bat das hohe Haus um Nachficht, weil er im 
Sprechen nicht geübt fei, und bemerkte dann unter Anderem: „Wir haben eine 
Haffifche Ueberfegung des Homer und aller griechifchen und römifchen Gefchichts- 
und Dichterwerke; man kann fich alfo mit leichter Mühe viefe (die Maffifche) 
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Bildung erwerben. — u ber deutſchen Geſchichtsſchreibung giebt es ganz 
dunkle Räume. Ich erinnere nur an ben ganzen Zeitraum von Rubolph Habs: 
burg bis auf die Reformation, ber durchaus noch nicht erforſcht ift; — auch 
ber 30jährige Krieg iſt noch nicht aufgeklärt, und jo fehlt die meuere Zeit noch 
jet; — wir haben eine leibliche Karte von Deutfchland; aber wo ift eine gute 
Geographie von Deutfchland, die mit patriotifchem Intereffe gefchrieben wäre; — 
da die Gymmafien dies nicht leiften, müſſen wir andere Anftalten Haben, " die 
dies leiften. — 

Schlieglih nahm der DBerichterjtatter, Abg. Tamnau, das Wort, um ver. 
ſchiedene Ausstellungen und Bemerkungen, wie auch dem Amendement des Ab 
Reichenfperger gegenüber, die Anträge der Commiſſion zu vertreten und aufrecht 
zu erhalten. Bei diefer Gelegenheit gab verfelbe noch folgende Definition von 
ber Aufgabe der Realſchule: „Diefelbe fei, eine höhere allgemeine Bildun u 
geben, nicht etiva eine geringere, als die der Gymnaſien, are eine gle En 
nur eine in andern Wifjenfchafts » Elementen.” — „Meiner Ueberzeugung nach 
fo ſchloß der Berichterjtatter, handelt e8 fich bier darum, Erzie ungs- Inftitan? 
welche die Nation aus eigener Kraft und eigener Theilnahme — bat Fo 
erhalten und gleichzeitig anzuerkennen, daß es in unferm Lande nicht blos einen 
Bildungsgang, ſondern deren mehrere gleichberechtigte giebt. Das ift der Zweck 
des Antrags der Diskuffion.” — Bei der darauf erfolgten Abfjtimmung wurbe 
der GCommiffions» Antrag feinem ganzen Inhalte nach angenommen. *) 





Il. 
Statiftik. 





Haushaltd-Etat der Stadt Neuwied für dad Jahr 1859. 
Die Zahl der Civil-Einwohner beträgt 7610 
vom Militair 63 
Summa 7673 Seelen. 
Die Stabt zahlt an Grunbfleuer 4928 Thlr. 27 Sur. 6 Bi. 
Einlommenfteuer 356 „ — — 
Klaſſenſteuer TO) nn — 
Gewerbefieuer 240 „ 21 „ —. 
Summa ber bireften Staatsſteuern 18652 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf. 
Die Älteren Schulden betragen 32,422 Thlr. 6 Sgr.; an Zinfen find zu zahlen 
1621 Thlr. 3 Ser. 3 Pf. ; im Jahre 1859 werben getilgt 2000 Thlr, 





*) In ber 17Tten Sigung bes Herrenhanfes am 9. April d. I. hat ber Kultus. Minifter, 
Here von Bethmann »Hollweg, zugelagt, „daß ſchon im mächfter Zeit, im Laufe des n 

Sommer +» Semefters die nöthigen — 2 getroffen werben ſollen, wonach eine Unterſchei⸗ 
bung unter ben ſehr zahlreichen und ſehr verjchiedenen Realſchulen eingeführt wird und die⸗ 
—*— inobeſoudere ausgezeichnet werben ſollen, welche einen höhern Grad wiſſenſchaftlicher und 
praftiicher Bildung bei ihren Zöglingen darzuſtellen und auf dieſe Weile ben Anforderungen bes 
Hanbelsminifteriums und den wichtigen, umter feiner Leitung ftehenden Berwaltungszweigen ie 
genügen vermögen.“ (Stenograph, Bericht Über die 17te Sitzung des en = I 
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Die Summe ber Communal- Einnahmen beträgt 18000 Ehe; darunter Rild- 
ſtäude aus friiheren Rechnungen 400 Thle.; aus der Staatokaſſe zur Amortiſation der Anleihe 
zur Errichtung bes Gerichts⸗Gebändes 2100 Thlr.; Gemeinde⸗-Einkommenſteuer 11560 Thlr.; 
Bürger-Einzugsgeld 800 Thlr.; Pacht von Aderland 836 Thlr.; Ertrag des Krahnens 134 Thlr.; 
Ertrag des Pflaftergelves 715 Thlr.; des Marktftanbgelves 470 Thlr.; der Jahrmarktsgefülle 
120 Thle.; der Humbeflener 150 Thlr.; nicht vorhergeſehene Einnahme 656 Tpfe. 

Bon den Ausgaben betragen bie allgemeinen Berwaltungstoften 3496 Tülr. 
(darunter Gehalt des Biülrgermeifters inkl. der Bilreaufoften 900 Thlr.), Empfangsgebühren bes 
Stabt-Raffirers 450 Thlr., Roften ber Straßenbeleudtung 1200 Thlr., Straßenreinigung 
50 Thlr., fürs ARuten ber Poligeiglode 45 Thlr. 

Fir Bauten und Eulturen werben berausgabt: 1178 Thlx. 10 Sgr. 10 Bf.; 
für Eultus- und Shulausgaben 450 Thlr. ald Zuſchuß zur höheren Bürgerſchule. “Die 
Mepizinal- und Bolizei-Ausgaben betragen 4450 Thlr. 20 Sr. 6 Pf.; darunter 
3600 Thlr. Beitrag zur Armen »Berwaltung., Die Shulbentilgung nimmt 6589 Thfr. 
18 Sgr. 3 Pf. in Auſpruch, ımb als Ertraorbinair werben verausgabt 1835 Ihr. 
10 Sgr. 6 Pf. und jene 600 Thlr. für Stellung der Lanbwehrpferbe, 300 Thle. als Koſten 
bes Lanbwehrflammes, 200 Thlr. für allgemeine Landtags» und Kreisloften, zur Anfanmlung 
eines Refervefonbs 100 Thlr. und für nicht vorhergeſehene Fälle 495 Thlr. 10 Sgr. 6 Pf. 





Ueberfiht der Einnabmen und Ausgaben ber ftädtifhen Kaflen in Braunfhweig, 
nad bem für das Jahr 1859 feſtgeſetzten Etat. 


Einnahmen. 


Zinfen von ausſtehenden Rapitalin - » » « «=... . 1,780 Thlr. 18 Sgr. — Pf. 
Bon Grundſtücken. . . . ee En 
Zufhuß ans berzogl. Rammer-Raffe a a a ER a a RR 16 — 
besgl. aus berzogl. Hampt-Stemeramts-afe . » «2... 45 „ 21, —u 
Zufhuß zu den fläbtifchen Polizei-Anftaften: 
Aus herzogl. Kammer-Kafje zu den Koften der Strafen. 
reinigung, vertragsmäßig 306 Thlr. von 1000 Thlr., bei 


1600 Thlr. Ausgae N) . . . BB — 

besgl. zu den Straßenbelendhtungstoften nö gißem Bert 
bei 9118 Thle. Ausgabe . . . ’ . 2,7800 29, 7, 
besgl. zu ben Koſten ber Feuerldſchanſtalten Beh . „m . u 

Beitrag zu dem Gehalte des Stabtbaumeiflers aus ber J der 
piorum corporum . . —F Be 400 — u u 
Gebühren für ben Stdtbanmeihe bei i Besfonen SR er 1) u — u nn 
Bon Markifiellen . . . TR ee 22 „ — un u 
Von Grundzinſen. sl 3. Bd —, 
u MERGRR: 2 .5:.%- 0: ee rate Pe re Er 
Bon Dienftgelbern. . . a a m „12 „ 3, 
Bon Servis- und Proviantgefdern ee ir END na a 
Bom Bürgergelde und N a er wor RN Se — 
An zufälligen Einnahmen . . . ER TE Er ER ENG Or 43 „II u —u 





Zee Eee Summa der Einnahme 31,441 Thlt. 10 Sgr. 8 Pi. 
*) cf, dieſe Monatsſchrift Bo. IVa. ©. 287, 


An Zinfen auf angeliehene Kapitalien -. » 2 x... 
Abonnementsgelber für bie Anzeigen ꝛc. 
An Befoldungen für die Magiftratemtitglieder und Das Hürfe. 
perfomal . . .. V 
Den Stadtfuperintendenten für Korndeputate — 
Für die Beamten ver Stabt-Rafle- - » 2 2: 2 2 2 2. 
Für das Bauperfonal. . . a 
Für das Unterperfonal bes Suse Maifrae. N rate 
Für 42 Nahtwädhter . . . - Ken ar ae 
An PBenfionen . . - En er ae 
Bierzeitengelber für bie Opferfeute .. 
Für Unterhaltung ber ſtädtiſchen Sruuppäde, Srraßenpfier xc. 
An Grunbabgaben . . R er 
Zur Unterhaltung ber "Semeindefjuten e tue 
Dem Gewerbeverein für bie — Ei IE 
Für Straßenreinigung . » » . » ee er — 
Für Straßenbeleuhtung - - = 2 2 2 2 2 20a 
Beuerlöfhungsanftalten . . EN a . 
Für das Gefunbheits: und Meriginalveſen De a a 
Für das Schütenwein - - = 2 2 2 2 0 0. — —* 
Zuſchuß zu der Armen⸗Anſtaltt. 2 2 
Für die Armen-Speife-Anfalt - » - > 2 2 2 2 2 en. 
Der jübifhen Anftalt Ez Chajim. . . te Aura a 
Für Unterhaltung ber Corrigenden in vevern. 
Für Unterſtützung von Auswanderern 
Für die v. Schill'ſche Invaliden⸗Stiftung .. 
Services, Proviant- und Fouragegelder an bie Staatetaffe.. 


Zur Unterhaltung ber fläbtifchen Büren . - 2 2 20% 


Für Prozeß. und Berwaltungsloflen - - « : : 00 0 = 
Sonftige und unvorbergefehene Ausgaben .. 
Zuſchuß zu der ſtädtiſchen Wegebaumfafle . » -» » + » 


131 Thlr. 2 Ser. — Bf. 
19 „ 


8 
1211111“8211111511 
—S——— 


6,971 „ 
1,000 „, 
50 „ 
2,168 „ 
450 " n — 


1811511114 


Summa der Ausgabe 87,941 Thlr. 10 Sgr. 8 Pf. 


davon bie Einnahme mit 
bfeibt ein Deftzit von 56,500 Thlr. — 


welches buch Communalſteuer gedeckt werben muß. 


31,41 „ 10 „ 8. 


Sgr. — Pi. 


Die Einnahmen für das Armenmwefen betragen nad einem Spezial-Etat 13632 Zhlr. 
23 Sgr. 3 Pf., die Ansgaben dagegen 40760 Thlr. 28 Sgr. 3 Pf., fo daß aus ber Stabt- 


laſſe zu beden bleiben 27128 Ihr. 


Der Speial-Etat für die Gemeinde-Schulen ergiebt in Einmahme wie in Ausgabe 


bie Summe von 28,318 Thlr. 12 Sgr. 5 Bi. 


Der Spezial:Etat für die ſädtiſche Wegebau⸗-Kaffe Hat in Einnahme 2882 Thlr., 
in Ausgabe 6761 Thir, fo daf die Gtabt-Raffe 3879 Thlr. vorfdhießen muß. Die Einnahmen 
aus der Humbeftemer mit 1085 Thlr. werben meift zu gemeinnügigen, wohlthätigen Zmweden 


verwendet. 
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Budget der öffentlichen Elementarfhule zu Köln für 1850. 
F innahme. 


L Pfarrſchulen. 
Schulgeld. 22664 Thlr. 
Aus verſchiedenen Titeln (wie Heizungsgelb, 

Mi). - -» -. + « 000. 3 „ 


Zufhuß aus der Stabtlafle - » » « . . 16,101 „ 
U. Freiſchulen. 
Renten, Zinfen aus verſchiedenen Stiftungen, 1,513 „ 


Zuſchuß aus der Stabtlffe . » » » . » 20,98 „ 
II Im en 

Boni aus bem Jahre 1857 . . . 2688 „ 

Strafgelver. - . » WERE 400 „ 


Zuſchuß aus der Siabllefſ⸗ ae WM 
Total 72,186 Thlr. 
Ausgabe 
1. Bfarrfhulen. 
Gehälter für 36 Schulen mit 130 Klaffen und i 
9242 Kindem © » 2 2 0 0 0 0 0. 82,625 Thlr. 


Heizungsloflen. - » » + » -lrsen 
Unterhaltung der Schulgebäude . » » » .» 8,000 „ 
Schullitenfllien - - » 2 2: 220 0. 600 „, 


Miethen, Entihäbigungen, Hebegebühren vom 
Schulgelde ıc. zufammen . . » — 2,768 „ 
0. $r eltnien. 


Sonntageihulen . - 2 2 00 ne. 638 „ 
Gehälter für 18 Freiſchulen mit 58 Klaſſen 

und 4717 Rindem . » x 2 2 20. 14,898 „” 
Heizungs» und Neinigungsloflen. . . » » 1,828 „ 
Schulgebäude und Utenfilien . . » . +». 600 „ 
Lehrmittel . » 2. + > —— 850 „ 
Wohnungs-Entfhäbigungen . . . 1432 „ 
Im Uebrigen (barunter 1400 Tot. für "bie 

evangeliſche —** na 2,766 u 


Im Allgemeinen. 
GA kt SEN Da 800 „ 
Für Sehretair und Büren . nr.» 700 u 
Diäten der Bilreau-Gehülfen . - » - » » 264 
Befoldung der Schulboten. » » nn + « 280 „ 
Für die Bibliothek des Lehrer» und Lehrerin. 


nen-Bereind . x...» Er 50 „ 
Für den Lehrerinnen-Eurfus . oo. + 100 „ 
Für Taubflummenslintriht . . » - + - 100 „ 
Eovangelifche Pfarrſchule und Miethe - - 2086 „ 
Judiſche Elementarfhulen . - x»... » 200 „ 
Deulomn - - 2 0 20000 ce 2,740 „ 
Schul-Bolizei und Betleidung armer Kinder 400 „ 
Umvorbergefehene Ausgaben . » » 0. + 262 „ 


T otal 72,136 Thlr. 
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Budget der Stadtgemeinde Köln für 1859. 


Einnahme 


Boni aus dem Rechnungs ⸗Abſchluſſe pro 1857. . . . 13,606 Zhlr. 

Einnahme zum gewöhnliden Haushalt (barum- 
ter Zuſchlag 40 pEt. zur Grundſteuer 28,600 Thlr.; 
Zufhlag von 50 pEt. zur Mahl- und Schlachtfleuer 
78,600 The. ; ein Drittel des Rohertrags der Mahlfteuer 
31,000 Thlr.; Haffifizirte Einlommenftener 149,900 
Thlr.; Einzugsgeld 7000 Thlr.; Miethe von ſtädtiſchem 
Grundeigentum 7,429 Thlr.; Miethen und fonftige 
Einnahmen vom Gürznichfaale‘ 8,000 Thlr.; Marlt- 
gefälle 14,800 Thlr.; Ertrag ber Krahnen⸗, Waage- 
und Werft» Gebühren 75000 Thlr.; Schulgelber 
9800 Thlr.; Kaufgelder von Grabftellen 3000 Thlr.) 


—— —— — — —— 
Summa aller Einnahmen zum Haushalt 459,908 Thlr. 
Einnahme aus der Anleihe von 750,000 Zhlr. 92,630 


Ausgabe. 

Ausgaben zum gewöhnlihen Haushalte: 

1) Berwaltungstoften (darunter allgemeine 17,480 Zhlr., 
Gehalt des Oberbürgermeifters 3000 Thlr., Eutſchädi⸗ 
gung beffelben für Untoften ala Mitglied des Herren- 
baufes 500 Thlr., Gehalt der beiden Beigeorbuieten 


3000 The.) im Ganzen . . 27,077 Thlr. 
2) Koften der Polizei were Räbtifche Beicuhtung 

21,000 Zhlr.) . » - — . 8179 „ 
3) Koften ber Martt-Anflalten a Ben 8,19 


4) Koften der Schifffahrts- und Hafen-Auftalten (Darunter 

Lohn des Krahn⸗Perſonals 13,100 * . 0. 831,400 
5, Deffentlihe Arbeiten -. » » » +» ee 13,700 
6) Für tixchliche Bebürfniffe. - » » 0. . 3,310 „ 
7) Für Lehr, unb Armen-Anftalten (barumter Koften ber 

böhern Bürgerfhule mit 12,160 Thlr., für Elementar- 

ſchulen 41,950 Thlr., Zufhuß für die Armenverwal- 

tung 41,916 Thlr., Tilgung und Berzinfung ber Hoſpi⸗ 

tal-Baufchuld 21,679 The). . - sen. 12.08 „ 
8) Beiträge für Staats- und Provinzialgtoede rer 14,%1 „ 
9) Steuern, Laflen, Tilgung und Berzinfung der Schul- 

ben (barımter Tilgung ber Anleihe von 1 Mill, Thlr. 

54,990 Thlr., Tilgung der Anleihe von 250,000 Thlr. 

27502 Thle) - » - einen ME m 
Außergewöhnliche Ausgaben Ei . 691832 „ 


Summta der Ansgaben zum Haushalt 459,903 Thlr. 
Aus der Anleihe von 750,000 Thlr. (barumter file bie 
ftebende Baul 50,000 Eile.) . » 2» 2... 92,680 „ 
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Budget der Armenverwaltung zu Köln für 1869. 


Einnahme 
1) Boni nah dem Final-Abichluffe pro 1857 . . 13,982 Thlr. 


2) Miethe von Gebäuden in ber Stadt . . . . 9 „ 
3) Baht und Grundrenten -. » 2» 2 2 20. 45488 „ 
4) Mom nn rm wi se a RE 
5) Zinfen und Grumdfahren. . - 2» 2 202. 56,124 „ 
6) Einnahme für Das Spital -» » -» » =. 24,018 „ 
7) Se Die ll: > 5 270 „ 
8) Für das Waiſenhaus.. 4713 „ 
9) Berjhiedene Einnahmen . » , 18,210 „, 
10) Einnahme aus den Opferflöden si ber ci 

cilienlirche und ber — —— 321 „ 
11) Befondere Stiftungen - - - . — 5291 „ 


12) Zufchuß der Stadt ln. -. » >» 2... 41916 „ 
Summa der Einnahme 230,851 Thlr, 
Ausgabe. 
1) Laſten (darumter 20,000 Thlr. Zinjen von Paſſiv— 
Kapitalien, wobei feine Stiftungen übernommen 


000 
2) Verwaltungskoſtfen. 2 2.2.1020 „ 
3) Koften des Bürger-Hofpitald, . -» » » 2. 66,783 „ 
4) Koften der Irren-Anflalt. - » » » =... 10,886 „ 
5) Koften des Waifenhaufes. - -» » 2 2... 88,622 „ 
6) Eonvente. . - u 6,500 „ 
T) Krankenpflege ber Räbtifehen Armen ee ARE 5; 
8) Allgemeine Unterflügungen.. . » . 44,040 „ 


9) Zuſchüfſe für die Wirt- und Arbeitsſchulen. vr SEE ©, 

10) Berjhiedene Ausgaben * * zur 
Prämientaffe) . . - : ar 1,248 

11) Befondere Stiftungen. » » «2. 0. 5311 „ 


Summa ber Husgabe 230,851 Thlr. 





Hausdbaltd-Etat der Oberbürgermeifterei Erefeld für dad Jahr 1859. 


Etatd-Duan- Kar) das Jahr Feſtſetzung ber 

tum von 859 werben Stabtverorbne- 

1858. vorgeſchlagen. ten » Verſamml. 

Einnahme. Thlr. Sur. Pf. > Sgr. Pl. Thlr. Sgr. Pf. 

1) Grundrente “9 2 » 1 5 16 1 
2) Beftimmte Einkünfte. - » 189 20 6 = 20 6 189 20 6 
3) Unbeftimmte Einkünfte . -. 2,395 — — 2.95 — — 2495 — — 
9 Eommunalfleur . » . » 89,151 29 5 91,998 11 11 92,343 11 11 
5) Säuigeher. - - » » : 687 — — Wa — — TR — — 
6) Einzugegelder ·..2,000 — — 2400 — — 2,400 — — 
— — 2801 — — 2.01 — — 


7) Berfhledene. - - . » . 2,726 
Summa aller Einnahmen 103,585 29 — 107,204 17 6 107,549 17 6 
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Ausgaben. Thlr. Br 9. Thlr. Sr. Pi. Thlr. Sr. Br. 
1) Berwaltungstoften. . » : 6,237 6,425 25 — 6,470 235 
2) Bolizei-Ausgaben . » » . 14,34 — — 14437 — — 14,757 — — 
3) Steuern und Laflen . . » 86 — — 86 — — BZ 
4) Gemeinveihulden - - » » 40% 15 — 5,066 15 — 5,06 15 — 
5) Ban» und Unterhaltungs. 
then. » 2» 2 0... 105 — — 1135 — — 1 u — 
6) Armenpflege. » » » 2. 38460 4 — 39,338 76 839,38 7 6 
7) Scäulausgaben. - » » . 2138 — — 21,05 - — 21,05 — — 
8) Berihideme. -. » 2» 2.8069 — — „1 — — 9,461 — — 
Summi aller Ausgaben 103,535 29 — 107,24 17 6 107,549 17 6 





Haudhalts-Etat der ftädtifchen Armen-Berwaltung der Oberbürgermeifterei 
Erefeld für das Jahr 1859. 


Etats · Quan Sir das Jahr gung ber 
| tum von 1859 werben tabtverorbnte» 
1858. vorgefchlagen. ten » Berfamm!. 
Einnahmen. —— Sgr. Bi. Thlr. Thlr. 
1) Zinſen von Altiv⸗Kapitalien 18 6 317 317 
2) Steuern und Abgaben . . = — 1,585 1,585 
3) Polizei- und N 
Strafgelber . . 800 — — 800 800 
4) Zufhuß ber Gemeinbetaffe . 831,440 236 6 31,980 31,980 
5) Zinfen des Reſervefonds ber 
Surlaffe-_- ... 2-2... WM — — 600 600 
6) Berfchiedene umb zufällige 
Einnahmen . » » 2». 500-.— — 600 600 
In Summe 34,84 15 — 35,882 35,532 
Ausgaben. 
1) unterſtiltzungen, Mieths- und 
Pflegeloften . . . . . 8,10 — — 25,650 25,640 
2) Krantenpflege - - » » » 340 — — 3,880 3,880 
3) Unterhaltung ber Gebäude 
uud Hausgeräte . . . 114 15 — 1,172 1,172 
4) Unterhaltung ber Armen und 
Obdachloſen im ſtädtiſchen 
Armenpaue. . ».. 3 — — 3,345 en 
5) Berwaltungstoften . . . Lid — — 1,170 11 
6) Berſchiedene umd zufällige 5 
Ausgaben » +... 60 — — 675 


In Summa 34854 15 — 36882 3,882 
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Haudhaltd-Etat des allgemeinen fädtifchen Krankenhauſes zu Erefeld 
für dad Jahr 1859. 
(Berechnet anf durchſchnittlich 50 Kranke per Tag.) 


Etat8-Duan- Für das Jahr egung der 

tum von 1859 werben tabtverorbne- 

1858. vorgeſchlagen. ten« Verſamml. 

Einnahmen. Thlr. Sgr. Bi. Thlr. Sgr. Pi. Thlr. Sgr. Pi. 

1) Zinſen von Altiv⸗Kapitalien 1,543 15 — 1,66 — — 166 — — 

2) Kranfen» Berpflegungsgebr 1265 7 6 125 — — 12% — — 

3) Zufhuß der Gemeindelaſſe 5,24 — — 5355 76 5358 76 
4) Außerordentliche nnd — 

Einnahmen.. > — — a — 
Summa der — 8,0602 22 6 83569 7 6 8,59 76 
Ausgaben, 

1) Unterhaltung der Gebäude, 

Gärten und Hausgeräthe 930 — — 100 — - 1080. — — 
2) Unterhaltung von Kleidung, 

Bettzeng und Leinwand . 800 — — 860 — — 860 — — 
3) Belöſtiguug...34320 — — 3480 — — 3,480 — — 
En 2 N ee 40 — — 0 — — 
5) Beleudhtung. -» - » . 180 — — 10° — — 10 — — 
6) Wälhe und Reinigung . - 33 — — ee 33 — — 
7) Arzneien, chirurgiſche — 

mente ꝛcc. .» .» 660 — — U — — 6650 — — 
8) Gehälter. . - » 1085 — — 1.05 — — 1,85 — — 
9) Berfchievene und iälige 

Ausgaben . . . 412 2 6 459 76 459 
Summa ber — 8,062 22 6 8,3559 76 83559 7 6 





Bericht über den Stand und die Verwaltung der Gemeinde» Angelegenheiten 
der Stadt Poſen pro 1858. 


Bon den am Schluffe des vergangenen Jahres ſchwebenden Streitfragen ift in bem 
Konflikte mit der Polizeibehörde bei Regulirung der St. Martinsftraße vom Breslauer Thor- 
plate ab bis zur Bäckerſtraße die Minifterial-Entjheidung, auf welche provoziet worden war, 
gegen bie Auſicht der Anträge der ſtädtiſchen Berwaltung ausgefallen. — Wegen vermeintlicher 
Beihäbigung durch die Regulirung und Pflafterung der Mühlenftraße hatten bie Thomas 
Zychlinslyſchen Eheleute eine Forderung von 2298 Thlr. gegen bie Stabt erhoben. Der Prozeß, 
welcher gegen bie Komumune angeſtreugt worben war, ift durch Vergleich beigelegt worden, durch 
welchen den Zychlinstyichen Eheleuten eine Summe von 600 Thlr. gewährt worben if. — Aus 
dem Magiftrats-Kollegium ift als unbejoldetes Mitglied der Kaufmann Dr. Eegielsfi aus Rüd- 
fihten auf feine Geſundheit ausgefhieden, und in feine Stelle der General-Landihafts-Rendant 
von Clebowsli eingetreten. Die vacante Stelle eines befoldeten Mitgliebes, deſſen Wahlperiode 
bereits abgelaufen ift, wird einftweilen kommiſſariſch verwaltet, da bie getroffene Neuwahl bie 
Beftätigung der vorgejegten Königl. Regierung noch nicht erhalten hat, — Die ſtädtiſche Ber- 
waltung hat durch den Tod des Känmmereilaffen » Kontrolleurs Gerrolbt, welcher zugleich Pro- 
totollführer der Stabtverorbneten war, einen fühlbaren Berluft erlitten. — Was die Schulden 
ber Stadt betrifft, fo kommen bie älteren im Aprozentigen Stabtobligationen verbrieften 
Kriegsfhulden im Betrage von 140,000 Thlr. im laufenden Jahre vollftändig zur Tilgung, 


— 


und bie Schuldenlaſt beträgt vom Jahre 1859 ab nur noch 10,055 Thlr. Zur Herftellung der 
ſtãdtiſchen Gasanftalt find in Aprogentigen Stabtobligationen 140,000 Thlr., in fünfprozentigen 
Stabtobligationen 100,000 Thlr., in Summa 240,000 Thlr. emittirt, welche aus ben Revenüen 
ber Gasanflalt verzinkt und, dem Tilgungsplane entfprechenb, mit 2 pCt. jährlich amortiſirt 
werben 


Die Ausgabe für die Verwaltung ber Straßenreinigung betrug im verfloffenen 
Jahre 4070 Thlr. 2 Sgr. 9 Pf. ; die Einnahme dagegen 2444 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf.; die Stabt 
hatte mithin einen Zufhuß von 1615 Thlr. 25 Sgr. 3 Pf. zu leiſten. 

Die Stabt wurde im letzten Jahre zuerft mit 416 Gas- und 71 Del-Raternen beleuchtet; 
gegenwärtig, nachdem auch die Wallifhei Gasbeleuchtung erhalten hat, beträgt die Zahl ber 
Gaslaternen 489, die der Dellaternen 68. Die Koften einer Dellaterne berechnen fih im fetten 
Jahre auf etwas über 15 Thlr., wogegen für eine Gasflamme dem Gasanftaltsfonb nur die 
Summe von 12 Thlr. vergütigt wird. 

Bas bie ſtädtiſche Gasanftalt insbefondere anbetrifft, fo hat fi die Zahl ber 
Privatlonfumenten auch in dieſem Jahre gefteigert, und gehen noch fortwährend Anmeldungen 
ein. Die Zahl der Privatflammen, welche im vorigen Jahre 2800 betrug, ift anf 3390 
geftiegen. Bei bem niedrigen Waſſerſtande der Warthe ift e8 nur möglich geweſen, im Frilh 
jahre einen geringen Theil ber erforberlichen Kohlen zu Waller heranzufhafien; die übrigen 
Kohlen müffen fämmtli per Eifenbahn verladen werden. Hierdurch fleigern fih bie Koften 
der Kohlen bebentenb, und eine Ermäßigung des Gaspreifes erſchien deshalb bis jetzt noch nicht 
zuläffig. Der im Herbſt des vorigen Jahres aufgeftellte zweite Gafometer ift am 2. De. v. I. 
in Betrieb geſetzt worben und bewährt ſich als tüchtig. Die Weiterführung des Gasröhren- 
ſyſtems anf der Vorſtadt Wallifchei, welche ſchon im vorigen Jahre in Angriff genommen war, 
iR im dieſem Jahre beendigt worden. Die Wallifceifttaße und der Dom bis über bie Schroda⸗ 
brüde werben bereits mit Gas erleuchtet. Answeistih des Testen Rechnungsabſchluſſes deckten 
die BVetriebseinnahmen nicht allein bie Zinfen und Amortifation des Anlagekapitals von 
240,000 Thlr., ſondern es berechnet ſich noch ein Ueberſchuß von nahe 3500 Thfr. 

Der bißherige Beftand an Fenerlöſchapparaten ift durch zwei nene Hanblarren- 
ſpritzen vermehrt worben, und bei neun fläbtifhen Brunnen ift an den Pumpen ein Apparat 
zur unmittelbaren Füllung ber Sprigen und Waffertinen mittelſt anzuſchraubender Schläuche 
angebracht worben. In der Konigsſtraße, am ver Ede der H. Martin, und Mühlenſtraße und 
an ber Ede der Bäder - und Gartenfiraße find neue Brunnen maffiv hergeftellt. 

Au Granitbahmen find im verfloffenen Zahre 714 Tanfende Fuß, 3 WB. breit 
(2142 D.F8.) und 6926 laufende Fuß 4 Fuß breit (27,704 D.-Fuß), im Ganzen 7640 
laufende Fuß (29,846 D.. 56.) mem gelegt worden. Die Länge aller Granitbahnen in ber 
Stadt beträgt gegenwärtig 21,847 laufende Fuß und deren Fläche 83,447 Q.⸗Fß. 

Dem Schulwefen ift Seitens ber ſtädtiſchen Behörden bie möglichfte Beridfihtigung 
zu Theil geworben. Die Lehrmittel ber Realſchule, namentlich die phyſilaliſchen Apparate, finb 
im laufenden Jahre dem Bebürfniffe entfprechenb vermehrt. Den Sammlungen ber Auſtalt 
iſt noch die bedeutende Konchilien - Sammlung des verſtorbenen Lehrers von Zaborowti zuge- 
wachen. Die Schule ift in den Mafien bis Sekunda in ber bentihen Abtheilung völlig ge- 
fült und geflattet der Raum nicht die Aufnahme aller angemelbeten Schüler. Dem mebrfeitig 
geäußerten Wunſche wegen Errichtung einer Schule für folhe Knaben, welche in dem Alter 

bon 14—16 Jahren ins Berufsleben eintreten, if burd bie am 11. Oltbr. v. J. eröffnete 
Mittelſchule genügt worden. Die Anzahl der Schüler, 260, mit welchem die neue Anftalt er- 
Öffnet worden, giebt Zenugniß vom dem Vertrauen zu ber Schule. Die höhere Bürgerſchule auf 
dem Graben if aufgelöft ; eim Theil der Schüler erhält bie weitere Ausbildung in ber Mittel- 
ſchule, in welche fie übergetreten find. Die Errichtung der Mittelichule für Knaben gab bie 
Beranlaffung, eine beſondere Mädchenſchule vorläufig aus drei Klaſſen einzurichten, in welcher 
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Schulgeld bezahlt wirb, umb eine obere Klafſe für ſolche Mädchen, welche fein Schulgeld zahlen, 
Die breillaffige Mädchenſchule iſt Simultanſchule. Durch die Errichtung ber Mitteljchule if 
eine Verminderung ber Elementarklaffen möglich geworben unb ift deshalb bie IHaffige Schule 
No. 1. und bie zweillaffige Elementarjchule auf dem Graben aufgel öſt. Bis Michaelis beftan- 
den 30 Elementarliaffen, und zwar 13 evangeliiche, 3 jüdiſche und 14 katholiſche. Gegenwärtig 
find noch vorhanden 9 evangelifche, 3 jüdiſche und 14 Latholiihe., Bon den Privatſchulen find 
im Laufe des Jahres zwei eingegangen. Nach ber legten Aufnahme betrug bie Zahl ber 
Schüler in ſämmtlichen Auſtalten der Stadt 5800, 

Die Armenpflege hat, foweit fie der Kommune obliegt, Leine weſentliche Aenderung 
erfahren. Gelbunterflügungen haben empfangen in ber Zeit vom 1. Olthr. 1857 bis zum 
1, Oltbr. 1858: a) im Wege ber monatlichen Bertheilung durch die Bezirksvorſteher 625 Per ⸗ 
fonen, überhaupt 7671 Thlr. 20 Sgr., pro Kopf aljo monatlih 1 Thlr. 8%, Pf.; b) auf ſpe⸗ 
zielle Anweifung in befonderen Nothfällen 39 Perfonen, überhaupt 63 Thlr. 10 Sgr., jebe im 
Durchſchnitt mithin 1 The. 18 Sgr. 8,0 Pi; c) 11 arme Reiſende zufammen 1 Thlr. 
25 Sgr. 

Die Mädchen- und Waijen-Anflalt hat den ihr im Etat der Armen-Berwaltung ausge 
festen Zufhuß von 200 Thlr. erhalten; die Privat-Waifenanftalt im früheren Philippinerklofter 
bat vom 1. Juli 1857 bis zum 1. Juli 1858 für im berfelben untergebrachte 34. Kinder au 
Berpflegungsloften 658 Thlr. 26 Sgr. 8 Pf., am Belleivungstoflen 131 Thlr. 25 Sgr., zu⸗ 
fammen 7% Thlr. 21 Sgr. 8 Pf. erhalten, pro Kopf daher 15 Sgr. 11 Pf.; in ber fläbtifchen 
Knaben-Waifenanftalt werben durchſchnittlich 22 Knaben in Koft und Kleibung u. f. w. unter- 
halten. Bro 1858 empfing dieſe Anftalt nah dem Etat einen Zufhuß von 873 Thlr, 20 Sgr. 
Ihre Ausgaben belaufen fih vom 1. Oltbr. 1857 bis zum 1. Oftbr. 1858 auf 1451 Thlr. 
6 Sgr. und betragen pro Kopf täglih 5 Sur. 5 Pf. Die Pflegeeltern derjenigen Waifen, 
welche nicht in Anftalten untergebracht werben Eönnen, haben für 99 Kinber vom 1. Oltbr. 
1857 bis dahin 1858 überhaupt 2077 Tplr. 12 Sgr. pro Kind, aljo monatlid 1 Thlr. 22 Sgr. 
51, Bf. erhalten. 

Im Franziskaner Hospital find im Durchſchnitt täglich 50 Perfonen beiberlei Geſchlechts 
ganz unterhalten worden. Die mit demſelben verbundene Irrenbewahranftalt barg durchſchnitt ⸗ 
lich 15 theils heilbare, theils unheilbare Kranke. Im neuen Kranfenhanfe im früheren There- 
fienffofter an ber Schulſtraße genießen durchſchnittlich 148 Kranke beiderlei Geſchlechts Pflege 
und ärztliche Behaudlung. Am 1. Oltbr. 1857 betrug bie Zahl ber im ben genannten Au- 
Ralten untergebradhten Berjonen im Ganzen 174 Den Berpflegungstagen nad, beren Zahl 
überhaupt in bem Jahre vom 1. Ditbr 1857 u. 1858 87,029 betrug, befanben fi) in bem 
Käbtiichen Anftalten im Durchſchnitt täglich 241 Perſonen. Behufs Verpflegung und Heilung 
und zur Unterhaltung ber Anflalten find pro 1. Oltbr. 1857 u. 1858 überhaupt 17,790 Zhlr. 
14 Sgr, 4 Pf. verausgabt. Für bie Jahreszeit vom 1. Oltbr. 1857 und 58 trifft auf bem 
Kopf der in ben Anflalten verpflegten Armen täglih 6 Sgr. 8 Pf. Das Lolal für Obbachlofe, 
das im ber kalten Jahreszeit gebeizt wirb, verurfadhte eine Ausgabe von 28 Thlr, 22 Ser. 
3 Pf. für Heizumgsmaterial im ber Zeit vom 1. Iuli 1857 und 1858. Für Kleidung und 
Brennmaterial, fowie fr verabfolgte Medizin am arme Kranle außerhalb ver Anftalten, für 
ärztliche Behandlung verjelben auf Koften der Kommune und Beerdigung unbemittelter Berftor- 
bener haben die Ausgaben 4366 Thlr. 4 Sgr. 1 Pf. betragen. Die Vertbeilung fog. Rum⸗ 
fortfher Suppe in 18,300 Portionen, einfhließlih 450 Portionen mit Fleiſch und Brot, Toflete 
im Winter 1857 und 1858 340 Thle, 2 Sgr. 3 Pf.; e8 fam baher die Portion biefer Suppe 
im Durchſchnitt auf 6%, Pf. zu ſtehen. Auswärtigen Kommunen finb für Verpflegung und Heir 
hung armer Kranler aus biefiger Stabt pr. 1. Oltbr. 1857 u, 1858 248 Thlr. 22 Sgr. 10 Pi. 
erftattet worben, wogegen für Heilung armer Kranler von auswärts 3573 Thlr. 22 Sgr. 5 Pi. 
von ben beizeffenden Kommunen eingezahlt worben find. Im Ganzen beliefen fih die Ausgaben 
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für die Armenpflege in dem Zeitraum vom 1. Dftbr. 1857 und 1858 auf 35,032 Thir. 
22 Sgr. 1 Pf. Das Kapitalvermögen der verſchiedenen Armenfonds befiebt: a) bei dem Ar- 
menfonds jelbft 66,627 Thlr. 1 gr. 7 Pf; b) bei dem Yonbs ber Dr. Schueiberſchen Stif- 
tung 1182 Zhle. 22Sgr. 11 Bf; c) beim Rumfortſchen Suppenfonds 10,633 Thlr. 10 Ser. ; 
a) beim Waifenkuabenfonde 5675 Thlr., in Summa in 84,068 Thle. 4 Sgr. 6 Pf. 

Die Beſtände ber Spartaffe betrugen am 18, Dftbr. 1857: 258,844 Thle. 29 Sgr. 
9 Bf. mb am 18. Olibr. 1858: 279,084 Thlr. 11 Sgr. 1 Pf; fie haben ſich aljo im Laufe 
eined Jahres vermehrt um 21,259 Thlr. 11 Sgr. 4 Pf. Das Bermögen bes Iuflituts betrug 
Ende 1867 26,796 Thlr. 7 Sgr., die Berbiublichleiten deſſelben betragen 241,436 Thlr. 26 Sgr. 
10 9. Sparlaffenbüher waren Ende 1857 4063 Stüd im Umlauf. Davon lauteten 1827 
Bücher auf bis inkl. 20 Thlr.; 1090 von 20-50 Thlr.; 686 50-100 Thlr. ; 300 100 bis 
200 Thlr.; 160 über 200 Thle.' 

Die der Pfandleihkaſſe von der Sparlaffe gemachten Vorſchüſſe betrugen am 
18. Olibr. 1858: 30,934 Thlr. 17 Sgr. 6 Bi. Im Jahre 1857 wurden 7186 und im v. 9. 
bis zum 18, Olibr. 6960 Darlehne bewilligt. Dagegen haben 1857 8500 Rüdzahlungen und 
bis zum 18. Oftbr. 1858 ſchon ca. 8000 ftattgefunden. Die Berwaltungsloften aus dem Jahre 
1856 find getilgt und pro 1857 ein Ueberſchuß von 215 Thlr. geblieben, 

Im ſtädtiſchen Theater wurden in ber Zeit vom 1. Oltbr. 1857 u. 1858 124 
Borflellungen gegeben, werunter 4 zu milbihätigen Zweden. Die Einnahme hiervon betrugen 
(tut. für das Büffet) 1142 Thlr. 18 Sgr. 6 Bf., Ausgaben waren 793 The. 15 Sgr. 7 Pf., 
mithin ein Ueberſchuß von 349 Thir. 2 Sgr. 11 Pf. Die Ueberihäffe ver Einnahme kommen 
auf biejenigen Vorſchüſſe in Berechnung, welde in früheren Jahren für ven Heigapparat, Re- 
nobirung und Bauten aus Kümmereifonds vorgejchoffen worben find. An Kapitalvermögen 
befist ber Theaterfonbe 2000 hir. 

Bas die Finanzlage ver Kämmerei betrifft, fo beſteht das Kapitalvermögen ber 
Stadt gegenwärtig: 1) bei dem buch Ablöfung von Renten x. gebilbeten Fonds, dem Relui-⸗ 
tionsfondbs 59,512 Thlr. 19 Sgr. 2 Pf.; 2) bei bem Fonds zum bereinft nothwendig werben» 
ben Bau ber Wallifcheibrüde 6918 Thlr. 8Sgr. 9 Pf.; 3) bei dem zu Berfchönerungen und zur 
rmeiterung der Straßen und Pläge beftimmmten. Fonds 2821 Thle. 29 Sgr. 11 Pf, Das 
Gefammtlapitafdermögen bei biefem Fonds beträgt daher 69,252 Thlr. 27 Sgr. 10 Pf, Die 
Bergleichung bes Standes des Reluitionsfonbe mit dem Status des Berwaltungsberichts pro 
1867 und ven Unfäen bes Etats pro 1858 ergiebt eine Zunahme im Kapitalvermögen von 
24,636 Thlr. 26 Sgr. 2 Pi., welche durch den Anlauf von Werthpapieren entſtauden if, wozu 
theil® bie Eiunahmen des Reluitionsfonbs ans der Beränßerung bes Heinen Kanonenſchuppen⸗ 
Falles in ber Ziegenſtraße und eine® Terrains von 327%, Ruthen am Ende ber Grabenſtraße, 
theils bie baaren Gelbbeftänbe des Relnitionsfonbs, theil® eudlich die im tat pr. 1858 zur 
Dedung ded in den Borjaheen vergriffenen Kämmereivermögens ausgemworfene Summe von 
4664 Thle. 27 Gyr. 7 Pf. die Mittel boten. 





Der Induftrie- und Eultur-Berein in Nürnberg. 

Der Zweck des Induſtrie · und Cultur⸗Vereins find im Allgemeinen Beförberung bes 
vaterlãndiſchen landwirthſchaftlichen Kunftl- und Gewerbefleißes, Unterftügung ber Wittwen und 
Waiſen verftorbener Mitglieder, Einrichtung nützlicher und mwohlthätiger Anftalten, Unterftügung 
verarmter Landwirte und Handwerker, Anftellung verfchiebener Slonomifher Verſuche, endlich 
Berbreitung der gefammelten Erfahrungen, welche auf vorſtehende Zwede Bezug haben. Zur 
Erreichung obiger Zmede ſtehen dem Bereine folgende Mittel zu Gebot: bie Diplomsge- 
büßren feiner neu aufgenommenen Mitglieder, bie jährlihen Beiträge ber Letzteren, bie baaren 
Borfchüffe anf Aktien, Unterfiigung von der Königl. Regierung, freimillige Geſchenle von 
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Mitgliedern und Privaten, der Ertrag bes Bereind-Lolales und des Bereins-Gartens. Alle Ein- 
nahmen fließen in bie Vereins und Anftalts-Raffen und ftehen unter ber Berwaltung bes 
Direltoriums. Diefes Direktorium befteht aus dem erſten Direktor, aus dem zweiten Direktor, 
ans dem Caffa + Borftand, aus dem erflen umb zweiten Sekretär, aus dem Rehnungs-Revifor, 
dem Arhivar und Bibliothelar, endlich aus weiteren zwölf Direktorial-Mitgliebern. Die Mit- 
glieder des Vereins beftehen aus ordentlichen und außerorbentlihen Perjonen, welche leßtere 
fi) von Zeit zu Zeit durch ſchriftliche Arbeiten, durch Hüffeleiftung bei nützlichen Zweden aus- 
zeichnen, ober für bie geſelligen Unterhaltungen mit Rath und That betheifigen ; ferner aus 
Ehrenmitgliebern, welde aus Perjonen gewählt werben, bie fi durch ihre allgemeinen Ber- 
dienfte um Landwirthſchaft und Imbuftrie oder für höhere Interefien auszeichnen. Jedes nen 
aufgenommene Mitglied erhält ein Aufnahmsdiplom, wofür dafjelbe, wenn es berheirathet if, 
1 fl. 30 fr. und wenn es umverbeirathet ift, 1 fl. Aufnahmegebühren, nebft einen freiwilligen 
Beitrag an die Wohlthätigfeitstafje zu entrichten hat; als Jahresbeitrag zahlt e8 im erften Falle 
4 fl. und im zweiten alle 3 fl. in "jährlichen Friften voraus, Außer diefen Zahlungsver- 
binblichkeiten kann feine Forderung an ein Mitglied gemacht werben, ohue jedoch ber Wohl» 
tpätigfeit befjelben Grenzen fegen zu wollen. 

Die Anftalten des Bereins beftchen: 

I. in der Wohlthätigleits-Aufalt. 

Der Zwed biefer Auſtalt ift im Allgemeinen vie Unterftütung ohne ihre Schuld ver- 
armter Handwerler, Lanbwirthe und amberer durch befondere Unglüdsfälle augenblicklicher Hülfe 
bebürftiger Familien, und in Aufmunterung armer und fleißiger Schullinder zur wiſſenſchaft⸗ 
lichen und fittlihen Bildung. Der Fond dieſer Anftalt ift begrinbet in den freiwilligen Bei- 
trägen der Mitglieder des Vereins umb in den Geſchenlen anderer ebler Menſchenfreunde. Jeder 
welcher von biefer Anftalt eine Unterftügung zu haben wi.nfcht, hat feine Bitte entweber un» 
mittelbar ober durch ein Mitglied beim Direktorium anzubringen; itber das Geſuch entſcheidet 
die Berfammlung ; in bringenden Fällen kann jedoch die Commiffion fofort verfügen. 

U. indem Frauen-Berein. 

Der Zwed bes Frauen-BVereins iſt: unbemittelten verheiratheten Wöchnerinnen biejenige 
Hülfe zu leiften, die fie aus dem öffentlichen Armenanftalten nicht erhalten können, keineswegs 
aber gewöhnliches Almofen zu geben, Den Fond des Bereins bilden blos Gaben der Mild- 
thätigleit, ald: a) Geſchenle in baarem Gelde, b) Vermächtniſſe, c) Geſchenle in natura aller 
Art. Diefe Anftalt wird durch eine befondere Direltorial-Eommiffion, beftehend aus einem 
Borflande (zugleich Kaffirer), zwei Direltorial-Mitglievern und einem Sefretair geleitet. Aus 
den Mitglievern des Wrauen-Bereins werben durch Stimmenmehrheit vier Vorfteherinnen ge- 
wählt, welche mit ber Direltorial-Commijfion alle innern und äußern Angelegenheiten des 
Bereins leiten und beforgen. Die BVorfleherinnen haben alle nöthigen Materialien aus ben 
Beiträgen auzuſchaffen und ſolche nad den gefaßten Beichlüffen zu vertheilen. Sie beffeiven 
ihre Stellen in der Regel drei Jahre, und es ift bie Einrichtung getroffen, daß alljährlich 
eine davon, nämlich bie zuerft gewählte austritt, und burd eine mitteld Stimmenmehrheit neu- 
gewählte erſetzt wird; bie Abgegangene ift jedoch flets auch wieder wählbar. Die Wahl findet 
jebesmal im September ftatt. Die Mitglieber diejes Vereins leiften einen Einftand von 1 fl. 
12 kr. und jährlich einen gleichen Beitrag; jedoch ſoll der Wohlthätigleit hierburch feine Grenze 
gejett fein. Alle 14 Tage verfammeln fi bie Mitglieder, um die an die Wöchnerinuen zu 
vertheilenden Gaben zu fertigen. Bei dieſer Gelegenheit haben die Vorfteherinnen die einge- 
laufenen Bittgefuhe zur Prüfung und Beichlußfaffung vorzulegen. Die Hülfeleiftung erftredt 
fi) auf arıme, verheirathete Wöchnerinnen; die Vorfteherinnen haben jedoch die Pflicht, ſich vor 
der Bertheilung der Gaben perfönlih von der Wilrbigleit der zu Unterftügenden zu überzeugen. 
Bei allen dieſen milbthätigen Unterftügungen fol im ber Regel baares Geld nicht verabreicht 
werben, alles was möthig und erforberlich, if in natura herbeizuſchaffen, auch ift von Zeit zu 
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Zeit nachzuſehen, daß vom ber erhaltenen Unterſtützung unter keinem Vorwande Etwas zu 
Gelbe gemacht wird. Im biefem Falle verliert der Dürftige jeben — auf weitere — 


Rügung. 
m. Wittwen- und Baifen-Benfions-Hufalt. 

Diefe hat zum Zwechk, hinterlaffenen Wittwen und Waiſen von orbentlichen Mitgliedern 
eine Jahres-Rente zu gewähren; letztere "geht jedoch verinftig, fobald die Wittwe fich wieber 
verehelicht. Hinterläßt ein Mitglied eheliche Kinber und feine Wittwe, jo beziehen bie Kinder, 
bis das jüngfte 14 Jahr alt if, biefelbe Mente, als wenn bie Mutter lebte; angenommene 
Kinder fönnen keinen Anfprud daranf machen. Jene Kinder, welche jeboch das 14. Lebensjahr 
überfhritten haben, können keinen Anſpruch mehr auf Penfion machen, fondern e8 gebührt biefe 
ben jüngern Geſchwiſtern. Es fieht ven Wittwen und Waifen frei, auf bie Rente zu verzichten, 
hingegen haben biejelben das echt, wenn fie auch einige Jahre die Rente nicht bezogen, bie 
laufende jährlihe Rente in Anfpruch zu nehmen. Nur diejenigen Mitglieder, welche einen 
jährlichen Bereinsbeitrag von 4 fl. leiſten, haben für ihre Hinterlaffenen Auſpruch auf biefe 
Anftalt. Es können fi auch Umverheirathete durch Zahlung dieſes Jahres-Beitrags bei biefer 
Anftalt betheiligen. Jedes neu aufgenommene oder wieder eintretende Mitglied muß volle 
3 Jahre vom Tage feines Zugangs ober Wiebereintritt® am bei biefer Anftalt fein umb die 
jährlichen Beiträge gehörig entrichtet haben, bevor es Anſpruch anf die Benfion fir feine Hinter- 
bfiebenen machen Tann. 

Die folgenden Beftimmungen find Ähnli denen anderer Penfions-Anftalten. Die jähr 
fihen Penfions-Renten werben berechnet aus ben eingegangenen Ouartal-Beiträgen un» fallen- 
den Zinfen ber Capitalien mit *; des Anfall; das letzte Drittel wird mit dem Fonde ab- 
maffirt, bis nach Lage der Verhältniſſe eim weiterer Beſchluß des Vereins hierüber erfolgt. 
Diefe Anftalt darf mie eingehen und follte ſich einft ver Verein auflöfen, jo wirb ihr Kapital 
für die zuletzt hinterbliebenen Bereinsfamilien in ber bisherigen Weife und umter Euratel ber 
ſtädtiſchen Behörde verwaltet, und nad) Abfterben berfelben zu ähnlichen wohlthätigen Zweden 
mit dem übrigen Bereinsvermögen vermwenbet. 

IV. Marimilians- Stiftung. 

Diefe Stiftung wurde zum Zwede ver Erziehung und unentgelblihen Unterhaltung armer 
Knaben an ber landwirthſchaftlichen Kreis-Erziehungs-Anftalt zu Lichtenhof vom Imbuftrie- und 
ult ur-Berein gemacht und es ift dem Vorſtande des Vereins nach dem bei bem Königl. Land- 
gerichte unterm 23. Januar 1854 mit der Königl. Regierung abgeichloffenen Bertrage eine 
Stimme im Scholardat bei ber Königl. Kreislanbwirthihafte- und Gewerbeſchule hinſichtlich 
der Berhältniffe der landwirt hſchaftlichen Erziehungs⸗Anſtalt in der durch Minifterialentihließung 
vom 6. September 1844 näher beftimmten Weife eingeräumt. 

V, Indufrie-Garten. 

Der Bereins-Garten wird in mehreren Abtheilungen zur Bewirthihaftung und Anftellung 
verſchiedener Blonomifcher Verſuche an wirkliche Mitglieder in Pacht gegeben, Die Verwaltung 
wird von einer befonderen Commiffion nah ben barüber beſonders beftehenden Statuten 


beforgt. 
: VI Anſtalt zur Beförderung vaterländiſcher Pferdezudt. 

Der Amel dieſer Anftalt ifl, von Zeit zu Zeit Lanbwirthe, welche Pferdezucht treiben, 
durch Preife und fhriftlihe Belehrungen auszuzeihnen und zu ermuntern, desgleichen an die 
Altionäre dieſer Auftalt alljährlih eine durch das Direltorium beftimmte Anzahl Aktien, mit 
22 fl. gezogen, durch das Loos zurüdzuzahlen. 

VO. Eolonie- Anfalt. 

Diefe Anftalt hat den med, unbemittelte Einwohner Nürnbergs durch Verleihung eines 
Heinen Feldſtückes zum eigenen Anbau zu unterſtützen und befteht hierüber bie befonbere Be- 
fiimmung vom 21. März 1863, 
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Nah der Rechnung pro 1857 beläuft das Bermögen ber Armen-Golomie fich auf 
3144 ji. 38 fr. und beficht aus 9 Tagw. 62 Dezimalen Ader im Anfanfepreife zu 1750 fl., 
einem Häuschen für den Colonie-Auffeher im Anſchlage zu 600 fl., dem Caſſabeſtand vom 
794 fl. 38 fe. Die Baarſchaft von 794 fl, 38 kr. ift fogleich verzinslich augelegt worben und 
wird mit ben Einnahmen bes lamfenben Jahres vielleicht zureichen, zur Erweiterung ber Anftalt 
eim weiteres Grundſtück zu erwerben. 


Vi. Anfalt für gefellige Unterhaltungen. 

Hiefür befteht eine eigene Commiffion, welde zum Zwecke hat, vom Zeit zu Zeit Erheite- 
rungen buch mufitalifhe und beflamatorifhe Vorträge ober Anorbrnung don Gartenfeften 
Unterhaltung zu verfchaffen. Bon Bereinsmitgliedern ausgehende Geſuche um Ueberlaffung bes 
Saals zu Tanzunterhaltungen find minbeftens 24 Stunden vorher dem Borflanbe biefer Com- 
miffion anzuzeigen. Nur kei einzelnen Fällen ift demſelben unbenommen, eine Birzere Frift 
zu geftatten. 

IX. Literarifhe Anfalt. 

Der Verein giebt zu unbeflimmten Zeiten eine Zeitfehrift, literariſche Werte, jowie all, 

jährlich ben Bersinb-Sefestierict bezumt. 


Summarifhe Ueberſicht über bie ers ber Nürnberger 
Wohlthätigleits-Stiftungen für das Etats-Jahr 1857 und 1858, 


Bortrag ber effectiven Einnahmen. 
l. An Xctiv-Eaffabeftand vom Borjahre 10730 fi. 58 ki. 3% " 
1. Un Wectio-Ausfländen . » . . A 0,85, — 
1. An Rechnungspefecten und Grfahpoften ö cu 6808 8 us 
IV. An Zinfen von Activ-Eapitalien . . . 1263821 „42. 1 


V. An Ertrag der Nealitäten . . . . . 19296 „38, " 
VI, An Ertrag aus Dominical-Renten und 

fonfligen Nehten . » 2 22.740887 „ Au — m 
vn. An Suftentationsbeiträge . . 26885 „16. 2 „ 
Vm. Außerordentliche oder zufällige Einnahmen 3, T), 2m 
IK. Un heimgezahlten Activ-Eapitalien . . 173419 „— u — u 


X. An zurüderhaltenen Hetiv-Borfhüffen . 103860 „—. — n 
XI. An Erlös aus verfauften Realitäten und 


Rechten .o.e le ' 19523 " 2 7) — 4 
All, An Legaten und Furtbirnngszufläffen . 17678 
Summe aller Einnahmen” 440350 f. — SH MH. 


Vortrag ber effectiven Ausgaben. 
l An Zahlungsrüdftänden aus früheren Jahren . 75 fl. — . — pf. 


1. Ar Rehnungsdefecten und — — 60 „ 8 
Ill, Auf bie Berwaltung oo. 0%. W 8542 „ 15 "„.—n 
IV. Auf den Stiftungswed . . 2» 2 2.2.0. 159165 „ 59, 1, 
V. Auf Zinſen bon Baffiv-Eapitalien . 00... by — m 
VI. Auf Prozeß ·Koſten A NR NE N re 11 7 Du — m 
vi. Auf Suftentationsbeittäge - » 2 2. 0. 28085 „19, — „ 
Vu, Auf zurücdbezahlte Paffiv-Borihäfe . - - » Hrn un 
IX. An hingeliehenen Activ-Rapitalien . 0. . 202565 ,— u — nm 
X. An geleifteten Activ-Borihlffen. . . - 30000 » — u. — u 
XR. Auf ven Ankauf von Nealitäten und Hecpten x 718 u, Au — u 


Summa aller Ausgaben I30084 Ti. 48 k. 7, #. 
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Abſchluß. 
Die Einnahmen betragen 440350 fi. 17, kr. 
Die Ansgaben betragen 430084 „ 481% 
Activ-Beftand 10245 fl. 189, Id. 
welcher in bie Rechnungen fir das Jahr 1858/59 übergeht. 


Summarifher Ausweis bes Bermögen® und Schniden-Stanbes am 
Schlufje bes Etats-Jahres 1857/58, 
Bermögen: 

a) rentirendes 4625668 fl. 25%, fr. 

b) nicht ventirenbes 801179 „ 12%, „ 
Summa 375/ 
Schulden: 
a) verzinsliche .. . . 1I00 fl. — kr. 
b) unverzinslich.. 160 — 
umma — 
Ausgleihung: 
Bermögen. » » 0 2. . 4926847 fl. 37%, kr. 
Schulden. 250 „ — 


Bermögenefann IIRGEOT 11. 379, Kr. 





Summarifche Heberfiht der Einnahmen und Ausgaben der allgemeinen Armenkafle 
in Hannover im Jahre 1858, 


Einnahme 
1. An Ueberſchuß aus voriger Rechnung (u. 400 Thlr. 16 un * 287 Thlr. 20 Ogr. 11Pf. 


2. auf Rechnungsfehlr . - © 2» 2 2 2 00. ; — — » As 
3. an zurückgezahlten Altiv-Rapitalien et. MO a een 
4. an Schenkungen und Bermädtnifien - » -» - -» cs „ 1. nm 
5. an Zinfen von ausgelicehenen Kapitafien — 16 On * 1197 13 8, 
6. aus den Subſkriptionsliſten ). . . 8 „ In m 
7. aus den orbentlihen firchlichen Sammlungen. en a A Bi 
8. aus den Jahrmarlt-Bühfen . . .. . RR kr ER ae 1. 14 8, 
9. an Gefhenten) . . 2 2 2 20. De lee BB u — nn nm 
10. aus Königl. Kafien . . . a a are BE N De We 
11. an Zufhäffen aus ber Stabilaſſe — 1079 „ 2 „ 6, 
12, au Zuſchüſſen aus dem ve: u. bem Frei-Beuerungstegifler 9) 587 „13. 8 
13. an Iußgemein . . . a or .. MT „Bu 5% 


Summa Einnahme 12065 Thlr.20 Gar. 3 Pf. 
und 706 Thlr. 8 Gyr. H 
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') von Sr. Majeſtät dem Könige 1000 Thlr., von 2607 Privatperfonen 2924 Thlr. 
233 Ggr.; 2669 in bie Liſten eingetragen; allem Anfcheine nad jehr wohl beitragsfähige Ein- 
wohner haben gar teine Beiträge geliefert; 

2) von Ihrer ag der Königin 335 Thlr. Kour,, von einem Wohlthäter, welder 
nicht genannt fein will, 20 Thlr.; 

3) die Spinn-Anftalt hat 109 Spinmerinnen unb 10 Weber —— bie Freifeue⸗ 
rungsauſtalt hat vom 1. Der. 1858 bis 1. März 1859 ausgegeben: an 9 Berjonen 94500 
Stüd loſen Torf, 129750 Stüd harten Torf und 3664 Himten Steintohlen, zum Gelbwerthe 
von 849 Thlr. 14 Ggr. 8 Bf. Kom. 


Ausgabe. 
1. Auf Rechnungsſehler . . . are ie 5 Zhle. — GEgr. 4 Bi, 
2. an ausgelichenen Kapitalien ” "500 zu » re | ee — 
3. an Befoldungen . . . . 0. BR — „ 
4. an aufgenommene Arme). . - 5 1.00. MA. Br " 


5. an außerorbentlihe Bewilligungen an — ee a a 19 „ 138 „ 
6. für Pröbener im Hoßpitale St.NMilolaii . - » 2 2 =. 230 „ 5. 
7. für im Pflege gegebene Kinder). - 2 2 2 2 220. 9710 „ 17, 
8. für Kleidung, Wäfche und vergleihens) . . — 746, 8 „ 
9, für ärztliche Behandlung der Kranten (u. 175 7° ». ne 2091, 
10, für Kranfenbebarf . . . ... 6 ne 1180 
11. am Legatengelben . . 2 2 0 2 0 3689 
12, an Begräbnißloſten - - o 2 0 0 0 ee 20 76 
20. an Bireantoſden 4 127 
14. an geleifteten Altiv-., Bor- und Zufhüflen‘) . . . . » 164 „ 
15, au SZusgemen - n» - Son 00 0 0 0 0 05 5 EU ,„ 8, 


low omonml | | | 


" 


Summa » Ausgabe 11427 Thlr. 5 Gyr. — Pf. 
und 675 Zhlr. + 


Bleibt in Kaffa = 31 Zhlr. 8 Gyr. 688 The. 15 Ggr. 3 Pf. 





Volkszählung in der Stadt Weimar. 
Die auf dem Stande bes 4. Dezbr. 1858 ausgeführte Volkszählung biefiger Stabt 
ergiebt zuſammen 13,194 Einwohner, melde in 2824 Haushaltungen ober einzeln wohnen. 
a) Der Religion nad gehören: 

11 Berjonen ber reformirten, 
3 „ ber ruffifch-griechifchen, 

22 _ der latholiſchen Kirche an; 
4 u find israeliihen Glaubens; 


383 Perfonen Summa, die übrigen Proteflanten, 
b) Dem Ramilienftande nad zerfällt obige Einwohnerzahl in 
8621 unverheirathete, 
3577 verbeirathete, 
945 verwittwete und zwar: 
215 Wittwer, 
730 BWittwen, 
51 geſchiedene Perfonen. 


13,194 Summa. 


J die Zahl ber jog. — d. h. mit regelmäßigen monatlichen Unterſtützungen be- 
dachten Armen betrug Ende 1 — 413, unb zwar 845 weiblichen, 68 männl. Geſchlechts. 
Die monatlichen Gaben sen 8 Ggr. bie 2 Thlr. ; 

5) die Zahl der durch die Kinder-Pfle ege-Rommiffion größtentheils auf dem Laube unter» 

gebrachten Kinder und Erwachfenen betrug Ende 1858 —= 158; 

6) darunter für anfländige Kleidung bürftiger Konfirmanden pptr. 320 The, ; 

’) e8 find 19 Perfonen auf Koften ber Armenkafje beerbigt 

*) an die Rumſordſche Speijeanftalt, welche vom 1. Des. ee bis einſchließlich 31. März 
1858 im Ganzen 54,739 Portionen mit einem Aufwande von 1228 Thlr. 6 Ggr. 4 Pf. aus 
gegeben hat. 
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c) Nach ben verſchiedenen Altersllaffen kommen von obigen Einwohuern : 
1217 Kinder bis zum vollendeten Gten Jahre, 
1864 Rinder von 6—14 Yahren incl. 
4829 Perfonen von 14—30 Jahren incl. 
4247 ” " " " 
992 " ” 60-80 n ” 
5 , über 80 Jahre (darunter 1 Perſon von 94 Jahren). 
13,19 Summa. 


d) Dem Geſchlechte nad ergeben ſich 6456 männfiche Berfonen, nämlich 4930 über 
14 Jahre und 1526 unter 14 Jahre, 6738 weibliche Perfonen, nämlich 5183 über 14 Jahre 
unb 1555 unter 14 Jahre. 

e) Unter der Zahl ber biefigen Einwohner befinden fi) 6254 Perſonen, welche nicht in 
Beimar geboren find, und zwar 4002, welche aufjerhalb ber Stadt Weimar im Großherzog. 
thume, 2252, welche im Auslande geboren find, 

f) Mit Haus- und audern Grunbftüden anfäffige Perfonen haben ſich 1182 gemelbet. 
(Die Zahl der hieſigen Häufer beträgt 1055, die Aderzahl der hiefigen Flur mit Ausſchluß 
ber Stabt 7729 Ader.) 

g) Unter ben biefigen Einwohnern befinden ſich 

13 Blinde, 
17 Taubſtumme 
mit Einfluß von 8 Perfonen, welche fi in ver Taubflummenanftalt befinden. 
h) Die hiefige Schulanftalten beſuchen 1947 Kinder und zwar: 
7% Kinder bie. I. Bürgerſchule, 
55 „ die II. . 
158 Perfonen die Realfchule, 
20 u das Gymmafium, 
110 „ das Sophienftift, 
104 -,, das Wernidihe Imftitut, 
10 ;; bie Hanbelsvorbereitungsjchule, mit Ausfchluß ber Lehrlinge. 
umma. 

Bon biefen Schulanftalten befchränten fi nur die Bürgerſchulen auf das 14. Lebensjahr. 

i) Unter den biefigen Einwohnern find mitgezähft worben : 

1248 Perſonen, melde fi als Dienftboten jeder Art bier aufhalten; 
752 Hanbwerkegejellen, welche bier befchäftigt find; 
440 laſernirte Soldaten. 

k) In Bergleich mit der Vollszählung dv. I. 1855, welde zum Reſultat eine Gejantmt- 
einwohnerzahl von 12,959 Perfonen in 2810 Hauspaltungen oder felbfifländigen Wohnungen 
ergab, hat fi) bie Hiefige Stabt in 8 Jahren um 14 Hausholtungen und 235 Einwohner vermehrt 

Diefe Bermehrung ift aber nicht im einer Ueberzahl der Gebornen gegen die Geftorbenen, 
fonbern Tebiglich in einem Zuzuge von aufen, namentlich auch durch bie Hiefigen Unterrichtsau⸗ 
falten herbeigeführt, ſowie endlich im einer größern Anzahl kaſernirter Soldaten zu fuchen. 

Denn was bie erſten betrifft, fo wurden nach ben verglichenen Kirchennachrichten i. I- 
1855 282 hier geboren, 266 verftorben, es verblieb aljo ein Weberfchuß von 16, im I. 1866 
wurden 268 geboren, 258 verftorben, Ueberihuß 10, Summa 26. 

Dagegen verftarben im Jahre 1857 357 PBerfonen, während nur 258 geboren wurben, 
fo daß fi ein Ausfall ergab von 99, und aus den letzten 3 Jahren 1855, 1856 und 1857 
ein Wehr der GeRorbenen von 73 erſcheint, welches feinen Erllärungsgrund in ben Folgen 
ber im vorigen Jahre bier graffirenden Kinderkrankyeiten (Scharlach, Majern) finbet. 
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Haudhaltöplan der Stadtlommune EChemnig pro 1859. 


Ehemnig, im März. Der biesjährige Haushaltsplan für bie Stabtlommune, beifen 
Bereinbarung biefesmal ungewöhnlich fange bauerte, ift im folgender Weife zufammengeftellt 
worben: 


1, Die Stabdtlaffe betreffenb: 


Einnahme. 

Bon umbeweglihen Gütern: Walbungen, Bleichen, Pachtgelbern x. 9109 Tplr. 19 Sgr. 8 Pf. 

Bon Gerechtſamen, welche beftimmte Nutungen gewähren . . . 3147 „1, 4, 
Bon Gerechtſamen, welche fleigende und fallende Nugungen gewähren 23140 .„ 2 „ 5 

Borjähriger Caffenbeftand zur Ausgleihung für den Mehrbevarf . 1080 „ 2 „ 3. 
1 


Bon aufenftehenden Forderungen, Eapitalzinfen ıc.. . » » .» - 2320 „ 6 „ ” 
An birecten Commmnanlagen - © > 2 2 2 2 er een 300 „ — u —n 
Insgemein ea a ae Se Ta er‘ Fe er Ge er 5549 15 „ In 
— — — — — — 
Summa 97657 Thlt. 21Sgr. — Pf. 
Ausgabe 
An Abgaben und Gefälen. . - 2: 2 0 nen 1835 Thlr. 9 Sgr. 5 Pf. 
An Bejolbungen, Remunerationen und Einnehmergebühren . . . 25910 „ 14 „ 7, 
An Penfionen und Unterflügungen - - 2 2 2220. FR: ı One Wa 
Au Geſtifteʒinſenn. . . . a an A en 
ET BE 49 „ 8. 7, 
An Aufwand für Baue, Reparaturen am Gebänben, Staßen, 
Brüden, Schleußen | EEE Er 26810 n. "mn u 
An andern öffentlichen Berlihsifen - - 0 0 00. 0. 907 „ — u —u 
An Fenerungsmaterial, Inventarien und Erpebitiongnfmann . „ 3045 „ — u —u 
Zur Schuldentilgunngg. 3800 — u —n 
Yusgemein, mit Einfchluß bes Bufepnffes Fl "bie Armenverforgung 
bes Krantenbaufe® . © » 2 2 2 20 ne. ..2473 „I u 6 


Summa 97657 Thlr. 21 Sgr. — Pi. 


2. Das Armenverforgungsamt. 
@innabme 


GEapitalginen -» 2 2 2... + 40 The — Sgr. — Bi. 
Anlagen bei Kinbtaufen, Gommmuionen, Seichenbeftattungen unb 
Trauuugen. ar rer BEE | Ge Br 
Bon ben Innungen, Bürgerrechte - Exrtheilungen, — und 
Druck des Geſangbuches . ee 200 "„ — , ee -. 


Bon Anlagen bei Gmmnbftüdsveräußernngen . .» » » +.» "1800 „m nme 
Bon reflitnirten Almofen, Kur⸗ und Berpflegungsgelver, Traus⸗ 


portloften r , "We er Tr 6 1200 — "nr 
Bon öffentlichen Borfellungen, Theater, Sehenswikrdigfeiten x. WW u — 0 =. 
Bon Gejhenten, Zagblarten, N: x... MW u“ — — 
Schutverwanbtenfteuer aaIT 12? IT nr Jar SE er vo” Dur VER .800 er 6 A 
Uns um Mumie > 0 56221 68 
Zuſchuß aus der Stabtlafle- > 2 2200er MET 


Summa 16810 Thlr. 11 Sgr. 9 Pr. 


Wusgabe. 

An Unterfügung in baarem Gelde für hier Iebenbe Arme . . . 9000 Thix. — Sur. — Bi. 
An Unterfilgungen derſelben an Speilemarten -. - - » » . 10 u — un u 
An Unterſtuͤtzungen in baarem Gelde für auswärts lebende hie⸗ 

ſige Urm —— DM un — 2— 
An Landesauſtalten und — Unterftügungen Braut: Dre) DO „ 1. un 
Au Schulgeld für arme Kir - - 2» - - 2 2 m nn. #0 „ = u. u 
Ar Anfhaffung von Kfeivungeffüden, Feuerungsmaterial , zur 

Dienfibotentrantenlafle - - » =» 2 2 2 0 0. 260 „ — u _n 
An Kur und Berpflegungsloften für arme Krante im Kranten- 

BEE ee ee a ae 100 „ — un nr 
Für Mebilamente, Begräbniß⸗ uud Transportkoften und Reiſe— 

0 7 BE EEE N un a u 
An Beſoldungen net ea WR U ZU 470 " — nn 
An Regieaufwand . > 2: 2 Een en ’ 150 —, 


em 16810 *77 ii Ser. IH i 
: 8, Das Armenhaus betreffend. 
Einnahme. 


An Zinfen, reſtituirten Berpflegungs⸗ und Begräbnißloften und 
konfidzirien 


Gegenſänden. nen 820 Thlr. Sgr. — Bl. 
An verdienten Arbeitslöhnen der Armenhaus· Cinwohner.... 800 — u —n 
Zuſchuß aus der State - . 2 2 2 20. .... 642, MB. DB, 
Summa 3668 Thlt. 7 Spt. 5 #. 


Unsgabe 
An Verpflegung ber Arnenhausbewohner, 100 Berf.atägih 28 Pf. 306 „ 20 „ — u 
An Almofen an nicht verpflegte Armenhausbewohner, Mebijin-, 


Kur- und Entbindimgsanfwnd . : 2 2.2. . u nn 
Au Fenerungsmateral . . » . EEE 36 „ Tr I 
An Bäche, Fußbelleidung und Sonfiges a HM u Bun — 
An Bauanfwand und Mbgaben - . . 2 2. ae en Br 
An Beſoldungenn.. 6756 20 — 


= 


Insgemein . . . . . GE VE SI N EEE. 11 
Summa 5663 * 7 Sgr. 5 Pi. 


4. Das Waiſenhaus betreffend. 
Einnahme. 
Erlös für Milch, Rahm, Kartoffeln, Stroh, Bich, Getreide und 


Deputathel - - » >: iin. 880 Ehe — Sgr. — Pf. 
Erlos von konfiszirten Gegenflänben n. ae Sngängen 197 „ BB. u 
An Rapitalziufen - » 2 2 2 2 2. 50 u en 
Zuſchuß aus der Stabtlafle- -. - : 2 2 2. . 107 u — 1, 
————— 2884 Thlr. 18 Sur. 1 H 
Yusgabe 
Schalte und Löhne » > > 2 2 2 nen 2 „u — un 
Berpflegung von 40 Köpfen (35 Kinver, Bater, Mutter, Lehrer, 
Knecht und Magd, A 15 Thlr. per Wode). . . . O0 „ — u _n 
Beiten, Wäſche, Kleider und Schuhwerk für 85 Kinder . . . 2 „ — u un 
Anſchaffung und Unterhaltung von Vieh, Schiff und Geſchirre 20 u» — n —n 
Reparaturen md fonflige Uußgaben . . > 2 20 760 18 1 


sum 2884 Thlr. 18 Sr. 13 Hr 
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5. Das Krantenhaus betreffend. 

Einnahme, .. ‘ 
Au Kur» und BVerpflegungsgelvem - 2 2 2 2 2... 9000 Zhlr.— Ser. — B. 
An außenftehenden Forderungen, Rapitalginfen -. » » ».. 57,6 „ —n 

Erlös von dem Dampfbad» und Wannenbäbern, fowie fonftigen 
Nutzungen. rat ee en 
tZuſchuß aus der Stabtlaffe re ee er ME ee 


Summa 10623 Thlr. 24 Sgr. 3 Pi. 


Ausgabe. 
An Beſoldungen, Remumerationen und dergleichen...20571 Thlr. 28 Sgr. 3 Pi. 
Für Mebilamente und Robhbroguen. . . .. 85,» — nn m 
Fir Heigung und ——— nee wäh PERF Heine Be- 
bürfniffe ... ..0. ar — 1580 „ u \ Rn |, 
Für Berpflegung ber —5 rer RU, —4 
Für Bauaufwand u... u. I u — nn —un 


Für Anfhaffung und Unterhaltung der "Hausgeräthfiaften, In 
ſtrumente, für Brandkaſſe, Abgaben und Insgemein . 6 u» 26 — 


Summa 106283 Thlr. 24 Sgr. 3 Pf. 
6. Die Shuldentilgungstaffe für bie nene Anleihe von 140,000 Thlr. 
betreffend. 
Einnahme. 
An Anlagen. bei Grundftüdsveräußerungen . . 4000 Thlr. — Ser. — Pf. 


Bon den Innungen beim Aufbingen, Losſprechen u. Deitemeren 200 v» —- nn 
Bon Bürgerrehtsertheilungen. . IFEPTERBRER - | IE FFRIE EEE 4 
Bon Konceffionen und Straffällen, (ewie bon Bällen . ur ee er hen: Mn 
Beitrag ans der Stadtlafe -» » + erh OO een — 

Summa 9350 Thlr. — Ser. — Pf. 

Ausgabe 

Zinfen von 137,550 Thaler, nah 4a Yo = = 0.» 07 6189 Ele 22 Sr. 5 Pf. 
Abzahlung auf dieſe Kapitalfhuld . - 2 2 2 2 0 rn. 00 — 
Gehalte und Regieaufwand .» ». 2 00. 10 „Te, 


Summa 9339 Thlr. 22 Sgr. 5 Pf. 
7. Den lommunliden Rejervefond betreffend. 
Ginnabme 
Bon Bürgerrehtsertheilungen - » 2 = 2 0 2 0 nn 200 Thlr. n Egr. — Bi. 
Kapitalzinfen ne, ei taten een te - year D6Ö Il. m. »2 " 


Summa 3465 Thlr. 11 Sgr. 2 Pf. 
Ausgabe. 
Auszuleihende Kapitalien . . - » >... 3400 hir. — Ser. — Bi. 
8 Die Berogiattaffe betreffend, 
Einnahme 
An Nutzungen von Grundftüden . » 2 ne nen. 187 Thlr. 25 Sgr. 8 Pf. 


An Rapitalginfen Se a ee ee I LTE Sn 32 7 1 "„ 
An direlten Anlagen - » » 2 00 nennen. 1651 „ 2 „8, 
An diverfen Einnahmen -. - 2 nn nn 15 5, DS. —, 


Summa 14,167 Thlr. 17 Sgr. 1 Pf. 
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— 

An Beſoldungen und Remuunerationen.... ..76 Thlr. 53 Sgr. 3Pf. 
An Bauaufwand.. 341,. Ms 
An öoðͤffentlichen Abgaben. nen ce  „ 8... 8 
Un Rapltaliinien 0: 0 0 0 0 re Rn 7 
Zuſchuß zur Shuffle. - © oo 2 0 0 0 00 0 00 6 52 u, Gr u 
DR ee ee ee ee a. Be Di 
3 

1 


— 


Zur Schulentilgung - - » 2 2 0 2 0 nennen dal „ U „ 


_Summa "14,167 Thle. 17Sgr. 1$. 
9. Die Schulkaſſe betreffend. 
Einnahme. 


An Nugungen von Grundftäden . . . ent 820 Thlr. — Ser. - Pf. 
An Schulgeldern inkl, Beitrag aus der Armen 2.0... 2680 „u — u un 
Aus dem geiftlihen Gemeintoflen . . . eh BEE a — 
An fonftigen Einnahmen - - = > 2 2» 2 11417 5 Ba En 
An Rapitalginfen. . . » aD ea ee Ze ee, A ee 
An Kollelten und Steafgeldern Aa ger 11:1: BB. —— 
Zuſchuß aus Staatsmitteln für bie Reaiſchul⸗ a ee ARE er a a 
Zuſchuß aus der hieſigen Barodiallafle - « x» + ne. 522 „ 5 er 

Summa "34,483 Ihlr. 20 SH AP. 

Ausgabe 
An Bejoldungen, Remunerat. ꝛc. bei der Real- u. höhern Bürgerjhule 14,694 Thir. — Ser. — Bi. 
do. bo. mittlern u. niebern bo. 14,366 „ — . —u 


an 75 Lehrer 3 Schulgeldereinnehmer und dem ſonſtigen 
nöthigen Perſonal. 


An Penfionen . - re WE en 
Für Schreißmateriafien, Borlegeblätter — — — 5 „ 13 „ 7, 
An Heizungs» und Beleuhtungsaufwand . . . .. 15890 „. — u nn 


An Aufwand für Gerätbfhaften. - . 2 2 0 2 40 — u on 
An Bauaufwand. 660 „ — — 
Un oͤffentlichen Abgabeee.. 331 DB. In 
Insgemeiiini.. 848,. — — 


Summa 34,483 Thlt. 20 Si. 4 HT. 


Die Kommunal-@infommenfteuer in der Stadt Barmen. 

Die zur Beftreitung ber Gemeinbebebürfniffe der Stadt Barmen aufzubringende Kom⸗ 
munalſteuer wurde bis zu Ende des Jahres 1856 durch Zuſchläge zu ber Staats-Klaffenfteuer 
und Haffifizirten Einkommenftener erhoben. Mit dem Jahre 1857 wurde biefe Umlageweiſe 
aufgegeben unb an deren Stelle auf Grund bes hierüber entworfenen Regulativs vom 4. Nov. 
1856 eine direlte Gemeinbe-Einftommenfteuer eingeführt. Der Zwed dieſer neuen 
Einrihtung war vornämlich: ſolche fremde Berjonen, welche in ber Gemeinde gefeglih ommunal» 
flenerpflichtig waren, aber nach der bisherigen Befteuerungsweife nicht zur Steuer herangezogen 
werben konnten, künftig gleichfalls zu ben ſtädtiſchen Bedürfniſſen beitragen zu laſſen. — Zu 
diefen gehören insbeſondere alle Diejenigen, welche im Stabtbezirfe mit Grundeigenthum ange- 
fefien find, oder ein Gewerbe betreiben, ohne ihren perſönlichen Wohnſitz bafelbft zu haben. 

Die Heranziehung diefer auswärts wohnenden Steuerpflihtigen, einſchließlich ber jurifti- 
ſchen Perſonen (Altiengeſellſchaften und andere Körperjchaften) brachte der Staatslaſſe pro 1857 
und 1858 für jebes Jahr die erheblihe Summe von 3000 Thalern ein. 

Die Umlage der Kommunal-Eintommenfteuer, wie fie jeit 1857 flattfindet und für das 
Jahr 1858 feftgeftellt if, ergiebt bie folgende Ueberfidt: 

Es beträgt die Steuer: 





Zahl ber | Steuer- Betrag 
Stener- | Betrag 
jeber 
Stufe. Staatsfteuer. 


ber 


Thir. Zblr. gr. 











a 0,423 ; 15 — 1 ver 175) MH 
1 339 '— — — —7 
2 212 — 4118 4 
3 8 3/90! — 
4 1,8 — 106 | 20 — 
5 1390| — — 144 13 | 4 
6 224 - | -| 1610| - 
0 | 101 -i-| ElBI- 
12 210 — — „0 pr 
16 2 — — 633 | 10° — 
20 1500 ı— —| 666 | 201 — 
24 100 | — ı — I —i - 
nn * 569 15 | 
b mme 

h 30 - - TI ze 
36 Zu — 1,200 — 7 
42 - ——u 
48 — — 160 — — 
60 — — 2m |l=7 = 
12 — — MoI=ı = 
84 - ı - I 2 ae 
96 —— 3,200 | — 1 = 

108 = BR 
120 N — 4,000 Ks rz 
144 - —ı AO TEE 
100 - -| 6 er 
288 — -1 100 | — — 
360 — ,—f 12,000 | — | = 
480 — — J 15.0 '— — 
600 — 100 1 — 

Summa b 23131 _ ı — 
* u 29,969 | — 
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| 
| 


die Kommmnal ber Beamten: a. vom 
* — b. vom 


Summa fänmtlider von der Cin wohnerſchaft pro 1868 anfgnbringenben 


Einwohner. 













welcher zur Ge⸗ 


i beträgt bie b 
a ae Hiernach beträg umzulegenbe 


Gemeinde-Einlommenflener a 6°, pt. 








Bemerkungen. 






im Ganzen. im Einzelnen. im Ganzen. 











Tblr. Thu. Sor, Be Thir. 





Sa. Bi. 









Sgr. Pr. 





— — — — — — 5428 ' 16| — Die Kommimalfteuerbe- 
* — — — — — 3399 — | — | träge der Stufe 1a und 1b 
43,711 8 4 3 — — 3,28 — — J find feſtſtehende Säge und 
42,606 20 — 4 28 6 2875 28 6| zwar im gleicher Höhe mit ber 
47,146 20 — 1:18 I- 3,182 12 — | Staatsfteter. 
88,18538 10 — 9. m 16 2674 — — 
70,6 20 — 2 18 — 415 12 — 
76,000 — — 18 — — 5,10 | — — 
62,00 — u — 4185 — | — 
72,000 — — 27 — — 4860 — — 
74,666 20 — 36 — — 5,040 | — | — 
50,000 | — | — 5 — — 3,35 — — 
6,00 — — DE IE 00 | — 
642,011 ı 3 4 | ‚158 6 
I 
83700  — — G1: 1 ABI 582 15 — 
56400 — — 81 — Ir 3,07 — — 
43400 | — — 4 i15|— 2,929 15. — 
65,60 — — 18 | — | 4428 — — 
5200 — — 15 | — I 3510 | —| - 
52,800 |— | — 12 — — 3 — 
4,00 | — — 19 — — 80a | — 
16,000 | — | — 216 | — — 1,080 | —! — 
2520 — — 23 | — — 1,701 | — — 
32000 — — 20 — — 3160 | — — 
3840 — — 324 ı — — 2ER —|ı — 
42.00 — — 05 — — 2885 | — 
43,20 — — 486 — — 296 | — 
57,60 — — ss | — — 3,888 — — 
12,000 — — 810 — — 810 | —|ı — 
32,000 — — 100 | — | - 2160 — — 
‚000 — | — 10 | — — 2700 — — 
40,000 | — | — | 49, — — 
542,011 | 3, 4 62158 | 7| 6 
1,382,411 | 3, 4 102,135 | 5 
Dienſteinlommen 729 9 | 
Privateinlommen 8 | 18) — | 
957 | 27| 8 


Communal-Einfommenfleuer . - » » 103,093 | & 
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B. Per Sorenfen 

























































2 }: 2 Eintommensbetrag, Hiernach beträgt bie 
EN ie | 5 — zur —— * ende —— 
zEl 25 inlommenfteuer nltommenftener 
Stenerftuf > 8 81% E eingeihägt ift: a 6%, pEt. 5 
ver: [28 | 80 —— [OHREN | 13 
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Summa ſämmtlicher von den Forenſen pro 1858 aufzubringenden Kommunal» Eintommen- 
Steuer 3601 Thlr. 19 Sgr. 6 Hr. 
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Nach der vorſtehenden Aufſtellung hatten pro 1858 aufzubringen: 
A. Die Einwohner. . . 108,098 Thlr. 5 Sgr. 2Pf. 
B. Die Fornfen . . ». 83691 „ 19 „ 6„ 


Es wurbe ſonach pro 1858 an Kommu⸗ 
nal-Einkommenftener aufgebracht die Summe von 106,784 Thlr. 24 Sgr. 8 Pf. 

Bon biefer Summe berechnen ſich auf den Kopf ver Bevölkerung ber Oberbürgermeifterei 
Barmen, welche im Dezember 1858 44,681 Einw. zählte, im Durchſchnitt 2 Thlr. 11 Sgr.8 Pf. 

Des Bergleiches wegen ift hierbei anzuführen, daß im Jahre 1833 
nach Benzenberg’8 Angabe in feinem Buche: „bie Gemeinde-Ausgaben ber 
Städte Düffeldorf, Elberfeld, Barmen u. a.“ Bonn, 1835 — bie durch 
Umlagen und freiwillige Beiträge aufzubringende Rommmımalabgabe ſich im 
Durchſchnitt pro Kopf der Bevblkerung, welde in jenem Jahre 25,515 
nebee DER 0 2 a are Wi 
berechnete. 

Die hieraus fi) ergebende Steigerung ber Kommumalftener erflärt fi durch bie fehr 
bebeutende Erhöhung der Gemeinbebebürfniffe während ber Jahre von 1833-1869. Denn da 
bie Stabtgemeinde ein mur geringes Einkommen ans eigenem Vermögen bezieht, fo bleibt bie 
Kommumälftener ihre Hanpteinnahmequelle, umb eine Erhöhung ber Gemeinde » Ausgaben hat 
baber ſtets eine Steigerung der Kommunalſteuer als nothwendiges Uebel zur Seite. 

Um die Erhöhung ber Gemeindebebärfniffe der Stabt Barmen, wie ſolche als Folge ber 
außerorbentlichen Bevöllerungezunahme und Vergrößerung des Gemeinwejens feit 1833 einge- 
treten ift, zur Anfhauung zu bringen, möge bier folgende Zufammenftellung aus ben Etats ber 
Jahre 1833 und 1859 Pla finden. 

Die Gemeinde-Ausgaben für 1833 betragen: 
1. An Steuern und Abgaben vom Gemeinbevermögen . » 2 0... 58 Tilr. 


2. Berwaltungsloflen . » 2 2 00 0. ee eo... 85 „ 
©, Bellgelanägehen. - o 0 0 0 0 0 1 0 0 Eee 0. 9,24 „ 
4 Umeweien. - 0 2 0 0 000 1 00 0. nen . 4% „ 
6. Oäulbentligung und Beralafang = © oo 0 0 000 ee 988 „ 
6. Banwein . 2 2 0000. a ee ———— 0. 240 „ 
% Chun - © 2 5 nn ne, re rar 2,09 „ 
8. Unvorhergefehene Ausgaben. » 2 2 2 2 m en ne ee nen ee >, |: pe: 


Die Koften ber Schulbauten und bern Unterhaltung, Utenfilien und fon- 
ige Bedürfniſſe, die Bebürfniffe für die Armen, bie Koften der Straßenbeleud- 
tung, Radtwaiten u. j.w., wurben in ber Gemeinde freiwillig aufgebradt, unb 
—* das —— durchichninuüch jährlich: 
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Die a at nad dem Etat * 1859 betragen hingegen: 

1, Berwaltungstoften . a ee en er Thlr. 
2. ——— ” “ * -» er bo hr — —  —r * * “ . * 16,964 " 
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Deutihe Eontinental: Gad : Gefellihaft in Deſſau. 
(Betriebs-Refultate bes Monat März 1869.) 












Gaspro- 
bultion. Flammen zahl 


Kubitf. engl. aml. März. a. 31. März. Zu 





nahme. 























1Frantſurt a. d. O.. .... 6296 | 528 | 22 
2 ilheim a. d. Mr EEE EZ 3,354 3,361 7 
3 | Potsdam u — 5,295 5,315 | 20 
4 Da. „ KERNE 2,785 | 2,785 _ 
5 | £udenwalde . eide 6 eh 1,844 1,845 | 
6 Gladbach » + Rhepbt 8,680 3,693 13 
T Hagen . . SA | 2,368 | 2,378 10 
8 Warſchau 2,381,900 4,355 4,424 69 
9 Erfurt 917,850 | 8,867. 3, 27 
10 | Kralau N 997,300 | 2,307 | 2,313 6 
11 Nordhauſen . . » 439,095 | 2,084 : 2,039 5 
12 |embeg . . >» 875,800 | 2,154 2,164 10 
13 Kaas 688,523 | 3,207 | 3,208 1 
Summa |13,156,989 | 42,566 42,757 | 191 
In der gleichen Periode de Borjahbrs |10,177,163 | 29.575 
i fing 2,979,826 | 13,182 13,182 
Zunahme 5: 299 44 


Der Gasverluſt war gegen ben im März v. 3. um 852235 Kubilfuß geringer, jo baß 
gegen 1858 eine Mehrabgabe von 3,832,061 Kubikf. ftattgefunben hat. 
Im März dv. J. waren nur die Anftalten 1-10 ım Betrieb. 


Deifau, den 16. April 1859. 
Das Direftorinm der Deutfchen Continental Gas-Geſellſchaft. 


Monats- € Ehrowik. 


Königreich Preußen. 


a. Of- und Weſtpreußen. 

Königsberg im April, Die Stabtverorbneten vollzogen in ihrer am 29. v. Mis. ſtatt⸗ 
gehabten (geheimen) Sitzung die Wiederwahl des Herm Bigord zum Beigeorbmeten bes-Bür- 
germeifters. Im öffentlicher Sitzung wurbe ein an die Verſammlung geridhtetes Schreiben einer 
großen Zahl hiefiger Bürger verlefen, dem das ber königlichen Regierung eingereichte Geſuch 
betrefiß einer Verlegung bes Schlachthofes im Abfchrift beigefügt if. Unterſchriebene bitten auch 
bie Verſammlung, ihrerfeit8 dahin zu wirken, daß der Schtachthof, der jet neu ausgebaut und 
vergrößert werben foll, aus ber Stabt verlegt werbe, da durch das Hineinwerfen ber amimalis 
[dem Ereremente ꝛc. das Pregelwafler verunreinigt wirb, wodurch, weil bie Hauswirthſchaften 
daffelbe in Gebraud nehmen müſſen, Krankheiten entftehen, bie man doch wohl verhüten müßte. 
Die Berfammlung iſt der Anficht, daß die Berfegung des Schlachthofes wohl wünjdhenswerth 
ift und giebt die Eingabe au den Magiftrat zur weiteren Veranlaffung ab, mit dem Bemerten, 
daß es gut wäre, benfelben nad bem umtern Theile des Pregels hin zu verlegen. — Bei ber 
Revifion der Stabthauptlaffe ift ein Beſtand von 68,664 Thlr. 5 Sgr. 4 Pf. vorgefunben 





worden. Bei ber Mittheilung darüber eutſpinnt ſich wieber eine Heine Debatte Über bie zind- 
bare Anlegung folder Beftänbe, bie jedoch dadurch bejeitigt wird, daß ber Magifiratsbeputirte 
verfichert, daß darauf ſtets Bedacht genommen wird, biejer jet vorhaubene Beſtand aber größ- 
tentheils buch am 1. April c. bevorſtehende Ausgaben von ca. 25,000 hir. abſorbirt werde. 
Iu der Sparkaffe wurde ein Beftanb von 1628 Tplr. 19 Sgr. 1 Pf. am Reviſionstag vorge- 
funben, Gingelegt waren im Laufe des Monats 1796 Thlr. 11 Sgr. 8 Pf, dagegen zuräd- 
gezahlt 6747 Thlr. 16 Sgr. 1.Pf. Beim Leihamte betrug ber Beftand 671 Thlr. 28 Sur. 
8 Bf. Im vorigen Monat flanben anf Pfänder aus 64,684 Thlr. 5 Sgr. Jetzt betrug bie 
Summe 64,606 Thlr., alſo 78 Thle. 5 Sgr. weniger. 

In ber Sitzung ber Stadtverordneten am 19. v. Mts. brachte der Magiftrat ven Antrag 
auf Bewilligung des Betrages von 579 Thlr. 5 Sgr. ein, welcher zum Anlauf bes erforberli- 
chen Terrains von ben betrefjenben Grunbeigenthämern zur Erweiterung bes bintern Theils ber 
Tragheimer Pulverfiraße nöthig if. Da dieſe Straße ſchon jo viele ſtattliche Häufer, mament- 
lich auf ber einen Seite hat, fo iſt das Fönigliche Polizeipräſidium darauf bedacht gemejen, für 
biefelbe eiue gerabe Fluchtlinie zu ziehen, wobei bie Straßenbreite durchgehend auf 86‘ feflge- 
ſtellt iſt. Um ſolche aber herzuftellen, ift der Anlauf vieler Duabratenthen Land nöthig, welches 
von ben Befigerm ber vis & vis bem ſchon ſtark bebauten Theile der Straße belegenen Garten- 
geunbfiäde entnommen werben fol. Mit ben Eigenthümern ift ber Magiſtrat bereits einig 
geworben, biejelben ſollen bucchichmittlich 11%,, Thlr. pro Quadratruthe gezahlt erhalten ; aber bie 
Berſammlung genehmigte die Zahlung des geforberten Betrages nicht, ſondern war ber Aufidht, 
boß die refp. Geunbeigenthümer, ſobald fie dereinſt nach ber Pulverftraße zu Gebäube aufflihren 
wollten, angehalten werden Lönnten, bie gezogene Wluchtlinie zu beachten unb fo das erforber- 
lie Terrain unentgelblih von ihren Grnnbftüden hergeben müßten. 

Danzig im April. Im ber am 29. v. Mts. ſtattgefundenen Stabtverorbneten-Berfamm- 
lang wurde Affefior Braß zum Kämmerer gewählt. — Bon befonberem Intereffe war bie Wie- 
dexaufnahme ber aumemärztlichen Kranlenpflege, betreffs welcher vie Majorität bes Magiftrats- 
Kollegü ſich für die Reorganifation nah dem Projelt des Dr. Piwko entſchieden hatte, Der- 
fefbe wollte in der Stabt, mit Ausihluß vom Meufahrwafler und Langfuhr, 6 Armenärzte.be- 
ſtehen Jaffen und dieſe mit einem Gehalt von zuſammen 750 Thlen. je nach bem Umfange ih» 
2e8 Reviers botiven. Die Minorität des Mag.Coll. hatte für das Projekt des Prof, Baum 
gefimmt, welder bie ganze Armen - Praris zwei bis drei Werzten bei einer nerhältnißigen Er- 
hohnug ihres Gehaltes Übertragen ſehen will. Ein fernerer Antrag erjuchte die Berfammlung, 
die Anträge des Magiſtrais zu verwerfen und bagegem folgende 4 Vorſchläge zum Beſchluß zu 
erheben: 1) bie Armenpraris in 2 äußere unb 15 innere Reviere einzutbeilen, welche einen 
möglich gleich großen Umfang hätten; 2) jebes Revier einem womöglich äftern Arzte mit einem 
Sahresgehalt von 50 Thfen. zu übertragen; 3) ein Eolleginm aus den Armenärzten unter Zu- 
uehung der Bagareth » Oberärzte zu. bilben, welches monatlih unter dem Vorſitze eines Magi- 
Rratsmitgliebes zur Berathung zufammenkäme; 4) von biefem Kollegium möglichſt ſchnell eine 
Armen-Bharmalopba entwerfen zu laſſen. Mach längerer Debatte wurbe ber Antrag, 15 Aerzte 
mit je 50 Thlr. Gehalt-anguftellen, zum Beſchluß erhoben. 

B. Elbing, im April. Nach dem BVerwaltungsberichte, welchen ber hieſige Magiftrat 
im Februar d. 9. für das Jahr 1858 abgelegt hat, ift bie Einwohnerzahl unſerer Stabt ſeit 
her leiten allgemeinen Bollezählung von 1855 wieder in Zumahme begriffen. In bem ab» 
gelaufenen Zahre haben bie normalen Berhältniffe der Sterblichkeit zu ben Geburtefällen 
(825 Zobesfälle, 999 Geburten) wieberum Heine Störung erlitten, und aud ver Zuzug von 
außerhalb (176 Familien) hat in bemjelben Maße flattgefunben, wie in ben Vorjahren, Bei 
ber im Dezember 1858 erfolgten allgemeinen Zählung find in hiefiger Stabt 24,562 Eivil- 
Einwohner ermittelt worben, wogegen 1855: 28,702, 1862: 23,929 Civil-Einwohner vorhanden 
waren. — Die Berlehrs- umb Hanbelöverhältuifie ver Stabt haben eine Berbefferung wicht 
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erfahren, vielmehr machten ſich die Nachwirlungen der großen vorjährigen Krifis auch bei ums, 
ſelbſt in fonft blühenden Geichäftszweigen, fühlbar, — In ben Magiftrat find zwei neue Mit- 
glieber eingetreten. Die Stabtverorbneten-Berfammlung ift buch die im Novbr. 1857 volljo- 
genen regelmäßigen Wahlen vorſchriftomäüßig ergänzt worben, und auferbem haben im März 
1858 2 Erſatzwahlen ftattgefunden. Im Folge bes Ausfcheidens von 5 Stabtverorbnteten fiehen 
fernere Erfatwahlen bevor. — Die anderweitige Regultrung der Einkommensverhältniſſe einer 
‚Anzahl, namentlich der jüngern Büreau⸗- umb Unterbeamten, ift Gegenflanb ber Fürſorge ber 
Nädtifchen Behörden geweſen, und ber erforberliche Mehrbedarf ift von ber Stabtverorbneten- 
Berfammlung bereitwilligfi angewiejen worben. 

In Betreff ber einzelnen Zweige ber Verwaltung ift Folgendes herborzubeben: Käm— 
merei-Berwaltung. Die Einnahme-Refultate, welche die Kämmerei-Berwaltung hinſichtlich 
ber fog. Adminiſtrationsſtücke erzielt hat, find außerorbentlih günftig. Nah dem Etat pro 
1858 waren biefelben auf 12,345 Thlr. 15 Sgr. veranfhlagt; die Soll-Einnahme beträgt in- 
befien 15,201 Thlr. 12 Sgr. 6 Pf. und iſt die höchſte, welche bisher erreicht worben. Die- 
felbe überfteigt fogar die ungewöhnlich hohe Einnahme von 1853 um 1%2 Thlr. Nächſt ben 
fehr günftigen Konjunkturen für bie Verwerthung ber Weibelänbereien und bes Heugraſes ift 
dies befriebigenbe Refultat durch die Seitens der Kämmerei-Berwaltung bewirkte forgfältigfte 
Ansbentung aller Nutzungen erreicht worden. — Bei ben Pacht» und Miethsgrundftüden bif- 
ferirt die Soll-Einnahme von 3766 Thlr. 1 Sgr. 6 Pf. gegen bie Etatsſumme von 3775 Thlr. 
21 Sgr. 4 Pf. nur ganz unwefentlih. Zu ber neuen Schwimmanftalt, welche ſich eimer regen 
Teilnahme erfreut und einem dringenden Bebürfniß der Einwohner entipricht, hat die Kom- 
mune einen Theil des Eibing-Ufers am altfläbt. Roßgarten mit Vorbehalt des Eigenthums.- 
rechts vorläufig auf 3 Jahre umentgeltlih eingeräumt. 

Forften. Ungeachtet des Sinlens ber Holzpreife haben die gefammten Forfteinnahmen 
bie Summe von 3654 Thlr. 4 Sgr. 7 Pf. gegen das fraltionsmäßige Etatsfoll von 2644 Thlr. 
6 Sgr. 8 Pf. betragen. Es beruht dies zunächſt auf dem durch den legten Hauungsplan feft- 
geftellten größern Abnutungsquantum pro 1857/58, ſodann aber auf ber vortheilhaften Berpach⸗ 
tung ber Walbwieien, bie 320 Thlr. einbrachten, gegen bie Etatsfummen von 250 Thlr. Der 
bisherige Erlös aus dem durch Stürme im Frühjahr, namentlich durch den Orkan am 4. Mai, 
umgeworfenen Winbbruchholze (1006 Thlr.) ift im ben obigen Summen nicht mit begriffen, 
wirb vielmehr dem nächſten Wirthichaftsjahre angerechnet werben. Das Ouantum des Winb- 
bruchholzes ift jo bebentend, daß ber planmäßige Holzeinſchlag pr. 1858/69 ganz unterbleiben 
wird. — Gefälle. In der Abldfungsjache der hieſigen Erbpachtsmühlen ift Über dem Ablö- 
fungsplan in erfter Inftanz entſchieden. Die Befitter der Ober-, Unter- unb Rothſackmühle 
haben gegen das Erlkenntniß appellirt, dagegen hat bafjelbe im Betrefi der Scheebermühle bie 
Rechtskraft beſchritten. Nach dem im Folge beffen zum Abfchluß gebrachten Rezeſſe über bie 
Mebgelder ver Scheebermühle beträgt die Abfindung ber Kommune 12,466 Thlr. 20 Sgr. in 
Rentenbriefen. Die Mebgelver-Einnahme von ber Ober, Rothjad- und Scheebermühle be- 
trägt pr. 1858 846 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf. Aus Wbldfungsfochen mit den Dorfichaften hat bie 
Stabt bisher 36,320 Thlr. an Rentenbriefen als Entjhäbigung erhalten, Die Erhebung ber 
Marltſtandgelder ift pro 1859-64 für 1825 Thlr. verpachtet worden; bie bisherige Pacht- 
ſumme betrug 1250 Thlr. 

Stäbtifhe Abgaben und Steuern. Der Ertrag ber Kommunal-Einlommenfteuer 
inkl. des Beitrages für Armenzwede) war pro 1858 bei Erhebung von 11 Steuerguoten anf 
22,385 Thlr. 4 Sgr. 9 Pf. veranlagt. Die Solleinnahme inkl. der Zugänge beträgt inbeffen 
26,003 Zhlr. 21 Sgr. 9 Pf. — Die Soll⸗Einnahme an Einzugs- und Hausſtandsgeld beläuft 
fih auf 1626 Thlr. gegen die Etatsſumme von 1250 Thlr. Das Drittheil der Mablftener 
Überftieg die Etatsfumme von 7467 Thlr. um 892 Thlr. — Im Folge des Geſetzes v. 17. Mai 
1866, betzeffenb bie Einführung bes neuen Lanbesgewwichts, fließt feit bem 1. Juli 1858 ber 
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Mehrbetrag der Mahl» und Schlachtfiener, welcher ſich durch Beibehaltung ber bisherigen 
Steuerfäge für das verminderte Gewicht des neuen (Zoll-) Eentnerd gegenüber dem Gewicht 
bes alten Gentner® ergiebt, in die Kämmereilaſſe. Die Einnahme betrug pr. II. Semefter 
1858: 320 Thlr. 4 Sgr. 2 Pf. Der für die Stabt-Kriegs-Schulvenlaffe erhobene Zuſchlag 
zur Mahl» und Schlachtſtener (50 pEt.) Überfieigt bie Etatsſumme von 14,717 Thlr. um 
2803 Thlr. Der Zufhlag zur Braumalzftener pro 1858 ergiebt in Folge anberweiter Firation 
gegen bie Etatsfumme von 1993 Thlr. 22.Sgr. 8 Pf. eine Mehreinnahme von 329 The, 
11 Sgr. 4 Pf. Pro 1859 ift eine Mehreinnahme von 721 Thlr. 16 Sgr. 4 Pf. zum Etat 
geftellt. Die fläbtifche Grundſteuer ift mad dem Regulativ von 1844 einer Revifion unter- 
worfen worben. Im folge hiervon ift biefelbe im Etat pro 1859 auf bie runde Summe von 
7200 Thlr. rebuzirt. Auf den Ertrag ber Schifffahrtsabgaben haben die fortbauernden un. 
günftigen Hanbelsverhältnifje der Stabt ihren nachtheiligen Einfluß auch im verg. Jahre aus- 
geübt. Die Einnahme beläuft fi auf 1366 Thlr. 3 Sgr. 4 Pf. gegen die Etatsfumme von 
1995 Thlr. 15 Sgr. Die Beftätigung bes neuen Schifffahrts-Abgabentarifs ift noch nicht er- 
folgt. Stapt-Schulden. Der Abſchluß der Kriegs-Schulbenlaffe geftaltet ſich günftig, 
wenngleich bie Abnahme an Strom» und Bollwerlöftener fortbauert. Letztere betrug pro 1858 
2320 Thlr. 14 Sgr. 6 Pf. pr. 1857 2596 Thlr. 1 Sgr. Der Ueberfhuß der Kaffe aus bem 
Jahre 1858 beläuft ſich anf 6475 Thlr. 9 Sgr.; pro 1857 betrug er 5293 Thlr. 5 Sgr. 6 Pf. 
1855 aber uur 3417 Thlr. 21 Ser. 8 Pf. 

Die verzinslihen und unverzinslichen Kriegsihulden der Stabt betrugen ult. 1857 
576,719 Zhlr. 5 Sgr. 4 Pf. Hierauf find pro 1858 dem Tilgungsplane gemäß nach bem 
Nominalwerth berechnet 10,253 Thlr. 15 Sgr. getilgt worben, fo daß noch 566,465 Thlr. 
20 Sgr. 4 Pf. zu tilgen bleiben. An Brau-Obligationen find vom Jahre 1859 ab nod 
59,050 Thlr. zu amortifiren. Die fonftigen Schulden der Stabt beftanben ult. 1857 in 
1500 Thlr. Hypothelenſchuld und in 5500 Thlr. Borfhuß aus der Leibrenten-Stiftslafie — 
7000 Thlr. Hierauf find im Laufe des Jahres 1858: 2700 Thlr. abgezahlt. Prozeſſe. 
Außer mehreren Progeffen in Ablöſungsſachen fteht die Kommune mit dem Königl. Fiskus im 
mehreren Prozeffen von Wichtigkeit, unb zwar wegen ber Alluvionen am friichen Haff, ferner 
wegen ber Zinfen ber ehemaligen Lazarethgelbforberung, und mit dem Eifenbahn-Fisfus wegen 
Wiederherſtellung der neuſtädter Fähre. Im erfter Inflanz find die Prozeſſe wegen ver Allu- 
vionen und wegen ber Fähre zu Gunften ver Kommune entichieben. 

Kirhenwefen. Der im vorjährigen Berichte — cfr. Band IV.b 58. S. 934 — erwähnte 
Prozeß der St. Marienkirche wegen 5791 Thlr. 21 Sgr. 4 Bf. nebft Zinfen ift in erſter In- 
flanz zu Gunften der Stabt ausgefallen. Dem jeigen britten Prebiges au ber St. Marien» 
kirche ift eine perfönliche Gehaltszulage von 100 Thlr. bewilligt worden. Die Frage, ob ber 
Stelle in Zukunft das frühere Holzdeputat gebührt, ifl dagegen für jegt unentſchieden geblieben. 
Ju den Gemeinben zu St. Aunen und zu Heil. brei Königen ift mit Bildung von Kirchenbau- 
fonds ber Anfang gemacht worden. Das Ifteinlommen beläuft fi pro 1858 auf refp. 394 Thlr., 
28 Thlr. 8 Pf. u. 668 Thlx. 7 Sgr. 11 Pf. Diefe Beflände find vorläufig zinsbar belegt. 
Der Kirche zu Heil, Drei - Rönigen hat ber verftorbene Rentier Bofelger 500 Thlr. legirt. 

(Bortfegung folgt.) 

Kögen den 1. April. Bon der Stabtverorbneten-Berfammlung wurbe geflern ber hie- 

fige Intendant und Polizeiverwalter Gaftell zum Bürgermeifter erwählt. 
b. Pommern. 

Stettin, im April. In der am 29. v. Mts. abgehaltenen Stabtverorbnetenfigung 
warb zunähft dos Kämmerei-Kaffen-Revifions- Protololl vom 21. Februar c. 
mitgetheilt, nach welchem ſich die Einnahme pr. 1858 auf 454,223 Thlr., pr. 1859 auf 21,600 
Thlr., die Ausgabe pr. 1858 auf 389,400 Thlr., pr. 1859 anf 49,689 Thlr., ein Beftand von 
36,800 Thlr. ergiebt. Es ift mach dem kürzlich Seitens ber Verſammlung ausgeſprochenen 
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Wunſche, diefen Beſtand zinsbar anzulegen, verfahren, und find zumächht 20,000 Thlr. und dann 
weitere 5000 Thlr. zu 3 pEt. gegen hinreichende Sicherheit ausgeliehen. 

Der Prozeß, welchen bie Stabt Betreffs der Fijchereigerechtigleit im der Ober gegen ben 
Fistus erfititten, hat nun zu ber Frage geführt, was mit dieſem Schatze zu maden? Eine nur 
gehinderte Zulaffung lonne nicht ftattfinden, ba bies einen wilden Zuflanb hervorrufen wülrde. 
Nach der Anficht des Magiſtrats erjheine e8 am zwedinäßigften, dem Fiskus bie Gerechtigleit 
zu verpadhten, ba berfelbe im Bereich feiner Wafferbörfer bie Fiſchereigerechtigleit habe und da⸗ 
durch leicht Eonflilte hervorgerufen werben könnten. Es ſei bie® jebenfalls das Awertmäßigfte, 
da wohlerworbene Mechte dadurch wicht verletzt würden, denn wenn. auch bie Fifchereigerechtigkeit 
ben Bürgern und Eigenthümern verliehen fei, fo fei fie doch faltifch micht ausgeübt. Um eine 
ſolche Verpachtung an ben Fiskus aber auszuführen, ſei es zuvor möthig, dieſes frühere Bürgers 
vermögen in Kärtmereivermögen zu verwandeln. Die alte Städteordnung geflatte eime ſolche 
Umwandlung und die neue von 1853 gehe darüber hinweg. Die Berfammlung beſchließt nach 
dem Vorſchlage des Magiftrats dieſe Umwandlung. 

In der Sitzung am 19. April kamen zumächft bei dem Abjchluß ber Rechnung der Gas: 
Anftalt mehrere Angelegenheiten berfelben zur Sprache; namentlich wünfchte der Borfigenbe, daß ber 
jährliche Rechnungsabichluß nicht zu Neujahr, jondern am 1. Juli Statt finde, well am 1. Ja⸗ 
nuar bie Kohlenbeſtände nicht vermeſſen werben künnten, und jo immer ehie ungenaue Rechnung 
gelegt wilrbe; auch wäre es zwedmäßig, wenn die flatutenmäßig vom dem Ettrage der Gas: 
Anftalt jährlich an die Rämmereikaffe zu zahlende Amortifationsquote von 5000 Thlen. dort in 
einen befonberen Konto geflipet werde, um bei möthigen Reparaturbauten bie nöthigen Käpitas 
fien gleich bispomibel au haben. Die Berfammlung giebt ihre Zuftimmung, daß vom Jahre 
1860 dieſes befonbere Konto eingerichtet werde. Das Inventarium ber Gas-Anftalt if bisher 
site fo geführt, daß alle Anſchaffungen eingetragen, eine Abſchreibung aber nicht bewirkt if, 
woburd für baffelbe ein hoher Poften in bem Büchern angewachjen ſei. Bei ber Auſtellung 
eines neuen Magazin-Infpeftor habe man nun ein neues Inventarium aufnehmen miffen, und 
werde es zwednäßig fein, weitere Anfchaffungen von nun an aus ben Betriebömitteln ber 
Anftalt zu beſchaffen und won biefem and) die Inftanbhaltung zu beforgen. Wirb angetiommen, — 
Der Direftor der Gas-Anftalt, Herr Kornhard, theilt mit, daß bie Straßenfatermen fehr ums 
zwedmäßig eimgerichtet, durch bie bloße Zufammenfügung ver Scheiben ohne Berlittung werde 
bie Flamme dem Zuge ansgefegt und dadurch bas dftere Springen von Scheiben verurfacht. 
Eine beffere Einrichtung der Laternen werde pr. Stüd 1% Thlr., mithin für die 600 Straßen- 
faternen 700 Thlr. koften, was nach dem Borfchlage des Magiftrats abgelehnt wirb; die Er⸗ 
bauung eine® Kohlenſchuppens nahe der Anftalt zum Koſtenanſchlage von 800 Thlren. wirb ges 
uehmigt, dagegen bie Anlage eines bebedten Kohlenplatzes auf beim Sucrowſchen Hofe nach dem 
Borſchlage des Magiftrats abgelehnt. 

Die Verſammlung beſchließt, dem hieſigen Kunſtverein nach bem Beiſpiel anberer Pro» 
vinzial⸗Hauptſtädte einen Beitrag zu gewähren, zu dieſem Behufe 75 Altien à 2 Thlr. zu 
nehmen, und dieſen Beſchluß dem Magiſtrat zur Genehmigung einzureichen. 

Bor einiger Zeit ift beantragt, zur ſchnelleren Legung des Trottoirs ein für bie Stadt gültiges 
Geſetz zu erlaſſen; es wird nun Seitens bes Magiftrats ein foldyes vorgelegt. Nach 8. 1, ift jeder 
Einwohner verpflichtet, wertit von ber Behörbe zu Anfang bes Jahres bie betreffende Straße zur Le⸗ 
gung des Trottoirs bezeichnet ift, ober wenn Neubauten ober Schaufenfler ausgeführt werben, 
Trottoirs zu legen; 8. 2. überträgt bie Unterhaltung der Stabt; nah $ 3, müfjen bie Trot- 
toirs 8%, Fuß breit fein, mar in ben emgeren Straßen barf bies auf befonbere Beſtimmung 
ber Behörde bis auf 2 Fuß verſchmälert werben; $. 5. ſetzt feft, daß eine Unterbrechung nur 
bei Ginfahrten in einer Breite von 8 Fuß, welche mit Duabratfleinen zu pflaftern find, und 
bei fogemannten Zungenrinnfteinen erlaubt ift; 8. 6. flellt eine Bergütigung von 5 Sgr., welche 
den Hansbefigern aus ber Kämmereilaffe gezahlt wird, feft; $. 7., daß für bie bem Fiskus 
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gehörigen Gebäude eine folche Bergütung nicht gezahlt merbe ꝛc. Der Entwurf erhäft die Geneh- 
migung ber Berfammlung. — 

—C.— Stargard, im April. Aus bem Berwaltungs-Berichte des hiefigen Magiftrats 
für das Jahr 1868 theilen wir ferner mit: Die Seelenzahl ber Civilbevöllerung betrug nad 
ber Zählung pro 1858: 18,769, nach der Zählung pro 1855 betrug biefelbe 12,749. 1858 
alfo mehr 1020. Die Militairbevöllerung pro 1858 betrug beim Fürfifier-Bataillon (Rofberg) 
631, beim Lanbwehrflamme 65. Summe ber Einwohner 14465. — Die Bermehrung ber 
Eivil-Beväfterung Hat befonbers in ben vorſtädtiſchen Bezirken ftattgefunben, welche in ber 
Nähe der Eifenbahn Tiegen, was beweift, daß die Bermehrung der Wohmmmgen im bortiger 
Gegend ein bringegbes Bebärfniß if. Im ben Jahren 1855—1857 inch find nur 148 mehr 
geboren als geftörben, der übrige Zuwachs der Bevöllerung if alfo buch Zuzug entſtanden 
welcher in ben Jahren 1855 und 1856 je 80, 1857 aber 95 Familien betragen hat. — Bränbe 
haben in den Jahren 1855-57 10 ftattgefunben; 7 in den Vorſtädten, 3 in ber eigentfichen 
Stadt, vom dieſen find 6 fofort im Entflehen gebämpft, fo daß alfo mur 4 größere Braudfülle 
im 3 Jahten vorgelommen find. An Feuer⸗Loſchgeräthſchaften befaß bie Stabt Anfangs 1855 
ein fleheitbes Drudwerl, 2 Saugiprigen, 4 gewöhnliche Drudfprigen, 8 zweiräbrige Karren. 
ferien, 1 Hanbfprige. Seitvem find 2 Drudiprigen zu Saugfprigen, 2 Karrenfpriten zu 
Hierräbrigen Ternillenrfprigen umgewanbelt. Die Spriken find in bier verſchiedenen Prnften 
ber Stabt in befonberen Sprigenremifen untergebracht. — Für den Nachtwachtdienſt ift bie 
Stadt nebft Borftäbten im zwölf Reviere getheift, für jedes ift ein Nachtwächter angeftellt, 
außerdent noch 1 Thurmwächter und ein Rathhauswächter. Die Revierwächter führen einen 
Spieß ala Waffe, ein Horn ımb eine Signal-Pfeife; der Thurmwächter ein Signalhorn, eine 
Pfeife, ein Sprachrohr, eine Laterne und eine Fahne, letztere beide zur Bezeichnung der Hich- 
tung eines entftandenen Feuers bei Nacht ober bei Tage. — 13 freuer-Berfiherungs-Gefellfchaften 
haben bier Agenturen. Am Schluffe des Jahres 1857 waren im Stabtbezirk Herfichert: Immo» 
bilten mit 1,863,663 Thlr., Mobilten mit 2,066,222 Thlr. Die bebentendfte Sozietät für 
Immobilien ift die Städte » Fener-Sozietät Alt-Bommerns, für Mobilien die Gothaer, nächſtdem 
die Magbeburger. An den fläbtifchen Schulen fungiren gegenwärtig, an ber höheren Töchter 
ſchule: 1 Reftor, 1 Konreltor, 2 Zllitteraten, 3 Lehrerinnen, an ver Real-Bürgerknabenfäule: 
1 Rektor, 2 Konreltoren, 14 Zlfitteraten, an der Bilrgermäbchenfchufe 1 Neltor, 7 Illitteraten, 
1 Lehrerin und 2 file Handarbeiten, am bee Heil.-Geiftfäule: 4 Illitteraten, 1 Lehrerin und 
eine für Handarbeiten, an ber Freiſchule: 4 Illiteraten, 1 Lehrerin und eine für Handarbeiten. 
Die vorerwähnten Schulen wurben im Fahre 1855 von 1691, 1856 vom 1750, 18567 von 
1769 Schlllern beſucht. Die Einnahme an Schulgeld beteng 1855: 4957 Thlr. 18 Ser. 6 Pf, 
1856: 5004 Thfr. 12 Sgr., 1857 5162 Thlr. 23 Sgr. 3 Pf. Der Zuſchuß der Stabkfaffe 
zu Sculzweden beträgt jährlich 6500 Thlr. Bon biefen erhält die Real» und Bürgerkuaben- 
Schule 2684 Thlr. 25 Sgr. 10 Pf., die Bürger-Mäpchenjchufe 1390 Thlr., bie heil. Geift- 
Säule 774 Thlr., die Freifhule 1339 Thlr. 20 Sgr. Nur die höhere Töchterſchule bedarf 
keine Zuſchüffe. Die Lehrerbefolbungen felgen von 150 Thlr. in Abfinfungen von 50 bie 
400: Ehlr. Im Normal ⸗ Etat find jedoch bisher die Stellen mit 300 und 250 Thlr., bem 
unter Stellen mit 200 Thlr. und 150 Thle. gegemüber zu ſchwach vertreten geweſen, fo baf 
ein Lehrer in ber Regel 10 bis 12 Moancements durchmachen mußte, bis er zum 250 Thir. 
Gehalt kam, Es ift daher im letter Zeit Bebacht darauf genommen, bie Stellen mit 300 Thlr. 
zu vermehren. — Die Ablöjung der Neallaften hat in allen Kämmereidörfern, mit Ausnahme 
bes Dorfes Hansfelde ftattgefunben, bie Summe ber Rentenbriefe, welche die Stabt bafür er» 
haften, beträgt 120,415 Thlr. — Eine Abloͤſung der Verpflichtung zur Tragung ber Kriminal« 
koften hatte theilweiſe bereits 1847 gegen eine von ber Stabt zu zahlende Rente von 286 Thlr. 
ftattgefumben. Nach berjelben war ber Kommune nur no bie Berpflichtung zur Unterhaltung 
bes baulichen Zuftanbes ber Gefänguiffe, zur Heizung berjelben, zur Beihaffung ber Gefüng- 
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nig-Utenfilien und Zahlung des Gehalts ber beiden Gefängnißwärter geblieben. Auch biefe 
Laften find gegen Zahlung einer jährlichen Rente von 114 Thlr. abgelöft, fo daß alfo die Stabt 
nunmehr eine jährliche Rente von 400 Thlr. an dem Fiskus zu zahlen hat, wobei der Werth 
ber beiben am bemfelben übergegangenen Gefängniffe mit 2711 Thlr. in Anrechnung gebracht 
ifl. Ueber die zu niebrige Tare biefer Gefängniffe und einige, andere Punkte befleht noch ein 
Streit mit dem Fiskus, in Betreff deſſen der Weg Rechtens befchritten if. — Der Zuſchuß ber 
Forfilaffe zur Stadthauptlaſſe hat nach Beftreitung ber Koften für bie Forfiverwaltung betragen: 
1855 3417 Thlr. 28 Sgr., 1856 5133 Thlr. 1 Sr. 1 Pf., 1857 14,910 Thlr. 16 Ser. 
11 Pf. Die ftarleu Ueberfchüffe der beiden letzten Jahre haben ihren Grund in bem außer- 
orbentlichen Holzhieb, der wegen Abtriebs der Entihäbigungsflächen für Fyrſtſervitute an bie 
Eigenthumsbörfer entftehen mußte. Die Ablöfung biefer Servitute ift gegenwärtig volfländig 
beendigt. Es foll nunmehr ein neuer Wirthſchaftsplan nach vorheriger Vermeſſung und Ab- 
ſchätzung ber Forft aufgeftellt werben. Als Refultatber Abldfung flellt fi heraus, daß bie 
Stabt vom ihrem früheren Forſtareal von 6365 Morgen, 900 Morgen zu Ablöfungszweden 
bat hergeben müffen, dagegen aber auch feine jeige Forft von 5465 Morgen frei vom jeber 
Belaftung befigt. — An Gewerbeftener iſt eingelommen: 1855: 5448 Thlr., 1856: 5395 Thlr., 
1857: 5373 Thlr. Die Zahl der Gewerbtreibenben beträgt 1857: Kaufleute 86, Hänbler 158, 
Schant- und Speifewirthe 92, Bäder 35, Schlächter 21, Brauer 8, flewerpflihtige Handwerker 
185, flenerfreie 338, ſteuerpflichtige Fuhrleute 19. 
(Fortfegung im nächften Hefte.) 

Anklam, im April. Nah dem jetst veröffentlichten Abſchluß ber biefigen fläbtifchen 
Sparlaffe pro 1858 wurben bis ult. 1857 in bie Sparkafje eingelegt: 378,289 Thlr. 24 Sgr. 
9 Pf.; im Jahre 1858 find neu binzugelommen 74,021 Thlr. 21 Sgr. 3 Pf. umb bie zum 
Kapital gejchlagenen Zinfen mit 8,352 Thlr. 4 Sgr. 3 Pf. hinzugerechnet, ergiebt ſich bie Ge⸗ 
ſammtſumme von 455,633 Thlr. 20 Sgr. 3 Pi. Es find zurüdgezahlt bis ult. 1857 
227,864 Thlr. 6 Sgr. 4 Pf. im Jahre 1858 69,560 Thlr. 22 Sgr. 8 Pf., zufammen 
297,424 Thlr. 29 Sgr. Mithin Behand am 1. Januar 1859 158,238 Thlr. 21 Sgr. 3 Pf.; 
ba für das Jahr 1858 nur 150,425 Thlr. 18 Sgr. 5 Pf. Beſtand waren, fo hat ſich berfelbe 
pro 1858 um 7813 Thlr. 2 Sgr. 10 Pf. vermehrt. Der ben Refervefonb bildende Ueberſchuß 
betrug beim Schluffe des Jahres 1858 8891 Thlr. 26 Sgr. 11 Pf., davon fallen auf Borjahre 
7920 Thlr. 9 Sgr. 10 Pf., auf das Jahr 1858 alfo 971 Thlr, 17 Sur. 1 Bf. 

c. Poſen. 

O. Polniſch · Liffe. Gegenſtand wiederholter Erwägungen im Schooße ber fläbt. Be- 
börben if die Befeitigung ber vielen Schindel dächer geweſen. Cine befonbere 
Berathungstommiffion für biefen Zwed warb niebergefegt. Man hat num zur Aufbringung bon 
Borfhüffen gegriffen, um ben einzelnen Hausbeſitzern die Umänberung ihrer feuergefährlichen 
Bedachungen zu erleichtern. Diefe Vorſchüſſe follen mit 10 pCt. jährlich zurädgezahlt werben, 
und finb aus ben Provinzial-Hülfsfonbe 10000 Thlr. zugefichert, ſowie das Fehlende aus ſtädti⸗ 
ſchen Mitteln. Die Hausbefiter felber aber haben fih ber Sache gegenüber ganz lethargiſch 
verhalten, fo daß vor einiger Zeit jener Kommiſſion aufgegeben worben, in kräftiger Belehrung 
und Borftellung Alles aufzubieten, um bie ꝛc. Haußbefiter für ihr eigenes und das Gejammt- 
Intereffe empfänglich zu machen und in Thätigkeit zu ſetzen. Wir Lnnen hierbei nicht unter- 
laffen, auf die Häuslerfhe Bedachungsart mit Holz-Cement unb plat- 
tem Dade hinzumeifen. Im dem wiebererbauten Frankenſtein warb biefelbe in Aner- 
lennung ihrer Zwedimäßigfeit bereits bei 68 Häufern angewandt, ſogar von Klempuern ſelbſt, 
bie fonft Gegner aller Nicht ⸗Zinkdächer find. Auch in Breslan geht man jet mit einer 
Reihe von 11 Nenbanten mit folhen Dächern vor. In Hirfhberg unb an andern Orten 
Niederſchleſiens und bes Niefengebirges hat fie fich feit Lange bewährt, und vom ſchleſ. Pro- 
vinzial» Landtage ift ihr bezüglich ber Berfiherungs » Verbände ber Charakter ber 
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Feuerfierheit zuerkannt worden. Der Häuslerfhe Holz-Eement nämlich ermöglicht in 
Berbinbung mit ber Häuslerſchen Dachkonſtruktion bie Herftellung eines Daches, welches als Gar⸗ 
ten, al Wiefe, oder als freier Pla für gewerbliheund wirthſchaftliche Hantirung (Wäſchtrocknen, 
Spielplaß :c.) benugt wird. Es ift völlig mwafferbicht und unfenerfangend, und wenn es nicht 
durch eine furchtbare mechanifche Gewalt zuvor zerträümmert wird (4. B. durch das Draufftürgen 
eines höheren Gebäudes, Thurmes ꝛc.), jo ſchützt es gegen das Eindringen des Feuers abfolut, 
Man mag ferner noch erwägen, welch einen Stillſtandspunkt aud nur eim einziges 
ſolches Dad zwijchen Schindel und Ziegelvächern gegen das Weiterfchreiten einer verheeren- 
ben Flamme bietet, und mit welcher Sicherheit dieſe von ſolchem Stanborte aus befämpft 


werben faun! 
d. Shlefien. 

—0.— Bredlau. Es if durchaus keine erfreuliche Beſchäftigung, zu tabelu. Biel 
wohlthuender iſts, anzuerkennen. Aber — da haben wir num (am 17. April) bie 5Ojährige 
Zubelfeier der hieſ. Einführung unferer alten Stäbteorbmung (v. 19. Nov. 1808) 
gehabt — man ift vom Stabtverorbneten-Saale etwa 50 Schritte weit im Zuge nach ber Efifabeth- 
Pfarrlirche gegangen, Magiftrat, Stabtverorbnete, ftäbtifhe Beamte und bie e8 geweſen find, 
ernft umb feierlich im ſchwarzem rad, mit ober ohne Amtekette, je nach Charge. Fahnen haben 
vom Rathethurm geweht. Am Nahmittage hat man „dinirt“ im Schießwerder, wobei viele 
ſchöne Reben und Toafte entfallen und fogar mandes Wort von Mauchem gefprochen worben, 
worüber Mander erflaunt if. Gegen allebies — ift fidher nichts einzumenben. Aber iſt das 
ein Volks feſt? ein Bürgerfefl? Dr. Weiß, Stabtverorbneter, hatte im ber „Breslauer 
Zeitung“ zuerfi dazu angeregt, ben Gedenktag nicht ganz ohne Zeichen vorübergehen zu laſſen, 
fonbern ihn durch ein allgemeines Bürgerfeft zu feiern. Gr hätte fi ein noch grö- 
Bere® Berbienft erworben, wenn er auh Grundzüge zu einem wahren Bürgerfefte im 
Borſchlag gebracht hätte. Ich deute hier num an: Berheiligung ber zahlreichen und ſehr 
Ihägenswerthen biefigen Gefellen-Singvereine; großer Umzug mit Gewerls-Emblemen u. dgl. 
(berem genug vorhanden find aus alten und neuen Zeiten); Ausihmüdung aller fommunalen 
Gebäude mit Fahnen u. dgl., vielleiht am Abende durch Erleuchtung; bezügliche Feſtpredigten 
in allen Kirchen ber Stabt; Reben an bie verjammelte Bürgerjhaft; Eptrafpei- 
fung der Armen; vielleicht Gründung einer Stiftung zum Anbenfen an den Tag; wär's Som⸗ 
mer, auch noch ein öffentliches Heft im Schießwerder oder im Sceitnicher Barl. Wie gejagt: 
ih deute nur an, was ungefähr ich meine: allgemeine Betheiligung, allgemeine Inte 
refftrung für die Sache der begründeten Kommunalfreiheit, allgemeine Belehrung über biefelbe. 

Am 6. und 7. April 1809 wurben hier bie erflen Gtabtverorbneten gewählt. Es 
geſchah dies, beiläufig bemerkt, nach Inmweglegung der mannigfachften Zögerungen und Schwie- 
rigfeiten, welche enblich nur bem entſchiedenen Willen von oben her gewichen waren. Nach ber 
enbigtem Gottesdienſte in 7 evangelifchen, 9 katholiſchen und einer jüdiſchen Andachtsſtelle, ging 
am 6ten bie Wahl in den 49 Bezirken ber Stadt vor fi, mwährte jeboch bei dem Mangel au 
Lolalien, jo daß mehrere Bezirke in einem und bemjelben hinter einander folgen mußten, bie 
zwei Zage hindurch. 

Am meiften war unter ben 102 Stabtverorbneten unb 34 Stellvertretern der Kaufmanns. 
land vertreten, und zwar mit 35 Perfonen, Kretſchmer waren 6, Tuchicheerer 5, ferner 4 
Gaftwirthe, 4 Huffchmiebe, 4 Deftillateurs, 4 Kaffeetiere, 3 Schneider, 3 Züchner, 3 Branntwein- 
brenner, 2 Fleiſcher, 2 Leinwandreißer, 2 Seiler, 2 Seifenfiever, 2 Bäder, 2 Golbarbeiter, 2 

Färber, 2 Horndrechsler, 2 Tifchler, 2 Zimmermeifter, 2 Töpfer, 2 Ziergärtner, 2 Erbſaſſen zc. 
Im allen 49 Wahlbezirten waren 3931 flimmfähige Bürger vertreten. Im ber Stabt war ber 
Albrechtsbezirk ber flärkfte mit 142 flimmfähigen Bürgern, der Schloßbezirt mit 41 der ſchwächſte, 
in ben Borfläbten ber Nilolai-Bezirt mit 90 ber flärkfte und der Dombezirk mit 14 ver ſchwächſte. 
Nachdem die Wahlprotokolle von dem Magiſtrat geprüft und alle Wahlen für gültig anerkannt 


434 
worden waren, wurde ber 17. April als erſter Sitzungstog anberaumt. Die Sitzung wurde 
im Prilfungsſaale des Magdalenen⸗Gymnaſiums abgehalten und vom Ober⸗Syndikus, nachma⸗ 
ligen Oberbürgermeiſter Menzel mit einer Feſtrede eröffnet. Nachfolgendes ſind die beiden 
zur Oeffeutlichleit gelaugten Reben ber diesmaligen Feſttafel. 

Herr Oberbitrgermeifter Eiwunger leitete ben Toaſt auf Se. Maj. ben König und das 
Pönigl, Haus mit folgenden Worten ein: 

Meine Herren! Inden ich das Glas erhebe, um Sie aufzuforbern, das Lebehoch aus⸗ 
zubringen, welches in bem Herzen eines jeden treuen Prenfen ſtets lebendig if, weiches aus 
dem Herzen heraus unb im das Herz hineinſchallt, geziemt es uns am bem hentigen Tage in 
größter Dankbarkeit und Verehrung des großen und eblen, zu feinen Bätern helmgegangenen 
Königs zu gebenten, welcher das Merk ſchuf, das ſich heut vor 50 Jahren durch bie erfte Sitzung 
ber Stabtverorbmeten-Berfammlung in Breslau beihätigte. 

Es geziemt uns ben Manen bes gerechten und weiſen Könige, ven Manen feines 
großen Miniftere, des deutfchen Mannes Stein, ver feinem Könige mit klugem Rath und ener- 
giſcher That zur Seite fland, an dem heutigen Tage ımfere ehrerbietigen Huldigungen 
barzubtingen, 

Es war König Friedrich Wilhelm IIL, ber Bater feines Volls in Leid und Freud, ber 
in jenen fhlimmen Tagen, die Über unfer Baterland gelommen waren, uns bie magna Charta 
ber preißifchen Städte, die Stäbte-Orbnung verlieh, und im ihr eine Einrichtung begrünbete, 
ber an großartiger Auffaffung und praktiſcher Anwendbarkeit fein großer europäiſcher Staat 
anf dem Gebiete des Städteweſens etwas Gleiches an bie Seite zw ftellen hat. 

In dem abgelaufenen halben Sahrhundert find bie Stürme ber Zeit auch fiber bie 
Städteordnung gegangen. Diefelbe hat wie alles Irbifche mehrfache Veränderungen und Ums- 
Wanbelungen erfahren. Dan Tann darüber freiten, ob biefe oder jene Beränderung eine Bers 
befferung fei ober nicht, ob dieſe ober jene Wandlung einem Fortſchritt oder Rücſchritt ent» 
halte; — außer Zweifel aber ift es, daß der weſentliche Charalter ber Städteorduung ſich durch 
alle Zeiten hindurch gehalten hat und fortbeſteht. 

Dieſer Charakter, der Charalter indelebilis, der unauslöſchliche Charaller der Städte⸗ 
Ordnung von 1808, ber Gemeindeorduung vom 1850 und der jetzt geltenden Städteordnung 
von 1853 iſt: die Selbſtverwaltung ber Gemeinde auf den Grundlagen ber 
Freiheit und ber Orbnung. Die Organe dieſer Selbfiverwaltung find noch jet. bie 
durch Die Stäbteorbnung von 1808 geidhaffenen: ber Magiſtrat, die Stabtverorbneten, bie 
verſchiedeunen Directionen, Deputationen, Eommiffionen, Euratorien, Borflände ımb Bezirkes 
vorſteher. 

Ja, die Selbſwwerwaltung in Breslau hat ihre Wurzeln tiefer in alle Schichten ber 
Beodlferung gefenkt, wie in ben meiften amberen Städten. Selbſt das ſchwache Gefchlecht, 
Frauen und Jungfrauen haben ſich bei uns daran betbeiligt. Ich weile mır him auf die zahl: 
reichen Wohlthätigleitsvereine, welche fie leiten und durch welche fie ber Öffentlichen Armen- 
pflege zu Hilfe kommen, auf bie Vorſtände der Schulen, in welchen fle als eifrige Mitglieber 
wirlſam find. 

Ih kann e8 mir micht verfagen, in dankbarer Anerkenung hervorzuheben, daß das ſchwache 
Geſchlecht fich Hier als fehr ſtark bewährt und einen Eifer, eine Ausbauer und eime Opferwillig- 
keit, wie Männer fie jelten befigen, an ven Tag gelegt hat. 

Der geiftweihe Franzoſe Montesquiem fagt: bie Grundlage der Republik bilden 
die Tugenden der Bürger, die Grundlage ber Monardie ift die Ehre. Wenn ber Frauzoſe 
Recht hat, — und ich glaube, daß er bei richtigem Verſtändniß hierin Mecht hat, — fo bildet 
in einer conflitutionellen Monarchie, welche das Befte enthält von bem, was bie Republik und 
die abfolute Mouarchie gewähren kann, die Tugenden der Bürger und bie Ehre die Grund» 
lagen derſelben. 
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Was von dem Allgemeinen gilt, gift hier auch von bem eingelnem Theifen, — von ber 
Stadt alfo dasjenige, was vom Staate gilt. Die Grundlage eines gefunden Gemeindeweſens 
müſſen hiernach bie Tugenden ber Bilrger gewähren. Ohne biefe Tugenben bleibt die Stäbte- 
ordnung entweber ein tobter Mechanismus, ober fie wird das Mittel, Zwietradht und Zerwürf⸗ 
niffe amgızetteln, die Gemüther und bie Leidenfchaften aufzuregen, um in ver Befriebigung: 
ſchnöder und eigennüßiger Zwede ihr Ziel zu finden. 

Der hochſelige König und bie unvergeßliche Königin Louiſe leuchteten auch in ven Tu⸗ 
genben, welche ben Palaft tie bie Hütte, bem König wie den Bürger ſchmücken, ihren Bolle 
boram. Es find dies insbefonbere bie Tugenden eines religids-fittlichen Familienlebens. 

Unfer ſchwer geprüfter König und Herr und feine hohe Gemahlin, unfere geliebte Köni⸗ 
gin, welche in bewunberiingswürbiger Weile bie Pflichten ver Gaftin erfüllt und troß bes 
Ihweren häuslihen Kummers fortwährend eim geeignetes Ohr für die Bitten der Nothleivenben, 
welde ſich an fie wenden, hat, finb ganz im bie Fußtapfen ber Eltern getteten; darum wenden 
E — Berehrung und herzlichſter Theilnahme unſere Blicke auf die Ferne, in’ ber 

Ja die Tugenden der Eltern find ein Erbgut der Kinder geworben. Unſer hochverehrter 
Prinz Regent und Deffen hohe Gemahlin, ſowie ver etlandyte Prinz, dem wir ein Jahr in 
unferer Mitte zu ſehen fo glädtich waren, und feine hohe Gemahlin geben fortwährend Zeug- 
niß vom ber Nichtigkeit dieſer Behauptung. 

Im Städteweien find es vorzugsweife die Familien⸗Tugenden, bie Tugenden, bie aus 
einem veligids-fittlichen Familienleben hervorgehen, welche nicht blos das Wohl ver einzelnen 
Familien, ſondern auch das Wohl ber Gemeinde begründen. Die Gemeinde iſt ja bie Oroß⸗ 
familie, deren wejentliähfte Glieder bie einzelnen Familien in derſelben find. 

&o feiern wir denn Heut in der That ein Familienſeſt. Wir feiern den Tag, an wel 
dem vor 50 Jahren bie Familie „Breslau“ durch die Stabtverorbneten fi um ben neuen 
Heerb verfammelte, welchen der verewigte König durch bie Städteordnung erbaut hat. Wir 
find von dem Bertrauen erfüllt, daß unfer König und Herr und Se. Iinigl. Hoheit der Prinz. 
Regent biefem Heerd micht nur erhalten, fordern auch nach dem Bebllrfniß erweitern werben, 
Bon innigfler Dankbarkeit, von freubigfter Hoffnung getragen, laſſen Sie uns die Gläfer leeren 
anf das Wohl Ihrer Majefläten des Königs und ber Königin, Ihrer Mönigl. Hoheiten bes 
Prinzen-Regenten und ber Kran Pringeifin von Preußen, Ihrer königl. Hoheiten des Prinzen 
Friedrich Wilhelm und Höchftvefien Gemahlin und des ganzen Mnigl. Hauſes. 

Gott ſchütze und fhirme Sie in feiner Onade, Sie leben lange, Sie 
leben hoch! 

Der Borfleher ver Stabtverorbneten, Juſtizrath Hübner brachte den Trinkſpruch auf 
bie Stabt Breslau aus. 

M. H. Die heutige Feier gift einem Prinzip, welches vor einem halben Jahrhundert 
zum Durchbruch kam und vortvefflich fi) bewährt hat. Sie gilt dem Repräſentativſyſtem 
unferer Stäbteverfaffung. Geftatten Sie, auf bie Bebentung beffen näher einzugehen. 

Als in ben Jahren 1806 und 1807 von Weften ber bie Stürme über unfer theures 
Baterland daherbrauſten und das noch junge Königreich in feinen Grundfeſten zu erſchüttern 
drohten, da galt es, bie Kleinobien zu heben, bie als unverwüſtliche Schäge in ber Bruft eines 
treuen und mannhaften Volles ſich aufbewahrt fanben; es galt bie Wiebererwedung des Bolls- 
geifte®, bie Befreiung des gefeffelten und erflarrten Gemeinfinnes, es galt ihn zu fleigern bie 
zur Flamme jener Begeifterung, welche ruhmvollen Untergang ſchmachvoller Exiſtenz vorzieht. 
Zwei Zanberworte waren es, welche in Stabt und Land jene Schäge hervorziehen und dem 
Baterlande nutzbar machen halfen. Es war bied das Edilt vom 9. Ditober 1807, welches einen 
freien Banernfland ſchuf und dem Landmann bie freude an ber eigenen Scholle erſchloß; es 
war bie bie Stäbteorbuung vom 19. Modember 1808, welche ben Stabtbervchuer zur Idee 
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eines freien Gemeinwefens erhob und das Bemwußtfein im ihm wedte, Theil eines Ganzen zu 
fein, eines Ganzen, welches Opfer vom Einzelnen forbert, dafür aber auch reichlichen Erſatz bietet 
durch Bortheile, die ohne gemeinfame Anftrengung umerreichbar bleiben wirben. Und fo 
geihah es beun, daß bie Liebe zum eigenen Heerde fid) erweiterte zur Liebe für das Gemein. 
weien, und daß jenes heilige Gefühl, die Vaterlandsliebe, ſich herrlich entwidelnd emporwuchs 
zum feften Stamme, deſſen Aeſte ſchirmend über das theure Vaterland fi wölben follten. Und 
fo geihah es deun, daß das große Wort, welches am 17. März 1813 ver König an fein Bolt 
richtete, als ein edles Saatlorn auf nicht minber eblen Boden fiel, daß die Söhne mit ihrem 
Herzblut Zeugniß gaben für dem wiebererwachten Gemeinfinn und den Opfermuth ihrer Väter 
und bem Lande eine Ernte brachten, wie fie ruhmvoller kein Boll der Erbe je gezogen hat. 

Died alfo, m. H., bie Belebung des „Bürgerfinnes und Gemeingeifles* ift bie tief» 
liegende Idee, das letzte Ziel unferer Communalverfaſſung, wie fie durch bie Stäbte- 
orbnung bed Jahres 1808 begründet wurde und im bem mefentlihen Gennbzügen heut 
noch befteht. 

Geftatten Sie mir einen kurzen Blid auf dieſe Gruadzüge, durch welche die Stäbte-Orb- 
nung jenes hohe Ziel zu erreichen gefucht hat. 

Es galt zunächſt, das Berhältniß des Staats zu ben in ibm lebenden fäbtifchen 
Eorporationen zu regeln und feine Einwirkung auf die Gemeinde » Angelegenheiten ver Städte 
zurädzuführen auf das Maß des wahren Bedürfniſſes. Bis bahin waren die Städte von 
Steuerräthen, von der Kriege» und Domainen- Kammer, von ber Oberrechnungstammer nicht 
etwa beauffitigt, ſondern — gleich bilfebebürftigen Pupillen — im eigentlihen Sinne be- 
vormundet worden. Da war feine Rebe von einer ſelbſtſtändigen Feſtſtellung eines Etats, 
einer Mehrausgabe, einer Gemeinderechnung, von einer felbfländigen Anftellung eines Prozeſſes; 
fonbern es war bie ganze Orbnung des Stabthaushalts unb bie Verwaltung ber Gemeinbe- 
ſachen ber becibirenden Einwirkung von Staatsorganen verfallen, welche ihrer Natur nad ben 
Käbtifchen Intereffen fern ſtanden und von denen eine Erfenntniß befien, was bas inbivibuelle 
Wohl einer Stadt erheifchte, grundſätzlich nicht erwartet werben durfte. Die Stäbte- Drbnung 
von 1808 hatte es erfannt, daß die Stabt, wie jede andere felbfländige Perfon im Staate, am 
beften ſich felbft jagen müfje, was ihr frommt und Noth thut und daß ber Staat im Weſent— 
lichen auf eine Ausübung feines oberften Auffichtsrechts fich zu befchränfen und alfo nur vom 
höheren Stanbpuulte des Staatsintereffes darüber zu wachen habe, daß in ber Stadtverwaltung 
Nichts gefchehe, was mit dem &ejee oder dem Staatswohl in Widerſpruch fih fest. An bie 
Stelle einer in bureanfratiihem Mechanismus und fähmenden Formen aufgehenden Bevormun- 
bung trat ſonach das Prinzip der „Selbftverwaltung“ ober, um mid populairer auszubrüden, 
bie Befugniß der fäbtifchen Behörden, in Gemeinbeangelegenheiten Alles zu thun und zu Taffen, 
wie e8 ihnen für die Stabt am förberlichften feheint, fofern nur dadurch weder Geſetz und 
Recht, noch das Staatswohl verleit wird. Und hiermit war denn bie oberſte Bedingung einer 
Belebung des Interefjes für bie gemeinfhaftlihen Angelegenheiten und zu einer frenbigen Ent- 
widelung bes Stäbtelebens gegeben. 

Bon ber herborragendften Bedeutung aber war bie Reform, welhe ben inneren Or- 
ganismus ber Stäbte betraf. 

Es fehlte bis dahin am einem Gefellihaftsorgan, welches ben Gefammtwillen der Bür- 
gerfchaft zum echten Ausdrud zu bringen vermochte; bemm bie, theil® vom Landesherrn beſetzten, 
theils ſich ſelbſt durch Wahl refrutirenden Magifträte waren weſentlich Regierungsorgane und 
fanden nicht inmitten der Bürgerjchaft, ſondern ber Bürgerfhaft gegenüber; und wenn auch 
die letztere bei gewiſſen wichtigeren Angelegenheiten (Rechnungslegung, Veräußerung von Käm- 
mereiglitern, Verſchuldung ver Kämmerei) Repräjentanten entjandte, fo waren doch dieſe Re- 
präfentanten nichts weiter, als verantwortlihe Bevollmächtigte einzelner Bürgerkaſten, wie 
fie namentlih die Zunftverhältuiffe hervorgerufen hatten und ſonach nur Vertreter von 
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Sonberintereffen, nicht aber Bertreter ber Stadtgemeinde. Kein Wunder, daß biefe unvermittelte 
Stellung des Magiftrats zu Conflicten führte und zu einer Belebung des Gemeingeiftes ganz 
untauglich war. . 

Der Stäbteorbnung des Jahres 1808 war es vorbehalten, das vermittelnde Banb 

glücklich zu finden, indem fie 
1) in ber „Stabtverorbneten » Berfammlung“ ber gefammten Bürgerfhaft eine. flänbige, 
ans ihr felbft Hervorgegangene Repräfentation gab und biefe bem Magiftrat zur Seite 
ftellte, und 
2) indem fie ven Magiftrat felbft auf eine bürgerthümliche Grundlage zurüdführte und fortan 
feine Mitglieder aus der Wahl ber Stabtverorbnneten hervorgehen lieh. 

Und was die Stäbteorbnung nad ihren Eingangsworten fo ſchön ſich gebadht: es hat 
fih erfüllt; wicht iR duch diefe zweitheilige Glieberung der Stabtvertretung 
ein ſchädlicher Dualismus in das Gemeinwefen hineingetragen, fonbern es ift in Wahrheit ber- 
jenige fefte Bereinigungspunft in ber Bürgergemeinde gefunden worben, welchen bie Stäbteorb- 
mung ſich vorgeftellt hatte. 

Geränfchlos und beſcheiden verfammelten fih heut vor 50 Jahren bie meugewählten 
Stabtverorbneten dieſer Stadt zu ihrer erſten Sigung, um nad einer bemerlenswerthen, wenn- 
“gleich nicht überall anf richtiger Anfhauung der neuen Berfaffiung beruhenden Anfpradhe des 
Oberſyndikus ſich förmlich zu Lonftituiren. Laffen Sie, m. H., den hohen Beruf, dem unfere 
Borfahren damals übernahmen, und ber hente in noch größerer Ausbehnung uns obliegt, 
mit. den ſchönen Worten ber alten Stäbteorbnung uns vergegenmärtigen : 

„Das Gejetz (fo fagt fie in Bezug auf die Stabtverorbneten) und ihre Wahl find 
ihre Bollmadt, ihre Meberzeugung und ihre Anfiht vom gemeinen Beften ber 
Stadt ihre Inftrultion, ihr Gewiflen aber die Behörde, ber fie deshalb Rechen 
ſchaft zu geben haben. Sie find im vollften Sinne Vertreter der ganzen Bürgerjchaft, 
mithin jo wenig Bertreter bes einzelnen Bezirks, ber fie gewählt hat, noch einer 
Corporation, Zunft u. ſ. w., zu ber fie zufällig gehören.“ 

M. H.! Diefe herrlichen Worte find feine Phrafe, fie find vielmehr fo inhaltsreih an 
rechtlichen Beziehungen, daß beren Entwidelung bie ums gemefjene Zeit weit überſchreiten 
‚würbe. &8 genügt aber, hier zu fonftatiren, baß dadurch ben Stabtverorbneten die höchſte 
Berantwortlichkeit Übertragen worben ift, welche Menſchen auferlegt werben kann. Unſer Tri» 
bunal ift freilich: feine weltliche Obrigkeit; aber unfer Tribumal ift Gottes Thron, vor welchem 
wir dereinft Rechenſchaft abzulegen haben von jeder Abſtimmung, bie nicht ber lautern Duelle 
des Gemeinfinnes und einer fählich genommenen wahrhaftigen Ueberzeugung, ſondern perjönlichen 
Smterefien oder Parteizweden entjprungen ifl. Und biefe Berantwortlichleit befteht auch noch 
heute unverändert. 

Mit dieſen hochwichtigen Imftitutionen aber hat die Stäbte-Drbnung ihr Wert noch 
nicht beendet. Zur größeren Belebung und ſicherern Erhaltung des Imtereffes für bie gemein- 
ſchaftlichen Angelegenheiten der Stabt mußte der unmittelbaren Betheiligung ber Bürgerfchaft 
ein noch weiteres Feld eröffnet werben. Es geſchah dies durch das Inſtitut der flänbigen Ber- 
waltungs-Deputationen, dieſer für die Vorbereitung und Ausführung der Corporationsbefchlüffe 
ganz unentbehrlich gewordenen Organe, und es geſchah dies durch die Bezirkseintheilung ber 
Stadt und bie Einrichtung Tolaler Bezirlsvorſtände, gleihfam die Augen und Ohren für bie 
Örtlichen Bedürfniſſe. 

Und nun, meine Herren, vergegenwärtigen Sie ſich das ganze Bild biefes glüdlihen Or⸗ 
ganismus. Es ift ein Bauwerk, welches buch feine ebenfo Huge als dauerhafte Anlage mit 
Bewunderung erfüllt, im Ganzen, wie in feinen einzelnen Theilen. Mit Ehrfurcht laſſen Sie 
uns daher des hochſeligen Königs gebenten, deſſen Gerechtigkeit und ruhiger Scharfblid bie 
Borzlige dieſes Gebäudes, erfannt und der durch fein Gejegeswort bafjelbe dem erfreuten Volle 
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eröffnet hat. Daul fei aber and ven Männern, deren Geift und organiſatoriſchem Talent das 
Wert gelungen, und vor Allen hierbei Dank den Manen des großen Baumeiſters im preußi- 
hen Baterlande, de8 Minifters v. Stein, des Mannes, an bem jeber Zoll ein Bater- 
laudefreund. 


Wohl haben bewegte Zeiten an dem Werke gerüttelt, doch feine Grundprinzipien find 
gebtieben, und wenn auch umfere heutige Städteorduung manden Nachllang ber bier mie ins 
Leben getretenen rewibirten Stäbteorbuung bed Jahres 1881 wahrnehmen läßt, fo 
in doch ambererfeit® durch die der Jelstzeit im ihren Forberungen entfprechenbe Erweiterung des 
Begriffs ber Bürgerkhaft und durch bie unzweifelhaft präcifixtere Selbfänbigleit ber Gtabtver- 
orbneten als beſchließenden Körpers, ein micht zu verkennender Fortſchritt gethan. Ehrerbietiger 
Dank daher auch, hoher Dauk Sr. Maj. unſerm allergnädigſten König und Herrn, welcher das 
vortreffliche Geſchenl der Städteorduung in feinen Grundzügen uns gewahrt hat. 

Möge es nun nber au bem Himmel gefallen, biefe Grunbprineipien fermerweit und 
zein zu erhalten, möge bie Bür gerſchaft des Werthes jemes hohen Gefchentes mit Ernſt fi be- 
wußt bleiben, und mögen bie fläbtifchen Organe ſtets in Einigleit und.getragen vom echten Bür- 
gerfinn Hand in Hand bem gemeinfamen Ziele nachfireben ; boun, ja dann, m. H., laſſen Sie 
die Stürme baherbranfen, ans welcher Richtung immerhin es fei, die preußiſchen Stäbte‘, unter 
ihnen unfere große alte Stabt, fie werben fefte Pfeiler fein und bleiben unſeres geliebten 
Baterlanbes, 

So fei es! Das ift mein inniger Wunſch. Und nun, m. H., ergreifen Sie Ihr 
Glas und leeren Sie es auf das Gedeihen umjerer lieben Stabt. Die Stabt Breslau, fie 
lebe hochl — 

— Der Plan zur Erbaunng eines Stabtverorbneten-Haufes liegt nunmehr 
fertig. Ein Umban bes „Leimvandhaufea“, für welchen Oberbaurath Stüler auf Erfuchen einen 
Plan entworfen, hat fich bei ber Beichaffenheit des Manerwerkes als unthunlich herausgeſtellt. 
Das alte Haus wirb abgebrochen. Die Leinmanblaufleute, welche in beinjelben zur Marktzeit 
feil gehalten, werben ausquartirt. Ihr Gefuh um Zuweiſung eines anbern Raumes ober von 
Buben in unmittelbarer Mähe if, ablehmend beſchieden worben. 

Es lag nad) bem erflen angegebenen Plane im ber Abficht, bie Keller, das Parterre und 
bie 1. Etage bes Gebäudes zu Berlanfsläben, welche vermiethet werben follen, herzurichten, 
und bie Gejhäftsräume für bie Gtabtverorbueten in der 2. Etage unterzubringen. Run ift 
amter möglihiter Rüdfichtenahme auf ven Plan des Geh.-Math Stüler, im welchem alle dem 
alten Gebäube angehörigen architeltoniſchen, das Zeitalter feiner Entſtehung charalteriſtrenden 
Ausihmädungen wieder Anwendung finden follen, ein anderer Plan entworfen, nach welchem 
eine gleiche Berwerthung der Keller - und Parterre-Etage eintreten, während liber letzterer ein 
Geſchoß angelegt werben fol, ebenfalls zur Vermietung verwendbar und Wohnungen ober 
Comtoirs barbietend. Auch nach dieſem neuen Plane iſt bie 2. Etage zur Unterbringung 
ber Geſchäftslolale ber Stabtverorbneten beftimmt. — Die Fahaden follen, im Style des niten 
Leinwandhauſes aufgefaßt, bie harakteriftiihen Architelturtheile veffelben aufnehmen. Die Saud⸗ 
fleineinfafjungen mit ben ormamentirten Sohlbänlen unb Berdachungen ſollen bei ben Fen⸗ 
ſtern bes 1, und 2. Geſchoſſes mieber zur Anwenbung kommen nub ebenjo fol ber an ber 
Ringfeite befindliche Erlerban Aufnahme finden, 

e. Brandenburg. 

Berlin. — B.3. — Unſere Stadt beging am 1. Mai in feierlicher Weife den 5Ojährigen 
Yubeltag der Einführung der Stäbte- Ordnung vom Jahre 1808. Schon am frühen Morgen 
verfiimbeten umfere beiden, mit Mational- unb Stabtfahnen gefchmüdten Rathhäuſer der Ein- 
wohnerſchaft den Feſttag. Morgens um halb neun Uhr hatten fi) die Stabtälteften, die Mit- 
glieder bes Magiftvats und der GStabtverorbneten ⸗Verſammlung in dem großen Siyungsjaale 
der Letzteren verſammelt, von wo aus biefelben um breiviertel auf neun Uhr ben feierlichen 
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Kirchgang nad ber St, Nilolai⸗Kirche antraten. Den Zug ewöffueten die durch bie Marſchälle 
geführten Stabtälteften ; igmen folgten, ebenfalle durch Marſchälle geleitet, ber Oberbürgermeifter 
Krausnid, ber Vorfigenbe der Stabtverorbneten-Berfammlung Dr. Effe, dann ber Bürgermeifter 
Raunyn und ber ſtellvertretende Vorſitzende ber GStabtverorbneten ⸗Verſammlung Stabdtnerord⸗ 
meter Schäffer, woran ſich bie Mitglieder ber beiden Rommunal-Behörben aureihten. Mar- 
Ichälle fhloffen dann wieder den Zug, welcher ſich durch bie Breite Strafe, Königsſtraße und 
Poſtſtraße nad) ‚der Nikolailirche bewegte, wo berfelbe bei feinem Eintreffen von dem Kirchen⸗ 
vorftanbe empfangen warb. Kurze Zeit baranf erfchienen bort II. KR, GH. ber Prinz und 
die Pringeffin Frie drich Wilhelm, ber Prinz Earl, ber Prinz Adalbert, S. 5, 
ber Miniflerpräfident Fürſt von Hohenzollern-Sigmaringen, fo wie bie fämmt- 
lichen Übrigen Mitgliever des Staateminiftertums ‚(mit Ausnahme bes Kriegaminifters von 
Bonin, welder bem Bernehmen nach verhindert war), der Abmiral Schröber, ber General. 
Feldmarſchall von Wrangel und mehrere andere Herzen ber ‚Generalität, ber Polizeipräfibent 
von Zebfit und viele andere hohe Stantsbeamte. Die höchften und Hohen Herrſchaften, jo wie 
die Minifter harten am Eingange der erwarteten Ankunft Sr. K. Hoheit des Prinz⸗Regenten, 
Allerhöchftmelcher furz nad 9 Uhr einteaf. Se. K. Hoheit der Prinz Hegent, ehrfurchtsvoll vom 
ben beiden Vorſitzenden ber fläbtifchen Behörden umb beren Stellvertretern begrüßt unb em⸗ 
fangen, veichten Ihrer Königl. Hoheit ber Fran Priuzeſſin Friedrich Wilhelm den Arm 
und führten Höchfiviejefbe, gefolgt von den höchſten und hohen Herrſchaften, zu dem bereit ge- 
haltenen Plägen in ber Königl. Loge. Ihre Königl, Hoheit bie Frau Pringeffin von Preußen 
war durch ‚Unpäßfichleit am Erſcheinen verhindert. Nachdem bie Plätze eingenommen waren, 
begann fofort ber Gottesbienft, ‚bei welchem ber Probft zu St. Nikolai, Dr. Nitzſch, bie ber 
Beier bes Tages eutſprechende Weihrede hielt. Nachdem nach 10 Uhr der Gottesdienſt beenbigt 
war, begab fih Ge. Königl. Hoheit der Prinzeiegent nad Allerhöchſtſeinem Palais zurück, wo⸗ 
ſelbſt Allerhöchftverjelbe glei darauf gerubte, die Depntation der fläbtifchen Behörden von 
Berlin, beftehenb aus bem Oberbäirgermeifter Krausnid, dem Vorſitzenden ber Stabtverorbneten- 
Berfammlung :Dr. Eſſe, dem Bürgermeifter Naunyn und Stabtverorbneten Schäffer zu em- 
pfangen unb aus beren Händen die Allerhöchſtdemſelben Namens der Stabt Berlin überreichte 
Adrefje entgegenzunehmen, Die Adreſſe lautet: 
Allerdurchlauchtigſter Prinz, Regent 1 
Allerguäbigfter Prinz unb Herr! 

Ein inhaltsſchwerer Zeitraum von 50 Jahren ift verftrichen, ſeit bie Macht der Gefeite 
ben in bem Herzen des Bolles in unauslöſchlicher Liebe verehrten Laubesherrn, König Friedrich 
Wilhelm IE. Majeſtät bewog, nach Anhörung vaterlandsliebender Staatsmäuner, unter ber 
fühlbar geworbenen Erſtarrung der Sonberinterefien in bem Berfafjungsweien ber Stadtge⸗ 
meinben einen neuen Geiſt des Gemeinfinnes zu erweden. Durch das folgenreiche Geje ber 
Stäbteorbuung nom 19. Novbr. 1808 ift in ber Bildung eines Bereinigungspunktes durch bie 
Beteiligung aller Bürger an ben freien Wahlen ihrer Bertreter und ber Mitglieber ber fläbti- 
ſchen Obrigkeit durch dieſe, durch eine Öffentliche Kontrolle in allen Zweigen ber ſtädtiſchen Ber- 
waltung und durch die Berechtigung zu ſtatutariſcher Regelung aller Berhäftniffe im der ſtädti⸗ 
Sehen Gemeinde, eine wirkjamere Theilnahme ver Bürgerjchaft fir die Interefien des Gemeinbe- 
weſens angebahnt worben, Aus ihrer Zeriplitterung in Klaſſen und Zünfte wurden bie Stabt- 
gemeistben ber großen, nad. gleichen Grundſätzen umgeſtalteten Bollsgemeinde bes Staates 
näher ‚gerüdt, eines Staates, ber in einer vom Herzen ausgehenden Berbindung zwijchen dem 
ganzen Volle und feinem angeflammmten Lanbeshern in Liebe flarl geworben, bie höchſten 
Zwecke menjchlicher Entwidelung frei von hemmenden Schranfen zu verfolgen im Stande if. 
Gott feguete ſichtbar dieſe Beftrebungeneines hochherzigen Königs; ihrer Bebeutung ſich bewußt, 
erwachten die Geißer; mit Gott für König md Baterland haben fie flegreich gelämpft und ger 
rungen und finb feither nicht ſtille geſtanden unter ben Stürmen ſchwerer Geſchide, wie unter 
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ben Segnungen bes Friedens. Reicher Segen iſt über alle Stäbte gekommen, im welchen bie 
neue Stäbteverfaffung zur Ausführung kam, fie hat felbfiftänbige Gemeinben geſchaffen, bie ihr 
Gebeihen zu einer Frage für das Wohl und Wehe eines jeden Einzelnen, je länger je mehr 
werben läßt, fie hat die Baterlandsliebe geftärkt, bie Opferfreudigleit für jebem höheren Menſch⸗ 
beitszwed geftähft und in dem Gefühle der Dankbarkeit, welche Gerechtigkeit und Weisheit um- 
ferer Lanbesfürften erzeugte, bie Liebe zu dem Könige nem befebt. Die Gewißheit folder Er- 
folge des großen Fürftenhanfes ver Hohenzollern in dem Herzen und geiftigen Leben eines fireb- 
famen Bolles ift das Palladium, unter welchem die Geſchicke Preußens fi am fich felber, wie 
am dem deutſchen Baterlande fegenbringend und ficher erfüllen werben. Am 25, April 1809 
wurbe bie erfte Sitzung ber Stabtverorbneten- Berfammlung ber Haupt» und Reſidenzſtadt 
Berlin im ber jeigen Aula der Königl. Univerfität auf der Grundlage der Stäbte + Orbnung 
vom 19, November 1808 feierlich eröffnet. Wie follten die Kommmmal-Behörben und bie ge- 
fammte Bürgerfchaft der erfien Reſidenz umferer erlauchten Fürſten und Könige bei dem erften 
Gedenttage, der ein halbes Jahrhundert feit der Neugränbung der Berfafjung der Stäbte ab» 
ſchließt, nicht in banferfüllter Rührung und Vegeifterung über die guäbige Wenbung ber Ge- 
ſchicle in unferem Baterlande, zumächft mit fi zu Mathe gehen über vie ihnen felber geftellte 
Aufgabe, und wenn fie diefelde von Neuem ganz erfannt und bie treue Erfüllung derſelben ſich 
angelobet, im Dankgebete vor Gott ſich beugen, wie fie heute gethan, umb demnächſt an ben 
Stufen des Thrones und in die Hand Eurer Königl. Hoheit in danlbarer Erinnerung an ven 
noch heute beweinten erften Gründer der Städte-Ordnung zu geloben, mit. rebfihen Willen 
alle Sonberintereffen den höheren Imterefien des Gemeindeweſens unterzuorduen. Geruben 
Eure Königlihe Hoheit an dem wichtigen Gebenftage des 5Ojährigen Beſtehens der Stäbte- 
orbnung umferen erfurchtswollften Dank, das Gelübde des Gehorfams vor dem Geſetze, ber 
Treue und der Liebe huldreichſt entgegenzunehmen, mit ber wir erfterben 
Euer Königlichen Hoheit 
unterthänigft treu gehorfamfte 
Berlin, den 1. Mai 1859, Der Magiftrat, Die Stabtverorbneten. 

Die Stabtälteften, fo wie die Mitgliever des Magiftrats und der Stabtverorbneten- 
Berfammlung begaben fih nach dem Gottesbienfte im Feftzuge und im derfelben Reihenfolge, 
wie vorher, nach dem Situngs-Saale der Stabtverorbneten-Berfammlung zurüd, woſelbſt nad 
ber etiwa gegen 11 Uhr erfolgten Rückkehr ver Adreß + Deputation aus Anlaß bed Tages eine 
Öffentliche Feſt⸗Sitzung flattfand. Nachdem diefelbe vom dem Borfigenden der Stabtverorbne- 
teuverſammlung Dr. Efje eröffnet war, ergriff der Oberbürgermeifter Krausnid das Wort. Go 
eben, führte verfelbe aus, feien fie aus dem Gotteshaufe zurüdgelehrt, wo dem Allerhöchften 
eim Dankgebet für die Verleihung der Städte ⸗Ordnung, eines Geſetzes, welches Jahre hindurch 
fegensreich gewirkt und welches die Grumblage zu ber jegigen Stäbte-Berfafjung bildet, gezollt 
worben, Sie ſeien aber auch eben zurückgelehrt von ber Weberreichung ber Adreſſe ver Stabt 
Berlin an Se. Königl. den Prinz-Regenten, worin bie fläbtifchen Behörden ihre Empfinbung 
gegen den hochieligen König und Herrn bargelegt. Aber gleichzeitig fei au damit das Ge» 
fübde der Ehrerbietung, der Treue und des Gehorſams, das Gelübbe erneuert worden, zu allen 
Zeiten zu dem Könige und zu dem Königshauſe zu fiehen. Se. Königl. Hoheit habe die Aorefie 
guäbigft aufgenommen, hochherzig und huldvoll bie darin ausgefprochenen Empfindungen er- 
wibert und bie Deputation in Guaden entlaffen. Der Prinz habe ſich mit Lebenbigfeit ber 
Geſinnungen im jener großen Zeit, wo das Geſetz erlaffen worben, erinnert. Er habe es aus⸗ 
geiprochen, wie ber Geift, ver damals lebendig geworben, feguenb gewirkt. Er habe babei mit 
Dankbarkeit Alles deſſen gebacht, was in bem Zeiten ber Erhebung von bem treuen Bolle 
Preußens geſchehen, und daran gefnüpft, daß, wenn bie Tage ber Prüfung wieberkehren foll- 
tem, mit Zuverfiht auf das Volk gerechnet werbe, wie Er das Vertrauen habe, daß fie, wie 
ihre Söhne für des Baterlandes Wohl, gleich den Bätern, einfichen wilrben. Er (ber Redner) 
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brauche ‚wohl nicht erft zu verfihern, baß er jowohl in ihrem Mamen, als im Mamen ber 
ganzen. Stadt deu Gefinnungen der unverbrüchlichſten Treue und Dingebung Ausdruck geliehen, 
baß er zu den Stufen des Throues die Verfiherung niebergelegt: Es komme, was ba wolle, 
Alle werben treu ftehen an bem Könige und in biefer Treue niemals ſchwanken. — Aus Anlaf 
bes feierlichen Tages haben Se. Königl. Hoheit gerubt, mehrfache Önabenbezeugungen zu 
ſpenden. Durch Allerh. Kabinetsordre vom vorgeftrigen Zage fei den Mitgliedern der Stadt- 
verorbueten-Berfammlung und ben Bezirlsvorſtehern, welche das Amtszeichen noch nicht be- 
feffen haben, ſolches verliehen worden. Aufßerden habe Se. Königl. Hoheit der Prinz-Regent, 
zur Feier und zum: Gebächtnif des Jubeltages, dem älteften Mitglieve ber Stabtverorbneten- 
Berſammlung, dem nun jeit 36 Jahren barim fungirenden Stabtverorbneten Krebs I. ben rothen 
Adlerorden dritter Kaffe mit der Schleife, wie auch ihm felbft aus gleichen Anlaß und Huld 
für feine Perfon, ven Stern zum rothen Abler-Drben zweiter Klaſſe verliehen.‘ (Se. Königl. 
Hoheit hatte bie Gnade gehabt, dem Oberbürgermeifter den Orden Selbſt zu überreichen.) — 
Ehe bie Verſammlung nunmehr zu dem Beſchluſſe ſchreite, durch welchen fie bie Erinnerung ber 
ſeit funfzig Jahren gewährten ftäbtifhen Selbfiflänbigleit, im der danlbaren Fürſorge für bie 
Dinterbliebenen derer, welche in umeigenmüßiger Thätigfeit für bie Kommune ihren Gemeinfiun 
bethätigt haben, ein bauernbes Gedächtniß zu ſtiften, möge ihm noch ein kurzer Rüdblid anf die 
Zeit geftattet jein, im welder bie Stäbte-Drbnung verliehen wurde. Aus bem nun folgenden 
Bortrag bed Oberbürgermeifters entnehmen wir Folgendes: 
" Der Gedächtnißtag der Stäbte-Orbnung vom Jahre 1808 führt mitten in jene Zeit der 
Geburt des neuen Geiftes unſeres preußischen Volkes, welcher feiner Erhebung aus dem Drude 
einer ungerechten Uebermacht und ber fiegreichen Behauptung feiner Eriſtenz voranging, zurück. 
Ein gewaltiger Kriegemann hatte, zum Theil unter der Beihülfe der ihm verbündeten deutſchen 
Bruderſtämme, unfer damals ihm allein gegemüberfiehenves preußiſches Vaterland niebergewor- 
fen und ſchwere Bebrängniffe über vaffelbe gebracht. Da kam e8 darauf an, aufjurichten, was 
niedergeworfen worben, und zwar jo aufzurichten, daß das Vaterland bereinft im Stande jei, 
bie verloren gegangene Selbſtſtandigleit wieder zu gewinnen. Die innere Stärke mußte ge- 
wedt, ber Geift bes opferumgsfähigen Gemeinfinmes gehoben, die Begeifterung zum Kampfe 
mußte in alle Gemüther gepflanzt, ber verloren gegangene Wohlftand gehoben mb dies Alles 
durch Geftattung freiefter Bewegung gewährt werden. Das erkannte, das wollte ber ſchwer 
geprüfte, aber nicht erjchiltterte Monarch. Er war muthig im feften Vertramen auf Gott und 
vol Zuverfiht auf Sein Walten. Es ift dies eine hervorragende Eigenſchaft der ſämmtlichen 
Herrſcher Preufiens, welche fih feit dem vorgeflern vollenbeten 444 Jahren bewährt hat, wo ber 
Burggraf: Friedrich von Nürnberg, der erfie Hohenzollernfürft, die Marl Brandenburg erhielt. 
Dem Könige fanden in jener Zeit Männer zur Seite, denen das Unglüd des Landes eben fo 
tief zum Herzen ging, wie ihrem Königlichen Herrn felbft. Wir möchten Namen, wie Schön, 
Auerswald, Dohna, Aitenftein, Hardenberg, Schrötter, Stein u. A. mit Ehrfurcht nennen, 
ums aber gezienit es, eben Steins an bem heutigen Gebächtnißtag mit Daul und Ehrerbietung 
zu gebenten. Die Grunblage feines Weſens war echtes Gottvertraten und hingebende Liebe 
zum preußiſchen Baterlande. Die Worte, mit denen er nach dem Schluffe des Wreipeitstriege® 
feinen Wohnfiy-umd bie Büften der werbindeten Monarchen ſchmücte: „;Ein’ feſte Burg if 
unfer Gott" und „Bertran auf Gott, Muth, Einigkeit umd Beharrlichteit⸗, fie ergeben, auf 
welche Gruudlage er baute und wodurch er felbft ſich gefcäftigt fühlte: Ein folder un 
Hand dem Könige in Ausführung feines CEutfchlufjes, fein Voit zu neuem Geiſte mb) zu 
neuer Thatkraft: zu heben, zur Seite, Städtiſches Leben entwidelt fih am kräftigften En 
‚einer geregelten Selbfiftändigfeit, und nur vom Bürgergemeinden, bie es gleich wertehent, 
Beahtung der Schranten, weldhe das Geſetz und die Wohlfahrt der Gefammtpeit erforvern, TH 
frei zu bewegen und ihre eigenen Angelegenheiten im Bernußtfein ihrer eigenem Berant⸗ 
wortlicpteit zu‘ entfcpeiben , - äft eine in Gefmung umd: Shot teäftige Mitwittung für bie 
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vaterlänbifchen Intereſſen zu erwarten. Dies zu erzielen, mußte daher eine ber Hauptaufgaben fein, 
bie man ſich bei Verbeſſerung der Gemeindeverfaſſung zu ſtellen hatte, Deshalb gab der König 
die Stäbte-Drbnung. Diefelbe erlannte die Theilnahme der Bürgerſchaft am ber Berwaltung 
bes Gemeindewefens, die Schaffung eines Bereinigungspunftes für diefelbe in ber Stabtverorb- 
neten-Berjammlung, die Gewinnung einer feften Grundlage für das Bertrauen der Bürger- 
haft zum Magiftrat in dem Hervorgehen befjelben aus ber Wahl der Stabtverorbnneten«Ber- 
fanımlung und die Beſchränkung der Oberauffiht ber Staatsregierung auf das Nothwenbigfte 
an. Als mit dem Erlaf der Kurm. Kriegs» und Domainenlanımer vom 26. Januar 1809 
am 3. Febr. beffelben Jahres die Stäbte-Orbnung zur Einführung bei dem Magiftrat einging, 
hielten fich bie einzelnen Mitglieber befjelben verpflichtet, fchriftlih fi darüber auszujprechen, 
ob man wohl gethan habe, foweit zu gehen, als im dieſem Geſetze gefchehen, obwohl in der Bür- 
gerihaft die Befähigung zur Uebernahme der in dem Geſetze vorgeſchriebenen Befugniſſe vor⸗ 
handen feien ıc. 

Auch die Stabtverorbneten-Berfammlung ſprach demnähft noch am 19, März 1810 aus, 
daß e8 für fie ſchwer fei, alle für ihre Beichlüffe in der Stäbte-Orbnumg vorgeichriebenen Be- 
flimmungen genau ‘zu erfüllen. Indeß fie fand ſich bald hinein, und bald bewähren ſich bie 
wohlthätigen Folgen ber neuen Organijation in faft allen Zweigen der ſtädtiſchen Verwaltung. 
Dies befunden ſchon der erfte im Jahre 1817 von der Stabtverorbnneten-VBerjammlung erftattete 
öffentliche Bericht am ihre Mitbürger und bie alsdann mehrfach erſchienenen Berichte, welde 
namentlich auf bie glüdlichen Folgen der Einigkeit mit dem Magiſtrate hinweiſen. Im folder 
Einigkeit find denn auch feit dem erſten Eintveten der Stabtverorbneten-Berfammlung, und uns 
ter Mitwirlung ber zahlreichen Kräfte, welche fi uneigenuügig beim Dienfte ver Commmune ge 
‚wibmet haben, jeither treffliche Erfolge auf allen Gebieten der ftäbtiichen Verwaltung erzielt 
worden. — Hiernach lieferte ber Bortragende eine vieljeitig intereffante Ueberſicht der Geflaltung 
ber ftäbtifhen Verwaltung in ihrem verſchiedenen Zweigen, eine Schilderung ber immenjen Aus 
dehnung, welche biefelbe bis jet gewonnen, fo wie eine Anführung der wefentlichften Ereigniſſe, 
welche bie Stabt Berlin in dem verfloffenen halben Jahrhundert betroffen. Die über 50 Bänke 
ſtarlen Protololle der Stabtverorbneten-Berjammlung lieferten hierzu die Grundlage. Das Ber- 
fonal der Communalbehörden anlangend, jo traten bie in ben Tagen bes 18.—22. April 
1809 gewählten Stabtverorbneten am 25. April befjelben Jahres in bem großen Saale 
bes Prinz Heinrich'ſchen Palais, des jegigen Univerfitätsgebäudes, zufanmen, unb wählten zu 
ihrem Borfteher den Kammerpräfidenten a. D. von Gerlah. Nachher wurde berfelbe zum 
Oberbürgermeifter gewählt und beflätigt. Der Magiftrat wurde am 6. Juli 1809 in ber Ni- 
colai-Kirhe von dem Oberpräfidenten von Sad vereibigt. Oberbürgermeifter waren von 
1809—1814 Präf. v. Gerladh, von 1814—1832 Präf. Bilihing, von 1832—1834 Regierungs- 
rath don Bäreniprung und dann endlich mit einer Unterbrehung vom Jahre 1848—1850 ber 
jegige Ober» Bürgermeifter Krausnid. Bürgermeifter waren von 1899—1814 Bräfident 
Büſching, von 1814—1832 Regierungsrath von Bärenjprung, von 1832—1844 
Rehfeld und feit diejer Zeit der jeige Bürgermeifter Naunyn. Stabtverorbneten- Bor» 
fteher waren: (Mad ber Erwählung bes erften Borflehers, v. Gerlah, zum Oberblirgermeifter) 
von 1809—1818 Kaufmann Humbert, von 1819-1820 Kaufmann Krutifch, von 1821— 1822 
Hofrath Behrend, von 1823—1824 Geh, Ober-Med.-Rath von Könen, 1825 Kaufmann Zunge, 
1826 Hofrath Behrend, 1827 Hofrath Uhde, 1828—1844 Rentier Defjelmann, 1845—1847 
Aſſeſſor Fournier, 18485—1850 Amtmann Seidel, 1851—1857 Kaufmanu Fähnbrih unb von 
ba ab ber jetzige Borfigenbe, Geh. Reg.-Rath Dr. Effe. Den beiden Vorſtehern Humbert und 
Deffelmann, welche 10 reſp. 17 Jahre mit großer Treue, Einfiht und Hingebung ihren oft 
ſchweren Beruf erfült haben, erkannte die Berfammlung bie Ehre ihres Bildnifjes zu. Der 
Semeinfiun unferer Bürger ift im Laufe ber verfloffenen 50 Jahre vieljeitig bewährt worben. 
Hunderte und wieder Hunderte waren unb find als unbejolbete Communalbeamte unb als 
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Mitglieder ber verſchiedenen Kommifftonen dem Wohle ihrer Mitbürger förberfih. — Hieran Imüpfte 
ber Bortragende eine. Weberficht fiber ‚die Geftaltung nud die ſegensreiche Entwidelung der Eliſa⸗ 
betbftiftung zur Unterflägung ber Wittiwen und Waiſen unbeſoldeter Kommunalbeamten, dem 
jetzt die Kommunalbehörden aus Anlaß der Feier des Tages eine Jubelftiftung zugewandt 
haben, Die Idee zu biefer Efifabethfliftung gab fi am 13. November 1840 bei Gelegenheit 
eines Feſtmahls aus Anlaß des Geburtsfeftes J. M. der Königin fund. Es wurden dabei 
40 Thlr. für diefelbe gefammelt. An. demſelben Tage bes folgenden Jahres erhöhte ſich ber 
Fonds duch eine Sammlung anf 140 Thlr. und munmehr erfolgte. die Entwerfung ber Sta⸗ 
titten für die Stiftung, welder ber Magiftrat alabann feine wärmfte Theilnahme zumanbte; 
Am 12, Auguft 1843 erfolgte die Allerhöchſte Beflätigung der Stiftung und mit bem Jahre 
1847, wo das Kapital anf 2000 Thlr. angewachſen war, begann biefelbe ihre Wirkfamteit der 
Unterftügung, wodurch mannigfache Wohlthaten gebt wurben. Ult. 1854 hatte bie Stiftung 
bereit8 ein Grunblapital von 5700 Thlr., wovon 1855 5000 Thlr. hypothelariſch angelegt 
wurben, 

Hiernach verlag der Vorfigende der Stadtverorbneten-Berfammlung, Dr. Effe, die Us 
fumbe über. bie bereits von den Kommunalbehörden beſchloſſene Stiftung, nach welcher aus Ans 
laß des’ Yubeltages der Eliſabethſtiftung zur Unterſtützung für Wittwen und Waiſen unbefolbe- 
ter Commumalbeamten, vom laufenden Jahre ab und auf die Daner von fünfzig Jahren anflatt 
des feitherigen Kommunalzuſchuſſes von. 200 Thlr. jährlich ein folder anf Höhe-von eintanfend 
Thaler mit der Maafigabe bewilligt wird, daß der Borflanb der Stiftung. autorifirt fei, das 
nicht zu laufenden Unterſtützungen Beanſpruchte biejes Zuſchuſſes zu Lapitalifiren. Auf Anfrage 
ihres Borfigenben ermächtigte die Stadtverordueten ⸗ Verſammlung einftimmig den Erfteren, biefe 
Urkunde zu volliehen. Cine gleihe Ermächtigung wurde dem Oberbürgermeifter Krausnick 
durch die Mitglieder des Magiftrats ertheilt. Hierauf wendete ſich der Vorfigende ber Stabdt⸗ 
verorbneten-Berfammlung, Dr. Effe, mit ciner Auſprache an bie Feſtverſammlung. Mit biefem 
Beſchluſſe, fagt derſelbe ungefähr, fei der kirchliche und geſchichtliche Theil der eier beendet, 
und jo möge man ihm, anfnipfenb an das von dem Herrn Oberbürgermeiften fo trefflich Aus- 
geführte, noch einige wenige Worte geſtatten. Bei der kirchlichen Feier fei beſonders ber Sat 
hervorgehoben worden: „Wem wiel gegeben wird, von dem wird viel geforbert.” Man habe 
gehört, ein wie großes Geſchenl der Stadt Berlin durch die Verleihung der Städte »Drbnung 
geworben, man habe vernommen, mie nüglic und erfprießlich das Königliche Gefchent vom ber 
Bürgerſchaft angewendet worben, ja wie bie erſten Bertreter berfelben fogar beforgt geweſen 
feien, ob fie das Dargebotene in feinem ganzen Umfange annehmen könnten. Bei biefer fix 
Ale maßgebenden Mahnung: „Wem viel gegeben, von bem wird viel verlangt”, ſei es micht 
genug, ben Blid auf: die Vergangenheit zurüdzumerfen und fi Daulgefühlen hinzugeben, fon- 
bern biefes Dankgefühl müſſe fih auch bethätigen durch feſte umb lebendige Entſchlüſſe filr die 
Zukunft. Er glaube in dem Sinne und dem Wunſche der Mitglieder der Stabtverorbneten- 
Berfammlung zu handeln, wenn er es laut ausfprede, daß der Magiftrat, die Obrigkeit ber 
Stadt, ſtets getreulih bemüht geweſen, bie Beftimmungen ber SGtäbte- Ordnung zum 
Beten und zum Wohle ber Stabt und ihrer Bewohner auszufllhren. Er danle dem Ma— 
giftret Namens der Berfammlung dafür, was er gefeiftet. Für die Mitglieder der Berfamm- 
tung, für bie e® keinen Dant gäbe, liege in ber heutigen feier bie ernſte und heilige Aufforbe- 
zung, fortzufahren barin, jedes Intereffe der Stabt und ihrer Blirger wahrzunehmen. Sie 
Alle Hätten gleichfalls in der Kirche gehört, daß, wenn man fich recht frei. fühle, müſſe man ſich 
auch gebumben fühlen. Heute wie bamals beherrſche Alle das Tautefte Gefühl des Dankes fü 
das verliehene weile Geſetz. Es habe ver Bürgerfhaft eine freie Bewegung geftattet, fie aber 
habe ſich gebunden gefüpft, vaffelbe im Imtereffe ber Geſammtheit zur Geltung zu bringen. 
In vieſem Gefühle. preifen Alle die Gnabe bes unvergeßlichen hochſeligen Königs, ber bem 
Städten biefe freie. Berfaſſung verliehen, - Eim gleicher Dank gebühre bem jetzigen regierenden 
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König, der den Städten und befonder® feiner Haupt- und Reſidenzſtadt fo viele veiche Beweiſe 
feiner Gnabe gegeben. Emblich aber auch Seinem erhabenen Stellvertreter, dem durchlauchtig- 
fen Priuz · Regenten, ber heute bei Entgegenwahme ver Adreſſe beider Komumunalbehörben im ber 
huldvollſſen Weiſe verfichert bat, wie unenblih Ihm das Wohl der Städte und beſonders bas 
der Reſidenz Berlin am Herzen liege und wie Er Sich noch mit Wohlgefallen daran erinnere, 
Cheilnehmer einer kirchlichen Feier geweien zu fein, die vor ca. funfzig Jahren bei Einführung 
der Städte-Ordrnung in Königsberg flattgefunven habe. Solhen Guadenbegeugungen gegenüber 
könne neben dem ernften Eutſchluſſe, auch für die Zukunft die Stäbte-Orbnumg zum Nutzen und 
Gebeihen, zum Wohle unſerer Baterflabt anzuwenden, fein ſchönerer Schluß der heutigen feier 
ſtatifinden, als daß alle Auweſenden, unter Gelobung unerſchütterlicher Treue für König und 
Baterland ihrem Dank für die Königl. Huld und Gnade dadurch Ausprud geben, in ächt prem- 
Fischer Weile anf das Wohl Sr, Mai. des Königs und veffen erhabenen Stellvertreter aus 
vollem Herzen ein Hoch auszubringen, Möge: Sie Alle damit einflimmen: Es Iebe Se. Mu- 
jeſtät unfer allergnäbigfter König und Herr! Gottes Gnade geleite Ihn in Seine Heimath; 
möge er geleäftigt in das Vaterland zurüdtehren und Seine vollftlänbige Geneſung nicht mehr 
ferm fein! Es lebe&e. erhabene Gemahlin! -E8 lebe Se Königl. Hoheit der Prinz-Regent, fo wit 
Alerhöchftdefien erlauchte Gemahlin! Es lebe das gefammte Königshaus! Hohl Hoch! Ho! 
Die ſämmtlichen Anweſenden erhoben fih von ihren Siten und flimmten mit jubelndem Euthu⸗ 
fiasmus in das breimalige Hod eu. Damit war bie Feſt⸗Sitzung geihlofien, unb wurbe dem⸗ 
uähft das darüber aufgenommene Protololl vollzogen. — Im den fläbtifhen Hofpitälern umb 
Waifen-Anfalten fand aus Anlaß der Feier eine feftliche Bewirthung flatt. 

Berlin, im April. Im ber Stabtverorbneten»Berfammlung am 14. b, Mts, wurbe 


Polizeigeſetzes des Jahres 1850, eines Nefkriptes des Minifterii des Innern, auch mehrere anbere 
Rothwendigleitsgründe geltend gemacht. Bon Geiten mehrerer Mitglieber ver Berjammiung 
wurbe dagegen replizirt, Beihreitung des Rechtsweges und eine Petition an die Kammer ver- 
geſchlagen, wogegen der Borfigenbe erwiderte, daß nah den geſetzlichen Beflimmungen ber 
Rechtoweg jedenfalls nur zu einem KRompetenzkonflifte, wicht zu einer Austragung vor ber Ge 
richtobehörde führen würde unb könne. Mad längerer Debatte wurbe ber Antrag ber Gelbbe- 
willigungsbeputation, die Summe zu bewilligen, bei ber Abftimmung angenommen. | 
In der Siyung am 20, d. Mis. zeigte der BVorfigende an, baf bie zum en, t 
die Bolizeibehörbe die Koften für kranke Poligeigefangene u. ſ. w. bezahlt habe, feit 
aber die Kommune die Zahlung babe übernehmen müſſen. Die Summe belaufe fi 
ungefähr 10,000 Tplr. Der Magiftvat habe num dem Fiskus gegenüber den Nachweis 
daß die Stadt mit dem Iurisdiltionsfanon vieje Laſt abgelöft habe. Der Magiſtrat ſei 
mals ohue Erfolg um Bericht in biefer Ungelegenbeit erjucht; er beantrage beshalb, ba 
Summe jährlich eine bebeutenbe fei, eine mene Auskunft, wie weit bie Sache gebiehem 
Stadtverordueten · Verſammlung ftimmte dieſem Antrage einftimmig bei. — Der kurgen 
lichen Sitzung ſchloß fi) noch eine längere nicht Üffentlihe Sigung an. Es fam im 
dem Bernehmen nach die Angelegenheit wegen des Rathhausbaues noch einmal zur 
Die bereits belauut if, hat der Magiftrat in ber Perfon des Königl. Bau⸗-Juſpeltors Waef 
mann einen Baumeifter für den großartigen Bau erwählt und hat derſelbe fich verpflichtet, 
den Bau binnen 6 Jahren zu vollenden. Der Magifirat ſtellte nun dem Antrag, dem Bau- 
meiſter während biefer ſechs Jahre ein Gehalt vom 3000 Thlr. zu bewilligen, und: wollte ähm, 
da es natürlich nothwendig ift, baß er in ber Mühe bes Banplates wohne, eine Mieths-Ent- 
ſchädigung für diefe Zeit von 500 Thlr. jährlich geben. Außerbem follte ber Baumeifter, «mach 
ben Anträgen des Magiftrats, nah Bollendung bes Baues ein Geſcheul von 10,000 Zhlr. er- 
halten uud follte ihm, falls der Begiun des Baues durch wicht zu berechnende Zuflänbe , moin 
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befonber® ber Ansbruch eines Krieges zu rechnen fein dürfte, binausgefchoben werben milßte, 
bis der Bau feinen Anfang nimmt, das halbe Gehalt gezahlt werben, Der Gegenftanb rief 
eine längere Diskuſſion hervor und bat fi bie Berſammlung, wie wir hören, für bie Anträge 
bes Magifttats eutſchieden, nur daß fie das Gehalt auf 2500 Thle. unb 500 The. Mieths- 
Entigädigung feſtſetzte. — Die Bevbllerung Berlins hat fih im Monat fjebruar um 495 
Berfonen vermehrt, und zwar um 313 Mebrgeborne als Geftorbene und um 182, die mehr zu« 
als abzogen. Im Ganzen wurben geboren 1314, flarben 1001; zogem zu 1273 und zogen ab 
1091 Berfonen, 

— R — &panbow, im April. IH. Das biefige Schulmwejen theilt fi gegenwärtig 
in drei Syfteme, deren Zuſtaud im Allgemeinen ben Anforberungen entſpricht. — Das Pro» 
gymnaflum, die Bürgerjchule und bie Beorflabt » Schule fiehen zuſammen unter Oberaufficht des 
Provinzio-Schul-Eollegii umb werden von einem Reltor dirigiert, Die ſämmtlichen Töchter⸗ 
ſchulen, nämlich die höhere Töchterſchule mit ihren Vorklafſen und bie Elementar-Töchterſchule 
fliehen unter der DOberaufficht ber Königl. Bezirts- Regierung und werben bom einem zweiten 
Meltor geleitet. Die Elementar ⸗Knabenſchule ift ebenfalls der Oberauffiht ber Königl. Regie- 
rung unterworfen, wirb aber, da fie eines Dirigenten emtbehrt, mit Hülfe bes Hauptlehrers von 
ber Schuldeputation durch ein technifches Mitglied derſelben verwaltet. Die Feſtſtellung eines 
Statuts filr das Progymmafium ifl, obgleich bereitd vor längerer. Zeit der Entwurf zu dem⸗ 
felben an das Königl. Schul-Rollegium eingereicht ift, noch nicht erfolgt, auch hat bie Einfegung 
eines Kuratoriums, für welches die Juſtruktion bereits berathen ift, noch wicht vorgenommen 
werben lönnen, weil zunächſt das Statut erfaffen werben muß. Wenn ferner aud das Pror 
vinzial · Schul · Kollegium bie Feſtſtellung des Etats noch nicht anerlannt und von der Genehmi⸗ 
gung deſſelben die Bewilligung ber mit höheren Unterrichts- Anflalten verbundenen Rechte 
abhängig macht, fo muß bie baldige Beendigung der ſchwebenden Fragen im Jntexeſſe ber 
Schule dringend gewünfdt werben. Im Uebrigen ift troß ber erwähnten Hemmniffe das Pro- 
gymmafium im feiner innern Entwidelung kräftig vorgeſchritten umb hat zu Oftern v. 9. bie 
Secunds errichtet, deren fernere Eriftenz die vorgeſetzte Schulbehörbe freilich von ber noch nicht 
bewilligten Bebingung ber Auftellung eines neuen Lehrers für bie oberen Klaffen abhängig 
macht. Die Frequenz war in ben legten brei Jahren in fletem Wachſen. Die Schülerzapl 


betrug 1856 1857 1858 
beim Progyinnafium . 96 11 123 
bei ber Bürgerfhule . 172 197 233 
bei der Borihuke » . 96 98 100 


Die Geſammtſchülerzahl wuchs alfo bei dem Progymnaftum, ber Bürger und Vorſchule 
von 364 auf 456 Schüler. — Bei ber höheren Töchterſchule, welche im Jahre 1857 fieben, 
jetzt acht Klaſſen hat, beteng bie Zahl ber Schüferinmen im Jahre 1857 859, 1868 389, 
Die Elementar-Töchterfchule wurbe ebenfalls um eine Klaſſe vermehrt und hatte im Jahre 1857 
in vier Klafien 334 Schülerinnen, während fie jet in fünf Klaſſen 353 zählt. Die Elementar- 
Knaben ſchule, welche gleichfalls im vorigen Jahre um eine Rlaffe vermehrt werben mußte, hatte 
1857 345 Schüler, 1858 aber in fünf Klaſſen 359 Schüler, Hieraus ergiebt fih, daß gegen- 
wärtig in den fläbtifhen Schulen 815 Schiller und 742 Schülerinnen, überhaupt aljo 1557 
Kinder umterrichtet werben. Bor brei Jahren betrug biefe Zahl nur 1181, vor 2 Iahren 1304, 
und ba feit dem vorigen Jahre wieber eine Vermehrung um 113 Kinder flattgefunden - hat, 
mindeſtens berjelbe Zuwachs aber alljährlich eintreten wirb, fo werben blos durch has An- 
wachſen ber Klaſſen und der Schilerzahl jährlich 2—3 meue Lehrer erforberlih, 

Wegen bed zur Unterhaltung ber latholiſchen Schule aus der Stabilafle zu zahlenden 
Zuſchuſſes von 2 Thlr. für jedes die katholiſche Schule beſuchende Kind ift gegen ben Borflanb 
ver Zatholiihen Schule und Kirche zwar die Klage augeflellt, barauf aber von Geiten ber 
Königl, Regierung der Eompetenz-Eonflitt erhoben und von dem Gerichtspofe zur Entſcheidung 
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der Eompetenz » Eonflitte erkannt worben, baf ber erhobene Kompetenz» Eonflilt für be- 
gründet und der Rechtsweg für ausgefchloffen zu erachten. Die Sache hat bamit ihre 
Erledigung dahin gefunden, daß die Stabtgemeinbe ſchuldig ift, den von der Regierung zur 
Unterhaltung der katholiſchen Schule feftgefeigten jährlichen Zuſchuß zu zahlen. — Das Schul- 
geld für auswärtige Kinder, welde bie hiefigen ſtädtiſchen Schulen befuchen, ift mit Genehmi- 
gung des Provinzial-Schul-Kollegit und der Königl. Regierung 'anf den doppelten Betrag des 
Schulgeldes für einheimifche Kinder fefigefegt worden, Für letztere beſteht bie Begünftigung 
ber Gewährung von Freiftellen bis zu 20 pCt. der Schülerzahl, und die Schuldeputation, 
welder bie Berleihung von Freiſtellen zufteht, hat vielfach Beranlaffung gehabt, den unbemit- 
telten Eltern für ihre fchulpflichtigen Kinder, wenn fie von bem betreffenden Rektor das Zeugniß 
bes Fleißes und guter Führung erhielten, ganze ober hafbe freiftellen zu bewilligen. : Der 
Schulbeſuch ift beim Progymmafium, der Bürger- nnd Vorſchule, ſowie der höheren Töchterſchule 
durchaus regelmäßig, weniger befriedigend bei ben Elementar-, Krmaben- und Töchterſchulen. 
Die Schulverfäummiffe werben jedoch flet® gerügt und fließen die Schulverſäumnißſtrafen zur 
Armen-FKaffe, während ber Polizei-Fonds die Koften für bie Vollſtreckung ber ee 
für Schulverfäumniffe trägt. 

Armenmwefen. Bei ber Armen-Verwaltung, deren fortwährend fleigende Koften Sier, 
wie faft in allen größeren Städten, den Haushalt mehr und mehr belaſten, ift ber Grundſatz 
fefigehalten worden, daß zunächft Jeder durch feiner Hände Arbeit die erforderlichen Subfiftenz- 
mittel zu befchaffen und vie öffentliche Armenpflege baher nur da einzutreten bat, wo Arbeite- 
unfäbigkeit vorliegt. Nichtsbeftoweniger hat die Armenbirektion nicht wermocht, mit ben in ih- 
rem Etatsentwurfe angenommenen Känmereizufchuffe von ca. 4200 Thlr., geſchweige denn mit 
dem bon ber Stabtverorbneten » Berfammlung zum Etat gebrachten Betrage von 4000 Thlr. 
auszulommen. Die Berwaltung des Stabtarmenmweiens hat allein an baaren Unterſtützungen 
und an Pflege- und Erziehungsgeld ca. 3000 Thlr. Ausgaben, die Unterhaltung der Häuslinge 
im Armenhaufe koftet außerdem über 1200 Thlr., und durch die Kur und Verpflegung armer 
Kranker iu der Stadt ſowohl als im Krankenhaufe entftehen durchſchnittlich 400 Thlr. Koften, fo 
daß mit Inbegriff der auferorbentfichen Unterftügungen, der Inftandhaltung des Inventariums 
der Anftalten und der Begräbnißfoften eine Gefammtausgabe von faft 6000 Thlrn. nicht zu 
vermeiden ift, während die eigentfihen Einnahmen ber Armenfaffe nur in 34 Thlr. Zinfen, 
einem jährlichen Beitrage des heil. Geifthofpital® von 108 Thlr. und den geringen unbeflimm- 
ten Gejchenten und Strafgelvern, fowie in bem Ertrage ber Hunbeftener beftehen. — Nur bas 
unter ber Berwaltung ber Armenbiteltion ftehende Krantenhans erhält ſich faft aus feinen eige- 
nen Einnahmen, wenn bie allgemeinen Berwaltungstoften beffelden nicht in Auſchlag gebracht 
werben. Das Kranlenhaus verpflegte 1857 7464 Köpfe und 1858.bis zum 30, Novbr. 7800 
Köpfe, alfo durchſchnittlich täglich 24 Kranke. Aufgenommen wurden 1857 269 Kranke, davon 
farben 27, im Jahre 1858 wurden bis zum 30. November aufgenommen 251 und farben 30 
Perfonen, darunter 3 Kinder, Die Babeanftalt des Kranfenhaufes wurde im vorigen Jahre für 
das Publifum eröffnet und vom demfelben namentlich im Sommer fleißig benutt. Für verab- 
reichte Bäder ift eine Eimmahme von circa 50 Thlr. erzielt worden. Das Juventarium ber 
Anftalt wurde bedeutend vermehrt, jo daß dieſelbe nunmehr gleichzeitig 50 Kranke aufzumeh- 
men und volfländig mit allen Bedürfniſſen zu verſehen im Stande ift. — Da die Stadt im- 
mer noch eines Bürgerhofpitals entbehrt, obwohl dazu feit vielen Jahren ſchon gefammelt wor- 
ben if, ſo wurde zu Anfang des vorigen Jahres das im ganzen Lande gefeterte Feſt der Ber- 
mählung bes Pringen Friedrich Wilhelm hier durch die Stiftung bes Bürgerhofpitals unter den 
Namen „Friedrich Wilhelm, Biltoria-Bürger-Hofpital" würbig gefeiert. Dem 
desfallfigen Beſchluſſe haben des Prinzen umd ber Prinzeffin Friedrich Wilhelm Königliche Ho- 
heiten buch Erlaß vom 10, Juli 1858 mit guten Wilnfchen für das Geveihen der Stiftung 
Ihre Zuftimmung ertheilt: 


447 


Das Armenhaus hatte am 1. Januar 1858 einen Beflanb von 21 Perfonen, welche auf 
Koften der Armenkaffe verpflegt wurben. Der Zugang bis zum 30. November 1858 betrug 29 
und ber Abgang 32, fo daß am letztgenanuten Tage noch 18 Armenhäuslinge übrig blieben, 
Berpflegt wurben bis zum 30. November 1858 überhaupt 6586 Köpfe, aljo durchſchnittlich täg- 
tih 20 Häuslinge. Außer den Häuslingen find im Armenhaufe und im Hülfsarmenhaufe, uns, 
tee welcher Bezeichnung das ber Armenbdireltion überwiefene Stabthofsgebäude geführt wird, noch 24 
obdachloſe Familien untergebracht. Darumter befinden fi 18 Ehepaare und 6 Wittwen mit 
zufammen 63 Kindern. Diefe Obdachsloſen haben theifweile Miethszins für bie ihnen über- 
wiejenen Räumlichkeiten gezahlt, wodurch bis jetzt eine Einnahme von 70 Thlr. entflanden if. 
Gegen Andere, welche weder zahlen, noch durch fläbtifche Arbeiten den Miethezins aufbringen 
mochten, find zwar lagen geführt worben, es ift aber jelbft im Wege ber Erelution Nichts zu 
erlangen geweien. Die Beichäftigumg ber Häuslinge des Armenhaufes warf einen Berbienft von 
70 Thlr. ab. (Fortf. im folg. Hefte.) 


Havelberg. (Fortfegung.) Bei ver Armen-Kaffe betrugen pro 1858 bie Einnahmen 
250 Thir., die Ausgaben 1281 Thlr. mithin das aus der Kämmerei-Kaſſe zu bedende Defizit 
1031 Thlr. flatt :1450 Thlr., welche auf den Käinmerei-Etat gefetzt waren, fo dafi 419 Thlr. 
geipart wurden, wa® gegenüber vielen anberen Städten, wo bie Koften ber 
Armenpflege in ber Regel fortfhreitend größer werben, zu ben merkwürdi— 
gen Fällen gerehnet werben fann. Unter der Einnahme» Summe befanden fi 
191 Thlr. Ueberſchüſſe der Pfandleih⸗Anſtalt. Ausgegeben find unter andern: an figirte Armen» 
geld-Empfänger 722 Thlr., an Koften für Medizin und Krankenpflege für einheimiſche Kranke 
90 Thlr. flatt 250 Thlr., und Mieths-Unterftügungen gar nicht. Als Haupt-Urfahen der Er» 
fparniß find anzufehen: die feit Ende 1857 beſtehenden GefellensKrankentaffen; der kirchliche 
Armenpflege-Berein; das eingeführte Einzugsgelb, woburd der Zugang armer Familien 
bebeutenb gehemmt wird; bie viele Gelegenheit zur Beſchäftigung, melde fih im Laufe vorigen 
Jahres den Arbeiter-Familien auf hieſiger Feldmark dargeboten bat; der gelinde Winter zu 
Anfang und Ende des Jahres, der das Heer der Bagabonden und Heimathlofen von dem fenft 
beliebten Einträngen in das Krankenhaus abgehalten hat. — Bei den brei Gefellen-Rafjen 
betrug während des Jahres 1858, beider erften, 124 Mitglieber, die Einnafme 66 Thlr. 25 Sgr., 
bie Ausgabe 53 Thlr. 24 Sgr.; bei der zweiten, 70 Mitglieber, bie Einnahme 57 Thlr., 
bie Ausgabe 50 Thlr. und bei der dritten, 185 Mitglieder, die Einnahme 118 Thlr., die Aus- 
gabe 95 Thle. — Das Hospital St. Spiritus hat auch pro 1858 jeder ber 6 Hospitalitinnen 
(6 alte Bürgermittwen) außer freier Wohnung und Gartennugumg eine Präbende von 50 Thlr. 
gewährt. Außerdem find milde Gaben durch verfchiebene Stiftungen an die Polchowſche und 
die Kröcherſche vertheift. — Der Fonds zur Gründung eines Krantenhaufes, zu welchem 
alljährlich die Hälfte der Einnahme an Einzugs- und Hausftandsgeld fließt, hatte am Schluß 
bes Jahres 1858 die Höhe von 676 Thlr, erreicht. 


Die Einnahmen bei ber Schulkafſſe betrugen 1799 Thlr. die Ausgaben 3499 Thlr,, 
der Kämmerei-Zufhuß mithin 1700 Thlt. Unter den Einnahmen befinden ſich 300 Tple. Bei- 
bülfe aus ber Polchowſchen Stiftung zur Unterhaltung ber gehobenen Bürgerfhule, 100 Thlr. 
Königl. Freiihulgelver aus den Revenuien bes ehemaligen Domftiftes, 381 Thlr. von Gaſtſchülern 
und 843 Thlr. Schulgeld von einheimiſchen Schülern. 


Unter ben Ausgaben: 2724 Thlr, Gehalt an Lehrer und Schulbiener, 200 Thlr. Ent⸗ 
fhäbigumgstoften, 100 Thlr. Wieberbefuchstoften und 140 Thlr. Peuſionen. Es find bei ber 
Schule 11 Lehrer und 2 Lehrerimmen angeflelt. Die Zahl der einheimifdhen Schiller betrug 
Ende 1858: 533, bie ber Gaſtſchüler 83. Das vom Letzteren auflommenbe Schulgeld belief ſich 
auf 470 Thlr. Im den Wintermonaten warb eine Hanbwerler-Fortbilbungs-Anftalt erhalten, 
die von 4b Lehrlingen beſucht wurde. 


— 


Die Koſten der Straßen⸗Erleuchtung ſtellten ſich excl. des Gehalte des Laterneuwärters, 
auf 194 Thlr. heraus, alſo mit einer Mehrausgabe von 34 Thlr. gegen ben Etat in Folge ber 
theuren Oelpreife. 

Das feit 1853 befiehende Aihungsamt hat im Jahre 1858 an Gebühren 143 Thlr. 
eingenommen; bie Ausgaben beliefen fih auf 131 Thlr. — 

Bei ber ftäbtifchen Sparkaſſe finb im Jahre 1858 ale neue Einlagen binzugelommen 
67,265 Thlr., abgehoben 72,345 Thle. Die Summe aller Einlagen betrug am Schlufle bes 
Jahres 149,326 Thlr. Die Zahl der Sparkaſſenbücher belief ſich auf 2034 unb ber Bermögend- 
befand am Jahresſchluß au Activis 150,865 Thlr., baar 2918 Thlr. Der Ueberſchuß aus ber 
Berwaltung des SDabres 1868 betrug 1871 Thlr. Der Reſervefonds hatte ‚nit. 1857 bie 
Höhe won 3286 Thlr. erreicht. Die der Sparlaffe im Jahre 1858 aus ber kurmärliſchen 
Dütfslaffe zufallende Prämie betrug 19 Zhle. und ift mit 4 Sgr. 4 Pf. pro Thaler an 
241 prüämienberehtigte Sparer vertheilt. — Bei ber mit der Sparlaſſe in Verbindung chen» 
den Pfandleihe-Auſtalt find für 1858 30,355 Thle, Pfand» Darlehne ausgegeben, wo⸗ 
von am Schluß des Jahres noch 16,966 Thlr. ausſtanden. Die Zahl der im gebadhten 
Jahre ausgeftellten Pfandſcheine betrug 1558. — 

Das. Bermögen ber bier beftehenden 10 Handwerker-Junungen betrug nad ben 
leisten Jahres⸗Abſchlüſſen bei der Bäder -Innung 174 Thlr., bei ben Seilern und Handſchuh⸗ 
machern 51 Thle., bei ben Tiſchlern 80 Thir., bei ber Schmiebe-Innung 68 Thlr., bei den 
Fleiſchern 97 Thlr., bei den Müllern 103 Thlr., bei den Schloffern und Zeugſchmieden 78 Thlr., 
bei den Schuhmachern (incl, 232 Thlr. bei der Innungs-Sterbelaffe) 275 Thlr., bei ber Bau- 
banbwerter-Innung 75 Zhlr., bei den Schneibern uud Kürjchnern 25 Thlr., zufammen aljo 
1026 Thlr. außer 22 Morgen Land, welches die Schuhmader-Inuung, und 14 Morgen Land, 
welches die Aleifher-Innung befigt. — Bei den Prüfungs-Commilfionen der Innungen find 
im Laufe bes Jahres 13 Meifter- und 27 Gefellen-Prüfungen vorgelommen; bie Zahl ber bei 
ſammtlichen Innungen aufgenommenen Lehrlinge betrug 48. — Die hier beftehenden 6 Sterbe- 
laſſen⸗Geſellſchaften befigen nach ben letzten Sahresabihlüffen zufammen 3381 Thlr. Bermögens- 
beflände, und haben im Laufe bes Jahres 1858 an Sterbegelvern 746 Thlr. ausgezahlt, 

Un Abgaben find pro 1858 von ben hiefigen Einwohnern anfgebraht: 906 Zhle, 
Srunbfteuer, 2789 Thlr. Klaffen- und Einfommenfteuer, 1560 Thlr. Gemwerbefteuer, 1623 Thlr, 
Communalfieuer, 79 Thlr. Hundefteuer, 842 Tplr. Schulgeld, 1440 Thlr. Feuerlafjen-Beiträge 
an bie Kurmärk. Städte Feuer- Sozietät, 985 Thlr. Separationsfoften, zufammen alfo 10,223 
Thir. — Die Gebäude der Stadt find bei der Städte-Feuer-Sozietät mit 633,975 Thlr, bei 
Privat-@efellihaften mit 35,950 Thlr. gegen Feuersgefahr verfichert. Die Anzahl ber öffent- 
lichen Gebäude beläuft fi auf 40 und bie der Privatgebäube auf 317 Wohnhäufer, incl. ber 
Nebenbäufer, 78 Fabrifgebäude und Privat-Magazine incl. Mühlen, 487 Ställe, Scheunen und 
Schuppen. — Die Zahl aller Einwohner ift bei ber Volkszählung im Dezember 1858 
auf 1564 männlide und 1592 weibliche, zufammen 3156 Perſonen ermittelt worben, worunter 
3078 evangefifhe Chriften, 24 Katholiken, 54 Juden. Chepaate gab es 597 und 978 Kinder 
unter 14 Jahren. Im dem Vorſtädten Havelbergs, welche jedoch ſelbſtſiändige Communal ⸗Ver⸗ 
Bände bilden, betrug bie Zahl ber Einwohner: in Dom Havelberg 601, in Wenbeberg 262, 
in Neuberg 338, im Köperberg 589, in Saflbernberg 670, in Lehmkuhle 158, in Sperlinge- 
berg 185, in Schönberg 840, insgefammt 8588 ; folglich betrug, dieſe eimgefchloffen, bie Bevdf- 
kerung Havelbergs 6744 Berjonen. — 

H. Frankfurt a. DO. im April. In Bezug auf die Leitartilel im April» und bem bor- 
Hegenden Hefte, theilen wir bie von dem hiefigen Magiftrate an beide Häufer des Landtages 
rucſichtlich der Mechte der Realſchulen gerichtete Petition nachſtehend mit: 
| Die hiefige Höhere Bürgerſchule, auch Oberſchule gemamnt, hat. nach voraufgegamgener 
Entlaffungsprüfung und Revifion der Anftalt durch ben Erlaß bes Königl. Minikerit für die 
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Unterrichtsangelegeuheiten vom 11. Januar 1836 bie Berechtigung erlangt, Entlaffungspräfun- 
gen nad dem Reglement vom 8. März 1832 zu halten, unb dadurch bie Rechte erhalten, welche 
theils dieſes Regelment ben Real» und höheren Bürgerſchulen zufichert, theils jpäter auf Grund 
biefe® Reglemente biefen Anftalten eingeräumt worden find. 

Es iſt hiemit: 

a) bie durch bie Allerh. Kabinetsordre v. 4, Febr. 1844 bewilligte Berechtigung zum 
Eintritt in bie Armee mit Ausſicht auf Beſörderung zum Offizier und 

b) bas durch dem hohen Minifterialerlaß vom 5. April 1840 eingeräumte Recht zur 
Zulaſſung zur zweiten Prüfung beim Bergfache, gemeint. 

Daß fi die Oberſchule diefer Berechtigung flets würdig erwieſen hat, bafür zeugen theils 
der große Uinfang, zu dem bie Anftalt enporgewachſen it — fie gehört im biefer Hinficht zu 
den allererfien im Staate — theils ber Erfolg der Entlaffungsprüfungen. — Bon ben 108 
Schülern, welche dieſe bis jet befanden, baben 

17 das Präpilat „vorzüglich“ 
57 das Präbilat „gut“ und 
34 das Prädikat hinreichend” 


fi erworben. 

Der hoben Mitifterialoerorunung vom 20, Oktober 1849, welche feftfelste, daß künftig 
nur ſolche Realihüler zur Bauführer-Brüfung zugelaffen werben jollten, welche einem zmeijähri- 
gen Kurfus in Secunda nnd Prima durchgemacht haben, fowie dem Exlaffe vom 27. Mai 1850, 
durch welchen beſtimmt wurde, daß künftig überhaupt nur noch ſolche Realſchulen das Recht zur 
Entlaffung in bie Königl. Baualademie behalten würben, welche, ohme die Vorſchule, ſechs ges 
fonberte Klaſſen und in ben beiden oberen einen je zweijährigen Kurfus haben, ift umfererjeits 
mit einem nicht unerheblichen Koftenaufwande fofort entfprochen worden, fo daß bie nach biefen 
Anforberungen umgeftaltete Anftalt ſchon durch den Minifterialerlaß vom 8, Februar 1851 un⸗ 
ter biejenigen Realſchulen des Staates aufgenommen wurde, welchen bie Berechtigung zur Ent- 
faffung auf die Röniglihe Banalabemie zugeftanden if. — Diele Berechtigung ift der Anftalt 
ohne Angabe eines Grundes wenige Jahre nachher, ohne baf ihr ober ums auch nur einmal 
eine Mittheilung zugegangen war, durch den Erlaß des Herrn Hanbelsminiftere vom 18, März 
1855 wieber genommen, wodurch bie Schule hart getroffen wird. Hierbei ift man jedoch micht 
fliehen gebfieben. Durch die Vorſchriften über die Befähigung zu ben techniſchen Aemtern, ber 
Berg, Hütten- und Salinenverwaltung vom 3. März 1856 wirb ben Abiturienten von bem 
Realſchulen nur noch der Zugang zu der mittleren Berglarriere geftattet, und nad dem Regle⸗ 
ment fiber bie Annahme und Beförderung der Pofleleven vom 1. März 1857 werben zwar un⸗ 
ſere Schüler and fernerhin noch als Poftaspiranten angenommen, fie werben aber in ben 88. 
5. u. 7. des allegirten Reglements in pecuniairer Hinficht, fowie im Dienftalter den Zöglingen 
der Gymmaſien nachgeſetzt. 

In Erwägung nun: 

1) daß unſere Auſtalt ih auf völlig geſetzmäßigem Wege ihre Berechtigung zu Ent⸗ 
laffjungsprüfungen gewonnen ; 

2) daß ſie ſich derfelben ſtets wilrdig erwieſen; 

3) daß fie ſpäterhin alle vom Staate am fie geſtellten Forderungen erfüllt; 

4) daß alle von ihr im das Baufach, ſowie in das Poſtfach entlaffenen Zöglinge, ſelbſt 
diejemigen nit ausgenommen, welche in ber Entlaffungsprüfung nur das Prä- 
bitat „hinreichend befanden” errungen, fi) als tüchtig bewährt haben; 

erwägt man endlich: 

5) daß durch die im Rede ſtehenden drei Mmifteriaferlaffe ums micht nur alle Sch. 
fer entzogen find, weldhe in das Bauſach übergehen wollen, daß viele Schüler, 
welche fi für den Poſtdienſt beftimmt haben, lieber ihre Vorbildung auf bem 
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Gynnaflum, als auf der Realſchule fuchen, daß aber auch viele Eltern ihre Kin- 
ber, auch wenn fie biefelben leineswegs künftig ber Univerfität anvertrauen wol» 
fen, blofi deshalb dem Gymnaſium und nicht unferer Anftalt übergeben, weil fie 
denielben den Eintritt ind Bau- und Poſtfach nicht verichließen wollen, erlauben 
wir uns beide Häufer des Landtags gz. geb. zu bitten, bei dem K. Staats-Mini- 
fterium ſich dafür verwenden zu wollen: 


I. daß unferer Oberfchufe die durch das Reglement vom 8. März 1832 ihr von Seiten 
bed Staats zugeficherten Rechte vollſtändig, ohne jede Beſchränkung wiedergegeben werben; 

11. daß unferen Abiturienten der Zutritt zur zweiten Prüfung beim Bergfache geflattet 
wird; 

IM. daß umfere Abiturienten bei dem Eintritte im bie Armee von der Fähnrichsprüfung 
bispenfirt werden und 

IV. daß die Anftält biefelbe unmittelbare Auffichtsbehörbe erhält, unter welcher das Gym: 
nafinm ſteht. 


—,— Eüftrin, im April. Durch den Bau ber unjere Stadt berührenven, im Oftbr. 
1857 dem Berlehr übergebenen Kreuz-Eüftrin- Frankfurter Eifenbahn it die Nicderfchlefiih-Mär- 
tiſche Bahn mit derſelben in Verbindung gefett, und dadurch ein micht unbebeutenber Gütertransport 
durch unfere Stadt vermittelt worben. Hiermit in Verbindung hat fi aber aud der Wafler- 
Transport auf der Oder vermehrt, umd bie natürliche Folge davon ift das ſich immer mehr 
unb mehr hebende Spebitionswejen geworben, für deſſen Erweiterung jeboh ber Mangel an 
Raum immer fühlbarer wurde. Die Zerflörung einzelner Feſtungswerle durch bie Eiſenbahn 
bat im Feftungsbau bedeutende Veränderungen in Ausfiht geftellt, und ein Plan zur Erweite⸗ 
rung der Weftungswerke hatte für die Stadt die Erwartrung hervorgerufen, ſich innerhalb ber 
felben ebenfalls ausdehnen, und fo den nöthigen Raum für Handel und Verkehr gewinnen zu 
tönnen. Desjallfige Eorrefpondenzen zwiſchen den Staats- und Communal-Behörben, mit Rid- 
ficht auf die Wünfche der Stadt, haben jedoch noch zu keinem Reſultate geführt. 

Die fi) güuftiger geftaltenden Berkehrsverpältniffe haben eine zweite Dampfer » Schlepp- 
Schifffahrtsgeſellſchaft in Stettin veranlaßt, ebenfalls Dampfſchiffe bierher zu dirigiren, jo baf 
alfo jetst ſechs Dampfichiffe die Ober hierher reip. bis Frankfurt a, DO. befahren, und es find 
um fo mehr Seitens der Stadt Schritte erforderlich geworben, bie linken Oberufer für ben 
Schifffahrtoverlehr zugänglicher zu machen. Der Austrag derfelben muß einem fpäteren Berichte 
vorbehalten bleiben, 

Fabrilen eriftiren bisher in biefiger Stabt niht. Der Handel am Orte ſelbſt hat ſich 
wegen ber vorerwähnten Hinberniffe nur in Bezug auf Spebition und Getreidehandel, welder 
letzterer durch die Chauffee-Berbindung mit Soldin und Pyrig weit lebhafter geworben, heben 
innen und beichräntt fich im Uebrigen meift auf ben Detail» Berfehr in der Stabt ſelbſt unb 
deren näherer Umgebung. — Was bie Schifffahrt anlangt, fo bat diefelbe in der Paflage bier 
vorbei burch den Bau der Eifenbahnbrüden über beide Ströme eime nicht unbedeutende Beläfti- 
gung erfahren, weil die Kähne, tie bier ausladen, nunmehr zwei Brüden kurz hintereinander zu 
paffiren und daher einen längeren Aufenthalt haben. Außerdem find ber Schifffahrt durch ben 
abnorm niebrigen Wafferftand in dem letzten Jahren nicht umerheblice Hinderniffe erwachſen. 
Am Jahre 1857 paffirten die Oder 3347 beladene und 652 unbeladene Kühne, die Warthe 3887 
befabene und 2006 umbelabene Kähne, an Holaflöffen: die Ober TI Boden, die Warthe 6111 
Boden. Im genannten Jahre waren vorhanden 48 Kauflente, 119 Händler, 65 Gaft- und 
Schaulwirthe, 20 Bäder, 7 Schlächter, 8 Brauer, 110 ftewerpflichtige Hanbwerter, I Müller, 79 
befteuerte Schiffer und Fuhrleute, 29 Haufirer, welche mit einer Steuer von 38681, Thlr. ver- 
anlagt waren. Dagegen betrug die Zahl der umbeftenerten Handwerker 147, Sciffsgefäße 68, 
Lohn: und Fuhrleute 11. 
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f. Sachſſen. 

Magdeburg, im April. Der Stadtverordneten ⸗Verſammlung Tag in ihrer Situng am 
24. dv. Mts, ein Schreiben des Magiſtrats vom 8. v. Mts. vor, woritt biefer ermiberte, baß 
er im Folge des Befchluffes ver Verſammlung vom 15. Febr. die Frage nochmals in forgfältige 
Erwägung gezogen habe, in wie weit er fich zur Contrahirung vom ſchwebenden Schulden ohne 
Zuſtimmung der Berfammfung gefetlich Lefugt erachten künme. Im der Städte-Drbnung fehle 
es an einer allgemeinen Haren Befimmmmg über derartige Schulden. Der 8. 50 ad 3. ver 
lange die Genehmigung der Regierung zu Anleihen, durch welche bie Gemeinde mit einem 
Schuldenbeftande befaftet, over der bereits vorhandene vergrößert werben folle. — Die Er- 
höhung des ftäbtifchen Schuldenbeftandes war nach der Anficht des Magiftrates als bewirkt an- 
zufehen burch die von beiden Stabtbehörden beichloffene, von k. Regierung genehmigte Emitti- 
rumg ber neuen Stabt-Obligationen auf bie ganze Höhe ber fälligen Serien. Wenn num aber 
der Berfauf dieſer Obligationen nicht fo ſchnell zu bewirken war, als es bie Beftreitung ber 
Bauloften ber neuen Waſſerkunſt erheiichte, fo habe der Magiftrat nothgedrungen einftweilen 
vorübergehende Anleihen machen müffen, ohne daß biejelben indeſſen ben Schuldenbeſtand ver- 
größerten, ba ihnen eben die unverfilberten Stabt-Obligationen als Dedung 
gegenüber Händen. Iufofern der Magiftrat die nöthige Aushülfe durch Aufnahme von 
Darlehen ohne Unterpfand und fogar zu einem bilfigeren Zinsfuße, als ber ber Stabt- 
obfigationen beichafft habe, fo glaube er zu folder vorlibergehenben Anleihe wohl befugt geweſen 
zu fein. Die Berfanmlung habe auch für bie Aufnahme ſchwebender Schulden nur dann verlangt 
gefragt zu werben, wenn für folhe Anleihen Activa der Stadt verpfänbet würden. Im 
Biefer Beziehung liege allerdings die Sache etwas anders und laſſe eine verſchiedenartige Auf- 
faffung zu; aber eben, weil die Frage zweifelhaft fei, habe der Magiftrat beſchloſſen, künftig zu 
ſchwebenden Schulden, fofern dabei Activa der Stabt verpfändet würden, bie Zuſtimmung ber 
Stabtverorbnetenverfammlung einzuholen. Gegenwärtig jeien von ſchwebenden Schulden vor« 
handen: a) 25,000 Thlr. bei ber königl. Bank feit dem 1. Juni pr., b) 10,000 Thlt. feit 
dem 8. ejusd., deren Nothiwenbigfeit der Magiftrat in dem Schreiben vom 31. Mai pr. nade 
gewiejen habe, c) 100,000 Thlr. bei der Seehandlung, in Uebereinftimmung mit dem Beſchluſſe 
vom 28. September pr. — Diefen 135,000 Thlru ſchwebender Schulden fländen inbeffen noch 
160,000 Thlr. unverkaufte Stabtobligationen ber zweiten Serie gegenüber. — Referent trug 
darauf an, den Magiftrat zu erfuchen, die gegenwärtig ſchwebenden Schulden zu tilgen, fobald 
bie Obligationen verfi'bert find. — Der Borfigende. Diefer Antrag involvire ein Mißtrauen 
gegen das Pflichtgefühl des Magiftrate. Der letztere werbe, als guter Hausvater, ſelbſt danach 
fehen, die ſchwebenden Schulden zu tilgen, fobald er dazu die Mittel beſäße. — Der Referent. 
Es ſei zu bequem, Schufven zu prolongiren. — Der Borfigende ſetzte noch einmal auseinander, 
wie dem Magiftrat ſelbſt daran läge, die Schulden los zu werben und fügte fchließlich Hinzu, 
baf er glaube, Referent werbe feinen Antrag zurüdziehen. — Referent that dies. 

In der Sigung am 14. d. Mts. wurde ber Berfammlung vom Magiftrate der Beſcheid 
ber Königlichen Regierung mitgetheilt, welchen viefelbe auf die Beſchwerde eines Stabtverorb- 
neten im Betreff der Einholung der Zuſtimmung ber Berfammlung zur Eontrahirung von 
_ fogenannten ſchwebenden Schulden ertheilt hat und worin die Königl. Regierung erllärt, daß fie 
keine Beranlaffung finde, gegen ben Beihluß vom 15, Februar c. einzufchreiten umb über das 
Berlangen der Stabtverorbneten-Berfammlung binaus dem Magiftrate auch für alle fonftigen 
Fälle der Contrahirung eimer ſchwebenden Schuld, außer bei Verpfändungen bie borgängige, 
reſp. nachträgliche Einholung der Genehmigung der VBerfammlung zur Pflicht zu machen. — 
Die Berfammlung nahm, ohne Beranfaflung zu einer Debatte über diefe Sadhe zu nehmen, von 
berfelben Kenntniß. 

— C.— Halle, im April. Die vom Staat und ber Stadt gemeinſchaftlich zu unterhal- 
tenbe Provinzial-Gewerbeichufe ift im Jahre 1858 und zwar im I. Quartale von 52, im IL 
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und III. von je 44, und im IV. Quartale von 60, Überhaupt von 200, und durchſchnittlich 
alfo von 50 Schülern befucht worden. Durch Übereinftimmende Beſchlüſſe des Königl. Minifterüi 
und der Stabtbehörben ift das Gehalt des Director und ber beiden Lehrer vom 11, Januar 
1859 ab um je 100 Thlr. erhöht worden. Die gefammten ſtädtiſchen Elementar-Shu- 
len haben aud im Jahre 1858 unter der alleinigen Divection des Schuldirectors Scharlach 
geſtanden. Die großen Berbienfte deſſelben um das ſtädtiſche Schulweſen find von ben flädti- 
ſchen Behörben dadurch anerfannt, daß ihm von 1858 ab eine Gehaltszulage von 100 Thlen, 
bewilligt if. Wie groß aber auch die Tüchtigkeit und der raflofe Eifer des Directors Schar. 
lad fein mochte, fo konnte man ſich doch der Ueberzeugung nicht verjchließen, daß, nahbem 
bie geſtiegene Frequenz wieber in beiden Bürgerfhulen bie Einrichtung je einer neuen Klaſſe 
nöthig gemacht hatte, die Leitung der geſammten Schulen nachgerade bie Kräfte eines 
Mannes überſteige und deshalb eine Tpeilung der Directorial-Gefchäfte ein unabweisbares Be⸗ 
bürfniß fei. 

Nah längeren Verhandlungen über das bei folder Theilung zu befolgende Prinzip ver» 
einigten ſich die ſtädtiſchen Behörden im Dezember in dem Beſchluſſe, einen beionderen Rector 
für das gefammte Armen-Schulwefen mit einem Gehalte von 700 Tpfr., einſchließlich 100 Thlr. 
Miethsentihädigung, anzuftellen. Diefer Beſchluß wird im Laufe des Jahres 1859 zur Aus- 
führung gelangen. Gleichzeitig ift die unvermeidliche Nothwendigkeit eines Schulbaues näher 
in® Auge gefaßt worben und wird babei die Concentration ber Armenſchulen, ſoweit möglich, er» 
firebt werben. Auch dieſe Angelegenheit wird vorausfihtlid in db. I. bis zur Beſchlußnahme 
über Art und Ort des Schulbaues gebeihen. 

In den ftäbtifchen Elementarſchulen warb 1858 der Unterricht ertheilt unb zwar: A. im 
den Geldſchulen in 26 Maffen von 26 Lehrern an 1836 Kinder; B. in den Freildu- 
fen in 14 Maffen von 9 Lehrern an 1193 Kinder. Es umterrichteten hiernach 1858 in 40 
Kiaffen 35 Lehrer 3029 Kinder, im Jahre 1857 aber in 38 Klaſſen 33 Lehrer 2849 Kinder, 
aljo 1858 mehr 2 Klaſſen, 2 Lehrer und 180 Kinder. 

Die Gehälter der Lehrer find im Jahre 1858 wie folgt normirt worden: 

6 Lehrer erhalten je . . . 330 Thlr., zufammen 1980 Thlr. 
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37 Lehrer erhalten zufammen » = = + 0. + 9490 Thir. 

Zwei Hilfsiehrerftellen, durch welche bie Lehrkräfte bei den Freiſchulen vermehrt werben 
follten, um mehrere Klaſſen vieler Schulen, in denen nur Bormittags oder Nachmittags Unter» 
richt ertheift wird, in Ganz-Tags-Klaffen zu verwandeln, blieben Michaelis v. I. aus Mangel 
an Lehrern unbefett, weshalb nur 35 Lehrer fungiert haben. Daraus unb ba bie borgenomme- 
nen Gebaltserhöhungen erft im Laufe des Jahres eingetreten find, ergiebt fi, baß pro 
1858 für Lehrer» Befoldimgen 8500 Thlr. verausgabt find. Nach der Rechnung pro 
1857 wurben verausgabt 7360 Thlr., 1858 aljo mehr 1140 Thlr. Die nachfolgende verglei- 
chende Ueberficht über die Ausgabe für Lehrer und Lehrerinnen am ben fläbtiihen Schulen in 
den Jahren 1849 und 1858 ergiebt bie inzwifchen eingetretene Aufbefjerung der Lage bes Unter- 
richt-Berfonals. Der Zufhuß der Kämmerei zu ben Koften ber Elementarſchulen betrug 1868 
6686 Thlr. 26 Sgr. 11 Pf. 1849 3615 Thlt. 21 Ser. 3 Pf. 1858 alſo mehr 3071 The. 
5 Sgr. 8 Pf. — Eine Bergleihung ber Rechnungen der Schulkaſſe pro 1857 und 1858 weift 
nad, daf a) ber Zuſchuß der Kämmereikaffe zu ben fläbtifchen Schulen betrug 1868: 6686 
Thlr. 26 Sgr. 11 Bf., 1857 5862 Thlr. 27 Sgr. 1 Bf, 1858 alfo mehr 823 Thlr. 29 Sgr. 
10 Pf.; b) das Schulgeld betung: 1868 5353 Thlr., 1857 4902 Thlr. 16 Sgr.; 1868 aljo 
mehr 450 Thlr. 15 Sgr. 
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Im Allgemeinen wurden 1858 aus der Kämmerei für Schulzwedce verausgabt: 
1) an Beitrag zur vereinigten ——— der — 


Stiftungen . - 1000 Thlr. — Sgr. — Pi. 
2) an —— zur Dingenfänte der Steh mb. dom. * 
3) an Peltrog zur Provinziaf-Gewerbe-Schuflaffe ... We © 
4) an Zuſchuß zu dem fläbtifchen Efementarihulen . . . 6686 „ 26. 1, 
5) an Zufchuß zur Sonntagefhnle - © 0 2 2 0 Ru duo on 
6) am Zuſchuß zu der Prodinzial-Taubfinmmen-Anfalt . 93 7 — 6 
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im Jahre 1857 wurden für Schulzwede — 19 „ 22 
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alſo im Jahre 1858 mehr gegen 1849 


) Einſchliehlich freier Wohnung und Feuerung, zum Werthe von 150 Thlr. 

?) Die Erhöhung ven 66 Tplr. rlihrt daher, daß einer ber beiden Lehrer eine perjönliche 
ulage von 14 Tblr., der andere eine perſönliche Zulage von 52 Thlr. genieft, wodurch beider 
* —F Tiir. gebracht iſt; das bocationsmäßige Gehalt beider Stellen beträgt 246 Thlr. 

und 
200 Die "Gehälter fiiegen im Jahre 1847 von 140 bis 290 Thlr. Das höchſte Gehalt 

von Thlr. mus jeboch nur zwei Lehrer. Durchſchnittlich fielen damals auf jeben Leh— 
zer 172 Thlir. 21 Sm Jahre 1858 erhielten ſechs Lehrer 330 Thlr., fieben Lehrer 290 
Thlr,, acht Lehrer 22 "kr &s tamen alfo durdicmittlich auf den Lehrer 267 Thlr. 28 

) Au m fteht diefen Lehrern freie Wohnung im Danigeiöcfie bes Mädchenſch 
* zu. a. jebe diefer Wohnungen wurben im Jahre 1849 10 Thir. bezahlt. 

un: — wird jede Stunde — 6 Thlr. jährlich — Außerdem erhielt 


Zulage von 28 Thir,, zwei e von 10 
Kr Ihe 1849 ward noch kein  frangöflicer icht erde, dagegen fällt jeht ber 
t neidern fort, 


?) —— Lehrer * wöchentlich F Pflichtſtunden zu geben. Jede Ertraftunde wurde im 
SJahre Fr 9 mit ca. 5 Thle, jährlich, im Jahre 1858 mit 6 Thle. jährlich — 
Eine Benfion non 260 Thfr. ift mit dem Schluß 1857 in Wegfall gekommen. 


a a, a 58 der Monatsjerift, Seite 129, fi.” Die 
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g. Mheinland und Weſtphalen. 

— Köln, im April, Im der am 24. v. Mts. abgebaltenen Sitzung ber Stabtverorb- 
neten gab der zur Tagesorbnung geflellte Umban des Rathhauſes zu langen und lebhaften 
Debatten Anlaß, deren Ergebniß in folgenden Beihlüffen enthalten ift: Das Rathhaus, ein 
Eonglomerat verf&hiebener im Laufe der Jahrhunderte entflandener Gebäulichleiten,- foll in dem 
hieraus bervorgegangenen hiſtoriſchen Charakter, d. b. in allen feinen wejentlichen Theile, wozu 
insbefondere das Portal, der große Saal, die Löwengrube und ber Hanfafaal gehören, erhalten 
und bergeftellt werben, Um filr die während des Neftaurationsbaues zu verlegenben Bureaur 
der ftäbtifchen Verwaltung andere Räumlichkeiten zu beichaffen, fol zunächſt das ſüdlich an das 
Rathhaus ſtoßende Plasman’ihe Haus in der Judengaffe niedergelegt und von Grunb aus neu 
gebaut werben. Der Hanfajaal joll nicht, wie vorgeſchlagen war, in zwei Theile zerlegt, fondern 
in feiner jegigen Geflalt und Ausdehnung beibehalten und hergeftellt werben. Was bie in ber 
vorläufigen Slizze des Stabtbaumeiflers Raichborf gezeichnete Treppen-Anlage anbelangt, bie 
an ber Stelle des bisherigen Steuer-Bureau’8 projeftirt ift, To erffärte fih das Kollegium damit 
einverftanden, daß biefelbe in den Plan des Neftaurationsbanes aufgenommen und ſpütere Ent- 
ſcheidung dariiber vorbehalten werbe. Bevor: mit Miederlegung des Plasman'ſchen Hauſes vor⸗ 
gegangen wird, fol ein Plan und Koftenanihlag zum Neubau deſſelben zur Prüfung und Gut- 
heißung vorgelegt werben. Gleichzeitig jo der Plan zum Reftaurations»Bane des Rathhauſes 
vorgelegt werben, ber Koſten-Anſchlag dazu aber erft dann aufgeftellt werben, wenn ber Plan 
aboptirt worden ift. 

Zu Beginn der Stabtverorbneten-Berfammlung am 14, d. Mts. wurde ein von mehre- 
ren Mitglievern des Kollegiums eingebradhter Antrag mitgetbeilt, welcher babin ging, bei ber 
Königt. Polizeibehörbe zu erwirken, daß das hier fo oft wahrzunehmenbe übertriebene Belaben 
ber Fuhrlarren befchränft werde. Der Borfigenve erklärte, ſich dieſerhalb an die zuftändige 
Behörde wenden zu wollen. Ein Ergänzungskrebit für die im laufenden Jahre zur Ausführung 
beftimmten Pflafter-Arbeiten wurde mit, geringen Beſchränkungen nach dem Antrage ver Ber- 
waltung genehmigt. Was insbefonbere die große Telegraphenſtraße anbelangt, jo ſollen ven 
dortigen Hausbeflgern, wenn diefelben zur Herftellung von ununterbrochen fortlaufenden Trottoire 
fi bereit finden laffen, die Koften der Pflafterung der Banlette vergütet werben, i 
In Betreff des Bauplanes für die höhere Bürgerſchule hatte die Königl. Regierung 
einige, jedoch nicht gerade belangreihe Abänderungen für rathfam erachtet, zu beren Berwirt- 
lichung das Stadt - Bauamt -eine anberweite Skigze entworfen hat, mit welcher fich im einer 
bieferhalb abgehaltenen gemeinſchaftlichen Konferenz das Curatorium der Schule und bie fläbt. 
Baulommiffion einverftanden erllärten. Die Stabtverorbneten » Berfammlung trat biejem But« 
achten in der Sitzung am 20. d. Mts. bei. 

Elberfeld. In der Situng ber Gtabtveroitueten » Berfeamntung am 15. April wurbe 
u. A. der Vertrag mit der Gasbeleuchtungs-Geſellſchaft berathen umb genehmigt. Die Gefell- 
Schaft bat nämlich in allen Punkten nadhgegeben, dabei aber auch bie Bedingung geftellt, daß 
die Etabt mit ber jegigen Beleuchtungstraft (den Fabriken in Brauſewerth und am Brill): zur 
frieben fei ; fie mithin während der Daner bes Vertrages micht verpflichtet fei, neue Anlagen zu 
machen: Dieſe Propofition, von der Kommiffion genehmigt, wurde gebilligt. Sobann mwurbe 
ein Nachtrag zum Orts-Statut in Bezug auf die Unterftügungslaffe für die Weber- und Wir- 
Termeifter genehmigt, wonach Webermeifter in Eiberfeld ferner nicht mehr Fabrifarbeiter und dem⸗ 
mach nicht mehr verpflichtet find, der allgemeinen  Fabrifarbeiter - Unterftügungslaffe beizutreten. 
Wohl aber müfjen diefelben, nach dem erfolgten Antrag der Innung, fernerhin ber Innungs- 
faffe beitreten, wenn fie micht nachweiſen, daß fie einer Privat-Auflage angehören, beren Sta- 
tuten bon der Kommunal-Behörbe beftätigt find. Ebenſo wurden revidirte Statuten für 
bie beiden beftehenbleibenben Unterftügungstaffen fir Färber, Druder ꝛc. und für die übrigen 
Fabrilarbeiter genehmigt, "Die vorzügliche Aendernug biejer Statuten befteht erſtens barin, daß 
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fernerhin keine Ärztliche Pflege mehr für Rechnung der Kaſſe geleiftet wird, daß mur ber ar- 
beitsfähige Kranke noch freie Medizin umd der arbeitsunfähige Kranle eine wöchentliche Baar- 
Unterftügung von 3 Thlen. erhält, aus ber alle Verpflegungskoſten zu befireiten find. Zweitens 
enthäft bie neue Statut die Veflimmung, daß auch im Eterbefall von Frauen der Kaflen- 
Mitglieder am diefe eim Tobtengeld von 15 Thlrn. vergiitet wird. 

Aachen, im April. In der Gemeinderatgs-Gigung am 1, v. Mis. verlas ber 
Borfigende eine von 516 hief. Einwohnern und Gewerbtreibenden vollzogene, an das Königl. 
Hanbelsminifterium gerichtete Petition um Auflöfung des Gewerberaths, fo wie das von dem 
ießgtern über die beantragte Auflöſung erflattete Gutachten und bemerkte, daß bie Königl. Re- 
gierung durch Randverfügung vom 24. Ian. c. und das Minifterium durch Dekret v. 10. Jan. c. 
die Vernehmung ber Stabtverorbneten über bie Petition angeorbnet habe. Herr Lingens, nad» 
dem er, mit Rückſicht auf die Zahl und die Perfönlichkeiten der Unterzeichner ber Petition, eine 
gränblihe Prüfung und Erörterung berjelben in rein objeltiver Beziehung als angemeffen be- 
zeichnet hatte, bemerkte, daß bie Gejeßgebung vom 9. Februar 1849, welche die Inflitntion ber 
Gewerberäthe ins Leben gerufen, vermöge des dadurch dem Handwerler- und Heinen Hanbels- 
ande gebotenen Mittels einer Vertretung feiner Interefien gleihfam als ein Verſuch zur 
Hebung dieſes Standes zu betrachten jei. Reduer verlas fobanı die ben Gejcäftsfreis ber 
Gewerberäthe ziehenden Beflmmungen der Berorbnung vom 9. Februar 1849 und fiellt der 
Erwägung anheim, ob es zmedmäßiger ſei, die Obliegenheiten des Gewerberaths nad) $. 22. 
a. a. D. ber Kommunalbehörbe zur Erlebigung überweiſen, ober dafür die bejonbere Behörbe 
beftehen zu faffen. Eine Erſparuug an Berwaltungstoften erblidte der Redner in diefer Ueber- 
weifung nicht. Er bemerkte fodann ferner, daß die geringe Theilnahme an ven Wahlen bes 
Gewerberathes, wie es die Unterzeichner ber Petitiom behaupten, nad feiner Auſicht die Auflö- 
fung deſſelben nicht begründen lönne, daß vielmehr der Grunbfag auch hier zu beachten fei, an 
den durch das Geſetz getroffenen Anorbnungen und Einrichtungen feftzuhalten, bis dieſelben als 
falſch ober unpraltiſch ſich erwiefen hätten, was jeboh von dem in mander Beziehung auf bie 
gewerblichen Verhältnifje günftig eingewirlt habenben Gewerberathe unmöglich bebauptet werben 
kann. Ferner bemerkte er, daß im Jahre 1652 Petitionen wegen Wieberanfbebung bes bezeich- 
neten @ejees in ber Kammer zur Verhandlung gelommen wären, biefelbe jedoch nach den An- 
trägen des Minifteriums barüber zur Tages-Ordnung übergegangen fei. — Bon auberer Seite 
wurbe hervorgehoben, daß wenn aud 516 Werjonen bie Petition unterzeichnet hätten, doch 
noch eine weit größere Anzahl Gewerbetreibender ſich derfelben nicht angejdloffen habe. Es wurbe 
baranf anfmerkjam gemacht, daß bie Petition mehrere Monate cirkulirt habe und daß mit Gewiß- 
heit anzunehmen fei, daß mehr Gewerbtreibende bie Unterzeichnung verweigert hätten, als ſich deren 
der Petition angeidloffen haben. — Herr von Geyr, der vom allgemeinen Stanbpunfte aus für 
das Fortbeftehen der dem Handwerker» und Heinen Hanbelsftande in ben Gewerberäthen gebo- 
tenen Bertretung ſich ausſprach, obgleich er bie jet beftehende Organifation für ungenügend 
und. eine Befeitigung der darin vorhandenen Mängel auf bem Wege ber Geſetzgebung als noth- 
wenbig bezeichnete, hielt das jetzt vorliegende Material zu einer grüudlichen Beurtheilung ber 
Frage wegen Auflöfung bes biefigen Gewerberathes nicht für geeignet. Er würde baher bie 
Bildung eines Comités zur Berichterftattung Über die Petition und das Gutachten bes Ge- 
werberath8 für angemeffen halten. Es wurbe ſodann ausbrüdlich die Bildung eines ſolchen 
Comitös beantragt. Die Berfammlung genehmigte biefen Antrag mit 11 gegen 8 Stimmen 
mit ber Maßgabe, daß die Wahl dieſes Comitös in ber nächſten Sitzung erfolgen foll, 

—R — Bielefeld, 26. April. Die wachſende Bedeutung unferer Stabt hat bie Stabt- 
behörben genöthigt, auf eine räumliche Erweiterung berfelben Bedacht zu nehmen. Ein großr 
axrtiger Bebauungsplan, welche ber dreifachen Einwohnerzahl angemefiene Wohnpläge und paj- 
ſende Gelegenheiten zu imbufteiellen Anlagen in der Nähe der Eiſenbahn und des Lutterbaches 
gewährt, ift bereits im ber Arbeit, — Für bie Verbeſſerung des Feuerlbſchweſens ift im jüngfter 


Zeit dadurch ein erheblicher Schritt vorwärts geſchehen, baf bie Direltion ber großartigen 
Ravensberger Spinnerei eine nach Berliner Mufter einerercırte und uniformirte Feuerwehr, aus 
ca. 60 Maun beftehend, aus ihren Habrifarbeitern gebilvet hat. Eine trefflihe Saug- unb 
Drudiprige wird bei den vierwöcentlih flattfindenben Uebungen beuutzt. Die Manufhaften 
find in 2 Kompagnien getheilt, welde fi ablöfen und unter der Leitung der Werlführer nub 
des jemaligen Mafchinenmeifters der Spinnerei als Sprigenbirigent fiehen. 

Wegen der vom der Königl. Megierung verfligten Anftellung eines Polizei-Commiffarius 
und vierten PolizeirSergeanten zur Verbeſſerung der Kommmmal-Bolizei ſchweben noch die Ber- 
handlungen, Bielefeld zeichnet ſich vor vielen gleihgroßen Mittelftäbten des Oſtens dadurch aus, 
daß es troß ber zahlreichen Fabrilen feine gefammte Berwaltung mit einem Bilrgermeifter, 
einem Stadtfetretär und einem Kanzeliften bewältigt. Freilich ift die Arbeitslaft für den mit 
1600 Thlr. befoldeten Bilrgermeifler eine faft unerträgliche und deshalb eine Bermehrung bes 
Büreauperfonal® durch die Anftellung eines Polizei-Kommiffarius, welcher zugleich als Polizei, 
fefretär zu fuugiren haben wirb, dringend geboten. 

—«.— Mülbeim a. d. Aubr, im April. Der von dem Bürgermeifter Obertüfhen 
zum Hanshalts-Etat pro 1859 erftattete Verwaltungsbericht begimnt mit der intereffanten flati- 
ſtiſchen Motiz, daß die Bevöllerung der Stabt- und Landgemeinde Mülheim oder bie ber ehe⸗ 
maligen Herrſchaft Broich 36,699 Einwohner beträgt, wovon auf bie Stabt Mülheim 12,748 
und auf die Landbbürgermeifterei 23,951 Seelen kommen, während im Anfange biejes Jahrhun- 
berts, im Jahre 1807, bie Bevölkerung der Herrſchaft Broich mur 11,591 Seelen betrug, fo 
daß ſich hiernad in 51 Jahren die Bevöllerung um 25,108 Seelen vermehrt bat. Der Be- 
richt verbreitet ſich ſodaun Über die Ergebniffe der Berwaltung nad der Reihenfolge der Titel 
und Pofttionen des Etats, und theilen wir von bem Berichteten im Auszuge Wolgendes mit: 
Der Titel I. der Einnahme „Kanones und Renten” iſt durch Auflegung einer Grumbrente 
gegen die Borjahre um 2 TH. und der Titel II. „beftimmte Einnahmen von Pähten durch 
Nutzung eines neu hinzugelommenen Pachtſtücls um 10 Thle, erhöht worben; beide Zitel zu- 
fammen ergeben pro 1859 eine Solleinnahme von 372 Thle, 8 Sgr. 6 Pf. Der Titel ILL 
unbeftimmte Einnahmen begreift die Marttſtaudsgelder mit 400 Thlr. und bas Einzugsgeld 
von 600 Thlr.; die Erhebung der Marktflandsgelder gründet ſich auf bie Mülheimer Marktorbnung 
som 16. März 1836, die Getreivemarktorbnung vom 24. April 1839 umb die Biehmarlt- 
Ordnung vom 13. September 1855. Die wirklichen Einnahmen betrugen 1855: 882 The. 
18 Sgr. 8 Pf.; 1856: 454 Thlr.; 1857 409 Thlr. Das Einzugsgeld if auf Grund ber 
Städteorbnung durch Folal-VBerorduung vom 25. Dftbr. 1856 eingeführt, und foll bafjelbe zur 
Schuldentilgung verwandt werben. Daſſelbe beträgt 10 Thlr. Die Einnahme befief fi in den 
Jahren 1855/57 durchſchnittlich jährlich auf 738 Thir. Der Titel VI. Kommuualſteuer“, emt- 
hält den Ertrag der Hundefleuer — es wird fr Luxushunde jährlich 1 Thlr. und für Wad- 
hunde 15 Sgr. Steuer gezahlt — mit 200 Thlr., und bie Kommunal-Einlommenftener zum 
Betrage von 26,851 Thlr., fo viel wie das Kommumal-Defizit pro 1859 beträgt. — Bon bem 
verfchiedenen Einnahmen des Titels VI. find hervorzuheben: 800 Thlr. Poligeiftrafgelber, und 
bie Einnahme vom Leichenwagen von 300 Thlen. Ueber die anf Grub bes Geſetzes vom 
14. Mai 1852 über tie vorläufigen Straffeftfegungen, eingezogenen Polizeiſtrafgelder ift zum 
Nachtheile der Kommunallaſſe in Gemäßheit des Landtags » Abjchieves vom 30. Septbr. 1856 
Nr. 12. die Beſtimmung getroffen worben, daß diefelben einen gemeiuſamen, nach Maßgabe 
der Allerhöchften Kabinets ⸗Ordre vom 31. Dezbr. 1822 zu vermwaltenden Fonds bilden ſollen. 
Diefer Fonds fol bei der Regierungs-Hauptlaffe verwaltet und zur Verpflegung und Grzie- 
bung verlaffener Kinder verwendet werden. Nur diejenigen größeren Gemeinden, welde die 
zur Unterbringung verlaffener Kinder erforderlichen Gemeinbe-Anftalten befigen und unterhalten, 
erſcheinen nad) $. 7. ber erwähnten Kabinets:Orbre beredhtigt, bie Uebereiguung ber von ihrem 
Einwohnern erlegten Polizeiftuafgelver zur eigenen Verwaltung zu verlangen. Da durch dieje 
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Beſtimmung fowohl der Stabt, wie ber Lanbbilrgermeifterei Mülheim eine großer Nachtheil er» 
wachen muß, weil feit Erlaß des Geſetzes vom 14. Mai 1852 bis zum Sabre 1856 inch, 
ber Betrag ber eingegangenen Polizeiftrafgelver auf Grund ber Strafrefolute des ſtädtiſchen 
Bürgermeifterei- Amts auf 1905 Thlr., bes ländlichen auf 1731 Thlr., mithin ber Geſammtbe⸗ 
trag fi) auf 3636 Thlr. belief, fo kamen bie Vertreter der beiben Bürgermeiftereien bei ber 
Königl. Regierung mit dem Geſuche ein, ihmen die Polizeiftrafgelver zur eigenen Verwaltung, 
und zwar zu dem ausſchließlichen Zwede zu übereiguen, um biejelben zur Berpflegung und Er 
ziehung verlaffener Kinder der Bürgermeifterei Mülheim Stabt und Land zu verwenden. Indeß 
nicht genug, daß dieſe Bitte von ber Regierung abgelehnt wurde, fie verfügte außerdem, daß 
bie Stabt, welcher aus dem Polizeiftrafgelverfonds ein Darlehn von 1000 Thlr. bisher zinsfrei 
belafjen war, diefe Summe entweder jojort zurüdzahlen ober Fünftig mit 4 p&t. verzinjen 
folle. Die ſtädtiſchen Collegien eutſchieden fich für die legtere Alternative. Sie beſchloſſen zur 
gleich, ein Waifenhaus, und zwar in Verbindung mit ber Land-Biürgermeifterei zu gründen, ba 
dies als das einzige Mittel erfhien, die bebeutende Einnahme an Polizeiftrafgeldern ber Kom» 
mune zu erhalten. Ein Grundftüd zur Erbauung eines Waifenhaufes wurde in Folge biejes 
Beichluffes zum Preife von 2700 Thlrn. angelauft und die Anftalt ſelbſt eingerichtet. — Ale 
aber die Stadtgemeinde nunmehr bie ihr von Rechts- und Billigkeits wegen zuſtehenden Poli» 
zeiſtrafgelder rellamirte, wurde fie wiederum nit nur von ber Königl. Regierung, jonbern 
auch auf eingelegten Rekurs von dem frühern Ober-Präfidenten ber Rheinprovinz mit ihrem 
Antrage abgewieſen. Erſt in Folge einer Beſchwerde am ben Herrn Minifter des Innern kam 
bie Stabt zu ihrem Rechte buch die von Demielben unterm 2, Februar d. 3. erlaffene Ent- 
ſcheidung, daß vom 1. Januar 1859 ab die Polizeiftrafgelder der Stabtgemeinde zur jelbfiflän. 
digen Berwaltung überwiefen werben follen. 

Die Einnahme vom Leihenwagen hat betragen i. J. 1865 296 Thlr., 1856 272 Thlr. und 
1857 363 Thlr. — Bei der Ausgabe haben fi die Berwaltungsloften Zitel I. gegen das 
Borjahr unweſentlich erhöht; ebenſo die Pofizei-Ausgaben. Die umter letteren enthaltenen 
Gefängniß »- und fonftigen Unkoften betrugen im Jahre 1855 72 Thlr.; im Jahre 1856 70 Thlr. 
und im Jahre 1857 114 Thlr.; die Ausgabe für die Straßenbeleuhtung, welche feit dem 
22. Januar 1856 durch Gas ftattfinbet, betrug 1856 856 Thlr., 1857 778 Thlr. und if, 
da bie Beleudytung der Straßen eine immer ausgebehntere wird und in Folge beffen bie 
Koften derſelben verhältnißmäßig wachlen, pro 1859 auf 1000 Thlr. angenommen worden, 
Nach Titel IV. betragen bie Zinfen von Schulden und Zilgungsquoten pro 1859: 5320 Thlr. 
und bie Schulden zuf. 49,500 Thle. Dazu kommt indeß noch bie Summe von 300,000 Tpir,, 
mit der die Stabt Mülheim ſich faft Über ihre Kräfte an ber neu zu erbauenden Witten. Duis- 
burg-Oberhaufer Eifenbahn betheiligt hat, und melde buch Emiffion fläbtifher Obligationen 
aufgebracht wird. Der Zitel V. enthält bie Bau- und Unterhaltungstoften ber ftäbtifchen Ge— 
bäube, Straßen und Wege, welche auf 1930 Thlr. veranjchlagt find. Die Koften ber Armen- 
pflege (Titel VL) betragen zufammen 10465 Thr., incl. 1500 Thlr. Defizit, welches bei Er- 
rihtung des Waifenhanfes entftanden if. Das Waifenhaus wurde am 30. Novbr. 1858 durch 
bie Aufnahme der erften Kinder in Gebrauch genommen, Es befinden ſich darin alle Kinder, 
deren Unterhaltung der fläbtifchen Armentaffe obliegt, im Ganzen 17, darunter 5 Mädchen 
und 12 Knaben, von denen das Ältefte 14, bas jüngfte 4 Jahr alt if. Die Einrichtung biefer 
Anftalt hat einen Koftenaufwand von 1231 Thlr, 27 Sgr. 6 Pf. verurſacht, wofür das beinahe 
vollſtändige Mobiliar zur Unterbringung von 24 Kindern befhafft worben ifl. Der dem Wai- 
ſenhauſe zunächft vorgeſetzte Vorſtand befteht aus 4 dur das Stadtverordneten⸗Kollegium ge- 
wählten Perfonen und dem Bürgermeifter, ober einem von ihm ernannten Magiftratsmitgfiede, 
als Borfigenben. — Das Etatequantum für direlte Armen-Unterftügungen beträgt: wöchentliche 
Geldunterſtützungen 5200 Thlr., außergewöhnliche Unterflügungen 300 Thle., für Brod, Belleis 
bung, Fenerung ꝛc. 600 Thlr.; für Berpflegungstoften : für Waiſen 300 Tyir., für Krane und 
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zu verforgende Alte ꝛc. 1500 Thlr., für Wahnfinnige 200 Thlr. — Der Titel VII. enthält bie 
Schufausgaben ; dieſe belaufen fich für bie Elementarſchulen auf 2565 Thlr., für bie Real- 
ſchule mit der Handwerlerſchule als Zuſchuß zu dem für dieſe Schulen gefondert beftehenben 
Kaffen anf 1779 Tyler, Im Laufe des Yahres 1858 wurde bei ber katholiſchen Elementarſchule 
eine zweite Lehrerin angeſtellt und derſelben ein jährliches Gehalt von 175 Thlr. zugeſichert. 
Soweit biefe Einnahme nicht durch das mit 4 Sgr. pro Monat ımd Kind zu erhebende Schul: 
gelb erreicht wird, feiftet die Kommunaltaffe Zuſchuß. Als Zufhuß zu den Schulbedürfniſſen 
der Juden wurben bisher 150 Thlr. gezahlt; diefe Summe ift auf 220 Thlr. jährlich erhöht 
worben. An ben Elementarfhulen werden Seminariften und Aspiranten (geprüfte Gehülfen) 
befäftigt. Das Stabtverorbmeten-Kollegium hat als jährlihe Nemuneration: 1) fir Semina- 
riften die Summe bis zu 100 Thfe., 2) für Aspiranten eime Summe bis zu 72 Tple. bewil- 
ligt. Die Remmmeration für nicht geprüfte Gehülfen beträgt 40 Thlr. — Bezüglich der Real: 
ſchule, welcher feit dem Jahre 1856 die Berechtigung zu Entlaffjungsprüfungen ach ber I- 
firuftion vom 8. März 1832 erteilt if, darf der auf bie weitere Entwicklung der Anflalt ab- 
zielende, im Laufe ver legten 2 Jahre vollendete Neubau des Schulgebäubes micht unerwähnt 
bleiben. Das nene Renlfchulgebäude hat eine Länge von 118 Fß. und eine Breite von 57 58.; 
die Zimmer des Erbgefchoffes haben 15 Fß., die ber Etage 14 Fß. Höhe; baffelbe enthält 16 
Lehrfääle und Zimmer und einen großen Zeichnenfaal; außerdem im Kellergefhoß bie Schul» 
bienerwohnung und 4 Kellerräume. Bei Ermwerbung des betreffenden Grumbftäde ift noch ber 
Bau eines Seitenfliigels, welcher namentlich die Aula enthalten fol, und eine Direftor-Woh- 
unng auf dem Üftlich gelegenen Theile des Grunbftiids in Ausficht genommen. — Das bi8- 
berige Realſchulgebãude hat die höhere Töchterfhule in Benutzung genommen, wodurch auch für 
biefe ein großer Gewinn erzielt worden ift. — Die Schülerzahl der Realſchule hat fich zwiſchen 
175 und 195 bewegt; die Schülerinnenzahl der höhern Töchterſchule zwiſchen 56 und 70. Die 
Schuigeld-Einnahmen haben ergeben pro 1857 5859 Thlr., pro 1858 6397 Thlr. Der Etat 
pro 1859 nimmt als Schulgeld - Einnahme 6600 Thlr. an. Der Eitmahme- Etat und damit 
bafancirend der Ausgabe⸗Etat hat betragen, reip. beträgt pro 1857 6561 The, pro 1858 
7908 Thlr., pro 1859 7989 Thlr. An Zuſchuß aus der Kommnnallaſſe war erforberlih pro 
1857 820 Thlr., pro 1858 875 Thlr., pro 1859 1293 Thlr. Die erheblichfte Pofitton bes 
Ansgabe-Etats, diejenige, welche am meiften gewachſen, ift bie für Gehälter und Remunera- 
tionen, Diefelbe beträgt pro 1857 5590 Thlr., pro 1858 6715 Thlr., pro 1859 7103 The. 
Diefe Zunahme ift zum größeren Theile durch die nothwendige Vermehrung der Lehrkräfte, 
zum Heineren durch etatsmäßige Erhöhungen ber Gehälter bebingt worben; bie fegteren ſtehen 
vielmehr als unabweisbar no bevor. — Die Handwerker-Fortbildungsſchule erfreut ſich einer 
Schlilerzahl zwifchen 100 und 150. Bon den Bebrfniffen wird ein Viertel durch Schulgeld, 
ein Biertel durch Zufhüffe von Seiten des ſtädtiſchen Hanbwerter-Comites, die Hälfte durch 
Zuſchuß aus der flädfifchen Kommunafkaffe aufgebracht. — Der ſchließlich noch zu erwähnende 
vereinigte Etat für die Gemeinbelaffe ber Stabt- und Lanbbürgermeifterei Mülheim begreift 
in ber Einnahme die auftommenben Aichgebühren und vom Haupt-Stener-Amt einen Zuſchuß 
zur Miethe des Salzmagazins; in der Ausgabe bie Koften für Unterhaltung des Gefängniffes, 
bie Bauloſten und Fenerverfiherungs- Beiträge filr das Rathhaus, die Koften bes Aichamts ıc. 
Die ırforderlihen Zuſchüſſe werden von beiden Bürgermeiftereien nach Verhältniß der direkten 
Steuern geleiftet. 

Die im Borftehenden erwähnten Etats ber Bürgermeiſterei Mülheim a. d. Ruhr pro 
1859 fiefern in Einnahme und Ausgabe balancirend folgendes Ergebniß: Der Hmupt-Etat ber 
Gemeinbelafje ver Stabt»Bürgermeifterei ergiebt ein Etatsquantum von 30,050 Thlr.; der Etat 
ber Realſchule und höhern Töchterſchule ergiebt ein Etatsquantum don 7,989 Thlr.; der Etat 
ber Handwerler · Fortbildungsſchule ergiebt ein Etatsquantum von 365 Thle. ; der Etat für bie 
Stadt» und Laubbürgermeifterei ergiebt ein Etatsquantum von 422 Thlr. 


* Barmen. Im den Lehrergehältern der hieſigen Realſchule find im Jahr 1858 fehr 
wefentliche Aenderungen und Berbefferungen eingetreten. Bei ber neuen Normicung ber Ge- 
hälter bat insbefondere die ungemeine Theuerung aller Lebensbebürfniffe, welche vie hiefige 
Stabt vor faft allen Städten im preuß. Staate autzeichnet, in Betracht fommen milſſen. Die 
Gehalts-Etats find nach dem leitenden Grundſatze aufgeftellt worden, daß bie Stufenfolge der 
Gehälter nicht nad den zufälligen perfönlihen Berhältniffen der Lehrer, fondern nad ber 
Raugorbuung der Stellen, bie fie verwalten, zu bemeflen, unb bie Stelle ale 
ſolche zu botirem fei. 

Auch in der Nachbarſtadt Elberfeld hat aus ähnlihen Motiven eine umfaſſende Er» 
böhung der Lehrergehälter am bafigen Gymnaſium unb am ver Realſchule flattgefunden. Die 
früheren und gegenwärtigen Lehrergehälter, jo wie bie bei Bergleihung beider ſich ergebenden 
Berbefferungen verfelben in Barmen und Elberfeld, find nach einer von bem biefigen Ober- 
bürgermeifteramte angefertigten Ueberſicht folgende: 


L Barmen (Realſchule.) 


früberes Gehalt, jeßiges Gehalt. Zulage. 
1. Oberlebrer . . . 2.800 Thlr. 900 Thlr. 100 Thlr. 
Br ne 0—00 550 „ 10 „ 
a na ae N 2 800 „ 50 „ 
1. orbentliher Lehrer -» » » » 70 „ 750 „ 50 „ 
> ea | 0 70 „ 200 „ 
3. " " . . 500 " 700 " 200 " 
4, " [7] J 400 ” 650 " 250 " 
6. — 500 „ 60 „ 100 „ 
6. „ [73 . 500 " 600 " 100 " 
: ng sa SHE 600 „ 100 „ 
Zeichnen» und Schreiblebrer . .„. 350 „ 400 „ 50 „ 
Zeichnen» und Elementarlehrer . 343Y,„ 500 „ 156", „ 
1. Lehrer an ber Töchterſchule.. 500 „ 650 „ 150 „ 


2, Lehrer an ber Töchterfchule . . 400 „ 650 „ 0° „ 
II. Elberfeld (a. Realſchule.) 
früheres Gehalt. jetziges Gehalt. Zulage. 


1. Oberlehrer . . . 800 Thlr. 1000 Thlr, 200 Thlr. 
2. " .. 850 rr 950 rr 100 " 
3. " ._ 0 0 800 " 850 " 50 " 
1. orbentfiher Lehrer. - » » . . 800 „ 00 „ — u 
Be: Pe TE RE a 70 10 „ 
3. J er 20 70 10 „ 
4. " " . . 600 " 650 [2 50 " 
6. . 600 " 600 n — " 
Zeichnen⸗ und Sqreib „Elementarieheer nein U 


G. Oymnaſium.) 
früheres Gehalt. jetziges Gehalt. Zulage. 


1. Oberlebrer >» 0 2 0 00. 800 TIhlr. 900 Thlr. 100 Thlr. 
und * Een 100 „ nm. freie Wohnung a 100 Thlr, 
5; re . ie e 850 Thlr. 195 „ 
und freie Wohnung a 75 „ 
GER re Thlr. 80 „ 10 „ 
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1. orbentfiher Lehrer . . » » 700 Thlr. 800 Thlr. 100 Thlr. 
2. AR PR ae SR; 700 „ 100 „ 
8. " " BL 600 ” 700 " 100 " 
4, si ee 5660 „, 650 „ 100 „ 
5. a 500 „ 60 „ 10 „ 


ä " ar i 
Zeichnen», Schreib» u. Elemeutarlehreer.. nn 10 „ 

— g Neuwied, im April. Aus dem von unferm Bürgermeifler v. d. Beed erflatteten 
Bericht über die hiefige ſtädtiſche Verwaltung entnehmen wir nachträglich folgende Mittheilun- 
gen. Am Ende des Jahres 1858 betrugen bie äfteren ſtädtiſchen Schulden 32,422 Thlr. 6 Sgr., 
die jährliche Tilgung beträgt 2000 Thlr. Durd bie Werft- und Hafenbanten ift eine andere 
Nädtifche Anleihe von 35000 Thlr. nöthig geworben, deren VBerzinfung und Amortifation eben 
falls nad dem darüber aufgeftellten Tilgungsplan regelmäßig fortgeht. Als eigentliche ftäbtifche 
Schuld kann diefe Summe jedoch nicht betrachtet werben, da bie Staatsbehörbe für benfelben 
Betrag ber Stabt als Schuldnerin gegenüberfteht. — Zum Bau ber ſtädtiſchen Gasanflalt 
find im Lanfe des Jahres 1858 aufgenommen worben bon ber Rheinifhen Provinzial-Hülfe- 
taſſe zu A’, pCt. 25000 Thlr. und von Privatbarfeihern in der Stabt zu 5 pCt. 36,750 Thlr., 
über welhe Summe von 61,750 bei ber Gasanftalt befonbers Rehmung geführt wird. Die 
Gasanflalt war gegen Enbe v. 3. fo weit vollendet, daß am 25. November ber Betrieb eröffnet 
werben fonnte. — As widtig für das Berwaltungsweien Neuwieds wirb hervorgehoben, 
daß das am Schluß des vorjährigen Berichts als bevorſtehend erwähnte Regulativ zur Erhebung 
einer Gemeinde»-Eintommenfteuer bie höhere Genehmigung erhalten hat und baf bie 
Gemeinbebebürfniffe bereits im Jahre 1858 danach erhoben worben find. — Die Civil. 
Bevölkerung ber Stabt betrug nach ber am 3, Dezember v. I. vorgenommenen allgemeinen 
Bollszäylung 7610 Seelen, jeit 1855 ein Zuwachs von 480 Seelen; barunter befanben ſich 
4762 Evangelifche, 2448 Katholiten und 400 Juden. Es befanden fi in ber Stabt 1532 
Familienhäupter, refp. ſelbſtſtändige Perſonen und 1489 Feuerftellen. Die Militär- Bevölkerung 
betrug 63 Seelen. In Bezug auf die Armen-Berwaltung, ber im Etat für 1859 eine gerin- 
gere Summe als im Jahre 1858 amgemwiejen war, äußerte fih der Bürgermeifter in feinem 
Bericht, wie folgt: Es dürfte an ber Zeit fein, auf bem befährittenen Wege ber jährlihen Er. 
höhung dieſes Ausgabepoftens nicht allein ftille zu fteben, fondern einen Schritt zurildzugehen, 
Wenn wir auch an andern Dingen weit entfernt davon find, dem Rüdjcritt zu hulbigen, 
fo bürfte es doch im biefem Falle zu empfehlen fein. Die Erhöhungen der leiten Jahre wurden 
zum größten Theile motivirt burd bie Theurung ber nothwendigften Lebensmittel; das Motiv 
it Gott fei Dank nit mehr vorhanden. Es ift in einer unferer früheren Berfammlungen 
der Beſchuß gefaft worden, das ganze Weſen der Armenverwaltung einer gründlichen Revifion 
zu unterwerfen, und fleht zu hoffen, daß bei einer in manden Dingen möglichen und erforber- 
lichen Reorganifation, bei welcher bie erbetenen Einrichtungen und Erfahrungen anderer Armen« 
Verwaltungen benutt werben lönnen, ſich Erjparungen werben erzielen laſſen. Ich habe baher, 
mit Berüdfichtigung ber in unferer Stabt vorhandenen anberweitigen ſehr anfehnlichen Unter- 
fügungs » Kaffen und Armenmittel, den Zufhuß zur Armen-Berwaltung von 4000 Thlr. auf 
3600 Thlr. rebuzirt. — 


Kaiferthum Defterreich. 
— Wien. Das Manifeft zur Einführung bes neuen Gemeinbe-Gejeges für Defterreich*) 


lautet: 
Wir Franz Iofeph der Erfle, von Gottes Gnaben Kaifer von Defterreih ꝛe.,, haben 
Uns in Durchführung der mit Unferem Patente vom 831. Dezbr. 1851 vorgezeichneten Grundſätze 


2) Wir haben Einleitungen getroffen in dem a ben Tert bes © inde» 
geieges ſelbſt unſern Leſern mitteilen n fönnen, EURO E Der Base, 
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über bie Einrichtung bes Gemeinbewejens beſtimmt gefunden, nach Bernehmung Unferer 
Minifter und nah Anhörung Unferes Reichsrathes, das augeſchloſſene Gemeinde-Gejet für bem 
ganzen Umfang Unſeres Reiches, mit Ausnahme des lombardiſch⸗venetianiſchen Königsreiches, 
Dalmatiens und des Mifitair-Gränzlandes, zu erlaffen. Dabei ift Unfere Abfiht dahin ge- 
ridtet, daß bei der Ausführung dieſes Gefees den befonderen Berhältniffen und Bebürfnifjen 
ber verſchiedenen Gebietstheile bie gebührenbe Berüdfichtigung gewährt werbe, und daß allent- 
halben die Gemeinden eine ſolche Einrichtung erhalten, durch welche fie im ihrem Streben nad 
Zunahme des allgemeinen Wohlergehens und überhaupt nad Förderung ihrer gemeinfhaftlichen 
Intereffen umterflügt und bie ben Gemeinden amvertranten öffentlichen Zwecke fichergeftellt 
werben. Zu biefem Behufe finden Wir für bie Durchführung bes gegenwärtigen Geſetzes zu 
verorbnien, wie folgt: 

Art. 1, Im den Berwaltungs-Gebieten, für welche dieſes Gemeinde⸗Geſetz erlaflen ifl, 
bat Unfer Minifter des Junern bei ven Länderſtellen unter dem Borfige des Chefs berjelben 
und unter Beiziehung fahlundiger Männer Commiffionen nieberzufegen, melde bie in ber 
Stäbte- und Landgemeinbe-Orbmung ber befonberen Feſtſtellung vorbehaftenen Beftimmungen 
zu berathen und nah Maßgabe bes Erforberniffes auf der Grundlage des gegenmwärtigen Ge» 
ſetzes und mit Berüdfihtigung ber bejonberen Landes-Berhältniffe Gemeinde-Orbnnungen zu ents 
werfen haben. Die Anträge dieſer Eommiffionen find Uns zur Schiußfafjung vorzulegen. 

Art, 2. Behufs der Bildung der Gutsgebiete find bie Befiger eines im den Berbanb 
einer ober mehrerer Gemeinben einbezogenen vormals herrihaftlichen Grundbeſitzes aufzufordern, 
falls fie die Ausſcheidung befjelben wänfchen, binnen ber Frift, die don Unjerem Minifter des 
Innern für jedes Berwaltungs-Gebiet feftgefet werden wird, ihr Anjuchen um bie Ausichei- 
bung von bem bisherigen Gemeinbe-Berbande und Bildung von Guts-Gebieten bei ber politi- 
ſchen (Statthalterei-) Abtheilung einzubringen, welde hierüber im Grunde ber eingeleiteten Er⸗ 
bebungen und gepflogenen Berhaublungen das Erkenntniß zu ſchöpfen hat. Geſuche um Aus- 
fheibung eines ehemals herrſchaftlichen Grunbbefiges aus dem bisherigen Gemeinbe-Berbanbe, 
bie nach Ablauf der vorgezeichneten Frift eingebracht werden, find zwar dadurch bon ber geſetz⸗ 
mäßigen Berhanblung und Eutſcheidung nicht ausgeſchloſſen; diefelben find vielmehr ſchleunigſt 
ber Erledigung zuzuführen, fo weit biejes gejchehen kann, ohne besmwegen bie Durdführung des 
gegenwärtigen Geſetzes zu verzögern. Im entgegengefeßten Falle ift jedoch die Verhandlung 
über ſolche Geſuche nachträglich zu pflegen und im vorjchriftsmäßigen Wege zur Entſcheidung 
zu bringen. 

Art. 3. NRücfichtlich der zum Verbande einer Gemeinde wicht gehörigen vormals herr- 
ſchaftlichen Grundbeftgungen if, wenn bie Beſitzer berfelben weber vor, noch bei der Verband» 
lung über die Feſtſtellung des ‚räumlichen Umfanges und der Begränzung ber angrenzenden 
Gemeinden um bie Einbeziehung ihres Beſitzthums in eine biefer Gemeinden einfdreiten, von 
Amts wegen zu erheben, ob und immwiefern bei biefen Befigungen bie gefeglihen Bebingun- 
gen ber gefonderten Behandlung vom Gemeinbe-Berbande eintreten. Im Grunde biejer Erhe- 
bungen hat bie politifche Lanbesftelle zu erfennen, ob umb inwiefern bie gebachten Be— 
figungen vom Gemeinde-Verbande geſondert zu belaffen ober aber im ven Verband einer ober 
mehrerer Gemeinden einzubeziehen feien. 

Urt. 4. Im den nach den Artikeln 2, und 3. zur Bildung von Gutsgebieten geeignet 
anerkannten Befigungen treten, nachbem ben Beftimmungen bes 8. 329. des Gemeinde⸗Geſetzes 
entiprochen worben ift, bie im biefem Geſetze enthaltenen übrigen Anordnungen über bie Guts- 
gebiete in volle Wirkjamteit. 

Art. 5. Im den Kronlänbern, im welchen da8 Gemeinde» Gefek vom 17. März 1849 
zur Ausführung gelommen ift, hat über bie Fefftellung bes räumlichen Umfanges und ber Be- 
grängung der Ortsgemeinben eine Berhanblung nur infofern Statt zu finden, als biejelbe 
aus Anlaß. der Ausſcheidung eines. Gutsgebietes nothwendig werben ſollte. Hierdurch wirb 
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jedoch weder bie Bereinigung zweier ober mehrerer Ortsgemeinben, noch die Trennung einer bis- 
berigen Ortsgemeinde in zwei ober mehrere Gemeinden ba, wo bie® nach ben Ortsverhältmiffen 
und öffentligen Nücfichten als nothwendig ober räthlich erkannt wirb, ausgeichloffen. 

Art. 6. In denjenigen Kronlänbern aber, in melden das Gemeinde» Gele vom 
17, März 1849 zur Ausführung nicht gelangt ift, ſoll bie Fefftellung des räumlichen Umfan- 
ges und ber Begrängung ber Ortsgemeinben unter Beiziehung ber Befiter angrengenber, in ben 
Berbaud ber Gemeinde bisher nicht einbezogener ehemals herrſchaftlicher Grumbbefigungen ohne 
Aufſchub vorgenommen werben. 

Art. 7. Diejenigen Stäbte, welche mit einem von Uns genehmigten, vermal in Wirt- 
ſamleit beftehenben Statute verſehen find, können innerhalb der Frift, die von Unjerem Minie 
fler des Innern feftgefet werben wirb, um bie Revidirung beffelben bei ber politischen Landes⸗ 
Pelle anſuchen. Ueber dieſe Geſuche hat bei der politifchen Lanbesftelle unter dem Vorſitze 
des Chefs derſelben eine von ihm beftellte Eommilfion, welcher Mitgliever der bezliglichen 
Gemeinde-Bertretung und nah Umſtänden andere ſachlundige Männer beizuziehen find, bie 
Berathung zu pflegen, und es ift ber Entwurf des revibirten Statutes Uns zur Schlußfaffung 
vorzulegen. Gefuche, bie nach ber vorgezeichmeten Frift um Revidirung eines Statuts einge 
bracht werben, find wegen biefer Berfpätung nicht von ber vorgejchriebenen Berhandlung aus. 
geſchloſſen; jedoch hat die legtere feinen Grund abzugeben, in ver Durchführung des gegen« 
wärtigen Geſetzes einen Aufihub eintreten zu laſſen. 

Art. 8. Auf gleiche Weife ift vorzugehen, wenn andere Städte, die mit einem von Uns 
genehmigten, dermal wirffamen Statute nicht verjehen find, um bie Verleihung eines folchen 
anfuchen. 

Art. 9, Ueber die Frage, bei welchen Städten außer jenen, auf bie der Artikel 7. an« 
zumwenben ift, bie gefeglichen Bedingungen zu beren Einrichtung nach der Städte ⸗Ordnung als 
erfüllt zu erlennen find, bat bie politiihe Lanbesftelle nad) VBernehmung ber Gemeinde-Bertres 
tung biejer Städte das Gutachten Unferem Minifter des Innern vorzulegen. Letzterer entſchei- 
bet hierüber und veranlaft, daß die Namen der Stäbte, welche nach der Städte »- Orbnung ein« 
zurichten find, durch das Reichs⸗Geſetzblatt bekannt gemacht werben. 

Art, 10. Gegen Erkenntniffe, welche in Durchführung dieſes Geſetzes von ber politiſchen 
Lanbesftelle gefhöpft werben, fleht bie Berufung an das Dinifterium bes Innern offen. 

Art. 11, Die Beſtimmungen bes gegenwärtigen Geſetzes über bie Zuftändigfeit zu einer 
Gemeinde (88. 32—51 und 55—57) treten an dem Tage, an welchem es durch das Reichs⸗ 
Gefegblatt kund gemacht wird, in allen Kronlänbern, für welche daſſelbe erlaffen if, ohue Unter- 
ſchied der Gemeinden in Wirkfamkeit, und es werben hierdurch alle früheren mit biefen Beftim- 
mungen nicht im Einklange ſtehenden Geſetze und Verordnungen über die Gemeinde ⸗Zuſtändig⸗ 
leit außer Kraft geſetzt. 

Art. 12. Unſer Miniſter bes Iumern iſt mit ber Vollziehung bed gegenwärtigen Pa- 
tentes beauftragt. 

Gegeben in unferer Haupt» und Nefidenzfiabt Wien am 24. April des Jahres 1859, 
Unferer Reiche im 11. Jahre. 

Frauz Jojeph m. p. 
Graf Buol-Schauenfleinm.p. Frhr. v. Bach m.p. 
Auf Allerhöchſte Auorduung: Frhr. v. Ranfonnet m. p. 

Wien, im April. Der Bevölkerungsſtand der einzelnen Kronlänber ftellte ſich auläßlich 
ber letzten Bollszählung im Jahre 1857 in approrimativen Zahlen folgendermaßen heraus: 

Defterreih unter ber Enns 1,697,130 Seelen, Deflerreih ob ber Enns 716,904 S., 
Salzburg 148,025 ©., Steiermark 1,070,747 S., Käruthen 332,593 S., Kraiu 457,328 S., 
Küftenland 539,423 S., Tirol und Boralberg 876,263 S., Böhmen 4,720,813 S., Mähren 
1,878,806 S., Schleſien 447,497 S., Galizien (weflliches) 1,590215 S., Galizien (öftliches) 


BB 
3,021,901 S., Bulowina 462,242 S., Dalmatien: 415,632 S., Lombarbie 2,866,396 ©,, 
Venedig 2,036,658 &., Ungarn, und zwar Peſih-Ofner Berwaltyngägebiet 1,105,218 ©, Preß—- 
burger Berw.-Geb. 1,665,559 S,, Dpbenburger Berm.+Geb, 1,814,864 S., Kaſchauer Berw.. 
Geb. 1,349,241 S., Grofiwarbeiner Berw.-Geb. 1,557,010 S., Serbiihe Woimopihaft nebfl 
Temefer Banat 1,532,241 ©., Kroatien, Siavonien 865,403 &., Siebenbürgen 2,180,121 S., 
Militärgrenze 1,066,272 ©, 
Was bie in den Städten lebende Bevöllernug anbelangt, jo ergaben fi 1857 
mit einem Mehr im Bergleiche mit 


für 1850-1851 
Bin . . . . 476,222 Seelen 45,075 Seelen. 
> PNBIRER EEE 27,64 „ 10 „ 
Salburg -. ». . 17239 „ 230 „ 
Orb . 65.176 „ 7,155 A 


Mlageufurt. . » 18478 „ 1 Im 
Bibel ... OU „ 801 „ 


Ken; =: 688 165 Pr 
Mmebumd . .» „» 15,24 „ 1,076 1 
Wras: 5: mE; 24,13 „ 
Brünn . ». » » 58809 „ 11450  „ 
Troppau 13,861 „ 8,764 4 
Lemberg 70,34 „ 2,09 " 
Kralau 40,056 „ — 
Eernowig . » 2635 „ 5, 
Dim casa ai ERIEnI 242 F 
Mailand. 186,685 * 26,584 " 
Benedig 118,120 „ — 
Ofen 66,240 „ 5,113 m 
Peſth e 131,705 " 25,326 " 
Preßburg 43,468 „, 179 „ 
Dedenburg 18,898 „ 2,172 m 
Kaſchau. 16,417 „ 8883 „ 
Großwarbein 311 „ 633 3 
Temesvar . 22,507 „ 4,838 " 


ie re ET RN 
Hermannflabt. . 18,588 „ 2820 u 

Im Jahre 1850 — 1851 beteng die Gefammtbenäfferung in bem aufgeführten Stäbten 
1,541,562 Seelen, im Jahre 1857 1,709,546 Seelen, fomit um 167,984 Seelen netto mehr, 
wenn man ben Abgang bei zwei Stäbten, ber lokalen Urſachen beizumeffen ift und 14,858 
Seelen beträgt, in Abrechnung bringt. 

HM die Bevölkerung ber Reſidenz um nahezu zehn Perzent gewachien, fo beträgt bie 
Bermehrung in Prag etwa 16, in Brünn 19, in Mailand 14, in Perth 19, in Temesvar 18, 
in Agram 12, in Hermanuſtadt 11, in Laibach 15, in Gratz 11, in Zroppau fogar 23 Per- 
zent u. |. w. 

Unverfennbar befunden dieſe Perzentuationen einen erfreulihen Fortſchritt in ben Em⸗ 
porien unſeres Verlehrslebens, namentlich in Ungarn und in einigen bem nördlichen Gebiete 
bes Deutſchen Zollvereins mahe liegenden Stäbten, fowie auch im ben meiften Gentralpunlten 
ber vaterlänbifhen Induſtrie. 
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Königreich Baiern. 

Nürnberg im April, Der hieſige Penfionsverein hat kürzlich feinen dritten Jahresbe⸗ 
richt veröffentlicht. Demfelben zufolge ift bie Zahl ber Mitglieder im abgelaufenen Berwaltungs- 
jahr von 112 auf 196 geftiegen; 100 Perfonen find bemfelben beigetreten, 14 ansgefhieden und 
zwei geftorben. Die Ausgetretenen und Geftorbenen haben dem Bereine ein Vermächtniß von 
175 Fl. 26 Kr. übertaffen. Seit dem Beftehen des Bereins find demſelben beigetreten in ben 
20—- 25er Jahren 50, in den 20—40er Jahren 100, in ven 4145er Zahren 46 Perfonen. — 
Einnahmen: Uebertrag bed Vorjahres 1957 Fl. 22 Kr.; Beiträge 2143 FL. 16 Kr.; Einfchreibe- 
gebühr AO FL; Zinfen 99 FL. 37 Kr; zufammen 4240 FL. 15 Kr. Ausgaben: auf Regie 71 
FI. 58 Kr. Der Kaffabeftand beträgt demnach nad Abzug der Ausgaben 4162 FL. 17 Ar. 

Die Ablieferung der Kranfenhausbeiträige für die Gefellen, Haudlanger und Tagelöhner 
fänmtliher Banhandwerker betreffend, macht der Magiftrat unterm 9, März befannt, daß vom 
Monat April bis inkl. September die Beiträge und zwar von bem Lohne eines jeven Gefellen 
ꝛc. per Monat mit 18 Kr. abgezogen werben müfjen, wogegen biefelden in den Wintermonaten 
von Bezahlung frei find. Diefelben Abzüge haben auch bei den beurlaubten Soldaten zu ge» 
ſchehen und es werben bie Meifter hierauf bejonbers aufmerffam gemacht. fehlen biefe gegen 
biefe Beftimmungen, fo find die Berpflegungstoften fir Erkranlte von ben Meiftern felbft zu 
bezahlen. 

Die letzte Rechnung ber zweiten MWöhrber Leichenkaffe (Wöhrd ift eine ber Vorſtädte) 
weift bei 11,264 Mitgliedern ein Vermögen von 65,989. 1. 55%, Kr., eine Vermehrung bes- 
felben gegen das Borjahr um 2873 Fl. 8%, Kr. nad. Derartige Vereine, mit dem Prinzipe 
ber gegenfeitigen Selbſthülfe, gebeiben hier jehr gut, fie beftehen zum Theil ſchon feit einer Län- 
geren Reihe von Jahren und wifjen die im diefer Zeit gemachten Erfahrungen ungemein praf- 
tifch zu verwerthen. Bielleicht bat feine andere Stabt in Deutſchland eine ſolche Menge Mittel 
gegen bie Armuth und Nahrumgsforge und Krankheit nicht allein durch zahlreiche gut fundirte 
Bohlthätigkeitsftiftungen, durch eine forgfältig von Obrigkeitswegen organifirte Armen» und 
Krankenpflege, fondern auch weſentlich durch eine lange Kette fraquenter Bereine und Berbin- 
dungen. So wenig ba® innere Leben unferer Gemeinde durch politiſche Zwifchenfälle ſich offen- 
bart, um fo kennbarer entwidelt. es feine fteigende Blüthe burch den augenſcheinlichen Anwachs 
feiner materiellen Befähigkeit. Fabrilen und Gewerke vermehren ſich zuſehends, bie Bauluft 
fleigert fidh, die neue Vorſtadt an der Stelle des ehemaligen Scherleinsgarten hat eine günftige 
Zukunft, und die Gebäude auf dem Bahnhofe zum füböftlichen Verkehr nahen fich ihrer Bol- 
lendung. 

Ebenfo gedeiht in unſern Mauern. das Juſtitut, in deſſen kräftiger Entwicklung wir einen 
neuen Zweig in bem ehrwürdigen Ruhmeskranze unferer Novis erbliden. Das germanifche 
Rationalmujenm hat in jeder Monatschronik ftets neue Förberungen im feinen weitausſehenden 
Zweden zu berichten; Bon Nah und Fern mehren fi die Zeugniffe für eine immer alljeitigere 
Theilmahme daran. Iu Berlin wirb zu feinem Beften ein Gyclus von Borlefungen und zwar 
von hochangeſehenen Männern gehalten. Bon Privaten und Vereinen und GStäbten wurben 
namhafte Beiträge gezeichnet; fo in Würzburg, Stralfund, Lindau, Hildburghaufen und Weſel. 
Der Magiftrat der Stadt Miltenberg zeichnete einen Jahresbeitrag von 5 Fl. und bie Ge- 
meinbebehörben der Stadt Schlüchteln gaben zum Kirchenbaufonds 5 FI. 15 Kr. Nachträglich 
zum jüngft ausgegebenen Jahresberichte wird bemerkt, daß im Mai 1858 25 Dollars als Er- 
trag einer vom dem preußifchen Konful in San Franzisco veranftalteten Sammlung für das 
germanishe Mufenm durch den preußifchen Gefandten von Grabow in Wafhington übermittelt 
wurben. Ferner mehren ſich im bem deutſchen Städten bie Agenturen, welche das Intereffe an bem 
nationalen Unternehmen zu fleigern und zw fräftigen ganz befonbers geeignet find. Die Zahl 
der Buchhandlungen, welde ihre für bie hiſtoriſche Bibliothek geeigneten Verlagswerle gratis 
berliefern, beträgt bereits 370; bie Geſchenksuummer für das Archiv fteigt ſchon auf 1162, für 
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bie Bibliothel auf 6987, für bie Kunſt- und Altertfums » Sammlung auf 2747, Alles bies 
iſt für das Wachsthum bes germaniſchen Muſeums ber ſprechendſte Beleg. 

— + — Erlangen, 13. April. Dem rühmlichen Beiſpiele, welches einige andere Städte in 
Beziehung auf bie Aufbefferung verSchullehrer- Gehalte gegeben haben, find nun auch 
die biefigen Gemeindebehörben gefolgt, indem Magiftrat und Gemeinbelollegium einflimmig ben 
Beſchluß fahten, daß vom 1. Dftober d. 9. an rüdfichtlih der Lehrergebalte folgende Scala 
ins Leben zu treten habe: Erſte definitive Anftellung 400 Fl., nach fünf Jahren 450 Fl., nad 
zehn Jahren 500 Fl., nad fünfzehn Jahren 550 Fl., nach zwanzig Jahren 600 Fl. Ständige 
Gehilfen und Berweier beginnen mit 250 FI. nnd fleigen nach fünf Jahren auf 300 Fl., Pri- 
vatgehilfen erhalten 225 Fl. Die Abhaltung ber Sonntagsihulen wird mit 20 FI. beſonders 
bonorirt. Das Borrüden in eine höhere Gehalteflaffe iſt durch eim Gutachten ber Lokalſchul⸗ 
lommiſſion über Amtseifer und fittlihe Würbigfeit bebingt. Als Dienftjahre zählen nur die an 
biefigen Schulen zugebradhten Jahre. Nach dieſer neuen Scala rücken nım ſechs Lehrer von 
450 #1. und 500 FI. auf 600 Fl. vor, ein Lehrer von 400 FI. auf 550 Fl., drei von 400 Ft. 
auf 500 FI. unb nur eim Lehrer verbleibt bei 400 Fl.; drei fländige Gehilfen und Bermwefer 
beziehen 800 Fl., ein Berweier 250 FI. und ein Privatgehilfe 225 Fl. Der zu dieſen Aufbeffe- 
rungen erforderliche jährliche Mehraufwand von 1498 Fl. foll niht durch Erhöhung bes 
Schulgeldes, fondern durch Zufhüffe aus der Kommunallaffe gebedt werben. 
Durch diefen von ber Kgl. Kreisregierung bereits beftätigten Beſchluß haben ſich bie Hiefigen 
ftädtifchen Behörden ein ehrendes Denkmal geſetzt, da® um fo mehr alle Anerkennung verbient, 
ala bie Stadt Erlangen durchaus Feine Stiftungsfonbs, worüber andere Städte bisponiren 


Können, befitt. 
Königreih Hannover. 

— gr. — Hannover, 1. Mai. Bon jeher ift in den Hanndverfhen Städten Rechtens 
gemwefen, daß ſowohl vie Gerichtsbarkeit als bie Polizeiverwaltung durch bie von ber Bürger⸗ 
ſchaft mitgewählten Magiftrate ausgeilbt wurde. Nur in ber Hauptftabt wich man in Bezie- 
hung auf die Polizei infomweit von biefem Grunbjage ab, als man im die ſtädtiſche Pofizei- 
Direftion vor längerer Zeit einen Königl. Polizei⸗-Inſpeltor feste, der ohne Zweifel mitunter 
birelt von ber Regiernng in ber höheren Polizei inftruirt fein mag. Der Stabtbireltor war 
aber Ehef der Polizei fo lange, bis König Ernft Auguft beim Umſturze bes Staatsgrundgeſetzes 
den damaligen Bertheibiger beffelben, ven Stabtrath Rumann, von feiner einflußreichen Stellung 
entfernte unb eime interimiftiiche Stabtverwaltung eintrat, wonach bie Polizei faltiih von 
Königl. Beamten verwaltet wurde. Letstere® empfand die Stabt ſtets ſchmerzlich; e8 war baber 
begreiflich, daß im Yahre 1848 die Bürgerfchaft vor allen Dingen fih vom Könige die Wieber- 
einfegung bes Stabtbireftor® als Chef der Polizei fofort erbat, die auch mach einigem Zögern 
Genehmigung fand. Allein ber damalige Stabtdireftor wußte ſich nicht recht im bie feinem 
ganzen Weſen nicht zufagende neue Stellung zu finden; es blieb, mie e8 geweſen war, ber 
Königl. Bolizeir-Direltor leitete im Grunde Alles, was in feinen Gejchäftstreis fiel. Als ber 
gründliche Kenner des Städteweſens, Bürgermeifter Dr. Stüve, 1848 das Minifterium bes 
Innern übernahm, war es feine erſte Sorge, im feinem Entwurfe ver Stäbteorbnung „ben 
Magifträten die Polizeiveiverwaltung" grundgefetlich zu übertragen; allein in Beziehung auf 
bie Hauptftabt fand er, wie man fagt, an hoher Stelle zur Erledigung biefer Frage in feinem 
Sinne Schwierigkeiten, welche infofern die Stände anerkannten, als fie wegen ber „Verwaltung 
ber Polizei in ber Refldenzftabt nah $. 80. d. St. O. nach vorgängiger Verhandlung mit ber 
Stadt" eine befonbere Regelung durch ein Geſetz im Ausficht ftellten. Je flärker die Reaktion 
flieg, je mehr wurde bie Ausführung biefer Beftimmung fehwieriger und war nad vielfachen 
Berhanblungen noch nicht gelungen, als auf Grund der Bundesbeſchlüſſe 1855 bie bisherigen 
Berfaffungszuftände vollfländigft wiederum oftroyirt wurden. Nunmehr ward die Polizei als 
das wirkſamſte Requifit der Staatsgewalt angefehen und der neu rebibirten Städteordnung 
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vom 24. Juni 1858 bie $$. 78. und 79, eimverleibt, die folgendermaßen lauten: „Die Re- 
gierung kaun unter den Mitgliedern des Magiftrats bie Perſon beftimmen, welde bie fäbtijche 
Polizei beforgen fol. Auch kann fie, wo befonbere Umftände ſolches erforderlich machen, eine 
einzelne Polizeibehörde anorbuen. Die dadurch veranlaßten auferorbentliden Koſten 
trägt die Megierung. Aber auch im dieſem Falle fol dem Magiftrate die Beſorgung befien 
verbleiben, was die Gewerbeverhältniffe, die Einrichtung, Berwaltung und Beauffihtigung 
ber ftäbtifchen Güter und Anftalten, in ber für gemeinfame fläbt. Zwede beſtimmten PBrivat- 
anftalten zum Gegenftande hat, — Außerdem fanı die Einrichtung einer befondberen ftäbt. 
Polizeidireltion von der Stabt mit Genehmigung ber Hegierung angeorbnet merben. — Der Bezirl 
ber Polizei fann im Falle des Beblirfniffes durch Anordnung ber Regierung über bie Grenzen 
bes Stabtgebietes hinaus erftredt werben. — Wenn bejonbere Bolizeibehörben angeorbnet worben 
find, können von biefen Ordnungen in bem Gebiete ibrer Kompetenz in ber Regel nur nad 
zuvoriger Berhanblung mit dem Magi ftrate und den Bürgervorftehern umb unter Genehmigung 
der Provinzial-Regierung exla fien werben, $. 79. Die Koften ver Polizeiverwaltung trägt bie 
Stadt, mit Ausnahme derjenigen Ausgaben, welche durch etwaige Uebertragung Ilandbespolizei- 
licher Geſchäfte veranlaßt werben, fowie ber im $, 78, erwähnten außerorbentlihen Koſten. 
Im Kalle der Ausdehnung des Polizeibezirles über das Stadtgebiet hinaus ift ein verhältniß- 
mäßiger Beitrag der Koften der Polizeiverwaltung von ber Regierung zu leiften. 

Nach diefer Lage ber gegenwärtigen Gefegebung liegt es auf ber Hand, daß es ber 
Königl. Regierung im jebem Augenblide möglih, allen Magiftraten die Polizei zn entziehen, 
womit ihnen ber Hauptnerv ber eigenen Wirkſamleit unterbunden wird, Man hatte übrigens 
nicht geglaubt, daß bie Regierung von ihrer Machtbefugniß in einer Zeit Gebrauch machen 
würde, wo Prenfens meue Regierung auf verfländige Bahnen zurüdgelehrt if, und wo Ber- 
trauen zwiſchen Staatsbürgern und Staatslenkern mehr als nothwendig erſcheint. Man weiß 
08, daß nichts mehr bie Bürger in den Stäbten fränft, als von Königl. Polizeibeamten über- 
wacht und event, gemafjregelt zu werben; dennoch hat man aber beſchloſſen, den Stäbten, 
welche bei den Depntirtenwahlen entfchiebene Gegner des jegigen Syſtems gewählt haben, wie 
Böttingen den Abg. v. Bennigfen, Osnabrüd dem Abg. Breufing, Hilvesheim ben Abg. Albrecht, 
Zelle den Abg. Wolde u. j. w. bie eigene Polizei zu nehmen, um fie Königliden Beamten zu 
übertragen. Zur Charakterifiit der Aufnahme biefer bedauernswerthen Maßregel theilen wir 
folgende Bittfchrift an ben König aus Osnabrück mit, wo Stüve bisher bie Polizei geleitet hat. 
Möge dies Altenftüd nod in der letzten Stunde von günfligem Erfolge fein unb ba® alt 
hergebrachte Recht ber  Stäbte ihnen fo lange noch erhalten bleiben, bis eine vieleicht nicht 
mehr ferne Zeit bie gänzliche Unmöglichkeit der Aenderung wieber herbeiführt. Sie lautet; 

Allerdurchlauchtigſter, großmädtigfier König! 
Allergnädigfier König uud Herr! 

Ew. Königlihe Majeftät wagen es bie unterzeichneten Gorporationen ber Stabt Dsna- 
brüd mit eimer Bitte fi ehrfurchtsvoll zu nahen umb glauben eine Eutſchuldigung darin ſuchen 
zu bürfen, daß fie, bie feit Jahrhunderten es als ihren ebeiften Beruf betrachtet, für biejemigen 
Güter und Infitutionen einzutreten, auf denen bie Blüthe des fläbtifchen Lebens beruht, es micht 
glauben verantworten zu lönnen, wenn fie ſchweigen in einer Angelegenheit, bie jene Juſtitu⸗ 
tionen und mit ihnen ben gejammten Wohlſtand unſter Stabt auf das Tieffte berührt. Bor 
wenigen Tagen ift dem Magiftrate unfrer Stabt bie Mittheilung geworben, baß Em. Königliche 
Majeftät beichlofjen haben, auf Grund des 8. 59. des Landesverfaffungsgefeges und $. 78. ber 
revibirten Stäbteorbnung eine vom ber Gemeinbevertretung unabhängige eigene Polizeibehörbe 
in unfrer Stadt einzurichten. Nur mit dem tiefften Schmerze haben wir biefe Nachricht eınpfan- 
gen Munen, und wir würden es aufs höchſte beflagen müffen, wenn biefer die Selbſtſtäudigleit 
unfver bisher fo glüclich geführten ſtädtiſchen Berwaltung vernichtende Plan wirklich jollte in 
Ausführung gebracht werben. 
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Seit dem Beginn ber deutſchen Geſchichte war es bie jelbfiftlinbige Polizeiverwaltun 8 
welche ben eigentlichen Keru des ſtädtiſchen Gemeinwejens und beffen Unterſchied won ber —* 
lichen Gemeinde ausmachte. Als die Anfänge bes modecnen Staatslebens noch in ihrer erften 
rohen Entwidiung begriffen waren, al® beim Mangel fefler Orbnungen das Land umber unter 
dem Drude von Gewalt und Unrecht ſeufzte: da waren bie Städte die ſichern Wfyfe, im benen 
bie Gewerbe für die Bebürfniffe des Landes ſorgend erblühten, vom bemen aus ber Hanbel jeine 
fegensreihe Berbinbungen Mmüpfte, Zufluchtsorte für Kunft und Wiffenfchaft, weiche von ihnen 
aus eine neue Culturepoche vorbereiteten. Inu dieſem reichgebilbeten, kraftvollen corporativen 
Leben finden wir bie erſte Geftaltung eines Gemeinwejens im neuen Sinne, Hier war es 
zuerft, wo ſich ein Bebürfniß zeigte, Orbnungen und Gewalten zu errichten, in denen ber allge- 
meine Wohlftand eine Stüge fand, und fo bildete gerabe in ben Städten unb als beren eigent- 
lies Lebenselement fi) diejenige öffentliche Thätigleit aus, welche mir mit dem modernen 
Namen der Polizei bezeichnen. 
Sie war das älteſte Attribut ber ſtädtiſchen Verwaltung, als bie Lanbeshoheit noch keine 

andere Rechte als bie Kriegeherrihaft und bie Gerichtsbarkeit enthielt, und gerade im engſten 
Anschluß am die erzeugten Bebürfniffe des ftäbtifchen Lebens hat fie in den Händen ber Obrig- 
keiten, welche das Bertrauen ber Bürger zu ihrem Amte berufen hatte, ihre ſegensvolle Ent. 
widlung gefunden. Nichts if deshalb von jeher den Städten fo theuer gewefen, als ihre eigene 
Polizei » Berwaltung. Wohl haben die Städte im Lanfe ber neuern Zeit eine Reihe von 
Opfern bringen müſſen, und wenn fle nur mit Schmerzen auf bie Iuftitntionen blicken konnten, 
in denen fie früher ebenfoniel Grundlagen ihrer Blüthe fanden, bie ihnen aber als mit ter 
neuern Entwicklung des Staatslebens unvereinbar entzogen wurben, fo glaubten fie eben be#- 
halb um fo ficherer darauf rechnen zu dürfen, ſich derjenigen, welche ihnen geblichen waren, 
ungebinbert erfreuen zu fönuen. So war denn auch von jeher in umferm Sande der verfafjungs- 
mäßige Zuſtaud ber, daß ben Städten bie alther gebrachte, felbfiftänbige Polizei-Bermaltung 
zuftand. Selbſt dann, wenn von Seiten der Staatögewalt im einzelnen Fällen eine birecte 
Einwirkung geübt wurde, beſchränkte ſich tiefelbe doch, wie dies auch im unferer Stabt nad 
ber Berfaffung von 1814 ber Fall war, darauf, daß ein beflimmtes Mitglied des Magiftrats 
mit ben Gefhäften ver Polizei beauftragt wurde, Nicht minder aber erkennt das Lanbesver- 
faffungegefeg im $. 59. jene Regel unummunden an; nur wo befondere Umſtände biefe® er⸗ 
forberfich machen, foll die Regierung eine eigene Behörde anwenden fönnen. Die Stabt Döna- 
brüd glaubte nicht zu denjenigen Städten zu gehören, bei welchen eine ſolche Einrichtung noth- 
wendig erſcheinen könnte. Niemals waren Unzuträglichteiten daraus entftanden, daß ber Magi- 
firat oder ein Mitglieb beffelden die Polizei handhabte. So wenig uns befannt geworben, 
daß Seitens ber hohen Föniglichen Behörde jemals eine Unzufriedenheit mit ber hiefigen Polizei - 
verwaltung am den Tag gelegt worben, fo hat die Bürgerfhaft vielmehr immer geglaubt, flolz 
fein zu dürfen anf die Feſtigkeit mud Pflichttreue, mit welcher von Seiten unjerer fläbtifchen 
Obrigkeit die vielfach eigenthümlichen Verhältniſſe ſtets fo glädtich geordnet worben find, welche 
gerade hier die Adminiſtration zu einer befonders ſchwierigen macht, und es hat uns nicht an 
Zeugniffen gefehlt, die dieſen Stolz als einen berechtigten haben erſcheinen laſſen. Welches 
anderen Beweiſes bebürfte e8 wohl, wo die Erfolge fo deutlich fprechen I Wie wir vernehmen, 
if gergbe die Erwägung, daß bie letzten Jahre einen fo erfreulihen Aufſchwung des Wohlſtan⸗ 
des ber Stabt mit fich geführt haben, als einer berjenigen Gründe aufgeführt worden, welche 
Em, Majeflät zu dem Entfchluffe beſtimmt haben, dem Magiftrate die Verwaltung ber Polizei 
zu nehmen. Wir vermögen einen Zweifel an bie Richtigkeit dieſer Nachricht nicht zu unterbräden, 
da wir eben in jenem Untfanbe dem fiherfien Beweis fuchen zu müfjen glauben, daß bie bie. 
berige Poligeiverwaltumg ihre Aufgabe, deren letztes Ziel es doch ebem if, die Öffentliche Wohl- 
fahrt nach allen Richtungen him zu fördern und gegen Angriffe zu fihern, nicht verfehlt habe. 
Eben aus biefem Grumbe aber würden wir es um fo mehr beflagen, wenn uns ber bisherige 
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Zuftand, worin wir zugleich die ficherfte Garantie für die Folgezeit erbliden, genommen werben 
follte, Nur al® ein Unglück könnten wir eine folhe Mofregel betrachten, die uns um fo ſchmerz⸗ 
licher treffen würde, als wir vergebens uns nad anderen Gründen umfehen, woburd fich 
unfere Stadt biefelbe follte zugezogen haben. Ganz befonbers ſchmerzlich und entmuthigenb 
würbe die Mafiregel aber uns werben, wenn wir uns nicht entſchlagen lönnen, hinzubliden auf 
unfern Nachbarſtaat Preußen, wo eben jett im unſerer nächſten Nachbarſchaft, in ber Stabt 
Minten, die Polizeiverwaltung ber ſtädtiſchen Behörbe zurüdgegeben und damit anerfannt wird, 
daß bie Entziehung derſelben ein ungerechtfertigter Schritt gewefen fei. 

Mir Finnen nicht glauben, daß es Em. Majeftät unmwanbelbarer Wille fei, eben biefe 
beffagensmwerthe Maßregel Über unfere Stabt zu verhängen, und indem wir daher mit vertrauend- 
voller Hoffnung e8 wagen, unfere unterthänigfte Bitte an den Stufen des Thrones nieberzulegen: 

Ew. Königl. Majeftät wollen in Gnaden geruhen, dem Magiftat bie Berwaltung ber 
Polizei in biefiger Stadt zu belaffen, 
erftreben in tieffter Unterthänigfeit Em. Königl. Majeflät treu gehorfamfte 
DOsnabrüd, den 20, April 1859. 


(Folgen die Unterfriften der Gilbemeifter und Borfteher der Gilden und Aemter, der Buch» 
balter und Vorſteher der Laienfchaften und bie ber Bürgervorfteher.) 


— gr. — Bei dem bevorftehenden Anſchluß ber Vorfläbte an bie Hauptflabt wird ber 
Magiftrat zunähft durch die Wahl eines lebenslänglichen rechtskundigen (mit 1200 Thlr. Gehalt) 
und eines bürgerlihen Senators vermehrt, weldhe der vorftäbtiiche Gemeinberath noch zu wählen 
bat, und an ben etwaige Melbungsgefuche zu richten fein würden. Nach der Bereinigung ber 
Gemeinden wirb unter neuer Eintheilung in 24 Diftrikte zuerft ein neues Bürgervorftehercolle- 
gium gewählt, aus dem 13 Ermwählte mit ebenjoviel Magiftratsmitgliebern noch einen rechts. 
kunbigen lebensläuglihen Senator mit 1000 Thlr. jährlihen Gehalt wählen follen, wenn man 
nicht inzwiſchen zu ber Ueberzeugung gelangt, daß 4 Mechtsgelehrte und 2 Secretäre nebſt 9 
Senatoren die BVerwaltungsgefhäfte hinlänglih beforgen Fönnen. 

— C.— Hannover. Nach zuverläffigen Nachweiſungen haben im ben ſelbſtſtändigen 
Stäbten, fowie in den mit fiabtähnlicher Verfaſſung verfehenen Landgemeinden (amtsjälfigen 
Städten und Fleden) des Lanbbrofteibezirkes Lüneburg bie birelten Häbtijhen Steuern, 
welche nach beftimmten Grunbfäßen von allen wohnberedtigten Einwohnern des Stabtbezirts 
beziehumgsweife denjenigen Fremden, welche länger als ſechs Monate im Stadtbezirke fih auf- 
halten, erhoben werben, während bes Rehnungsjahres 1858, welches in der Regel das gleich» 
namige Kalenderjahr, in der Stabt Harburg aber ben Zeitraum vom 1. März 1858/59 um⸗ 
faßt, ben nachſtehend aufgeführten Ertrag geliefert. 

I. In den felbfländigen Städten. 

1. Harburg mit 10,744 Einw, 20,510 Thlr. 19 gr. 6 Pf., alfo per —— NGgxr.2pj. 
SEIEN, RR ee ie By, 
3. Dannenberg. 1907 „ 2259 _ 
4. how ,, 2648 „ 2604 „3 
5. Wiefenat. , 28 „ 22 „5 
6. Celle „ 5094 „ 4380 „ 2 
6 

29 

5 


7 Da N 1) "nn * 5 1 5 
" 1 " " " 29 ” 5 
nn." IB cs " 28 " 1 
"0" J 25 " 2 " 
T. Uelzen n 39198 „ 2918 „ u 
5. Gifbom „ 2592 „ 1181 „ een „13 „ 6 
9. Burgdorf „ 2848 „ 91 " 10 „3%, 
Unter biefen Abgaben find jedoch biejenigen Zahlangen nicht — inbegriffen , meldhe 
Einzelne dann der Stabtlaffe (nah Analogie der Gebühren) zu feiften haben, wenn fie ent- 
weber mit den ftäbtifchen Behörden im Berührung treten oder gewiſſe Rechte gewinnen, wie 
3 B. Bürgergewinngeld, Einzugsgeld, Relognitionen, Marktflättegeld u. f. w. 
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‚__ Daneben beftehen in zwei jelbfiflänbigen Stäbten noch indirekte Abgaben, melde folgen: 
ben Ertrag geliefert haben: 1) In Lüneburg 5348 Thlr. 28 Gyr. 6 Pf., alfo per Kopf 11 Gar. 
5 Pf.; 2) in Celle 280 Thlr. 16 gOr. 8 Pf., alfo per Kopf 1 gr. 6 Pf. * 

I. In den ſtadtähnlichen Landgemeinden. 
1. Hitader mit 1095 Einwohner, 152 Thlr. 29 gGr. 2 Pf., alfo per K 4 46 
2. Rethem 1358 7) — 7 —— — "oe" * — — * 


8. Soltau „ 1814 „ Ware ee Mi Ko 
4. Schnadenburg 55 „ Di We re SE 
5. Walsrode mit 1768 „ BE Be ee —— 2 
6. Dittingen 1530 7 250 7 ei ‚ ", '" „ 4 PR 9 Pr 
7. Beveſen 1473 " 41, BB. 8. nun m G n 3 
8. Blodebe 708 " 236 " 16 " 1 1 nn" " 10 " — 
9. Dahlenburg 87 „ M1.„ 2, Ivo non ku 5, 
10, Fallersleben 1430 „ 1022 DD An Pe re 


Indirelte Abgaben find in dem vorbenannten Landgemeinden nicht erhoben, bagegen in Hitpader, 
Rethem und Walsrode bezw. 76 Thlr., 12 Thlr. und 8 Thlr. an jog. Häuslingsgelvern, welche 
unter dem vorſtehend aufgeführten Beträgen nicht mit begriffen find und deren Zweckmäßigkeit 
in Frage geftellt werben kann, Ebenſo find bei der Ermittelung ber auf dem einzelnen Kopf 
fallenden Beträge die Bruchpfennige allentyalben weggelafien. Vergleichen wir nun ben Betrag 
des in den felbfifländigen Städten und bes in ben vorbezeichneten Landgemeinden auf ben ein- 
zelnen Einwohner fallenden Beitrages zu dem bireften und inbireften Gemeinbefteuern, fo fin- 
den wir, daß in ben jelbflftändigen Städten durchſchnittlich 1 Thle. 3 Pf, im den übrigen 
ſtadtähnlichen Gemeinden 7 gEr. 2 Pf. von ben ingefeffenen während des Rechnungsjahres 
1858 entrichtet find; das ift bafjelbe Verhältniß wie 53 zu 12. Daß die ſtarke Mebrbelaftung 
der Einwohner der ſelbſiſtändigen Stäbte nicht ausichließlih darin ihren Grund findet, daß 
diefen Städten aud bie Koften der Berwaltung ber Landesangelegenbeiten im ihrem Bezirke 
obliegen, bebarf keiner weiteren Erörterung; bemerfenswerth bleibt dieſes Zahlenverhältniß aber 
dennoch. — Daß die indirelte Beftenerung verhältnißmäßig nur noch felten vorlommt, halten 
wir im Imtereffe bes freien Verkehrs innerhalb ber beftehenden Zollihranten ebenfall® für 
einen Fortſchritt. Daß eine Stadt wie Lüneburg, welde bei wenig günfliger Bermögenslage 
einen Ertrag von 5000 Thlr. aus ber Mahl» und Schladtabgabe und 348 Thlr. 28 Sgr. 
6 Pf. aus ber Thor-Accife erzielt, dieſe Einnahmequelle nicht entbehren faun, ſcheint nahe zu 
liegen ; ob aber andere Städte, welche durch indirelte Abgaben einen Ertrag gewinnen, ber mit 
den anklebenden Verkehrsbeläſtigungen kaum im richtigem Verhältniſſe ſteht, micht beffer thum, 
bie letzten Schranfen des Verlehrs am ben Stabtthoren ganz fallen zu laſſen, das mögen bie 
Betheiligten zumächft felbft erwägen. Jedenfalls hat die Stabt Harburg ben Beweis geliefert, 
daß die indirekte fäbtifche Beſteuerung auch unter nicht eben einfachen Berhältniffen entbehrlich ift. 
— J. — Hannover, 26, April. Im dem Februarhefte des gegenwärtigen Jahrganges 
der Monatsfchrift, welches ums zufällig erft vor Kurzem zu Händen kan, finden wir unter ber 
Monatschronit eine Correfpondenz aus Hannover, welche den Geift der Umgeftaltung im fäbti- 
ſchen Gemeindeleben zum Gegenſtande hat, ber im Folge der einengenben Beftimmungen ber 
reviditten Stäbte- Ordnung vom 24. Juni 1858 über und gelommen fein joll. — Es wirb 
eine Reihe von Ereigniffen aus dem neueſten Gemeindeleben mitgetheilt, und mit erlãuteruden 
Bemerkungen begleitet, welche und mindeſtens am einer einſeitigen Auffaſſung zu leiden 
ſcheinen. 
Aus dieſem Grunde, und weil eine mehrſeitige Beſprechung unſerer ſtädtiſchen Berpält- 
niffe vielleicht weber ber verehrfichen Redaction, noch ben nicht haundverſchen Lejern ber Monate- 
fehrift, welchen e8 an einer nähern Kenutniß der wahren Sachlage mebr ober weniger fehlen 
dürfte, unerwünſcht fein mag, geſtatten wir uns bie in dem genannten Sorrejponvenzartitel 
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mitgetheiften und befenchteten Ereigniffe in der bort gewählten Reihenfolge auch unfererfeits 
u erörtern. 

: 1. Nah ver Stäbte-Orbnung von 1851 war bie geringfie Zahl ber Bürgervorſteher 
8, bie höchſte 24; nach der neueſten, ber revibirten GStäbte-Orbnung vom 24. Juni 1858, iſt, 
unter Beibehaltung der Marimalgrenze, die Minimalgrenze auf 4 geftellt. Die Feftftellung 
ver Zahl innerhalb dieſer Grenzen erfolgt durch das Ortsſtatut. Da bie alte fomohl als die 
neue Stäbt»Orbnung auf Orte fi erfiredt, melde zum Theil nicht mehr als 1500 Seelen 
zähfen, und ba e8 ſchwer halten bürfte in folden Orten neben minbeftens 3 Magiftratsperfonen 
ſtets auch noch 8, zur Uebernahme des Bürgervorfteheramtes geeignete Gemeinbemitglieber zu 
finden, fo lag es fehr nahe, biefen Gemeinden eine Berringerung biefer Zahl zu geftatten, 
zumal dieſe Verringerung ohne allen Einfluß auf den Wirkungsfreis und die Befugniffe des 
Birgervoriteher » Eollegiums bleibt. Verſchiedene Magifträte Meiner Städte haben mun aud 
eine Beſchränkung der Zahl 8 auf 6 ober 4 beſchloſſen. Im keinem Falle war aber die Zw 
flintmung der Bürgervorfieher erfolgt. Im folden Fällen enfheidet, wenn auch durch wieber- 
holte Verhaudlung eine Webereinfiimmmmg ber fläbtijhen Gollegien nicht bewirkt wird, bie 
Regierung. Die Letztere hat nun in allen Fällen zu Gunften ber Bürgervorfieper entſchieden, 
vermuthlich weil eime dringende Beranlaffung zur Abänderung des Beſtehenden nicht vor- 
gelegen haben wird. 

2. Die Städteorbuung von 1851 ‚geftattet bie Erhebung eines Einzugsgeldes, d. h. 
ter von ben zuziehenden Nichtbürgern für Gewinnung bes Einwohnerrechtes an die Stabt- 
kaſſe zu entrihtenden Abgabe, nur ba, wo durch deren Zahlung eine Theilnahme an Gemeiube- 
nutzungen erworben wird, Die rebibirte Stäbte-Drbnung vom 1858 geftattet ſolche auch ba, 
wo ein Gemeindevermögen vorhanden if, welches ben Eintretenden durch Berwenbung ber 
Auffünfte zu Gemeindelaften zu Gute kommt, welche font durch Beiträge gebedt werben müffen. 
Es darf alfo jet auch im denjenigen Städten biefe Abgabe erhoben werben, welche aus bem 
ſtüdtiſchen Vermögen einen mehr oder weniger großen Theil der Ausgaben beden, während biefe 
Städte ohnehin im Beziehung anf das Einzugsgeld venjenigen völlig gleich geſtellt waren, 
welche ohne alles Vermögen und beshalb alle Ansgaben durch Beiträge ber Bürger unb Ein 
wohner zu beden gezwungen find. Diefe Unterjcheibung ſcheint der Billigleit völlig zu ent- 
ſprechen, namentlih dann, wenn das neu einzuführenbe Einzugsgeld fi in mäßigen Grenzen 
Hält. Da nur im der Reſidenzſtadt ein höheres Cinzugsgeld als 5 Thlr. von ber Regierung 
neu zugelaffen if, fo dürften jene Grenzen nicht überjhritten fein. — 

3. Während nad der Landgemeinde-Orbnung vom 4. Mai 1852 die Gültigkeit aller 
Beichläffe der Landgemeinden, mithin aud der Wahlen ber Gemeinbebeamten, ſowie ber Mit- 
gfiever bes Gemeinde-Ausſchuſſes (Gemeinderathes), deſſen Funetionen denjenigen des Bürger- 
vorfieher-Collegiums analog find, von dem Erfcheinen und ber Mitwirkung eines Drittheiles 
der Stimmberechtigten abhängig if, — eine Beflimmung, welche wir bislang niemals ha- 
ben beflagen hören — war bislang hinſichtlich der WBürgervorfieher + Wahlen gar feine 
Gewähr geboten, daß ihr Nefultat dem Anfichten umb Abſichten der Bürgerfchaft auch 
nur eitigermaßen entſpreche. Es find Fälle vorgelommen, wo zwei ober brei Berjonen 
im Wahl» Termine erfchienen, und biefe daun bie neuen WBilrgervorfteher ſchufen. Ja, 
es wird uns ein Fall erzählt, wo nur ein Stimmberechtigter an ber Wahlhandlung Theil 
nahm und biefer fich felbft feine Stimme gab. Diefer Mann warb Bürgervorficher, weil er 
eben giftig gewählt war. So war es möglich, daß Männer die ſtädtiſche Verwaltung beein» 
flußten, von welchen es mindeſtens fehr zweifelhaft ift, ob fie das Bertrauen ihrer Mitbürger 
beſaßen. Paf Regierung und Stände nad einer jechsjährigen Erfahrung gleihmäßig geneigt 
Waren, einem ſolchen Uebelſtande abzubelfen, beweifet die Rev. St.-D. von 1858, beren $. 92. 
die Güftigfeit einer Bürgervorfteherwahl von der Theilnahme freilich nur eines Drittheiles ber 
zur Zeit vorhaudenen Stimmberehtigten abhängig macht. Daß man mit ber Teilnahme eines 
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Drittbeiled, alfo der Minderheit, ſchon fi) begnügte, wirb feinen Grund barin haben, daß man 
eines Theiles die Wahlen der Stäbter nicht mehr erſchweren wollte als bie ber Lanbleute, anberer- 
feits die betreffende Beftimmumg ber Lanbgemeinbeorbnung zur alljeitigen Zufriedenheit ſechs 
Jahre fang in Geltung geweien war, Sind nun bie nad dem Erlaffe ber rev. Städte-Ordn. 
vorgenommenen Wahlen anders andgefallen als bie früheren, jo können wir das nicht bebauern, 
da die neneren Wahlen die Bermuthung für fi haben, daß fie mehr als bie früheren ben 
Ausprud der Geſinnung der Bürgerſchaft enthalten. Das Letzlere ift deun doch ber Zweck ber 
Wahlen. Die umberufenen Schreier mögen freilich bei einer ſolchen Gejeßgebung an Terrain 
verfieren. Die Folge einer wegen Mangel an Theilnahme bes erforderlichen Drittheiles vereitelten 
Wahl iR nun mach eben jenem $. 92. die, daß bie durd die Wahl bezwedte Vertretung für 
ven betreffenden Bezirk auf ein Jahr rubt, falls nicht bie Negierung auf Antrag des Magir 
firates eine frühere Wieberholung ber Wahl geftattet. 

Wenn dieſe Wiederholung mun ſchon in minbeftens einem halben Dutzend von 
Fällen von dem betrefienden Magiſtrate beantragt und in allen dieſen Fällen von ber Regie— 
rung genehmigt ift, jo folgern wir daraus zwar einerfeits, daß bie Ausübung des Wahlrechtes 
noch nicht von allen Bürgern als - (mie es in jenem Correſpondenzartilel heißt) — „eine freie 
Bluͤthe der zu lebenbigem Gemeinfinn erwachten Perſonlichleit“ erfannt if, vielmehr diefe Blüthen 
noch etwas unter dem rauhen Klima des Spießbürgerthums zu leiden haben, wir hoffen aber, 
daß diefe bebauerlichen Erſcheinungen mangelnden Gemeinfinns allmählich verſchwinden werben, 
und erbliden in jenem Berfahren der Regierung ben richtigen Weg, um einen befieren Zuftanb 
anzubahnen. Sollte dagegen in einem und bemfelben Jahre in einem und bemfelben Bezirke 
auch die zweite Wahl dich Mangel an Theilnahme der Stimmberehtigten vereitelt werben, 
fo wird die Gleichgültigleit der Stimmmberechtigten durch Berluft des Wahlrechtes auf ein Jahr 
gewiß wicht zu hart geſtraft werben. 

Haben mun die Bürger einzelner Städte buch Gleichgültigleit in Gemeinde-Angelegen- 
heiten und ZTheilnahmiofigleit an ber Ausübung ihre® Stimmrechtes bislang unvortheilhaft fich 
ausgezeichnet, fo lag es allerdings fehr nahe, wenn einerfeits Magiftrat und Bürgervorſteher 
anf Mittel und Wege finmen, um biejenigen, welche bislang freiwillig von ven Wahlen fi 
ausgeſchloſſen hatten und vorausſichtlich auch fermer am denſelben ſich nicht betheiligen werben, 
in geeigneter Weife entweber zur Theilmahme zu veranlaffen oder von der Wahlhandlung 
auszuschließen, und daß anderſeits bie Regierung ſolchen einmüthigen Wünſchen der ſtädtiſchen 
Collegien Statt gab, wenn ſolche übrigens billige Grenzen nicht überfhritten. Im biefer Be— 
ziehung benterfen wir, daß mehreren Städten, deren geſetzliche Bertreter die Aufnahme einer 
Beſtimmung des Inhalts in das Ortsftatut wünfhten, daß jeder Stimmberechtigte bei Meidung 
einer Gelvfirafe von einem beftimmten Betrage zur Theilnahme an ber Wahlhanblung ver- 
pflichtet fein fole, die Aufnahme biefer Beftimmung al® einer über bas wirkliche Bedürfniß 
binansgehenden regiermmgsfeitig verſagt ifl, ba e8 dem Ermefjen bes Magiftrates überlaffen 
bleiben muß, ob er im einzelnen Falle ausnahmsweiſe eine ſolche Beſtimmung anzumen- 
den für 'erforberlih erachte. — 

Einiger Orten bat man baburdh die Teilnahme an ben Wahlen zu fördern geſucht, 
daß die Wahl der von dem einzelnen Bezirke zu ermennenden Bürgervorfteher nicht mehr ein- 
zeln und im verſchiedenen Jahren der 4- bis Gjährigen Amtsführung ber Bürgervorfteher Statt 
bat, fondern alle von vemifelben Bezirke innerhalb jener 4 bis Hjährigen Periode zu wählenden 
im einem Tage erwählt werben. Das bürfte zwedmäßig fein. — 

Anderer Orten dat man biefe Gelegenheit zur Aufhebung von Bevorzugimgen benutht. 
Während nämlich fowohl nach dem ältern als neuern Geſetze hausbefigende Bürger ftets 
Stimmrecht üben, fobald fie nur Landedhäuſerſteuer, gleich viel welchen Betrag zahlen, find 
nah denſelben Geſetzen die Inmiilinenbürger tur dann ſtimmberechtigt, wenn fie jährlich min⸗ 
deftens 23% Thle. direlter Steuern entrichten. In Osnabrück hat man num bie Hausbeſitzer ben 
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Inguilinenbürgern binfihtlih bes Cenſus gleichgeftellt, und hierdurch im erften ber 4 Wahlbe- 
jirte etwa 90, in ben übrigen 3 Bezirken zufammen etwa 10 Hausbefigern das Stimmrecht 
entzogen, fo daß bie Gejammtzahl der Etinmberechtigten von etwa 1500 auf 1400 ſich ver- 
mindert. Da nach ben früheren Aufeihnungen bes Magiftrats gerade biefe Klaffe von Haus- 
befigern fi) bei ven Wahlen faft gar nicht betheiligt hatte, fo darf man dieſe durch jene Reue» 
rung bewirkte Gleichſtellung aud im Uebrigen ald eine gerechte bezeichnen. Aehnlich bat man 
in Goslar verfahren, ähnliches wirb im Lingen vorbereitet, Ähnliches war in Duderſtadt vom 
Magiftrate beichloffen, von ben Bürgervorfiehern abgelehnt. Da die Regierung anſcheinend 
ohne bringenbe Beranlaffung nur auf Autrag beider Eollegien Aenderungen zuläßt, jo ift im 
Duderſtadt der Beſchluß des Maügiftrates nicht zur Geltung gelangt. Wir treffen aljo auch 
bier möglihft freie Bewegung bes ſtädtiſchen Gemeinbelebens unbeengt von einfeitiger Ein- 
mifhung ber Regierung. 

4. Im Lingen, wo alle Gemeinde-Abgaben nah Mafgabe des Beitrages der Einwohner 
zu den birecten Lanbesfteuern aufgebracht werben, ohne daß der bei dem fläbtifchen Gemein- 
weſen vorzugsweije betheiligte Haus- und Grunbbefig vorab irgend wie belaftet if, fühlten bie 
Öffentlih Angeſtellten durch ben Concurrenzmaßſtab ſich bebrüdt. Einerfeits it nämlich ihr 
Intereſſe am dem ftäbtiichen Gemeinweſen ein geringeres, als badjewige der lbrigen Ein- 
wohnerſchaſt, da ihr Aufenthalt in der Stadt ein unfreiwilliger, deſſen Dauer eine unbeftimmte 
und ber Betrieb von Handel und Gewerbe ihnen an und für fich noch nicht geftattet ift, ande» 
rerfeits liegt ihr Einkommen aus dem Dienfte beflimmter vor, ald dasjenige der übrigen Ein— 
wohner, insbejondere ber Gewerbtreibenden, und wird deshalb von der Befoldungs- unb Per- 
fonenfteuer und folgeweiſe auch von ber Communalſtener härter getroffen. Bei ber Einlommen-, 
Grund» und Hänferfteuer der Angeftelten hingegen trifft dieſer letztere Grund nicht zu. Die 
Regierung hat daher auf wiederholten Antrag jener Angeftellten bei beren Heranziehung zu 
ben Kommunal» Abgaben die Nihtveranfhlagung eines Drittheiles der Befoldungs- und Per- 
fonenfteuer verfügt. Sollte das irgendwie umbillig fein oder der verfafjungsmäßigen Beftim- 
mung wiberftreiten, daß jeber Landeseinwohner verhältnißmäßig zu den Gemeindeabgaben bei- 
zutragen bat? Wir überlaffen das dem Urtheile der Lejer und bemerken nur, daß biefe Be— 
fimmung nur fo lange Geltung hat, als die Stabt Lingen ohne VBorausbelaftung des Hans 
und Grumnbbefiges ihre Einwohnerſchaft gleihmäßig beftenert. 

5. Die Bemerkungen wegen Nichtbeftenerung bezw. Beflätigung verſchiedener Sena- 
torenwahlen übergeben wir, weil wir Grörterungen über Perſönlichleiten wenigftens an biefer 
Stelle zu vermeiden wünſchen. Dagegen fcheinen uns bie beiden, an jene Bemerkungen ge: 
tnüpften, Schlußerörterungen völlig fehlfam zu fein. 

Denn nämlid der $. 55. des Gefeges wörtlich beftimmt „It in demſelben Falle 
zweimal bie Betätigung der gewählten Perfon verfagt, ober wirb bie Wahl geweigert, jo bat 
das Minifterium bes Innern für proviforifhe Berfehung des Dienftes bis dahin, daß die Stadt 
eine geeignete Wahl wird getroffen haben, auf Koften der Stabt zu forgen,” jo kann es bod 
wohl nicht zweifelhaft fein, daß die Regierung dann von dem letztbezeichneten Rechte Gebraud 
machen barf, wenn zur Befegung einer und berjelben Stelle nad einander durch ver- 
ſchiedene Wahlen zwei Perfonen präfentirt find, deren jede Einzelne die Beftätigung nidt er- 
halten hat. Es if faum glaublid, wieviel heut zu Tage angezweifelt wird, 

Die Nichtigkeit der Schlußbemerkung, daß die Stellung bes von ber Regierung mit ber 
Berfehung tes erledigten Senatorenamtes vorübergehend Beauftragten nicht zu den beneibens- 
werthen gehöre, laſſen wir bahingeftellt fein. Die Stadt Emben befindet fi im ber Lage jeben Au- 
blid eine Neuwahl vorzunehmen, und barin, daß bie Vergütung für den intermifliihen Sena- 
tor, ber zur Uebernahme dieſes Amtes nicht verpflichtet war, auf 400 Thlr. jährlich fegeftellt 
if, während ein wirklicher nicht rechtslunbiger Senator nur 120 Thlr. jährlicher Entihäbigung 
bezieht, bürfte ein Grund für die Stabt Emben zu befinden fein, die Neuwahl nicht zu lange 
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binauszufegen. Mindeſtens Läßt ber Zuſtand der fäblifchen Finanzen das als rathlich er⸗ 
ſcheinen. — 

— n — Hildesheim, im April, In ber bffeutlichen Sitzung des Magiftrats und ber 
Bürgervorfieher am 29. März berichtete Bürgermeifter Boyfen über das Ergebniß der Real. 
ſchul ·Kaſſe pro 1. Oktober 1857 bis dahin 1868. Die Einnahme ber Rechnung belief fich 
auf 512 The. 9 Sgr. 4 Pf., wozu von ber Stabt 75 Thlo, aus Staatsmittein 185 Thlr. 
beigetragen wurden. Die Zahl der Schüler war 196 im der Hauptſchule und 17 in ber Bor» 
bereitungsflaffe, von welchen 161 Zhlr. 20 Sgr. Schulgelb. einzuzahlen waren; bavon find 
eingefommen 111 Thir. 16 Sgr., in Reſt geblieben und noch beizutreiben 50 Thlr. 4 Ser 
Die Husgabe beträgt 455 Tpfe. 11 gr. 1 Pf., fo daß ein Beland von 56 Thle. 22 Ger. 
3 Pf. verbleibt. Das Collegium beſchloß, dem Kämmerer, vorbehaltlich ber Erledigung einiger 
Bemerkungen, Entlaftung zu ertheilen. — Im Betreff ber. bier zır gründenden Gew erbe- 
Thule erflärte ber Bürgermeiſter auf diesfällige Anfrage eines Mitgliedes bes Collegii, daß 
wegen Erwerbung eines Lofals und Anflellung von Lehrern Schritte getan fein und bie 
Säule vorausfichtlih fhon zu Michaelis d. I. ins Leben treten werbe, — In Betreff 
ber Höhe der zu erhebenden Pflafter- reſp. Häuferfteuer hatte ber Magiſtrat auf Beſchlußg bei- 
der Gollegien gegen bie biesfällige Verfügung der lönigl. Lanbbroftei Reeurs an das Königl. 
Minifterium des Innern ergriffen. Da num aber das Minmfterium von feinen früheren Beicheid, 
anf welchen ſich bie fraglihe Verfügung ber Lauddroſtei ftützt, nit abgegangen ift, ſo beat- 
teagte ber Bürgermeifter, da ein amberer Ausweg nicht mehr vorhanden fei, ſich damit ein- 
verfianden zu erfläcen, daß am Pflafterfieuer künftig Ngr. fir bie Omabrateuthe als einfacher 
Betrag, am Hauſferſteuer der Landes ⸗Häuſerſtener nach der neuen Taration, bie fübrigen 
Steuern dagegen nach den bereits früher geuehmigten Beträgen erhoben würden. Es entſpaun 
fi) hierüber eine ſehr lebhafte Debatte, in welcher bie Eutſcheidung des Miniſteriums auf das 
höchſte bellagt und die darnach entſtehende Mehrbelaſtung der Hausbeſitzer als eine kaum erträg- 
liche bezeichnet wurde. Man wies baranf hin, daß man unter bem obwaltenden Umflänben 
jedenfalls die fermere Pflafterung in ber bisherigen koftipieligen Weiſe werde aufgeben miüffen. 
Die Beichlußfafjung über den Antrag wurde ſchließlich abgelehnt und der Gegeuſtand zur ein⸗ 
gehenden Beratung auf eine jpätere Sitzung verihoben. — In Folge bes früheren Beſchluſſes 
über die Erhebung einer Schulſteuer für die: enamgelifcdhelutheriiche Schulgemeinbe finb von 
nächſten Oftern ab zwei neue Schuiltafjen eingerichtet und’ zivei Lehrer für dieſelben interimiftifch 
angenommten worben. Beide Gollegien genehmigen dieſe Einrichtung und Anftelung und 
erffärten fih auch damit eimverftanden, daß bem Lehrern jährlich eine Bergütung bie zur 
Summe von 250 Thlr gezahlt werde, — 


Königreich Sachien und. fächfiihe Herzogthümer: 

Dresden, im April. Im der am 13. d. M. abgehalteuen Stabtbetorönetenfigung wurde von 
der Berfaffungs · Deputation über eine bezüglich der ſtändigen Einberufung von Erſatzmän— 
nern ergangene Kreisdirektorialverordnung referirt. Bisher beftand allhiet ber Gebrauch heim 
Collegium, durch eine Reſerde von 12 Erfagmännern, welche ſtändig einberufen find, die Beſchluß⸗ 
fähigteit des Collegiums zu fihern, da Entſchuldigungen von Mitglievertt nicht mır am Tage ber 
Sitzung, ſondern oft erft kurz vor berjelben eingehen und ben Umſtänden nach eingehen Fönzert, 
Auf eine i. 3.1857 desfalls bei ber fi Kreisdireltion angebrachte Beſchwerde hat vie 1. Behörde 
ſchon früher und anf besfallfige Remonſtration auch menerbings wieder fih dahin entjchiebem, 
dafı fie den Gebrauch zwar für ganz praftiich erachte, aber den Beſtimmungen der Stäpteoth- 
nung im 8. 122,, 8. 166. und namentlich im $. 171; nicht entſprechend. Dierauf beſchloß das 
Collegium auf Anrathen feiner Berfaffungsbeputation einhellig, da ber wohl in Heineren Stäpten, 
nicht aber hier wegen ber Entfernungen, Zahl, Geſchäfte ꝛc. ausfühtbaren Beſtimmung des 
8.171. vielleicht auf andere Weile zu begeguen jet, an ben Stadtrath ven Antrag zu ftellen, elite 
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bie ſtändige Einberufung von Erſatzmännern in ber bisherigen Weiſe betreffende ſtatutariſche Be- 
ſtimmung zur X. Abtheilung der Stäbteorbnung aufzuftellen und ben Entwurf bem Collegium 
mitzutheilen. Es folgte jobann ber Bericht der vereinigten Verfaſſungs ⸗ umb Finamgbepntation 
über den Geſchäftekreis der gemifchten Deputation fir die Sparkaffe und das Leihhaus. Infolge 
bes in ber Gigung vom 26. Januar d. 9. von zwei Mitgliebern der gebadhten Depntation 
eingebrachten Antrags, nach welchem ber Geſchäftokreis diefer Deputation feftgeftellt werben 
möge, erflärt der Stabtrath ſich für eimen Zuſatz zu $. 7. der betreffenden Gejdäftsorbnung, 
nad weichen die Mitgliever dieſer Deputation durch Cirkular den Gejchäftsftand allmouatlich 
vorgelegt erhalten follen, im Uebrigen fei bei ber geregelten Berwaltung dieſer Iuftitute ihre 
Tätigkeit nur in befonderen Fällen nöthig, doch ſtehe ihnen jeberzeit Einſichtnahme im die 
Bücher und ven Geſchäftsgang offen, dafern dadurch berfelbe micht eine Störung erhalte. Das 
Collegium erleunt den Werth des Vorſchlags volllommen an, wünſcht aber noch flatutarifche 
Seftftellung beffelben. 

— R — Ehemmnig, im April. Die Stabtverorbneten verhanbelten in ihren beiben 
letzten Sitzungen abermals über wichtige Schulſachen. Zunächſt war durch ben Tod des erfien 
Zeichnenlehrers dieſe Stelle wieber zu beſetzen, wobei ber Stabtrath ben Beſchluß gefaßt hatte, 
den zu ermennenben Zeichnenlehrer als fländigen Lehrer anzuftellen, was zeither nicht der Fall 
gemweien, und ben Gehalt deſſelben auf 400 Thlr. jährlich feftzuftellen. Zugleich erffärte aber ber 
Stabtrath, daß er bei Wiederbeſetzung diefer Stelle vorzugsmweife auf ſolche Männer Rücſicht 
nehmen wolle, welche pädagogiſch gebildet umb bereits erprobte Lehrer find, weil ein foldher 
auch zugleich für ambere Discipfinen mit verwendet werben Fünme. Die Stabtverorbneten 
waren nun zwar mit bem erfleren Beichluffe des Stadtraths, daß ein flänbiger Zeichnenlehrer 
mit 400 Thlr. Gehalt angeftellt werde, einſtimmig einverflanden, fprachen fich aber ebenfo ein- 
fimmig dahin aus, daß bei der Wahl eines Zeichnenlehrers von einem pädagogiſch gebilbeten 
Lehrer gänzlich abgejehen und nur auf academiſch gebildete Männer Rüdfiht genommen werde, 
indem man von ber Auſicht ausgehe, daß dem Zeichnenunterrichte, welcher in bem biefigen 
Säulen zeither ziemlich vernachläffigt worden ift, künftig mehr Aufmerkfamteit zuzumenben fei 
und berfelbe als ein recht nothwenbiger Theil des Schulunterricht angefehen werben müßte, Bon 
einem Geminariften fei aber nicht zu erwarten, daß ihm fo gränbliche Kenntniffe im Zeichnen 
zur Seite fiehen, um demjenigen Anfprücen zu genügen, welche gegenwärtig an einem guten 
Zeichnenlehrer gemacht werden milſſen. Das Zeichnen werde befanntlich auf den Geminarien 
nur als Nebenſache betrieben, woher ſich aud die Erſcheinung erkläre, daß nur Äuferft felten 
ein pädagogiſch gebilbeter Lehrer vom Zeichnen mehr als das Allergewöhnfichfte verfiche; amd 
lönnte man dem weiter von dem Gtabtrathe angeführten Grumb, daß ein pädagogiſch gebil- 
beter Lehrer einem Academiler barum vorzuziehen fei, weil erfterer auch zu anderen Dieciplinen 
verwendet werben Bnne, deshalb nicht beitreten, weil bei einer Schiilerzahl von 6000 auf auber- 
weite Berwenbung des Zeichnenlehrers nicht im Geringften zu rechnen, biefer Grunb alſo nichts 
weniger als flihhaltig fei. Der Stadtrath blieb indeſſen bei feiner Anficht fichen, eri 
den Stabtverorbneten, baß au ber Direktor der Real- und höheren Bürgerſchule biefe Anſicht 
tpeile, daß auch nach dem Schulgeſetze mur ein pädagogiſch gebildeter Lehrer als ein flänbiger an- 
geſtellt werben Fönne, ſowie baß bereits eim folder gefunden fei, welcher ſich als tüchtiger Zeich- 
nenlehrer bewährt habe. Die Stabtverorbneten, obwohl fie in Folge beffen ben Beihluß, daß 
der auzuſtellende Zeichnenlehrer ein ſtändiger ſein ſolle, fallen ließen, hatten teinen Grund 
finden fünnen, ihre Anſicht zu ändern und beharrten einſtimmig bei ihrem Antrage, daß nur 
ein academiſch gebilbeter Zeichnenlehrer angeftellt werde und bemilligten gleichzeitig für den 
Hall einen Höheren Gehalt als 400 Thlr., daß dafür ein tüchtiger Zeichnenlehrer nicht zu gewinnen 
fein ſollte. | X 

Ein anderer nicht minder wichtiger Gegenſtand war die Erbauung eines neuen Schulge· 
bäubes und bie Bewilligung ber hierzu und gleichzeitig für andere Schulwede erſorderlichen 
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Geldmittel an 140,000 Thlr. durch Aufnahme eines Darlehns. Das neue Schulgebäude fon 
in bie Borftabt und von foldem Umfange gebaut werben, daß fowehl bie ganze mittlere und bie 
Hälfte der niebern Bürgerjchule, alfo ungefähr 4000 Schulkinder Aufnahme finden. Run hatten 
aber bie Stabtverorbneten feit Jahren umb immer wieber beantragt, ber Stabtrath folle bei 
bem ungewðhnlichen Anwachſen der Schlllerzahl und ber immer größeren Ausdehnung ber 
Borftäbte auf Anlegung und Einrichtung von Bezirlaſchulen Bebacdht nehmen. Es wurde hier. 
bei namentlich baranf hingewieſen, daß das Prinzip von Bezirksſchulen ſchon deshalb umvermeib- 
lich fei, weil es auf bie Länge den Kindern armer Eitern kaum zugemuthet werden könne, aus 
ben entfernten Borfläbten nad ber inmern Stadt ober beren Nähe in bie Schule zu gehen 
und insbefondere darum nicht, weil bie Wege der Borftäbte bei ſchlechtem Wetter bierorts fo 
beifpiello® jchlecht find, daß äfters klaum durchzulommen if. Die Stabtverorbneten erflärten 
hierbei jedesmal ausdrücdlich, daß fie nicht gemeint feien, bie gewäünfchten Bezirlsſchulen weniger 
gut als zeither bie anbern Schulen ausgeflattet zu jehen, daß fie vielmehr nur wünſchen müßten, 
daß ben ärmſten Kindern jebe Erleichterung zu Theil werben follte. Mit dieſer Anficht war 
inbeffen der Stabtrath nicht einverflanden und ſchützte mamentlich immer vor, daß hierburdh bie 
Einheit in ber Direktion verloren ginge, welche unerläßfich ſei. Diefe unbegründete Anficht 
hat ber Stadtrath gleich wohl ſchon längft fahren laſſen müffen, weil er zuletzt boch zugeben 
mußte, daß fi bei ber angewachſenen Größe unfrer Schulen bie von ihm gebachte Einheit 
der Direktion nicht mehr durchführen faffe, ging aber dennoch auf Bezirksfchulen nicht ein, ſon⸗ 
bern verſchob feine definitive Entichließung lets in eine ungewiffe Zukunft. Obwohl nun bei 
dem vorliegenden Bauplane bes neuen Schulgebäubes vom Stabtrathe angeführt wurde, daß 
ber Bau jo ausgeführt werben fol, daß bie eine Hälfte des Gebäudes ohne Schwierigkeit 
zu einer Bezirlsſchule eingerichtet werben könne, falls man bies ſpäter beichließen follte, fo gab 
doch bie ganze Anlage an bie Hand, daß der Stabtrath nicht im Entfernteften an Errichtung 
von Bezirksfhulen denke, weshalb ſich bei ber Berathung eine lebhafte Oppofition bildete, die aus 
unbelannten Urfachen inbeffen nicht buchbrang, die Stabverorbneten vielmehr inconjequenter 
Weiſe dem Stadrathe mit großer Majorität beiftimmten, wodurch die Ausfiht auf Bezixts- 
ſchulen jo gut wie vernichtet if. 

Meißen, 31. März. Das jährige Jubiläum der Einführung der Stäbteorbnung 
wurde heute bier in würbiger Weile begangen. 

— g— Döbeln, im April, Unfer ſtädtiſcher Haushaltplan, deſſen Feſt⸗ 
Rellung jetzt zu erfolgen hat, beläuft ſich mach einem allgemeinen Ueberſchlage, jedoch ohne Rüd- 
fiht auf bie Etats in Kirchen⸗, Schul- und Armenwefen, unb abgefehen von allen außerorbent- 
lichen und größeren Ausgaben, die in neuerer Zeit allein eine Summe vom gegen 10,000 Thlr. 
in Anſpruch nehmen, durchſchnittlich in Einnahme wie in Ausgabe auf etwa 12,000 Tplr. 
pro Jahr, und bebarf es Hierbei befonberer Anlagen nicht. Unter ben Einnahmen machte fi 
im wohlthuenber Weiſe befonbers bemerflih das Einkommen von bem ber Stadt gehörigen 
Grunbeigenthbume mit 7638 Thle. Hierzu kommen noch 933 Thlr. an Zinfen von 
außenſtehenden Kapitalien, 2566 Thlr. am Exbzinfen u. dgl, Unter den Ausgabepoften nennen 
wir nur bie der fäbtifchen Befolbungen an 2608 Thlr. (ſelbſtwerſtändlich die beim Kirchen, Schul- 
und Armenweſen ungerechnet), fowie ein ungefähres Dispofitionsgelb von nahe an 2500 Thlr. 
als laufende Ausgabe des Jahres für bie gewöhnliche Iuftandhaltung ber Strafen und Wege 
innerhalb und außerhalb der Stadt. Diefe Summe muß jedenfalls hoch erjheinen, wenn man 
bebenkt, daß gröfjere und umfangreichere Bauansführungen in ber Regel dem außerorbentlichen 
Ausgabebubget zufallen. — Unfre Armenverforgung, unter ber umfichtigen Leitung bes 
Stadttaths Gebhardt, von jeher der Gegenftanb ber verihiebenartigften Anforderungen, Auffaſ- 
fungen und Beurteilungen, wird nad; bem biesjährigen vorläufigen Budget eine Gefammt- 
ausgabe von 3648 Thlr. erheifgen und ftellt eine Einnahme von 3834 Thlr. in Ausfiht, unter 
welcher letztern 3192 Thlr. Armenkafjenbeiträge ber hiefigen Einwohner. Als Haupt» 
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poſten ber Ausgabe figuriren 2496 Thlr. regelmäßige Gelbunterftätsungen. Die Frage megen 
Erbauung eines neuen Armenhanfes ruht zur Zeit, und hoffentlich noch auf eine Reihe von 
Yahren, ba unfer vermaliges Haus, wenn auch allerbings nicht von empfehlenbem Aeußern, doch, 
nachdem die ſchlechten Zeiten überftanben, jevenfalls noch file eine Reihe von Jahren räumlich 
anereicht, und die micht unbebentenben außerorbentlihen Ausgaben der Stabt im neuerer Zeit 
einer weiteren beſondern Anſpannung der finanziellen Kräfte der Commune entſchieden wider⸗ 
ſprechen. — Die Etats ımjers Schulweſens dürften fi) folgenbermaßen geftalten: Einmahme 
etwas über 4000 Thlr., darunter an Schulgeld 2500 Thlr., ſtädtiſche Anlage zu Schulzweden 
1500 Thlr. Unter der eine gleiche Höhe erreichenden Totalfumme ver Ausgabe find als nam- 
bafter Beitrag zu nennen: Befoldumgen für 14 Lehrer nach Berüdfichtigung des Geſetzes vom 
28. Okt. vorigen Jahres nahe an 2900 Thlr. — Döbelns Barohialaufwand enblich, zu 
befien Dedung auch bie eingepfarrten 21 Dorfichaften und 6 Rittergüter zu einem, durch bee 
ſondere Receſſe feftgeftellten Antheile beitragen, bat fi im neuerer Zeit durch zwei nicht. unbe» 
beutende Herftellungen: bie ımlängft vollendete, ber Stabt zur Zierbe gereihenbe, überaus 
freundliche Niedergottedaderliche unb bie bevorſtehende Einrichtung eines uneuen Obergottes⸗ 
aders weſentlich erhöht, jo daß auch hier für die Stabt bie Erhebung einer Anlage von 400 
Avalern nöthig geworden iſt. 


Großherzogthümer Mecklenburg. 

Schwerin, im April. Aus der Sitzung des Bürgerausſchuſſes vom 15. v. Mis. 
ift Folgendes mitzutheilen: Im dem Bericht der Revifions - Depmtation, betr. bie Reviſion 
ber Stadtlaffenrehnung für 1557 wird hervorgehoben, daß gegen foldhe Ueberichreis 
tungen des genehmigten Stabtlaffen » Etat, welche der Bürgerausſchuß nicht vorher genehmigt 
habe und die and nicht durch befondere Dringlichkeit geboten wären, Maßregeln zu treffen 
feien, folle das Bewilligungsrecht des B.-A. nicht ganz illuforifh werden. Beſchluß: den Magiftrat 
zu erſuchen, er möge Tünftig bei etwa fich vernothwendigenden Etatüberſchreitungen vor ber Ans 
weifung an den Kaffirer die erforberfiche Nachbewilligung bes B.-A. beantragen, und in Fällen 
bringender Gefahr im Berzuge die nachträgliche Bewilligung des B.-A. fofort nad der Aus⸗ 
gabe nachſuchen. — In dem Bericht der Depntation unter 2) der T.O. handelt es fi barnın, 
baf die Beftimmung bes 8. 2. der Armenorbnung: „die bilrgerfhaftlichen Deputirten 
werben auf den Vorichlag des Armen-Kollegiums vom Magiftrat umter Inziehung des B.⸗A. 
gewählt, weil fie bereits zu Kollifionen gefilhrt Habe, eine Abänderung erhalte, Da ber vom 
Magiftrat, BA. und Armentollegium gebilfigte Abänberungs + Borfchlag vom hohen Grofber- 
zoglihen Miniſterium des Innern nicht genehmigt war und der BA, auch im heutiger Sitzung 
bie neuen bezüglichen Vorſchläge des Magiftrats und refp. der Deputation vewarf, fo wird ber 
&. 2. trotzdem fortbeſtehen. 

Roftod, im April. Ans der Sitzung des 1. Quartiers vom 28, v. Mts. theilen wir 
nach ber „R.⸗Z.“ Folgendes mit: Zu ben kommiſſariſch⸗deputatiſchen Verhandlungen über bie 
Berbefferung des Steuer» und Zollweſens im Lande will E. €, Rath, ungeachtet bes in boriger 
Sitzung von Seiten des Ouartiers geftellten Antrags auf Beiorbnung eines kaufmänniſchen 
Deputirten, nur eim gelehrtes Naths-Mitglied aborbnen. Die Verſammlung glaubt fich nicht 
dabei beruhigen zu dürfen und wünſcht die Gründe für ihre Anficht in einer Kommitte darzu⸗ 
legen. — Schon vor einiger Zeit hat das Ouartier beantragt, daßß man zur Probizirung eines 
beffern Gaſes die ſog. Cannellople verwenden möge, ba die Leuchtkraft des Gaslichtes abgenom⸗ 
men babe. Die technifhe Direktion der Gasanftalt will den angeführten Grund nicht gelten 
laffen, denn man leifte noch immer mehr, als urfpringlich verheißen ſei. Die Verwendung 
eines andern Material® zur Gasbereitung wäre mithin nicht nöthig, zumal durch Benutzung ber 
Cannelkohle bie Leuchtkraft eher vermindert, als verflärft werden würde, Die Verſammlung 
will ſich mun zwar fein Urtheil Über die Nichtigkeit oder Fehlſamkeit der letzteren Behauptung 
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anmaßen, hält aber dafiir, vafs eine Berbeflerumg des Gaſes und Berflärkfung der Leuchtkraft, 
gleich gut, auf welche Weiſe, wünſchenswerth jei. — Bei der offenbaren Mangelbaftigleit des 
Shreiberei-&ebäubes, worin bie Unterfuhungsgefangenen betimirt werben, bat ſchon früher bie 
ſtüdtiſche Kriminal-Gerichtsbehörbe die Nothmendigkeit der Erbauung eines nenen Gefangen- 
und Unterſuchungsgebäudes hervorgehoben, wegen bes Gelbpunftes ift aber immer die Sache 
anf ſich bermben geblieben. Auf Anbringen des hoben Juſtizminiſteriums hat E. E. Rath nun 
mehr beftimmte Anträge bezüglich eines Nenbanes an die Bürgerſchaft gelangen laſſen. Es joll 
nämlich anf dem Holzhof des Armenkollegiums beim Zucht» und Werkhaufe ein neues Ger 
fangenbaus mit 17 Gefängnißzellen, ven nötigen Lolalitäten für bie geridptlichen Seffiouen, 
einer Wohnung für ven Gefangenwärter u. f. w. eingerichtet werben, und ift ver Bau zu dem 
ungefähren Preiſe von 16,500 Thlru. verauſchlagt. Das Duartier erlennt bie Nothwenbigleit 
befjelben, hält aber dafür, daß ber vorgelegte Plan für das Bebürfniß wohl kaum ausreichen 
werde und foldhem eine weitere Ausdehnung zu geben fei. Zur BVerflänbigung beantragt man 
ein Cemmitte. — Werner beſchäftigte ſich das Quartier mit dem Prototoll über die Aufnahme 
ber Herarienrehnung von 185657 und von 1857/58. Die Einnahme des Stabt-Xerarii if} 
in bem erften Jahre auffallend hoch geweſen und beträgt 121,480 Thlr. 8 Schl. 11 Pf. Einzelne 
Adminiſtrationslaſſen lieferten nämlich bedeutend höhere Summen als früher an das Aerarium 
ab, Namentli gingen am Forfigefällen 80,787 Thlr. 35 Schl. 9 Pf, gegen 26,923 The, 
12 Schl. 9 Bf. im Vorjahre ein; ferner an Auflänften aus dem Holzlager 5038 Thlr. 44 Schl. 
6. Pf. gegen 3780 Thlr. 24 Schl. 6 Pf. und an Kämmereigefällen 60,409 Thlr. 12 Sch. 5 Pf. 
gegen 47,195 Thlr. 34 Schl. 5 Pi. Die Merarien » Einnahme bes Jahres 1857/58 Hat fi 
benn auch wieder auf den Normalſatz ber früheren Jahre geftellt und beträgt 100,321 Thlr. 
14 Schl. 5 Pf. 

Im Folge der Anträge beider Ouartiere anf beffere Unterbringung ber Waifenkinber 
bat E. €, Rath vom Armen-Kollegiam Bericht über viefe Angelegenheit eingeforbert, Der 
besjallfige Bericht giebt zu, dafs bie bisherige Verpflegung biefer Kinder Mandes zu wünſchen 
übrig Laffe, ift aber eutſchieden ber Anficht, daß nicht fo jehr Durch die Einrichtung eines Wai- 
fenbaufes eine befjere Fürforge für die Waifenkinder erzielt werde, als vielmehr durch beren 
Unterbringung bei ordentliden Familien; bemn gerade bas, was fie verloren — 
die Fomilie — foll ihnen möglichft erfetst werden. Das Projekt eines Waijenhanfes, welches 
übrigens ſchon bes ganz bedeutenden Anlage-Fapitals und feiner großen Erhaltungstoften wegen 
‚fallen mäffe, dürfe nur dann erft in Betracht fommen, wenn die zur Unterbringung ber Kinder 
nöthige Zahl orbentlicher Familien nit vorhanden ſei. Solche Familien, denen man ohme 
Bedenlen Waifenkinder in Koft und Pflege bingeben lönnte, feien genug hier am Orte, allein, 
‚fo lange das zu Aufang biefe® Jahrhunderts für bie verſchiedenen Altersllaſſen ver Pfleglinge 
firirte und den jegigen Zeitverhältnifjen durchaus umangemefjene Koftgeld von Beſtand bliebe, 
mwärben biefe Familien und müßten fie berartige Alimentationsverträge zurückweiſen. Dem fei 
nur abzubelfen durch eine zeitgemäße Erhöhung bes Koftgelves. Dadurch und durch bie weitere 
Unterflügung, welche armen Wittwen zur Ernährung ihrer Kinber verabreicht werbe und bie 
ebenfalls verhältniimäßig erhöht werben müſſe, erwachſe aber eine jährliche Mehrausgabe von 
2500 Thlr., zu deren Beftreitung bie Gelpmittel des Armen-Kollegiums nicht ausveichten, zu 
beren Deckung aljo anderweitig zu forgen wäre. €, €, Rath ift mit ben vom Löbl. Armen- 
Kollegio: entwidelten Anfichten völlig einverftanden und proponirt: zur Dedung dieſer noth- 
wendig werdenden Mehrausgabe von 2500 Thlen. das Armengeld von I Thlr. pro 100 Thlr. 
ber Einnahme auf 1 Thlr. 8 Schl. zu erhöhen. Das zweite Quartier lehnte jebod in ber 
Sitzung am 4, d. Mis. diefe Propofition aus manden Gründen ab, namentlich aber deßhalb, 
weil bie. Erhöhung einer am fih ſchon beträchtlichen Steuer, wie die Armenfteuer if, ungeredht- 
fertigt erfcheine, bevor nicht der bünbigfte Nachweis vorliege, daß eine foldhe vermehrte Bela- 
ftung ber Bürger und Einwohner eine abjolute Nothwendigleit fei. Dieſer Nachweis jei nur 
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durch eine überfichtliche Darlegung ſämmtlicher Einnahmen unb ber orbentlichen, jo wie ber er- 
fahrungsmäßig wahrjcheinfihen aufßerorbentlihen Ausgaben ber Stabt — durch rechtzeitiges 
Borlegen eines Budgets — zu erbringen. Wenngleih nun auch das Quartier die proponirte 
Erhöhung der Armenfteuer ablehnt, jo will e8 damit doch nicht eine Angelegenheit von fo all- 
gemeinem und fo hohem Intereſſe auf fich beruhen laſſen. Es barf nicht die Pflicht der Kom⸗ 
mune, fir das leibliche wie geiftige Wohl ber ihr angehörigen armen Kinder beftmöglichft zum 
forgen, außer Acht laffen. Und da nun nicht zu leugnen, baß das bisher gezahlte Koft- 
geld den jegigen Zeitverhältniffen durchaus unangemeffen ift und, nad 
dem Berichte des Armenkollegii, nur das zu niebrige Koftgelb einer guten Unterbringung 
ber Waifenkinder entgegenftebt, jo beantragt das Duartier, baß bie biefür und für bie größere 
Unterftügung der armen Wittwen, Zwecks Ernäbrung ihrer Kinder, fi) vernotbwenbigende Mehr» 
ausgabe pro anno vorläufig und bis dahin, daß anderweitige Mittel zu ihrer Dedung aufge 
funden find, aus der Stabtlaffe beftritten werbe. 

In der Sitzung bes erfien Duartier am 13. d. Mis. wieberholte E. E. Rath, daß, 
wenn man bie Lage der Waiſenkinder verbeffern wolle, nichts anderes übrig bleibe, als Erhö⸗ 
hung des Armengelbes ; bie vom Quartiere proponirte Heranziehung ber Hospitaliten zu bie 
ſem Zwede vechtfertige fih nicht. Die Berfammlung hielt aber an ihrem früheren Befchluffe 
feft, zumal nur 12—1300 Thie, erforderlich fein dürften, um ben Kinbern eine beffere Pflege 
zu verfhaffen. — Die Roftod-Petereburger Seebampffchifffahrts-Gefellichaft hat darum nachge⸗ 
fucht, daß man eine Ermäßigung ber Hafenabgaben für fie eintreten laffen möge; bie Ber- 
fammlung bewilligte uun nad dem Vorſchlage E. E. Raths einen Erlaß von 50 pEt. für das 
laufende Jahr. 

Herzogthum Braunfchweig. 

Braunfhweig, im April. Im ber am 7. d. Mts. flattgefundenen Sigung ber Stabt- 
berorbneten berichtete ber Borfitende Namens der Statutencommiffion über einen vom 
Magiftrate zur Genehmigung vorgelegten Entwurf einer revibirten Shüßenorbnung. 
Die darin gegen die Scügenorbnung vom Jahre 1849 vorgenommenen Beränderungen bezie- 
ben außer einigen unweſentlichen und rebactionellen Wenberungen fi bauptfählih auf bie 
Stellung des Magiftrats zu dem Schiltzenweſen. Während früher zwei Deputirte bes Magi- 
ſtrats, die fogenannten Schützenherren, Beiſitzende und mitftimmende Mitglieder des Borflanbes 
der Schützengeſellſchaft, ver Schafferei, geweſen find, umb fie verpflichtet waren, bei dem jähr- 
lichen Schießen gegenwärtig zu fein und beftimmte amtliche Berrihtungen zu erfüllen, joll jetzt, 
ba durch diefe Einrichtung theils manche Unzuträglichleiten herbeigeführt find, theil® dem beiben 
Magiftratspeputirten eine große Laft auferlegt if, nur ein Magiftratsmitglieb als obrigkeitlicher 
Deputirter fungiren, ohne der Schafferei als Mitglied anzugehören, aber mit ber Berechtigung, 
und auf Wunſch verfelben mit ber Berpflihtung, den Situngen beizuwohnen. Nah län, 
gerer Debatte wurde zur Berathung ber Beflimmungen ber neuen Orbnung geſchritten, und 
biefe den Magiftratsanträgen gemäß angenommen. Eine Beflimmung, daß der Magiftrat ver- 
pflichtet fein foll, in corpore bei dem Auszuge ber Schützenkönige dieſe zu begleiten, hielt bie 
Commiſſion aufzunehmen nicht file erforberlih. Die Verſammlung erklärte fih mit ver Weg- 
loffung der Beſtimmung einverflanden. — Bon der Commiſſion für bie Wohnortsredhtsgejuche 
wurde fobann über einen Antrag des Magiftrats berichtet, ſich mit biefem zu dem Principe zu 
vereinigen, daß im ber Regel Fremden, welche ven Klaſſen der Arbeiter, Gefellen und Geftnbe 
angehören, nur dann das Wohnortsrecht ertheilt werben folle, wenn fie fi zehn Jahre lang 
bereits in der Stabt aufgehalten hätten. Der Magiftrat motivirt ben Antrag damit, baf von 
berartigen Perfonen erſt eine gewiffe Garantie ihres Wohlverhaltens und ihrer Erwerbefähigleit 
verlangt werben müſſe, und daß man biefe in ber Regel nur durch eimen längeren Aufenthalt 
gewinnen könne. Ein zehmjähriger Zeitraum empfehle fi dafür, weil berjelbe auch für bas 
Recht ber Landeseinwohner, in einer anderen Gemeinde das Wohnortsrecht in Anfpruch zu 
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nehmen, entſcheidend fei. Referent erklärte fih Namens ber Commiſſion gegen bie Aufftellung 
eines folchen Prinzips, mit welchem doch nicht viel gewonnen fein werbe, da Ausnahmen davon 
nad Berüdfihtigung der Individualität des einzelnen Falles doch zugelaffen werben müßten. 
Die Analogie der hiefigen Heimathsrechtsgefeßgebung fei unzutreffend, da es fi dabei darum 
banbie, einer Perfon, abgefehen von ihrer Inbivibmalität, bloß durch den Ablauf einer gewiſſen 
Zeit ein geſetzliches Recht der Nieberlaffung zu gewähren. Während Herr Oberbürgermeifter 
Caspari den Magiftratsantrag näher begründete und vertheibigte, erklärte ſich auch ber Bor- 
figenbe gegen die Aufftellung bes Princips, welcher Anficht bei der Abftimmung auch die Besfammlung 
fih anſchloß. — Ein daran ſich anſchließender fernerer Antrag des Mugiftrats, dieſen zu autor 
riftren, wieberholte Geſuche derſelben Perfonen um Ertheilung des Wohnortsrehts nur bann 
ber Berfammlung vorzulegen, wenn neue Thatfahen darin vorgebracht würden, fonft aber ohne 
Weiteres abzuweifen, wurbe von ber Verſammlung auf Empfehlung der Commiffton mit dem 
Zufage angenommen, daß nah Ablauf des nächſten Kalenderjahres nach Ablehnung eines Ge- 
ſuches dieſes unter allen Umftänben wieber vorzulegen fei. 


Bermifchtes. 

Die für Bunzlau angefirebte Erweiterung ber Stadtſchnule ift bereits vollendete 
Thatfache, fie wirb vorläufig ihre Schüler zur Reife der Secunda eines Gymnafiums bringen, 
und haben die Stabtverorb. den Beihluß vom 22. Mai 1858 wiederholt, baß ein Gym» 
nafium am Orte erridtet und die Genehmigung biefür nachgeſucht, darauf auch alsbald ber 
Bau des Gebäudes dafür in Angriff genommen werben folle, und zwar in einer Weije, daß es 
der Stabt aud zur Zierbe ae — 

Der Magiſtrat zu Glo gan bat bie Berorbnung erlafien, daß diejenigen Gebäude, deren 
Dachflächen eine Neigung nad Straße haben, gemäß 8.43, ber Bau-Polizei-Orbnung über 
die Banten im ben GStäbten bed Reg.-Bez. Liegmig vom 22. April 1857, mit feuerficheren 
Dachrinnen und Abfallröbren bis zur Erbe hinab zu verfehen feien. Bon biefer Anorbnung 
werben ohngefähr 300 Häufer betroffen. — Da bie Berhandlungen wegen Erweiterung ber 
Stadt (Feftung) nicht zum Ziele geführt haben, jo wirb eine neue Vorſtadt außerhalb des 
Rayons angelegt (am Äußeren Bahnbofe) und ift eim dortiges Stüd Communalland in Par- 
zur baldigen Bebauung verkauft worden, wobei die Zare pro Q.⸗Ruthe auf 1 Thlr, feſt⸗ 
Auch Görlig führt eine Aenderung refp. Bereinfahung feines magiftratualen Bürean- 
weſens buch: e8 werben 4 Büreaur eingerichtet, mit einem erſten Koftenbetrage von 700 Thlr., 
wobei 615 Thlr. auf die nothwendige bauliche Aenderung kommen. — Die ftäbt. Uhren da— 
ſelbſt follen fortan nad ber Bahnorsuhr gerichtet werben ; jehr zwedimäßig für alle an Bahnen 
gelegene Ortfchaften! Dieinduftrielle Bedeutung der Stabt erhellt aus folgenden Angaben: 1858 
wurden in der Eifenbahn-Wagen-Fabrit von Lüders sen. 200 Eiſenbahnwagen verjchiebener 
Gattung gefertigt. Die Arbeitlöhne wor gegen 35,000 Thlr. Bon der Tuhmader-Innung 
mwurben im felben Zeitraume auf 74 Webeſtühlen 7100 Stüd Tud angefertigt. Die 5 Schün- 
färbereien färbten ca. 26,400 Stüd Tude und 900 Etr. Wolle. — Endlich ift die feit 21 Jah- 
wen fhwebende Ablöfung ber auf ber görliger Haide rubenben Gervituten nunmehr 
vollländig beendet. Mit bem 1. Mai werben auch bie letzten Berechtigungen erlöfchen, 


IV. 


Literatur. 

Das Adreßbuch der Königl. Haupt- und Nefidenzftadt Hannover und ihrer 
Borftädte für 1859. (Berlag ber Lemmingerfchen Hofbuchdruderei.) Wir haben fchon früher 
einmal auf die Wichtigkeit derartiger Bücher, wie das vorliegende, fir bie Entwidelung des 
Gemeindeweſens und eines verftänbigen Bürgerfinnes bingewiefen, und wiederholen bie um 
fo mehr, als noch immer die wmeiften Adreßbücher der Städte wenig ober gar nichts anberes 
thun, als gute Regifter zu liefern. Der Herausgeber Klindworth dagegen hat von vornherein 
neben dem Hauptziwede ber praktiſchen Brauchbarfeit, durch genaue Aufzeichnung ber Strafen, 
Häuſer und deren Imfaffen, fowie durch ein genaues alphabetifches Namenregifter, auch bie 
andere Seite kultivirt, um durch gründliche Erlenntniß der eigenen Gemeinbeverfaffung lebhaf- 
tere® Interefje denen in den einzelnen Bürgerhäuſern zu erweden. Die Adreßbücher find im 
der Regel m ges entlicher, Lektüre geeignet, wenn fie Lehrftoff lieben, und letzteres dürfen wir 
im zeichen aaße dem haunov. Adreßbuche nachrühmen. Nachdem noch ein Berzeichniß nad 
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Ständen und Gewerben, eine Perfomallifte der Behörden und Imflitute die 2, Abtheilung ge 
bildet hat, findet man in dem „Statiftiihen Jahrbuche“ zunächſt die genaueften aſtronomiſchen, 
eographiſchen Beftimmungen über die Hauptflabt, dann eine ausführliche Darlegung ver Ber- 
— der Finanzverhältniſſe, der Berechtigungen, der Rechtspflege, des Kirchen⸗-Schulweſens, 
ber betreffenden Berorbnungen wegen ber Sabbatbefeier, Bau-, Gejundheits,, Strafienpoligei der - 
Stabt und Borftäbte. Alle Einrichtungen von öffentlichem Imteefle, wie Brandlafien, Neuer 
löſchweſen, Gasanftalt, Fremdenpolizei, Miethsverhältniſſe, Geſindeſachen, Droichlen- und Fubr- 
weien u. ſ. w. find biflorifch bargeftellt, das Gültige hervorgehoben, namentlih aber die Taren 
beim Eiſenbahn- und Poftweien genau mitgetheilt, alle wiffenichaftliche, gefellige und milde 
Bereine berüdfichtigt, furz über alles wird Auskunft gegeben, was Hannovers Bürgern umb 
Fremden zu wiſſen unter Umfiänden nöthig ifl. Das Adrehtuc verläßt uns nicht, wenn irgend 
eine Aufllärung über ftäbtiihe Dinge verlangt wird, und die lange Reihe der Jahrgänge bildet 
den ficherften Yeitfaden und die befte Duelle für eine zukünftige Geſchichte der rafhen Eut⸗ 
widelung der Hauptftabt, deren Einwohnerzahl mit den in allernächfter Zeit bamit vereinig- 
ten Borftädten jet fi auf 60000 beläuft. Alle Abtheilungen des nicht umfangsfleinen, doch 
nur auf 1 Thlr. 5 g&r. lommenden Adreßbuches find durch einen farbigen Schnitt bon 
Außen leicht erfennbar gemacht, Wir halten e8 daher für unſere erfreuliche Pflicht, allen ben 
Gemeindebehörden die Einficht des haunov. Adreßbuchs zur Nahahmung zu empfehlen, für ben 
Fall, daß bisher noch nit alles genug für dieſen Zweig des Gemeindelebens geſchehen fein 
follte, und zweifeln wir vor allem. nicht daran, daß der Hofbuchdrucker Klindworth gern bereit 
fein wird, allen feinen Kollegen, die mit ähnlichen Arbeiten betrant find, mit Math auf Wunich 
an bie Hand zu gehen. Lebrigens müſſen wir ſchließlich noch bemerfen, daß ber Hexausgeber 
alle einzelnen Zweige des Buches von dem ſachverſtändigſten Perſonen alljährlich durchſehen läßt, 
woher venn fi bie Zuverläffigleit aller Angaben erllärt. Die Ausftattung ift ſehr lorrelt und ſchön. 





Das deutihe Münzweſen und die deutfche Städtegeichichte. 
Bei dem Auffhwunge, den die deutjche Kulturgefchichte in unjern Tagen 
enommen hat, und der vor allem der deutſchen Städtegefchichte zu Gute fommt, 
ih es eine anffallende Thatfache, daß bis jest die Gejchichte des deutſchen 
Miünzwejens eine fo geringe Beachtung gefunden hat. Gin ganzer Haupttheil 
der deutſchen Kulturgefchichte: die Geſchichte der materiellen Zuſtände — wird 
jo lange lücdenhaft und mangelhaft bleiben, bis eine Gejchichte des deutjchen 
Münzwefens gejchrieben ift. Die Gefchichte des Finanzweſens ift ohne Diefelbe 
undenkbar, die Gefchichte des Handels, der National: Defonomte, des Staates 
und der Familie, die richtige Anſchauung des ehemaligen Verkehrs und Lebens 
bebürfen ihrer durchaus wejentlich, und die traurigen Nothbehelfe früherer hiſto— 
rifchen Arbeiten reichen für die gediegene und gründliche Forſchung der Gegenwart 
nicht mehr aus. Kine Gejchichte des deutſchen Münzweſens iſt freilich ein 
ungemein ſchwieriges Unternehmen. Hüllmann in ſ. Stüdtewefen des Mittel 
alters I. ©. 401 fagt: „Bon allen Theilen der Gefchichte des gewerblichen 
Lebens in den frühern Jahrhunderten iſt das gefammte Geldweſen bei weitem 
der ſchwierigſte.“ Eine Hauptfchwierigfeit liegt bejonders darin, daß noch fo 
unendlich viel Material bisher nicht veröffentlicht ift. Faſt jede Stadt hatte im 
Mittelalter fein eigenes Geldwefen, und hierüber können die gegenwärtigen ftäbti- 
jchen Archive die belehrenpften Auffchlüffe geben. Cs wäre darum ein höchſt 
verdienftliches Unternehmen der ftäntifchen Beamten, wenn jie das zur Zeit ver- 
borgene Material hervorziehen und der Wiſſenſchaft überliefern wollten. Der 
zur und die Expedition der „Monatsfchrift für deutſches Städte- und 
emeindewefen“ würden mit Vergnügen hierzu die Hand bieten und gern in ver 
Monatsschrift Gelegenheit geben, einen Theil der Geſchichte des deutſchen Stäbte: 
und Gemeindewejens, der gegenwärtig noch jo tiefounfel ift, aufzuhellen und für 
die Gegenwart lehrreich und nutbar zu machen. Wenn fidh Viele einigen, dann 
wird fich in naher Zukunft eine Geſchichte des gefammten deutſchen Münzs und 
Geldweſens ſchon hervorbringen lafjen. 





Drud der Hofbucppruderet von TZromtgf ch und Sohn in Hranffurt a. d. D, 


Monatsfchrift 


für 


Deutfch e 8 
Städte: un Gemeindeweien, 


Unter Beirath mehrerer Mitarbeiter herausgegeben 


vom 


U. Piper, 
Oberbürgermeifter der Stabt Frankfurt a. d. O., Mitglied des Preuf. Herrenhanfes, Mitglied 
e des Vereins für Gefchichte der Mark Brandenburg. 


Unter Verantwortlichleit der Verleger. 





Heft VI. u Jahrgang V. Yuni 1859, 





Die Theilun der ftadtifchen Berwaltung zwifchen Magiftrat 
und Erädtperorbneten nach der Be een ifches . 
Städte- Ordnung. 


Bon jeher hat der Bürgerfchaft, als der eigentlichen Trägerin der ftäbtt- 
ſchen Korporation, eine Theilnahme an der Kommunal: Verwaltung zugeftanden, 
deren Maaf in den Berfaffungen ver einzelnen Städte verſchieden bejtimmt war. 
Die Mitwirkung wurde gewöhnlich durch Nepräfentanten (Stadtverorbnete, Bürger- 
ausſchuß, Bürgerättefte) ausgeübt, doch war wohl oft in wichtigen Fällen bie 
Zunlefung ber ganzen Bürgerfchaft erforderlich (fiehe 3. B. 8. 153. und 154. 

8. Thl. TI. A. 2. R.). Meiftens war aber die Theilnahme der Bürger- 
Schaft und ihrer Repräfentanten eine ſehr gneringe und die ganze Verwaltung lag 
der Hauptfache nach in der Hand des Magiſtrats. Das Preußifche Landrecht 
änberte hieran tm Allgemeinen Nichts, da e8 die verfchiedenen, in befonderen 
Privilegien und Statuten oder in den Provinzialgefegen begründeten Verfaſſungen 
der einzelnen Stäbte beftehen lief. Wo biete nicht ausreichten, traten die Be— 
ftimmungen des zweiten Abfchnitts (Fit. 8. Thl. II. A. L. R. „von Stadt 
gemeinden“ und in subsidium die allgemeinen VBorfchriften im Tit. 6. Thl. II. 
A. L. R.) „über Gefellfhaften, Korporationen und Gemeinden” ein. 

Die Städte- Ordnung vom 19. November 1808 hat das zwiefache Berbienft, 
allen damals zur Preußiſchen Monarchie gehörenden Städten eime gleichartige 
Berfaffung gegeben und der Bürgerfchaft in den von ihr gewählten Repräfen- 
tanten, den Stabtverorbneten, die ihr gebührende volle Einwirkung auf die Ver— 
waltung der Stabt eingeräumt und fie dadurch in die jeder anderen Korporation 
Schon im Landrecht zugeftandenen Rechte eingejett zu haben. Den Stabtver- 
ordneten wurde bie Enticheivung über ſämmtliche Gemeinde - Angelegenheiten 
beigelegt und dem Magiſtrat blieb im Wejentlichen nur die Ausführung ihrer 
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Beſchlüſſe und die obere Yeitung der ftäbtifchen Verwaltung. (indem die eigent- 
liche Adminiftvation wieder Deputationen zugewiejen war, welche aus Magijtrats- 
Mitgliedern und Stabtverordneten und Burgern — aus letteren beiden jedoch 
vorwiegend — beftanden). ı Dies waren die Haupt- Prinzipien Fr die Theilung 
der Gefchäfte zwiichen Stabtverorbneten und Magiitrat, wie fie in folgenden 88. 
enthalten waren: 

$. 67. Bon allen nach Inhalt diefer Ordnung der Stadtgemeine beigelegten 
oder berjelben fonjt zuftehenden Rechten wird einzig und allein bie 
Befugnig der Stabtverorpneten- Wahl von der Stadtgemeine in der 

beit ausgeübt. 

8. 68 Alle übrige innere ſowohl als äußere Angelegenheiten der Stabt- 
gemeine werben burch Beratbfchlagungen und Schlüffe ihrer, nad 
der Vorfchrift des folgenden Titels, erwählten Stabtverordneten an- 
geordnet, e8 mögen dieſe Angelegenheiten die Stabtgemeine, als eine 
moraliiche Perfon betrachtet, oder die Mitgliever derſelben, als folche, 
betreffen 


8. 108. Die Stabtverorbneten erhalten burch ihre Wahl die unbefchräntte 
Vollmacht, in allen Angelegenheiten des Gemeinewefens der Stadt, 
die Bürgergemeine zu vertreten, fünmtliche Gemeine - Angelegenheiten 
für fie zu beforgen, und in Betreff des gemeinfchaftlichen Vermögens, 
ber Rechte und der Verbinblichfeiten der Stadt und der Bürgerjchaft, 
Namens derjelben, verbindende Erflärungen abzugeben. 

$. 127. Doch kann die Stabtverorbneten-VBerfammlung feine gefaften Be— 
ſchlüſſe mit öffentlicher Autorität felbft zur Ausfüh bringen. “Der 
Magiftrat des Orts ift allein dazu befugt und haftet dafür, baf 
nicht3 gegen den Staat und die Gefege ausgeführt werbe. 

$. 169. Die ganze Gefchäftsführung in allen das Gemeinweſen betreffenden 
Angelegenheiten ſoll fich zwar zur Begründung der Einheit in dem 
Magiftrat concentriren und von bemfelben geleitet werben; der Bürger: 
Ihaft wird indeffen zur Beförderung einer lebendigen Thetlnahme an 
biefer Angelegenheit die Fräftigfte Mitwirkung babei zugeftanven. 

8. 174. Der Magiftrat ift die ausführende Behörde. Er hat aber, ohne 
unmittelbare Theilnahme von Bürgern, nur die allgemeine Zeitung 
ber ganzen Verwaltung des Gemeinweſens und diejenigen fpeciellen 
Gefchäftszweige abzumachen, wobei e8 nicht auf eigene Admintftration 
oder fortwährende Lofalaufficht, fondern hauptſächlich auf Geſetzes⸗ 
und Berfaffungsfunde ankommt. 

Als Fälle, in welchen die Mitwirkung der Stabtverorbneten eintveten follte, 
waren in ben 88. 170. bis 173. und $. 183. fpeciell genannt: Ginführung 
neuer und Abänderung beftehender Einrichtungen im Gemeinwefen, alle Etats 
und Ctatsütberfchreitungen, Gehaltsbemwilligungen, Anftellung von Prozeſſen, Ab- 
ſchluß von Bergleichen, Aufnahme und Kündigung von Rapitalien, Veräußerung 
und Berpfändung der Kämmereigüter, Belegung berfelben mit Dtenftbarkeiten, 
Pläne zur Bewirthichaftung von Grundftüden, Nutungs- und Apminiftratious- 
Gegenjtände des Gemeinwefens, außerordentliche Holzichläge in den ftäbtifchen 
Waldungen, Bedingungen bei VBererbpachtung oder Verzeitpachtung von. Grund- 
ftüden und Nugungen, die Gebote bei den deshalb gehaltenen Lizitationen, jeder 
Neubau, jeder Tieferungs- Kontrakt, jede Remiſſions-Anweiſung unb überhaupt 
alle Gemeinegegenftände von Wichtigkeit, ferner die Abnahme aller —— 
die Abnahme der Neubauten und die Beſchaffung ber Kommungl⸗ 
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Es iſt im bieſen 89. zwar öfters mm von einem Gutachten der Stadtversrpiteten 
bie Rebe, doch unterliegt es ıtach don leitenden Grundfäßen der Städte- Ordnung 
Beinen Zweifel, daß ihnen hierbei nicht bios ein votum consultativum, fondern 
eine idende Stimme zuftehen follte; und ambrerfeits ift es Har, daf bie 
Stabtverorbnneten nicht auf jene Fälle beſchränkt fein foltten, diefe vielmehr nur 
als die wichtigiten Beifpiele befonders genannt wurden. Entſiand bie Frage 
ob und in wie weit in anderen Fällen bie Mitwirkung der Stadtverorbneten ein- 
zutreten habe, fo mußte fie aus den allgemeinen Grundſätzen ber Städte - Orp- 
nung beantwortet, und werm auch diefe nicht ausreichten, auf die Vorſchriften 
des Landrechts im Sechſten Titel des Zweiten Theils über Geſellſchaften, Kor- 
porationen und Gemeinen zurückgegangen werben, deren eventuelle Gultigkeit für 
bie Städte durch den Eingang der Städte-Ordnung vom 19. November 1808 
nicht beeinträchtigt worden war. 

Das Gleiche galt im Allgemeinen für die Städte, im welchen die revidirte 
Städte- Ordnung vom 17. März 1831 eingeführt war, da fich dort in den 
33. 75. 104. 107. 114— 121, im Wefentlihen diefelben Beftimmungen fanden, 
als in der Älteren Städte-Ordnung. 

. „Mit der Einführung der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850 find nad 
$: 156. bie früheren Gefege und Verordnungen über die Verfafjung der Ge- 
meinden au Karen und ebenfo iſt im $. 85. der neuen Städte, Ordnung vom 
30. Mal 1853 beftintnt, daß mit ihrer Einführung die bisherigen Gefeke und 
Berordnungen über die Verfaffung der Stadtgemeinen außer Kraft treten. Für 
alle diejenigen Städte, in welchen die letztere eingeführt ift (und mit ihnen wollen 
wir uns jetzt nur befchäftigen), ergiebt fich Hieraus, daß für us Berfaffung 
affeln die Beſtimmungen der neiten Städte- Ordnung, und wo dieſe nicht aus. 
reichen follten, der von den Gefellfchaften, Korporationen und Gemeinen im All— 
genteitten handelnde Sechite Titel des zweiten Theils des Yandrechts eutſcheidend 
ud, indem ſowohl vie alten Verfaffungen und die Beſtimmungen des Abfchnitt 2. 

. 8. Thl. BE. des Landrechts, als auch die Städte-Ordnung vom 1808, die 
revidirte Städte-Ordnung und bie Gemeine-Orbmmg im feiner Hinficht mehr 
Gultigleit haben. 

neue Städte-Ordnung hat nun die anfangs auch im dent fpäter wieder 
abgeinberten Artilel 105: der Berfafjungs - Urkunde aufgenommenen, leitenden 
Grundfäge ber alten Städte-Orbnumg in Betreff der Thelfung ber Verwaltung 
ln Magiftrat und Stadtverordneten beibehalten. Daf den letteren ver 
* 94J der Beſchluß über alle Gemeine Angelegenheiten zuſteht, iſt in 


„die Stadtverordneten⸗Verſammlung bat über alle Gemeine-Angele— 
genheiten zu beſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließllch dem Ma— 
giſtrate Uberwieſen find. Sie giebt ihr Gutachten über alle Gegenſtände 
ab, welche ihr zu diefem Zwede durch die Auffichts - Behörden vorgelegt 
werde Leber andere als Gemeine⸗Angelegenheiten dürfen bie Stabt- 
derordneten nur dann berathen, ment folche burch beſondere Geſetze 
eh einzelnen Füllen durch Aufträge ber Aufſichts-Behörde an fie 
gewieſen find. | 
Die Stadtverordneten find am keinerlei Inſtruktion ober Aufträge 
ber Wähler oder der Wahlbezirte gebunden.“ 
und daß dem Magiftvat die Ausführung der Stadtverordnieten -Befchlüffe und 
die obere Leitung dev frädtifchen Verwaltung obliegt, in folgenven 88. ausge- 
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8. 10. In den Städten wird ein Magiftrat (kolfegialifcher Gemeine- Vor- 


ftand) und eine Stabtverorbneten- Verſammlung gebildet, welche nach 
näherer Vorſchrift dieſes Gefeges diefelben vertreten. Der Magiftrat 
ift die Obrigkeit der Stadt und verwaltet bie ie Gemeine- 
Angelegenheiten. Die Ausnahmen bejtimmt Tit. VIH. 


8. 36. Die Beichlüffe der Stabtverorbneten bedürfen, wenn fie ſolche An- 


gelegenheiten betveffen, welche durch das Gefet dem Magiftrat zur 
Ausführung überwiefen find, der Zuftimmung des legtern. Verſagt 
biefer die Zuftimmung, fo bat er die Gründe diefer Verfagung der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung mitzutheilen. Erfolgt hierauf feine 
Verftändigung, zu deren Herbeiführung fowohl von dem Magiſtrat 
als den Stadtverorbneten die Einfegung einer gemeinfchaftlichen Kom- 
miffion verlangt werben fan, fo ift die Entſcheidung der Regierung 
einzuholen. — Die Stadtverorpneten-Berfammlung darf ihre Be- 
Ihlüffe in feinem Falle ſelbſt zur Ausführung bringen. 


$. 56. Der Magiftrat hat als Orts- Obrigkeit und Gemeine-Berwaltungs- 


1) 
2) 


Behörde insbefondere folgende Gefchäfte: 
die Gefege und Verordnungen, fowie die Verfügungen der ihm vorge- 
jegten Behörden auszuführen; 
die Beſchlüſſe der Stadtverorbneten- Verfammlung vorzubereiten und, 
It er fih mit denſelben einverftanden erflärt, zur Ausführung zu 

ngen. 

Der Magiftrat ift verpflichtet, die Zußtenung und Ausführung zu 

verfagen, wenn von den Stabtverorbneten ein Beſchluß gefaßt ift, welcher 


deren Befugniffe überfchreitet, gefeg- oder rechtswidrig iſt, das Staats- 


3 
4 


— — 


5) 
6) 


* oder das Gemeine-Jutereſſe verlegt. In Fällen dieſer Art iſt 
nach den Beſtimmungen im 8. 36. zu verfahren; 

die ſtädtiſchen Gemeine-Anſtalten zu verwalten und diejenigen, für welche 
beſondere Verwaltungen eingeſetzt ſind, zu beaufſichtigen; 

bie Einkünfte der Stadtgemeine zu verwalten, die auf dem Etat ober 
befonderen Beichlüffen der Stadtverorbnneten beruhenden Einnahmen und 
Ausgaben anzumeifen und das Rechnungs- und Kaffenwefen zu über- 
wachen. Bon jeder regelmäßigen Kaffen-Revifion ift der Stadtverorbneten- 
Verfammlung Kenntnig zu geben, damit fie ein Mitglied oder mehrere 
aborbnen könne, um bdiefem Gejchäfte beizuwohnen; bei auferorbent- 
lichen Kaffen-Revifionen iſt der Vorſitzende oder ein von demfelben ein- 
für allemal bezeichnetes Mitglied der Stabtverordneten -Verfammlung 
zuzuziehen; 

das Eigenthum der Stadtgemeine zu verwalten und ihre Rechte zu 


w 

die Gemeine-Beamten, nachdem die Stadtverordneten darüber vernom- 
men worden, anzuftellen und zu beauffichtigen. Die Anftellung erfolgt, 
foweit es fich nicht um vorübergehende Dienftleiftungen handelt, auf 
Lebenszeit; diejenigen Unterbeamten, welche nur zu mechanifchen Dienft- 
leiftungen beftimmt find, können jedoch auf Kündigung angenommen 
werden. Die von ben Gemeine-Beamten zu leijtenden Kautionen be> 
ftimmt ber Magiſtrat nach Anhörung der Stadtverordneten -VBerfamm- 
lung. In Städten bis zu 10,000 Einwohnern ($. 30. 2.) können bie 
Geſchäfte des Gemeine» Einnehmers nach Vernehmung ber Stabtver- 
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orbneten- Berfanmlung und mit Zuftimmung ber Regierun 
merer übertragen werben; h : 9 dem Kim. 
N bie Urkunden und Akten der Stabtgemeine aufzubewahren; 

die Stadtgemeine nach Außen zu vertreten und Namens berfelben mit 
Behörden und Privatperfonen zu verhandeln, den Scriftwecel zu führen 
und bie Gemeine-Urkunden in ber Urfchrift zu vollziehen. Die Aus. 
fertigungen ber Urkunden werben Namens ber Stabtgemeine von dem 
DBürgermeifter oder feinem Stellvertreter gültig unterzeichnet; werben in 
benfelben Berpflihtungen ber Stabtgemeine übernommen, fo muf noch 
bie Unterfchrift eines Magiftrats- Mitgliedes hinzukommen; in Fällen 
wo die Genehmigung der Auffichts- Behörde erforderlich ift, muß bie 
jelbe in beglaubigter Form ber gedachten Ausfertigung beigefügt werben: 
die ftädtifchen Gemeine-Abgaben und Dienfte nach ben Gefeken und 
Beſchlüſſen auf die Verpflichteten zu vertheilen und die Beitreibung zu 
bewirfen. 
8. 67. Der Magiftrat hat dafür zu forgen, daß der Haushalt nach dem 

Etat geführt werde. 
Ausgaben, welche aufer dem Etat geleiftet werben follen, be- 
bürfen der Genehmigung der Stabtverorbneten. 


Daneben find auch einzelne Gegenftände, über welche die Stabtverorbneten 

u befchließen haben, befonders namhaft gemacht, jo im $. 31. die Wahl ver 

agiftrats- Mitglieder, im $. 49. die Benugung des Gemeine- Vermögens, im 
8. 51. der freiwillige Verkauf von Grundſtücken, im $. 52. die Einführung des 
Einzugs- und — —— im 8. 53. die Aufbringung von Gemeineſteuern, 
im $. 54. die Verpflichtung der Gemeine-Mitglieder zu Dienſten, im $. 60. vie 
Wahl der Bezirks-Vorfteher, im $. 64. die Feitfekung des Normal» Befoldungs- 
Etats, im $. 66. die Feitftellung des Haushalts- Etats, im $. 67. die Leiftung 
von Ausgaben außer dem Etat, und im $. 69. die Abnahme der Rechnungen, 
wogegen £ nach $. 56. No. 6. bei der Anftellung der Gemeine-Beamten, nach 
8. 60. bei der Eintheilung der Städte in Bezirke und nach $. 71. bei den Ber- 
änderungen im Lagerbuch nur mit ihrer Meinung gehört werden müfjen. Alle 
diefe Fülle find offenbar nur Beifpiele, die theils * Wichtigkeit wegen, theils 
weil ſie noch beſondere Beſtimmungen nöthig machten, ſpeciell aufgeführt ſind. 
Sie erſchöpfen die Frage, in wie weit die in der Verwaltung vorkommenden 
Sachen vom Magiſtrat allein erledigt werden können und in wie weit bie Stabt- 
verorbneten babei mitzuwirken haben, noch viel weniger, als die in den Älteren 
Stäbte- Ordnungen aufgezählten Fälle, und es tritt daher jetzt noch häufiger bie 
Nothwendigkeit ein, auf die allgemeinen Grundfäge der Stäbte- Drbnung und 
tefp. auf bie — — bes Tit. 6. Thl. II. A. L. R. über Geſellſchaften, 
Korporationen und Gemeinen überhaupt zurüdzugehen. 

Daß die Löfung dieſer Frage in der Praris feine großen Schwierigkeiten 
bat, ift fchon bei der Berathung der Stäbte-Orbnung in dem Bericht ber 
Rommiffion der erjten Kammer zu $. 35. geltend gemacht. Um fo mehr muß 
aber die Feftftellung ber für bie Theilung der ftäbtifchen Verwaltung pie 
Magiftrat und Stabtverorbneten mafgebenden Grundſätze Bedürfniß fein. Es 
iſt hierbei davon auszugehen, daß 


je | 


9 


— 


die Stadtverordneten nach 8. 35. cit. über alle Gemeine Angelegenheiten zu 
befehließen haben, foweit fie nicht dem Magiftrat ausfchließlich überwieſen find. 
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Damit ift nichts weiter feſtgeſetzt, als was fich bei jeder Korporation ſchon 
von felbft verfteht, nur mit der Beichränfung, daß die Beichlüffe nicht von ber 
gefammten Bürgerfchaft, fondern von den Stabtverorbneten ‚gefaßt werben follen ; 
und der Grumdgedanfe der Älteren Städte-Ordnungen, daß die Stadtverordneten 
bie Repräfentanten der ftädtifchen Korporation mit der unbefchränkten Vollmacht, 
fie im allen ſtädtiſchen Angelegenheiten ohne NRüdfrage und ohne Iuftruftion zu 
vertreten, fein follen, in feinem ganzen Umfange aufrecht erhalten. Der Magi- 
ftrat hat alfo grunpfäglid und ſoweit nicht in den Geſetzen befondere Ausnab- 
men ftatuirt find, in allen, die Kommune betreffenden, Angelegenheiten den Be- 
ſchluß der Stabtverorbneten einzuholen. Als folche Ausnahmen find nach der 
Städte» Ordnung felbft nur zu betrachten: 
1) die Ausführung ver Geſetze und Verordnungen, fowie Die Berfügungen 
der vorgeſetzten Behörden (worunter aber nur folche Verfligungen zu ver- 
ftehen find, denen fich die Kommune zu unterwerfen bat); 
2) die Anftellung der Gemeine» Beamten und die Beſtimmung ber von ihnen 
u leitenden Kautionen, worüber die Stabtuerorpneten zwar mit ührer 

einung gehört werden müſſen, aber nicht zu befchließen haben. $. 56. 
Ro, 6. eit. (Der Ausdruck „Gemeine - Beamte“ foll hier, wie im $. 58., 
nur bie dem Magiftrat untergebenen, bejolbeten Beamten bezeichnen, aljo 
. B. die Magiftrats-Mitglieder und Bezirks »Vorfteher ——— 
Ste auf die Handhabung der Ortspolizet beziiglichen nie gend 
welche, infofern nicht nach dem Gefet vom 11. März 1 Dafür be 
fondere Staats» Beamte eingefett find, nach $. 62. der Stäbte-Drbmumg 
lediglich dem Bürgermeiſter oder einem an feiner Stelle dazu zu beftim- 
menden Magiftrats - Mitgliede übertragen find. 

Ferner gehören hierher: 

4) alle nicht die Gemeine betreffenden, fondern dem Magiftrat als Orts. 
Obrigkeit in Folge befonberer Aufträge der vorgefegten Behö ober 

ſpecieller gehguiqen Beſtimmungen obliegenden Geſchäfte, wie z. 8 

Fall des 8. 22. der Verordnung vom 9. Februar 1849 die Gefchä 

Sewerberaths, die auf Grund des Artikel 6. des Gefetes 21. Ma 

1855 vom Gemeine-Vorftand in Armenfachen abzufaffenben Reſoluie 

die nach 8. 5. des Gefekes vom 11. Mär; 1850 dem Gemelne-Bor- 

ftande beim Erlaß von Polizei» Vorfchriften zuftehende berathende Stimm 

u. bergl. mehr. | Fir 

Ueber alle anderen Angelegenheiten haben grunbfäglich die Stabtverorbnete 
zu befchließen. Es wird dies felten im vollen Wen anerfannt. Oft fine 
man bie Anficht, daß die Stabtverordneten nur zu befchliefen Hätten, wenn e8 
fih um Theile des eigentlichen Känmmeret- Vermögens handelt, "> daß z. B. 
über Stiftungen und ſolche Anftalten, die nach den geſetzlichen Beſtimmungen 
eigene Rechts-Subjekte bilden, wie Hofpitäler, Baitenh ufer u. f. w., bem 
Meagijtrat die alleinige Entfcheidung, ven Stabtverorbneten aber nur bie Bewil- 
figung von Zufchüffen aus der Kämmerei-Kafſſe zuftehe. Allen die Stadtver 
oroneten haben nicht blos über das Bermögen ber ſtädtiſchen Korporation, ſondern 
über alle Gemeine- Angelegenheiten zu bejchliefen; und es ift Har, daß alle Ge 
fchäfte des Magiſtrats, die nicht aus feiner obrigfeitlichen Gewalt entfpx 
ihren Grund nur in feinem Mandat als Gemeine Berwaltungs-Bebörbe Haben 
können (efr. $. 10. eit.) und alfo zur Kompetenz feiner Machtgeberin, d. h. ber 
Stadtverordneten-Verſammlung, gehören müfjen. Es verfteht ſich hierbei, daß 
die Stadtverordneten bei ihren Beſchlüſſen allen zu Recht beitchenden Einjchrän- 
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ungen unterworfen find, weshalb fie denn auch nach $. 49. der Stäbte- Orbmung 
über das Bermögen, welches nicht der Gemeine-Rorporation in ihrer Geſammt⸗ 
heit gehört, nicht verfügen können, und bei ben der Stadt zugewandten Stiftungen 
. die ftiftumgsmäkigen Beſtimmungen innehalten müſſen, wie dies auch ſchon aus 
ben 88. 73. seq. Tit. 6. und $$. 35. seq. Tit. 19. Th. II. A. 2. R. folgte. 

Endlich haben vie Stabtverordneten das Recht, die Mitgliever des Magi- 
ftrats zu wählen ($. 31. der Städte-Ordnung) und bie Verwaltung zu kontrol⸗ 
firen und sich von der Ausführung ihrer Beſchlüſſe und der Verwendung aller 
Gemeine Einnahmen Weberzeugung zu verfchaffen, zu welchen Zwede fie von 
dem Magiitrat die Einficht der Akten verlangen und Ausſchüſſe aus ihrer Mitte 
ernennen können, zu denen ber Bürgermeifter ein Mitglied des Magiſtrats ab- 
zuordnen befugt iſt (8. 37. der Städte-Ordnung). Die Stabtverorbneten bürfen 
aber nicht die Leiftungen der einzelnen Arbeiter bei dem Meagiftrat, fondern nur 
bas Materielle der Verwaltung im Allgemeinen, ob fie pünktlich, zweckmäßig, 
ven Beichlüffen der Stabtverorbneten und ven fonft gültigen Beftimmungen gemäß 
geführt werde, kontrolliren. 

Ueber andere, als Gemeine- Angelegenheiten, dürfen die Stabtverorbneten 
nur daun berathen, wenn folche durch bejonvere Geſetze oder in einzelnen Fällen 
durch Aufträge der Auffichts- Behörde an fie gewiefen find ($. 35. cit.); unter 
Gemeine» Angelegenheiten find aber alle das gemeinfchaftliche Intereffe der ge- 
fanımten Bürgerjchaft betreffenden — zu verſtehen. 


Die Geſchäfte des Magiſtrats beſtehen dagegen: 
44) 2 * are der Befchlüffe der Stabtverorbneten (8. 56. 
. 2. cıt. 
Dies Hit wohl die fehwierigfte und wichtigfte Aufgabe für den Magiftrat. 

Es müſſen nämlich nicht blos bie Punkte, anf welche es gerade nach der Auf- 
faffung des einzelnen Decernenten oder des Magiftrats-Kollegit, fondern auch 
ſolche Punkte, auf welche es bei anberer Anfchanung anfommen würde, erörtert 
unb bie Stabtverorbnieten nach allen Richtungen für die Sache vorbereitet werben. 
So iſt es 4. B. nothwendig, bei einer VBorberathung der Sachen in Deputa- 
tionen ober Kommifjionen die Anfichten und Gründe ver Minorität ebenfo voll- 
ftändig zu protofolliven, als die der Majorität. Denn e8 foll die Sache 
befchlußreif für die Stabtverorbneten gemacht und nicht blos die Zuftimmung 
berjelben zu einem Beſchluß des Magiftrats eingeholt werben. 

Was die Vorlage betrifft, jo muß fie unter Vermeidung aller technifchen 
Ausprüde und Vorausfegungen Iedermann verftändlich und unbefchadet ber Voll- 
ſtündigleit möglichſt kurz und überfichtlich abgefaßt werben, weil fie fich fonft 
nicht zum Vortrage in der Berfammlung eignen würde. Es kommt dabel Alles 
auf das Geſchick, die Umficht, Objektivität und Gründlichkeit des Decernenten 
an; im. Allgemeinen läßt ſich nur fagen, daß mit eimer gebrängten Darftellung 
bes weſentlichen Inhalts der bisherigen Verhandlungen und Vorberathungen zu 
beginnen tft, und baf bann bie für und gegen die Auffaffung der Sache nad 
biefer und jener Richtung Hin fprechenden, rechtlichen, techniſchen, Billigteits- oder 
fonftigen Gründe ebenfalls kurz, aber doch in Logifcher VBollftändigkeit und Reihen» 
folge anzufchliehen find. Daß dabei Seitens des Magiftrats eine beftimmte Ans 
ficht oder ein Antrag ausgefprochen werde, ift nicht durchaus nothwendig; allein 
in ben meiften Fällen gewiß fehr zu empfehlen und oft gar nicht zu vermeiden, 
babei jedoch zu beachten, daß ber fpäteren Beftätigung des Bejchluffes durch den 
Magiſtrat wicht präjubizirt. werde. Auch das iſt von Wichtigkeit, daß bie Sache 
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den Stabtverorbneten im richtigen Zeitpunfte, nämlich bevor Seitens des Ma- 
giftrats irgend welche die Stadt rechtlich oder moraliſch verpflichtende Schritte 
gejchehen find, und daß fie ihnen andrerjeits nicht öfters vorgelegt werde, als es 
der Gang der Verhandlung erheifcht, was — auch abgefehen von dem daraus 
entftehenden Aufſchub — der Eonfequenten, planmäßigen Bearbeitung binderlich 
ift und leicht zu wechfelnven Befchlüffen bei den Stadtverorbneten führen kann. 
Beifpielsweife würde bei Prozeſſen der richtige Zeitpunkt zwifchen ber Ausarbei- 
tung und Abſendung der Klage oder Beantwortungsfchrift, refp. der dem Sad 
walter hierfür zu ertheilenden Information und dieſelbe Prozeffache den Stabt» 
verorbrieten blos dann nochmals zum Befchluß vorzulegen fen, wenn der Magi- 
ftrat e8 für gerathen halten follte, daß fich die Stabt bei einem noch nicht rechts- 
kräftigen, ungünftigen Erkenntniſſe berubige; bei Bauten würde die Vorlage nach 
Ausarbeitung der Anſchläge und Zeichnungen; bei Kontrafts: und Vergleihs-Ab- 
Ichlüffen nach dem Entwurf aber nor Ausfertigung oder Vollziehung des Kon- 
trafts, bei Veränderung in den Steuern nach Aufftellung des einzuführenden neuen 
Regulativs u. ſ. w. zu machen fein. 

Dft und namentlich in einfacheren Sachen werden die Umſtände dem Decer- 
nenten das Richtige von felbjt an die Hand geben, oft aber wird es hierbei ver 
jorgfältigiten Prüfung und Ueberlegung bedürfen, und mancher erfahrene Kommu- 
nal⸗Beamte wird uns darin beiftimmen, daß nicht felten lagen über ben unge- 
nügenden Ausfall der Bejchlüffe der Stadtverorbneten und über Differenzen 
zwifchen ihnen und dem Magijtrat ihren Grund in der Mangelhaftigfeit der VBor- 
bereitung ihrer Beichlüffe und der Vorlagen haben. 

Endlich ift noch die wohl hin und wieder aufgeworfene Frage zu berühren, 
ob die Stabtverorbneten in feiner Sache Befchluß faſſen dürften, bevor biefelbe 
vom Meagiftrat vorbereitet und refp. begutachtet fei. Hierauf iſt nur im Allge- 
meinen zu eriwiebern, daß die Vorbereitung ver Befchlüffe, weil zu den Gefchäf- 
ten, alfo auch zu den Nechten des Magijtrats gehört, daß aber deshalb ben 
Stabtverorbneten nicht verfagt it, Sachen felbftjtändig in Anregung zu bringen. 
Wo es übrigens einer befonderen Vorbereitung nicht bebarf oder weun es fich 
um Beſchlüſſe handelt, deren Ausführung nicht dem Magiftrat anheimfällt, wird 
er auch nicht verlangen können, daß ihm die Sache erjt zur Vorbereitung über: 
macht werde. 

Der Magiftrat hat 

2) zu den Befchlüffen der Stabtverorbneten, wenn fie folche Angelegenheiten 

betreffen, welche durch das Gefeß ihm zur Ausführung überwiefen find, 
feine Zuftimmung zu ertheilen ($. 36. und $. 56. Nr. 2. eit.), 
welches Necht jedoch in Städten von nicht mehr als 2500 Einwohnern dem bie 
Geſchäfte des Meagiftrats allein verjehenden Bürgermeiſter nach $. 73. ber 
Städte-Orbnnung nicht zuftebt. 

Es iſt dies Recht mehr wegen feiner innern, als wegen feiner praftifchen 
Bedeutung von Wichtigkeit. Der Magiftrat hat dadurch Theil an ber Vertretung 
ber Gemeine ($. 10, eit.) und auch da, wo e& fich nicht um obrigfeitliche Funk⸗ 
tionen, jondern um feinen Auftvag zur Verwaltung der Gemeine-Angelegenheiten 
haudelt, den Stabtversroneten gegenüber eine gleichberechtigte Stellung. Es muß 
daher auf das Recht von den Magifträten befonderer Werth gelegt und bei ver 
Ausübung mit der größten Gewiffenhaftigfeit zu Werke gegangen werben. 
vaus folgt aber am wenigften, daß der Magijtrat überall, wo er eine Sache aus 
anderem Gefichtspunft auffaßt, als die Stabtverorbneten, feine Zuftimmung ver: 
jagen ſoll; im Gegentheil folgt gerade daraus, daß er ed nur aus ganz erheb- 
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lichen Gründen und bei wichtigern Anlaͤſſen thun darf. Andernfalls würde das 
Recht mer eine Duelle fortwährender Streitigkeiten zwiſchen beiden Behörden 
fein, deren Einigkeit zum Gedeihen ver Stabt * nothwendig iſt, und mehr dazu 
beitragen, das Anfehen des Magiſtrats zu ſchwächen, als es zu ſtärken. Pflicht 
tft e8 aber nach $. 56. eit., die Zuſtimmung dann zu verfagen, wenn ber De: 
fchluß der Stadtverordneten ihre Befugniſſe überfchreitet, gefet- oder rechtswidrig 
ift, das Staatswohl oder Gemeine- Antereffe verlegt; wobet jeboch zu bemerfen, 
daß, wie auch in den Kammer-VBerhandlungen hervorgehoben wurde, ein Beſchluß 
nicht Schon darum als gefek- oder rechtswidrig behandelt werben kann, weil ber 
Magiitrat eine andere Rechtsanficht von der Sache hat, als die Stabtverorbneten, 
fondern nur, wenn er im Geſetz verboten tft, oder die Rechte Anderer verlett, 
und daß der Ausdruck „Staatswohl“ ftatt des im urfprünglichen Entwurf ge- 
brauchten Wortes „Staats-Interefje” gewählt worden tft, um nicht zweifelhaft 
erjcheinen zu laffen, daß bie Städte auch dem Staate gegenüber ihre Rechte zu 
verfolgen, wohl befugt find. 

Uebrigens ergiebt der $. 36. cit., daß nur in folchen Angelegenheiten bie 
Beichlüffe der Stabtverorbneten der Zuftimmung des Magijtrats bebürfen, 
welche ihm durch das Gefeg zur Ausführung überwiefen find. Es führt Dies 

3) i * Aufgabe des Magiſtrats, die Beſchlüſſe der Stadtverordneten aus— 

zuführen; 
wobei im Weſentlichen nur die Frage uns entgegen tritt, ob der Magiſtrat ohne 
Ausnahme alle Beſchlüſſe der Stadtverordneten auszuführen habe, letztere alſo 
niemals einen Beſchluß zur Ausführung bringen dürfen. 

Nah dem Schlußſatz des 8. 26. cit. 

„Die Stabtverorbneten-Verfanmlung darf ihre Befchlüffe in keinem Falle 
felbft zur Ausführung bringen.“ 
würbe die Frage unbedenklich zu bejahen fein, allein aus anderen Beſtimmungen 
geht wieder klar hervor, daß es Befchlüffe giebt, deren Ausführung nicht Sache 
des Magiftrats fein fol. Denn nicht nur, daß der $. 36. felbit in feinem Ein- 
ange einen Unterfchted zwifchen ven Befchlüffen macht, je nach dem fie Ange: 
egenheiten betreffen, welche durch das Geſetz dem Magiftrate zur Ausführung 
überwiefen find, ober nicht, fondern es heißt fogar im $. 47. ganz ausbrüdlich: 
„Den Magiftrat müjjen alle Beichlüffe der Stabtwerorbneten, auch 
diejenigen, welche ihm durch das Gefek zur Ausführung 
nicht überwiefen find, mitgetheilt werben. 

Da die Städte-Drbnung hierbei unmöglich den vereinzelten Fall des $. 44. 
— NAnftellung eines Prozeffes "gegen alle oder mehrere Mitglieder des Magiftrats 
aus Beranlaffung ihrer Amtsführung — vor Augen gehabt haben kann, in wel 
chem gewiffermaßen bie Regierung den Beſchluß der Stadtverorpneten durch Be— 
ftellung eines Anwalts. für die Stabtgemeine auszuführen hat, jo wird man ent- 
weber einen unlösbaren Widerfpruch zwifchen obigen Baragraphen annehmen oder 
ven Schluffat des $. 36. tim Zufammenhang mit dem Vorhergehenden bahin 
deuten müfjen, daß wenn der Magiftrat in Angelegenheiten, welche ihm burch 
das Gefe zur Ausführung überwieſen find, feine Zuftimmung zu einem Befchluffe 
der Stabtverorbneten vragt, die Sache in dem bort vorgefchriebenen Verfahren 
erledigt und ber Beſchluß in feinem Fall von den Stabtverorbneten felbft zur 
Ausführung gebracht werben foll. 

Bon großer praftifcher Bedeutung ijt die Frage freilich nicht. Denn, wenn 
man auch nach $. 47. wird annehmen müffen, daß nicht alle Befchlüffe der 
Stabtverorbneten vom Magiftrat zur. Ausführung zu bringen feien, jo wird bies 
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body nach 8.56. Nr.2. cit., inſoweit sicht eine befonbere Ausnahme nachzumweifen 
tft, immter die Hegel bilden. 

Eine. Ansnahme würden aber nach der Städte-Ordnung micht bios die auf 
ben Geichäftsgang bei den Stabtverorbneten, ſondern auch bie anf die Zuſam— 
menfegung und Wahl des Magiftrats bezüglichen Beſchlüſſe machen, da bei diefen 
Gegenftänden dem Magiftrat feine Mitwirkung zufteht. Offenbar kann es auch nur 
im Intereſſe der ftädtiichen Berwaltung liegen, wenn Alles, was zur Zuſammen⸗ 
fehung und Wahl des Magiftrats gehört, ven Stabtverorbneten allein überlafjen 

t. 


Als Grundſatz wäre daher anzunehmen, daß bie Beſchlüſſe der Stadtver⸗ 
ordneten in ber Regel vom Magiſtrat, in ſolchen Angelegenheiten aber, in denen 
ihm eine Mitwirkung fonft nicht zufteht, namentlich in Betreff der Wahl der 
Magiftrats-Mitgliever, von den Stabtverorbnneten felbft zur Ausführung zu brin- 
gen find; und derſelbe Unterfchiev würde dann auch ritdfichtlich des Zuſtimmungs⸗ 
— — Magiſtrats und rückſichtlich der Vorbereitung der Beſchlüſſe zu ma 


Ferner liegt dem Magiſtrat 

4) die Verwaltung der Güter und Anftalten ber Stabt, ober wo biefefbe 
—— Deputationen übertragen tft, die obere Leitung und Beauffich- 
tigung ob. 


Im Allgemeinen ift dies ansgefprochen im $.10, cit. und näher ausgeführt 
in dem $. 56. cit. Nr. 3. bis 9. Die bort aufgezählten Fälle find nur. als 
Beifpiele zu betrachten, wenngleich fie in ziemlicher Bolfftändigfeit erſcheinen. Es 
fehlt unter Anderen die Ausübung des Patronats über die ftäbtifehen Kirchen 
und das baraus fließende Necht zur Befekung der geiftlichen Stellen, 
dem Magiſtrat als Gemeine-VBerwaltungs-Behörbe nach $.599. Tit. 11. TH, II. 
A. L. R. gebührt; ebenfo die Leitung bes Armenwefens, ber ftäbtifchen Bauten, 
die Verwaltung der Stiftungen und mehrere andere Gegenftände. Anbererfeits 
ift es unzweifelhaft, daß bei ben aufgeführten, einzelnen, Zweigen ber ſtädtiſchen 
Verwaltung die Theilnahme der Stabtverorbneten, foweit fie fonft nach ber 
Städte-Ordnung einzutreten hat, nicht im Geringiten ausgefchloffen fein fol. 
Bei feinem berfefben — die Anftellung der Gemeindebeamten nach Nr. 6. allein 
ausgenommen — ift dem Magiſtrat das Recht, zu befchließen, fondern nur das 
Recht, zu verwalten und die Stadtgemeine nach Außen zu vertreten, beigelegt, 
worauf jich überhaupt feine Kompetenz bei allen Gefchäften als Gemeine» Ver- 
waltungs-Behörbe bejchränft. 


Die Stadtvererbneten find die beſchließenden Repräfentanten der Stabt; ber 
Magiſtrat ift der ausführende, nach Außen auftreteude, Verwalter mit umfaſſender 
Generalvollmacht; und follte der Magiftrat bei Berwaltung der Gemeine» An 
ftalten, ber ſtädtiſchen Einkünfte, des Kommunal-Eigenthums, bei ber Vertretung 
ber Stadt nach Außen und bei den Berhanblungen mit Behörden und Privat- 
perjonen nach eigenem Gutdünken verfahren können und nicht den Beſchluß der 
Stabtverorbneten einzuholen brauchen, fo würden den leßtern anfer ver Etats; 
Feſtſetzung, der Rechnungsabnahme, der Wahl ver Magiftrats-Mitgliever. und ber 
Einführung der Steuern wohl ziemlich alle Gegenftände der ftäbttfchen Verwal⸗ 
tung entzogen fein. Der $. 56. eit. giebt bafür auch nicht den g 
Grund, da er dem Magiftrat nur die Verwaltung und Vertretung nach Außen 
überträgt, ein Berwalter aber jelbft bei ausgebehntefter Vollmacht fich immer 
nach den Inftruktionen feines Machtgebers richten muß. 
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Da 28 aber faft unmögfich ift, alle einzelnen Berwaltungsafte ben Stabt- 
verordneten zum Beſchluß en jo ift e8 nöthig eine Grenze zu beſtimm 
bis zu welcher ber Magiſtrat als Gemeine-Berwaltungsbehörbe bie Gefchäfte nach 
feinem eigenen Ermeſſen erledigen kann. 

Die nee Städte, Orbuung enthält barüber feine Beſtimmungen und man 
findet deshalb bei den einzelnen Magifträten nud felbft bei dem einzelner Moit 
glievern in biefer en. verschiebenften Anfichten. 

Auch die allgemeinen nbfäge des Titel 6. Th. II. A. L. R. „von Ge 
ſellſchaften überhaupt und von Korporationen und Gemeinen infonderheit" geben 
mir wenig Auhalt. Man findet bier wieder ald Hauptprinzip, baß bie inneren 
Ungelegenheiten, die Berwaltung und Nutzung des Korporationd- Vermögens und 
die Ausübung der Auferen Rechte nach den Schlüffen ver Korporations⸗Mitglie⸗ 
der (bei den Städten alfo nach den Beſchlüſſen der Stabtverorbneten, als ben 
Repräfentanten der ſtädtiſchen Korporation) geordnet werben müſſen ($$. 51.70, 
86, a. a. O.). Die Rechte und Pflichten der für die Verwaltung eingeſetzten 
KRorporationsbeamten (bei den Städten ber Magiitrats- Mitglieder) foll nach ih— 
ven Beitallungen und Mats-Juſtruktionen beurtheilt werben; in Ermangelung 
biefer it auf die Grundſätze über VBollmachts-Aufträge und über die Verwaltung 
fremder mes verwieſen ($$. 132. und 151. a. a. O., vergleiche auch 8. 144. 
Tit. 8. Th. U8 R.). 

Dieſe Verweiſung reicht jedoch für das Bedürfniß der ftäbtifchen Verwal⸗ 
—— aus. Es iſt aus jenen allgemeinen, geſetzlichen, Beſtimmungen nur 
zu men 

a. daß ber Magiftrat bie ihm obliegenden Gefchäfte nicht eigenmächtig einem 
Anbern übertragen, wohl aber bei Ausrichtung einzelner Gefchäfte fich 
fremder Hülfe bebienen darf (88. 121. 122. Tit. 14., 88. 37. umb 38, 
zit. 13. Th. J. A. 8. R.); 

b. daß er ohne erhebliche Urſache von der bisherigen Art des Betriebes 
Hi we. TEE abzumweichen, nicht befugt ift (8. 111. Zit. 14. 

o. daß er Über die Berwenbung ber Gelder, foweit fie zu ben Ausgaben 
nicht erforderlich fine, alſo auch über bie Ausfeihung von Kapitalten, ein- 
feitig nicht beftummen darf ($. 119. ebendaſelbſt); 

d. daß er zur Aufnahme von Darlehnen den Beſchluß der Stabtverorbneten 
einholen muß ($, 126, ebenbafelbit); 

e. daß er ohne Genehmigung der Stabtverorbneten weder Klagen für bie 
Stabt anftellen, noch ſich auf —— die wider ſie angeſtellt werden, 
—* barf (8. 152. Tit. 6. Th. U. und 8. 123. Tit. 14. . 1.4 
L. R.) — weshalb die bei Berathung der neuen Städte-Ordnung von 
ber. Kommiſſien der erjten Kammer aus dem $. 56. Nr. 5. er 
Folgerung, daß der Magiftrat, da er die Nechte ver Stabt zu wahren 
babe, auch fich felbftftändtg Aber die Anftellung von Prozeſſen und 
* ir Einlaffung auf Hagen zu entjchließen habe, unbedenklich un— 

g iſt. 

Weitere, fpecielle, Vorſchriften finden fich nicht. Das Geſetz Hat vielmehr 
die Ausführung der alfgemeinen Grundſätze den ftatutarifchen Feftfegungen inner⸗ 
halb der einzelnen Korperationen überlaſſen wollen und bamit auch ficher ben 
allein richtigen und praftifchen Weg eingefchlagen, da die Verhältwiffe fich je 
nach dem Zwed und Umfang der Korporationen jehr verſchieden geftalten und 
danach fich auch ihre Verfaſſungen richten müſſen. 
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Bei den Städten imsbefonbere find die Bebürfniffe je nach ihrer Größe, 
Lage und Nahrung fehr verfchiedenartig und eine Verfafjung, welche 3: B. für 
— geeignet iſt, kann unmöglich auch für eine Stabt von 10,000 Einwohnern 
pafjen. 

Die Beitimmung der Grenzen, innerhalb welcher der Magtftrat als Ge: 
meine -Berwaltungsbehörde Gejchäfte nach feinem alleinigen Ermeſſen —— 
darf, iſt daher Aufgabe jeder einzelnen Stadt. Das Recht dazu gebührt ihr 
ebenſo, wie jeder anderen Korporation; ſonſt folgt es auch aus ber im $. 11. 
ber Städte-Ordnung ausgefprochenen Befugnif der Städte, die Angelegenheiten 
und bie Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, foweit die Stäbte-Drbnung Vers 
ſchiedenheiten geftattet oder Feine ausdrücklichen Beſtimmungen enthält, durch fta- 
tutarifche enge zu regeln. Wie bei der Berathung der neuen Städte 
Ordnung von ber Kommiffion der zweiten Kammer zum $. 11. bemerkt wurbe, 
foll die Städte-Orbnung nur der allgemeine Rahmen fein und nicht die Ver: 
faffung und Verwaltung ber Stäbte im Einzelnen darftellen; dieſe ſoll vielmehr 
durch bie Autonomie der Kommunen in jenem Rahmen erft eingefügt werben, und 
beshalb ijt ein derartiger weiterer Ausbau der Berfaffung für jebe einzelne 
Stabt der Abficht und dem Geifte ver Städte-Ordnung ganz entfprechend. Das 
Bebürfniß dazu bat fich bei dem einen oder dem anderen Zweige ber ftäbtifchen 
Berwaltung gewiß fchon überall geltend gemacht und einzelne Inftruftionen oder 
Statute ins Yeben gerufen. Es ift nun nicht erforderlich, ja fogar unzweckmäßig, 
alfe Gefchäftszweige auf ein Mal in ein Statut zufammenzufaffen; wohl aber 
fehr zu empfehlen, je nach dem hervortretenden Bebürfnif bie gen Zweige 
durch Inftruftionen und ftatutarifche Feftfegungen zu ordnen und biefe Feftfegun- 
gen in ein General-Statut zufammen und reſp. nachzutragen — letteres, damit 
bie Feſtſetzungen nicht mit der Zeit wieber in Vergeffenheit kommen und bamit 
bie neu eintretenden Magiftrats- Mitgliever und Stabtverorbneten fich leicht mit 
ihnen befannt machen fünnen. 

Infofern e8 an vergleichen Feftfekungen mangelt, läßt fi nach ben oben 
entwidelten Grundfägen nur behaupten, daß der Magiftrat bei jeder die ftäntifche 
Berwaltung betreffenden Sache, in welcher ihm nicht durch die Städte-Ordnung 
oder andere gefegliche Beftimmungen die alleinige Entſcheidung beigelegt ift, oder 
welche nicht als ein Gegenftand ver gewöhnlichen, laufenden, Verwaltung * be⸗ 
trachten iſt, den Beſchluß der Stadtverordneten einholen muß. Es fehlt ihm 
dann eben an der Vollmacht, für die Stadtgemeinde über die Sache zu be— 


en. 

5) Die Angelegenheiten endlich, über welche der Magiſtrat allein p ent⸗ 
ſcheiden hat, und bei welchem bie Stadtverordneten höchſtens eine be— 
rathende Stimme haben, 

—— oben sub I. 1. bis 4. aufgeführt und iſt dazu hier nichts mehr zu 
emerfen. 





Zu einer Raturgefchichte der Freiftädte. 
(Bon Dr. W. Strider in Frankfurt a. M.) 


Hamburg, Bremen, Lübeck, Frankfurt, Bafel und Genf bilden wohl in ber 
Gegenwart die reinften Typen des eigentlich ftädtifchen Wefens. Seit Yahrhun- 
berten ben Begriff von Stabt und Staat vereinigend, von ihrer Umgebung durch 
politifche, theilweife auch nationale und confeflionelle Schranken getrennt, haben 
fie Biftorifch den Begriff der Selbftftändigkeit und Unabhängigkeit aufs volfftändigfte 
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entwidelt. Die übrigen großen Deutfchen Reichsſtädte, zumal Nürnberg 
und Augsburg, haben ſeit 50 Jahren das Ausgefprochene viejes Charakters viel- 
fach verwifcht, und bie italienifchen, fowie die übrigen ſchweizer Stäbterepublifen 
batten ihn nie jo rein ausgebildet, da fie fich mit mehr oder weniger bebeuten- 
den Yandgebiet umgaben, abgejehen bavon, daß die Einverleibung Genua’s und 
Venedig's in größere Staaten nicht ohne Wirkung auf ihre Eigenthümlichkeit ge- 
blieben ift. ir wollen im Folgenden verfuchen, die Eigenthümlichkeiten, welche 
aus der angegebenen ftaatlichen Entwicelung entfpringen, zunächſt im Allgemeinen 
anzubeuten, und bann an dem Beiſpiel unferer Vaterſtadt näher auszuführen, 
welche nicht nur als folde uns am Genaueften befannt ift, ſondern auch 
bie fürftliche, geiftlihe und ritterlihe Gewalt nahe genug hatte, um Jahr— 
hunderte hindurch in die ausgebehntefte Berührung und ben ausgefprocheniten 
Gegenfag mit derfelben zu treten. Wir werben und wegen der Einzelheiten auf 
—* Aufſätze in dieſen Blättern beziehen. Im Uebrigen bedarf es keiner be— 
ondern Bemerkung, daß wir neben den Vortheilen auch die Schattenſeiten der 
angegebenen politiſchen und ſocialen Entwidelung nicht verſchweigen werben. 

Jede Stadt der Art ift als ein Organismus zu betrachten. Sie hat fich, 
ohne Äußere Begünftigung, durch die Vortheile ihrer Lage oder das Ber- 
bienft ihrer Bewohner vor unzähligen andern Wohnorten entwidelt. — Daraus 
folgen verfchiedene Eigenfchaften ihres Wefens. 

Es ift hier wirklich ein greifbarer Gegenftand der Anhänglichfeit gege- 
ben. Wenn gleich der Begriff Stadt und Staat zufammenfällt, fo gilt doch die 
Anhänglichkeit der Stadt und es ift allerdings leichter, für Die VBaterjtadt fich zu 
begeijtern, als für ben Compler einer Anzahl Landjtädte und Dörfer, welche 
vielleicht in verfchtedenen Gegenden der Windrofe vertheilt, nach Theilungen und 
Gebietstaufchen endlich als Fürſtenthum oder Herzogthum fo und fo bezeichnet 
werben. Man findet daher auch, abgefehen von den politifch ſelbſtſtändig ent- 
widelten Städten, in allen individuell ausgebildeten Völkern, zumal Deutfchen 
und Italienern, das Nationalgefühl an die Städte geheftet. Dieſes bildet den 
Gegenfag zu dem ftaatlichen Barticularismus und der Mannheimer, der Mainzer, 
der Leipziger, der Livornefe, der Bolognefe fühlt fich im ftärferen Gegenfag zum 
Karlsruher, Darmftädter, Dresdner, Florentiner und Römer, als daß je beide 
fih als Angehörige Badens, des Großherzogthums Hefjens, Sachfens, Toscana 
oder des Kirchenitaates betrachten. 

Städte, welche fih auf eigenen Füßen und ſelbſtſtändig entwideln, pflegen 
immer langſam fortzufchreiten, einerfeits weil eben jede äußere Begünftigung 
burch einen zu Bauten geöffneten freigebigen Staatsfädel, welcher über bie Ein- 
fünfte eines ganzen Landes verfügt, und die Fünftliche Beförderung der Anfiebe- 
fung fehlt, andrerfeits weil eben jene allmähliche Ausbildung und Behauptung 
der ftaatlichen Unabhängigkeit nach außen eine Menge Kräfte und Koſten ver- 
fchlingt, welche bet Städten, die größeren Staaten angehören, ausjchlieflich für 
innere Zwede verwendet werben können. Die in ihren Grundzügen ziemlich all- 
gemein befannte Gefchichte der Eingangs biefes genannten ſechs Städte überhebt 
uns der Mühe, durch einzelne Züge diefe Behauptung zu unterjtügen. 

Aus diefer langjamen Entwidelung entjpringen zweierlei Eigenthüntlichfeiten 
einmal in Bezug auf das Ausfehen ein gewifjer bijtorifcher Typus, indem bie: 
Bauſthle aller Zeiten vertreten find und radicale Umänderungen, wie. große 
Straßendurchbrüche, fei es auch im Intereffe ver Gefundheit, Fein Organ ber 
Durchführung finden; jodann in ähnlicher Weiſe ein biftorifcher Typus der 


Berfaffung, indem bei der republikaniſchen Entwidelung der Verfaſſung wenig 
Gelegenheit zu plöglichen Sprüngen und Nivellitungen vorhanden. ift. 

Auch die VBerfafjungen zeigen wie die Häufer die Eigenthümlichfeiten alter 
Iahrhunderte und wie im den engen krummen Straßen mag ber fremde ſich 
eben fo jchwer in den irrationellen Gewohnbeitsrechten und durch locale Bedürf⸗ 
niffe dictirten Verfaſſungsgeſetzen jolcher Städte zurechtfinden. Am wenigjten 
gi das Geſagte noch von Genf, welches, wie e8 ohne Hindernif don Seite einer 

undesbehörde, 1846 feine Berfaffung gänzlich geändert, fo auch durch Abtragung 
der Feitungswerfe und Anbau Heuer rejidenzähnlicher Stapttheile am Entjchieden- 
ften mit dem baulichen Charakter: des alten Genf gebrochen hat. 

Unbejchadet der Anhänglichkeit an das größere Baterland fieht der Städter 
in politifcher und hiftorifcher Hinficht an den Grenzen der Stadt auch die Mauer 
feines Bewußtſeins; dieſe Stadt bat eine wirkliche Gefchichte, denn fie tft ein 
wirkliches Ganze. Nehmen wir z. B., um uns die Verfchiedenheit Hart zu ma 
hen, Hamburg und dagegen Yauenburg, erjt unter eigenen Fürften, dann Han: 
növerifch, dam getheilt zwijchen Hannover und Dünemark; oder Bremen und 
dagegen Jeder, erit unter Divenburgifchen (bis 1667), dann unter Anhalt-Zerbit- 
ſchen Fürſten (feit 1689), durch Katharina I, Anhang des ruſſiſchen Reiche, 
dann mit dem franzöfifchen (181013), jet mit Oldenburg vereinigt; ober 
Frankfurt und dagegen Homburg, erjt ein Theil von Heffen-Darmftndt, danu 
balbfouveränes Eigenthum einer jüngern Linie diefes Haufes (feit 1622), dann 
fett 1816 ſouverän und mit einem jenfeits des Rheines gelegenen Stüd Yandes 
— Geſchichte, Sitte und Geſetzgebung vereinigt, demnächſt wieder Darm: 


Aus diefer bei den Städtern allgemeinern genauern Kenntniß ihrer Ge- 
ſchichte, aus der Ueberzeugung, den Borlahen und fih allein alles zu verdanken, 
entfpringt num ferner das Selbſtbewußtſein, der Stolz, der bis zur Grob- 
- fich fteigert, — wie wenigjtens die Nefidenzler behaupten, — entfpringt ber 
emeinfinn des Freiſtädters, welcher der Vaterſtadt zur Zierde oder den armen 
Mitbürgern zur Unterftügung gern Opfer bringt, wie die Altvordern gethan, und 
weil er ficher ift, daß feine Gabe geehrt und feinem Billen gemäh verwandt 
wird, ſicher, daß nicht etwa die Bücher, welche er der Stadtbibliothek der Hei 
math verehrt, Tpäter nach einer fernen Nefidenz gejchleppt und dort als werthlofe 
Dubletten verfteigert, oder daß die Gelder, welche er zu Studien- Stipendien 
vermacht, zu zweckloſen akademiſchen Prachtbauten verfchleudert werben. 

Freilich fan der Stäbter dem Stolz des Reſidenzlers nichts entgegeit feten, 
wern biefer auf die Prachtbauten verweift, bie —— und Kaſernen und 
Schlöffer, zu denen das ganze Land beigeſteuert, aber wie hier die Stadt durch 
den Staat geſchmückt wird, nehmen in der Freiſtadt die Bürger durch Selbſt⸗ 
beſteuerung dem Staate eine Menge Sorgen und Ausgaben ab. Wir verweiſen 
—* auf das Stiftungs- und Vereinsweſen, nicht nur in den oben genannten, 
ondern auch in vielen ehemaligen Freiſtädten, fo weit es im Gebiete fibergreift, 
welche in Ermangelung folcher freiwilligen Thättgfeit ber Staat felbft zur Hand nehmer 
müßte, unb werben das Genauere bet fpezieller Betrachtung der Frankfurter Ver- 
bältniffe beibringen. — Daß alle folhe Städte reich zu fein pflegert, liegt 
darin, ihre Entividelung eben nur auf der Bafis des Handels mi iſt; 
daß ihren Söhnen ein gewiſſer praktiſcher Sinn einwohnt, der aber doch d 
Kraft und wiſſenſchaftliche Befähigung nicht ausſchließt, ergiebt ſich aus ber Ge; 
wöhnung, von Kindheit auf, der träumerifchen Einſamkeit entfrembet, in dem 
Zreiben der Menfchen zu leben und ven Werth des Geldes und ber Zeit früh 


— 


kennen zu lernen; daß eine gewiſſe heimatliche Sitte mit: großer! Zähigfeit Jahr⸗ 
hunderte ſich fortſpinnt, hängt von dem verhältuißmäßigen Mangel fremder Ele— 
mente ab, welche durch den Beamtenwechſel in den Städten größerer Staaten 
fo. zahlreich find; im. dem Freiſtädten ſind es bei der. Euge des politiſchen Hori- 
2... mwefentlih Söhne der Stabt, welche die Stellen befleiven — nur ber 

hrerſtand pflegt fich in. ausgebehnter Weife durch auswärtige Elentente zu er: 
gänzen — und fo: bleibt. ein Kreis von Bekannten, Schulfreunden ſtets vereinigt 
und. hütet den Kreis heimiſcher Sitte wor jeber Durchbrechung. Auch bie Hei- 
rathen. werben meiſt innerhalb der Stadt gefchloffen und fo bilden fich jene gro- 
Ben Familien aus, deren Angehörige, zumal in Bafel und Frankfurt, nur durch 
Zufag des Frauennamens zu dem eigenen fich unterfcheiven können. Aus. diefer 
Stabilität erflärt fich. einerjeits das feite Zufammenhalten der Familien und beftimm- 
ter Geſellſchaftskreiſe, über deren ſchwierige Zugänglichkeit man Fremde int foldhen 
Städten Magen hört, und im viefen Streifen eim gewiſſer philiftriöfer Tom, eine 
Beichränttheit geiftiger Interefien, während anf der ander Seite bie fittlichen 
Bortheile einer folchen Kenntniß des Charakters und der Verhältniſſe jedes Ein: 
zelnen zw Tage liegen. , Zumal. in ben Frei⸗Städten, beren Bevölkerung eim ges 
wiſſes Maaß von etwa 50,000 noch nicht überfchritten hat, unterfcheidet das 
gegenfeitige Verhältniß ber Aerzte, Advocaten ꝛc. fich vortheilhaft von ben Orten, 
wo diefe Stände durch Einwanderung perjönlich fich fremder Individuen zus 
ſammenzuſetzen pflegen. 

Die Ausgleihung ber Berufswahlen zwiſchen Stabt und Lanb fehlt den 
Wreiftäbten, in denen deßhalb eine verhältnißmäßige Ueberfüllung des Kaufmanns: 
und Gelehrtenftandes einzutreten pflegt, indem fie feinen Abfluß nach ackerbauendem 
Bandgebiet findet. Diejer wird durch eine Auswanderung abgeholfen, welche bet dem 
Kaufmanusſtande vorübergehend, bei dem ärztlichen und Xehreritande dauernd zu 
fein. pflegt... Auch diefer Wechjel des Wohnorts unterfcheidet fih von dem in 
größeren. Staaten darin, daß hier derjelbe (bei Beamten) meiſt zwifchen kleinern 
Drten befielben Gepräges erfolgt, während diefer Uebergang für ben Freiſtädter 
dadurch ungleich bildenber tft, daß er faſt ausjchlieflich nach größeren Orten und 
bänfig mach ſolcher fremden Nationalität fih wendet, zumal Bremer und Ham: 
burger wandern nach Amerika. 

Die Bewohnerzahl folcher Freiftäbte ergänzt fich vorzugsweife aus bex 
frembherrlihen DBevölferung der Nachbarſchaft, während andere Staaten 
bauptfüchlich auf den eigenen Nachwuchs angewieſen find, der aus ben Dörfern 
in die Stäbte überfiebelt. Dieſer Punkt ift befonders wichtig für die Erhaltun 

der Mehrheit. ver Bevölkerung in derſelben Eonfejfion. In Frankfurt, wo bis 181 

der Staat lutherifch war, wie in Genf bis 1815 calviniftifch, nahm die Geſetzgebung 
auf diefen Punkt Rüdficht. Seitdem Genf diefe Bejtimmungen aufgehoben, iſt 
befanntlich der proteftantifche Eharafter der Stadt Calvins, welche 1815 latho⸗ 
liſche Gebietstheile zugetheilt erhielt ( Carouge ꝛc.) und an Savohen und Frank: 
reich grenzt, ernftlich beproht. Noch weniger als für Bafel kommen für die brei 
Hanfaftübte dieſe Verhältniſſe in Betracht. Daß alle die genannten. Stäbte eine 
vorwaltend, einzelne fogar fait eine ausſchließlich proteftantiiche Bevölkerung 
haben, tft natürlich, da die Stäbtebevälferung überhaupt die Trägerin der Refor— 
mation war; welche Wichtigkeit. die große Zahl der fremdherrlichen Bevöllerung 
auf die dem Deutjchen Bunde angehörigen Städte hinſichtlich der Militärleiftun- 
gen übt, iſt an dem Beiſpiel von Frankfurt, wo bieje Folgen am meiften hervor: 
treten, Jahrg. 1853 S. 1042 nüher uachgewiefen. | 


Frankfurt hat, fett durch Faiferlichen Spruch 1448 der größte Theil des 30 
Dörfer zählenden Gerichts „Bornheimer Berg“ dem Grafen von Hanau zuge 
theilt wurde, ein größeres Yandgebiet nicht befeffen. Unter ſtädtiſchem Schuß 
ftanden feit Ende des XII. sec. die Reichsdörfer Soden und Sulzbach, welche 
1803 an Naffau famen; während des Großherzogthums Frankfurt bildete das 
Gebiet der bisherigen Reichsſtadt ein befonderes Departement und nur das bie 
dahin gräfl. Ingelheimfche Dorf Obererlenbach wurde damit vereinigt. 

Auf dem rechten Ufer des Maines bildete der untere Lauf der Nidda bie 
jtrategifche Grenze des Gebietes und die Behauptung der Uebergangspunfte über 
diefen Fluß bei Nidda, Haufen, Rödelheim, Ejchersheim, Hebdernheim, Bonames, 
Bilbel, Dortelweil, welhe Schuß gegen die Ritter des Taunus gewährten, war 
Jahrhundertelang das Bejtreben der Reichsſtadt und zeigt fich noch heute in ber 
zerjtückelten Geftalt des Gebietes, deſſen einzelne Theile an die Nidda fich lehnen. 
Die Unterhaltung der Brüden über diejen Fluß wußte die Stadt durch Verträge 
und Fatferliche Privilegien fich zu 9 (vergl. Dr. Euler, Dorf und Schloß 
Rödelheim. Frankfurt 1859. 4%). Gegenwärtig hat fie auf dem rechten Ufer, 
außer dem mit der Stadt zufammenhängenden Bornheim, (feit 1448) in verein- 
zeiten Parcellen noch (von Welten nach Dften) Haufen an der Nidda (jeit 1428), 
Nieverurfel (jeit 1344), Bonames an der Nidda, Niedererlenbach und Dortelweil 
an der Nivda, alle drei feit dem Ende des XIV. Jahrhunderts. 

Auf dem linken Mainufer war die Stadt von dem Reichswald Dreieich um- 
geben und in den ausgerodeten Stellen ober- und unterhalb der Stabt liegen 
Oberrad (feit 1425) und Nieverrad (eigentlich Ober- und Niederrobe), feit 1569 
der Stabt gehörig. 

Diefe 8 Dörfer zufammen enthalten 10 — 11,000 Bewohner, etwa ein 
Siebentel der Gefammtbevölferung*). DieNachbaren ver Stadt, welche feit dem XI, 
Jahrhundert ihre Neichsfreiheit immer weiter ausbildete, vertraten alle denkbaren 
Regierungsformen. Der Neichserzlanzler, Kurfürft und Erzbiſchof von Mainz, 
dehnte fein Gebiet auf der rechten und linken Mainfeite von Weiten her bis eine 
Stunde nach der Stadt aus und war nach feiner Stellung im Reiche wie als 
Vorgeſetzter der Möfter und des katholifchen Clerus in der Stadt bei weiten ber 
wichtigfte Nachbar. — Auf dem füdwejtlichen Punkte des Stabtwaldes, auf dem 
linken Mainufer, dem heute noch fo genannten Dreiherrenftein, ſtieß mit dem 
Frankfurtifchen, Heſſen-Darmſtädtiſches und Ifenburgifches Gebiet zufanmen, 
jenes nach Weiten, dies nach Oſten ſich erjtredend. Bon Oſten her umgab auf 
dem rechten Ufer, im Weiten ver Stadt fajt bis zum Main fich eritredend, bie 
jetst kurheſſiſche Graffhaft Hanau Frankfurt gleich einem gekrümmten Arm. 

Ein Viertel. von Niederrad war bis 1809 Eigenthum des Deutfchen Or: 
dens, dem auch der Sandhof, eine halbe Stunde vor Sacfenhaufen, und in ver 
Stadt jelbjt das Ordenshaus (an der Sachfenhäufer Brüde) gehörte. Am Tau: 
nus erhoben fich die Burgen der Dynaften: Königjtein, Falkenſtein, Cronberg 
und Eppftein, und in der Wetterau lagen bunt zerftreut die Elöfterlichen und 
gräflichen Befitungen, deren Befiger meift ihren Hof als Abjteigequartier bei 
Meffen und Krönungen in der Stabt hatten. 

Jetzt ſind, da die mainzifchen Gebietstheile an Naffau, und Ifenburg an 
Hefien-Darmftadt gekommen find, die nächſten Nachbarn des bewohnten Gebietes 
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nur Naſſau, Heffen bei Rhein und Kurheſſen; für den Frankfurter Antheil am 
hohen Markwald auch Heffen-Homburg. 

Die Verhältniffe diefer Nachbarftaaten nun haben wir aus einem dreifachen 
Grunde ausführlicher erörtert. 
Einmal geht daraus hervor, wie mannigfach die arijtofratifch -monarchifchen 
Einflüffe waren, welche um die Stabt und in ihr ſelbſt obwalteten und bei Reiche- 
tagen, Raiferwahlen und Krönungen in ihrer ganzen Breite ſich in ihr entfalteten, 
und dennoch die Entwidelung eines auf fich jelbjt beruhenden Bürgerthums nicht 
zu bindern vermochten. 

Sodann erklärt ſich aus der Fatholifchen Nachbarſchaft, zumal dem Erz- 
bisthum Mainz, welches von diefer Stadt her im Rheingau, weftlichen Taunus 
und anf dem rechten Mainufer bis nahe an die Reichs-Stadt fich erftredte und 
zu welchem auch Ajchaffenburg und an ber Bergitraße Bensheim, Heppenheim 
z gehörte, fowie aus dem Bisthum Fulda die Fatholifche Bevölkerung ber 

tabt | 


Eudlich Haben fich in dieſen Staaten eine Anzahl Städte ausgebilbet; 
nom ihren 2ebensbedingungen nach dem entjchiedenften Gegenſatz zu Frankfurt 
en. Ä 
Mainz zumächit trug Immer den Stempel einer Feſtung und früher ben 
eines. geijtlichen Hofes. Dieje Höfe dürfen nicht ſowohl von der geiftlichen, als 
von der ariftohratiichen Seite aufgefaßt werden. Es war ein Wahlreich, in dem 
die herrſchende Clafje aus den jüngeren Söhnen des rheinischen katholiſchen 
Adels bejtand, welche hier ihre Verforgung fanden. Daß bie Abhängigkeit von 
einer derartigen eheloſen herrſchenden Caſte der Ausbildung eines weder unab- 
hängigen noch fittlichen Bürgerthums günftig ift, wird allgemein anerkannt; im 
Speziellen machen wir auf den Wechjel der Anfichten aufmerkffam, welcher zwi— 
ſchen dem vorlegten und legten Kurfürſten hervortrat und welchen der ganze Hof 
und. Staat mitmachen mußte. Heinrih König hät diefe Zuftände fich zum be- 
fondern Stubium gemacht und diefelben jowohl in den „Clubbiften von Mainz“ 
als in dem Leben Georg Forfters mit Metjterhand gezeichnet. So warfen bie 
Mainzer 1792 fich kopfüber in das neue Element der fränkifchen Freiheit, wäh— 
rend die Frankfurter ſpröde die neue Freiheit abwiefen und fich mit der alten 
befriedigt erklärten. Das Franzoſenthum wurzelte tief ein, weil. diefe wichtige 
Beftung zum Schub der NReichögrenze befondere Wichtigkeit hat und war auh 
nach dem Sturze Napoleons I. noch nicht fogleich zu vertreiben, weil Mainz 
nicht an einen größeren Staat kam, jondern eine Stadt zur Hauptjtabt erfennen 
follte, welche von dem „golonen Mainz” in jeder Hinficht überragt wurde, in 
Alter und Ruhm, Reichthum und Größe, Stattlichfeit und Handelsbedeutung. 
Jet fteht das Furfürftliche Schloß, die Martinsburg, öde und im Aeußern 
zerfallen, deſto forgfältiger find alle militäriichen Gebäude erhalten: Mainz tft 
vorzugsweife Feftung und ihrem Handel und Gewerbfleiß legt dieſe Feſtungs— 
eigenfchaft unüberwindliche Feſſeln an, und dennoch unterfcheiven die Mainzer fich 
von allen ihren Nachbarn, von ben Bewohnern der gleich zu betrachtenden vor— 
waltend proteitantiihen Städte durch leichtes Blut, welches weniger der Zukunft 
Rechnung trägt, als dem augenblidlichen Genuffe huldigt. Soldaten üben jett, 
wie früher geiftliche Junker, ihren zerfegenden Einfluß auf das Mainzer Bürger⸗ 
thum, das fich ber doppelten Einwirkung zweier nicht erwerbenven, ſondern nur 
verzehrenden Stände, des Militärs und der Geiftlichkeit, nicht entziehen lann. 
ur Darmitadt ift faft ausfchlieflich Hof- und Benmtenftabt, ver Handel wird 
von dem benachbarten San abforbirt, ber höhere — iſt jetzt erſt 


im dev Entwickelung begriffen. Die Einflüffe folcher Verhältniſſe auf den Bür⸗ 
erſtand find befannt. Der Wohlſtand iſt gering, ba in den | 

feiten zur Anfammlung von Vermögen kommt Die Erziehung den und 
ber umentgelbliche oder anfangs ungenügend befolvete Staatsdienſt der Göhte 
nehmen auch die beventenditen Gehaltfäge in Anfpruch und fo erneuert ſich in 


jeder Generation berfelbe Kreislauf, ohne daß ein hen ® "zu ans 
deren Verhältniffen dem Grund legte. Die anfp ver⸗ 
lehrloſen Straßen der Stadt bilden den ſchroffften — zu * aͤltern Thei⸗ 
len von Mainz und Frankfurt. an 
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Zwei Hof und Babeorte une wir zuſammen, in welchen beiden 
ben Kur⸗ oder Spielfremden in feiner Wichtigkeit verdunfelt wird: Wies 
* omburg. Der Hof kommt in Wiesbaden, wo der Herzog mur im Winter 
‚ wenig, in Homburg, wo der bejahrte Sandavaf fehr eingezogen lebt, fo 
gav nicht in Betracht; deſto wichtiger find die vornehmen und Me Fremden 
Kir leichten Berdienjt der Einwohner und um dieſe Gäfte —— die rbeizl 
hende und unterbaltende „Aominiftration” oder Curhausp rn 
das Weſen beider Städte. Es bebarf feiner Ausführung, —— wöl 
elemente aus der Ferne von Spielbanken angezogen zu pflegen werben 

fte ws die Einheimifchen wirken. 8 

Endlich find noch zwei Fabrikftädte, Hanan und Offenbach zum ennen, 
welche ſich indeß weſentlich durch das Alter unterſchelden, indem nn I8 © 
feit Jahrhunderten bedeutender Ort in verfchievenen geiftigen und mater 
Richtungen ſich entwickelt hat und als Provinzialhauptſtadt auch ; 
amte zählt, während Offenbach in feiner erſt 5Ojährigen Entwide 
deutung nur die Fabrilthätigkeit auszubilden Zeit gefunden hat und « 
ſchen Glemente entbehrt. 

Wenn nicht der Fanatismus der Iutherifchen Geiftlichtelt von F 
reformirten Niederländer, welcher 1554 ſich hierherwendeten, nad ‚Sa 
getrieben (1561 und 1596) hätte, fo würde wohl dem Handel 
eine entfprechende Blüthe des ana = — haben. (ich 
bad) du diefe Zeitichrift, Jahrg. 1858, ©. 363.) 

Wir haben gefehen, daß feine * Städte fo rein die b 
ausgebilvet hat, ala Frankfurt, denn auch in Offenbach iſt ein v2 
Fabrifbewölferung nicht anfüffig. Fremde Elemente fehlen au 
nicht in dem Bundestag und dev Bundesbeſatzung jowie in den 
ben, welche diefe Stadt und ihre nächfte Umge zum Wahıfig 
aber ihr Einfluß reicht nicht über die gefelligen fe hinaus, 
der Bürgerſchaft ihnen angeſchloſſen, und * bürgerlichen Urfpe 
fo ſehr vergeffen, daß im „Senenlogifchen Taſchenbuch der freihe 
— eine lächerliche Falſchung ber bürgerliche, noch lebenbe Scnie 
adelt wir 

Do. ift e8 im Ganzen feltener als an andern Orten, daf reiche 
ter durch Erlangung bes Adelstitels ihren Urfprung vergeffen nn 
ben bürgerlichen Streifen heranstreten wollen. Im Ganzen iſt — *— 
der mittleren und unteren Stände überaus ſtolz auf fein Bürgerr so | 
bindet damit den dunfeln Begriff ungewöhnlicher Privilegien, Bis zum Steaflof 
feit feiner Vergehen. Diefer Stolz verhindert ihn irgend eine abhängige ‘ 
lung anzunehmen. Dienftboten, Ausläufer (dev —— Gender 
Schuginänner, Solvaten x. * faſt ausſchließlich aus Ausländern u 
ber Handwerlerſtand ergänzt fich vielfach aus Au ern ‚© welche ' als :Gefellen 














Bu 
einwandern unde durch die Heirath mit einer Meifterstoittiwe zum Inhaber 
eines Bejchäfts'tverden.  Diefe durch die Zunftverfaſſung hervorg — Ehen 
werben bei dem oft weit höheren Alter der Frau als des Gatten die Quelle vie 


ler unglücklichen and mancher Immoralität. 


Die confeſſtonellen Verhältniſſe find nun ſo, im eigentlichen Witelfan, 
unter Kaufleuten, Gelehrten und dwerkern die Proteftanten vorherrfchen; es 
noch einige Zünfte, welche feinen Tatholifchen Meifter haben. Die Kuthe- 
ifen find durch einige: ſehr reiche und angefehene Familien, dann aber erſt wie 
ber in den umnterften Schichten der Bevölkerung zahlreich vertreten. Die Juden 
baben im Wein-, Schnittwaaren-, Furze Waaren- und zumal im Staatspapier- 
handel zahlveiche ‚Vertretung und vermehren ſich in weiter: Zeit uugemein raſch 
durch Ueberſiedelung aus ce Heineren Drten, Be: das Börfenfpiel fehlt, 
das ſolche Ausſichten ſchnell reich zu werden enöffnet; im Handwerksſtand find 
ſie trotz des hier beſtehenden reine zur Beförderung der Handwerle unter ben 
ifraelitifchen Glaubensgenoffen nur ſchwach vertreten. 
fommen nun zu den Punkten, wo die Privatthätigfeit in das Staats: 
gebiet übergreift,, Hier find alle Grenzen verwiſcht. Die Trennung des: Stants- 
eigenthums von dem Gigenthum der Gemeinde Frankfurt, welche mehrmals an- 
geregt "worbeu iſt, dürfte ‚bei dem Verſuch der Durchführung gerade bei den 
wichtigften Dbjesten, z. DB. dein Stadtwald, auf unlöslide S wire jto- 
fen. So Hit auch dev Wirkungstreis * im die gefetgebende ug ger 
wählten eg ber Landgemeinden ſehr beichränft, da eine Stauts- 
angelegenheiten als ſtädtiſche Angelegenheiten betrachtet werben, bei welchem jene 
verfaffungsmähig nicht mitzuſtimmen haben. 
s Die Befoldung der Gelftlichen und Unterhaltung der Pfarrhäufer, den Bau 
vor gun ben und Brüder beftveitet bie Stadt; die Eultuskoften, bie Unter- 
haltung d ‚das Schulwefen (mit: einem "Zufchug des Aerars), die Vi 
Ense * 95 die Gemeindekaſſe. Bis zum Untergang der Reichs⸗ 
ohner des Gebiets Leibeigene, bis 1849 Unterthanen. 
—— —3* Stadt zahlen nur Staats⸗, feine Gemeindeſteuern, 
— ein wichtiger Punkt wenn man das Budget des Staates Frankfurt mit dem 
ättberer S eh ‚bergleicht, wo die Bewohner neben den Staatsuntlagen noch Ge- 
N zu bezahlen haben. Defto bedeutender ift Die Setuitße eftenerung, 
durch die freie Thätigfeit der Bürger in die des Staats‘ 58 ft. Als im 
1804 bie Ueberzeugung Fk; bein. ůbeln ld Teen bes Sch —* allge⸗ 
mein war uub bet ge vom Krieg — helfen komnte, fi 
ger die Mufte * e ſtaatliche 6 oder Unter als hi 
fo — ewerbef * iſt von der polh chert | ejell- 


| — (Jahrg. 1 ©. 890). Das 
Jaus tt eine zrivatniannes, Dr Sendenberg (ebend. S.492. 
Er haben Bes * —— iſt, wä Ken ea Ken Irrenweſen als Sta 


Ha ne bebentender en von Bir- 
ern Sein, Ai HERR: iſt bon der polhtechn. 
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ätigfeit der Polizei durch den Peſtalozziverein en 
©. N) um ‚den ‚Verein zum ( x das Wohl der arbeite 
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Die ftatiftifche Abtheilung des Vereins für Geographie und Statiſtil erſpart 
dem Staate ein ftatiftifches Amt, der phyſilaliſche Verein macht * eine tech⸗ 
niſche Behörde entbehrlich. 

Diefe Beifpiele mögen genügen, foweit e8 freiwillige Thätigfeit für Zwea⸗ 
betrifft, welche entſchieden dem Staate angehören, auf das Gebiet der Wohl- 
thätigkeitiuund Bildung, welches überall theilpeife der Privatthätigteit überlaffen 

zu werden pflegte, wollen wir nicht weiter eingehen und verweifen auf die über 
Siefen u. im: Jahrg. 1857 gegebenen größeren Mittheilungen, 


Seranzie hung der Staatsdiener zu den Gemeindelajten. 
t8fall, 
mitgetheift vom: Geiäte- Melon und — Zeigermann in Guben. 

Inder Stadt Paderborn wird das Kommmmal» Defizit durch Zufchläge zu 
den Staatsjtenern aufgebracht. 

‚Der Geheime Zuſtiz- und Appellationsgerichts-Matb Dr. B. und Genofjen 
dafelbft waren namentlich in den Jahren 1852 bis 1855 einfchließfich mit ihrem 
—— Dienſteinlommen zur Deckung des Kommunal-Defizits herangezogen worden. 

ZIhre Reklamationen, denen fich insbefondere auch der Chef-Präfivenf L. an- 
gefchtoffen er blieben bei den Verwaltungs - Inftanzen ohne Erfolg, (eat 
fie die aus iefchriebenen Steuerbeträge unter Vorbehalt des Regre e8 an die 
Kammerei⸗Kaſſe abführten und den Weg Nechtens bejchritten. 

H rt beantragten, die Kommmmal-VBerwaltungsbehörde zu Paderborn zu ver 
urtheilen: 

1) das Dienfteinfommen der Mäger nur unter der Voransjegung zu ben 

Kommunal-Stenern heranzuziehen, daß auch ber Beitrag der übrigen Cin- 
—* der Stadt in Form einer allgemeinen Einkommenſteuer erhoben 


2). Die, erfingte für verpflichtet zu erflären: das Dienſteinkommen der Klä— 
ger in diefem Falle nur mit der Hälfte feines Betrages zur Quotiſirung 
zu bringen und 

‚3) den Mägern die in den Jahren 1852 bis 1855 einfchlieflih von ber 
weiten Säfte ihres Dienfteintonmens überhobenen Steuerbeträge, in 

Feine fie den Nachweis führen würden, daß fie bieferhalb rechtzeitig. re 

eh oder die Klage angemeldet hätten, zurüczuerjtatten; bie Ermitte- 
‚des Betrages aber dem Separatum vorzubehalten. 

Die füge. < fen Kläger hauptjächlich darauf, daß, da in Paderborn 
bie, Kommunalfteu t in Form einer allgemeinen Einfommenftener Na 
würben, das a der Stadt, das Dienfteinfommen der Staats 
nie, nach $. 1. des Sefetes vom 11. Juli 1822, ganz in Wegfall ri 


ie. Verflagte beftritt bie Anwendbarkeit des Gefekes vom 11. Juli 1822, 

er erfte Richter — das Kreisgericht in Arnsberg — verurteilte bie 
Mor rllagte nach dem Klageantrage. Der zw eite Richter — das Appellations- 
je dafelbft — wies den Kläger zurü 

Auf die von den Tebteren en Revifion bat das Kgl. Obertribu: 
nal die zweite Entſcheidung rüdfichtlih Der beiden erjten Klagepunkte 
abgeändert und das erfte Urtel wieder hergeftellt; bei dem dritten 
Klaͤgepunkte dagegen das Appellations-Erfenntniß beftätigt aus fol- 
genden Gründen. 
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Die Befchwerde der Kläger über bie Entfcheidung des zweiten Richters rück 
ſichtlich des erſten Klagepunktes ſei gerechtfertigt. | 
Demfelben müffe allerdings darin beigetreten werben: daß das Geſetz vom 
11. Juli 1822 zu Paderborn, ungeachtet ver Einführung der Gemeinde Ordnung 
vom 11. März 1850, gefetliche Gitftigfeit behalten habe. Denn der $. 39. ver 
u — eingeführten revidirten Städte Ordnung vom 17. März 1831 
eße feit: RL 
„Wegen der Beiträge ver befoldeten Staatsdiener follen die Vorfchriften 
des Gefetes vom 11. Juli 1822 88. 1—7. und 88. 9—12. angewen- 
det werden." | 
Dies Geſetz fei aber nicht nur felbftftändig wor Publifatlon der revidirten 
Städte-Orbnung ergangen, fondern e8 jet, nachdem jchon in ber revidirten Städte: 
Ordnung auf die Beichränkung Dan? Anwendbarkeit im $. 13. deſſelben gar 
nicht mehr hingemwiefen worden, in der Kabinets-Orbre vom 14. Mat 1832 aus: 
—— die Anwendung des Geſetzes auch auf mittelbare Staatsdiener und alſo 
überhaupt: 
in alfen Städten, in welchen die Kommmmal-» Abgaben in Form einer 
allgemeinen Einklommenſteuer erhoben würden, ur 
befohlen und mithin von der Geltung einer der Städte- Ordnungen nicht weiter 
abhängig gemacht worden. | 


sei Denn es nun im $. 156. der Gemeinde » Ordnung dom 11. März 1850 
eiße: 


„Von dieſem Zeitpunfte (nämlich der Einführung ber Gemeinde ⸗ Orb- 
nung) an treten für die betreffenden Gemeinden die bisherigen Geſetze 
u Berorbnungen über die VBerfaffung der Gemeinden außer; 


aft", ung 
fo fei dadurch allerdings die revidirte Städte-Drdnung aufgehoben werben, nicht 
aber das Geſetz vom 11. Juli 1822 außer Kraft getreten, da ſolches die Ver⸗ 
faffung der Gemeinden gar nicht berühre, jondern vielmehr die Heranziehung ‚der 
Staatsdiener zu den Gemeindelaſten feſtſtelle, überhaupt ‚alfo nur über, Rechte 
und Pflichten der Beamten Beſtimmung treffe. hin 
Eben fo grundlos berufe ſich die Verklagte .auf den $: 3. der Gemeinde- 
Ordnung vom 11. März 1850, welcher verorbne: | 
„Alte perfönfichen Befreiungen find ohne Entſchädigung aufgehoben.“ 
Denn ver Inhalt des Gefekes vom 11. Zuli 1822, in Verbindung mit der De- 
Hlaration vom 11. December 1809 zeige unzweideutig, daß dadurch ‘eine perjänz 
liche Befreiung ver Beamten weder beabfichtigt, noch bewirkt, vielmehr gerade 
deren Verpflichtung zur Kommunalſteuer feftgeftellt und die Art der Veranlagung 
veffelben normirt worden. Br 
„Es erfcheine daher ganz richtig, wenn der zweite Richter die Grund» 
fäte'des Gefekes vom 11. Jull 1822 fiber die Heranziehung ver Staats- 
diener zu den Gemeindelaften neben und ungeachtet der Einführung ber 
Gemeinde-Orbnung vom 11. März 1850 zu Paderborn als fortdauernd 
und giltig angefehen habe.” nr 
"Dagegen könne die Auslegung, welche der zweite Richter dent Gefege vom 
11. Zult 1822 ; rag nicht fie zutreffend erachtet werben, » wenn er zu dem 


Der 8: 1: des Geſetzes verordne ganz allgemein: 
„Das Dienft - Einfommten der Beantten katın vom den Gemeinden, zu 
welchen viejelben gehören, überhaupt nur banm beſteuert werben, En 
auch der Beitrag der übrigen, Einwohner des Orts in ae einen all- 
en. Einfommenfteuer erhoben wird“ 
unb bie — 2—6. beſtimmten die Grundſätze, wie und wie hoch Das Dienft- 
— veranlagt und beſteuert werden ſolle. 

Ganz ohne Zuſammenhang mit den übrigen Vorſchriften und der Bortfef- 
jung En e8 aber, wenn ber zweite Richter im 8. 3. auch eine | bi- 
refte Kommunalſteuer vom Dienfteinfommen der — als die un 
allgemeinen Grundſatze des 8. 1. eingeführte, gedacht und zugelaſſen w en welt; 
auch de ER ermeijen, wie bie M $. 12. fejtgejeßte Ver iR 
ten Gemeinde⸗ Y6haben und bie im $. 7. erwähnte Verbindlichkeit Beamter 
ifr anderweites Vermögen ber Kommunaljteuer gleich andern Br; ert ee er 

ützverwandten zu unterwerfen, die vom en Richter adopticte Auslegum; 
ber erften vier 88. des Geſetzes unterjtüken folle. Br? 

Hiernach müſſe der erjte Antrag der Mäger und die Enticheidung des Rich» 
ters erfter Inftanz fiber denſelben für richtig erflärt und lektere wiederhergeſtell 
werben. — Wäre durch das ziveite Urtel und verfchiedene Aufüihritiigen ber 
Parteien nicht während des Prozeffes das Pete | * ft in —— geſtellt wor 
den, ſo hätte die Frage entſtehen können: ob die Kl eine Vera 
laffına zur Formirung ihres erften Klage⸗Antrages gehabt und Haie wegen deren 
Mangel abzumweifen gewejen wären. Denn fie Feist führten in ihrer Klage aus, 
baf bie Erhebung ber Kommunalſteuer durch re zu den bireften Staat: 
ſteuern eine allgemeine Einkommenſteuer herſtelle, behaupteten alſo ſelbſt: daß 
ihnen in Folge einer zu Paderborn eingefuͤhrten allgemeinen Einlommenſteuer die 
Kommunalſteuer ae worden. 

Uebrigens werde die Anficht der Kläger, daft durch jene Kontummtalzufchkä; 
eine ei Einfommenftener fir hergeftellt zu erachten, In ber Eircular-Ver- 
fügung der Minifterien des Innern und der Finanzen vom 2. Junt 1856 um 
in deren Befcheide vom 18. Auguſt 1856 (Staats- —— &. 1915 um em 
rüdjichtlich der Heranziehung des Dienjteinlommens ver Beamter zur 
nalſtener überzeugenb darget n 

Mit dem zweiten (age-Antrage babe der zweite Jaſtanz gRichter Die ME 
ger abgewieſen. 

In den vorangeführten Verfügungen werde auseinanbergefekk: baf bie Er 
hebung der Kommunalftenern durch Zufhläge zur Klaffen- und 
tlaffifigieten Einfommenftener eine allgemeine Kommun 
tommenftener feiz dagegen könne auch ein Zweifel gar ai —— 
— zum Maaßſtabe dienenden Staatsſteuern vom nlkommen erhoben 

ben 


Wie aus. der Inftruftion vom 18. Febr. 1834 (v. Kamptz Anal, Bd. 18. 
©. 117.) biergegen Etwas anzuführen jei, könne aus deren Inhalte nicht ent⸗ 
nommen werden. 

Wenn aber in Paderborn noch außerdem Zuſchläge von der Grundſteuer 
erhoben und alſo auch damit Kommunal-Bedürfniſfe gededt würden, ſo ſel nicht 
abzuſehen, wie dadurch in Anſehung ver Einfommenftener die Anwens 
bung ber Grundſätze des Geſetzes vom 11. Juli 1822 833. 1. und & 
ausgeſchloſſen würden, und die Verklagte etwa berechtigt werben 
mehr als die Hälfte des Dienft-Einfonmmens der Beamten zur Steuer; 
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oder wie daraus det Wekineten ein“ Nachthell erfbdchfeir: möchle, diß nicht 
das geſammte Kommunal-Bedurfniß aus der Einlommenſteuer, ſondern theilweiſe 
auch aus dem Grundſteuer⸗Zuſchlage aufgebracht werdee 
„Steliten vie Zujchläge zur klaſſifizirten Einkommenſteuer die Kommu— 
nalſteuer ber, zu welcher vie Beamten von ihrem Dienſt⸗-Einkommen 
beitragew müßten, jo folge gejeglih nur: daß babei auch blos die Häffte 

‚ber Befolbungen herangezogen werben bürfe.“ 

Es ſei daher auch beim zweiten Ringepunfte bie Abänderung bed Erkennt⸗ 
niſſes erſter Inftanz nicht gerechtfertigt, vielmehr deſſen Wiederherſtellung noth- 
wenbig geweſen. 

2 en jet die Entſcheidung des zweiten Richters beiin britten Klage 

zu be en gewejen. 

Denn, ſelbſt abgeſehen von dem ungeeigneten Vorbehalte ber Frage: ob jur 
gehörigen Zeit veflamirt oder Klage angentelvet worben, aljo überhaupt: ob von 
einer Rückfotderung die Rebe fein könne, jei der Anfpruch ber Kläger gänzlich 
unfubf Ste wolkten ein Nückforverungsrecht geltend machen, anfcheinend, 
weil fie prägrapirt wären. Sie hätten aber nirgend behauptet, daß bie anderen 
—————— etwa weniger als fie zu zahlen gehabt und wie viel ihnen über- 
haupt zu zahlem obgelegen; fie hätten auch nicht einmal die Behauptung erhoben: 
daß ihnen‘ mehr als $. 3. des Geſetzes vom 11. Juli 1822 zulaffe, mehr als 
2 p6t. des geſammten Dienfteinfommens, abgefordert worden; im Gegentheile 
hätten fie felbft nur als höchiten Betrag ven bes Jahres 1855 mit der Erem: 
plifitation von 2 pEt. vom Gehalte des Chef-Präfiventen 2. namhaft gemacht. 
Es fehle alſo am allen rechtlichen Grundlagen zur Rückforderung, micht blos 
am Beweiſe des Betrages, deſſen Borbehalt die an fich wicht begründete Yor- 
berithg nicht. Hagbar machen könne. 

Hierans ergeben fich die Rechtsſätze: 

1) Das Gefeg vom 11. Juli 1822 über die Heranziehung der Stants- 
bierter zu ben Gemeinde⸗Laſten ift auch in N fortdau⸗ 
ernud giltig geblieben, in welchen die Gemeinde-Ordnung vom 11. 
März 1850 eingeführt war. 

2) Bedingung der Heranziehung des Dienfteintonmensd ber. Beamten zu 
ben einde-Laften ft: daß auch alle übrigen Einwohner mit einer 

Einlommenſteuer belegt find. 

" 8) Die Erhebung der Kommmumaliteriern in Form won AZufchlägen zur 

| Maſſen⸗ oder Haffifizieten Einfommenftener ſtellt eine allgemeine Kom 
vi ‚munakEinlommenjtener bar. 

+ 4) Das Dienft-Eintommen der Beamten barf felbft dann nur zur Hälfte 
‚feines Betrages zu ven Kommunalftenern heratigezogen werden, weun 
a! ‚bie fetteren in Form don Aufchlägen zur. Haffifizirten. Einlommen⸗ 

ſtener aufgebracht werden. 

5). Wenn außer den Zuſchlägen zur Klafſen⸗ und klaſſifizirten Ginlommen⸗ 
ſteuer noch Grundjtener-Zufchläge zur —— des Kommunal⸗ Be⸗ 
důrfniffes erhoben werben, jo wird dadurch die Anwendbarkeit ber 
88. 1. und 2. bes Gefeged vom 14. Juli 1822 auf jene Einlom— 

mienſteuer nicht ausgejchloffen. 
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Zur Deffentlichfeit in Gemeinde: Ungelegenbeiten.; 
(Aus Oeſterreich eingefanbt.) 

Bon der innigften Ueberzeugung geleitet, daß es nicht der hinter verfchlofs 
jenen Thüren arbeitende Mechanismus. ver Verwaltung allein ift, welcher 
unferem Gemeindewefen auf die Dauer wünfchenswerthe Feſtigleit im Innern 
geben und es zur tragfähigen Grundlage des Staates machen lann, möchten 
wir dem von mehren Seiten geftellten Verlangen nach allgemeiner Deffentlich- 
feit in Gemeinde Angelegenheiten neuerdings Ausprud leihen. Bisher Tegen 
ſechs Gemeinde- Verwaltungen (Agram, Brünn, Salzburg, Temesvar, Trieft, 
Wien) wenigftens fo viel rüdjichtsvolle Achtung für ihre Mitbürger und berem 
Intereffen an den Tag, daß fie den Inhalt ihrer gie Berhandlungen aus- 
zugsweiſe durch die Lokalblätter veröffentlichen. ir | 


die Voranſchläge der jährlichen Einnahmen und Ausgaben verlautbaren, und baf 
hie und ba eine Notiz über eine und bie andere Gemeinbe-Angelegenheit au 
Ummegen zur öffentlichen Kenntniß gelangt, jo haben wir Alles aufgezählt, w 
in Defterreich, deſſen Yändergebiet jo viele große und befireiche Kommunen u 
faßt, für die Deffentlichkeit im Gemeindewefen gejchiebt. ragt 

Sollte diefer enge Kreis feiner Ausdehnung mehr fühig fein? Sollte Die 
Zahl der oben genannten Gemeinde - Verwaltungen nicht eine baldige Vermehrun 
erfahren fünnen? Haben die andern Gemeinden nicht gerechten Anf pruch be 
auf, daß ihre Vorftände, ob fie nun behördlich beftellt oder von ihren Mitbürger 
gewählt find, dem Beifpiele ihrer ſechs Kollegen folgend, ihre V e 
wenigſtens in Protokollform veröffentlichen und nicht einzig durch Erläſſe ohn 
Motivirung regieren? 3 — 

Dieſe Fragen ſollten in den betreffenden Weichbildern von allen jenen Bür- 
gern ernftlich erwogen werden, welche in und außer den Rathsſtuben, trotz bes 
einfchläfernden Verwaltungs» Spitems, offenen Sinn und Jutereſſe für die An 
gelegenheiten ihrer Gemeinden bewahrt haben und deren Wichtigfeit im Zufam- 
menhange mit dem Gefammt-Organismus des Staats richtig erfennen. An 
ihnen tft es, die Umabhängigfeit ihrer Gefinnungen und den Eifer für das 
Gemeindewefen dadurch zu bethätigen, daß fie insgefanmmt und mit dem U 
gebote ihres ganzen Einfluffes das allen Gemeinfiun ertöbtende Shwe 
gen über die Pebensfragen der Kommımen, deren Bebürfniffe und Mängel, zu 
brechen fuchen. Wir haben hier in erfter Linie alle jene Gemeinden im Yuge, 
innerhalb deren Marken Lokalblätter erfcheinen, welche die nächiten, bequem- 
ften und billigften Organe find, um Rath und Bürgerfchaft in unmittelbaren 
Kontakt zu bringen und der weiteren Erörterung bes hieher Gehörigen zu bienen. 
Nachitehend folgt die Yijte diefer Gemeinden: Arad, Aufig a. d. Elbe, Becslerel 
Gr., Bogen, Brescia, Bregenz, Brunel, Brür, Bubweis, ‚Como, Cremona, 
Debreszin, Eger, Feldfirh, Fiume, Gmunden, Grag, Herrmannftadt, Iglau, 
Innsbrud, Klagenfurt, Klaufenburg, Krakau, Krems, Kronftabt, Laibad, 
Yeipa Böhm, Lemberg, Yeitmerig, Linz, Lodi, Lugos, Mailand, Mantua, 
Neutetſchen, Neuſatz, Dedenburg, Ofen, Olmütz, Padua, Pavia, Peſth, Bilfen, 
Prag, Preßburg, Raab, Reichenberg, Roveredo, Rumburg, Semlin, Steher, 
Teſchen, Tetſchen, Trient, Troppau, Udine, Venedig, Verona, Vicenza, 
Wels, Werſchetz, Zara, Znaim. 

Von guten Folgen für eine größere Oeffentlichkeit in Gemeinde-Angelegen⸗ 
heiten wäre es, wenn die Verwaltungen ver Landes» Hauptjtäbte mit ber 
regelmäßigen Verlautbarung ihrer Protokolle vorangingen; e8 würbe das zweifels- 









ohne feine Wirkung auf die andern bier angeführten Gemeinden und ihre Nach- 
barn äußern, und zwar um fo eher, je rafcher die Zahl der namhaften Ge- 
meinden zunimmt, bie für das Princip der Deffentlichkeit gewonnen werben. 

Es ift im proviforifchen Gemeinde Gefete nicht geboten, den Stäbte- 
Bürgern das wiſſen zu laffen, was wir hier in fo befcheivenem Maaße bean- 
ſpruchen — aber follte denn der Sinn für felbftftändiges Handeln fo völlig 

en fein, daß von nahe an neunhundert Städte- Gemeluben 
in Defterreih nur für ſechs berfelben die Verlautbarung der Gemeinde» Proto- 
tolle, d. 1. ein Akt, der nicht direft geboten ift, ein Bebürfniß jcheint? Es 
mag einzelnen Rathöherren jehr unbequem fein, - etwas von dem geheim⸗ 
nigvollen Gange der Verwaltungs: Mafchine zu dem Gehöre der durch fie Re— 

bringen. foll — aber: jollen die Millionen Stäbtebürger in fortwährenber 
Unfenntniß deſſen erhalten werben, was bie ftufenweife Entwidlung oder wohl 
auh Berwidlung —*5* eigenſten Angelegenheiten betrifft, blos deshalb, weil 
ein wenig Oeffentlichkeit auf die behagliche Ruhe einiger Herren aus dem Rathe 
der Gemeinden ftörend einwirken könnte? 

Bir betrachten eine allgemeine größere Deffentlichkeit in Gemeinde- Ange- 
fegenheiten als das erfte Moment, um die Theilnahme der Einzelnen an dem 
müchften großen Ganzen, dem er angehört, Mr weden und wach zu erhalten; wir 
betrachten fie als eine gute Gelegenheit, die Aufmerffamkeit aller Bürger auf 
die immer wichtiger werbenden geiftigen und materiellen Interefjen der Gemeinden, 
auf die Möglichkeit ihrer Förderung und auf die der leßteren entgegenftehenden 

erniffe binzufenfen; wir betrachten fie als den Anfang einer Kontrolle ber 

ürger über ihre Verwaltungen, welche gewiß Jeder wünfchen muß, deſſen 
Lebenserfahrungen in eine nicht allzuferne Vergangenheit zurüctreichen, an deren 
Bürden, aufgehäuft in ben dicht verfchloffenen Büreaus, fo viele Gemeinden 
noch ſchwer E tragen haben; wir betrachten fie als Mittel, um den außerhalb 
der Verwaltungskreiſe Stehenden die öffentliche Erörterung von Detailfragen 
möglich zu machen, daß die Maafregeln der Gemeinde» Behörden nicht ein- 
feitig ausfallen und in ifrer Bedeutung Allen Har werden; wir betrachten fie 
endlich als von großer Bedeutung für den Geſetzgeber; denn die Deffentlich- 
teit in Gemeinde Angelegenheiten ig wefentlich bei, die Wirkungen der 
Gemeinde: Gefeggebung an den Tag zu legen — fie wiirde, hätten wir 
fie im laufenden Jahrzeheub in gehöriger Ausdehnung befeffen, beffer als alle 
ni den propiforifchen Zuftand in unferem Gemeindeweſen beleuchtet 
haben. Ww. 
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I II. 
| StEELIBIN. 


Abſchluß der Kämmerei-⸗Kaſſe zu Halle a. ©. pro 1857 ımd 1858 
mit dem Etat pro 1859. 






Einnahme. 






Titel. 


L] Bom Grunbeigentbum: 
A. Erb» und Grundzinfen und andere Ger 


”* 
—— — nn 


fälle 4— 

B. an Erbpächten und "Kanon L116G18 1 

C. an Zeitpächten und Miethen. . 11,456 7 6 

D. an Bächten und Miethen von Freienfelde "2,797, BIO 
11. Zinjen von Attivis: | 
As Unablölie . » 2 2 2... 46 14 


ke 


Be MRÜBR > = 2 0 0 = ee 6.19 
II] Bon Berechtigungen: 





AMarttgefile - ... PR PR 
B. Wangegebühren ee N ei FA nz 
Cem : 2: 2% 0 5 ER 
D —— * ER ee aslım rr 
. Hausfonbeergänzungsftener — ne 
IV. Sommunalfeuer und äbnfide Er 
bebungen | 
1 a) Kommmnal - Zuſchlag — und 
Schlachtſteuer N — — 
b) Deahlfteuer-Drittel . . 1' 28883) -— 
2, Einfommenfteuer . 34.5854 — 
3, Tantieme für Erhebung der Gewerbe: 
fteuer . i 652 — 1 — 
» Sporteln, Aufentpalttarten, Oebldren — 


DIR Strafgelber - 

oT — 
> 5 02 5 

vr um ii nen 1,070 


— 


Ds 
1 


Summa | 3 — 97 





pe 591, 11 gonna 91107 1 9- 


Re 


Die efammt-Einnahme bes Etats pro 1857 betrug 95,720 Thlr. 11 Sgr. 6 Pf., es 
bat alfo eine Mehr-Einnahme von 11,791 Thlr. 27 Sgr. 6 Pf. flattgefunden, wovon allein 
auf Zit. IV. L und 2. bie erhebliche Gur Summe von 10,484 Thlr. 6 Sgr. 3 Pf. fällt. 

Die Ueberſchreitung des Etats pro 1858 hat gleichfalls feinen hauptſächlichſten Grund 
in ber Mehreinnahme bei Tit. IV. und in ber befinitiven Verrechnung ber im Laufe der Jahre 
bisher als Afjervate verrechneten Ueberſchüſſe des Eichungs-Amtes. 


Ergebnif 
ber 
pro 1857. 

























Ansgabe. 


it. | 


Tbir. Sur. EUR 


Berwaltungskoften: 
LA. rer hi ber Mitglieber des Ma- 
t6 


—— ber veamten ad Sub- 
——— e eingeſteitter 

ugen ſo 
—J 
— ——— ve Ren * ee 


—m * Zemnnerationen 
sl. ie. 

——— (tie 

d- und Ghunbainfen . . . 


. Andere Abgaben und Salten . . 
enfionen, Wartegeldern, Un- 
erfägungeni . . . |.» . ; 
ur der Shulen . . 
a Stipenbi : 

Unterhaltung der Grundküde 
— der in 
> e ®* ” 3 [3 * 
bäffe zur Armen; fie —— 
R yeligeltidien Be , 
xT. bi Unterhaltung ber Landwehr 
unbe Militär-Anftalten . 
lot: benerleubtnng, Bafferkunf, 
dffentiiße Brunnen, , 
XıIL. "nenen unb andere Kofen, Abon- 
entsgelder und Remiflionen 
Yuldentilgung . : 
—364 der sibtiechei 
Salem: n * “ “ “ ” * * ” [3 [2 
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Er = 


=>) 
sub 
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= 
= 
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Bumma | 
Abihtup. 


Die Einnahme beträgt. 2 2. . 
Die Ausgabe betlägt .- » 


verbleibt Beſtand 





Nahweifung der Einnahme und Ausgabe der Gad:Anftalt in Bielefeld; 
bom 1, Dr * LOltober 1858, 
nnabme. 













pro Monat 
Thlr Sgt. Pf 


1857 Oltober —E 
„ November. . h ı2 
» Dezember . 61 

Januar . . 
„» ebruar . 8 
ärz ‘ 10 
’ April [3 [2 [3 [3 ‚ 9 
„ Mai 2 
„ Juni . . . a 
[71 Zuli . * ” E * * * * 8 
Pa: rn 41 
„ September — 4 





pro Monat 





1857 Oltobex. 
„ Rovember 
„. Dezember rn ar 
1858 Januar 00.0.0 


| 411 21110 
el srl 4 
l 174 12] 2 


3-9) 58 1 
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Summa | 846 1 


| 
Die Einnahme beträgt . . 11 — Thlr. 12 Gyr. PTR 
Die Ausgaben . el... 20m 3. 


* find Seifen: — Tor 26 

von zu 

a) Zinfen von 59,000 Thir. esse warn En 6 6 
b) Amortifation zu Lp&t. . . . 2... 


4. 

















bleiben 


fo daß nah Abzug biefer Summe von —— 3405 —* 26 € ; Er 11 Bf. ein Ueber 
ſchuß Bleibt von . . Thlr. 26 Sgr. 1 Pf. 
Dazu ber Mebhrbetrag der Beſtande * gegen Ottober 1857 mit SEE u ——— 
bleibt Gewinn bir. & & 

Berlauft er in bem bor er ragen ausichließlich ber Straßenbeleuhtung, 
welche ca. 398,000 Kbf. verzehrte, 2,819,000 Kbf. Gas. Eine Berechnung der wirklichen Gas 
probultion hat weg wegen Unguverläffigfeit bes —— unterbleiben müſſen. 

—— — — — 





EIER der Armenanfalt der Stadt Leipzig im Nechnungsjahre vom 1. Juli 
' 1857 bid 30. Juni 1858, 


Der kürzlich ansgegebene Jahresbericht diefer Anſtalt enthält nachſtehende ſummariſche Er- 
gebniffe: 

Die Gefammteinnahme betrug . . » . + 74,821 Thlx. 2 Nor. 6 Pf, 
gegen das Borjahr 2309 Thlr. 19 Ngr. mehr; hauptfächtich die Steigerung ber Subfcriptions- 
Beiträge von Einheimifhen von 15,255 Thlr. 7 Ngr. 1 Pf. auf 18,463 Thlr. 29 Ngr. 5 Pf., 
der Almofenamtseinkünfte von 4117 Thlr. 14 Nor. 7 Pf. auf 6662 Thlr. 10 Nor. 4 Pf. und 
ber gerichtlich erhobenen Beiträge bei Befigveränderungen und Erbregulirungen von 2138 The, 
19 Nor. anf 3745 The, bewirkte nächſt Dedung ber Ausfälle bei andern Capiteln bie Mehr- 
Einnahme. 

Die Sefammtansgabe betrug 2 2 0 0. 65,758 Thlr. 28 Nor. 4 Pf., 
gegen das Borjahr 3188 Thlr. 2 Ngr. 6 Pf. weniger; von biefen Ausgaben kamen jedoch 
theils als Aufwand auf bie Beſitzthümer, theils als Rüdzahlung an den der Armenanflalt ſelbſt 
gehörigen Hertz'ſchen Stiftungsfonds in biefem Jahre 10,666 Thlr. 20 Ngr. 3 Pf. und im 
vorigen Jahre 15,682 Thlr. 19 Ngr. 8 Pf. dem Anftaltsvermögen jelbft zu Gute, nad beren 
Abzug der wirkliche Koftenanfwand im biefem Jahre . . . . 55,092 Thlr. 8 Nor. 1 Pf. 
gegen 53,314 Thlr. 11 Ngr. 2 Pf. im v. I. betragen würde. 

Zur Berthpeilung refp. Auszahlung kamen: 

921 Bibeln und Gefangbüdjer an die Konfirmanden ber Armenſchule, 
392,871 Pfund Brod, worunter 46,775', Pfund an die Armenhausbewohner, 
14,747 Baquete mit 10,547 Bd. Lebensmitteln, als: Bohnen, Erbfen, Graupen, Maisgries, 
Hirfe, Linfen, Mehl, Reis gegen baare oder in Marken flattfindenbe Erlegung von 
1 Ngr. pr. Pag. nad dem Einkanfspreife, 
5,784 Bekleidungs⸗ Bettftüde und Schuhwerk, 
2961 Anweifungen auf je Klafter Floßholz — 9217: Klafter, 
8526 " » Scheffel Kohlen = 1763 Sceffel, 
— am Kranke aufer den Medikamenten, 
7,308 Thlr. 5 Ngr. 5 Pf. wöchentliche Gelbalmofen, worunter 260 Tylr. aus Bermädt- 
niſſen, 
22 „ 20 :5 „.‚besgl. an auswärts, heimiſche, hier wohnhafte Arme, 
854 „ 18 „ 2 „ aus jonftiigen Vermächtniſſen und Schenkungen an bie Armenan- 
flaft, nach Vorſchriſt der Vermächtniß - und Schenfgeber, 
2AB „ 5 „4 „ aus den übertiefenen Almoferamtseinkünften, unter dorjchrifte 
mäßiger Verwendung, darunter 454 Thlr. 19 Nor. 2 Bf. für 


Armenbegräbniffe, 
4 „ 4, 1 ,„ Aufdingebuhren, 
16 „u 4 u — „ amßerorbentliche Unterftügungen, 
8 u An — „ Rurkofienbeiträge an das Jalobshoſpital, 
4 u 6 u 7m Schulgeld an die Fatholifche Schule, 
20602 „ 23, T m Berpflegbeiträge an das Georgenhaus, 
180 — ſonſtige Berpflegbeiträge. 


An Empfängern ı öffentlicher Unterftügung zählte mar: 

1) als Empfänger laufenden Wohenalmofens, nachdem zum vorjährigen Beftand von 
1160 im Lanfe des Jahres 151 Hinzugelommen und 168 abgegangen waren, am 30. Juni 
1858: 1143 Perfonen excl. ihrer Bamilienglieber, und zwar 358 männliche und 785 weib- 
liche, von denen 571 Gelb und Brod, 177 nur Geld, 395 nur Brod erhielten; 26 männ⸗ 
liche und 169 weibliche waren völlig arbeitsunfähig. Orgen das Borjahr hat ſich bie Zahl 
der Usterflügten um 17 verringert. 


Das böhfte Woche nalmoſen beitrug 1 Thle; baar und 10%: Pfund Brakiı aid 
niebrigfte 2%, Nor., das Durchſchninsalmoſen für jene 1143 Perf. betrug wöchentlich 
4 Nor. und 5%, Pjund Brod; 

2) 16 arme RE erhielten wöhentlihe Geldſpenden aus ber Dr. Sertigen 
Stiftung; 

3) 166 Inguilinen des Armenhaujes und Dr ea 
ner, 86 frauen, worunter 6 Ehepaare, und 34 Ermittirte = Age 
Ein Theil der Ermittirten wurbe gegen Berpflegbeiträge bes — eitı 14 aeg 
hülfe aus dem Georgenhauje in das Armenhaus anfgenommen. Zum vorjäprigen fa 
an 138 Armenhausbewohnern lamen hinzu 25 Armenhausgenoſſen und 45 Ermittirte, gin · 
gen ab: 31 Armenhausgenoffen, 27 durch den Tod, 4 freiwillig und 11 Egu * J 
Unterhalt eines Armenhausbewohners koſtet, ungerechnet bie Zinfen des An * 
durchſchnittlich 28 Thlr. 4 Ngr. 4 Pf. jährlich, ca, 2 Mar. 3Yr Pf, täglich, 

4) Für 95 Perfonen, 1 weniger al im Borjahre, waren fortlanfenbe Berpflegheit 
Georgen. und Waiſenhaus zu zahlen, al8: für 11 Verſorgie, 5 wänuf,, & 
theils im Waiſenhauſe, theils in deſſen Auftrag bei Familien verp albwaiſe 
männl, 33 weibl; je 1 männl. Zögling bes biefigen Befalopifife. und, zu Blin 
tuts in Dresden. Außerbemn wurben Verpflegbeiträge gejahlt für 12 auberwärts 
brachte Kinder, wovon 2 Knaben im Taubflummeninflitut, 1 Kuabe. in ‚der. Berforgungs. 
Auftalt zu Hubertusburg, die übrigen bei Angehörigen ober — * ben Laude ver 

pflegt wurben. ei 

5) Für 9 in Leipzig beimifche, auswärts wohnhafte Arme wurden Berpflegbeiträ “ 
Wohnortobehörden bezahlt, R 

6) 1773 Kinder, 866 Knaben, 907 Mädcheu, erhielten während bes — * 
Unterricht in ber von ber Armenanſtalt unterhaltenen Armenſch ule, 372 mehr 
vorigen Schuljahre, Die nöthigen Bücher und. dergleichen mehr werben von ber. 
geliefert. 

7) Für 62 arme Zöglinge der Fathol. Schule wurde Schulgeld, 

8) ,„ 29 confirmirte Armenfchäter wurde Auf dingegeld entrichtet, 

9) An 40 Perfonen wurden außerorbentlide Gelbunterfügungen ae 

10) 2837 Perfonen, und zwar: 
* Der! worunter 49 Armenhausbewohner u. 8 Gträffinge, 
730 Knaben, worunter 100 Katechumenen, | 
' 735 Mädden, " 106 " FR 
wurpen mit Kleidung berieben, 
11) 196 Ziehfinder wurben unter armenärztliher Mitwirtung beauffichtigt, 
12) 3101 Krante empfingen in ven 5 armenärztlihen Diftrikten Sreikur, 
15 „ " wunbärztlihe Freikur, 
woneben aud vorerwähnte Speilemarlen uud. Freibäder, fo wie bie nötigen Br 
Bandagen u. ſ. w. gewährt wurden, Bon 8101 Kranfen wirben 2485 
beſſert entlaffen, 347 — — übergeben, 9 dem Wundarzte übergeben, 1 
















Jalobshoſpital zugewiefen, bie weiten geheilt ober gebeifert entlafjen, vier — F— e 


banblung, 
13) Für 12 Gelvalmofenempfänger wurden Berpflegbeiträge au das Iatoßspofbilaf gezahlt. 
14) 204 Perſonen wurden aus dem Almoſen begraben, AIIEr 
15) Die fiftungsmäßig zu vertheilenden Zinjen von Bermädtniffen und Geſchenlen u bi 
menanfalt und aus, ben. Almoſcuamtseintünften wurden in Speuben. an ib u ib Beue 
rungsmaterial an 654 Bercipienten, meift Öffentliche limojenempfänger, ertheil 
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Bei der Armenderwaltaug waren freisällig thätig: bie 27 Mitgliebet des Armenbiret. 
toriums, als 1 Borfigendes, 1,Biceborfigenber, 1 Actor, 1 Caffixer, 1 Bicelaffixer, 1 Vorſteher des 
Armenhaufes u. d. Carlſchen Stiftung, 1 Borſteher der Armenbelleiduugsanftalt, 1 Borfteher der 
Armenbrodbäderei u, d. Waarenſtube, I Borfteher ber Krankenpflege, 2 Schulvorſteher, 16 Diftritte. 
Vorſteher, von benen 1: mı der Breunmaterial » Bertheilung und 2 in Gemeinfcaft mit dem 
Actor der läbtifhen Anſtalt für Arbejtsnachmeiſung vorſtanden; ferner 1Berwalter der Waa- 
venftube, 63 Urmenpfleger, „1 Plleger der Carl'ſchen Stiftung, 78. Subferiptionspfleger, zu⸗ 
ſammen 170 Perſonen. Die ärztliche Behandlung im Armenhauſe beſorgte 1 Arzt umentgelbi.; 
in den 5 ärztlichen — — 4 — und 1 RI: 


! ri . d ! 


Bericht über die Verwaltung der erſten Öksrreiififhen: Bpertäffi und allgemeinen 
Berforgumgdanttalt für dad Jahr: 1858. 


‚Die Einlagen. von 100,445 Barteien betrugen in De, W. 7,987,969 gi Al Kr.zurückgezahlt 
wurden auf 74,107 Parteien De. W. 6,820,097 Fl. 82 Kr. im Ganzen. ergiebt fi alſo i. J. 1858 
ein Seihäftsverlehr am Vereinstiſche mit 174,552 Part. u, am Kaſſatiſche mit De. W, 14,808,066. 
Fl. 98. Kr. — Die Einlogen und. Rüdzahlungen des. Jahres 1858 gegen. einander gehalten, 
findet fi, daß, bie Zahl der Einlagspoſten bie der Rüdzaplungspoften. um 26,338. überſteigt 
und bie Summe der Einlagen, bie der Ruͤchahlungen um De, W. 1,167, 871 FL 88, Kt. 
überragt. Dusch die dem Iutereffenten + Einlogsfopitale ftatutenmäßig am 30. Juni und am 
81. Dezember 1858 zugeichriebenen und als neue Einlagen geltenden 4'/, pCt. Zinfen zuſam · 
meu pr, De. W. 1,348,949 Fl. 91 Kr. exgiebt ſich mit Schluß des Jahres 1808 eine Vermeh⸗ 
zung des Interefjenten-Einlagslapitald um De. W. 2,516,821 Fl. 79,; Kr. Auch hat ſich bie 
Zahl per Iutexeffeuten + Einlagen um die, namhafte Ziffer von 8,851 vermehrt. .— Das Inte 
vefjenteu-Einlagsfapital der Alſer Polizeibezirke + Eriparniftaffe hat fih mit Eude bes Jahres 
1858 durch Zuſchreibung ber jährlichen Inserefjen auf De. W. 202 Fl. 6 Kr. erhöht, Das 
Gefammt-Einlogstapital mit Inbegriff ber in Folge kaiſerlichen Miuzpatentes . vom, 27. April 
1858 ‚ebenfalls in Defterr, Wäprnug ungerecpneten Wiener Währungs - Einlagen, beträgt am 
31. Dezeruber. 1868 Oe. W. 32,980,653 $1. 84 Kr. Die Abſchlußſumme deſſelben vom Jahre 
1857 eutgegengehalten per Oe. W. 30,463,832 Ft. 4, Kr. zeigt hiermit eine Bermehrung um, 
De. W. 2,516,821 51. 79,, Kr. Diefes Gefammt-Einlagskapitalim Betrage von De. W. 32,980,653 
El. 84 Kr. vertheift ſich in 178 Bücher auf 168,784 offene Conti; es entfallen baher durqo 
ſchnittlich auf eine Partei De. W. 195 51. 40 Rt. 

Das Caſſa⸗Repirement der Sparlaffe in allen feinen Gejhäfts » Abipeilungen betrug um 
Jahre 1858 De. W. 120,501,403 Fl. 47, Kr, Auf Realhypothelen gegen geſetzliche Bupillar- 
Sicherheit find mit Ende Dezember 1858 fruchtbringend angelegt De. W. 21,256,082 Fl. 19 
Kr. Die eslomptirten bankmäßigen Wechſel betragen De. W. 10,853,633 51. 68,, Kr. — Die 
Borjhüffe auf Staatspapiere und Bantattier-DeB:400,681 FI. 75 Kr. 

Bei der allgemeinen Berforgungsanftalt ftellt fi das Jutereſſenten » Kapital 
mit Schluß des Jahres 1858 in Komventionsmünze auf 11,944,631 Fl. 42 Kr. und es zerfällt 
baffelbe mit dem 1. Jänner 1859 auf Oeſterr. Währung gebracht, mit einigen Zuſchüſſen in das 
Rentenkapital 11,699,853 Fl. 64 Kr. und in das Ergänzungsfapital De. W. 844,258 Bl 
40 Rt. 

Wieder eingereift wurben im abgelaufenen Jahre 49 Interefjenten mit 49 Einlagen; 
tobtgeachtet aber mußten mach $. 30. der Statuten werben 122 Interefenten mit 132 Cinla- 
gen, fo daß überbie® nach Ausſcheidung ber im Jahre 1858 wirklich verftorbenen Interefjenten 
fich die Anzahl der theilweilen Einlagen auf 154,653 und bie ber vollen auf 28,831 belief. Be⸗ 
deutende Steigerungen in den Dividenden ergaben ſich für das Jahr 1859 in Defterr. Währung 
in der Jahresgeſellſchaft: 
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1826 V. Kaffe von 104 Fl. Een 
1827 V. „ IaL u 8:5; „a, 
1828 V. 79 7 = " 43 " 
1831 V. 34 " nn " 46 "„ 86 ” 
1834 V. " 88 „ „9. ; 
1838 VI " 121 ” [1 1; 185 " 39 " 
1844 VII " #6 u 13 u m 59 „4 " 
wıinber bebentenbe Steigerungen, 
in der Jahresgeſellſchaft: 
1829 V. Kaffe von 52 „ „79 u 
1830 V. " 43 " 17 rn 48 ” 43 [23 
1837 VL „ 207 „ 27T un MB „3 un 
1840 VL „5 „Mu 21 „50 „ 
1843 VL „ 22 55 27 3 
Der Leibrentenfonbs erfcheint mit Shluf 1858 für 12 Seibrentuer mit einem Betrage 
von 15,993 FL. 41 Kr. in Konventionsmünze dotirt. — Im Folge Ausiheidung von 8 Inte 
veffenten aus der Berforgungsanftalt ift namentlich die VII. Klaſſe der Jahres⸗Geſellſchaft 1834 
etloſchen und das Rentenkapital flatutenmäßig zur Ueberfirdmung gelangt. Der Hypothelenzuſtand 
war mit Schluß 1857 11,804,279 Fl. 58 Kr. Davon find im Laufe des Jahres 1858 ritdbe- 
zahlt worden 687,046 FI. 59 Kr., nen aber wurben efocirt 1,102,362 1. 32 Kr., fo daß mit 
Schluß 1858 der auf Realhypothelen verliehene Betrag fih auf €. M. 12,219,595 Ft. 31 Kr. 
belief. Wird hierzu noch ber Betrag von 816,650 Fl., ber auf dem Grundentlaftungs-Obfigatione+ 
Konto erſcheint, gerechnet, jo ergiebt fi eine mehr als hinlängliche Dedung bes dutereſſeuten 
Kapitals. 
Die Regie der Berforgungsanftalt belief fi im abgelaufenen Jahre auf 54,286 Fl. 14 
Mr., und es ftelit ſich heraus, daß zur Dedung ber Regie aus dem Fonds ber erften Defterr. 
Sparlaſſe 21,975 Fl. 47 Kr. entnommen werben müflen. Dieſer erhöhte Bedarf zur Dedung 
gegett das vorige Jahr findet feine Begründung namentlich in dem ungleich geringeren Zinfen- 
Ueberfchuffe, in dem minderen Ertrage ber Berzehntung vom Jahre 1858. — Die Zinfen-Ueber- 
fhüffe vom Jahre 1857 waren aber größer als jene vom Jahre 1858, weil im etfteren Jahre 
bebeutende Zinfen-Rüdftände eingezahlt wurden. Wenn bie Sparlaffe in dem Jahte 1858 nicht 
einen erheblichen Verwaltungsüberſchuß erzielt hat, fo wurde dies durch bie fo beträchtliche Zah⸗ 
fung ber Einkommenſteuer von mehr als 50,000 Fl., durch den Zuſchuß zu den Regiefoften ber 
Berforgungsanftalt und durch bie Dotirung bes Leibrentenfonds verurſacht. Demungeachtet wird 
mit ber erhöhten Berzinfung bes Intereffentenlapttats der Sparkaffe auch im Yahre 1859 fort- 
gefahren werben können, da keine erheblichen Gründe für eine ſtete Vermehrung bes Reſerve⸗ 
fonds vorhanden find, 


8888 
8 


& 





513 


Deutihe Eontinental: Gas: Gefellihaft in Deſſau. 
Betriebs » Refultate des Monat April 1859, 


Gaspro⸗ 
duttion. EE Flammenzahl. 










— Gas⸗Auſtalten. 


Kubitf; engl. am 1. Aprit m 1. Mai.| Zunahme. 













1 | zanffurt.0.D.. » 0... | 
2 üben .d.R.. »- . . 536,900 | 3,361 | 3,383 2 
3 | Botsdam ee ar, 1,088,900 | 5,315 | 5,827 12 
2: Den: lan a ‚680 | 2,785 | 2,810 | 25 
5 | 2udenwalde +1 #11 0. | 
6 | SITE * 
7 I Hagen.» — 
8 nn i 
9 Erfurt ei... u 4 
Me Al it aa im are — 
11 | Nordbaufen - » +.» * 
— 
13 | @otha . vi,» 
] ] 
Summa | 8,552,940 | 42757 | 48273 | 510 
Yu der gleichen Periode des Vorjahres 7,193,957 | ı 29,764 | 
Zahl 1,358, | 13,509 
Zunahme gr, 19° uf 145 


Der Gasverluft war im April d. I. gegen ben im gleihen Monat des Vorjahres um 
1,108,131 Kbf. geringer, jo daß bie Mehrabgabe im April d. I. 2,467,114 Kbf. betragen bat. 
Deffan, ben 21. Mai 1869, 
Das Direftorium der Deutfchen Gontinental- Gas - Gefellfchaft. 





III. 
Monats — Ehbronik 


Königreich Preußen. 


a. Gf- und Weflpreußen. 

Königdberg, im Mai. In der am 10, d. Mis. abgehaltenen Situng ber Stabt- 
verordneten wurde ber Haupt-Etat pro 185961 zur Mitvollgiehung vorgelegt, derſelbe ſchließt 
in der Einnahme fowohl als in ver Ausgabe auf 420,037 Thlr. 9 Sgr. 3 Pf. ab. Die von 
der Rechnungs-Revifionslommiffion revibirte Jahres ⸗Rechnung bes Gefecusichen Ueberſchußfonds 
pro 1858 liegt der Berfammlung vor, und wir erfahren daraus, daß bas Kapital im allerlei 
Wertpapier und Hypothelen angelegt ift, and daß baffelbe einen Nominalwerth von 61,458 
Ehlr. dat. Nach den Kourfen der verſchiedenen Papiere berechnet, iſt das Kapital 50,888 Thlr. 
10 Sgr. groß, nach dem gegemmwärtigen fo überaus ſchlechten Kourfe wird daffelbe wohl um ein 
Bebeutenbes geringer fein. — Bei der Reviſion ber Sparkaffe am 16. April wurbe ein Beftand 
von 1219 Thlr. 21 Sgr. 4 Pf. vorgefunden. Neu eingelegt waren 6317 Thlr. 19 Sr. 
5 Pf., und an Rapitalien zurüdgezahlt find 7289 Thlr. 28 Sgr. — Bei der Reviſion des 
Leihamts ift ein Beſtand von 655 Thlr. 28 Sur. 10 Pf. vorgefunden worden. Auf Pfänber 
ſtanden im vorigen Monat aus 64,606 Thlr., jetzt 65,977 Thlr. 15 Sgr., alfo jet mehr 
1371 Thlr, 15 Sgr. — Bei ber Stabthauptlaffe wurbe ein Beſtand von 56,180 Täler. 21 Sgr. 
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4 Pf, vorgefunden, — Nach ber 13. Jahres-Rehmung des Vereins für Belohnung treuer weib- 
licher Dienftboten betrug das Kapital des. Bereins 5020 Thlr., aljo 217 Thlr. gegen das vorige 
Jahr mehr: Es wurden im Laufe des Jahres 94 Prämien a 5 Thfr. amdgetheitt. 

Memel, 9. Mai, Bei der hieſigen Sparkaffe ift eine weientlich beffere Einrichtung ba- 
buch getroffen worden, daß jetzt nicht mehr wie früher nur an einen beffimmten Tage nach 
dem 1, und dem 15. jedes Monats, fondern wöcentlih an jedem freitage Annahmen und 
Auszaben der Gelber erfolgen Minen. Dem Publikum ift auf folde Weife nicht nur eing be- 
deutende Bequemlichkeit, ſondern auch dem filr bie moraliſchen ſozialen Intereſſen der Einwohnerſchaft 
fo fegensreihen Sparſyſtem eine heilſame Erleichterung verſchafft. Nach der im Monat März 
veröffentlichten Beklauutmachung betrug bie Einnahme ber biefigen Sparkaffe 183,688 Thlr. 
4 Sr. 10 Pf., Ausgabe 18,492 Thlr. 7 Sr. 9 Pf., Beftand 115,175 Thle. 27 Sur. 1 Pi. 
Bor etwa 2 Jahren wurbe ber Zinsfuß der Sparkaffe von 27% auf 3 pCt. von ben ftäptifchen 
Behörben erhöht und dadurch dem ZJuftitute noch eine größere Popularität gegeben, 

‚Elbing. Aus ver Stabtverorbneten » Situng vom 13. Mai c. ift mitzutheilen: Zur 
Regelung der Betriebsverhäftniffe der hiefigen Gasanftelt werben auf den Antrag be8 Kurato⸗ 
riums der Anſtalt folgende Beſchlüſſe gefaßt: a) Der Betriebsanſchlag der Gasanflalt wirb pro 
185960 mit 15,223 Thlr. 2 Sgr. Einnahme und 15,157 Thlr. 14 Sgr. 6 Pi. Ausgabe be 
ffätigt; b) das Regulativ für die Ueberlaffung des Leuchtgafes zum Privatgebraudpe wirb ge- 
nehmigt; c) außer dem fiir bie Bauausführung bereits Überwiefenen Geldbetrage von 87,650 
Thle,, wird dem Kuratorium ber Gasanftalt für die Zwede der Privat-Eimrichtungen und zum 
Anlauf des Rohmaterials für den Betrieb die Summe von 12,350 Thlr. zur Dispofition ge- 
flellt. — Bon dem Eingange ber von der Rentenbanf für Ablöfung der Metzgelder von ber 
Scheedermühle eingezahlten 12,466 Thlr. 20 Sgr. wird Kenntniß genommen... 

Danzig, im Mai. Bor der Tagesorbuung ber am 26. v. M. abgehaltenen Stadtverord⸗ 
neten-Sigung wurbe berfelben ein Anfchreiben des Magiſtrats, betreffend einen Antrag bes Ab- 
georbneten unb Stabtverorbneten Behrend vorgelegt. Der Marienburg » Stargard - Eibinger 
Wahlkreis Hatte an das Abgeorbnetenhans eine Petition auf Abänderung ber Stäbte- 
Ordnung vom 30. Mai 1853 gerichtet, und im berfelben auf eine möglichft ausgebehnte ſelbſt⸗ 
fändige Verwaltung ber einzelnen Städte Hingeftrebt. Hierdurch antmirt, hatte Stadtverorbneter 
Behrend an den Magiſtrat und die Stabtverorbneten das Geſuch geftellt, ihn zu autorifiren, 
dem Abgeorbnetenhaufe auch für Danzig eine desfallfige Erklärung zu geben. Nah einer münb- 
lichen Wiederholung des Zwedes durch Stabtverorbneten Behrend wurbe fein Geſuch angenom- 
men. — Bon befonberem Interefje wurbe bie gefirige Situng durch bie enblihe Austragung 
ber Branzislanerllofter- Angelegenheit. Diefelbe wurde einer Kommilfion ber Königl. 
Regierung und beider Gemeinbebehörben zur Prüfung übergeben, und befürwortet ſelbige fol- 
genden Redultions ⸗Vorſchlag: „Eine etwanige won ber Stadt beabfichtigte Reſtauration des Ge- 
bäubes folle nur im urjprüuglicen Bauſtile und umter Berüdfihtigung ber; Seitens des Herrn 
Konfervators der Kunftdentmäler Preußens und des Herrn Geh. Ober- Baurath Stüler, in 
deren bereits abgegebenen Gutachten erteilten oder den von der techniſchen Baubeputation im 
König. Handels» Minifterium künftig etwa abzugebenben Rathſchlagen erfolgen“ Und ferner: 
„Die vorgebachte ausfchließliche Selbfibeftimmung der Stadtgemeinde über Einrichtung und De 
nugung des Grunbftiids darf jedoch mit dem Zwecke, zu weldem daſſelbe ihr unentgeltlich 
übereignet wird, mämlich:. bie Erhaltung bes Kloftergebäudes in einem ſeinem architeltouiſchen 
Werthe entiprehenden würdigen Zuſtande, nicht in Widerſpruch treten; deshalb darf: bie Stabt- 
gemeinde keine Yenberungen, welde den architeltoniſchen Werth und bie Würde dieſes alter- 
thlimlichen Bauwerks beeinträchtigen, vornehmen, und hat ber Köuigl, Fislus bie Befugniß. 
durch die Königl. Regierung bie Erfüllung diefer Bedingung zu. überwachen.“ Seitens bes 
Magiftrats war der Berfammlung die Ablehnung biefes Redultious-Vorſchlags wegen feiner 
erſchwerenden Bedingungen empfohlen. i 
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Nach einer Köngeren Debatte lamen folgende 5 Anträge zur Abſimmung: 1) ber Kom: 
miſſion: obiger Rebuftions ⸗Vorſchlag; 2) Magifteat und Stadtverorbueter Mofe: Ablehnung 
her erjchwerenden Bebingungen in bem Nebultions Borſchlagez 3) Stadtverordneter Behrend: 
die Uebernahme des Framzistanerflofter® unter ben jeigen Umftänben: ganz abzulehnen ; 4) Stabt- 
nerorbnater Liopin: bie mmentgeltliche Uebernahme des Lloſtergebäudes abzulehnen, ſoſern an fle 
andere Bebingungen gelnüpft wären. Diejer Autrag wurde mit großer Majorität angenommen, 
m Der Magiſtrat theilte ber Verfammlung mit, daß der Aſſeſſor Braß bereits am 16. d. M. 
ſein Amt ale. Stadt - Kämmerer. angetreten babe und feinen Dank für die Wahl abftatte. — 
Stadtoerordueter Ichena elite an. ben Mag.-Kommifi. folgende Interpellation: wie es mit ber 
neuen Bau⸗Polizei⸗Ordnung flänbe; er habe bereits vor 6 Monaten vom Herrn Polizei⸗Präſident 
. Clauſewitz gehört, daß biefelbe fich in dem Händen des Magiftrats befünde. Mag -Koumnifji: 
die Drbmung zirlulire noch; ex werde im der nächſten Seffion darüber Mittheiluug mache, 
Stadtverordueter Jebens äuferte jeine Meinung dahin, daß bie beregtem Alten: bei den ‚Herren 
Räthen nicht zirkuliren, fonbern „Liegen“ bürften. — Stadtverordneter Krüger hatte den 
Antrag eingereicht, den Magiſttat zu exſuchen, das Nöthige zu veraulaſſen, daß bie Beamten 
bes: Leihanmus ſohald als möglich befinitin augeftellt würben. Gr motivirt feinen Autrag durch 
fiuauzielle Vortheile für die Kommune. Stadtverordneter Jebens wundert ſich, daß ber Autrag 
nicht non den Offigianten oder dem Kuraterium ausgehe. Auch die Stadtverordneten Henuings 
and Kloſe erklären ſich gegem denſelben. Nachdem ſich jedoch bie Stadtverordneten Apel. Goldr 
ſchmidt und Roepell für bie deſinitive Anſtellung ausgeſprochen hatten, wurde der Antrag auge⸗ 
nommen. — — Bei Gelegenheit ver Reviſion des Kinder» und Waiſenhauſes war ber Antrag 
gefellt worden: „auf welche Weiſe dem Berfall ber Anftalt vorgebeugt werben fünne“, aud mit 
beflen Brifung eine Rommiffion betraut worben. Der Bericht berfelben Iamtete dahin, daß bie 
Borficher der Aufaft zwar micht von jebem Vorwurf freizuſprechen feien, ba fie Matt: der vorge ⸗ 
ſchriebenen 120 bis zu 160 Kinder aufgenommen hätten, daß jebody, wenn wiejes wicht gefchehen 
wäre, die zurücgersiefenen: Kinder der Kommune zur Laſt gefallen wären unb dieſer eine Aus 
gabe won ca, 4000 Ehen. verurſacht hätten. Die Kommiſſion ſiellte ſchließlich folgende Au— 
teäge: 1) bie ber Unflalt ſehlenden 2800 Thlr. zu erfeßen und ben Magiftent gu erſuchen, bie 
Borfieher anzubalten, daß die Zahl ver Kinber bis auf 120 beichränft werde; 2) zugleich bem 
Einloufspreis für jedes Kind won 150 anf 200 Thlr. zu erhöhen. Der Magifirat war mit 
den Rommilfions-Borfihlägen nicht in allen Punkten einverftanden. Geine Anträge gingen dar 
bin: 1) bie der Anfalt fehlenden 2800 Thlr. zu erſetzen, aber 1000 The. von biefer Summe 
erſt an Miethe aus ber neuzuerbauenden Pfarrwohnung auf bemi Elifabethlichhofe zu ziehen. 
Die Anzahl der Kinder jolle anf 120 herabgebracht, bis dahin jedoch ver Zuſchuß gewährt wer 
ben, welcher zur Beftreitung ber größeren Koſten erforberlih wäre, auch Die Vorſteher jebenfalls 
ermahnt werben, bis dahin nicht mehr ale 6 Kinder jährlich aufzunehmen, und bie nem hinzu- 
kommeuben jebesmal worerft dem Magiftrat zur Beftätigung zu melden, da Hülle vorgelommen, 
baß nicht ortsgehörige Kinder Aufnahme gefunden ; 2) den Einlanfapreis ber Kiuber beim Alten 
Knäntih 150 Thlr.) zu laſſen. Rad einiger Diskuffion wurde von ber gefirigen Stadtverord⸗ 
neten ⸗ Verſammlung im erften Bunkte der Magiftvats-, im zweiten dagegen: der Eommilfiond- 
Antrag mit Majorität zum Beichluß erhoben. 

( —B.— Elbing, im Mai. Aus dem Bericht über den. Stanb und bie Verwaltung 
ber biefigen. Gemeinde + Angelegenheiten für das Jahr 1858 theilen wir ferner mit. Schul⸗ 
wejen, Die Zahl ver Schiller und Schülerinnen im dem öffentlichen Privatichulen, betrug im 
Dezember 1858 eimfchließlich derjenigen Über 14 Yahre: 1) im KRönigl, Gymmafium 227; 2) in 
der Näbtiichen Höheren Bürgerſchule 379; 3) im der ſtädtiſchen höheren Töchterſchule 247; 4) im 
ber altkäbtiihen Tochterſchule 314; 5) im der nenftäptiihen Knabeuſchule 222; 6). im den. nem 
evangelifhen Elementarichulen 1643; 7) in deu beiben katholiſchen Schulen 500; 8) im: ben; drei 
Brivatihulen 107; Summa 3639. — Bei ber höheren Bürgerſchule hat die Kommune burd) 
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den Abgang des Direltor® Herzberg nad Bremen einen ſchweren Berluft erlitten. Dur) anber- 
weitige Einrichtung des Gefang » Unterrichts ift eine Mehransgabe von 100’ Thlr. entftanbere. 
Zur Herfiellung eines genügenden Kafjen-Beftandes find der Schul-Eafje ertrasrbinair 700 hir. 
überwiefen worden. Die Schulgelder find feit dem 1. April 1858 um 2 Thle. jährlih erhöht 
Bon bemfelben Zeitpuntte ab find für 7 Lehrer Gehaltzulagen eingetreten. Die Gefammmtans- 
gabe betrug 7282 Thlr. 8 Sgr. 10 Pf., zur welcher die Kämmerei⸗Caſſe 2050 Thlr. und bie Heir- 
Geiſt HofpitalsEafje 500 Thlr. hergegeben haben, Die Schulgeld-Einnahme betrug 4796 hir. 
Der Beftand ult. 1858 549 Thlr. 28 Sgr. 3 Pf. Nach dem Etat pro 1859 verringert ſich 
der gewöhnliche Zufchuß ber Känmerei-Caffe von 1850 Thlr. auf 1300 Thlr. Bei ver höhern 
Töchterſchule hat der Neligionslehrer eine Gehaltszulage erhalten. Dem erften Lehrer am ber 
nenftädtifchen Knabenſchule (Mittelſchule) deren Frequenz zunimmt, ift eine Gehaliszulage von 
50 Thlr. vom 1. Januar 1859 ab bewilligt. Bei den Elementarjhulen haben Gehaltsnerbefle- 
zungen erhalten: Der zweite Lehrer an der Schule bes weiblichen Waifenftiftes, der zmeite 
Lehrer an der Induſtriehausſchule, der erſte Lehrer an ber katholiſchen St. Nikolaifhule, ber 
zweite Lehrer am berfelben Schule. Die Lehrer an der zweiten katholiſchen Schule, welche bisher 
zum Theil auf die jevesmaligen Schulgelver-Einnahmen angewiefen waren, find vom 1. Sanmat 
1859 auf feſtes Gehalt gebracht, und es ift zugleich eine bisher widerrufliche Zulage bes erſten 
Lehrers diefer Schule dauernd bewilligt worden. Neu errichtet wurden am dem Bollejchulen 
eine Klaffe bei der durch Kombination der St. Annen-⸗Cantorſchule und der Peflbube - Schule 
gebildeten St. Aunen + Bezirksfhule, weldhe nunmehr aus 4 über einander ftehenden Maffen (1 
obere Knaben, 1 obere Mädchen- und 3 gemijchte umtere Klaffen) befteht, und eine Aaſſe an 
der katholischen St. Nicolaifchule, welche nunmehr 3 gemifchte Klaſſen Hat. Dur die Eimid- 
tung der St. Annen » Bezirksfhule ift die beabfichtigte meue Organijation des Bolkeſchulweſens 
in biefem Kirchſpiel für jett zum Abſchluß gebracht. Das Lokal für die neue Klaffe iſt buch 
Benugung des alten Peflbube - Schulgebäudes befchafft worden. Der beabfihtigte' Umbau des 
neuen Peftbubeftifts Schulhaufes hat unter dieſen Umftänden einftweilen noch ausgeſetzt werben 
können. Für das Kirchfpiel zum heil. Leichnam ift eine ähnliche Organifation der VBolksjchuien 
auch ſchon in der Vorbereitung. Soweit e8 die Iokalen Berhältniffe der einzeluen Stabttheil, 
ſtatutenmäßige Beſtimmungen und andere hierbei einmirkende Umftände zulaffen, wird fobammn 
die Einrichtung Akfaffiger VBollsihulen, vorläufig nur mit getrennten obern Knaben und Mäb- 
chenllaſſen, ſchließlich aber mit völliger Trennung ber Geſchlechter auch weiterhin — 
um allen Anforderungen an ein tüchtiges, gehörig gegliedertes Schulweſen zu entſprechen. 
Der etatsmäßige Zufhuß bei dem Elementar- und den beiden Mitteffchulen Betrug dee 

1858 (ercl. des Brennmaterials und der regelmäßigen Unterhaltung ber Gebäude) 2811 Tir. 
15 Sgr., außerdem find gezahlt: 135 Thlr. für dem 5. Lehrer der St; Annenbezirls- 

(für 9 Monate), 135 Thlr. für den 5. Fathol. Lehrer (für I Monate), 72 Thlr. für Eimeidt 
bes alten Peftbubeftifts-Schulhaufes, 51 Thlr. für Utenfllien der St. Annabezirkeſchule, in 
zur Inflandfegung des Gebäudes ber zweiten katholiſchen Schule. Die VBerhältniffe der Kom- 
mune zu ber katholiſchen Nicolaiſchule find durch einen mit dem Kirchen-Collegium abgefchloffenen, 
von bem weltlichen und geiftlichen Oberbehörben genehmigten Nezef georbnet worden. 

Stabtbibliothel. Die Stadtbibliothek hat durch die der Kommmme Tegirte Bibliorhel 

bes verewigten Profefjors Buchner einen reichhaltigen ſehr werthoollen Zuwachs (circa 900 
Werke von größtentheils allgemeinem Iutereffe) erhalten. Hierdurch und durch Die ebenfalls 
inhaftreiche Bibliothek des verewigten Superintendenten Ritter@porff, tele deſſen Erben 
der Kommune vor einigen Jahren zum Geſchenk gemadht haben, ſowie burd andere 

und bie Anfhaffungen ber legten Jahre ift bie Bibliothek fo anfehnlich vermehrt worben, daß die 
Herausgabe eines Nachtrages zu dem 1852 gebrndten Kataloge zwedmäßig erſcheint. eu 
erforberlihen Vorarbeiten find bereit® im Gange. 


is. 
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Gewerbe-Angelegenheiten. Die Zahl ber Innungen hat fi durch bie Bildung 
neuer Innungen ber Kleifcher, Färber und Neifiläger vermehrt. Außerdem find bie Zimmer- 
leute, welche bisher mit ben Maurern und Töpfern eine gemeinfchaftliche Iunung bildeten, als 
eine. bejonbere Innung conftituirt. — 
| Bon ben Gefellen-Gaffen haben neue Statuten erhalten bie Stellmacher-, Hauszimmer-, 
Drechäler-, Schneider und Schmiedegefellen. Die Sattler- und Kürfchnergefellen find der AU- 
gemeinen Gejellen-Kranten-Eafje zugewiefen worden. 

Mit der Bildung einer befonberen Fabrifarbeiter-Kranken-Caffe, unter Heranziehung ber 
Fabril» Inhaber wirb auf Grund des Gejehes vom 3. April vorgegangen werben müfjen. — 
Die feit dem Monat Juli 1848 beſtehende Handwerlerbant hat im vorigen Jahre, nachdem vor- 
ber in Folge der Gründung ber Eibinger Erebitgefellihaft viele Mitglieder ihre Einlagen (circa 
2500 Thlr.) zurüdgezogen hatten, ben nöthigen Betriebsfonbs aus bem Reſervefonds ber Spar» 
laſſe mit Genehmigung bes Herrn Oberpräfidenten erhalten, indem ihr ein Credit bis auf Höhe 
von 2000 Thlr, zu 4 pC. vom 1. Juni 1858 ab auf ein Jahr bewilligt worben if. Auf 
biefe Summe find bis ult. Dezember 1858 500 Thlr. abgezahlt. Im Jahre 1851 erhielt bie 
Bank von ber Kommume ein zinsfreies Darlehn von 500 Thlr., worauf jährlih 50 Thlr. abge- 
‚zahlt werben, gegenwärtig find hiervon noch 150 Thlr. zu tilgen. — Das Gewerbefteuerfoll bes 
teug pro 1858 mach der feſtgeſetzten Rolle 9430 Thlr., die wirkliche Einnahme aber 9732 Thlr. 
13 Sgr. 4 Bf. gegen 9485 Thlr. 20 Sgr. 10 Pf. pro 1857. Nach ber Rolle pro 1859 if 
die Steuer auf 9790 Thlr. veranfchlagt, welde Summe fih auf 1142 Gewerbtreibende ver- 
heilt. | (Fortfegung im nächften Hefte.) 


. b. Pommern 

Stettin, 17. Mai. In der heutigen Sitzung der Stabtvervorbneten kam zunächſt bas 
Kämmereifaffen-Revifions-Protofol zur Mittheilung. Nach demfelben beträgt die Einnahme pro 
1858—1859 556,692 Thlr., die Ausgabe 534,078 Thlr., Beftand fand fi vor 19,613 Thlr. 
An Kommmmal » Abgaben find im Februar 6637 Thlr. 2 Sgr. 9 Pf., im März 4269 Tür. 
5 Sgr. 8 Pf., an Hafenabgaben im März 404 Thlr., im April 581 Thlr. eingelommen. 

Seitens der Intenbantur wird beabfichtigt, eine Mauer längs ver grünen Schanzftraße 
von ber Kaferne bis zum Proviantmagazine zu ziehen. Der frühere Plan hatte eine in geraber 
Linie zu ziehende Mauer beabfihtigt, woburd die Straße fehr verfhmälert worden wäre, jett 
foll jebod die Mauer von ber Ede ver Kaſerne bis zum Delonomiegebäube und von ba bis zur 
Futtermauer bei dem Proviantmagazine gezogen werben, unb wirb bie Abtretung ber dazu nd» 
tbigen 6 bis 700 D.-Fuß großen Fläche von ver Stadt gewünſcht. Es wirb bie® genehmigt, 
da überhaupt es fraglich ift, ob dem Fiskus ober der Stabt ber Grund und Boben gehöre, 
"dabei aber bie Bedingung geftellt, daß die Mauer nach ber Straßenfeite ein anftändiges Yeußere 
erhalte, und daß auf ber anderen Seite ber Strafe vor der Kaferne ein hinreihenber Raum 
zum Trottoir bewilligt werde. 
| Stargard, im Mai 1859. Aus dem Berwaltungs-Berichte des hiefigen Magiſtrats pro 
1858 tragen wir noch nah: — 

‚Die baaren Armen-Unterftügungen betragen jährlich circa 3500 Thlr. auf238 Almofenem- 
pfänger, fo daß jeber durchſchnittlich 10 Thlr. jährlich erhalten hat. Die Zahl ber Pflegefinder 
beträgt 57, welche eine monatliche Ausgabe von 77 Thlr. 20 Sgr. erforberlih machen. 

An Legaten find der Stabtarmen-Caffe zugefloffen 1855: 1000 Thlr. vom Kreisphyftlus 
Dr. Reibel, 1857: 2000 Thlr. vom Stadtgerichtsrath Wilhelmi in Berlin, einem gebornen Star- 
garbter. — Am 1, Januar 1856 befanden fi im Armen- und Krankenhaufe 98 Perfonen (80 
Urmenhäusler). Im Laufe des Jahres kamen hinzu 317 Berfonen, fo daß im Ganzen verpflegt 
find 415 Perfonen, und durchſchnittlich täglich 66 gefunde und 32 kranke Perfonen. Am 1. 
Januar 1857 betrug ber Beſtand des Hanfes 79 Perfonen (56 Armenhänsler). Im Laufe bes 
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JFahres kamen hinzu 851 Perjonen, fo daß im Ganzen verpflegt finb 480 Berfonen und durch⸗ 
ſchnittlich täglich 44 Geſunde und SO Kranke, An theil® arme, theils draule Perjonen außer ver 
Haufe wurden verabreiht: 1855 4001, 1856 2654, 1857 1168 Portionen Effen, beſtehend in 
Fruͤhſtück, Mittagbrod und Abendbrod einfchlieglih , Pfd. Brod à Portion. Im Jahre 1856 
worden 277 Kranke im das Haus aufgenommen, welche 7919 Tage im Behanblung blieben, 
durchſchnittlich alſo 29%, Tag. Im Jahre 1857 find 339 Kranke aufgenommen, bie 7259 Zage 
in Behandlung blieben, alfo durchſchnittlich 21's Tag. 

Die Gasanftalt ift von einer Aktiengefellfchaft errichtet, ber bie Stabt file 70,000 Thlr. 

BausRapital 4 pE. Zinfen garantiert, dafür aber auch die Hälfte bes Gewinnes über 5 pC. zu 
geftchert erhalten hat. Das Grund-Kapital der Geſellſchaft befteht aus 75,000 Thlr., don denen 
die Stabt 20,000 Thlr. gezeichnet hat. Die Anftalt ift im Robeinber 1856 eröffnet, im Jahre 
1858 ift der Betrieb durch Aufſtellung einer Dampfmafchine al® Exhaustor erweitert, in bie 
fen Jahre wirb ein zweiter Gafometer angelegt werben. Für bas erfte Betriebsjaht 27. No- 
venber 1856 bis 1. Juli 1857 find die 4 pC. weldhe die Stadt garantirt hat, nad ber Be; 
rehmung bes Comites ber Altien-Geſellſchaft nicht vollfommen anfgelommen und verlangt 
baffelbe daher von ber Stadt den Erſatz des Fehlenden zum Betrage von 421 Thle. Der 
Anſicht der fäbtifchen Behörden nah, bernht jedoch diefe Berechnung auf irrigen Annahmen 
unb wirb es daher fchließlih anf die Eutſcheidung eines Schiedsgerichts ankommen, ob bie Stabt 
zur Zahlung ber qu. Summa verpflichtet if. Die Refultnte des zweiten Betriebsjahtes 1. Inli 
1857-1858 find ſehr günftig für die Stadt. Daffelbe Hat nämlich für die Aktionäre eine Divi⸗ 
dende von 7 pE; gegeben, aljo von dem Altien-Capital der Stabt 1500 Thlr., dazu die Hälfte 
bes Reingewinns & 21, pE. 1716 Thlr., jo daß ber ganze Erlös der Stabt aus ber Anſtalt 3216 
Thlr. beträgt und ber Gewinn nah Abzug der Zinfen für das Altien- Capital & 5 pG. — 
1000 Zhlr. 2216 Tplr. oder 11%,, pC. des Altien⸗Capitals. 
Im Jahre 1855 betrugen bie Koöften der Straßen + Beleuhtung 1012 Thlr., im Jahre 
1856 bie der Delbeleudhtung vom 1. Januar bis 17. Noveniber 1563 Thlr. 15 Sgr., bie ber 
Gasbeleuchtung bis ult. Dezember incl, Oelbeleuchtung der Vorſtädte 424 Thlr., zufammen 
1987 Thlr.; im Jahre 1857 2102 Thle. 20 Sgr. 10 Pf. Die Strafen und öffentlichen 
Pläge der Stadt find durch 172 Gasflammen erleuchtet; dazu kommen in dem Theil der Bor- 
fläbte, wo noch Feine Gasröhren Tiegen, 35 Oellaternen. Bon ben Gaslaternen brennen 35, von 
ben Dellaternen 2 vie ganze Nacht, die übrigen nur bis 11 Uhr Abends unter Berülkſichtigung 
des Mondſcheins. 

In die Sparkaſſe find im Jahre 1856 eingelegt: 38,421 Thlr, 1857: 42,521 Thlt. 
Durch Zuſchreibung der nicht erhobenen Zinfen erhöhten fi die Einlagen 1856 um 446 Thlt., 
im Jahre 1857 um 817 Thlr. — Bon den Einlagen wurden zurüdgenommen: im Jahre 1856 
11,580 Thlr., im Jahre 1857 22,028 Thle., fo daß an Einlagen Beſtand verblieb ult. Dezem⸗ 
ber 1856 27,287 Thle, ult. Dezember 1857 48,601 Thle. 

Bon dem Bermögen der Sparkaſſe waren zinsbar angelegt: Ende 1856 auf Hypothek 
6625 Thlr., gegen Wechſel 4081 Thlr. Ende 1857 auf Hypothel 13,528 Thlr., gegen Wechfel 
4503 Thlr. Ende 1856 von Staatspapieren 10,583 Thlr. Bei Inftituten 3500 Thlr. Ende 
1857 von Staatspapieren 23,055 Thlr. Bei Inflituten 2650 Thlr. 


c. Pofem 
Poſen, 18. Mai. Im der geftrigen Stabtverorbneten -Sigung kam Folgendes zur Ber- 
handlung: Der Lagiftrat hat an bie Verſammlung das Anfuchen geftellt, eine Kommifflon von 
fünf Mitgliedern zu erwählen, vie fih im Fall einer Mobilmahung mit der Beſchaffung ber 
erforderlichen Tokalien ꝛc. zu befaffen hat und ſich eintretenden Walls mit einem Dlagiftratsbeptr- 
firten zu biefem Zweck vereinigt. Gewählt wurben hierzu auf Vorſchlag des Borfigenben bie 
Stadtverorbneten v. Rofenftiel, Knorr, R. Ach, Buſſe und Magnuſzewicz. — Berner beantragt 
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der Magiſtrat die Wahl einer Kommiſſion von 6 Mitgliedern, welche bie Unterftiltiung ber Fa⸗ 
milien von eingezogenen unbemittelten Lanbwehrleuten und Referviften zu regeln hat und zu 
diefem Zweck mit dem Vürgermeifter und einen hierzu fommanbirten Offizier zujanmentritt. 
Hierzu werben auf Vorſchlag des Vorſitzenden fechs Mitglieder der Armenbeputation gewählt. 
— Der Armenlaſſenrechnung pro 1853, dem Hunbeftewerrechmmngen pro 1853 und 1854 unb 
den Depofitalrediitumgen pro 1854 und 1855 werben nunmehr nach Erledigung ber bei ber 
Reviflon gemachten Monita von ber Berfamminng Decharge ertheilt. — Der Theaterbireltor 
Keller Hat Keim Magiftrat ein Geſuch eingereicht, in beim ev bittet, zur Renovirung ber theil- 
weife faft unbrauchbaren Dekorationen des hieſigen Stabttheaters bie erforderlichen Gelbmittel 
bewilfigen zu wollen. Der Magiftrat hat zu diefem Zweck bei ber Berfammlung bie Bewilli⸗ 
gung einer Summe von 775 Thlru. beantragt. Die Finanzlommiffion der Stabtverorbneten 
Hat fich von der Nothwendigleit der Befchaffung neuer Dekorationen an Ort und Stelle über 
zengt, Hält aber ben gegenwärtigen Zeitpunkt, wo die Steuerfräfte ber Stabt ohnehin in hohem 
Grabe in Anfprud genommen werben lönnten, nicht für geeignet zu derartigen Ausgaben und 
beantragt, bie Angelegenheit auf drei Monat zu vertagen. Gin anderer im ber Berfammlung 
geftellter Antrag ſchlägt vor, wenigftens zu ben allernothwenbigften Arbeiten, bie ohmehin mit 
Bortheil mir in ven Sommermonaten angefertigt werben fännen, vorläufig 300 Thlr. zu be- 
willigen. Bei ber Abſtimmung entjchied fi die Verſammlung für ben Vorſchlag ver Finanz 
Kommiſſion. 

— O.-Poſen, im Mai 1859. Der Etat ber Einnahmen und Ausgaben bei ber 
Gas⸗Auſtalt hiefiger Stadt für dem Zeitraum vom 1. Juli 1858 bis ult. 1859 enthält fol- 
gende Pofttionen: 

A. in ber Einnahme. Tit. L an Miethen: 1) an Gaszähler-Miethen 1382 Thlr. 
10 Sgr. 2) Miethe für von ber Gasanftalt eingerichtete Gasröhrleitung für Private a 10 % 
ber Aulagekoſten 1111 Thlr, 22 Sgr. 2 Pf. — 249 Thlt. 2 Sgr. 2 Pf. Tit, I. für Gas: 
a) File 426 Bffentliche Straßenlaternen, Aequivalent aus ber Kämmerei⸗Cafſe pro Laterne 
und Yahr 12 Thlr. = 5112 Thlr. Für 12 Thlr. muß die Laterne nicht allein mit Gas ver 
ſehen werben, fonbern daflit müſſen auch fänmmtliche Reparaturloſten und bie Laternen-Anfteder 
bezahft werden. b) Für Gas von Privat-Konfumenten: 1) für Privat-Straßenlaternen 123 
Thlr. 26 Sgt. 8 Pf. 2) Für Tarifflammen (Flammen welche in beftiimmter Zeit ohme Gas- 
zähfer brennen) 197 Thlr. 27 Sgr. 10 Pf. 83) Für Gas nad den Gaszählern: Es werben 
in Ridficht bes gefleigerten Conſums verbraucht werben 11,480,000 Cubitfuß, à 1000 Eubitfuß 
3 Thlr. 5 Sgr. 86,563 Thlr. 10 Sgr. — 41,787 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf. Tit. III. Fir Coals. 
Es werben verbraucht circa 555 Laſt Steintohlen, welche 700 Laſt Coals geben à 14 Thlr. 12 
Sgr. — 10,080 Thlr. Tit IV. Für Steinfohlentheer. Es werben gewonnen werben circa 
555 Tonnen a 8 Thlr. — 1665 Thlr. Tit. V. File Ammoniakwaſſer circa 2000 Eentner & 
6». = 33 Thlr. 10 Sgr. Tit. VI. Für Verkauf von altem Eifen, Laternen ꝛc. 100 hir. 
Summa ber Einnahme 56,159 The. 16 Sgr. 8 Pi. 

B. in der Ausgabe, it. I. Betriebs-Material. a) Für 555 Laſt Steintohlen A 

32 Thlr. = 17,760 Thfr. b) File 300 Laſt Coals zur Retortenfenerung ä 14 Thlr. 12 Sgr. = 

4320 Thlr. ©) Für Gasreinigiings-Materialien 200 Thlr. — 22,280 Thlr, Tit. II. ‚Gehälter 

und Arbeitsföhne,. a) Dem Direltor Gehalt 200 Tplr., Reife-Diäten höchſtens 300 Thlr., dem⸗ 
felben Zantieme vom Neinertrage circa 380 Thlr. = 830 Thlr. nebft freier Wohnung, Heizung 
und Licht (laut Contract beträgt die Tantieme vom Reinertrage und zwar bis 5000 Thlt. 3 %o, 
don 5000 bis 7000 Thlr. 4%, von 7000 bis 9000 Thit. 5%, über 9000 Eplr. 6%). b) Dem 
Betriehsinfpektor- Gehalt 500 Tpfe., demſelben Tantieme vom Reinertrage 180 Thlr. ad 9000 
Thlt. à 2%, nebſt freier Wohnung, Heizung und Licht. c) Dem Gasinfpeftor 500 Thlr. d) 
Dem Buchhalter Diäten 300 Thle. e) Dem Coalsmeſſer und Magazin-Berwalter Diäten 240 
Ehe, t) Dem Boten Diäten 180 Thir. gJ’Dem Bortier 96 Thlr. h) 3 Laternen-Anzünder 
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a 14 Thlr. monatlich, für 10 Monate 420 Thlr., 5 Laternem-Anziinber & 5 Thle. monatlich 
für 10 Monate 250 Thlr., 2 Paternen-Anzünder pro Juni und Juli & 5 Thlr. = 20 Thlr., 
1 Laternen-Anzünder pro Juni und Yuli & 2%, Thlr, = 5 Thlr. i) Den 2 Feuerxpolierern 
unb ben Betriebsarbeitern ꝛc. pro 1000 Cubitfuß Gas circa 5 Sgr. von 14,000,000 Enbilfuß 
Gas 2333 Thlr. 10 Sgr. — 5854 Thlr. 20 Sgr. Tit. IL Reparaturen, 1) für vie Gas, 
öfen pro 1000 Eubiffuß Gas 2'/, Sgr. — 1166 Thlr. 20 Sgr. 2) Für die Apparate 50 Thlr. 
3) Für die Laternen und Nöhrleitung 200 Thlr. A) Für die Gebäube 100 Thlr. 5) Für 
Unterhaltung der Betriebswerkzeuge 250 Thlr, 6) Für Unterhaltung unb Heizung ber Dampf- 
maſchine 500 Thlr. = 2266 Thlr. 20 Sgr. Tit. IV. Laften und Abgaben, Grunbfteuer 21 
Thlr. 8 Pf., Feuerfocietäte- Beiträge 21 Thlr. 15 Sgr., Renten 2 Thlr. 28 Sgr,, Berfiherung 
der Habrifgebäude und Apparate ber Gasanftalt gegen Feuersgefahr und Erplofion 220 Thlr. 19 
Sgr. = 266 Thlr. 2 Sgr. 8 Pf. Tit. V. Zur Berzinfung und Amortifation der Schulden 
und Anfammlung eines Reſerve-Fonds 15,900 Thlr. Tit. VI. Verſchiedene Bürean-Bebürf- 
niffe 200 Thlr., allgem. Betriebs-Ausgaben 200 Thlr. — 400 Thlr. | 

Summa der Ausgabe 46,967 Thlr. 2 Sgr. 8 Pf. Der Rein-Ertrag beträgt mithin 
9192 Thle. 14 Sgr. 

Bromberg, im Mai. Im der Stabtverorbneten-Berfammlung am 28. v. Mis. wurbe 
zunächft die zu Stabträthen gewählten Juſtizrath Schul IL, Müblenbaumeifter Wulff und Kauf- 
mann MWerkmeifter von bem Bürgermeifter dv. Foller als Magiftrats - Mitglieder eingeführt. 
Juſtizrath Schulg II. ſprach, zugleih Namens der beiben Kollegen, fein Bebauern aus, daß fie 
aus der Berfammlung ſcheiden müßten, und verficherte, daß fie auch jetzt ſtets das Intereſſe ber 
Stabt nach beften Kräften wahrnehmen würden. Hiernähft wurbe ber von bem Bürgermeifter 
mit vieler Sorgfalt ausgearbeitete Berwaltungsbericht pro 1858 vorgelefen und beffen Drud 
beſchloſſen. Wegen der fpätern Beendigung bes Baues ber biefigen Realihule im dv. I. waren 
mehrere Bauhandwerker koutraltlich zur Zahlung einer erheblichen (über 150 Thlr.) Konventional« 
firafe verpflichtet. Auf den Antrag des Magiftrats und der Baubeputation und namentlid mit 
Rüdfiht darauf, daß die Stabtbehörbe dadurch feinen Nachtheil erlitten, hat bie Berfammlung 
bie Strafzahlung erlaffen. Für zu geringes Baumatericl iſt den Manrermeiftern bagegen ein 
Abzug von 400 Thlru. gemacht, für bie Berwenbung zweimal geftrichener Steine, wozu fie 
nicht verpflichtet waren, aber auch wieber eine Entihäbigungsfumme von 104 Thin. gezahlt 
worben. Dem Stubenmaler Z., ber bie Malerarbeiten in ber Realſchule fo überaus billig 
übernommen, daß er jelbft nach Ausfage ber Banbeputation fogar zufegen mußte, bewilligte bie 
Berfammlung, weil bie Arbeiten gut ausgeführt waren, nod eine Entihäbigung von 20 Thlrn. 
— Die Schütengilde zu Marienwerber hat ber unfrigen in biefen Tagen bie Anzeige gemacht, 
baß fie am 24, und 25. Juli c. das zweihundbertjährige Yubelfeft zur Erinnerung am ben bar 
mals glüdlich beftandenen Kampf ver Marienwerber Schügen gegen bie Schweden feiern. werbe, 
und gleichzeitig bie hiefigen Kameraden, unter benen einer, der Kaufmann Ménard, Jubellönig 
von Marienwerber ift, gebeten, bie oben genannten Tage fich frei zu halten. Bemerlenswerth 
ift, daß den Schägen zu Marienwerber in folge bes am 24. und 25. Juli 1659 gegen bie 
Schweben glüdlich beftandenen Kampfes vom großen Kurfürften für den jebesmaligen Schüten- 
König ein Gnadengeſchenk bewilligt if, das unfere Fürſten bis auf den heutigen Tag haben 
zahlen Laffen. 

d. Shlejien, 

0. Breslau. Unſer Mufeum, ober richtiger unfere Rettungsamftaltfür ſchleſiſche 
Alterthümer hat endlich Dad und Fach gefunden, wenn fon alle Bemühungen, ihm eine 
Unterkunft in einem öffentlichen Gebäude zu erwirken, vergebfidh geweien find und «6 ſich Mieth- 
räume in irgenb welchem Privathanfe hat aufſuchen müſſen. Seine Uebergabe an das Publi- 
lum bürfte nächſtens ftattfinden. Bon ber Erbauung eines ſtädtiſchen Mufeums zur Aufnahme 
aller hiefigem, für bie Deffentlichleit beftimmten Sammlungen (fäbtifcher fowie privater, 
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amsjchliehend nur die Bniglichen,) ift vor ber Hand, nud bei ben gegenwärtigen Zeitverhältnifſen 
erft vecht feine Rebe, Der inzwiſchen aufgebaute Blan, die ſtädtiſchen Bibliothelen im einem 
Theile, des für die Stabtverorbneten zu errichtenden Gebäubes zu vereinigen, findet mit Recht 
Widerſpruch aus dem doppelten Grunde, weil ber in Ausficht genommene Raum ein für den 
Zwed zu befchränfter fein wird, mehr noch aber, weil fpäterhin die Bibliothelen entweber unter 
ermeuertem Koftenaufmwanbe wiederum im das beabfihtigte Muſeum⸗Gebäude übergeführt werben 
möäßten, ober abermals ber Zwed, fänmmntlihe ſtädtiſche Sammlungen zu geförberter Benugung 
unter einem Dache zu verſchmelzen, vereitelt wäre. Der Stabtverorbneten-Palaft wird übrigens 
dieſes Jahr auch noch nicht im Angriff genommen werben, dank ber laſtenden politifhen Situa- 
tion; bie den marltbeſuchenden Leinwanb-Kauflenten bereits gelünbigten Räume in bem alten 
Haufe find ihnen vorläufig wieder bewilliget worben. Der Plan für den Neubau ift folgenber- 
moßen angelegt: im NKellergeihoß vermiethbare große Räume; im Erdgeſchoß vermiethbare 
Läden und bie 16',breite den Markt mit der Eliſabethſtraße verbindende Durchfahrt nebſt zwei 
Durchgängen für den Fußverlehr; auch fällt in das Erdgeſchoß ein überbedter Hof. Das 
zweite Geihoß eben ſoll vie Bibliothelen aufnehmen; das britte ift für Situngsfaal und Ge- 
IHäfteräume ber Stabtverorbneten beflimmt, erflerer 64 Fuß lang, 38%, Fuß breit = ca. 
2490 D. F., mit einem Zubörerraum von 542%, Q. F. Für den Sigungsfaal ift Luft- 
heizung, für bie übrigen Räume Ofenheizung beſtimmt. 

An dem neuen fläbtifhen Arbeitshaufe wird rüflig fortgebaut; comiractmäßig 
muß bafjelbe noch dieſes Jahr im Rohbau, nächftes Jahr im Ausbau beendet fein. Bei einer 
Höhe von 3 Stodwerlen wirb es 330 Fuß Länge haben, mitten burchjeßt von bem Gebäube 
für  Berwaltung- und Wirthihäftsräume, Männer und Frauen find in bie beiden Flügel ge- 
fondert. Die Schlaffäle find in dem unteren, bie Wrbeitsräume im bem oberen Stodwerfen, 
ber gemeinfchaftlihe Betjaal im Mittelbaue, ein Waſch/ und Babehaus im Hofe. Zum Grund» 
ſtücle gehört ein 8 Morgen großer Garten, der für vie Veichäftigung ber Infaflen, die auch 
— jetzt beim Bau herangezogen werben, beſtimmt iſt. Der bisher als Arbeitshaus verwen⸗ 

dete ſogenannte „Alte Stock“, eines der älteſten, aber auch ver ſcheuslichſſen Gebäube in- 
mitten ber Stadt, wirb nachgehens abgetragen werben. — 

Zu ben anberweiten Unternehmungen, welche unſere Kommune im Augenblide burchführt, 
gehören der umfaflende Stabtplam und bie Organifation einer Feuerwehr, Ueber bie 
letztere, welche zwiſchen ber bisherigen Einrichtung der allgemeinen Löſchpflicht und dem Berliner 
Inftitute einen Mittelweg einhäft, werben wir gelegentlich eimgehenberen Bericht geben. Der 
exftere, ber Stabtplan, von welchem in dieſen Blättern ſchon ausführlich gehandelt worben, foll 
Dftern 1860 beendet fein, und wurde von ben Gtabt-Berorbneten die Summe von nod 
5500 Thlr. dafür bemwilliget, wovon 1800 Thlr. dem Heren Profefior Sadebed als eime 
Bergütigung für feine außerorbentlihe Mühmwaltung bei Ausführung biejes Unternehmens zu- 
fallen. Die Arbeit hat einen Zeitraum von 4Y, Jahren umfaßt. — 

Die Koften ver Um- und Neupflafterungen für laufendes Jahr erreichen bie 
Höhe von 25,869 Thlr. im Anichlage, wozu noch der größere Theil einer fermeren auf 
5916 Thlr. veranſchlagten Neupflafterung fommt, — Die Einrihtung eines Wadtlocales 
im Marftall-Gebäube für die erwähnte Feuerwehr würbe nebft dem anbermweitigen, im Gefolge 
davon befindlichen Bauten etwa 4500 Thlr. betragen; ber Entwurf hiefür ift jedoch, behufs 
billigerer Auskunft, von den Stabtverorbueten beanftandet worden. — Mit ber Direction ber 
Oberſchleſiſchen Eifenbahn, wurde ein Contract zur wöchentlich viermaligen Reinigung 
der vor den Bahngebäuben befindlichen 1140 DO. Nuthen’ groben Plätze ꝛc. gefhloffen, wonach, 
unter beiberjeits Imomatliher Kündigungsfrifl, die Kommune jährlih 440 Thlr. fiir die Leiftung 
diefer Reinigung empfängt. — 

Bezüglich der triegeriſchen Eventualitäten haben den Stabtverorbneten zwei Dringlich, 
feits- Anträge vorgelegen, ber eine vom Magiftrat, ber andere von einer Anzahl Mitgliebern 





bes Kollegiums eingebracht, fie bezogen ſich auf bie Beſchaffung der von ber Stadt im Falle 
einer Mobilmachung für die Armee zu geftellenden Pferde uud auf die wegen ber Ein» 
quartierumng zu treffenden fürforglihen Maßnahmen, Für beide Gegenftände erfantte man 
die Dringlichkeit an und trat dariiber fofort in Berathung. Nach dem aufgeflellten General» 
Nepartitions-Tableau hat die Stabt im Falle einer Mobilmahung 96 Pferde für die Linie und 
199 Pferde für die Provinzial-Landwehr-Cavallerie zu geftellen. In Bezug auf bie Aufbrin- 
gung biefes Eontingents beichloß die Berfammlung, in Uebereinſtimmung mit dem Magiftvat, 
binfichtlich der Geftellung der Kontingent-Duote für die Linie, 8 bei der durch das Reglement 
vom 22. Dezember 1856 vorgeſchriebenen Aushebung bewenden zu laffen. Die ausgehobenen 
Pferde diefer Kategorie werden vom Staate nad der Tare vergütigt. Die aus Eommunal- 
mitteln zu geftellenben 199 Provinzial-Landwehr-Pferbe follen, mit Rüdficht auf die Nahrungs- 
und gewerblichen Verhältniſſe ver hieſigen Pferdebeſitzer, durch Ankauf zu beſchaffen geſucht und 
erft dann, wenn buch Komjunfturen oder unverhältnigmäßige Preisforderungen ber Ankauf un- 
möglich gemacht würde, auf die Aushebung ver Landwehr» Pferde zurüdgegangen werben, Die 
Berathung und Weflftellung ber zweddienlichften Behandlung des Antaufsgeihäfts foll einer 
gemifchten Commilfion übertragen werben, zu welcher bie Berfammluug ans ihrem Gremium vier 
Herren und aus ben im Jahre 1854 gebildeten fländigen Bezicts - Auspebungs - Eommiffionen 
ebenfoviele als Mittglieder wählte. Bor dieſer Wahl fand die Ergänzung der Birke Commif- 
fionen duch Berufung des Stallineifters Preufe und bes Pferbehänblers Stahl in die 
felben ftatt. 

In Betreff der Einquartirumg im Falle der Mobilmachung erging an ben Magiftrat 
das Anfuchen: durch die Serviß-Deputation die Mittel und Wege berathen zu laſſen, wie bie 
Tragung der Laſt auf die für. die Betheiligten am menigften brildenbfte Weile zu ermög⸗ 
lichen fei. — 

Die au bier in ben letzten Wochen auf eine ganz umverfländige Weiſe beſtürmte 
Sparkaffe, die fi bereits im ber fehr unangenehmen Notwendigkeit fieht, ihre eigenen 
feften AUngleipungen zu kündigen, um bie ihr thörichter Weife gelündigten Einlagen auszahlen, 
bat im vorigen Jahre einen Heberfhuf von 12,000 Thlr. erzielt, welher, da der Reſerve⸗ 
Fonds bereits die gefegmähige Höhe erreiht bat, am Bffentliche Imflitute verab⸗ 
folgt worben iſt, und zwar an bie Bürger» Berforgungsanftalt und an das Hospital für alte 
hüllfloſe Dienftboten, je 4000 Thlr., am vie fläbtifche Mittmenkaffe 3000 ZThle,, am bie 
Wunſterſche Stiftung fir verſchämte weibl. Arme, beſonders Prebigertöchter ıc. 1000 Thlr. 

Der Etat für das gefammte ſtädtiſche Schuldeuweſen veranlagt bie Einnahme mit 
ea. 63000, bie Ausgaben mit 114,000 Thlr., was einen Zufhuß von 51000 Thlr. bebingt. — 
Der Beitrag der Stadt zur Erhaltung der propinziellen Irren-Anftalten iſt auf ca. 
2400 Thlr. erhöht worden. 

Bon Perſonalien ift bie Wahl des Stabtrihters bei hiefigem Stabtgerichte, Herrn 

Dickhuth zum befofdeten Staptrathe und juriſtiſchen Magiftrate-Ditgliebe anf 12 Jahre 
zu erwähnen; feruer die Berufung ber Doctoren Marme und Reinhardt zu Aſſiſtenz- 
Ärzten beim großen Kranfenhospital bis zum April 1861, d. h. bis zum Wblaufe der etatirten 
Frift. — Bon bem Plane ber Errichtung einer durch gefteigerte Arbeitsmengen nothwendig 
werbenben neuen Stabtrathsftelle mit 800 Thlr. Beſoldung ift vorläufig Abſtand ge 
nommen, — 
Den biefigen Bezirksvorſtehern ifl vom GStaatsoberhaupte das Recht, bei feierlichen 
Gelegenheiten filberne Amtsketten zu tragen, verliehen mworben. Es find noch aus ber 
Zeit der alten Städteordnung bergl. Ketten bei uns vorhanden und bebarf es zur Aufbefjerung 
und Bermehrung berjelben einer Summe von ca. 70 Thlr. — 

Unter ben urfunbliden Materialien, welde die Stabt aus dritter Hand aus bem 
Nachlaſſe des Geh. und Commerzienrathes Delsner um die Summe vom 493 Thlr. angelauft 
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bat, befntben fih anßer ver Klofeigen Manuſeripten⸗Sammlung (dem "Mäterinle file 
Klofe’s im Drnd erſchienene 3 Bände) and die Religionsacten von Budifch, die Exlafle der 
Herzogin Agnes, eine Handſchrift von Eſchenlo er's Ehronik das Stadt: Breslau und mehre 
anbere fir Breslau wichtige Schriftftüde, fowte eine Anzahl Urkundenauf Pergament. 

Die Stabtverorbneten-Verfamminmg hat gelegentlih ber Anzeige von biefer Erwerbung 
ben Magiftrate die Erwartung ausgeſprochen, daß „das Rathsarchiv, welhem tiefe Schrift- 
ſtücke einverleibt werben jollen, in einer die Meberficht über das Vorhaudene erhaltenden Weiſe 
georbiet fei.' 

Im „Berein fir Geſchichte und Alterthum Schlefiens“ ſprach am 4. Mai Hr, Privat 
bocent Dr. Grũünha gen über die Anfänge ſtädtiſcher Selbftregierung in Breslau 
während ber erſten Jahrzehnte nach der Einführung bes deutſchen Rechto reſp. des Magdeburger 
Stadtrechtes, durch deſſen Annahme die ſchleſiſchen Städte in die Reihe ber deut ſchen Städte 
eintraten. Seitdem (ſeit 1263) hatte Breslau auch ein Magiſtratscollegium, welches: aus 
Nathsherren und Schöffen beſtehend jährlich wechſelte, indent die erſteren durch Cooptation ſich 
wieder neu conſtituirten und dann zur Wahl der Schöffen ſchritten. Die Rathmänner hatten 
die Berwaltung, die Schöffen die Rechtspflege umter ſich. An dieſer letzteren hatte aber auch 
einen ſehr bedeutenden Antheil der Etbvogt, unter deſſen Borfig Has Schöffengericht gebegt 
wurde. Bon biefem gab es noch eine Appellation an das Hofgericht, wo eigenthümlicher Welle 
biefeiben Schöffen wie itı erfier Juſtanz, doch unter dem Borſitze des Hofrichters Recht ſprach. 
Dieſer Umfiand, jowie die vielen lagen ber Bürger Über Rechtobedrückungen des Bogtes zeigen 
deutlich, daß der Teßtere an bem Zuſtandelommen des Urtheils im jewer Zeit — viel 
mehr Antheil hatte, als man gewöhnlich glaubt. 

Zu wichtigen Amtehandlungen imd amtlichen Erlaſſen wırede Übrigens — Plenum 
des Magiſtrato verſammelt und noch außerdem bie angefehenften Bürger, bie. Seniores zuge- 
zogen. Dieje Seniores d. h. bie Familien, welche, wie der Ratholatalog zeigt, vorzugsweiſe 
der Stadt ihre Rathmännert und Schöffen Tieferten, bilveten alſo das älteſte Patsiziat. Unter 
biefen waren urfprünglich auch Adelige, wenigftens fommen einige berfelben, z. B. bie Golner, 
die Mühlheim, bie Reſte, die Pleſſel, die de Pomerio (v. . Baumgarten) u. U. it ben herzog- 
lichen Urkunden unter ven ritterblirtigen Zeugen vor. Dod finden wir nirgends eine Spur, 
daß biefelben anf Grund ihrer "Geburt irgend eine hervotragende Bebeutung beaniprucht Hltteit; 
fie fliehen vielmehr volllommen gleich den übrigen bürgerlichen Patriziern, welchen Reichthum 
ober fonflige Gelting ein größeres Anfehn verlieh, und ſchon um das Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts fahen wir das Vreslauer Patriziat einen gang ausgeſprochenen bürgerlich⸗kanfmlin⸗ 
niſchen Charakter anuehmen. Die game Sorge ver Ratheperren If auf Erlmgung von Dan- 
delsbegünfligungent gerichtet, und ver Rath ſelbſt treißt Raufmannfchaft, z. B. den Tuchhandel, 
im größartigften Maaßſtabe. Zugleich verſtehen fie es auch, ihr erhöhtes Aufehn zu ihrer Der 
veichering anzuwenden, indem fle allerlei größere, Gewinn abwerfende gewerbliche Unter⸗ 
nehmungen in ihre Hände zu bringen wiffen; bie regierenden Herrn erſcheinen, wie. bie Ur⸗ 
Puiiden zeigen, vorzugsweiſe als Inhaber oder Pächter von Mühlen, Fiſchereien, Fleiſchbänken 
»öllen x. Das Schwerfte war aber für die regierenden Familien, ihr Anrecht anf alleinige 
Regierung ber Stadt zu behaupten, ba leine nachweisbare Schranke, weder das Erforderniß 
abliger Geburt noch das des Eintritts in pie Kanfmannsgilde, wie in andern Städten dem 
Patrizierſtande bier eime ferne Abgeſchloſſenheit nach unten hin fidherte. 

Der Stadtgemeinde Frankenſte in iſt zur Deddung der nothwendigſten und — 
ſten Koften ihres Retabliſſements, namentlich zut Verlegung der Neuſtädtiſchen Straße, zu den 
Umbauten am Neuſlädtiſchen Platze und zur Herſtellung von Straßen, Brücken x. eine Bei- 
hilfe von 6000 Thlen. allerhöchſt bewilligt worden. — 

Die Stadtverordneten von Glogan erhielten im März d. I. von dem Magiſtrat die 
Mittheilung, daß bie Amtsperiode des jetzigen Bürgermeiſſers von Unwerth am 831. Dechr. 
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d. J. zu Ende gebe. Dieſelben beſchloſſen die Ausſchreibung einer Neuwahl und zwar mittelſt 
öffentlicher Bekanntmachung, welche and erfolgte. Ungefähr 14 Tage daranf reichten 11 Stabt⸗ 
verorbuete beim Borſtaude den Antrag ein, fofort eine außerorbentlihe Situng anzuberaumen 
und für biefelben die fofortige Wiederwahl des Herm v. Unwerth auf bie Tages- 
orbuung zu fielen. Die Sitzung fand in ber Mitte des April flatt und war. aufer- 
orbentlich lebhaft; bie Majorität beſchloß den bezeichneten Antrag einer Commiſſion zur Be- 
gutahhtung zu überweifen. In der am 28. April flattgefunbenen Stabtverorbneten: Siung 
flattete jene Commiffion ihren Bericht ab, welcher dahin lautet: „Die Commiffton empfiehlt der 
Berfammlung die Wiederwahl bes bisherigen Bürgermeifters v. Unwerth unb 
fhlägt vor, ben Tag zur MWieberwahl auf den 1. Juni d. 9. feſtzuſetzen.“ Eine bemer- 
tenswertbe Debatte über biefen Eommifftonsantrag, der einftimmig gefaßt fein fol, fanb 
nicht ftatt, da bie Berfammlung mit [ehr bedeutender Majorität biefem fofort ihre Zu- 
ſtimmung ertheilte, 

Ebendort läuft Ende des Mais auch bie Wahlperiode von filnf unbefolbeten Stabt- 
räthen ab. — 

Die Commmme Göorlhitz hat fich wieberum ſehr fürbernd für Zwecke ber Intelligenz 
bewährt, indem fie der bortigen „naturforfhenpden Geſellſchaft“ eine Bauftelle am 
Marienplage zur Errichtung eines für die Sammlungen dieſer Gefellihaft bringenb noth- 
wenbig geworbenen Gebänbes bewilliget hat, unter ber Bebingung, daß ber Bau nah einem 
vom Stabtbauratb Martins entworfenen Plane ausgeführt und daß 3000 Thlr. zur zweiten 
Oypothel für die Stabt, jedoch umverzinsbar unb unkündbar eingetragen worben, wodurch bie 
Commune nur filr vorlommende Fälle ſich das Borlaufsrecht fichert. 

In Hoyerswerda if eine wendiſche Schule errichtet worden; Schülerzahl 115.— 
Daſelbſt ift ver „Bürgerfcho 5" feit Neujahr in Wegfall gelommen, wofür von ben Grunb- 
befigerm der Stabt vom jedem Commmmal-Öutungs-Autheile 1 Thlr. pro Jahr erhoben wirb.— 

Die Wahl des Herrn Emerih von Bunzlau zum Kämmerer für Shweibnig if 
beflätigt worben. 

(Berfonalien). GStabtratb Riedel in Görli if ald Bürgermeifter von Brieg 
beflätigt worden, — In Stroppen wirb mit 12, October. c, ber Bürgermeifter- 
Boften offen. Jährl, Einnahme 200 Ehlr. — Zu Hultigin (R.Bez. Oppeln) — 
Bürgermeiſter Janetzki. 

— s. Görlig, im Mai. Die Feſtſtellung ber Theilnahmerechte an ber Korft- 
Servituten-Abldfung hierſelbſt, wegen welcher 86 weitläufige Prozeffe geführt worben finb, if 
wie ber Magiftrat in dem im November v. I. für das Jahr 1857 erflatteten Berwaltungs- 
Bericht mittheilt, im Jahre 1857 beendigt worben und ber legte Prozeß mit ben Iutereffenten 
in Waldau zu Gunften der Kommune entſchieden. Die Abldfungen felbft find im genannten 
Jahre nur im Wege des Bergleihe — nit durch Bermittelung ber General- 
Kommiffiom vorgeſchritten. Es find 120 Vergleiche abgeichloffen und durch biefelben 1Do- 
mintum, 1 Pfarre, 1 Schule, 1 Vorwerk, 1 Schölgerei, 20 Bauern, 27 Gärtner, 67 Häusler 
und 1 Mühle zur Abldfung gebracht worden. Die gewährten Abldfungsmittel beſtanden in 
Kapital im Betrage von (inkl, ber erlaffenen Renten » Kapitalien) 371 Täler, 5 Sgr. und in 
Grundftüden im Flächeninhalte von zufammen 719 M. 135 Q-R, — Bei biefer Abfindung 
mit Land mußten die Servitut-Berehtigten zur Ausgleihung Heiner Mehrwerthe der überlaffe- 
nen Grundftüde über ihre Forberungen im Ganzen 1342 .Thle. 1 Sgr. 9 Pf. herauszahlen, 
reſp. flatt befien zur Arrondirung ber Haide Meine Flächen aus ihrem Grunbbefig; — im 
Banzen 22 M. 58 Q.⸗R. abtreten. — Das Reſultat ver gefammten Servituten-Ablöfung bis 
ultimo Dezember 1857 war nad) ben oben erwähnten Fortfchritten folgendes: 1) bie urfpring- 
lich liquibirten 2055 Forftrechte waren bis auf 286 abgelöft, 2) die für bie abgelöften Servitu- 
ten gewährten Abfinbungsmittel beflanden: a) in Kapitalien (inkl, der erlaffenen Renten-Rapitalien) 


im Betrage von 150,478 Thlr. 15 Sgr. 9 Pf., b) in Grunbftüden im Blächeninhafte von zu⸗ 
ſammen 5907 M. 26 DR. Dabei zahlten bie Berechtigten als bie Mehrwerthe der ihnen 
überwieſenen Grundſtücke heraus, zuſammen 15,177 Thlr. 3 Sgr. 5 Pf., oder traten i 
zur Arrondirung der Haide Heine Flähen ab, im Gejammt-lächeninhalte von 483 M, 14 DR, 
3) abzuldjen. waren Ende 1857 nur noch zufammen 286. Poffeffionen. 

Es find überhaupt 93,033 Morgen vollſtändig abgelöft und es bleiben noch 21,547 Mor- 
gen freizulegen. 

e. Brandenburg. 


Berlin, im Mai. Der Etat für bie Stadthauptkaſſe der Stabt Berlin pro 
1859 hat nunmehr, nachdem beffen Prüfung duch die Rehnungs-Deputation der Stabtverorb- 
neten · Berjammlung erfolgt ift, deren Antrage gemäß die Genehmigung ver Letsteren erhalten 
und iR fomit enbgititig fertgeftellt worden. Derfelbe jhließt mit einer Gefammt - Einnahıne 
und Ansgabe von 2,446,460 Thlrn. ab und zwar nad folgenden Haupt-Pofitionen : 

Erfter Titel. Kämmerei-Berwaltung: A. Bom länbfichen Grumbbefig: Aus- 
gabe 25,007 Zhlr., Cinnahme 52,797 Thlr. B. Bom Grunbbefig in ber Stabt: Ausgabe 
11,755 Thlr., Einnahme 48,693 Thlr. Summa: Ausgabe 36,762 Thlr., Einnahme 101,490 
Thlr. Zweiter Titel. Steuer-Berwaltung: 1) Haus und Miethöftener: Ansgabe 
2240 Thlr., Einnahme 946,270 Thlr.; 2) a. Communalantheil an der Mahl, Schladht- und 
Braumalzfiener: Ausgabe 8720 Thlr., Einnahme 369,636 Thlr.; b. Antheil zu Ein Drittel 
vom Robertrage ber Staatsmahlftewer: Ausgabe Nichts, Einnahme 136,400 Thlr.; co. Bor 
fpann-Eremtionsftener : Ausgabe 680 Thlr., Einnahme 1370 Thlr.; 3) Hunbefleuer: Ausgabe 
1326 Thlr., Einnahme 21,426 Thlr. Summa: Ausgabe 49,728 Thlr., Einnahme 1,576,592 
Thlr. Dritter Titel. Berwaltung ber Obligationsfhulden: Ausgabe 268,326 
Thlt., Einnahme 20,413 The. Bierter Titel, Servis- unb Militär-Berwaltung: 
Ausgabe 150,003 Thlr. Einnahme Nichts. Fünfter Titel. Bolizei- und Geridhts 
Berwaltung: Wusgabe 491,723 Täler, Einnahme 51,142 The. Sehfter Titel. Für 
tirhlihe Zwede: Ausgabe 1039 Thlr., Einnahme Nichts. Siebenter Titel. Schul 
und Armenjhul-Bermwaltung: I Die fläbtiichen Oymmaften, bie Gewerbeſchule uud 
das Friedrichs Oymmafium mit Realſchule: 1) Berliniſches Gymnafium: Ausgabe 16,188 
Thlr., Einnahme 13,180 Thlr.; 2) Werderſches Gymnaflium: Ausgabe 16,183 Thlr., Einnahme 
12,473 Thlr.; 3) Kölnifches Gymnaſium: Ausgabe 15,427 Thlr., Einnahme 9603 Thir.; 4) 
die. Gewerbejhule: Ausgabe 16,321 Thlr., Einnahme 6979 Thlr.; 5) das Friedrichs⸗Gymnaſtum 
mit Realſchule: Ausgabe 22,802 Thlr., Einnahme 20,095 Thlr. II. Die fünf Stabtjchulen: 
1) Königfädtifhe Realſchule: Ausgabe 14,259 Thlr., Einnahme 16,611 Thlr.; 2) Dorotheen- 
Rädtifche Realſchule: Ausgabe 12,243 Thlr., Einnahme 12,445 Thlr.; 3) Louifenftäbtifche 
Realihule: Ausgabe 12,290 Thlr., Einnahme 13,570 Thle,; 4) Stralauer Stadtſchule: Aus 
gabe 6457 Thle., Einnahme 4092 Thlr.; 5) ftäbtiiche höhere Töchterſchule: Ausgabe 8840 
Thlr., Einnahme 10,344 Thlr. IM. Die Communal⸗Armenſchulen: Ausgabe 160,565 Zhle., 
Einnahmen 25,553 Thle. IV. Die drei Fortbildungsanftalten, Turnunterriht, Schulweſen im 
Allgemeinen, Schulpausbanten und zu Stipendien: Ausgabe 10,811 Thlr., Einnahme 4209 
Thlr. Summa: Ausgabe 312,428 Thlr., Einnahme 148,854 Thlr. Achter Zitel. Armen- 
Berwaltung: 1) Haupt-Armenlaffe: Ausgabe 393,485 Thlr., Einnahme 90,100 Thlr.; 2) 
bad große Friedrichs · Waiſenhaus: Ausgabe 82,068 Thlr., Einmahme 29,080 Thle.; 3) das 
Arbeitshaus: Ausgabe 55,538 Thlr., Einnahme 18,585 Thlr.; 4) das Friedrichs⸗Wilhelms⸗ 
Hofpital: Ausgabe 33,350 Thlr. Einnahme 6000 Thlr.; 5) Unterftägumgstafie invalider Brei 
wiliger umb Lanbwehrmänner: Ausgabe 4672. Thlr., Einnahme 976 Thle.; 6) Exrtea- 
ordinär: Ausgabe Nichte, Einnahme Nichte, Summa: Ausgabe 569,063 Thlr, Ein⸗ 
nahme 136,391 Thir. Neunter Titel, Berwaltungstofen und Beiträge zu bem« 

felben: 1) Perfonelle Koſten ber Communal - Verwaltung: 8) für nicht zum Normal-SBejol- 


Dunge-Etat gehörige Stellen: Ausgabe 31,468 Thlr., Einnahme Nichts; db): für zum Rommal- 
Befoldungs-Etat übernommene Stellen, Ansgabe, mit Ausſchluß jedoch der Gehälter für Lehrer, 
Schuldiener zc. au deu ſtädtiſchen Lehr-Anftalter, weiche bei biejen mit im Anrechnung gebracht 
worben ſind, 188,392 Thlr., Einnahme 13,250, Thlr.; Geichäftshebilrfniffe ber allgemeinen 
Communalverwaltung beim Magiſtrat, bei der Stabtverorbneten + Berfammluug 20, Ausgabe 
14,190 Thlr., Einnahme 940 Thlr. Summa: Ausgabe 184,276 Thlr., Ginnahme 14,190 
Thlr. Zehnter Zitel. Baumefen: 1) Koften für Reparaturen und Neubanten vom Ge» 
bäuben, für Straßenpflafterung zc., Ausgabe 15,134 Thlr., Einnahme Nichts; 2) Hülfegelber 
für angelegte Granitbahnen aus dem Ertrage der Hunbefteuer, Ausgabe 6050 Thlr., Einnahme 
Nichts. Summa: Ausgabe 21,184 Thlx., Einnahme Nichts. Elfter Titel Berſchie dene 
dauernde Ausgaben und Einnahmen; A) Auf Ueberſchuß lieſerude Eonten, Ausgabe 
21,010 Thlr., Einnahme 211,818 Thlr.; 3) auf Zuſchuß erfordernde Konten, Ausgabe 23,798 
Thlr., Eimmahme 6806 Thlr. Summa: Ausgabe 34,508 Thlr., Einnahme 218,624 Tier, 
Summe ver gewöhnlih wieberfehrenbeu Ausgaben 2,082,560 Zhi,; Summe ber 
gewöhnlich wiede rlehre uden Einnahmen 2,166,488 Täler. Hierzu treten noch: Zwöll- 
ter, Titel. Ertraordinaire Ausgaben und Einnahmen: Ausgabe (mit Einſchluß eines 
Dispofitionsquantums des Magiftrats auf Höhe von 339,021 Thlr. zur Dedung außergemöhn- 
licher und unvorhergefehener Ausgaben, zu heilen Verwendung jeboch die jedesmalige Genchmi- 
gung der Gtabtverorbneten-VBerfanumlung erjorberlid if) 863,899 Thlr. 23 Sgr. 1 Pf; Ein 
nahme (mit Einfluß des muthmaßlihen Mehrertrages aus der Haus- nub Mietheftener, 
fowie aus der Mahl, Schladt: und Braumalzſteuer und des zu erwartenden Ueberſchuff © aus 
dem Betriebe bes ftäbtiihen Baserleuhtungsweiens): 279,971 The, 13 Sgr. 6 Pf. Die 
Stadt Berlin hat jonady nach dem Etat im Jahre 1859 eine Gefammt:-Ausgabe und Einnahme, 
welche gegemfeitig balanciren, non 2,446,460 Thle._ Selbſt abgejehen davon, daß bie Einnab, 
men ber Stabt ſich bei einem regelmäßigen Berlauf ber Dinge immer höher fielen, als diefel- 
ben etatsmäßig verauſchlagt find, ift doch ſchou mach dieſer Beranichlagung das im zwölften Ti 
tel angeführte Dispofitionsquantum bed Magiftrats im der mambhaften Höhe bon ca. 340,080 
Thlr., da dafjelbe nur in außerorbentlihen Fülen zur Verwendung gelangt, als ein. muthmab- 
licher Ueberſchuß des laufenden Jahres anzufehen. Die Staptihuld der hiefigen Kommune 
beläuft ſich mach dem Etat bei Begium bes laufenden Jahres auf Höhe von 5,468,749 Chir. 4 
Sgr. Hiervon kamen jedoch 1,679,688 Thlr. 6 Sgr. 6 Pf. auf die äbtifhe Gnsanflalt, als 
ein Capitalvorfchuß, welcher derjelben zur Aulage und zum Betriebe gewährt worben ift, bage- 
gen 4,981,860 Thlr, auf bie Obligationsjchuld, 479,060 Thlr. auf Kaufgelverrefte für erworbene 
Grunbftüde der Commıme, 854 Thlr. 7 Sgr. auf in alten Zeiten yerwenbete S 

lien und 46,975 Thlr, auf die vom Beamten geftellten Cautionen. Das Activ » Vermögen ber 
Stadt, namentlich der Gruudbeſitz derſelben, Liefert eine mehr als erſorderliche Dedung für biefe 
Schuld. Das Capitalvermögen ber Stabi Berlin belänft fi nad dem Etat bei Beginn 
des gegenwärtigen Jahres, mit Einſchluß der ausſtehenden Darlchne, der zinsbaren Bapiere und 
der verſchiedeuen Dispofitions- und Anfammlungsjonds, welche aus dem Erträgen für bie Ber» 
änferung fäbtifcher Grundftüde und Gerechtjamen, jo wie aus bem Ueberſchüſſen bes Hunber 
feuerfonbs ꝛc gebifvet worben, zu beflimmten Zweden verfügbar bleiben follen, auf Höhe von 
2,360,635 Thle, 10 Ser. 3 Pi. 

— Der Stabtverorbueten-Berfaunmlung fag in ihrer öffentlichen Sitzung am 26. d. Mus, 
ein Antrag des Magiſtrats um Bewilligung einer Summe von 1000 Eplen, zur Giablixung 
bes neuen Waijenhaufes im Rummelsburg vor Das Etablifjement ſoll mit bem 1. Zuli 
bezogen werben, und es bebarf dazu einiges nothwenbiger Vorbereitungen. Die Berfammlung 
bewilligte bie verlangte Summe vorbehaltlich ber Rechnungslegung. — Belammtiich hatte jowohl 
bie Lönigliche Regierung zu Potsdam, wie auch der Oben Präfident, bie Gemehmigung zu dem 
vom Magiftrat beabfichtigten Verlauf des Rittergutes Wolleradorf verſagt. Der Berfamumlung 
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wurde ein Reftript bes Herrn Minifters des Innern vom 1. d. MR. mitgetheift, worin bewielbe 
auf die Darftellung des Magiftrats nunmehr bie Genehmigung zu dem Berlanfe bes Rittengutes 
extheilt, — Einer der Berfammlung witgetpeilten Weberficht über ven Geſchäftsbetrieb ber ftäb- 
tiſchen Spartaffe pro 1. Quartal d. 3, ift zu entnehmen, daß bie Einnahme während bes. Zeit 
raumes 61,176 Thlr. 24 Sgr. 4 Pf., bie Ausgabe 56,486 Thlr. 23 Sgr. 7 Pi. betrug. Be⸗ 
Rand verblieb 4681 Tpir, 27 Sgr. 9 Pi. Das Bermögen der Sparlaffe beträgt in Effelten 
1,846,595 Thle,, in Hypothelen 386,025 Thlr., a conto di tempo bei der Seehaunblung belegt 
16,000 Thlx. Im Monat März, wurden 4800 Thlr, mehr zurüdgezahlt als eingezahlt. Durch 
Anlauf von Effekten wurden im genanuten Quartal 58,837 Thle. 1b Sgr. ‚belegt, — Der 
Wagiſtrat theilte mit, daß um bie Stelle eines Direktors des Arbeitshauſes vielfache Bewerhun⸗ 
gen eingegangen ſeien, daß er inbeflen von ver Fühigleit des Direltors des Straftanftalt zu 
Hohen, Herfort, vernommen und mit demſelben ein Arrangement dahin getrofien habe, daß 
derſelhe probemeile die Direltion des Arbeitshauſes auf brei Momate übernehmen jolle und zu 
dieſem Zwede bereits hier eingetroffen. fei. — Der Magiftrat machte der Berſammlung Diittheis 
lung von der in Folge bev angeorbneten ſtriegsbereitſchaft nothwendig gewordenen Bildung. neuer 
Kommiſſionen und deren Geſchäftabetrieh. — Der Luther⸗Stiftung für Waiſen des Berliner Lehrer 
flandes wurde eine außerordentliche Beihilfe von 50 Thlr. bewilligt. — Für die Sitzungen des Ges 
werberaths bewilligte bie Berfauimlung eine entſprechende Lolalität im Fürſtenhauſe. — Wei 
Berathung des Orts-Statuts für Berlin hatte ber Magiftrat im $. 6. eine allgemeine Berpflich- 
tung der jelbfiftänbigen Handwerker, den Hürfstaffen der Geſellen Zuſchüſſe zu leiften, aufgenom⸗ 
men, während die Berjammlung fich eine Prüfung bes einzelnen alles vorbehalten wollte, Der 
Herr Handelsminiſter war damals der Auſicht bed Magifirats beigetreten, und es wurde eine 
Einigung der beiden Kommumalbehörden nur daburch erreicht, daß bie Beſtimmung ganz aus 
dem Statut weggelaſſen wurde. Aus Anträgen verſchiedener Gewerbtreibender in Bezug auf 
Hergabe derartiger Zuſchüſſe hat der Herr Handelsminiſter feine frühere Anficht wieder aufgenoms 
men und die Aufnahme einer allgemeinen, vie ſelbſtſiändigen Gewerbtreibenden verpflühtenden Be- 
ſſimmung in das Orts - Statut verlangt Der Magifirat will nunmehr ber Forderung des 
Minifers, der geſetzliche Beſtimmungen zus Seite fiehen, machlommen, und au)... bie 
Berſammlung war bamit einverſtanden. Der anweſende Magiſtrats-Kommiſſarins erklärte 
Übrigens, daß der Magiſtrat ver Berfammlung jeden ſpeziellen Fall zur Genehmigung. unter- 
breiten werde. 

Pots dam, 20. Mai. In dem Üffentlihen Theile der heutigen Sigung der Stadtverord⸗ 
neten kam, nach der Anzeige bes Vorſtehers, Herrn Nimroſe, von ber Betheiligung ber fäbti- 
ſchen Behörben an Humboldt's Leichenfeier zuvörderſt eim Antrag bed Stabtverorbneten Wüne 
zur Annahme, wonach ber Magiftrat erjucht werben joll, Anordnungen zu treffen, daß künftighin 
die Öfientlihen Prüfungen beider Anftalten zu Oftern nicht mehr anf einen Tag fallen, — Die 
Borlage des Magiftrats wegen Bertheilung ber Einguartierungslaft im Fall einer Mobilmachuug 
ber Armee leitet Herr Plewe dur einen ausführlicheren Bericht ein, bemgemäß in folge der 
Allerhöchſten Ordre vom 29. v. M. wegen eimtretenber Kriegsbereitſchaft der Magiftrat das⸗ 
jenige feſtgeſetzt zu fehen wünſcht, was bei etwaiger Mobilmachung des Heeres erforberlich wer- 
den müßte. Es tritt daun nämlich auch die für die Miether bie bis dahin mur von ben Haus« 
wirthen direlt getragene Verpflichtung ber Einguartietung und Verpflegung ber nicht Enjernirten 
Truppen ein; doch hält .e8 der Magifivat für angemeſſen, die unter 50 Thlr, Miethe tragenden 
Meinen Quartiere frei zu laſſen. Im Jahre 1850 hatte bie Etabtverorbneten- Berjanmiung imt 
gleichen Kalle den Beſchluß gefaßt, daß für die Dauer bes Kriegefiandes die Quartiere unter 
40. Thlr, vom. ber Bequartierung befreit bleiben, die vom 40-60: Thlr. mt Ya Mann, bie von 
61—100 The, mit 1, bis 120 Thlr. mit 2, bis 150 mit 3, bis 200. mit 4, bie. 250 mit D, 
bis 300 mit 6 und fo weiten auf jede folgende 100. Ehe, mit 1 Mann mehr in ‚ber Quote 
belegt werbeu ſollten, wobei inbeh wamentlich noch Folgendes gu berüdjichtigem blieb, bafı.bieje 
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ganze Laft als eine Perfonallaft, nicht als eine Gewerbebeftenerung betrachtet wurde, baber bie 
zum Gewerbebetrieb nöthigen Räume außer Anfatz blieben; wo indeß Wohnung und Bermögen 
im Mißverhältniß ſtehen, follte mit Rückſicht auf die Einkommenſteuer bie Eiunfhägung erfolgen; 
ferner behielten die von bem Wirthe nicht bewohnten Häufer bie halbe Quote ver ihmen fonfl 
zufiehenben Einquartierung, und hatte biefe ber Wirth, abgefehen von-bem, was feinen Miethern 
zufiel, zu tragen; wohnte der Wirth im Haufe, fo flelen ihm, and wenn feine Wohnung unter 
40 Thlr. war, %, ber früheren Quote zu. Zu biefer Bequartierung wurden übrigens ſämmt⸗ 
liche Gebäude ber Stabt herangezogen. ES entſpann ſich über diefen Gegenfland auf Grund 
des Magiftrats-Antrags eine lebhafte Berhanblung, doch währte es lange, ehe einige Klarheit im 
biefelbe fam. Dafür, baß mit der Einguartierung auf einen Miethewerth von 40 Thlr. hinun⸗ 
ter zu gehen fei, entſchied man fi bald mit Rüdficht darauf, daß dadurch 900 — 1000, Quartiere 
mehr zur Bertheilung ber Laſt herangezogen wilrben und dieje Quartiere, meift im entlegeneren 
Begenden gelegen, oft anjehnlicher feien als bie für 5060 Thlr, in den befferen Stadtviertel, 
Herr DOberbürgermeifter Geheime: Rath Beyer legte in eingehender Weile die ganze Sachlage 
vor, wonach in-gewöhnlichen Zeiten die Städte gleichſam die wicht im Rafernen liegenden Trup⸗ 
pen jelbft kafernire unb dann nur die Durchmarſch-⸗Einquartierung nach Berhältniß der Grund⸗ 
fteuer an bie Haußbefiger vertheile; im außergewöhnlichen Zeiten dagegen, nämlich im Malle 
einer Mobilmahung, müßten aud bie Miether nad billigem Berhältniß zur Tragung und Ber- 
theifung ber größeren Laft herangezogen werben und fcheine eine ſolche angemefjene Ausgleihung 
in der früheren Beranlagung zu liegen. — Die Berfammlung trat denn ſchließlich dem Magi- 
Rratsantrage in der Hauptfahe bei, nachdem zuvor von einigen Mitglievern noch der Anficht 
das Wort gerebet worben, daß auch bie Hausmwirthe lediglich mad dem Miethewerth ihrer 
Bohnungen herangezogen werben follten. Die Berfammlung lehnte dies ab und mit Recht; 
denn bie auf die Grumbftener bafirte gewöhnliche Einquartierung wird ja ſchon durch die Miethe 
ſelbſt wieder antheilsmäßig auf die Schultern der Miether übertragen, und viele Wirthe wür- 
den, unter 40 Thlr. wohnend, namentlich in ben Vorftäbten, wicht blos billige Erleichterung, 
ſondern gänzliche Befreiung von aller Einguarrierungslaft gefunden haben. Man trat mit ber 
alleinigen Abänderung, baß bie. Wohnungen, wie oben bemerkt, ſchon von 40 Thlr. an mit 
Einquartierumg zu belegen jeien, dem Magiftrats-Antrage mit großer Mehrheit bei, und ernannte 
dann fogleich noch, Heren Plewe's weiterem Antrage gemäß, eine aus ben Bezirlsvorſtehern und 
einen ober zwei Stabtverorbneten beſtehende Kommiſſion für die einzelnen Bezirte zur Reguli- 
rung ber ſchon vorläufig aufgenommenen Einſchätzung der Miethswerthe. Im Folge ber ein- 
getretenen Kriegsbereitſchaft hat weiter bie Gervislaffe fiir Beichaffung vom Lagerflätten viel 
Mehrausgaben gehabt, indem man fir die jet mehr unterzubringenben 1650 Mann, benen ſich 
noch bie zur lebung verfammelte Lanbwehrcompagnie zugejelt, Miethsquartiere beſchaffte und 
allein 600 Inlette a 26 Sgr. u. a. m. gebrauchte. Kür biefe und andere noch zu erwartende 
Bedürfniſſe, bie oft plöglich erforbert werben, wurde ber Servis Kaſſe der nöthige Spielraum 
in ihren Ansgaben bewilligt. — Dann kam die Geflellung ber Pferde bei eintretender Mobil- 
machung zur Sprade. Züngft bier file das 3. Artillerie - Regiment ausgehobene 26 Pferde 
find ihren früheren Beſitzern nah dem vollen Tarpreife (einzelne bis 230 Thlr., durchſchnitt⸗ 
lich mit I60 und einigen Thalern) bezahlt worden unb zwar geſchah das aus der Staatslaffe ; 
davon wurde mır Eins freihändig angelauft, die andern wurben ausgeboben. Würde mm die 
Provinzials-Lanbwehr einberufen, dann hätte die Stabt andere 69 Pferde zu liefern, bavon könnte 
die Verpflichtung auf 22 Offizierpferde burd Zahlung von je 100 Thlın. und durch andere 50 
Thlr. unvderzinslichen Vorſchuß abgelöft werben, bie übrigen 87 bagegen müßte die Stadt auf 
irgend einem Wege, fei es durch freihänbigen Ankauf ober durch Aushebung auf ihreKoften bes 
ſchaffen. Nun bat man fich zwar file dem letzteren Fall bereit durch Defignation der bei er- 
folgter Mufterung ver bier: vorhandenen Pferbe als tauglich zum Kriegsdienſt erkannten fllr den 
Bedarf fiher geftellt, um jedoch ben Erwerb derſelben ven Pferbebefigern möglichſt wenig‘ 
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drücend zu nahen; beantragt ber Magiftrat, ihm die erforberlih erfheinenden Schritte zu über- 
laffen, er wolle, obwohl zulegt bie Aushebung doch wohl erforderlich werben bürfte, noch erft 
weitere. Schritte tum und bieferhalb Belanntmahungen erlaffen. Die Berfammlung 
wimumt: bie, nachdem insbeſondere mod ber Dber- Bürgermeifter eingehende Auskunft 
gegeben,. dankbar zuftimmenb zu bem Gtreben des Magiſtrats, überall bie mög 
Billigleit bei dem unvermeidlich buch ben Ernft der Zeit gebotenen Laſten malten zu 
laffen, an. 

—R. Gpandow, im Mai 1859. IV. Bauweſen. Die Baw-Depntation entbehrte 
im Jahre 1858 der Beihülfe eines: Technilers, deſſen Engagements-Eontraft am 1. April g. 9. 
ablief und nicht erneuert wurde. Da von der Bau-Deputation kein Neubau auszuführen war 
und im einzelnen Fällen der technifche Rath des Banraths Schüler, ſowie des Bau⸗Inſpeltors 
Biller eingeholt wurde, war. bie durch das Ausſcheiden des Erfleren aus dem fläbtifchen Dienft 
entftandene Bacanz ohne Nachtheil für die Kommumal-Berwaltung. — Der Ausbau des im 9. 
1867 im Rohbau flehen gebliebenen neuen Pfarrhanfes wurbe bis zum Ditober v. I. fortgeſetzt 
und beenbigt, jo daß diejes Haus, befien Abnahme bem Baurath Schüler übertragen wurde, 
von dem Oberprebiger bezogen werben konnte. Gleichzeitig mit bem Ausbau bes Pfarchaufes 
wurbe die Hofregulitung, beftehbend im Ausbau der alten GStallgebäube, der Erbauung eines 
neuen Stalles und ber Pflafterung des Hofeß ausgeführt. — Das alte Dialonathaus, deſſen 
Abbruch und Neubau vermieden werben jollte, ift mit. einem Koftenaufwanbe von mehr als 200 
Thalern reparirt worben, fo daß es zu Neujahr von dem Prebiger Petzold bezogen werben 
Enmte. Derſelbe hat fich jedoch geweigert, dieſes Haus überhaupt, wenigftens zu dem beftimm- 
ten Termin zu beziehen und mußten beshalb Berhanblungen mit der Königl. Regierung ange 
Inüpft werben. — Die frühere Dienftiwohnung des Conreltors wurbe zu zwei neuen Klaſſen-⸗ 
zimmern für die höhere Töchterſchule eingerichtet, auch find im Knaben⸗Elementar⸗Schulhauſe 
bie Klaſſenzimmer fir bie vermehrte Schlilerzahl in Stand geſetzt worden. Im Rathhanfe wurde 
das Archiv neu eingerichtet und das Sekretariat reftaurirt. In ben ehemaligen Hirtenhäufern, 
weiche gegenwärtig einigen Nachtwäcdhtern zur Wohnung dienen, murben Reparaturen vorge- 
nommen, das Dach bes Stallgebäubes bes Korfihaufes wurde umgebedt, vie Dienſtwohnung bes 
Hülfsförfler® reparirt, das ‚Scharngebäube abgepußt und bie Dienftwohnung des Polizeijergean- 
ten in bemjelben wieber in Stand geſetzt. Ein Sprigenhaus erhielt ein neues Dad) von Stein» 
pappe. — Der vom ber Königl. Fortifilation men angelegte Hafen bor bem Oranienburger Thore 
wurbe mit einer neuen Schälung verfehen und bie Auffhüttung der Schönwalder Chauſſee in 
acht Stationen fortgefegt. Die Seeburger Straße wurde neu gepflaftert und eine Reparatur 
ber Rinnfleinbrüden in ber Stabt ausgeführt. Die Neuendorfer Straße und ber ſchon im v. 
I. in Angriff genommene Pichelsporfer Weg wurben befeftigt und ſämmtliche Kommunilations- 
wege, ſoweit fie nicht ſchon mit Alleebäumen beſetzt waren, nen bepflanzt, wozu ca. 2000 Bäume 
verwendet wurben. Die Bau-Deputation führt über bie an fie gelangenven Verfügungen ein 
befonberes Journal, weiches im Jahre 1857: 361 und im Jahre 1858: 442 Sachen zählte. 

Fenerlöfhwefen. Die Mängel des ſtädtiſchen Feuerlöſchweſens find in neuerer Zeit 
überall fo fühlber geworben, daß allfeitig am einer Verbeſſerung gearbeitet wird. Wenige 
Stäbte aber werben fi) in ber Lage befinden, völlig neue Einrichtungen für das Löſchweſen, 
unbelimmert um die dadurch entſtehenden Koften ins Leben zu rufen. Auch hier mußte man, 
als es darauf aulam, veraltete Befimmungen durch zeitgemäßere Einrichtungen zu erjegen, von 
vorn herein auf die Erfüllung des Wunfches, Alles anf das Beſte einzurichten, Verzicht Teiften 
und-fi mit dem begnügen, was vor ber Hanb erreichbar ſchien. Bei ver im Jahre 1857 be 
gonnenen Reorganifation des FFenerlöfhweiens: wurde mit möglichſter Kofteneriparniß am das 
Beſteheude angelmüpft, dabei aber ver Zweck verfolgt, diejenigen nothwendigen Erforbernifie eines 
georbneten Feuerloͤſchweſens zu befchaffen, an denen es auch hier mehr ober weniger fehlt, näm⸗ 
lich ſchnelle Hillfe,. ausreichende und geübte Bedienungsmaunſchaft, gute und ausreicheude 
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Gerätbichaften, einheitliches Kommando unb ausreichender Waflervorraty. Der erfie Schritt ge 
ſchah durch Wiederbelebung bed Interefjes vieler Mitglieder des ehemaligen Pompier⸗Korpe für 
das Öffentliche LWſchweſen und durch Beranftaltung von Uebungen mit den Löſch⸗ und Retiunge- 
Apparaten. Demnähft wurde eime neue Feuerpolizei und Löihorbuung bevathen und vow der 
BolizeirBerwaltung nad Beflätigung der Königl. Regierung publizirt. Nach biefer LWſchordnuug 
iſt das Perſonal der fläbtifchen Feuerwehr nur im Dienfl, wenn es dazu befonbers eimbernfen 
wirb und gebt für gewöhnlich feinen bürgerlihen Geſchäften nah. Nur bie Spritenmeifler 
beziehen wie früher eim feftes Gehalt, während die übrigen Mitglieber der Feuerwehr: theild ohne 
jeve Bejolbung, theils gegen Remuneration für bie eimgelnen Leiftungen ihren Dienfl verrichten. 
— Es ift zu wünſchen, daß nummehr and auf die Beichaffung tüchtiger Utenſilien Bedacht ge- 
nommen werben Sann, im welcher Beziehung zu bemerken if, daß zur Auſchaffung der erſten 
Näbertinen bie Koften bereits bewilligt find, außerdem aber, namentlih der Mangel an eimem 
fogenannten WBafjerzubringer baldige Abhülfe verbient. 

Korfiverwaltung. Die Stabtforft enthält nach ber Generalvermefinngetabelle 5480 
M. 77 DR. zur Holzzucht nutzbare Flähe und 547 M. 85 O.-R. zur Holzgucht nicht mub- 
bare Fläche. Diejes überhaupt 6027 M. 162 D.-R. große Forfirevier wird durch einen Wör- 
fier und einen Hülfsförfter verwaltet. Außerdem ift ein Forſtſchutzbeamter für die Haaſeuhaide 
ausſchließlich angeftellt. Die Forft hat ſowohl Hochwald ale Nieberwald. Die Umtriebezeit 
beträgt für Kiefern 100 Jahre, in den Mebenhaiden aber nur 60 Jahre, für Eichen 140 Yahr, 
für Erlen und Birken 40 Jahr. Im Nieverwalde gilt durchweg eine 3Ojährige Umtriebszeit. 
Diefe Umtriebszeiten find nur ſoweit maaßgebend, als nicht im fpeziellen Kalle bie Beichaffen- 
beit der Beftände und bie allgemeinen Wirthſchaftezwecke, namentlih vie Herftelkmg einer Be: 
ftandseinheit in berfelben Wirtbichaftsfigur oder bie Herbeiführung einer befferen Gruppirung 
ber Alterstiaffen enticheibend find. Auf Grund des generellen Wirthſchaftsplanes witd aljähr- 
lich ein fpezieller Hauungs- und Rulturplan für das Wirtbichaftsjahr feftgeftellt. Für das Yabr 
1858 war ein Ueberhau von 50,000 Kubilfuß Derbholz zur Ausführung gebracht, welder in 
15 Jahren wieber eingefpart werben wird. An Bauholz wurden am Hausbeſtzer 5143 MM. 
abgegeben umb bafür nur das ausgelegte Schlägerloyn mit ca. 15 Thlr. wieder vereimmahm. 
Die ſämmtlichen Schonungen betrugen pro 1858 15771, M. Es treten pro 1859 Hin 60% 
M. Dagegen werben anfgeneben 125 M. Schonungen, jo daß pro 1869 in Schomung bleiben 
1613 M. — Die durchſchnittliche jährliche Kulturfläche beträgt in dieſem Dezennium 89. Mor- 
gen. Unter ben vorzunehmenden neuen Kulturen find biejenigen bie bedeutendſten, welche in 
ben Keffelbergen beabfichtigt werden, mo Wderflächen, welche bisher verpachtet waren, jet aber 
von ber Aderfelbmarl abgezweigt find, zur Holzzucht benutt werben follen, Es ift zu erwähnen, 
daß hierbei auch verſuchsweiſe eine Fläche von 12, M. mit Lupinen beiät werben fol. Die 
Forft liefert alljährlich eine bebeutende Anzahl junger Bäume zur Wegebepflanzung, thells aus 
ben angelegten Baumſchulen, theild aus ben jüngeren Befländen. Im den Baumſchulen für 
bie Erziehung von Eichen vorläufig ausreichend geforgt und wird nur noch auf bie Zuzucht von 
Birken und Elfen Bedacht genommen. (Fortf. im folgenden Heft) 

—;— Güftrin, im Mai. Unſere Spartaffe hat fi einer regen Theilnahme des Puib- 
litums zu erfreuen, was weſentlich dem feit dem 1. Oktober 1857 in Ktaft gettelenen nenen 
Sparkaffen-Inftitut zugufchreiben ift. Als wejentlich neue Beſtimmungen derſelben find hervor 
zubeben: Das Meximum ber Einlagen ift auf 300 Thlr. erhöht worden, wähtenp früher Gelber 
nur bis zur Höhe von 200 Thir. bei der Sparkaffe niedergelegt werben lounten, Es fonmen 
bis zu ein Drittheil ber Einlagen auf bloße Haudſcheine, olme hypothelariſche ober andere 
Sicherheit Gelder ausgeliehen werben, wenn zwei al® wohlhabend an rlannte Männer file Ru» 
pital, Zinfen und Koſten als Selbſtſchuldner ſolidariſch eintreten. — Die Einlagen bei ver 
Sparlaffe werben mit 31, pCt. verzinft, wogegen bie Anftalt 3',, 4, 41, und 5 pEt. Zinſen 
erhält, von deren Ueberſchüſſen die VBerwaltungstoften gebedt werben und ber Reſervefonds ge 
bildet if, Mach der uns vorliegenden Verwaltungsüberfiht ver Sparlaſſe find 
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eingelegt: abgehoben: 

im Jahre 1855 84,613 Thir. — Sgr. 11 Pf. 74,244 Thlr. 10 Sgr. 4Pf. 
„nn BE, In BB. 5. 7, 
" n 1857 100,632 " 18 "„ nn 83,175 " 7 " 10 " 


Die Zahl der Bücher Hat fich im biefen 3 Jahren vermehrt mın 947, indem ult. 1854: 2553 
Bücher und ult. 1857: 3500 Bücher fidh in Umlauf befanden. Ultimo 1857 betrug der Re- 
ſetdefonbs 27,000 Thir. 25 Sgr. 10 Pf. Der Bamrbeftand 160 Thlt. 26 Sgr. 2 Pf., das 
Atio»-Bermögen inkl. des Melervefonbe 296,716 Thlr. 15 Ser. 4 Pf. 

Der Fenerderficherungsmwerth aller hiefigen bei ber Stäbte-fFeuer-Sozietät verficherten 
Gebäude betrug ult. 1855: 898,925 Thlr.; 1856: 929,000 Thlr.; 1857: 970,050 Thfr. Hier⸗ 
von fallen auf äbtifche Gebänbe 63,525 Thlr. Der Berfiherungswerth aller Gebäude hat ſich 
vom Jahre 1855 zu 1856 um 3075 Thlr. und vom Fahre 1856 zu 1857 um 41,050 Thlr. 
erhöht. Weffenumgenchtet ift die Mehrzahl ber Hansbefiger mit ihren Gebäuden immer noch 
weit unter dem wahren Werth berfelben verſichert. An Penerkaffenbeiträgen, welde ber Da- 
giſtrat nach dem Stüdte-Fener-Sozietäts-Meglerment gegen Bezug von 2 pEt. Tantierne zu er- 
heben hat, finb vom ben Berficherten eingezogen: im Jahre 1855: 1514 Thlr. 16 Ser. 3 Pf.; 
1856: 1706 Thlr. 13 Sgr. 9 Pf.; 1857: 1530 Thlr. 2 Sgr. 2 Pf. 


fe Sach ſen. 


Magdeburg, im Mai. In der Sitzung der Stadtverordneten am 12. d. Mis. kam 
unter andern Gegenſtäuden auch die Straßenpflaſterung zur Verhandlung. Ueber bie 
dem Magiſtrate laut Conferenzbeſchluſſes vom 24. März c. zur Erwägung anheim gegebene 
Frage: ob es nicht zweckmäßig fein möchte, bei Pflafterung ganzer Straßenftreden den 
Beg ber Entreprife zu wählen, bat ber Magiftvat die Pflafterfchau- und Abſchätzungs⸗ 
Commiſſion, fo wie bie Bau-Deputation gehört und fpricht fich im Einverſtändnifſe mit genann- 
ten Eommifftonen vermeinenb über bie Ftage aus, Es wirb von ihm für zweckmäßiger ge- 
halten, die Beſchaffung der Materialien ferner wie bisher von ber Ansführung ber Arbeiten zu 
trennen, die einzelnen Leiftungen aber, al®: bie Lieferung ber Pflafter» und Bordſteine, bes 
Kieſes und bie Ausführung der Pflaferarbeiten, mie dies übrigens zeither ebenfalls ſchon ge- 
ſchehen, im Wege ber Submiſſion zu vergeben. — Ein Mitgl. der Berſ. kann ſich nicht davon 
Überzengen, baf bie Verdingung der Pflaſterung einer Strafe am eine Perfon nicht das Zweck⸗ 
mäßigfte fein follte und bezieht fih auf das Verfahren bes Fiskus, der feine Pflafterarbeiten 
ebenfalls in Entreprife gäbe: — Der Magiftrats-Eommriff. erflärt ſich ans techniſchen Gründen 
gegen dieſe Anficht des Vorredners. Erſterer meint namentlich, daß bas Pflaſter des Fiskus nicht 
ſo gut, wie das flädtiſche fei, indem bie Steime bes erſteren unten fpig zuliefen, währenb bie bes 
legteren unten breit wären. Endlich ſei nicht zu vergefien, baß bie von einem Entrepreneur etwa 
geſchehene Pflafterumg ſchwer zu eoutroliren wäre, weil es ſehr leicht vorlommen Fünne, daß 
derſelbe, wenn bie Augen des Controleurs nicht anf ihm ruheten, leicht ſchlechteres Material, 
al® bebimgen, zu feiner Arbeit nehmen lönne. Bon Seiten des fläbtifchen Ban-Perfonals lönne 
wicht immer Jemand bei der Pflafterung zugegen fein. — Ein Mitgl. der Berf. Es befinde 
ſich in der Bau ⸗Deputation Jemand (Herr Range), ber ſich ein beſonderes Bergnügen daraus 
machen wide, bie Pflaſterung auf das Genaueſte zu eontroliren. — Der frühere Monent. Es 
ſei das Pflaſter des Fisklus dem Mäbtifchen nachgeſetzt. Im der Regierungsſtraße hätte aber 
ſchon das erſt im vorigen Jahre gelegte ſtüdtiſche Pflaſter bedeutend viele Bertiefungen, während 
das in der ſehr befahrenen Johannisfahrtſtraße gelegte fiskaliſche ſchon feit 3 Jahren die Probe 
ſeiner Sitte beſtauden habe. „Das Werk lobe den Meiſter, nicht umgelehrt.“ — Ein anderes 
Mitgl. ver Verſ. findet, daß die Regierung eben ſolche Steine wie der Fiskus zur Pflafterung 
nimmt. — Ein anderes Magifitatsmitgl. macht darauf atıfmerkfam, baß wenn man hervorhebe, 
daß dad Pflafter des Fistns billiger als das ſtädtiſche fei, man doch babet ja nächt vergeſſen 
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möge, baß ber Fiskus keine Bürgerfteige mit Loftfpieligen Trottoirs legen, fonbern nur ben 
Fahrdamm pflaflern laffe. Das Material fchaffe der Magiftrat an; inbefjen. bie Arbeiten bes 
Pflafterns verdinge er, — Ein Mitgl. der Berl. Die Frage fei zu entfcheiden, ob dem Fiskus 
bie Ruthe Steine eben fo viel wie dem Magiftrat koſte. — Der Magiſt.Commiſſ. Der Fiskus 
babe ſchriftlich erklärt, daß das ftäbtifche Pflafter beſſer als feines fei und er künftighin eben jo 
wie die Stabt pflaftern laffen wolle. — Ein anderes Mitgl. ber Berf. erwähnt aus feinen Er⸗ 
fahrungen während feines Aufenthaltes in Harzburg, daß Pflafterfteine erwähnter Art mit bem 
größten Fleiße bearbeitet würben unb beshalb etwa® theurer zu ſtehen kämen. Go koſte ber 
Stadt Hannover eine Ruthe zu pflaftern 40 Thle.; aber man müffe hierbei auch nicht außer 
Acht Laffen, wie lange ein ſolches Pflafter hielte. — Der Borfigenbe refumirt über bie Debatte. 
— Ein Mitgl. der Ber. Was den Antrag des Magiftrats betreffe, fo gehe er im biefer Sache 
nach feinen Gefühlen. Durch zwei Deputationen fei der Antrag hinburd gegangen, unb ber 
Magiſtrat Habe ihn zu dem feinigen gemacht. Hiermit fei genug in ber Sache gethan. — Die, 
Berfammlung fehreitet zur Abflimmung ; der Antrag eines Mitgliedes der erfteren auf General» 
Entreprife der Pflafterung fällt, und ber Antrag des Magiſtrats erlangt die Majorität ber. 


Berfammlung. 
—C— Magdeburg, im Mai 1859. (Gewerbe⸗Sachen). Die Zahl ver hier beftehenben 


Innungen hat fi im verfloffenen Jahre noch um eine, die Stellmader-Innung, vermehrt und 
beträgt gegenwärtig 24, in welchen 36 Gewerke vertreten find. — Unterftügungstlafien 
für unſelbſtſtändige Gemwerbtreibenbe beftehen jegt 50, vier mehr als am Schluſſe des Jahres 
1857, nämlich 44 Gefellen- und 6 abrilarbeiter - Unterftügungstaffen. Diefe 50 Koffen haben 
durchſchnittlich 3750 Mitglieder gehabt, circa 6450 Thlr. Beiträge aufgebracht und befigen 
4720 Thlr. Vermögen. Bon ben Arbeitgebern find bis jegt nur die Babrilanten zur Zahlung. 
von Beiträgen an bieje Kaffen flatutarifch verpflichtet und zwar haben viefelben 50 pCt. vom 
der Summe, welche ihre Arbeiter an Beiträgen aufbringen, am bie refp. Kaffen zu zahlen. 
Hiernach hat der Gefammtbeitrag ber betheiligten Fabrilanten an bie hier beftehenden 6 Babrif- 
arbeiter-Unterftügungstafjen im laufenden Jahre circa 800 Thlr. betragen. 

Aus den Gewerken, für welche hier keine Iunung befteht, find im laufenden Jahre 136, 
Lehrlinge und 46 Gefellen durch die hiefige Kreis-Prüfungs-Kommiffion geprüft worden. 

Die Wirkjamkeit des Krebitveretns für Handwerker hat auch im vorigen Jahre zu- 
genommen, jo baß bis auf circa 2000 Thlr. das ganze Altien » Kapital von 20,000 Thlen. im, 
Umlauf gefegt if. Bon einzelnen Handwerkern ohne Vermittelung der Innungen find 385. 
Anträge auf Bewilligung von Vorſchüfſen geftellt, von denen 309 Anträge bewilligt und 76 
Auträge wegen Mangels der flatutenmäßig erforberlihen Sicherheit abgelehnt find. Bon ben 
bewilligten Anträgen haben betragen: 18 Borfhüffe 10 bis 20 Thlr., 21 Vorſchüſſe 21 bie 
30 Thlr., 16 Vorſchüſſe 31 bis 40 Thlr., 62 Vorſchüſſe 41 bis 50 Thlr., 29 Vorſchüſſe 51: 
bis 90 Thlr., 53 Borfhüffe 91 bis 100 Thlr., 23 Vorſchüſſe 101 bis 150 Thlr., 10 Vorſchüſſe 
151 bis 190 Thlr., 77 Vorſchüſſe 191 bis 200 Thlr. 

Bon ben drei Innungen, benen frühere Vorſchüſſe zur Vertheilung an ihre Innungs ⸗ 
Genoſſen bewilligt find, hat die eine Innung 1730 Thlr. für 42 Inmungsgenofjen, die andere 
1010 Thlr. für 10 Inmungsgenoffen und bie britte 698 Thlr. für 14 Junungsgenoſſen, im 
Summa von 10 bis 200 Tplr. zur Zahlung angewiefen. Im Ganzen find 35,622 Thlr. am, 
375 Handwerker — gegen 27,460 Thlr. an 274 Handwerker im Jahre 1857 — gezahlt, fe, 
daß bucchfchnittlih 95 Thlr. auf den Borfhuß kommen, Die Summe ver. im Laufe bes vori⸗ 
gen Jahres zurücgezahlten Borfhüffe beträgt 34,295 Thlr. und die Summe ber ausfichend. 
gebliebenen Vorſchüſſe 15,252 Thlr. Die Borjhüffe And im Ganzen pünftlih am ben ftipu- 
firten Terminen zurüdgezahlt, und, foweit fie fällig gewefen find, auch ſämmtlich wieder einge- 
gangen bis auf einen Borfhuß von 70 Thlrn., welchen fih der Empfänger auf. einen faljchen 
Wechſel zu verſchaffen gewußt hat und ber auch im Wege des Progefies nicht wieder zu erlangen, 
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geweſen if. Es ift dies ber erſte Verluſt, welcher den Berein getroffen hat. Der Bor- 
fhußempfänger ift wegen Wechfelfälihung durch das Königl. Schwurgeriht zu einem Jahre 
Gefängnißftrafe verurtheilt. Dem Aktionären bes Vereins wird pro 1858 außer ben flatuten- 
mäßigen 3 pCt. Zinfen eine Dividende von 2'/, pEt. gezahlt werben, wobei inbeffen zu berlid- 
fihtigen bleibt, baß dies nur dadurch ermöglicht wird, daß bie Stabt für ihr Aktienkapital auf 
Binfen und Dividende verzichtet bat. 


g. Bheinland und Weſtphalen. 


Köln, 20. Mai. In der geftrigen Stabtverorbneten » Berfammlung erflärte ſich das 
‚Kollegium mit der umentgeltlichen Hergabe des zur Errichtung eines Blockhauſes am unteren 
Sicherheitshafen erforberlichen ſtädtiſchen Terrains einverftanden, Ebenmäßig genehmigte baffelbe, 
baß bie der Rheiniſchen Eifenbahn » Gefellihaft bezüglich des Austauſches eines Theiles des 
Jeſuiten ⸗ Gebãudes zum befinitiven Bertrags-Abjhluffe anberaumte freie Frift von brei Mo» 
naten auf weitere brei Monate verlängert werbe. — Wegen bes Alignements der Gereons- 
Müplengafle ‚hatten fi) neuerdings Betheiligte bereit erllärt, das zur größeren Erbreitung ber- 
felben erforberliche Terrain, jedoch nur gegen Vergütung, abzutreten. Das Kollegium erachtete 
aber bie früher beichlofjene Erbreitung auf 24 Fuß für hinreichend und war nicht gemeigt, für 
eine weitere Erbreitung Koftlen aufzuwenden. — Nachdem bie gräflihe Yamilie von Wolff- 
Metternich, die von alten Zeiten ber an ber Mariä -Ablaf » Kapelle Intereffe nimmt, zur Aus» 
führung eines Anbaues an ver Sübfeite der Kapelle und einer Einfriebigung ber iibrigen Gei- 
tem mittels Gitter-Abjchluffes die Summe von 2000 Thalern herzugeben erklärt hat, genehmigte 
die Stabtverorbneten-Berfammfung bie unentgeltliche Abtretung des hierzu nöthigen Terrains, 
umter der Bebingung, daß ber weftlihe Eingang zur Kapelle und das Thürmchen berfelben in 
ſtylgerechter Form hergeflellt werden. — Da die Königliche Regierung ben gänzlichen Erlaß ber 
Armen-Abgaben von dem biefigen Sommer-Theater für die diesjährige Saifon nicht genehmigt 
"hat, fo wurde bafür ein Paufh-Onantum von 100 Thalern feftgefetst. — Die Verhandlungen, 
welche ftattgefunben, um bie projeltirte neue Schule für St. Pantaleon am einer andern ale 
ber dafür urjprünglich auserfehenen Stelle des ehemaligen Duirin-Konventes zu erbauen, haben 
nicht zum Ziele geführt. Unter biefen Umſtänden beſchloß das Kollegium, daß mit dem Bau 
an ber bezeichneten Stelle num fofort zu beginnen fei. Nach Erledigung der vorbemerkten Ge— 
genflänbe wurbe eine Kommiffion gebildet, um bie Reklamationen gegen bie projeltirte neue 
Berbindungsftraße zwiſchen dem bieffeitigen Aufgange zur ſtehenden Brüde und dem Mühlen- 
bache zu begutachten, 

Düffeldorf, im Mai. Die bhiefige Stabtverorbneten - Berfammlung befchloß in ihrer 
Sitzung am 30. v. Mts. die Ermächtigung nachzuſuchen zur Emiſſion von 100,000 Thlr. 
5 pCct. Stabtobligationen, unter dem im Privilegium vom 19. Dezember 1849 für die frühere 
-Emiffion fetgeftellten Bedingungen. Aus dieſen Obligationen zunächſt 58,400 Thlr. auszu- 
geben, jeboch nicht umter bem Nennwerthe, und diefe Summe zur Dedung der Koften für ben 
Bau der Schule zu Flingern, ben Anlauf und die Einrichtung der Anbreas-Armenchule, 
den Ankauf des evangelifhen Waifenhaufes und den Bau einer Armenſchule daſelbſt, fowie zum 
Anlauf des Baupfates für die Realſchule und zum Neubau diefer Schule zu verwenden, ben 
Heft aber zu referviren und fi über befien Ausgabe bie befonbere Beſchlußnahme vorzube- 
Halten. 

(—) Eiberfeld, im Mai. Für ımfere Stabt ift der Erlaß einer neuen Baıt » Bolizei- 
Ordnung im Werke, Nah dem von ben Stabtverorbneten kürzlich berathenen Entwurfe berfel- 
ben föllen u. 9. keine Häufer mehr von Fachwerk erbaut werben. 

Behufs der Unterflügung ber Familien einbernfener Reſerve und Lanbwehrmänner, deren 
letzteren Zahl jetst ſchon 339 beträgt und bei eintretenber Mobilmahung des Heeres noch be- 
beutend größer werben wird, ift eim fläbtifcher Unterftägungs-Ausfhuß gebilvet worben, wozu 
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aus jeber ber 9 Sektionen ber Stabt in ber Regel 2 Mitglieber, aus ben umfangreichexen 
Sektionen aber eine etwas größere Zahl Mitgliever erwählt worben find. Der Unterfügungs- 
Ausschuß, unter dem Vorſitz des Oberbürgermeifter, hat ben Umfang bes Bedürfnifſes in ben 
einzelnen Fällen zu ermitteln und bie Unterftügungen zu verabreichen. Die Unterflügungen 
follen in einer ausreihenben Fürſorge für bie betreffenden Familien beſtehen; baber 
nicht als eigentliche Armen » Unterftügungen augefehen, unb weber in Bezug anf bie Barans- 
fegungen, unter welchen fie nur einzutreten haben, nod in Betreff des Mafies bes zu Gewäh- 
renden, nad benfelben Grundſätzen behanbelt werben dürfen. — Die Stabt Elberfeld hat für 
bie im falle einer Mobilmachung vom Kueije Elberſeld zu geftellenben 184 Pferbe, melde gegen 
baare Bezahlung beſchafft werben müſſen, einen Beitrag von etwa 9000 Thlrn. zu leiſten. 
Diefe Summe if zwar im gegenwärtigen Kafjenbeflande, won weichem ein Theil bei ber RB- 
niglichen Bank wiedergelegt ift, vorhanden, jedoch muß biefelbe, da bie Mittel zur Aus- 
gleichung einer fo bebeutenben auferorbentlichen Ausgabe nicht vorhanden finb, im Laufe des 
Jahres anderweit gebedt werben. 

Aachen, im Mai. Nachdem die Gemeinberaths-Gikumg am 28. v. M, eröffnet 
war, bemerlte der Herr Borfigenbe, Bürgermeifter Da hmen, baf die Zuſammenbernfung zum 
Berfammlung nicht zwei Tage vorher geſchehen fei, der $. 38. ber Stäbte ⸗Ordnung jedech für 
bringende Fälle eine Ausnahme geftatte, 

Bevor zur Wahl einer Servis-Rommiffion gefchritten wird, verfieft Herr Bürgermeifter 
Contzen das von ihm abgefaßte Gutachten über bie bei ber bevorſtehenden Einquartirung zur 
Geltung lommenben 

Grundfäge Über bie Einguartirung. 

1. Die Einquartirung fol als eine Gemeinbelaft betrachtet unb von ſämmtlichen Ein⸗ 
wohnern getragen werben, welche zu den gewöhnlichen Gemeinbebeblirfniffen nad dem heutigen 
Bertheilungsmaßftabe herangezogen werben. 

2. Es follen daher bie Koften ber Einguartirung, ba 28 hier eimerjeits ſich nur ven ben 
Umlagen auf bie birelten Steuern handelt, andbererjeit aber die Gemeinbe-Iimlage auf bie be- 
werbeftener als 3324 p&t. dieſer leteren Stener betragenbe, feſtſtehende, feiner weitern Ber- 
änderung unterliegende anzufeben ift, auf Grunb- und Perfonalftener nach gleichen Progent- 
fügen vertheilt und umgelegt werben. 

3. Soweit bei den Wirthen ober fonftigen Quartierhaltern für bie einzuquartirenden 
“ Mannschaften fi die nöthigen Räume beſchaffen lafien, ſollen dieſe Mannſchaften auf Anweiſung 
ber ftäbtifhen Servis-Kommiffion dafelbft ohne Weiteres untergebracht werben, nachdem vorher 
mit ben betreffenden Quartierhaltern der Entichäbigungsfat vereinbart und feftgeftellt fein wirb. 

4. Gollten inbeffen diefe Quartiere in ber Folge ſich als unzureichend erweifen, jo ent- 
ſteht für Die Serbis -Rommiffion die Nothwendigleit unb bie Pflicht, diejenigen Mannfcheiten, 
° welche bei ben Quartierhaltern nicht untergebradpt werben können, ben Haustigenthümern reſp. 
Hausbewohnern zur Berforgung zu überweifen, wobei auf eine möglichſt nleichmäßige und ner- 
hältnißmäßige Heramziehung biefer Hanseigenthümer gebührende Rüdficht zu nehmen if, 

5. Der Umftand, daß die Einquartirungslaſt als eine Gemeinbelaft anzufehen if, be 
dingt die Schabloshaltung der ad 4, gedachten Hanseigenthiimer auf Koften ber Kommune, 

6. Es find daher die Hauseigenthämer, ebenſo wie bie ſonſtigen Quartierhalter berech⸗ 
tigt, die Einquartirungsfoften der Stadt gegenüber zu liquibiren, wobei als Entihäbigungsfäge 
biejenigen Beträge annähernd zu Grunde zu legen find, welde im Durchſchnittabetrage ben 
Wirthen und Ouartierhaltern vergütet werben müſſen. Dieje, ben Hauseigenthümern zu der⸗ 
gütenden Entihäbigungsfäge follen, als Normaljäge ber Feſtſtellung ber Stabtvererbneien- 
Berfammlung unterliegen, 

7. Sämmiliche Liquidationen bebürfen vor ihrer Anweiſung auf bie Stadt ⸗Mentei ⸗Kaſſe 
der Prüfung und Feſtſtellung von Seiten der Servis⸗Kommiſſion. Die Anweiſung felbftiexfolgt 
durch bie ſtädtiſche Berwaltung. 
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8. Die den Wirthen und Duartierhaltern auszuzahlenden Bergütungsbeträge werben 
nach flattgefundener Feſtſtellung unter allen Umſtänden fofort auf bie Stadt ⸗Rentei⸗Kafſe ange- 
wiejen, während für ben Fall, daß bie disponibeln ftäbtifchen Fonds erſchöpft fein follten, in 
Beziehung auf die Hauseigenthümer bie Nothwendigleit eintreten kann, denſelben vorläufig bons 
anszuftellen, welche von ber Servis-Kommilfion auszufertigen umb fpäterhin von der Stabts 
Rentei-Raffe gegen Baarzahlungen einzulöfen fein werben. 

9. Die add, gedachten Einquartirungstoften bilden einen Theil des fläbtifchen Defizite 
unb find jedenfalls im nädften Haushalts - Etat disponibel zu ftellen und, wie ad 2, bemerkt, 
anf Die Gemeinbe-Einfafjen zu vertheileu. 

Nah einer längern Berathung über biefe Angelegenheit erflärte fi die Berſammlung 
einftimmig bamit einverftanden, baf bie mehrgenannten „Grundſätze über die Einguartirung* 
proviſoriſch und bei ber Eingquartirungs ⸗ Kommiffion fo lange maßgebend fein follen, bis dazu 
ein Ortöftatut berathen und genehmigt fein wirt. Die Abfaffung dieſes Statuts wird bem 
Finanz-Komite überwiefen, weldem anheim gegeben ift, an den besfallfigen Berathungen andere 
geeignete Perfönlichleiten Theil nehmen zu laffen. 


Kaiſerthum Defterreich. 

Wien, im Mai. Am 26. dv. Mis. eröffnete der Herr Bürgermeifter die Sikung mit 
einer Anſprache an bie Berfammlung, beren Inhalt im Wefentlihen nachfolgende Mitteilung 
in fi faßt: 

Der gegenwärtige politifche Zuſtand umb namentlich die Verhältniffe unſeres Baterlandes 
loffen eine fo ereignißvolle Zukunft erwarten, daß es im Hinblid auf dieſelbe als eine Pflicht 
erſcheiut, den Gefühlen der Treue, Ergebenpeit und Opferfreubigkeit für Kaifer und Baterlaub, 
welche bie Bewohner ber Reichshauptſtadt befeclen, an den Stufen des Thromes buch eine 
Horefje Ausprud zu geben, — Der Hr. Bürgermeifter bemerkte ferner, daß er, dem allgemeinen 
Wuuſche des Gemeinderathes und dadurch aud der Bevölkerung ber Reſidenz im biefer Be- 
ziehung entiprehenb, bereits bie Allerhöchſte Bewilligung eingeholt habe, Sr. 8. 8. Apoftolifhen 

Majeät eine Ergebenheitsabreffe Namens der Stabt Wien durch das Präſidium ber Kommmunal- 
Bertxetung überreichen zu bürfen. 

No diefer Eröfjunng wurbe von dem Heren Bürgermeifter der Entwurf ber Adreſſe 
vorgeleſen, welcher von ber Berfammlung einſtimmig und mit Alklamation angenommen wird. 

Zu Beginn ber Gemeinderaths⸗Sitzung am 2. d. M. machte der Herr Bürgermeiſter bie 
Mittheilung, daß bem Präfipium des Gemeinberathes und Magiftrates am 27. d. M. die Ehre 
zu Theil geworben jei, Se. 8. 8. Apoſt. Majeflät die vom Gemeinberathe am 26. v. M. be- 
ſchloſſene Ergebenheitsabreffe zu überreihen. Se, Majeftät geruhten biefelbe huldvollſt entgegen 
zu nehmen und hiebei zu bemerken: „baß Allerhöchftviefelben am ver Loyalität und dem Patrios 
tiomus dev Heihehauptflabt mie gezweifelt hätten umb überzeugt ſeien, daß biefelbe ihre Opfer 
willigteit zur Bertheibigung einer gerechten Sache auch im diefer ernften Zeit bewähren werde.“ 

Unter Hinweifung auf die Ereignifie ber letstwerfloffenen Tage, namentlih auf das Mani- 
fet vom 28. v. M., mit welchem Se. 8. 8. Apoft. Majeftät den Bölkern Defterreich® den 
Uebergang unferer tapferen Armee über den Teſſin bekannt zu geben gerubten, bemerfte ber 
Here Bürgermeifter, daß nunmehr der Kommune bie Gelegenheit geboten ſei, ihr patriotiſches 
Streben auch durch die That zu beweiſen. 

Im Bertrauen auf die Zuſtimmung bes Gemeinderathes uud der Bevöllerung der Reſi⸗ 
denz, habe deshalb das Präfidimm bes Gemeinberathes eine Aufforderung an bie ftreitbaren Ber 
woher Wiens erlaffen, zur Vertheidigung ber Rechte umjere® Kaifers und Baterlandes in ein 
zu bildendes Freiwilligen - Korps einzutreten, welches bie Kommune Wien — und dem 
Kaiſerl. Kriegeherrn zur Verfügung ſtellen wird. 
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Ueber vie inzwiſchen erfolgte Allerhöchſte Genehmigung ber Grundzüge für bie Bildung 
biefes Korps find mit ver Kundmachung vom 2. d. M. auch die Modalitäten der Aufnahme in 
bafjelbe, ſowie beffen Ausräftung und Bewaffnung verlautbart und zugleich zwei Werbebitrcaus 
in ben Gemeinbehäufern am Neubau unb auf der Landfirafe eingerichtet worben, um bie 
Berbung mit dem 3. Mai d. I. eröffnen zu Fönnen. 

Da übrigens mit Grund erwartet werben laun, daß auch bie anberen Stabtgemeinben 
ber Provinz Nieder-Defterreich dem Beifpiele ber Stabt Wien folgend , ebenfalls eine Werbung 
von Freiwilligen veranlaffen werben, aus welchen voramsfichtlich nicht für jede Stabt ein ſelbſt⸗ 
ſtändiges Korps gebildet werben fan, fo wurbe auch über Aufforderung ber hohen Staatsver⸗ 
waltung: biefe Freiwilligen in das bier geworbene Freiwilligen-Korps einzureihen, biefem An- 
finnen entſprochen und das Uebereinlommen getroffen, baß bie Koften für die Uniformirung 
biefer Individuen durch patriotifche Veiträge und ber Abgang aus bem Lanbesfond gebedt 
werben joll. 

Die Berfammlung nimmt dieſe Mittheilungen zur erfreulichen Kenntuiß und genehmigt 
einftimmig und mit Alllamation bie bereits getroffenen Verfügungen. 

Der Herr Bürgermeifter wirb überbied ermächtigt, in biefer Beziehung alle weiter erfor- 
berlihen Einleitungen, welde zur fchleunigen und wirkjamen Durchführung biefer Beichlüffe 
dienlich fcheinen, zu treffen, und es wirb bemfelben über Antrag bes Gemeinberathes S hud 
einftimmig ber Dank der Berfammlung für das thatkräftige und erfolgreiche Einfchreiten bei 
biefem Anlafje Namens der Kommune ausgefprocdhen. 

Wien, im Mai. Im der Gemeinberaths-Sigung am 8. v. M. wurde dem Präfiventen 
bes 8. K. oberſten Gerichtöhofes, Freiheren von Krauß, aus Anlaß feines 50 jährigen Dienft- 
jubiläum® das Ehrenbürgerreht ber Stabt Wien verliehen. Der Gemeinberath Fleiſcher 
veferirte für bie zweite Seltion und gab Daten über bie Geſchäfte berfelben: Ihm waren im 
Jahre 1858: 2071 Geſchäftsſtücke zugeteilt, wovon 142 Nummern anf Bürgerrechtsgefuche, 
1478 auf Gefuche um Ertheilung ber Gemeinde-Angehörigkeit, 286 Nummern auf Geſuche um 
eventuelle Zufiherung ber Aufnahme in den Gemeindeverband zum Zwecke ber Erlangung ber 
Oeſterreichiſchen Staatsbitrgerfchaft entfallen, und 165 Geſchäftsſtücke die fibrigen biefer Seltion 
zugewiefenen Gemeinde » Angelegenheiten, nämlih: Militär -Einquartirungs- und Borfpanne- 
weien, Gasbeleuchtung, Kanalbauten, Pflafterungen u. |. w. betreffen. Im Erlebigung ber be- 
zeichneten Gefuche wurde das Bürgerrecht an 126, bie Gemeinde» Ungehörigleit an 1847 und 
bie eventuelle Zuficherung der Aufnahme in den Gemeindeverband an 250 Bewerber verliehen. 

Nah dem Behandlungs « Ergebnifje für bie Sicherſtellung ber öffentlichen Straßen- 
befprigung in ben Vorſtadt ⸗Bezirken werben bie biesfälligen Geſammtkoſten für das Jahr 1859 
40,951 FL. De. W. betragen, wovon auf den Bezirk: Leopoldſtadt 8100 Fl., Landſtraße 6748 
FL, Wieden 8128 Fl., Mariahilf 3035 Fl., Neubau 4800 Fl., Iofephftabt 3350 Fl., Alſervor⸗ 
ftabt 6790 Fl. entfallen. Im Bergleihe mit dem Borjahre ftellt fich hiebei ein Mehraufwand 
von 5914 Fl. 60 Kr. De. W. heraus, welcher ſich durch die Einbeziehung neuer Straßen und 
durch bie beftehenben Preisverhältniffe erflären läßt. 

Bize + Präfident Dr. Zelinta referirte für bie Finang-Seltion. Der 7. April war ber 
Tag, am welhem vor fünf Jahrhunderten ber Gothijhe Bau ber Stephanslicche gegrünbet 
worben if, Die innige Verbindung dieſes Baudenkmales mit der Aushreitung und dem Empor+ 
blühen ber Refidenz, mit ihren hervorragenden Ereigniffen unb ehrwirbigen Erinnerungen geben 
Anlaß, diefe Sälularfeier durch eine fromme Widmung zu bezeichnen. Um bie® im bemfelben 
Sinme, wie e8 unſere Borfahren häufig zu thun pflegten, zu bemerkfielligen, wirb beantragt, an 
ber Metropolitanlicche zwei Fenſter mit Glasgemäfven auf Koften der Kommune im Wege einer 
Stiftung berzuftellen. Dieſer Antrag wurde genehmigt und beflimmt, baß bie Anfertigung 
biejer Fenſter und bie Wahl des mit demfelben zu betrauenden Künftlers ber Kommune vorbe- 
balten bleiben folle. 
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Das Projekt zur Erbauung einer ftabilen Brüde über den Wienfluß anftatt des Folanebi- 
Steges lam zur Sprache. 

Die durch den gefleigerten Verkehr im jemem Borftabttheile immer bringenber hervor. 
tretende Nothwendigleit einer ftabilen Ueberbrüdung des Wien fluſſes dort, hat den Gemeinberath 
veranlaßt, die biesfälligen durch ben inzwifchen erfolgten Bau breier Brüden abgebrochenen Ber- 
banblungen wieder aufzunehmen und den Magiftrat anzumeifen, fich ſowohl über ven geeignetften 
Play für die Erbauung biefer ftabilen Brüde, al® auch über die auzuwendende Konftrultionsart 
für diefe Kommmmilation zu äußern. Nach dem vorliegenden Gutachten hält der Magiftrat bie 
Erbauung einer Fahrbrücke an der Ausmündung ber Schleifmühlgaffe dem Bebürfnifje ent- 
ſprechend und es erfcheint biefer Platz zur Aufftellung biefer Brücke deshalb geeignet, ba durch 
bie untere Schleifimühlgaffe der Wagenverkehr nah allen Richtungen vermittelt werben kann. 
Der geringe Raum an beiden Ufern des Wienfluffes in jener Strede geflattet jedoch nur bie 
Aufftellung ſchmaler Landpfeiler, welche für eime gemauerte Brüde nicht bie nöthige Stärke 
erhalten Mnnten. Deshalb wird von dem Magiftrate bie Erbauung einer eifernen Brüde mit 
14° Spannweite, 21’ breiter Fahrbahn und 2 Gehmwegen ä 1° breit in Antrag gebracht unb 
bie Banloften für dieſelbe einſchließlich des Mauerwerles, des Unterbaues anf 85,000 Fl. 
veranfchlagt. 

Auf Grund der vorliegenden Erhebungen wurbe bie Erbauung einer flabilen Brüde mit 
einer 4° breiten Fahrbahn und 2 Fußwegen & 1° breit genehmigt und beftimmt, daß zur Er- 
bauung einer zwedmäßig konftmirten und angemeffen verzierten Brücke mehrere hiefige Inge» 
mienre und fachkundige Inbuftrielle zur Ausarbeitung von Projekten eingeladen werben follen. 


Königreich Baiern. 

Münden, im Mai. Zur Bertheilung bes Altivreſtes ber Vereinsrente für das Jahr 
1857—58 war geftern das Gentrallapitel des St. Johann Bereins im Kgl. Staatsminifterium 
bes Junern verfammelt. Es konnten 20 Unterflügungsgeiuche von Zweigvereinen und Wohl- 
thätigleitsanftalten, welche der großen Berbinbung dieſes Vereins angehören, berüdfichtigt und 
bier für 6260 Fl. fchließlich verwendet werben, wovon 4550 Fl. auf ben Antrag bes I. Aus- 
ſchuſſes für die Herfiellung oder Unterhaltung von Rettungs-, Bewahr- und Erziehungsanftalten 
armer Kinder, 710 #1. für Linderung materieller Noth im einigen Gemeinden nad) bem Bor» 
Ihlage bes II. Aueſchuſſes, und enblid 1000 Fl. nah ven Beihlüffen des III. Ausſchuſſes für 
Herftellung neuer Diftrikts » Krantenhäufer beflimmt worben find. Da in den Gitungen bes 
Eentraflapitel® vom 21. Iannar und 29. März 1858 aus der Bereinsrente bes nämlichen Jahres 
bereits ber namhafte Betrag von 6460 Fl. für gleiche Zwede an andere Bereine unb Anftalten 
bewilligt worben ift, fo berechnet fi) die Gefammtfumme der geleifteten Beihilfe auf 12,720 Fl., 
worüber ber bemmächft erfcheinende IV. Hauptjahresbericht des Kapitels die nähern Nachweiſe 
bringen wird, 

Dem Generaltomite de lanbwirthicaftlihen Vereins wurbe von dem 8. Staatsminifle- 
rium bes Handels und ber öffentlichen Arbeiten auch für das laufende Jahr eine Summe von 
2000 Fl. aus Centralfonds für Kultur zur Belohnung jener Gemeinden zur Berfügung geftellt, 
welche fi) durch Kultivirung und befjere wirthichaftliche Benugung ihrer angetheilten Gemeinbe- 
gründe auszeichnen, 

Auf Koften des oberbayerifhen Kreifes ift zu Münden eine Anftalt zur Aufnahme umb 
Heilung von Geiftesfranten neu hergeftellt. Die Eröffnung wird im nächften Jahre ſtattſinden. 

Nürnberg. Bon der Ofibahn ift bereits die Strede von bier bis Hersbruck dem Ber- 
lehr übergeben worben, 

Dem germanifchen Mufeum find nenerbings von dem Herzog Ernft von Sacjen-Altenburg 
40 Thlr. überfenbet worden; wie im vorigen Jahre hat ber Landgraf Ferdinand von Heflen- 
Homburg auch diesmal wieder, neben bem vegelmäßigen Jahresbeitrag, dem Mufeum ein 
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außererbentliches Geſcheuk von 50. Fl. zugemenbet. Ebeuſo hat der Filft Günther vom 
Schwarzburg-Rubolftabt ein wieberholtes Geſchenk von 2 Friedrichsd'or nnd Graf Botho zu 
Stollberg + Mernigerobe einen , außerorbentlihen Beitrag von 25 Thlru. zum Karthauſenbau 
überfenbet. Eine ungewögnliche Beiſtener ift dem Mufeum in dem Ergehnißg einer Wette zum 
Betrage von 50 FI. aus Stuttgart geworben, Die freie Stabt Frankfurt a. M, hat für biefes 
Jahr einen Beitrag von 100 Fl. (das Doppelte der Borjahre) bewilligt, und ber Stabtmagiftat 
zu Erlangen zu einem jährlichen Beitrage von 10 Fl., ber Stadtmagiſtrat zu Langenzenn von 
2 Fl., bie Gejellihaft des Eafino in Zweibrüden von 10 Fl., das Gymnafium im Linz von 
5.51. De. W. und bie Oberrealſchule daſelbſt zu ebenſoviel ſich verbindlich gemacht. — Neue 
Agenturen find in Schwäb. Gmünd, Schwäh. Hall und Steier errichtet, 

Erlangen. Auch Hier if man dem löblichen Veiipiele einiger anderer Gtäbte gefolgt 
und hat die Schulichrergehalte zeitgemäß aufgebeffert, Magiftent und Gemeinbeloflegium haben 
einſtimmig bem Beſchluß gefaßt, Daß vom 1. Oftober an folgende Skala ins Leben zu treten 
habe: Erſte definitive Anſtellung 400 Fl., mad fünf Jahren 450 Fl., nad gehn Jahren 
500 Fl., nad) fünfzehn Jahren 550 FL, nach zwanzig Jahren 600 Fl. Ständige Gehilfen mılb 
Berweier beginnen mit 250 BL und fleigen nach fünf Jahren auf 300 Fl., VPrivatgehilfen 
erhalten 225 Fl. Das Borrüden in eine höhere Gehaltsklaſſe ift durch ein Gutachten ber 
Lolal-Schullommiffion Über Amtseifer und fittlihe Würbigleit bedingt. Der zu biefen Auf- 
befferungen erforderliche Mehraufwand von jährlich 1498 Fl. ſoll nicht durch Erhöhnug bes 
Schulgeldes, ſondern durch Zuſchilſſe aus der Kommunallaſſe gebedt werben. 

Amberg. Im Folge allerhöchfter Genehmigung wird demuächſt mit dem Abbruch bes 
Gaſthofes zum Türken, fowie einiger anftoßenden Gebäube, mit bem Durchbruch ber Stadt: 
mauer und ber Ueberbrüdung bes Stadtgraben® begonnen werben, um zwiſchen der Stabt und 
bem im Bau begriffenen Oſtbahnhof eine Verbinbungsfiraße herzuftellen. J 


Königreih Hannover. 

Ddnabrüd,. Auf die Borftellung des Magifirats zu Osnabrlid wegen Einrichtung einer 
Königl. Polizeiverwaltung ift ber nachſtehende Beſcheid erfolgt: Nachdem Sr. Maj. dem Könige 
Bortrag über den Antrag des dortigen Magiftrats auf Zurldinahme der befchloffenen Mafregel 
der Einrichtung eimer Königl. Poligeiverwaltung in der Stadt Osnabriid gehalten iſt, fo eröffe 
nen wir bem dortigen Magiftrate, daß Sr. Majeftät ber König die in ber Vorftellung vorge- 
tragemen Gründe, welche beſonders gegen bie Rathfamkeit der betreffenden Borfchrift des g. 59. 
des Lanbesverfafjungsgefeges vom 6. Auguft 1840 und bes $. 78. ber revidirten Stäbte- 
Orbnung vom 24. Juni dv. I. gerichtet find, nicht für geeignet erachtet haben, um bom ber 
nach forgfältiger Erwägung aller dort fattfindenden Berhätniffe und Zuſtände Allerhöchſt be 
ſchlofſenen Mofregel abzufehen. Indem wir demnach vom dortigen Magiftrate bie vom ber 
Königl. Landdroſtei Osnabrüd über den Entwurf zur Ausführung jener Maßregel geforberte 
Erklärung innerhalb der vorgefchriebenen Frift erwarten, bemerken wir ſchließlich, daß eine 
weitere Erörterung mit bem dortigen Magiftvate Über diejenigen Gründe, welhe Se. Maf. ben 
König zur Ausübung des Allerhöchſtdemſelben verfaffungsmäßig umd gefetslich zuſtehenden Rechte 
für dem vorliegenden Fall veranlaßt haben, micht begründet if, da ambererfeits aber auch im 
ber getroffenen Maßregel kein Borwurf gegen ben dortigen Magiftrat befunden werben kann, 
jondern daß vielmehr bie ftäbtiichen Behörden nach ihrer ganzen Grumblage und Stellung bei 
ber ohnehin im ber ſtädtiſchen Verwaltung, und zwar im Allgemeinen durchaus ſachgemäß vor- 
herrſcheuden Sparjamleit zur Wahrnehmung der fämmtlichen fehr Häufig im ihren Folgen nicht 
allein auf das Stadtgebiet ſich beſchränkenden polizeilichen Angelegenheiten unter befonberen 
Umſtünden fich nicht eignen, daher denn auch durch die Werfaffung, ſowie durch bie revidirte 
Stäbteorbnung Pürforge getroffen iſt, daß betreffenden Walls die polizeilichen Angelegenheiten, 
welche ſich nicht ausſchließlich auf ſtädtiſche Intereſſen begiehen, durch beſondere König. Poligei- 
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Behörben wahrgenommen werben boͤnnen. Uebrigens hat ber dortige Magiftrat nicht ſehlge⸗ 
griffen, wenn derſelbe in feiner Vorſtellung bie vertrauensvolle Ueberzeugung ausfpricht, daß ber 
unterzeichnete Miniſſer des Innern micht gemeint ift, entſchieden feſtſtehende Punkte ber Ber 
faffung umzuſtohen, womit jevoc bie vom bortigen Magiftrat mit großer Beftimmtheit aufge 
Rellten vesfallfigen Behauptungen in keiner Weile als begründet anerkannt werben, vielmehr ber 
Grwägung ber vom Magifirate anf die gemachte Borlage orbmungsmäßig abzugebeuden Erklä⸗ 
zung vorbehalten bleiben. Hanuober, ven 28. April 1859. Königl. Hannov. Minifterium bes 
Innern. ge. v. Borries. 


Königreih Sachſen und fächfifche Herzogthümer. 

Dreöden, im Mai. Den intereffanteften Gegenftanb ber Stabtverorbneten- 
figung am 20. v. M. bifvete der Bericht ber vereinigten Finanz nnd Berfafjungsbeputation 
(Ref. Stabtv. Dr. Stüßel) über die Erbauung einer dritten Elbbrücke. Am 29. Juni 
vor. I. hat nämlich ein öſterreichiſcher Ingenieur dem Stadtrath bie Offerte gemacht, nad 
einer von ihm erfunbenen Eonftruction, die im Defterveich bei mehreren Brüden bereits in Au» 
wendung gebracht worben jei, eine britte Elbbrücke allbier zu erbanen, dafern ihm das nöthige 
Terrain frei überlaffen, die Erhebung eines Zolles ſelbſt vom Fußgängern geftattet werde und 
bie Commune ſich verpflichte, nad) Ablauf von 60 Jahren bie Brüde für den Preis von 500,000 
Thlr. zu erlaufen. Es wurbe zu biefem Behufe eine gemifchte Depntation niedergeſetzt, deren 
Thätigleit aber fiftirt, als bald darauf ein Petitum bes Hiefigen Abo. Tencher einging, mit ber 
Entſchlieung zu warten, bis auch er zu einem gleichen Unternehmen Pläne eingereicht haben 
werbe. Dies ift inzwiſchen geſchehen (die Pläne lagen vor). Die Wahl des Drtes anlangenb, 
hat Udo, Teucher unter den drei in Frage kommenden Punkten, Verlängerung ber Glacisftraße, 
Berlängerung der Earlöftraße oder am Linde’ihen Babe, fi fllr erfieren Pla als dem ge- 
eignetften ans mehrfachen Gründen entſchieden. Die Glacisftraße Tiegt 10 Ellen über O und 
kann durch geringe Aufihättung leicht erhöht werben, die Brücke kbonnte rechtwinklich über das 
Strombett geführt werben und fie würde dann von ber alten Brüde in ziemlich gleicher Eut⸗ 
fernung, wie die Marienbrüde, zu fehen kommen. Was bie Form und Art der Brüde am- 
langt, fo Tiegen vier Pläne vor; nämlich zur Erbamımg: 1) einer fleinernen Brüde, 2) einer 
Brüde mit Aleinernen Pfeilern und gußeifernen Bogen, 3) einer fogenannten @itterbrüde, und 
4) einer Hängebrüde. Die Herflellungstoften würden fi unter Hinzurechnung ber Unterhal- 
tungsfoften, die bei ben brei letztern Gattungen bebeutenber find, folgender Geftalt zur Biffer 
fielen: Die Hängebrüde 350,000 Thfr.. die Gitterbrüde 430,000 Thlr., die Eifenbogendrüde 
450,000 Thlr., die ſteinerne Bräde 411,000 Thlr. Die Bebimgungen, bie Adv. Teucher ftellt, 
find nächſt Geflattung eines Zolles, daß ſowohl vie Stadt, al® ber k. Fishus den ihnen zuge» 
börigen Bodenraum unentgeltfich abtrete, die Stabt aber ben Bau ber pareillen unb ber 
Straßen, die zur Brüde führen, bewerfftellige. Es ift nun zumächft die Frage bei dem Stabt- 
rath, ſowie bei der Deputation entflanben: ob die Commune bie Brüde felbft baren, ober ben 
Bau einem Unternehmer überlaffen folle? Der Stabtrath hat Erftere® verneint, weil eim brin- 
gendes Bedürfniß noch nicht vorliege, fi aber für Begünftigung des Unternehmens entſchieden, 
will jedoch dem Privatunternehmer (gleichviel, ob Einzelner ober Gefelffchaft) nur unter fol- 
genden Bebingungen bie Eonceifion ertheilen, daß 1) ber Commıme das Recht (micht die Pflicht) 
ber Uebernahme ver Brüde in einem gewiffen Zeitramme gefichert bleibe, 2) bei Normirung ber 
Zölle die Behörben concurriren und 3) eine fteinerne Brücke (welches Project auch Abo. Teuer 
für das geeignetfie Hält) erbaut werde, weil eine ſolche die größte Sicherheit biete. Die der- 
einigten Deputationen find im Wefentlichen mit den vorftehenden Propofitionen des Stadtraths 
einverftanden und wünſchen mur als 4. Bebingung noch hinzugefügt, daß der Bau binnen 
5 Jahren in Angriff genommen fein müſſe. Stabto. Abler wünſcht im Intereffe der Schiif- 
fahrt das Project einer Hängebrüde berüdfictigt und flellt den Antrag: daß das Collegium 
ſich jeist für ein beſtimmtes Projoct nicht ausfprechen möge. Nach einigen Bemerkungen ber 
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Stabtv. Dr. Pilling unb Gregor beantwortete ber Referent die an ihm geftellten Fragen und 
erläutert, baß die Bogen ber projectirten fleinernen Brüde eine Höhe von 14 Ellen über bem 
Nullpunkt, eine Breite von 50 Ellen und bie Brüde einen Fluthraum von 4500 D. Ellen 
(ca. 1000 DO. Ellen mehr als die alte Efb- (Auguftus-) Brüde) erhalten werben, worauf das 
Deputationsgutachten genehmigt, ber Adler'ſche Antrag aber mit großer Majorität abgelehnt wurde. 

Reipzig, im Mai. Den Stabtverorbneten wurbe in ihrer Sigung vom 20. dv. DM. eröffnet, 
das in ber Differenz zwiſchen Rath und Stabtversroneten über Einführung neuer Steuern 
bie f, Kreisbirection unterm 13, b. vorläufig verorbnet habe, daß ber Rath eine genauere Er» 
Härung über die Beibehaltung gewifjer Abgaben des fogenannten grünen Buches abzugeben 
habe; da jedoch noch andere fachliche Erörterrungen und hierauf eine Berichterflattung an das 
fönigl, Minifterium des Innern erforberlich werben, fo ertheilt bie f. Kreißbirection bie Ge- 
nehmiqung zur Erhebung des am 1. Mai fälligen Termins der Abgaben des grünen Buches 
im zeitheriger Weile. Den von der Univerfitätsbehörbe geäußerten Wunſch, die Berlegung ber 
am Auguftenm vorüber führenden Fahrſtraße betreffend, hat ber Rath zu erfüllen beichloffem, 
hält aud ven Plan wegen Entwäfferung und Berfhönerung bes Auguftusplages ac. — 
ohne inzwifhen an die Abtragung des Schnedenberges zu denken — feft und beantragt mieber- 
holt, daß bie Stabtverorbueten hierzu ihre Genehmigung ertheilen. Der Ausihuß für das 
Bauweſen wird fich hierüber zu äußern haben. — ferner zeigte der Kath an, daß er beichloffen 
habe, der Theaterbirection bie nachgeſuchte koftenfreie Gasbeleuchtung des Theaters zu gewähren, 
was ein jährliches Gelbopfer von 1600 bis 1800 Thlr. zur Folge hat. Diefes Schreiben wurde 
dem Finanzausihuß überwiefen. — Stabto. Dr. Heyuer brachte einen früher von ihm geftellten 
Antrag: „ben fremden Kaufleuten das Aushängen ber Firmen fhon in ber Borwode 
ber Meſſe zu geftatten‘, in Erinnerung. Der Antrag ift bamals einem befonbern Ausihuffe 
zur. Begutachtung überwieſen, ein Bericht bariiber aber nicht erflattet worden. Der Borfteher 
verſprach eine Nahforfhung, ob diefer Ausſchuß noch beftehe, vorzumehmen, wibrigenfalls aber 
durch den Wahlausfhuß einen neuen Ausfhuß für diefe Angelegenheit ernennen zu laſſen. — 
Zur Tagesorbnung übergehend, erftattete) Stadt. Advocat Anjhüg für ben Berfafjungs- 
ausihuß Bericht über bie in der Angelegenheit wegen bes neuen Bauregulativs ferner- 
weit einzufchlagenden Schritte, Der Antrag ging dahin: unter Vorbehalt des Recurſes am bas 
hohe F. Gefammtminifterium, eventuell an Se. Majeftät ben König felbfl, an den Rath bie 
Frage zu richten, ob er das qu. Regulativ als einen Theil des Localftatuts betrachte und bereit 
fei, fi Über bie damit vorzunehmenden Abänberungen durch eine zu ermennende gemiſchte De- 
putation zu verfländigen? Ohne Tiscuffion conformirte fi bie Berfammlung bamit ein- 
flimmig. — Der Ausfhuß zu den Kirchen, Schulen unb milden Stiftungen hat ven Antrag 
bes Stadtv. Dr. Reclam, die Ueberfüllung von 18 Klaſſen in ven brei Bürgerfhulen 
betreffend, berathen umb empfiehlt, den Rath zu erfuchen: Artifel 14, b u. c bes Geſetzes über 
bie Elementarvollsihulen vom 9. Juli 1835 künftig und zwar im nächfter Zeit mehr als jeit- 
ber zu berüdfichtigen. Auch biefen Antrag erhob die Verſammlung einftimmig zum Beſchluß. — 
Für den Finanzausfhuß erftattete Stabto. Poppe einen bringlichen Bericht, die Erhebung bes 
Zuſchlags zur Grunpdfteuer anlangend. Da bie Frage ber zulünftigen Beftenerung noch 
unerlebigt ift, jo beantragt ber Ausſchuß: den Rath zu ermächtigen, auch ben am 1. Mai 
fälligen Termin ber fläbtifchen Grundfteuer nebft Zufchlag — wie dies bereit8 beim Februar- 
termin geſchehen — zu erheben. Ohne Einfpruch wurde bie Genehmigung mit allen Stim- 
men extbeilt. 

Chemnig. Nah dem vor Kurzem erfolgten Ableben des Superintendent bes biefigen 
Kirchenfprengels, weldher feinen Sig in einer ber hiefigen Borftäbte hatte, welche Vorſtadt eine 
eigene Pfarrei bildet zu ber mehrere Dörfer gehören, bemühte fi) der Stabtrath die Superin- 
tenbentur wieber in bie Stabt zu bringen, wo biefelbe früher ununterbrochen geweien war unb wo 
ber Superintenbent zugleich ſtets Oberpfarrer an ber bafigen Hauptlirche war. Der Stabtrath 
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wendete ſich bieferhalb ar das Königliche hohe Miniſterium des Cultus und dffentfichen Unter⸗ 
richts mit einer biesfallfigen Bitte. Das gedachte hohe Miniſterium ſchien in ſeinem darauf er⸗ 
folgten Erlaß nicht abgeneigt auf ben Wunſch des Stadtrathes einzugehen, fragte aber gleich 
zeitig an, welchen Einfluß die Commune Ehemnit dem Minifterio auf die Wahl bes Superintendenten 
als Oberpfarrer der Stabt dafür einzuräumen gefonnen fei. Nun flehe aber dem Gtabtrathe 
feit Jahrhunderten bie freie Wahl. der Geiftlichen zu, welches Recht ſonach, wenigſtens theilmeije 
aufgegeben werben mußte, wenn man ben vorhabenden Zwed erreichen wollte. Der Stabtrath 
fand dies jedoch im mwohlverftandenen Intrefje der Commune für fo bedenllich, daß er beſchloß, 
lieber von ber ganzen Sache abzufehen, als ein jo wichtiges Hecht als dieſes Wahlrecht um- 
zweifelhaft ift, aufzugeben, welchem Beſchluſſe die Stabtverorbneten fofort beitreten. Im einer 
andern verwandten Sade flimmten bie Stabtverorbneten ebenfall® dem Stabtrathe bei, barin 
nämlich, daß künftig anzuftellenden Hülfsiehrern, welche auswärts bereits ſtäudige Lehrer waren, 
bie Zeit, während welcher fie an einer hiefigen Schule fungiren, als Dienftzeit eines ſtändigen 
Lehrers, anzurechnen fei. 

H. ‚Gotha, im Mai 1859 (Schulweſen). Das ſtädtiſche Schulweſen hat in dem Jahre 
1858 wefentliche Veränderungen nicht erfahren. — Zur Befeitigung bes in bem legten Jahren 
bei ber Vorſtadtſchule flattgehabten, mande Iuconvenienz mach fich führenden Lehrerwechſels, ift 
noch ein flänbiger Lehrer angeftellt worben. Nach bem Ableben bes bisherigen Turniehrers und 
Uebertragung dieſes Unterrichts an einen Lehrer ber Bürgerſchule ift an bie Stelle ber äfteren 
Turnmethode, die naturgemäßere fogenannte Spiejefhe Methode eingeführt worden. Die Zahl 
der Schulkinder hat wieder in einer Weife zugenommen, welche anfs Meue auf bie kaum noch zn 
umgebende Beichaffung neuer Räume hinweiſt. Während nämlich ber vorjährige Beſtand 
fämmtliher Schulen (die höhere Töchterſchule inbegriffen) ſich auf 1386 belief, hat derſelbe 
augemblidiih die Höhe von 1454 Kindern umb zwar 656 Knaben und 798 Mäbchen erreicht, 
Wie dem Uebelſtande ber bereits eingetretenen Weberfüllung einzelner Klaffen abzubelfen und 06 
ein koſtſpieliger Schul-Neubau and ferner noch zu umgehen fein wird, muß demnächſt in nähere 
Erwägung gezogen werben. — Der Gefunbheitszuftand ber Schultinder war in dem abgelan- 
fenien Jahre bei weitem beſſer als im vorhergehenden, im weldem zeitweis 50 Kinder aus 
einer Klajje durch bie herrfchenden Krankpeiten vom Schulbeſuch abgehalten worden find, 
Daß bie im Folge ber Krankheiten vorgelommenen zahlreichen und bamernden Berjäunmiffe 
einem gebeihlichen Unterricht nicht förderlich gewejen find, läßt fich leicht venfen. — Die friiher 
in fo großer Zahl vorgelommenen muthwilligen Schulverfänmniffe find durch energifches Ein⸗ 
fepreiten ber Behörben fat ganz befeitigt und kommen nur noch einzeln bei umverbefjerlichen, 
von ben Eitern ſchlecht beauffidhtigten Subjelten vor. Den meiiten Lehrern der ftäbtifchen 
Säulen find feit dem 1. April v. I. Gehaltszulagen gegeben worden. Diefelben betragen 
860 hir. für bie Lehrer ber Bürgerfchulen und 235 Thlr. für bie Lehrer: der höheren Töchter⸗ 
ſchule. — Die ftäbtiihen Korporationen haben vie in folge deſſen etwa nöthig werbenben Zu⸗ 
ſchüſſe zu dem betreffenden Kafjen bewilligt, ohme daß bis jegt von dieſer Bewilligung Gebrauch 
gemacht worden if, indem ber Bürgerfhulfonde den fir das laufende Schuljahr erforberfichen 
Mehraufwand theils aus bem Ueberſchüſſen des vorhergehenden Rechnungsjahres, theil® aus dem 
Mebrertrag des in ber I. Bürgerſchule erhöhten Schulgeldes beftreiten kaum, bie Kaffe der Höheren 
Tochterſchule aber wegen inzwifchen gefliegener Frequenz der Anftalt und in Folge deſſen ver- 
mehrter Einnahme eines Zuſchuſſes bis dahin nicht bedurfte. Die Gehalte allein betragen: bei 
ben Bürgerjhulen 6272 Thlr., bei ber höheren Tochterſchule 2015 Thlr., zuſammen 8287 Thlr. 
— Mit dem Betrage ber Lehrergehalte haben ſich Übrigens auch bie fonfligen Bedürfniſſe, na- 
mentlich ber Aufwand für Beheizung nicht umwefentlich vermehrt. Mit befonderem Dante ift 
zu erwähnen, daß mehrere ber fläbtifchen Schulen recht werthvolle Gefchente an Büchern, Na- 
turalien und ſonſtigen Lehrmitteln erhalten haben. Die in allen Schulen eingerichteten keſe⸗ 
Bibliothelen werden fleißig benutzt und je nach Bedürfniß vervollſtändigt. 
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Sltenburg im Mai. Im ber legten Sitzung bes Bilrgervorſtandes am 7. & M. kam 
ein höchſtes Refcript zum Vortrag, nach weichem es bie Abficht der Staateregierung iſt, eimen 
nicht bio® in der Stabtorb nung ber hiefigen Stadt, ſondern auch in ben Statuten no 
mehrerer anberer Stäbte des Landes unb wohl auch anberwärts vorkommenden Wiberjprucdh 
mit dem Berheifiungen des Art. 18. der deutſchen Bunbesacte zu beſeitigen. Außer im Falle 
Erbgangs oder ber Erfiehung im Gubhaftationswege kann nehmlich nach dem jet geltenden 
Räbtifhen Statut Miemand ein Wohnhaus im hiefiger Stabt erwerben, ohne das volle Orts 
blürgerrecht erlangt zu haben; bie Erlangung bes letzteren aber if mit Eutrichtung gewifler 
Bürgervehtsgelver verfnlpft, welche bei Ausländern höher normirt find, als bei Inländeru 
Es ift nun im Werke, nicht blos die letztere Beftimmung, welche allerdings mit dem Principe 
des Art, 18, der Bunbesacte, daß beim Erwerb und Beſitz von Grundeigenthum bie Unter» 
thauen anberer deutſchen Bunbesflanten wicht mit höheren Laften und Abgaben, als bie Unter« 
thanen des heimiſchen Landes angejehen werben follen, nicht vereinbar ericheimt, zu beleitigen, 
fondern auch überhaupt bie Nothwenbigleit des Erwerbs des vollen Ortsbürgerrechts für bie 
Arquifition von Wohnhänfern im biefiger Stabt ganz aufzuheben. Bon Seiten des Stabt- 
saibes ift dieſer beabfichtigten Abänberımg bereits im Weſentlichen zugeflimmt worben. 

MC. Weimar Anfangs Mai. — Den größten Theil der Gemeinderathsſttzungen im ben 
letverfloffenen Monaten nahmen bie Verhandlungen über ben beveits in einer früheren Rum» 
mer biefer Zeitſchr abgebrudten Kämmerei-Boranichlag auf ba® Jahr 1859 im Anſpruch. Dev 
ſelbe erlitt mur wenige, meift ımerhebliche Abänberumgen; bie wichtigften waren bie Erhöhung 
der Befoldungen bes Realſchuldireltors, des Polizeiinfpeftors nub eines Theils der Polizeibiener- 
ſchaft, die Verbeſſerung der Köhne des Nachtwachtperſonals und der Rathefubrlente und die Ab» 
fireihung ber Ausgabepoft von 1036 Thalern für eine neue Wollwaagebube, nachdem ein hie⸗ 
figer Zimmermeifter ſich erboten hatte, eine foldhe Bube auf feine Koften zu erbauen und ber 
Stadtgemeinde alljährlich gegen einen Miethszins von 120 Thalern zu überlaflen, welches Er» 
bieten angenommen worden war. Auch wurben biejenigen 2000 Thaler, mit denen ber Ge 
meinberath bereit früher bei ber projeltirten Waſch- und Babeanftalt ſich zu betheiligem ber 
ſchloſſen hatte, nachträglich mit im den Etat eingeftellt. Abgeichlofien wurbe derſelbe mit 47,974 
Thlr. 14 Sgr. 11 Pf. Einnahme und 47,110 Thlr. 12 Sgr. 9 Pf. Ausgabe, ſonach mit eimer 
Gewãhrſchaft von 864 Thlr. 2 Sgr. 2 Pf., während der urſprüngliche Boranſchlag mit eimem 
Defteit von 479 Thlr. 27 Sgr. abſchloß. Unter der Einnahme figuriren 12,800 The. Bei- 
träge ber Bürger, Heimathe-, Flur, und Schubgenoffen mach dem Steuerfufie, befiehend im4'% 
Pfennig von jebem Thaler bes in bem Stenerrollen verzeichneten Einlommens. Unter biefer 
Steuer ift jedoch zugleich bie Armenflener mit inbegriffen, welche auf ven Kopf 9 Ger. "ar 
Pf. beträgt, 

Ein Antrag einer Anzahl biefiger Gebäubebefiger auf Abänderung bes Lanbesbranubver- 
fijerungsgefeige® gab bem Gemeinberath Beranlafjung, bei dem eben verſammelten Laudtage im 
dieſer Beziehung dahin zu petitioniven, daß fünftighin geftattet werde, bie Gebäube flatt wie 
bisher zu >/ mach ihrem vollen Taxwerthe bei ber Landesbranbverficherungsanftalt zu verſichern 
daß gewiſſe abjolut feuergefährliche Gebäube von der Berfiherung im dieſer Anſtalt ausgeichlojs 
ſen werben, daß bei ber laffeneintheilung wicht nur bie Beichaffertheit der Gebäude, fonbern 
auch deren Lage und bie Verhältniſſe bes Orts in NRüdficht gezogen werben, eudlich baß bie 
Strohſiederbedachung gänzlich unterfagt werde, — Zur Erleichterung bes Getreibehanbels anf 
den Wochenmärkten wurde beſchloſſen, Meßgeld im Meßhauſe nur von ſolchem Getreide zu for⸗ 
dern, welches bier entweder umgeſackt ober gemeſſen ober gewogen wird, — Um bie mit eimem 
mehrjährigen Kurſus in ber erften Klaſſe der höhern Bürgerſchule verknüpften Uuftatten zu ven» 
meiden, genehmigte der Gemeinberath, daß bieje Maffe in zwei Klaſſen, jede mit einjährigem Kurs 
ſus, getreunt unb eine neue Lehrerſtelle mit einem jährlichen Inhalt von 350 Thalern kreirt 


werde. 
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Gegen die Kmmereirechnung von 1857 war Seitens der Reviſion monirt worben a) daß 
weber ans ber Schreibmaterialien- noch aus der Brennmaterialien ⸗Rechnung der wirkliche Jah⸗ 
resverbrauch diejer Materialien zu erfehen fei, indem ſämmtliche im Jahre 1857 angelaufte 
Schreib- und Brennmaterialien als wirklich verbraucht verausgabt worben feien, während doch 
in der That Vorräthe am Jahresſchlufſe verblieben feien; b) daß in ähnlicher Weile die Ban- 
materialien ⸗· Rechnung ebenfall® nur eine Zufantmenftellung der angelauften und aufgewendeten 
Baumaterialien enthalte, ohne Müdficht baranf, ob bie angelauften Materialien auch wirllich 
zu ben zur Ausführung gebrachten Bauten gebraucht worben feien ober nicht. Zu a. hatte ber 
Gemeindeborftand, was bie Schreibmaterialien betrifft, reſolvirt, daß kUnftighin der Gelbwerth 
ber mit In das Rechnungsjahr herübergebrachten Vorräthe, ſowie der Geldwerth ber am Medi» 
nungefhlnfie vorhandenen Borräthe verzeichnet und darnach nnd mit Bergleidimg des im lau⸗ 
fenden Mechnungsjahre Berausgabten ber wirkliche Jahresverbrauch beſtimmt werde, dagegen 
batte er, die Breunmaterialien⸗Rechnung amlangend, ein anbere® Verfahren abgelehnt, weil ber 
Natnralvorrath am Yahresihluffe, wo er am bedeutenbſten fei, fich micht genam ermitteln lafſe 
und die Konfumtion wicht nach einem beflimmten umb regelmäßigen Maßſtabe erfolge. Zu b. 
wurde zwar bie Erinnerung dom Gemeindevorftiand als begründet zugegeben, allein bei ber fie- 
ten Wechſelwirlung, in welcher der Bauſtall ſowohl wie die Beiäftigung der Arbeiter im Win⸗ 
ter als Vorbereitung file die Sonmmeräibeiten und bie fängere Zeit vorher erfolgte Anfchaffung 
Bon Nohmateriafien zu einander fliehen, wurde bie dom ber Mevifton beantragte überfichtfiche 
Nechnnugsführung abgelehnt, weil fonft eine übergroße Menge Gewährichaftspoften im ber Redh- 
nung fortgetragen pud die Arbeitskräfte für die Baukontrole mehr als bis jetzt ſchon geſchehen, 
vermehrt werben müßten. Der Gemeinberath, welchen biefe Erinnerungen zur definitiven Be- 
ſchlußnahme vorgelegt wurden, erklärte ſich mit beren Beantwortung durch ben Gemeindevorſtand 
einverſtanden. 

— n Meufladt 4D. Aus einer Reihe von Mittheilutigen über ben Gemeindehaus⸗ 
halt zu Neuftadt a. d. O. auf das Jahr 1857, welche der Neuftäbter Kreis-Bote kürzlich brachte, 

entnehmen wir Folgendes: 

Die Einnahme ber Kämmerei werben unter folgenden 6 Sauptlapiteln nachgewieſen: 

U Borrath voriger Rechnung. Rad der auf das Jahr 1856 endgültig abge- 
ſchloſſenen Kämmerreirechnuug wurde in das Yahr 1857 ein Einnahmevorrath von 1669 Thle. 
11 Sgr. 11 Pf. herübergenommen. 

2) Einnahme aus dem Bermödgen unb ben Berechtigungen ber Gr 
meimbe. Die der Gemeinde zugehörigen Felder, Wieſen und Teiche, weldhe dutch Berpadh- 
tung genutzt werben, haben im Jahre 1857: 300 Thlr. 24 Sgr. Pachtgeld eingetragen. Vom 
Rathsleller und in der Pacht mit begriffenen vier Biergebräubeloofen wurde eine Pacht von 
254 Thlr. gezahlt. Das Schießhaus hat im Yahre 1857 einen Ertrag von 181 Thlr. 10 Sur. 
gewährt. Die Hirtenwohnung iſt fie 16 Thlr. jährlich vermiethet, Die Communalwaldung 
bildet eine Haupteinnahmequelle ber Gemeinde. Die Bewirthihaftung ber Waldung erfolgt 
feit 1855 nach einem von ber Großherzogl. Forftinfpection aufyeftellten Betriebsplan. Im Jahre 
1857 Lieferte die Communwaldung einen Baarettrag von 2,282 Thlr. 16 Sgr. Es wirb 
hierbel darauf aufmerkfam gemacht, daß fernerhim vie aus ber Commmmmwalbung gewonnenen 
Nutz ⸗ und Brennhölzer, welche nicht meifibietend verkauft werben, alfo bie Deputat- und zu 
Commungweden abgegebenen Hölger, mit ihrem Gelbwerthe im ven Rechnungen in Einnahme 
und Ausgabe zu Mellen ſein werben, Denn bamn erft wird ber wirkliche Ertrag der Eommınt« 
Walbaug aus ber Kümmereirechnung erfehen und eine Ueberficht barliber, wie viel jebe ber 
hergeſtellten Communbaulichleiten wirkficheit Aufwand erfordert hat, germwontien werben können. 
— Aus dem Obfl- und Weidenpflanzumgen wurben 118 Thlr. 14 Sgr. 6 Pf. erlöſt. — Die 
der Gemeinde zuſtehende Berechtigungen an Erbzinsfrüchten, Geldabzinſen, Lehngeldern ertrugen 
348 Thit. 12 Sgr. 8 Pf., die Junungsabgaben (beim Einſchreiben, vosſprechen und Meifter- 
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werben) 49 Thlr. I Sgr. 1 Pf., die Branntweinihanffätten und ber Branntweinverlaufsgefchoß 
106 Thlr. Das zinstragende Kapitalvermögen der Kämmerei ift gering. Es beſteht haupt- 
Shih nur aus einigen in Darlehne umgewanbelten Reſten und hat 18 Thlr. 10 Sgr. 
Zinfen ergeben. 

3) Einnahme aus bem Braumwefen. Im Jahre 1857 find bier 54 Gebräube 
einfaches Bier, 26 Gebräube Lagerbier und 4 Gebräube Doppel-Bier gebraut worben, im 
Ganzen 8176 Eimer, Bon jedem Eimer fällt eine Abgabe von 6Y, Sgr. in bie Kämmerei; 
biefelbe betrug im gedachten Jahre 1703 Thlr. 10 Sgr. Bon biefer Summe wurden jedoch 
286 Thlr. 13 Sgr. 6 Pf. für 1432, Eimer aus der Stadt verlauften Bier den. Käufern 
reftitwirt, fo daß bie wirkliche Einnahme auf 1516 Thlr. 26 Sgr. 6 Pf. ſich abminbert. Cine 
gleiche Abgabe von 6%, Sgr. für den Eimer wird von demjenigen Bier erhoben, welches von 
außen in bie Stabt eingef übrt wird. Die Einnahme hiefür befland in 56 Thlr. 7 Ser. 6 Bi. 
von 270 Eimern. Für die zum Abbräuen gelommenen, auf Kommungebäuben rubenden Bräu- 
loofe und bie Brohnablöfungsgebräube wurden 286 Thlr. 17 Sgr., an Pfannenzins und Bier 
anlage über 187 Thlr. 3 Sgr. 9 Pi. eingenommen. 

4) Ertrag ber Erpedition bes Gemeinbevorfiandes, Bürger umb 
Einzugsgelder. Der Ertrag ber Expedition bes Gemeinbevorftaubes befland in 132 Tplr. 
5 Sgr. 6 Pf. reinen Sporteln, 185 Thlr. 8 Sgr. Strafgeldern, 8 The. 6 Sgr. für 17 Aufent- 
haltslarten, 12 Thlr. 6 Ser. für 57 Päſſe, 29 The. 10 Sgr. für 113 Paßlarten, 12 Tplr. 
für 123 Haufirfcheine, zufammen aljo 323 Thlr. Nah einem für vie hiefige Stabt errichteten 
Statut if für Gewinnung bes Bürgerrehts von einem Fremden 40 Thlr., von 
einem Einheimischen 8 Thlr., für Erwerbung des Heimathsrechts vonhier einheirathen— 
den Frauensperjonen 20 Thlr. und von jedem mitfolgenden Kinde 8 Thlr. 
Einzugsgeld zu entrihten. Dieſe Sätze könnten wohl nicht höher gegriffen werben, wenn 
es darauf abgejehen wäre, Neuſtadt vor den Fremden gänzlich abzufperren! Wie kann hierbei 
das alte deutſche Grundrecht der Freizügigkeit beftehen?! — Im Jahre 1857 find zu Bürgern 
39 Einheimifhe und 4 Auswärtige verpflichtet worben, 11 frembe Frauenzimmer haben durch 
Berheirathung mit hiefigen Bürgern Heimathsrecht (gegen 12 biefige Frauenzimmer, welche nad 
auswärts fich verheirathet haben) erworben, 2 Kinder find ihnen hierher nachgefolgt. Das 
Schutzgenoſſenrecht haben 36 Perſonen und 9 Perfonen das Flurgenoſſenrecht erlangt. 
Die Gefammtfumme aller dadurch aufgelommenen Einnahmen belief fih auf 753 Thlr. — 

5) Markt- und Waager, Pflafter- und Wegegelber. Die Bruttoeinnahme an 
Pflaſtergeld belief fi im Jahre 1857 auf 706 Thlr. 11 Sgr. 3 Pf. Die Collecturgebühr ber 
neun Haupt- und vier Beieinnahmen befleht in 3 Sgr. 9 Pf. bezlglih 5 Sgr. von jedem 
Thlr. der Einnahme. An den beiden Hebeflellen ber Kellerfiraße mwurben 173 Thlr. 17 Ser. 
Chauſſee und Brüdengelb eingenommen. Die Reineinnahme aus den Märkten belief ſich im 
Jahre 1867 auf 261 Thlr. 9 Sgr. 11 Pf., gegen 303 Thlr. des Vorjahrs. — 

Fortfegung im nächften Hefte. 
Großherzogthum Oldenburg. 


Dldenburg, 19. Mai. Nach einer in ber neuen Gemeinde -Orbnung enthaltenen Ber 
fiimmung hat die Armenverwaltung jeder Gemeinde alljährlich in Öffentlicher Sitzaug 
in Gegenwart der Gemeinbevertreter umb unter Einladung bes ftaatlichen Bezirlsbeamten und 
ber in ber Gemeinbe angeftellten Geiftlichen, fowie (in ben evangelijhen Gemeinben) ber 
Kirchenälteften ven Zufland bes Armenweſens der Gemeinde möglihft umflänblih darzulegen, zu 
geeigneter Mitwirkung anzuregen und zu Vorſchlägen aufzuforbern. Das gefleru ausgegebene 
biefige „Gemeinbeblatt” enthält einen Abbrud des in biefer Beranlaffung erflatteten ausführ- 
lichen Berichts Über das Armenweſen der hiefigen Stadtgemeinde. Wir entuehmen aus bem- 
felben das erfreuliche Ergebniß, daß es mit Hülfe einiger hier befiehenber Wohlthätigleitsvereime, 
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bei fteter Sparfamteit, inebeſondere aber auch bei dem ernftlichen Beftreben, erwachſene Arme 
mit eigenen Kräften fich helfen zu laffen, dagegen hülfloſen Armentindern eine gute Erziehung 
zu geben, gelungen if, bie Zwangsarmenbeiträge immer mehr zu vermindern. Während früher 
in jebem Monate Urmenbeiträge erhoben , folche jelbft in manden Monaten verdoppelt werben 
mußten, haben die Monatsfammlungen von 12 auf 19, bann auf 8, 7 und zulegt auf. 6 er- 
mäßigt werben können, ein Umftand, ber um fo günſtiger ift, als für anbere Zweige ber Ge- 
meinbeverwaltung (Schulweien, Straßenbeleudtung, Pflaflerung neuer Straßen ꝛc.) immer 
größere Ausgaben nothwenbig werben, die eine fleigende Beſteuerung ber Gemeinbeangehörigen 
durch auszujchreibende Gemeinbenmlagen zur Folge haben. 


Baden. 

Freiburg, 5. Mai. Bor kurzem wurde in einem Auszug eine Weberfiht ber Einnahmen 
und Ausgaben ver Gemeinderehnung vom 1858 ber Bürgerſchaft vorgelegt. Wir ent- 
nehmen demſelben bie erfreuliche Mitteilung, nicht nur, daß bie Einnahmen den Boranjchlag 
um 69,895 Fl. 8 Kr. überjchritten, ſondern aud, daß der Bermögensfland ber Gemeinde 
im Jahr 1858 fi) um 42,118 Fl. 30 Kr. vermehrt hat. Bon den Einnahmeüberjhüffen geben 
wieber über ven Boranfchlag gehende, gereihtfertigte Mehrausgaben von 33,207 Fl. 22 Kr. ab, 
fo daß der reine Einnahmeüberfhuß ſich anf 49,861 Fl. 42 Kr. beläuft. Diejer letz— 
tere foll nach ber im Vorbericht gegebenen Mittheilung theil® zu laufenden Gemeinbebepürf- 
niffen und zur Dedung von Ausfällen in ben Cinnahmen buch bie Berbrauchsftener, theils 
zu entiprechenben auferorbentlihen Zweden verwendet werben. Die Gelbeinnahmen betrugen 
202,692 FI. 14 Kr., die Ausgaben 197,131 Fl. 18 Kr., wornad ein Kaffenreft von 5560 FI. 
56 Kr. verblieb. Unter den Einnahmen ift namentlid das Erträgniß der Waldungen ber- 
vorzubeben‘; bafjelbe war zu 48,140 Fl. veranſchlagt und ergab 79,792 Fl. 55 Kr. Es wurben 
nämlich zur Berwertfung aufgemacht 80,620 Kubiffuß Nutz- und Sägholz, 6057 Klaftern Breun- 
holz und 141,984 Wellen, was eine Gefammtjumme von 8354 Maffellaftern darſtellt. An 
Ausgaben auf Waldungen für Gehalte der Förſter und Wald hüter, Diäten, Waldvermeffungs- 
und Tarationskoften, Waldwege und Kulturen, Holzhauer- und Fuhrlöhne ꝛc. find 30,049 FI. 
42 Kr, verzeichnet. Das gefammte Gemeinbevermögen beträgt nach Abzug von 
225,770 81. 50 Kr. Schulden 1,128,332 Fl. 56 Kr. Das Grunbfiodevermögen, nach Abzug 
von 199,238 Fl. 56 Kr. Grundftodsihulben 1,003,999 #1. 38 Kr. 


Großherzogthümer Medlenburg. 

Schwerin, 20. Mai, Aus der am 13. d. flattgehabten gemeinfamen Raths- und bilr- 
gerſchaftlichen Sigung, die nicht Öffentlich war, erfahren wir nach bem in ber Öffentlichen Sigung 
vom 18, d. verlefenen Protololle Folgendes: Rah dem Protokolle der am 30. v. M. vorgewe- 
fenen Revifton der Stabtlaffe ſchloß das Einmahme-Iournal ab mit 30,491 Thlr. 6 Schl., die 
Ausgabe mit 25,150 Thlr. 18 Schl., der Kaffenvorrath betrug alfo 5340 Thlr. 36 Schl. und 
wurde richtig befunden. — Antrag des Magiftrats wegen Erweiterung des nenftäbtiichen Schul- 
banfes. Im Folge der dffentlihen Aufforderung zur fchriftlihen Minus - Licitation find vier 
Offerten zur Uebernahme des projeltirten Anbaues auf Grund ber vorgelegten Baupläne und 
Bedingungen eingegangen. Herr Maurermeifter Rofe hatte die geringfte Forderung zum Be- 
trage von 3750 Thlr. geftellt und war ber Magiftrat bamit einverftanden, ihm ben Bau zu 
Übertragen. Herr Hofbaurath Demmler als Borfigender der betreffenden Deputation bes B.⸗A. 
legte die Mängel bes intenbirten Anbaues und zugleih eim neues Bauprojelt durch Erhöhung 
bes jetzigen Schulgebänbes um eine Etage bar und übergab babei ein Memorandum mit Koften- 
anfhlag unb zwei Plänen. Der B.⸗A. beſchloß, dies Bauprojelt dem Magiftrate zur Annahıne 
zu empfehlen und für dieſen Fall vie VBerwenbung von 2300 Thlr. Ert. aus ver Schulfaffe zu 
bewilligen, auch die Anftellung eines Hillfelehrers und einer Hülfslehrerin in Gemäßheit des 
vom Schulvorftande geftellten Antrages zu genehmigen. 
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Grivig, im Mai. Im der Raths- und Bürgerfigung vom 29. v. M. lam unter 
anberen Gegenfländen nachfolgender zur Verhandlung: Für bie Zeit von Oſtern bis Michaelis 
wirb der Tagelohn flir die Arbeitsleute von 14 fl. auf 16 fl. erhöht, doch muß bie Arbeit 
am 5 Uhr Morgens begonnen und minbefiens bis 7 Uhr Abenbs mit ben gewöhnlichen Unter 
brechungen fortgefet werben. 

Roftod, im Mai. Aus der Sitzung des 1. Duartier6 vom 9. b. theilen wir nach ber 
R. 3. Folgendes mit: Das Quartier geht zuvörderſt einige Revifions-Prototolle durch und 
zwar zuerft das Aufnahme-Prototoll über die Rechnung für das Hospital zum heiligen 
Geift von Johannis 1856,57. Aus der Einnahme find folgende Pofttiomen hervorzuheben: an 
Erb» und Zeitpacht 20,219 Thlr. 3 Schl. (vie Kaien -Mühle trägt jet 1820 Thl. Pacht, während 
das frühere Pachtquautum nur 350 Thlr. betrug); für vermiethete Präbenden und andere 
Häufer findaufgelommen: 379 Thlr., für Präbenben-Erpectangen 116 Thlr. 32 Schl., die Ader- und 
Gartenpacht beläuft fi auf 1882 Thlr. 4 Schl., und find für verkaufte Inventarien und Saa⸗ 
ten aufgelommen 720 Thlr. Die Ausgabe anfangen, wurden an Capitalien 2275 Thlr. 
abgetragen, bie bezahlten Zinfen belaufen fth auf 2497. Thlr. 32 Schl. ein neues Präbenben- 
Hans hat gefoftet 1912 Thlr., ein Pferbeftall zu Barnftorf 2256 Thlr. 18 Schl., der Bau bes 
Jägerhauſes zu Trotzenburg Foftet im Ganzen 1882 Thlr., wovon auf bies Rechnungsjahr 546 
Thlr. 12 Schl. 6 Pf. kommen, auf die Aufräumung bes Teiches zu Kaien⸗Muͤhle und ber Bau 
ber Waffermühle find 1807 Thlr. 11 Schl. 9 Pf. verwendet, die Unterflägungen an Arme 
belaufen fi auf 29079 Thlr. 30 Schl. 9 Pf., der Zufchuß zu ber fäbtifchen Armenorbnung, 
den Schulen und dem Krantenhaufe 2487 Thlr. u. |. w. Die zu verzinſende Schuld des Hos— 
pitals beträgt 79,937 Thlr. 24 Schl. und repräfentiven bie Pachtvorſchüſſe ein Capital von 
13,521 Thlr. 44 Schl. — Ueber das Hospital-Armenhans wird eine beſondere Rechnung ger 
führt. Daffelbe hat ausgebaut werden miffen nnd einen Koftenaufwanb von 2530 Tür. 
41 Schl. 9 Pf. verurfacht, wodurch fih bie für biefe Anftalt angefammelten Capitalien bie 
auf 3941 Thlr. 32 Schl. abgemindert haben. — Aus dem Revifions-Protofofle über bie Eri- 
 minalgerihts-Berwaltung von 1856/57 ergiebt fi), daß bie Criminalgerichts · Verwal⸗ 
tung, mach Abzug ber wiedererſtatteten Ausgaben, ber Stadt 1346 Thlr. 26 Schl. gekoſtet 
bat. — Aus der Bauamts⸗Rechnung auf ben gleichen Zeitraum iſt erſichtlich, daß im 
Ganzen 56,895 Thlr. 44 Schl. 9 Pi. verausgabt wurden; darunter file den Mühlenbau (bet im 
Ganzen 50,955 Thlr. 31 Sch. 6 Pf. koſtet) 16,986 Thlr. 8 Scht. 3 Pf., für Banten umb 
Reparaturen in der Stabt 15,001 Thle. 26 Schl. 7 Bi, für ben Hafenbau auf der Waruow 
5600 hl. 9 Schl. 3 Pf., für den Hafenban in Warnemünde 3592 Thlr. 6 SchL, für dem 
Dampfbagger und die Kellbaggerei 11,813 Tplr. 11 Schl. 3 Pf. u. |. w. 

Nach der berichtlichen Ueberficht der Verwaltung und der fonftigen Berhältnifie bes bie- 
figen Armeninftituts für den Zeitraum vom 1. Juli 1866 bis 30. Juni 1857, welde 
unter bem 30. September 1858 von ben zum Armen-Collegium Berorbneten abgeflattet unb 
demnãächſt abtheilungsweife veröffentlicht ift, betrug die Einnahme der Armenorbnung, wit Ein- 
ſchluß von 29 Thlen, an eingezogenen Capitalien, 30,130 Thlr. Die orbentliche Ausgabe 
betrug: 27658 Thlr., bie außerordentliche Ausgabe 2471 Thlr. Die Ueberfiht des Ber- 
mögensbeftandes Joh. 1857 ergiebt: Die Stadt hat an Armenfleuer erhoben 15,826 Thlr. 
29 Schl. und auf bie Gerichtsarmenpflege zuzuſchießen 1950 Thlr. 23 Schl, Summa 
17,777 Thle. 4 Schl. Dagegen betragen bie Vorſchüſſe der Stabtlaffe 20,500 Thlr., jo daß 
ber Stabt ein Guthaben von 2722 Thlr. 44 Schl. verbleibt. Hieraus erhellt ein nicht um 
bedeutendes Deficit, welches veranfaft ift durch bie in Folge ber Theuerung eingetretene größere 
Hilfsbedürftigkeit, wefentlih aber durch die Koftipieligfeit des Krankenhausbetriebes. Ju letz⸗ 
terer Beziehung ift man feitvem auf Erfparniffe nah Thunlichleit bedacht geweſen. — Der 
Gefammtbetrag ber belegten Juſtituts »Capitalien erreichte Joh. 1857 die Summe von 
55,524 Thlr. Er. — Die Zahl der umterflügten Armen betrug im Jahre 1864/65 1256, 
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1855/56: 1248, 1856/57, wie bemerlt, 1209; die Summe ber Berwenbungen auf dieſelben 
weil’t dagegem im eben ben Jahren folgende Progreifion nah: 20,838 Thlr., 22,314 Thlr., 
230,99 The.  - 


Fürftentfum Schwarzburg. 


Sondershauſen, 8. Mai. Es if vielfach in Öffentlichen Blättern mitgetheift worben, 
daß gegen ben Oberbürgermeißer Münch und zwei andere Beamten ber hiefigen Stabt feit 
mehreren Wochen eine Kriminalunterfuhung eingeleitet worben if. Das ungewöhnliche In- 
texefje, welches dieſe Unterfuhung bier ſowohl als in den benachbarten thüringiſchen Staaten 
exzegt, bie faljchen Nachrichten, welche barliber durch mehrere Lolalblätter verbreitet worben find, 
geronlafjen den Sachverhalt in Folgendem mitzutheilen, Unſer Oberbürgermeifter ift wegen 
Berleitung zum Meineibe, wegen verjchiebener Fälſchungen umb wegen pflihtwibriger Annahme 
von Geſchenlen angezeigt worden. Die Anzeigen wurben durch die vorläufig erhobenen Beweife 
unterflügt, und bie Unterfuchung wird von bem Kreisgeriht in Weimar geführt, weil das zu- 
Rändige Appellationsgericht, bem nur zwei Sonberhäufer als Mitglieber angehören, während 
‚bie fieben anderen Weimaraner und Rubolfläbter find, die Sache wegen perſönlicher Beziehungen 
des Kreisgerichtsperjonals in Sondershauſen zu Münud nah Weimar verwiejen hat. Die Ber- ' 
haftuug Münch's erfolgte auf Beſehl des weimariſchen Unterfuhungsrichters und nachdem bie 
Anklogelammer des kompetenten Obergerichts trotz des eingelegten Relurſes deren Nothwendigleit 
ausgeſprochen hatte. Sie mußte erfolgen, weil Mind verbädhtig if, ein vor das Schwurgericht 
gehörige Verbrechen begangen zu haben, und weil Kollufionen im höchſten Grabe zu befürchten 
Randen, ja ſchon verſucht und gelungen waren. Da ber Angeſchuldigte behauptete, krank zu fein, 
und fi) beharrlich weigerte, das Bett zu verlaflen, der betreffende Phyfitus des Kreisgerichts 
Weimar aber erklärt hatte, daß die Haft ohne machtheilige Folgen für feine Geſundheit voll- 
zogen werben könnte, jo blieb nichts übrig, als ihm mit bem Bett in das Gefängniß tragen zu 
lafien. Er wird dort fo Human als möglich behandelt und die weitſchichtige Unterſuchung, deren 
Leitung in ber Hanb bes Kreisgerichts « Vicebiveltors von Weimar liegt, wirb mit ber größten 
Umfiht und bem pflichttreueften Eifer an Ort und Stelle geführt. Binnen kurzer Zeit ſoll fie, 
wenn nicht bie Inkulpaten ſelbſt Weiterungen weranlafjen, vollentet fein, und es wird ſich dann 
zeigen, daß im biefer traurigen Angelegenheit der Boden bes Geſetzes nicht ein Haar breit ver- 
laflen worben ift. 


Freie Städte. 


x Franffurt am Main, 23. Mai. Während des vierten Gejchäftsjahres bes hiefigen 
Runftvereins (1. April 1858 bis dahin 1859), hat bie Zahl der Abonnenten un 213 fi 
vermehrt. Es wurben für 1954 Fl. mehr Kunſtwerle angelauft, als im vorhergehenden Ge» 
jhäftsjahr und im Ganzen während 1858,59: 486 Kunſtwerle im Betrage von 122,420 Fi. 
ausgeſtellt. Während bes Befichens bes neuen Kunftvereins find für 107,300 FI. Kuuftwerfe 
theils vom Berein, theild buch jeine Bermittelung von Privaten erlauft worden, — Nach bem 
in ber Öeneralverfammlung ber zoolegifhen Gejellihaft am 11, April erftatteten Ge- 
Ihäftsbericht Über den hiefigen Thiergarten (zoologiſchen Garten) find von dem Aktienkapital 
von 100,000 $1.: 80,000 FI. auf Bauten, Anlagen und Anfhaffungen von Zhieren verwendet, 
20,000 Fl. angelegt, welche mit dem Einftanbsgeld der 1500 Abonnenten (15,000 $1.) den Rejerve- 
fonds bilden. Der Garten enthält gegenwärtig 45 Spezies Säugethiere mit 139 Iubivibuen, 103 
Spezies Bögel mit 433 Inbivibuen und 3 Spezies Amphibien mit 12 Imbividıren, zuſammen 
151 Arten mit 589 Individuen. — Die Frequenz ber evangeliſch⸗proteſtantiſchen Schulanftalten 
war in dem verflofienen Schuljahr: 

36 * 
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Gymmaſium 7 Elaffen, 170 Schüler, Durchſchnitt 24,3. 
Mufterfchule 16 Cl., 582 Schüler u. Schülerinnen, Durchſchnitt 36,5. 


Höh. Bürgerfhulel3 „ 578 „u u nr * 44,4, 
Ratharinenfhule 8 „ AM u m Pr " 50,5. 
Allerheiligenſchule „ 08 „ u * " 63,5. 
Weißfranenfhule 8 „ Hl „ m — 70,2. 
Dreifönigsfhule 10 „ 827 82,7. 


Am 15. Mai ift vom Polizeiamt eine une Ordnung für das Stadifuhwert ⸗ befannt 
gemacht worben. 

Die Zahl der Droſchlen ift darin auf 150 beſtimmt. Belanntlih wurbe das hieſige 
Stabtfuhrwert 1840 vollſtändig, bis auf die Farbe ber Pivrde, nah Berliner Mufter eingerichtet. 
Auch die Einrihtung der Fahrmarken ift von dort entnommen unb nahbem die Durchführung 
dieſer Beftimmung lange Zeit außer Uebung gelommen war, jest (durch 8. 12.) wieder einge- 
ſchärft. $. 18. lautet: Diejenigen Droſchken, weldhe den Dienft in den Eiſenbahnhöfen zu ver- 
ſehen haben, find filr beffen Dauer ber allgemeinen Benugung entzogen. Zum Zeichen hat ber 
Kutfcher während dieſer Zeit eine weiße Binde um ben linken Arm zu tragen unb anf Berlan- 
gen hat er eine Karte vorzuweiſen, auf welcher bie Dauer feines Eiſenbahndienſtes verzeichnet 
if. Für eine Biertelftunde oder Fahrt innerhalb der Stadt ift der Tarif bei 1— 2 Berfonen 
12, bei 3—4 Perſonen 18 Kr., bei angezitndeter Laterne 2 Kr. mehr, nad Mitternacht doppelte 
Tare. — Im ber hieſigen Bauthätigkeit ift noch feine Stodung eingetreten, vielmehr bat ber 
Altienverein zur Gründung eines Keftfaalbaues, zwei Breife flir Entwürfe zu demfelben mit 
200 und 100 Ducaten ausgefchrieben. 








IV. Gefetze und Verordnungen. 


Eirkular-Erlad vom 17. Februar 1859, — betreffend die ſichere Aufbewahrung und 
Erhaltung ftädtifher Akten und Urkunden. 


Mittelft Eirkular » Erlaffes vom 3. März 1832 (v. Kamptz Annalen XVIL ©. 666) iſt 
darauf hingewiefen worben, wie bringenb geboten es jet, daß für bie ſichere Aufbewahrung ber 
Alten und Urkunden, welche nicht nur für die Städte wichtig, ſondern auch für die Geſchichts⸗ 
forſcher von Imtereffe fein können, feitens ber ftäbtifchen Behörden Sorge getragen unb bie 
Erfüllung dieſer Pflicht durch bie Auffichtsbehörbe überwacht werbe. 

Wiewohl die Beachtung biefer Vorſchriften durch den Eirkular » Erfaß vom 5. November 
1854 wieber in Erinnerung gebracht worden ift, jo liegt doch Grund zu der Annahme vor, baf 
ber Erhaltung ftädtifcher Urkunden nicht Überall diejenige Aufmerkſamkeit gefchentt wirb, beren 
Anwendung bei ber Wichtigkeit des Gegenftandes gewünſcht werben muß. Jusbeſondere ift auch 
in ver von dem Oberbürgermeifter Piper zu Frankfurt a. DO. herausgegebe— 
nenMonatsfhrift für dentſches Städte und Gemeindewejen Klage barüber 
geführt worben,*) daß fogar werthoolle Urkunden aus ftäptifchen Archiven nicht felten ver» 
fanft werben, daß biefer Berfehr fein unbebeutenver fei, und ber Erport am fiterarifchen 
Alterthümern in Drud und Schrift in das Ausland gerade im neuerer Zeit erheblich zugenom⸗ 
men babe. 

Daneben iſt zur Sprache gelommen, daß fir Freunde und Förberer ber Geſchichtskunde 
viele ſtädtiſche Archive von feinem ober mur von geringem Nuten feien, indem bie Auffinbung 


*) Es gereiht uns zur befonbern ea ung, baß bie höchſte ggg bei ber 
Michtigkeit des Gegenftandes auch auf unfere Mittheilungen im Bande IV.b. biefer Monats- 
fohrift, &. 868. fi. u. ©. 1042. ff. Rüdficht genommen und buch g gegemutenigen Erlaß die 
äbtiichen Behörben zu größerer Aufmerkfamteit — bie Erhaltung und Benutzung ber ſtädtiſchen 
Urkunden hingewieſen hat. D. H. 
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ber barin anfbewahrten Urkunden, weil eine Sonberung und Orbnung berjelben nicht flatt- 
gefunden, mit ungewöhnlihen Schwierigkeiten verlnilpft, wenn nicht ganz unaueführbar fei. 
Daß dieſen Uebelftänden möglichſt begegnet werbe, bafitr muß ich Ew. ꝛc. gefällige Ber- 
mittelung hierdurch ergebenft in Anfpruch nehmen. Ew. ꝛc. wollen insbejondere die Aufmerk- 
ſamkeit der Königlichen Regierungen auf den Gegenftand hinlenlen und biefelben anmeifen, in 
Gemäßheit des $. 50. ber Städte -Ordnung für bie ſechs öſtlichen Provinzen (beziehungsweiſe 
bes $. 49. ver weſtphäliſchen umb 8. 46. ver rheiniſchen Stäbte- Drbnung) ben unzuläffigen 
Berlauf wichtiger Urkunden und Schriftftücde zu überwachen, refp. zu verhinbern, auch in ge- 
eigneter Weife das Interefje der ſtädtiſchen Behörden für Archive anzuregen unb auf bie Son- 
berung und Orbnung ber feßteren, wo foldhe noch nicht erfolgt, hinzuwirlen. Infoweit ben 
ſtãdtiſchen Behörben hierbei die Einholung des Raths eines Sachverftändigen wilnfhenswerth 
werben follte, wird es fich empfehlen, bieferhalb die Hilfe der Königl. Provinzial» Ardhivare in 
Anſpruch zu nehmen, welche ohme Zweifel dazu gern bereit fein werben. 
Bon ber hierauf Seitens Ew. ꝛc. zu treffenden Anorbnung und von bem Erfolge ber- 
jelben, will ich zu feiner Zeit einer gefälligen Mitteilung ergebenft entgegen jehen. 
Berlin, den 17. Februar 1859. 
Der Minifter des Innern. 
Slottwell. 
An 
fämmtlihe Königl. Ober-Präfibien. 
Der Königl. Preuß. Staats-Anzeiger vom 14. Mai 1859. Mr. 114. enthält: 
„Das Erfenntniß des Königlichen Gerichtshofes zur Eutſcheidung ber Kompetenz-Kon- 
flitte vom 30. Dftober 1858 — daß die Eutſcheidung darüber, ob die Koften für 
bie Verpflegung und Heilung eines wegen zwedlofen Umbertreibens arretirten und 
bemnähft erkrankten fremden Bagabonden als polizeiliche Koften der Ortspolizei » Be- 
börbe, ober als Armenverpflegungs-Koften dem Landarmen-Fond zur Laft fallen, ber 
Provinzial-Regierung zufteht und gegen bie Verfügung berjelben ber Rechtsweg un. 
zuläffig if.“ 


Städte-Drdnung für den ganzen Umfang ded K. K. Defterreiiihen Staats, mit 
Audnabme des Iombarbifch-venetianifhen Königreiched, Dalmatiend und bed 
Militair » Grenzlandes. 

Publizirt durch Kaiferliches Patent vom 24. April 1859. 

(im XIV. Stüde des Reiche-Gefetzblattes No. 58.) 


Erſtes Hauptjtüd. 
Bon den Stadtgemeinden überhaupt. 
1. Gtadtgemeinden, die nad der Städte» Drdnung einzurichten find. 
$. 109. Diejenigen Ortsgemeinden, welche mit landesfürftlicher Bewilligung bisher als 
Städte anerlannt find, follen nach der Städte» Orbuung eingerichtet werben, wenn fie bie 
durch das Geſetz zugelaflenen, erforberlihen Mittel befigen, um bie mit ber Stäbte, 
Orbnung vorgefchriebene Einrichtung der Gemeinde zu vollführen und im georbnetem Gange 


zu erhalten. 
2. Andere Stäbdte. 
$. 110, Auf Städte, melde bie zur Einführung und georbneten Erhaltung biefer 
Einrichtung erforderlichen Mittel nicht befigen, find, bis fie im bie Lage kommen, biefe Be- 
dingungen zu erfüllen, die nach ven Berhältniffen des Ortes auf fie anwenbbaren Beftimmungen 
der Stäbte-Drbnung in Anwendung zu bringen. Im Webrigen werben fie nach ber Landge- 
meinde » Orbnung eingerichtet, 
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3. Andere Genteinden. 

8. 111. Andere als dieſe Ortsgemeinden (98. 109. und 110.) Fönmen nur burdy 
kaiferlihe Berfeihung zu Städten erhoben oder mit ber durch hie Stäbte-Örbnung 
vorgezeichneten Einrichtung betheilt werben. 

4. Städte mit befonderen Vorzügen und audzeihnenden Benennungen. 

8. 112, Es bleibt ber Kaiferlihen Entſchließgung vorbehalten, denjenigen Stäbten, bie 
im Reiche eine hervorragende Stellung einnehmen, befonbere Vorzüge nebſt einer fie auszeich⸗ 
nenben Benennung zu verleihen. Die Stäbte, benen bisher amszeichnenbe Benennungen ber- 
lieben find, behalten diefelben. 

5. Innere Stadtbezirke. 

$. 113. Städte von einem beveutenden Umfange und Bevölkerungsſtande können mit 
Geſtattung des Miniſteriums des Innern zur Erleichterimg ber Berwaltung der Gemeinde 
Angelegenheiten in Stabtbezirte abgetheilt werben. 


Zweites Hauptjtüd, 
Bon den flädtiſchen Bürgern. 


1. Begriff. 

$. 114. Stäbtifhe Bürger find jene Perfonen, welde bermalen das Bürgerrecht 
in ber Stadtgemeinde befien, ober in ber Folge biejes Recht durch ausdrückliche Verleihung 
von Seite ber Stadtgemeinde erwerben. 

2. Imdbefondere in den nah dem Bemeindegefehe vom 17. März 1849 

eingerichteten Gemeinden. 

$. 115. Im den Städten, in melden das Gemeindegeſetz vom 17, März 1849 zur An- 
wendung fam, find bermalen nur diejenigen Perfonen den fläbtifhen Bürgern beizuzählen, 
welche bisher das Bürgerrecht duch ausdrückliche Verleihung der Gemeinde erhalten haben. 


3. Verleihung ded Bürgerrechts. 
a) Erforderniffe. 
$. 116, Die Berleihung bes ſtädtiſchen Bürgerrechts fieht ber Gemeinbe zu. 
Das Bürgerrecht darf aber mur bemjenigen männlichen Gemeinde » Angehörigen verliehen 
werben, welche 
a) fih in ber freien Berwaltung ihres Vermögens befinden; 
b) einen unbefholtenen Lebenswanbel führen; 
c) keinem Ausnahıns- oder Ausfhliefungsgrunde bezüglich ber Ausübung bes Stimm- 
rechts unterliegen, und 
in ber Stabtgemeinde einen Hans» ober Grundbeſitz als Eigenthümer ober 
lebensfängliche Nutznießer inne haben, ober eine erwerbfienerpflidtige Un— 
ternehmung ſelbſtſtändig betreiben, ober 
wenn gleich ohne einen Realbeſitz und ohne ben Betrieb einer erwerbfieuexpflichtigen 
Unternehmung ein ihren umb ihrer Familie Unterhalt fihernnes Bermögen befigen, 
und im der Gemeinde ihren bleibenden Wohnſitz haben, unb 
f) in allen dieſen Fällen (d. unbe.) von ihrem Realbefige, Erwerbe ober anderem Ein- 
fommnen ber zur Erlangung des ſtädtiſchen Bürgerrechts mit dem Gemeinde + Statut 
ober einer anbern Anorbnung bvorgefchriebenen Steuerbetrag entrichten. 
b) Ehrenbürgerredt 
$. 117. Die Gemeinde kann öſterreichiſchen Staatsbilrgern, bie ſich um ben Staat, um 
das Land ober die Stadt im vorzüglicher Weiſe verdient gemacht haben, wenn fie auch zu eier 
andern Gemeinde zuftändig find, das Ehrenbürgerrecht verleihen, weiches bie Theilnahme 


d 


— 
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an ben im $. 121. a. b. co. aufgeführten echten ver ftäbtiichen Bürger begründet, ohne bie 
Berpflichtungen derſelben aufzuerlegen. 
Auf die Zuftänbigkeit nimmt dieſe Verleihung keinen Einfluß. 
c) Berleihbungsgebühr. 
$. 118. Befondere Anorbnungen fegen fe, welche Gebühr vom benjenigen, bie über ihr 
Anfuhen das Bürgerrecht erhalten, zu entrichten ift. 
4. Berluft ded Bürgerrechts. 
a) Gründe des Berinftes. 
8. 119. Der ſtädtiſche Bürger verliert das Bürgerrecht: 

=) menu ex aufhört öfterreihifher Staatsbürger, ober 

b) zu ber Gemeinde, im ber er das Bürgerrecht erhielt, zufländig zu fein ; 

@) wenn er wegen eines Berbrehens ober Bergehens ober einer aus Gewinn— 
ſucht ober gegen die öffentliche Sittlichkeit begangenen Uebertretung ſchul⸗ 

big erfannt wird; 

d) wenn er in Konkurs verfallen ift und hieran nicht für ſchuldlos erfaunt wurbe, 

Is beu Yällen a. o. und d. geht auch das Ehrenbürgerrecht verloren, 
b. Insbefondere wegen unfittliden Lebenswaudels. 

84120, Wenn ein ſtädtiſcher Bürger einen unjittlihen, öffeutlihes Aerger- 
niß erregenden Lebenswanbel, ber ihn bes VBürgerrechtes ober Ehrenbürgerrechtes un- 
wärbig macht, am ben Tag legt, fo kann ihm baffelbe durch Erleuntniß der Gemeinde, vorbe⸗ 
haltlih der Berufung an bie vorgeſetzte Behörde, entzogen werben. 

5. Berechtigungen und Vorzüge der ftädtifhen Bürger. 
8. 121. Das ftäbtifche Bürgerrecht umfaßt, umabhängig von ben Berechtigungen, 
bie den Bürgern ala Gemeinde + Angehörigen zuftehen: 

a) das Stimm recht zur Beftellung der Gemeinde» Bertretung ; 

b) die Wählbarkeit zur Gemeinbe- Bertretung und zu Gemeinde + Xemtern ober 
Bebienftungen, für welche biejelben bie erforberliche Befähigung befigen; 

©) ben Ehrenvorzug, daß, wenn fläbtifche Bürger im Affentlihen Verſammlungen 
ober bei amtlichen Berhanblungen in ber Gemeinde ober bei den Staatsbehörben 
mit andern Gemeindegliedern, die das ſtädtiſche Bürgerrecht nicht haben, zufammen- 
treffen, jene vor biejen, unter fih aber nad dem Alter der Erwerbung des Bürger- 
rechts den Rang einzunehmen haben ; 

d) die Theilnahme des ftäbtifchen Bürger und ber Familienglieder beffelben an ben- 
jenigen Stiftungen ober anderen Anordnungen, bie zur Berforgung 
ober Unterſtützung ber fläbtifchen Bürger und deren Angehörigen beftehen ober 
künftig errichtet werben, foweit die Bebingungen ber Theilnahme hieran eintreten; 

e) wenn bie Bürgerfchaft ein von dem Vermögen ber Ortsgemeinde gejdiebenes 
Bermögen befigt, den Mitgenuß ber Nutzungen bieje® Vermögens und ben geſetz⸗ 
mäßigen Einfluß auf deffen Verwaltung und auf bie Verfügung über baffelbe. 


Drittes Hauptftüd. 
Bon der Gemeinde-Bertretung und den Gemeinbe-Aemtern. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon der Gemeinde - Vertretung im Allgemeinen. 
1. Hauptbeftandtheile der Vertretung. 
$. 122. Zur Bertretung der Gemeinde und zur Beforgung ber Ge— 
meinde-Angelegenheiten befteht im jeder Stabtgemeinbe unter dem Borfige und ber 
Leitung des Bürgermeifters ber Stabtmagiftrat als Gemeindevorſtand und ber Ge— 
meinberath als Gemeinde» Ausfhuß. 
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2. Innere Iufammenfegung. 
$. 123. Der Stabtmagiftrat iſt aus dem Bürgermeifter, einer beſtimmten Zahl 
Stadtverordneten, das iſt: dem Stadtmagiſtrate zur Dienſtleiſtung zugewieſener Gemeinde⸗ 
Vertreter und beſoldeter Beamten, ber Gemeinderath hingegen aus dem Bürgermeiſter 
und einer beſtimmten Zahl von Gemeinderäthen zuſammengeſetzt. | 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon ber Betallung und Einrichtung der Gemeinde» Vertretung. 


I. Dufammenfebung und Gliederzahl des Gemeinderaths. 

8. 124. Der Gemeinderath ber Stabtgemeinden, beren Einwohnerzahl: 2500 nicht 
überfchreitet, ift aus dem Bürgermeifter und fehsgehn Gemeinderäthen zuſammengeſetzt. 
Ueberfteigt die Einwohnerzahl 2500, fo wird Ein Gemeinderath mehr nach folgendem 
Berhältniffe beftellt, umb zwar: 

Fir je 500 Einwohner, um welche ihre Gefammtzahl höher iſt ala 2500, jedoch nicht höher 
als 10,000 ; 

für je 1000 Ginwohner, um welche ihre Gefammtzahl Höher ift ale 10,000, jedoch wicht 
höher als 20,000 ; 

für je 2000 Einwohner, um welche ihre Geſammtzahl höher ift ale 20,000,' jebodh nicht 
höher ala 40,000 ; 

für je 4000 Einwohner, um melde ihre Gefammtzahl höher ift ala 40,000, jebach nicht 
höher als 80,000; 

für je 8000 Einwohner, um welche ihre Gefammtzahl höher iſt ala 80,000, jedoch nicht 
höher als 160,000; 

für je 10,000 Einwohner, um welde ihre Gefammtzahl höher ift als 160,000, 
II. Stimmberedhtigte für die Beftallung der Gemeinde - Vertreter, 

1. Befugniffe der Stimmberedtigten. 

8.125. Den Stimmberedtigten in ber Gemeinde fteht zu, die Gemeinbe-Bertreter 
zu wählen, aus denen der Bürgermeifter und bie Stabtverorbneten genommen wer- 
ben unb ber Gemeinberath gebilbet wirb. 


2. Hauptarten bderfelben. 
g. 126. Stimmberedtigt, d. i. zur Ausübung bes geſetzmäßigen Einfluffes anf bie 
Beftallung ber Gemeinde-Bertretung berechtigt, find entweber: 

1) Einzelne Perſonen und benjelben beigezählte Körperfchaften, Vereine und An- 
ftalten, bei benen bie mit dem gegenwärtigen Geſetze (5. 127. 128.) ober mit be- 
fonberen Anorbnungen feftgejegten Erforberniffe ber Stimmberechtigung eintreten 
ober 

2) Körperfhaften, bemen unabhängig bon ber auf ein Beſitzthum ober einen Er- 
werböbetrieb gegrünbeten Stimmberedtigung (3. 1.) viefelbe durch Laiferliche Be- 
willigung verliehen mwirb. 

3. Einzelne Perfonen. 
a. Erfordbernifje der Stimmberedtigung. 
8, 127. Die Rimmberehtigten Perjonen find: 

1) Die ftäbtifchen Bürger und Ehrenbürger. 

2) Andere Gemeinbeglieber, bie wenigfteng feit Einem Jahre 
a) einen inmerhalb ber Gemeinde »- Gemarkung gelegenen Grund» ober Haus- 

bejit als Eigenthümer ober Tebenslängliche Nutznießer inne haben, wobei, wenn 
ber Befiger bie Liegenfchaften von einem feiner Verwandten in auf» ober abflei- 
gender Linie oder Gefhwifter ober von feinem Ehegatten erworben hat, bie 
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unmittelbar biefer Erwerbung vorhergepangene Dauer bes Beſitzes biefes feines 
Nechtögebers in das borgefchriebene Jahr einzurechnen iſt; 

b) in ber Gemeinde eine ſelbſtſtändige erwerbfieuerpflichtige Beſchäf— 
tigung treiben, ober 

c) wenngleich ohne einen Realbefit und obme ben Betrieb einer ſolchen Beſchäftigung 
ein ihren Unterhalt fiherndes Bermögen befigen und in ber Gemeinbe 
ihren bleibenden Wohnſitz haben, und 

d) in allen viefen Fällen (a. b. 0.) vom ihrem Nealbefige, Erwerbe ober anberm 
Einkommen an birelter Steuer ben zur Begründung ber Stimmbe- 
rechtigung vorgefchriebenen Betrag emtrihten. Das Ausmaß bes letzteren 
wirb für jedes Rand abgefonbert feftgefegt unb kund gemacht, 

b. Rörperfhaften und Gefellfchaften, bie ven einzelnen Berfonen beige- 
zäblt werben. 

8. 128. Den flimmberechtigten einzelnen Gemeinbeglievern ($. 126. 3. 1.) find aud 
Körperfhaften, Bereine und Anftaltem beizuzählen, wenn bei ihnen bie mit bem 
8. 127. 3. 2. a. b. d. vorgezeichneten Bebingungen eintreten. 

© Ausnahme und Ansihliefungsgrände von ber Stimmberedtigung. 

8. 129. Perfonen, welche eine Armenverforgumg genießen, in einem Gefinbe- 
verbande flehen ober wie Taglöhner, Gefellen oder andere gewerbliche Gehilfen einen jelbfi« 
ſtändigen Erwerb nicht haben, find, fo lange biefe Verhältniſſe dauern, von der Ausübung 
des Stimmrehts ausgenommen. 

Ausgefhloffen aber find: 

a) Perfonen, welche wegen eines Berbrehens ober Bergehens, ober einer aus 
Gewinnfucht ober gegen bie öffentliche Sittlichkeit begangenen Ueber- 
tretung ſchuldig erfannt, ober wegen eines Berbrehens blos aus Unzulänglichkeit 
ber Beweismittel von ber Anklage freigefprochen worben find; 

b) Jene, gegen welche wegen einer firafbaren Hanblung ber unter a. bemerkten Art 
das rafgerichtlihe Verfahren eingeleitet wurde, während ber Dauer 
berfelben ; 

c) Iene, Über beren Bermögen ber Konkurs eröffnet wurde, in fo lange bie Eribar- 
Berhanblung dauert, und nad Beendigung berfelben, wenn fle hieran nicht für 
ſchuldlos erfannt worben find; 

d) Jene, welche zur Zeit der Wahlhanblung mit einem Rückſtande an ben ihnen in 
ber Gemeinde vorgefähriebenen direlten Steuern ober bem hierauf umgelegten 
Zuſchlägen aushaften; 

e) Diejenigen, bie mit ver NRehnungslage Über eine von ihnen geführte Berwal- 
tung eines Gemeinbe-Bermögen® ober einer Gemeinbe-Anftalt, nach Ablauf ber zur 
Borlegung der Rechnung eingeräumten Friſt, ſich durch längere Zeit als Einen 
Monat im Rüdftande befinden. 

d. In Abſicht auf den Befig vom Liegenfhaften. 

8. 130. So lange fi ein ffimmberehtigter Nugnießer in bem lebensläng- 
lichen Genuſſe einer Liegenfchaft befindet, bleibt bie Stimmberechtigung des Eigenthümers 
berfelben, jebod nur foweit dieſe Berechtigung ſich auf das Eigenthum jener Liegenfchaft gründet, 


eingeftellt. 
4. Ausübung ded Stimmrechtes. 
a) Minberjähriger, Euranden und der Frauensperfonen. 
$. 131. Das Stimmrecht fünuen nicht perfänlich ausüben: 
a) bie unter Bormundfchaft oder Kuratel ſtehenden Perfonen, Der Bormund 
ober Kurator kann fie perfönlich ober durch einen Bevollmächtigten vertreten ; 


554 


by Kratiensperfonen. Der Ehegatte vertritt feine mit ihm im ehelicher Gemein- 
haft lebende Ehegattin; ambere fiimmberechtigte Fraueusperſonen können ſich 
durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen. 
b) des Staates und öffentlicher Fonde. 

8. 182. Der Staat und bie öffentlichen Fonde werben als Grund⸗ ober Haus⸗ 
befiter ober Inhaber einer Gewerbs⸗Unternehmung bei ber Ausübung bes hieranf gegründeten 
Stimmrechtes durch diejenige Perfon vertreten, welche die zur Leitung ber Verwaltung bed ge- 
dachten Beftgthums oder Erwerbes beftallte Behörde beftimimt. 

e) Der Körperfhaften und Bereine 

$. 133. Rörperfhaften, Vereine und Gefellfchaften über ihr auf ben g. 128. 
gegrünbetes Stimmrecht durch diejenige Perſon, welche fle nach den befiehenben geſetzlichen ober 
geſellſchaftlichen Beſtimmungen nach aufen zu vertreten berufen if, oder durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten, welchen fie eigens für bie Ausübung ihres Stimmrechtes beftellen, aus. Beruht 
das Stimmrecht zufolge des $. 126, 3. 2., auf einer befonderen Bewilligung, fo gilt, wenn 
nicht die leßtere anders verfügt, derſelbe Grundſatz. 

d) Der Abwefenben. 

8. 134. Nebſt den in ben 88. 131. bis 138. angefilhrten Perfonen dürfen ſich deeq 
einen Bevollmächtigten diejenigen ftimmberechtigten Gemeindeglieder vertreten laſſen, die im 
öffentliden Staats. ober Gemelnde-Interefje vom Gemeinde-Orte abwejend fhib, 

e) Bevoll mächtigte. | 

8. 135. Nureigen berechtigte öſterreichiſche Staatsblirger männlichen Geſchlechtes, benen 
feines ber in dem $. 129. aufgeführten Hinderniffe im Wege flieht, Finnen ale Vertreter 
ober Bevollmächtigte aus den Stimmberechtigten berfelben Gemeinde das Stimmrecht eines 
andern in deſſen Namen ausüben. 

Kein Bevollmächtigter, gefeßlicher oder gerichtlich beftelkter Vertreter darf bei einer Wahl- 
handlung mehr als Einen Stimmfähigen vertreten. 


II. Wählbare zur Gemeinde-Wertretung. 
1. Erforderniſſe. 
g, 136, Wählbar zu einer Stelle in ber Gemeinbebertretung find diejenigen ftimm- 
berechtigten Gemeinbegliever männlichen Geſchlechts, welde: 
a) das breißigfte Lebensjahr zurüdgelegt haben, und 
b) in ver freien Berwaltung ihres Bermögens flehen, und 
c) feit brei Jahren an direkter Steuer ben zur Ausilbung des Stimmrechtes vor- 
geihriebenen Betrag entrichtet haben, und übrigens 
d) Sofern andere gefeliche Anorbnungen noch andere Erforberniffe vorzeichnen, dieſelben 
erfüllen. 
2. Gründe der Ausnahme und Ausſchließung. 
$. 137. Bon ber Wählbarkeit ausgenommen find: 
a) bie vom Stimmrechte ausgenommenen Perfouen; 
b) Militärperfonen überhaupt unb bie mit Beibehaltung des Militärcharalters 
ansgetretenen DO ffiziere; 
c) die befoldeten Beamten und bie Be ber Gemeinde, fo lange fie ſich im wirl- 
lichen Dienfte befinden. 
Ausgefhloffen find: 
1) die vom Stimmredte ausgeſchloſſenen Perfonen; 
2) diejenigen, gegen welche wegen einer an bie Gemeinde ſchuldigen Zahlung 
ober perfönfichen Leiftung Erelutionsfchritte im Zuge find. 
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IV. Wahlen. 
1. Wähler: Slaffen. 

8. 138. Zum Behufe ver Wahl ver Gemeinbevertreter werben bie ſtimmberechtigten Ge⸗ 
meinbeglieber anf Grundlage ihres Beſitzthums, ihrer Beihäftigung und ihres Einkommens in 
brei Wählerklaffen gereiht, unb zwar in bie 

Erfte Wäplerklaffe: Die Eigenthümer ober lebenslänglicen Nutznießer des inuer- 
bald ber Gemarkung der Stadtgemeinde gelegenen Grunb- ober Hausbeſitzes. 

Zweite Wählerklaffe: Diejenigen, welde eine ftäubige drtlihe Handels» 
oder andere Gewerbs-Unternehmung, d, i. eine folde erwerböftenerpflichtige Unter» 
nehmung ausüben, welche entweber ausſchließend in ber Stadt betrieben wird, ober für welche 
der Sit der Gefchäftsleitung ſich in der Stabt befinbet, 

Dritte Wähnlerllaffe: Alle anderen Stimmberehtigten. 

2. Zahl der Vertreterftellen, die duch Wahl zu beftimmen find. 

8.139. Die Gefammtzahl der Gemeinbepertreter, welde vom ben Stimm⸗ 

berechtigten zu wählen finb, hat zu umfafjen: 
a) Die Zahl der im Gemeinderathe unbejegten ober durch ben bevorſtehenden 
Austritt einzelner Glieder fih erdffnenben Stellen ($. 124). 
b) Zene der unbeſetzten oder zur Erledigung gelangenben Stadtverordneten ($. 180). 
e) Die Zahl ver Erfagmänner; biefelbe iR mit eimem Drittpeife jener ber 
Gemeinbräthe und Stabtverorbueten zur beſtimmen. 
3. Wahlrecht der ftädtifgen Bürgerſchaft als folder. 
$.. 140. Das Gemeinde-Statnt ober eine befondere Anorbnung beftimmt, ob umb welcher 
Theil diefer Gefammtzahl-Bertweter don ber fdtiſchen Bürgerfhaft als Körperſchaſt zu 
benennen fei, und ob, dann im welchem Verhältniſſe andere Körperſchafteu außer den mit bem 
8. 128. bemerkten Fällen am der Benennung ber Gemeinbevertveter Theil zu nehmen haben. 


4. Vertheilung der Bahl der Vertreter unter die Wähler: Klaffen. 
a Grundſatz. 

8. 141. Die nach Abzug der Gemeindevertreter, bie von ber Bürgerfhaft ober an- 
bern Körperfhaften als ſolchen ernannt werben ($. 126. 3. 2, und $. 140.), ſich er 
gebenbe Zahl der Gemeindevertreter wird auf bie brei Wählerllafſen mit Rüdfiht auf 
bie für jebe berfelben entfallende Steuerſumme wertheift. Zeigen ſich bei der Umlegung auf bie 
einzelnen Mäplerklaffen Bruchtheife, fo merben bie durch Zuſammenzählung dieſer Bruchtheile 
fi) ergebenden Einheiten zu der auf die zweite Wählerklaſſe eutfallende Zahl ber Bertreter hin- 
zugeſchlagen. 

b. Zuſammenziehnng zweier Wählerklaſſen. 

z. 142, Die jweite und dritte Wählerklaſſe ſind zur vereinten Vornahme ber 
Wahlhandlung zufammenzuziehen, wenn bie eine oder bie andere dieſer Klaſſen micht einmal zwei 
Gemeinbevertreter zu ernennen hätte, ober wenn in ber einem ober in der anbern bie Zahl ber 
Stinmmbereihtigten nicht einmal das Dreifache der durch fie zu beſtelleuden Zahl ber Gemeinbe- 
Bertreter betragen würde. 

e. Einreihung der Stimmberechtigten in die Wählerklaffen. 

8. 143, Gehört ein Stimmberechtigter vermöge feines Beflges, Erwerbes und Einfom- 
mens in bie erfle, zweite und dritte Wählerffaffe oder in zwei berfelben, fo ift er zur Ausübung 
feines Stimmrechte in die Wählerklaſſe einzubeziehen, welcher er nah dem höchſten ber ihm 
obfiegenben Stenerbeträge angehört, mb bei gleichem &tewerbetrage in die Wählerklafſe, im 
welcher die Zahl der Stimmberedhtigten, ober fofern auch dieſe gleich wäre, bie 
Steuerfumme ber Wäplerflaffe die geringere ift; wenn aber auch hierin Gleichheit be- 
Hände, in die Wählerklaffe, zu welcher er ſich erklärt. 
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5. Wahlkörper. 
a. Bildung derſelben. 

. 8. 144. Im jeder Wählerklaſſe werben nach Zuläſſigkeit, mit Rückſicht auf bie Zahl der 
bahin gehörigen Stimmberehtigten, auf die Zahl der durch die Wählerklafſe zu beftellenden Ge- 
meinbevertreter und auf bie Größe bes Mbftandes zwiſchen ven Stenerfchufvigkeiten ber einzel- 
nen Stimmberedhtigten brei ober zwei Wahlkörper in ber Art gebildet, ba auf jeben ber- 
ſelben eim gleicher Antheil der Geſammtſteuerſchuldigkeit ſämmtlicher zur Wählerklaſſe gehörigen 
Stimmberehtigten zu entfallen hat. 

In den erften Wahlkörper werben bie Höchfibeftenerten bis zur Erſchöpfung des erften 
Drittheils der Gefammtfleuerfumme der Stimmberehtigten, in bem zweiten Wahlkörper bie hier- 
auf folgenden bis zur Erfhöpfung bes zweiten Drittheild ber gebachten Steuerfumme und bie 
übrigen in ben britten Wahllörper gereiht. 

Werben nur zwei Wahlförper gebilbet, fo gehören die Höchftbeftenerten bis zur Erſchöpfung 
ber Hälfte der Stenerfumme in ben erften und bie übrigen in ben zweiten Wahllörper. 

Läßt fih nach ber Größe ber Steuerſchuldigkeit nicht beftimmen, welcher unter meh- 
nn Stimm - Berechtigten zu einem beftimmten Wahllörper zu zählen ift, fo entſcheidet das 

008, 
b. Zuweifung der Stimm-Beredtigten an bie Wahlkörper. 

- 8.145. Bei ber Zuweifung ber Stimmberedtigten am bie einzelnen Wahl- 
Pörper find nicht blos bie Steuern, bie der Stimmberedhtigte in feiner Wählerklafſe entrichtet, 
fonbern deſſen gefammte in ber Gemeinde vorgejchriebene, zur Begründung ber Stimmberedhti- 
gung geeignete Stenerfhuldigleit, d. i. biejenige direlte Geſammtſteuerſchuldigleit, welche von 
allen Arten des Einkommens, foweit baffelbe zufolge 8. 28,, 3. 1. bis 4. und $: 29,*) zur 
Beitragsleiftung für die Gemeinvelaften verpflichtet if, gebührt, in Auſchlag zu bringen. 

©. Bertbeilung der Bertreterfiellen unter bie Körperſchaft. 

$. 146. Die auf jede Wählerllaffe entfallende Anzahl der zu beftellenden Gemeiubever- 

treter wird unter bie Wahllörper, die aus der Wählerklaſſe gebildet werben, gleich vertheilt. 


*) Die allegirten $$. im Gemeinde⸗Geſetz lauten: 
$. 28, Aut Leiftung von Beiträgen für bie durch das Einfommen vom dem Cigen- 
thume der Gemeinde nicht gebedten Gemeinbelaften einer Ortsgemeinve find verpflichtet: 

1) ber geſammte inmerbalb der Gemarkung berjelben gelegene Grund.» und Hausbeſitz, 

fomweit nicht ber 5. 12, eine Ausnahme feſtſetzt. 

2) Jede Gewerbsunternehmung welche in der Drtsgemeinbe ihren Standort hat. Er- 
ſtredt fi) ber Betrieb des Gewerbes auf zwei oder mehrere Gemeinden, fo wirb ber 
Standort der unmittelbaren Gejchäftsleitung ber Unternehmung als Standort ber 
letgteren betrachtet. Gehören aber zu einer Gewerbs - Unternehmung außerhalb bes 
Standortes derfelben ſolche Filial-Gewerbsunternehmungen, welde in ihren Stand» 
orten nah ben Borfchriften Über bie birefte Befteuerung ber Gewerbe einer von 
bem Hanptunternehmen gefchiedenen Stener unterliegen, fo trifft biefelben nad 
Maß diefer Steuer die Verpflichtung zur BVeitragsleiftung für die Gemeinbelaften in 
ben Orten in denen bieje Filial-Unternehmungen beftehen. | 
Die in der Ortsgemeinde wohnenben Gemeinde-Angehörigen nach Maß ber bireften 
Befteuerung ihres Einkommens vom perfönlichen Bezligen, eigenem Erwerbe unb 
beweglichen Bermögen. 

Jeder Einwohner ber Ortsgemeinde nach Maß der direlten Beftenerung von feinen 
in der Ortsgemeinde flüffigen perfönfihen Bezügen, dem in derfelben ftattfinden- 
ben eigenen Erwerbe und feinem in biefer Gemeinde angelegten beweglichen Ber- 


mögen. 

$. 29. Hofs und Staatsbeamte und Diener, dann Militair » Perfonen, ſowie deren 
Wittwen und Waifen, Fönnen in Anfiht auf ihre —— und aus dem Dienſt⸗ 
verhältniſſe entſprungenen Penſionen, Proviſionen, Erziehungsbeiträge und Gnaben- 
genüffe zu einer Leiftung an bie Ortsgemeinde nicht beigezogen werben. Auch durch 
geſetzliche Congrua ver Seelforger und öffentlichen Schulleyrer buch Gemeinde⸗Um⸗ 
lagen nicht geſchmälert werden. 


3 


— 


4 


— 


557 
Ergiebt ſich bei ber Theilung ein Reſt und iſt die übrig bleibende Zahl Eins, fo wird biefe 
eine Stelle dem erften Wahlförper, macht bie übrig bleibende Zahl hingegen Zwei aus, fo wird 
eine dieſer Stellen dem erften und bie andere bem zweiten Wahllörper zugewieſen. 
6. Wahlbezirke. 

$. 147. Die vorgeſetzte Behörbe kann, wenn bie bedeutende Zahl der Stimmberechtig- 
ten ober andere Örtliche Verhältniſſe die Eintheilung ber Stadtgemeinde in Wahlbezirke noth- 
wenbig machen, dieſe Eintheilung für ſämmtliche oder einzelne MWählerlaffen bemwilligen. Die 
Zahl der Gemeindevertreter, welche jeder einzelne Wahlbezirk zu benennen hat, wirb nad) dem 
mit dem $. 141. feftgefettten Maßſtabe beſtimmt. Im Imnern eines jeden Wahlbezirls und in 
bemfelben jeder Wählerflaffe ift fih nach den $$. 141. bis 146. zu benehmen. 


7. Waͤhlerklaſſen. 
8. Deren Einrihtung. 

$. 148. Ueber alle ſtimmberechtigten Gemeinbeglieber find nach Wählerklaſſen und Wahl- 
bezirten Wählerliſten zu verfaffen. 

Die Stimmberedtigten find in jeder Wählerlifte nah der Größe ihrer Steuerſchul— 
bigleit zum reihen, bergeftalt, daß die Höchfibefteuerten die erften, die Minberbefteuerten aber 
bie folgenden Stellen einzunehmen haben. 

Befinden fich zwei ober mehrere mit gleicher Steuerſchuldigkeit in einer Wählerlifte, fo 
if derjenige, ber das Bürgerrecht in der Stabt erlangt hat, dem Andern, bie mit bemfelben 
nicht verfehen find, umb ſoweit auch im diefer Beziehung die Verhältniffe gleih wären, ber im 
Lebensalter weiter Borgerlidte dem Jüngeren vorzufegen. Träte auch hierin Gleichheit ein, fo 
bat die Reihung der Einzelnen von der Behörde mit dem Borbehalte zu gefhehen, daß, wenn 
e8 nad bem Ergebniffe der Wahlhanblung darauf anfäme, welcher von ihnen zufolge bes $. 
154., 3.2., zum Gemeinbe » Vertreter zu ernennen fei, hierüber das 2008 zu entſcheiden 
babe. 

Die Steuerbeträge werben In jeber Wählerliſte ſowohl für bie verſchiedenen Steuergattungen, 
als auch im Ganzen fummirt und abgeſchloſſen. 

b. Belauntmadung. 

8. 149. Die Wählerliften find wenigftens ſechs Wochen vor ber Wahl zu Jebermanns 
Einficht aufzulegen. Im der Belanntmachung hierüber ift eine Präffufivfrift von vier Wochen 
zur Anbringung von Einwendungen bagegen feitzufegen. Unter dem Borfige des Bürgermeifters 
ift ein eigener Wahlausſchuß aus einer gleihen Zahl Gemeinberäthen und Rathsgliedern bes 
Magiftrats zu bilden, welche jeder biefer beiven Rathelörper aus feiner Mitte erwählt. Diefer 
Ausfhuß hat über die Einwendungen, welde gegen bie Wählerliften innerhalb der vorge- 
ſchriebenen Frift erhoben werben, unverzüglich enpgiltig zu entfcheiden und bie al® gegründet 
erfannten Berihtigungen oder Ergänzungen fogleich vorzunehmen. ine Berufung gegen bie 
Entſcheidung des Wahlausſchuſſes findet mit einhaltenber Wirkung nicht Statt, woburd jeboch 
eine Bejhwerbeführung nach der Wahlhandlung bei ber vorgefegten Behörde nicht ausge» 
ſchloſſen if. 

Drei Tage vor ber Wahl darf in dem Wählerliften keine Beränderung mehr vorgenom⸗ 
men werben, 


V. Woahlhandlung. 


1. Ausfchreibung. 

8. 150. Die Vornahme der Wahl it acht Tage vor dem Beginn berfelben vom 
Magiftrate in ortsüblicher Weile fund zu machen. Im der Kundmachung ift anzugeben, an 
welchen Orten und Tagen und zu welden Stunden fih bie Stimmberechtigten zu verſammeln 
und welche Zahl Stellen fie zu ernennen haben. 
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2, Leitung. 

8. 151. Die Wahl wirb durch eigene Wahlkommiſſionen geleitet. Für jebe in einem 
Wahllkörper vereinigte Wahlverfammlung ernennt der Bitrgermeifter eine Wahllommiffion, befte- 
hend aus einem Gemeinderathe ober einem Mitglieve des Magiftrates als Borfigenden und aus 
zwei ſtimmberechtigten Gemeinbegliebern. 

Der vorgefetten Behörde fieht es zu, zur Wahlhandlung Kommiffäre mit ver Beftim- 
mung abzuorbnen, bie Aufrechtaltung der Rufe und Ordnung und bie Befolgung bes Geſetzes 


wahrzunehmen, 
3. Verfahren in der Wahlbandlung. 
$. 152. Bei ber Wahl handlung bienen folgende Beſtimmungen zur Richtſchnur: 

1) der Wahlhandlung bürfen nur fiimmberechtigte Gemeinbeglieber beimohnen. 

2) Die Wählerklaſſen und in bemfelben die Wahlkörper verfammeln fi ab- 
gejonbert. 

3) Im jeder Wählerllaſſe hat der britte Wahllörper zuerft, hierauf ber zweite Wahllörper, 
und zulegt ber erfte Wahlförper die Wahlhandlung vorzunehmen. 

4) Jeder Stimmberechtigte hat perfönlich zu ericheinen, Die Stimmgebung buch einen 
Audern findet nur im bem geſetzlich zugelaffenen Fällen Statt. 

5) Die Stimmgebung gefhieht durch Stimmzettel, auf weldhen bie in bem Wahl- 
ausschreiben dem bezüglichen Wahllörper zur Wahl zugewiejene Zahl der Gemeinbe- 
vertreter mit beren Mamen deutlich zu verzeichnen iſt. 

Bei Ueberſchreitung biefer Zahl find bie überzähligen auf dem Stimmzettel zu⸗ 
letzt angeſetzten Namen unberüdfichtigt zu laſſen. 

6) Jeder, ber feinen Stimmzettel abgegeben bat, ift aufzuforbern, zu einer fpäteren 
Stunde bed Tages fi) wieder am Berfammlungsorte einzufinden, um nötbigen 
Falles die Stimmgebung erneuern zu können. 

T) Nach Ablauf der zur Abgabe der Stimmzettel feſtgeſetzten Frift wird am Wablorte 
ſelbſt von der Wahllommiffion die Eröffnung der Stimmzettel und bie Stimmzählung 
vorgenommen. 

8) Sollte die Zahl ber Stimmberechtigten, bie ihre Stimme vorjhriftsmäßig abgegeben 
haben, fo gering fein, daß fie nicht einmal das Dreifache ver dem Wahllörper zur 
Ernennung zugewiefenen Stellen erreicht, jo lann eine gültige Wahl nicht zu Stande 
fommen, und es ift die Verhandlung mit ber Berzeihnung der erſchienenen Stimm- 
berechtigten und mit ber Feftftellung ber Bemerkten eine gültige Wahl ausſchließen⸗ 
den Thatfadhe zu beenbigen. 

(Hortjegung folgt im nächſten Hefte.) 





V. 
Siteratur. 
Jahresbericht über die Verwaltung ded Medizinalweiend, der Krankenauftelten und 
die öffentlichen Gefundheitöverhältnifie der freien Stadt Frankfurt, 
(Herausgegeben unter Mitwirfung bes Phyſilats von dem Ärztlichen Verein. I. Jahr- 
gang 1857. Frankfurt a. M., I. D. Sauerländers Verlag. 1859. ©. 287.) 


Da das oben bezeichnete Werk vielfach mit dem Inhalt ber Monatsfrift zufammentrifft, 
fo wollen wir in Folgendem kurz bie Punkte hervorheben, welche für bie Leſer befonberes Inte- 
reſſe haben dürften, zunächſt aber über Zwed und Plan derjelben einiges Allgemeine fagen. Die 
feit einer Reihe von Jahren im immer fleigenber Ausbilbung über ben Kanton Zürich 
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erſcheinenden Berichte deſſelben Titels haben zum Vorbild gedient und bie Berhältniffe von Frauk⸗ 
furt boten ſich leicht einer derartigen Nacheiferung bar. . 

Die freie Stabt Frankfurt ſtellt mit ihrem wenig umfangreichen Lanbgebiete ein in fi 
abgerunbetes und verhältnißmäßig leicht zu überſehendes Ganze bar, das fih in manden Puul⸗ 
ten bon andern Staaten und felbſt Städten nicht unweſentlich unterſcheidet. Eine durch faft 
alle Stände verbreitete Wohlhabenheit läßt ger mauche Schäblikeiten, die an anbern Orten ſich 
mächtig geltend machen, hier gar nicht ober doch nur im geringerem Maaße auflommen ober erleich- 
tert auch deren Befeitigung. Auch die Mittel, biefe Verhältniſſe im Einzelnen kennen zu lernen, 
find in veicherem Maaße vorhanden ald an vielen andern Orten. Wir erfreuen uns zahlreicher 
Kranten- und Pflegeanftalten, die häusliche Armenkranlenpflege it in ausreichendem Maaße und 
zwedmäßig georbnet und endlich beſitzt Frankfurt eine große Zapl nahe mit einander verbunbener 
Aerzte, bie befähigt und geneigt find, an ber Löfung ber vorhanbenen Aufgabe fih zu be 
theiligen. 

Inbhalt. 


Erſter Theil. Beiträge zur Topographie der freien Stadt Frankfurt. 
1. Die Ortsbefimmung Frankfurt's, von Dr. Toren. 

Der Paulsthurm liegt 50° 6' 45“, 6 nördlicher Breite, 26° 20° 82”, 7 öftficher Länge 
von Ferro, 302 parifer Fuß über dem Spiegel der Mosdjee. Die mittlere Meereshöhe von Frant- 
furt beträgt 310 parifer Fuß, mwonad bie gänzlich faljche Angabe bei v. Klöden, Hank» 
buch der phyſiſchen Geographie. Berlin, 1859. S. 947, der 360 Fuß angiebt, zu berich⸗ 
tigen iſt. 

I. Der Boden von Frankfurt am Main, 
eine ſehr grünmbfiche Abhandlung von Dr. D. Bolger, deren erfter geſchichtlicher Theil ©. 
3 — 50 füllt. Der Berf. warnt dor der erft im vorigen Jahr von dem mittelcheinifhen geolo- 
giſchen Verein duch Ludwig in Darmftabt heransgegebenen geologiſchen Eharte der Fran: 
furter Gegend (die Section Offenbach mitbegriffen), welche reich an Fehlern iſt. 
III. Die meteorologifhen Berhältnijfe Frankfurt's, von Dr. Joſ. Wallad. 

Nach früheren Beobachtungen ift die mittlere Jahrestemperatur mit 80 R. ermittelt; bier 
werben die Verhäftniffe des Jahres 1857 näher mitgetheilt. Seit 1853 ift Frankfurt übrigens 
eine meteorologiſche Station des preußifchen Beobachtungsnetzes. 

Iv. Ueberfidht des Standes und ber Bewegung ber Bevölkerung in den 
Jahren 1851 — 57, 
beſonders in dem leßtgenannten Jahre, von Dr. ©. Barrentrapp. Wir verweiſen deshalb 
auf die Monatsichrift, Jahrgang 1858, ©. 1041, Jahrgang 1859, S. 292, und fügen zur Er- 
fänterung der daſelbſt gegebenen Zahlen bie Bemerlung bei, daß im den Aufftellungen ber 
Standesbuchführung zwar alle in Frankfurt vorgelommenen Tobesfälle aufgezeichnet find, ba- 
gegen etliche Geburten jährlich fehlen. 

Es hat dies folgenden Grund. Die Territorialität des Franffurter Friedhofs fönnen bie 
fremden Regierungen nicht leugnen, bagegen aber wollen bie öfterreihiihen Befagungstruppen 
für Trauungen und Geburten, und die preußiſchen für Geburten allein ben hiefigen Eivilftand 
nicht anerfennen, während bie bairiſche Regierung im wohlverftandenen Interefje ihrer Angehö- 
rigen alle dieſe Angelegenheiten durch die hiefige Civilftandsbehörde ordnen läßt. Es erſcheiut 
beshalb das Verhältniß der Todesfälle zu den Geburten etwas ungünfiger, als es wirklich ift. 

Zweiter Theil. Aerztlihe Berichte über dad Jahr 1857. 
Einleitung. Darftellung ber Mebizinaleinrihtungen, vom Physicus 
primarius Dr. Mappes. 

Die Zahl der Mebizinalperfonen betrug in bem angegebenen Jahre: wirklich ausübenbe 
Aerzte in ber Stabt 69, auf dem Lande 3, zuf. 72; Chirurgen in der Stabt 21, auf dem Lanbe 
3, zuf. 24; Zahnärzte in der Stadt 8, außerhalb 2, zuf. 10; Tpierärzte 4 in der Stadt, 1 auf 
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dem Lande, zuf. 5; Hebeammen in ber Stabt 12, auf dem Lande 11, zuf. 28; Apotheker in ber 
Stabt 11, auf bem Lande 2, zuf. 13, 
I. Ueberſicht ver im Jahre 1857 in Frankfurt am Main vorgelommenen 
Zobesfälle u. f. w., von Dr. Kellner, 
(vergl. Jahrgang 1858, S. 1041), nebft einem Anhange Mittheilungen Über bie Leichenhäufer. 
U. Leiftungen ber Hofpitäler und dahin gehörigen Anftalten. 

Dir enthalten uns anf die Refultate der einzelnen hier abgehandelten Krankenanftalten, 
benen fi bie Krankenabtheilungen des Waifenhaufes und Berforgungshaufes anfchließen, hier 
näher einzugehen, ba biefe Anftalten ſchon ans ben ausführlichen Berichten im Jahrgang 1857 
den Lejern der Monatsjchrift befannt find. Den Schluß machen Wbtheilungen 

II. Thätigleit ber Armenärzte umb 
IV. Biffenfhaftlide Bereine und Anftalten. 

Jahresbericht des ärztlichen, bee milcoscopifchen Vereins, Gefchichte der Anatomie (vom 
Dr. Lucä) und der Sendenbergifhen Bibliothel (von Dr. Stricker). Wir wünfchen dem (ele- 
gant ausgeftatteten) Buche die Beachtung, welche e8 jo ſehr verdient und baldige Nahahmung in 
anbern größeren deutſchen Städten. 








9 A. Maſcher. Die ſtädtiſche Kommunalverfaſſung oder ver ſtädtiſche Kommunal- 
Beamte Preußens, Potsdam, Horvath’ihe Buchhandlung. 528 ©. gr. 8. — Der Rüdblid, 
den ber erſte Abjchnitt bietet, emtwidelt die Geflaltung bes, preußifchen Stäbtewejens von ber 
älteften Zeit bis zur Gegenwart nah Gedichte und Recht. Ein anerlennenswerthes Duellen- 
ſtudium und eine wiffenfhaftlihe Durdarbeitung bes Materials zeichnen dieſen Theil aus. 
Die folgenden Abſchnitte behandeln die amtlichen Berhältniffe der Gemeindebeamten, bie Stabt- 
gemeinde »Berfaffung, die ſtädtiſche Poligeiverwaltung, ber Schlußtheil endlich befchäftigt ſich 
mit ber Stabtobrigleit ald Organ der Staatsgewalt. Im biefem Gefammtinhalte bildet das 
Berl ein erihöpfendes Handbuch für ftäbtifche Gemeinbebeamte, Stabtverorbnete, Stabtbürger, 
es giebt bem höhern Berwaltungsbeamten eine leichte und bequeme Einficht in den Organismus 
ber Aäbtifchen Verwaltung und verbient inner, wie außerhalb Preußens bie Beachtung aller 
derjenigen, welche ſich fuͤr deutſches Stäbtewejen im Allgemeinen inteseffiren. 





Drud der Hofbuhdruderel von TZrowipfh und Sohn in Frankfurt a. d. D. 
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